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*  VORWORT. 


Der  durch  die  Veranstaltung  der  Eisenbahn-Gesetzsammlung  angestrebte 
Zweck,  das  gesaramte  jeweilig  geltende  Material  der  Eisenbahn-Gesetz- 
gebung in  systematischer  Anordnung  der  Oeffentlichkeit  zur  Verfügung 
zu  stellen,  setzt  behufs  vollständiger  Verwirklichung  die  successive  Heraus- 
gabe der  nachträglich  erfliessenden  Normen  um  so  mehr  voraus,  als  die 
rasch  fortschreitende  Entwicklung  des  Verkehrslebens  in  einer  durch- 
greifenden Umstaltung  der  legislativen  und  administrativen  Grundlagen 
des  Eisenbahnwesens  ihren  nothwendigen  Ausdruck  findet. 

Umfang  und  Tragweite  der  seit  dem  Abschlüsse  des  dritten  Bandes 
zugewachsenen  Materialien  haben  schon  binnen  Jahresfrist  das  Bedürfnis» 
nach  einer  Vervollständigung  der  Eisenbahn-Gesetzsammlung  durch  ein 
teu  wichtigsten  Novellen  bald  nachfolgendes  Supplement  nahegelegt.  Die 
inzwischen,  und  zwar  bezüglich  der  Einleitung  und  des  allgemeinen 
Theiles  in  der  Zeit  vom  1.  Juli  1871  bis  Ende  Juni  1872,  bezüglich 
4es  besonderen  Theiles  aber  vom  1.  August  1871  bis  Ende  October  1872 
alg  dem  Zeitpunkte  des  Beginnes  der  Drucklegung  erflossenen  Nachträge 
bilden   demnach  den   Gegenstand  des  gegenwärtigen  Ergänzungsbandes. 

Bei  der  Zusammenstellung  ist  die  bisher  beobachtete  Eintheilung 
und  Reihenfolge  der  Materien  im  Allgemeinen  beibehalten,  und  nur  bezüg- 
lich einzelner  Unterabtheilungen  insoweit  modificirt  worden,  als  die  über- 
wiegende Fortbildung  einiger  Zweige  der  staatlichen  Eisenbahnverwaltung 
ein  Zusammenfassen  der  früher  nach  anderen  Gesichtspuncten  ein- 
gereihten Bestimmungen  im  Interesse  der  Uebersichtliohkeit  wünschens- 
werth  erscheinen  Hess. 

Es  erübrigt  noch,  das  Supplement  dem  gleichen  freundlichen  Wohl- 
wollen zu  empfehlen ,  dessen  sich  die  Eisenbahn-Gesetzsammlung  über- 
haupt bisher  in  so  reichem  Masse  zu  erfreuen  hatte. 

Wien,  Ende  November  1872. 
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Zu  Ii  Das  k.  k.  Handelsministerium. 

1.  Mittelst  AllerhöchsterEntsehliessungvora  6. Juli  1 872,  Z.  17.744-4070 
H.  M.  *),  C.  Bl.  Nr.  56,  wurde  der  Handelsminister  anlässlich  derErtheilung 
der  von  der  Union-Bank  in  Verbindung  mit  den  Consortien  des  Nikolaus 
Riggenbach  und  des  Victor  Ritter  v.  Ofen  he  im  angesuehten  Ton 
cession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Loeomotivbahn  mit  Zahnradbetrieb  von 
Nu 8  s  d  0  r f  auf  den  Kahlenberg  ermäehtigt,  a  u  c  h  i  n  Z  u  k  u  n  f t  fit  r  a  h  n 
liehe  Bergbahn-Unternehmungen  mit  der  Bewilligung  zum 
Haue  und  B  e tri eb e  vor z u ge h e n. 

m)  Obwohl  die  vorstehende  Allerhöchste  Kntschliessung  eist  nach  dem  für  den  Absehiiis* 
dieses  Ergäniungsheftea  festgestellten  Termine  (Ende  Juni  1872)  erllossen  ist.  schien  dieselbe 
doch  von  zu  unmittelbarem  Interesse,  um  ihre  Aufnahme  bis  tu  einem  späteren  Nachtra^shefte 
zu  verschieben. 


Zu  II :  Die  k.  k.  General-Inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen. 


2.  Diensteintlieiliuig 

für  die  ßaiubtheilung  der  k.  k.  G'eneral-lnspedion  der  österreichischen  Eisenbahnen. 

Hingeführt  auf  firund  der  dem  Berichte  vom  28.  August  1871,  Z.  3795— 1483-1,  unter  dem 
G.  Oclober  1871,  Z.  781-H.  M.  ertheilten  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Das  ganze  dem  k.  k.  Handelsministerium  unterstehende  Gebiet  des 
Kaiserstaates  wird  bezüglich  der  der  Bauabtheilung  der  General-Inspection 
zustehenden  Ucberwachung  der  Eigenbahnlinien  in  vier  Bezirke  (In- 
spectorate)  eingetheilt. 

Jedem  dieser  Inspectorate  steht  ein  Inspector  vor,  welchem  nach 
Möglichkeit ,  wie  auch  nach  Erfordernis«  eine  geeignete,  eventuell  nach 
Bedarf  wechselnde  Anzahl  von  Commissären  und  Adjuucten  zugetheilt  wird: 
der  Inspector  hat  jeden  Gegenstand,  der  auf  irgend  eine  der  in  seineu 
Hezirk  fallenden,  schon  im  Baue  befindlichen  oder  erst  projectirten  Bahnen 
Being  nimmt,  zu  prüfen,  das  sonach  zu  Veranlassende   Cominission,  Actis 
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scrnug  etc.)  entweder  persönlich  oder  aber  durch  die  ihm  zugewiesenen 
Organe,  jedoch  stets  unter  seiner  eigenen  Verantwortung,  möglichst  sehneil 
zu  erledigen,  und  sodann  dem  dazu  bestimmten  Oberinspeetor,  beziehungs- 
weise dem  Vorstande  der  Abtheilung  je  nach  Umständen  entweder  zu 
rcferiren  oder  aber  ein  Operat  zur  Approbation  vorzuleben. 

Mit  Rücksichtnahme  auf  die  bisher  schon  bestandene  Vertheiluug  der 
einzelnen  Mahnlinien  wurden  die  Grenzen  der  vier  Bezirke  ( Inspectorate I  hl 
folgender  Weise  festgestellt  : 

1.  Der  T.  Bezirk  wird  im  Westen  und  Norden  von  Hävern  und  Sachsen, 
im  Osten  durch  die  Linie  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staats-Eisenbahn 
Gesellschaft  und  zwar  in  ihrer  Ausdehnung  von  Bodenbach  Uber  Prag  bis 
Koliii,  sodann  durch  die  österreichische  Nordwestbahnlinie  Kolin-  Iglau- 
Znaim-Stockerau-Wien  und  im  Süden  durch  die  k.  k.  priv.  Kaiserin  Elisabeth- 
Bahn  Wien-Linz-Lambach-i  Gmundeni-Salzburg  begrenzt. 

Die  bezeichneten  Theilstreekcn  der  k.  k.  priv.  Staats-Eisenbahn-Gesell- 
sehaft  sowie  die  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Nordwestbahn  sind  als  ausser- 
halb dieses  Inspeetorates  ,  dagegen  die  k.  k.  priv.  Kaiserin  Elisabeth-Bahn 
als  innerhalb  desselben  gelegen  zu  betrachten. 

2.  Der  II.  Bezirk  hat  als  Westgrenze  die  eben  skizzirte  Ostgrenze  des 
I.  Inspeetorates  tvon  Bodenbach  bis  Wien),  sowie  die  Sildbahnstrecke  Wien 
Semmering;  im  Süden  wird  dieser  Bezirk  durch  die  österreichisch-ungarische 
Grenze,  im  Osten  und  zwar  bis  in  die  Höhe  von  Lundenburg  durch  die 
österreichisch-ungarische  Grenze,  im  weiteren  Verlaufe  durch  die  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahnstreeke  Lundenbnrg-Prerau-Olraütz.  sodann  durch  die 
Staatsbahnlinie  Ohnütz-Biidigsdorf,  und  von  dort  weiter  durch  die  mährisch 
sehlesisehe  Landesgrenze  abgeschlossen;  die  Nordgrenze  dieses  II.  Bezirkes 
wird  durch  die  österreichisch  sächsische  und  preußisch«-  Tieichsgrenze 
gebildet. 

Die  genannten  Südbahn-  und  Nordbahntheilstreekcn  werden  als  ausser- 
halb dieses  Bezirkes,  die  Staatsbahnstrecke  dagegen  als  innerhalb  desselben 
gelegen  betrachtet. 

:t.  Der  III.  Bezirk  begreift  die  noch  erübrigenden  Theile  der  Markgraf 
schaft  Mähren  und  des  Herzogthumes  Schlesien,  feiner  das  Königreich 
Galizien  und  die  Bukowina  in  sich. 

4.  Der  IV.  Bezirk  endlich  umfasst  den  südlich  der  Kaiserin  Elisabeth 
Bahn  und  westlich  der  SUdbahnlinie  Wien-Scmmering  gelegenen  Theil  des 
Erzherzogthums  Oesterreich,  sodann  die  Kronländer  Steiermark.  Salzburg, 
Kärntheu,  Krain.  Tirol  und  Vorarlberg,  Istrien  und  Dalmatien. 

Ausserdem  bestehen  neben  der  Bezirkseiutheilung  folgende  rtpeeiellf 
Fachreferate : 

1.  Das  Referat  Uber  Hochbauten,  StationsplKtze.  feuersichere  Her- 
stellungen lt.  dgl. 
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if.  l>as  Referat  über  die  Brüekenobjecte  aller  Bahnen. 
*>.  Die  Leitung  der  Tracirungen ;  endlich 

4.  Das  Referat  für  den  internen  Dienst  derBanabtheilung  mit  Einschluss 
der  statistischen  Arbeiten  und  des  Archivwesens,  sowie  der  Evidrnzhaltung 
und  Bewegung  der  Materialien  (Instrumente,  Requisiten  etc.). 


3.  Dieiist-Eintheilimg 

für  die  BetrielisaUhe  luuii  <ler  k.  k.  (ieneral-lnspection  der  österreichischen  Eisenbahnen. 

Hingeführt  mit  Genehm iglMg  des  k.  k.  Handelsministeriums  zufolge  des  Circulars  vom  21.  August 

1871,  Z.  560*2 — 4214  —  II. 

Zur  Besorgung  des  gesammten  Dienste*  der  Betriebsabteilung  der 
General-Inspection  werden  7  Inspectorate,  ein  administrativ-commereielles 
Departement  und  eine  mechanische  Abtheilung  aufgestellt. 

.Fe<lem  Inspectorate  ist  eine  Gruppe  von  Eisenbahnen  zugewiesen  und 
zwar : 

1 .  Dem  Inspectorate  1 : 

u)  Sämmtliche  Linien  der  österreichischen  Staats  Eisenbahn-Gesellschaft 
und  der  Brünn-Rossitzer  Eisenbahn. 

b)  Sämmtliche  Linien  der  Busehtiehrader  Bahn. 

c)  Die  Aussig-Teplitzer  Bahn. 

d)  Die  Turnau-Kralup-Prager  Eisenbahn. 
i' )  Die  böhmische  Xordbahn. 

2.  Dem  Inspectorate  II: 

ii)  Sämmtliche  Linien  der  Südbahn -Gesellschaft. 
b)  Die  Graz-KöHacher  Eisenbahn. 

3.  Dem  Inspectorate  III : 

ii)  Sämmtliche  Linien  der  Kaiser  Ferdinands-Novdbahn. 

b)  Die  Wiener  Verbindungsbahn. 

c)  Die  Mährisch-Schlesisehe  Nord  bahn. 
il)  Die  Kaschau-Oderberger  Bahn. 

e)  Die  Östrau-Friedländer  Bahn. 

4.  Dem  Inspectorate  IV: 

n)  Die  Galizische  Carl  Ludwig-Bahu. 

h)  Die  Lemberg-Czernowitz-.Tassy  Eisenbahn  bis  zur  rumänischen  Grenze. 

5.  Dem  Inspectorate  V: 

ii)  Die  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  und  die  Salzluirg-IIalleiner  Bahn. 
b)  Sämmtliche  Linien  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn. 

6.  Dem  Inspectorate  VI: 

»)  Die  Kaiser  Franz  Josef-Bahn. 
b)  Die  böhmische  Westbahn. 
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7.  Dom  Inspectorate  VII: 
u)  Die  österreichische  Nordwest-Bahn. 
h)  Die  »Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn. 
r)  Die  Zittau Reichcnbcrger  Eisenbahn. 

Den  Inspeetoraten  obliegt  die  nmittelbare  l'eberwachung  des  Be- 
triebsdienstes der  im  Betriebe  stehenden  Eisenbahnen  in  allen  Zweigen 
denselben. 

Zu  diesem  Itahufe  haben  die  Inspectorate  die  ihnen  zugewiesenen  Linien 
periodisch  wenigstens  einmal  im  Monate  zu  bereisen,  wahrgenommene  Uebel 
stände  in  welch'  immer  für  einem  Dienstzweige,  soweit  es  in  ihrem  Wirkungs- 
kreise liegt,  sogleich  im  kurzen  Wege  abzustellen,  über  alle  gemachten  Wahr- 
nehmungen zu  relationiren  und  wenn  es  sich  um  Anstände  handelt,  die  sich 
nicht  gleich  an  Ort  und  Stelle  beheben  Hessen,  die  zur  Itahebung  derselben 
geeigneten  Antrage  zu  erstatten ;  bei  den  auf  der  Hahngruppe  vorkommenden 
Kommissionen  und  erforderlichen  Falls  auch  bei  Commissionen  auf"  anderen 
Linien  zu  interveniren,  die  einlangenden  Rapporte  über  den  Verkehr  der 
Züge  zu  prüfen  und  die  etwa  nöthigen  Bemänglungen  zu  entwerfen,  über  vor- 
gekommene Bahnunfälle  und  Verkehrsstörungen  eine  genaue  Vormerkung  zu 
lühren,  die  hierüber  eingelangten  Erhebungsacten  zu  prüfen  und  in  wichtigen 
Fällen  die  Erhebungen  an  Ort  und  Stelle  vorzunehmen,  so  wie  endlich  alle 
jene  Gesehäftsstücke,  welche  nicht  in  den  Wirkungskreis  des  administrativ- 
commerciellen  Departements  oder  der  mechanischen  Abtheilung  fallen,  der 
Erledigung  zuzuführen. 

Nebst  diesen  allgemeinen  Geschälten  der  Inspectorate  wird  zur  Erzielung 
einer  Gleichartigkeit  in  Behandlung  der  Geschäfte  noch  besonders  zuge- 
wiesen : 

Dem  Inspectorate  l:  Die  Prüfung  und  Evidenzhaltung  der  Instructionen, 
insofern  sie  nicht  commereieller  Natur  sind,  und  somit  dem  commereiellen 
Departement  zur  Prüfung  zukommen,  oder  die  Zugförderung  betreffen  und 
daher  von  der  mechanischen  Abtheilung  zu  prüfen  sein  werden: 

Dem  Inspectorate  V:  Die  Prüfung  und  Evidenzhaltung  der  Fahr- 
orcjnungen  mit  Ausnahme  der  Militär-Fahrordnungen,  welche  letzteren  nebst 
allen  militärischen  Angelegenheiten  dem  Inspectorate  III  zufallen. 

Die  Prüfung  der  Fahrordnungen  hat  jedesmal  im  Einvernehmen  mit  dem 
Inspectorate  der  betreffenden  Lhre  stattzufinden,  und  hat  letzteres  das  In 
spectorat  V,  beziehungsweise  III,  auch  bei  der  Prüfung  zu  unterstützen : 

Dem  Inspectorate  III  wird  ausserdem  das  Archiv  der  Betriebsabtheilung 

zugewiesen. 

Die  für  die  einzelnen  Gruppen  aufgestellten  leitenden  Beamten  sind  für 
die  Führung  der  Geschäfte  ihres  Inspectorates  zunächst  verantwortlich,  und 
haben  daher  für  eine  entsprechende  möglichst  gleichmässigc  Vertheilung  der 
Geschäfte  des  Inspectorats  Sorge  zu  tragen 
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Organisation  »1er  Eisenl>»tin-Behor<ien. 

A.  Das  administrativ-Kommerzielle  Departement 

besteht  aus  3  Abtheilungen  : 
n)  Für  die  Tarifangelegenheiten, 

h)  Mir  allgemeine  administrative  und  für  Personalangelegenheiten. 
r).  für  Eisenbahnstatistik. 

Diesem  Departement  kommen  zu : 

Alle  auf  das  Tarifwesen  Bezug  nehmenden  Agenden,  namentlich  die 
Prüfling  der  Meilenzeiger  und  der  Tarife  und  die  Evidenzhaltung  derselben  ; 
der  Verkehr  mit  den  Handels-  und  Gewerbekammern  behufs  Beurtheilung  des 
Einflusses  der  Tarife  auf  die  Rentabilität  der  Bahnen  einerseits,  und  auf  die 
Produetion  des  Handels  und  Verkehrs  anderseits,  erforderlichen  Falles  die 
Inrerve n innig  bei  den  Tarifconferenzen  der  Bahnen,  die  Prüfung  der  Betriebs- 
rechnungen der  mit  einer  Zinsengarantie  ausgestatteten  Bahnen,  wozu  übrigens 
nach  Bedarf  auch  die  betreffenden  Inspectorate  beizuziehen  sein  werden; 
Prüfung  und  Evidenzhaltung  der  auf  den  commerciellen  Dienst  Bezug  neh- 
menden Instructionen,  Beurtheilung  der  das  Transportwesen  im  Allgemeinen 
betreffenden  Angelegenheiten;  Evidenzhaltung  von  Beschwerden  in  Trans 
Portsangelegenheiten,  und  Einleitung  der  diessbezüglichen  Erhebungen.  — 
Zusammenstellung  der  monatlichen  Uebersichten  Uber  den  Zugsverkehr; 
Militär-Aspiranten  und  sonstige  Personalangelegenheiten,  Evidenzhaltung 
und  Beeidigung  des  Bahupersonals,  dann  der  Kanzleidiener  der  General- 
Inspection;  Sammlung  und  Zusammenstellung  der  auf  die  Eisenbahnen  Bezug 
nehmenden  statistischen  Daten ;  Bereisung  der  Bahnen  behufs  Ueberwachung 
derselben  mit  Beziehung  auf  den  Transportdienst  im  Allgemeinen  und  zwar 
behufs  des  Studiums  der  commerciellen  Verhältnisse,  sowie  zur  Vornahme 
spezieller  Erhebungen. 

B.  Der  mechanischen  A  b  t  h  e  i  I  u  n  g 

obliegen  alle  auf  das  Werkstätten wesen  Bezug  nehmenden  Agenden,  die  Vor- 
nahme von  Kessel-  und  Locomotivprllfungen;  die'Führung  der  Vormerkungen 
hierüber  und  über  Rad-,  Achsen-  und  Tyresbrüche,  die  Begutachtung  aller 
Fragen,  welche  mechanische  Einrichtungen,  den  Fahrfundus  der  Bahnen  und 
die  Postambulancewagen  betreffen,  dann  die  Vornahme  der  Revisionen  über 
den  Zustand  der  Fahrbetriebsmittel. 

Zur  leichteren  Uebersicht  in  der  Zutheilung  der  Geschäftsstücke  werden 
die  Inspectorate  mit  den  Numern  I,  II,  III,  IV,  V,  VI.  VII,  das  administrativ- 
commercielle  Departement  mit  A  und  die  mechanische  Abtheilung  mit  B 
bezeichnet. 
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enthaltend  <lie 

Vorschriften  über  die  Concessionirung,  den  Bau,  den  Betrieb 
und  den  Verkehr  der  Eisenbahnen. 
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Zu  I :  Vorschriften  über  die  Concessionirung  der  Eisenbahnen  und 
die  aus  derselben  entspringenden  Rechtsverhältnisse. 


A.  Generelle  Bestimmungen. 

Nachträge  zum  Eisenbahn-Ooneessionsgesetze  vom   14.  Sep 

tember  1854.  R.  G.  Bl.  Nr.  238. 

Die  Verpflichtung,  bei  Besetzung  gewisser  Dienstposten  auf  ausgediente 
l'nteroffi eiere  des  k.  k.  Heeres  vorzugsweise  Rücksicht  zu  nehmen,  ist  den 
Eisenbahn  -  Unternehmungen  bisher,  da  die  kaiserliche  Verordnung  vom 
19.  December  1853,  R.  G.  Bl.  Nr.  266,  diesslalls  nur  für  die  ganz  oder  zum 
Theile  aus  Staatsmitteln  dotirten  Anstalten  und  insbesondere  für  die  Staats 
Eisenbahnen  unmittelbar  verbindliche  Kraft  hatte ,  im  Sinne  des  §.21  der 
«itirten  Verordnung  bei  Gelegenheit  der  Concessionscrtheilung  mittelst  Auf- 
nahme specieller  Bestimmungen  in  die  Coneessionsurkunde  und  in  die  Gesell 
schaftsstatuten  auferlegt  worden.  Da  die  Ucberwachung  des  Vollzuges  der 
erwähnten  Verpflichtung  einen  Theil  des  Geschäftskreises  der  k.  k.  General  - 
inspection  tler  Österreichischen  Eisenbahnen  bildete .  haben  die  bezüglichen 
Vorschriften  bei  der  Darstellung  des  Wirkungskreises  der  genannten  Behörde 
im  1.  Bande  dieser  Sammlung  Aufnahme  gefunden.  Nachdem  jedoch  die 
Gesetzgebung  neuestens  umfassende  und  eingreifende  Bestimmungen  über 
•Uesen  Gegenstand  getroffen  hat,  welche  nunmehr  einerseits  auf  die  bestehen 
<len  und  zu  concessionirenden ,  vom  Staate  subveutiouirten  oder  garantirten 
Eisenbahnunternehmungen  unmittelbar  Anwendung  finden,  anderseits  bei  der 
Concessionirung  aller  für  den  öffentlichen  Verkehr  bestimmten  Eisenbahnen 
zur  Geltung  zu  kommen  haben,  schien  es  entsprechend,  diese  Bestimmungen 
als  Ergänzung  der  das  Eisenbahnconcessionswesen  regelnden  Vorschriften 
und  insbesondere  als  Nachtrag  zum  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  Sep 
tember  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  hier  folgen  zu  lassen. 
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1.  Gesetz  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  C.  Bl.  Nr.  46, 

über  die  Verleihung  von  Anstellungen  an  ausgediente  rnterofficiere. 

Zui-  Ausführung  der  Bestimmungen  des  §.  38  des  Wehrgesetzes  vom 
f>.  Deeember  1808,  R.  U.  Bl.  Nr.  151  vom  Jahre  1868,  linde  Ich  mit  Zustim- 
mung der  beiden  Häuser  des  Reiehsrathes  zu  verordnen,  wie  folgt: 

§•  1- 

Unteroffieiere ,  welche  zwölf  Jahre,  darunter  wenigstens  acht  Jahre  als 
Unteroffieiere  im  stehenden  Heere,  in  der  Kriegsmarine  oder  in  den  Stämmen- 
und  Abtheilungen  der  Landwehr  activ  gedient  haben  und  gut  eonduisirt  sind, 
erlangen  dadurch  den  Anspruch  auf  die  Verleihung  von  Anstellungen  im 
öffentlichen  Dienste,  dann  bei  vom  Staate  subventionirten  Eisenbahn-,  Dampf- 
schiffs- und  anderen  Unternehmungen  (§.  38  den  Wehrgesetzes). 

Die  in  der  Eigenschaft  eines  Titular -l'nterofneier*  zurückgelegte  Dienst 
zeit  wird  in  die  achtjährige  Unterofficiers- Dienstzeit  eingerechnet. 

Den  gleichen  Anspruch,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der 
Dienstjahre,  erlangen  ferner  jene  Unteroffieiere,  welche  vor  dem  Feinde  oder 
in  Ausübung  des  öffentlichen  Sicherheitsdienstes  durch  Verletzung  für  den 
Militärdienst  untauglich  geworden  sind  .  ohne  hiedurch  die  Verwendbarkeit 
fllr  Civildienste  verloren  zu  haben 

§.  3. 

Zur  Befriedigung  dieser  Ansprüche  werden  für  die  im  §.  1  und  2  bezeich- 
neten Unteroffieiere 

1.  gewisse  Dienstposten  ausschliesslich  vorbehalten,  und 

2.  wird  ihnen  bei  Verleihung  anderer  Stellen  der  Vorzug  vor  Mitbe- 
werbern eingeräumt. 

Die  für  Unteroffieiere  vorbehaltenen  Dienstposten  sind: 

a )  Alle  Dienerschafts-  und  Aufsichtsposten  bei  den  k.  k.  Behörden,  Gerich- 
ten, Aemtern,  Straf-  und  allen  jenen  Anstalten,  welche  ganz  oder 
zum  Theile  aus  Staatsmitteln  unterhalten  werden; 

b)  die  in  die  Kategorie  der  Amts-  und  Kauzleidiener ,  des  niederen  Auf- 
riebt* und  Betriebsdienstes  gehörigen  Posten  bei  den  vom  Staate  sub- 
ventionirten oder  garantirten  Eisenbahn- ,  Dampfschiffs-  und  anderen 
Unternehmungen,  welche  entweder  erst  eoncessionirt  werden,  oder  wel- 
che schon  concessionirt  und  durch  ihre  Statuten,  ConcessioiiRiirkunden 
oder  in  anderer  Weise  verpflichtet  sind,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
auf  ausgediente  Unteroffieiere  Bedacht  zu  nehmen. 
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Dje  definitive  oder  provisorische  Eigenschaft  der  Bedienstung  hat  auf 
diesen  Vorbehalt  keinen  Einfluss. 

§.  5. 

Bei  Besetzung  der  Beamtenstellen  im  Kanzlei-  und  Manipulationsfaehe 
bei  den  im  §.  4,  a)  und  b)  genannten  Behörden,  (ierichten,  Acmtern,  Anstal- 
ten und  Unternehmungen,  welche  nicht  an  Beamte,  die  schon  in  einem  Gehalts- 
bezuge  stehen,  oder  an  Quiescentcn  verliehen  werden,  wird  den  anspruchs- 
berechtigten Unterofficieren,  deren  volle  Befähigung  hiefiir  nachgewiesen  ist, 
der  Vorzug  vor  den  übrigen  Mitbewerbern  eingeräumt. 

Den  gleichen  Vorzug  haben  sie  bei  Besetzung  der  Stellen  in  der  k.  k. 
Civil-Sicherheits  und  in  der  Finanzwaehe  zu  gemessen. 

Die  Verzeichnisse  der  vorbehalteneu  Dienstposten  und  der  Beamten 
stellen,  bei  deren  Verleihung  den  ansprnehsberechtigteii  Unterofficieren  der 
Vorzug  eingeräumt  ist,  sind  im  Verordnungswege  zu  sammeln,  in  Evidenz 
zu  halten  und  von  Zeit  zu  Zeit  kundzumachen. 

Den  Unterofficieren,  welche  nach  diesem  Gesetze  den  Anspruch  auf  ein«* 
vorbehaltenc  Dienerstollc  (»der  auf  den  Vorzug  bei  Verleihung  von  Beamten-, 
stellen  erlangt  haben,  wird  hierüber  vom  Kriegsministerium,  beziehungsweise 
vom  Ministerium  für  Landesvertheidigung,  eine  Bestätigung  (Certificatt  aus- 
gefertigt. 

Bei  jenen  Unterofficieren.  welche  die  Befähigung  für  Beamtenstellen 
besitzen,  ist  diess  im  Certificate  zu  bemerken. 

Zur  Kvidcnzhaltung  der  ausgestellten  Certificate  werden  beim  Kriegs 
ministeriuni  und  beim  Ministerium  für  Landesvertheidigung  Vormerkungen 
geführt. 

Die  anspruehsbereehtigten  Unterofficiere  haben  sich  um  die  vorbehal 
tenen  Dienstposten,  dann  um  die  Beamten-  und  Waehmannsstellen,  rück 
»ichtlich  welcher  ihnen  der  Vorzug  vor  anderen  Bewerbern  zusteht,  bei  der 
verleihenden  Behörde,  Anstalt  oder  Unternehmung  zu  beweiben. 

Diese  Bewerbung  hat  bei  jenen  Anspruehsbereehtigten.  welche  schon 
aus  dem  Militärverbaude  getreten  sind,  unmittelbar;  bei  jenen  aber,  welche 
noch  in  der  aetiven  Dienstleistung  stehen,  im  vorgeschriebenen  Dienstwege 
tu  geschehen. 

g.  9. 

Die  Bewerbung  eines  anspruchsberechtigten  Untorofficiers  kann  sich 
a)  auf  eine  bestimmte,  bereits  erledigte  oder 
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bj  auf  eine  erst  in  Erledigung  kommende  Dienststelle  beziehen. 
Die  letztere  erfolgt  im  Wege  der  Vormerkung. 

§.  10. 

Wenn  ein  vorbehaltener  Dienstposten  oder  eine  Beamtenstelle,  rück 
sichtlich  welcher  den  Unteroffi eieren  der  Vorzug  eingeräumt  ist,  zu  besetzen . 
ist,  so  ist  dies  von  der  Behörde,  Anstalt  oder  Unternehmung,  der  das  Be- 
setzungsrecht  zusteht,  unter  Festsetzung  eines  angemessenen  Termine»  für 
die  Bewerbung  öffentlich  bekannt  zu  machen,  und  iiberdiess  dem  Kriegs- 
ministerium  und  dem  Ministerium  fUr  Landesverteidigung  mitzutheilcn. 

Diese  Bekanntmachung  und  Mittheilnng  kann  bei  den  im  §.  4,  lit.  bi 
genannten  Unternehmungen  ganz  unterbleiben,  wenn  schon  anspruchsberech- 
tigte  Bewerber  vorgemerkt  sind,  und  wenn  die  erledigte  Stelle  einem  solchen 
verliehen  wird.  -> 

II- 

Die  Behörden,  Aemter,  Anstalten  und  Unternehmungen,  denen  das 
Hecht  der  Verleihung  vorbehaltener  Dienstposten  oder  solcher  Beamten  , 
beziehungsweise  Wachmannsstellen,  rücksichtlich  welcher  den  anspruchs- 
berechtigten Unterofticioren  der  Vorzug  eingeräumt  ist,  zusteht,  sind  ver- 
pflichtet ,  Vormerkungen  über  die  bei  ihnen  eingelangten  Bewerbungen  um 
solche  künftig  erst  frei  werdende  Dienststellen  zu  führen,  und  jedem  Bewer- 
ber eine  Bestätigung  über  die  eingebrachte  Bewerbung,  welche  die  Zahl  der 
für  dieselbe  Stelle  früher  vorgemerkten  Bewerber  enthalten  muss,  aus 
zufertigen. 

§•  12. 

Jeder  Bewerber  muss  nebst  dem  Certificate  über  den  erlangten  Anspruch 
(§.  7)  auch  die  körperliche  Eignung  und  die  besonderen  Erfordernisse  für 
den  angestrebten  Dienstposten  nachweisen  und  die  Staatsbürgerschaft  in  den 
invReichsrathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  besitzen. 

S-  13. 

Die  vorbehaltend!  Dienstposten  v§.  *>  dürfen  nur  an  anspruchsberech- 
tigte Unterofliciere  (§§.  1  und  2)  verliehen  werden,  es  wäre  denn,  dass  sich 
ein  anspruchsberechtigter  und  für  den  betreffenden  Dienstposten  geeigneter 
Bewerber  nicht  gemeldet  hat. 

Die  Auswahl  unter  den  Anspruchsberechtigteu  ist  unbeschränkt. 

§.  14. 

Die  vorbehaltenen  Dienstposten  sind  an  die  Anspruchsberechtigten  in 
der  Hegel  nur  in  der  ersten  Austeilungsstufe  zu  verleihen. 
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§.  15. 

Jedem  Anspruchsberechtigteil  steht  das  Recht  der  Beschwerdeführung 
zu .  wenn  ein  vorbehaltener  Dienstposten  oder  eine  Beamten-  oder  Wach- 
roannsstelle,  rücksichtlich  welcher  den  anspruchsberechtigten  Unterofficieren 
der  Vorzug  eingeräumt  ist,  gegen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  ver- 
liehen worden  ist. 

8-  16. 

Wird  ein  vorbehaltener  Dienstposten  an  Jemanden,  der  den  gesetzlichen 
Anspruch  nicht  erlangt  hat,  verliehen,  ohne  dass  die  im  §.  18  vorgesehene 
Ausnahme  vorhanden  ist,  oder  wird  eine  der  im  §.  5  bezeichneten  Beamten- 
oder  Wachmannsstellen  mit  Ausserachtlassung  des  den  anspruchsberechtigten 
Unterofficieren  gesetzlich  eingeräumten  Vorzuges  besetzt,  so  hat  das  Mini 
nisterium,  welchem  die  verleihende  Behörde,  Anstalt  oder  Unternehmung 
untersteht,  diese  Dienstverleihung  als  ungiltig  zu  erklären  und  die  Entlassung 
des  Angestellten  zu  verfügen ;  ausgenommen  den  Fall ,  dass  vom  Tage  der 
gesetzwidrig  erfolgten  Anstellung  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  wo  das  betreffende 
Ministerium  in  welcher  Weise  immer  hievon  Kenntniss  erlangt,  schon  ein 
Jahr  verstrichen  ist. 

Gegen  die  im  §.4,  lit.  b)  genannten  Unternehmungen  ist  auch  dann, 
wenn  die  Dienstverleihung  wegen  Ablauf  der  Zeit  nicht  als  ungiltig  erklärt 
werden  kann,  für  jede  gegen  die  Vorschrift  dieses  Gesetzes  erfolgte  Dienst - 
verleihuug  eine  Geldstrafe  von  lüü  fl.  bis  500  h\  österr.  Währung,  welche 
in  den  Armenfond  des  Ortes,  wo  die  Unternehmung  ihren  Sitz  hat,  einfliessen 
soll,  zu  verhängen. 

17. 

Der  Verlust  oder  das  Erlöschen  des  Anspruches  auf  vorbehaltene 
Dienstposten  oder  des  Vorzuges  bei  Verleihung  von  Beamten-  und  Wachmanns- 
stellen tritt  ein: 

a)  durch  freiwillige  Verzichtleistung: 

b)  durch  eine  Verurtheilung,  mit  welcher  kraft  des  Gesetzes  der  Verlust 
von  Staats-  und  öffentlichen  Aemtern  verbunden  ist  ; 

e)  mit  Zurücklegung  des  45.  Lebensjahres  rücksichtlich  jener  Dienstposten, 
für  welche  der  Gehalt  ganz  oder  theilweise  aus  Staatsmitteln  bezahlt  wird  ; 

'0  mit  Zurücklegung  des  37.  Lebensjahres  rücksichtlich  aller  übrigen  nicht 
vom  Staate  bezahlten  Dienstposten. 

Das  Erlöschen  des  Anspruches  ist  in  dem  Evidenzhaltungsregister  (§.  7) 
ersichtlich  zu  machen  und  das  ausgestellte  Ccrtificat  ist  einzuziehen. 

Bei  theilweiser  Erlöschung  des  Anspruches  [lit.  d)]  ist  diess  im  Certifi- 
cate und  im  Evidenzhaltungsregister  ersichtlich  zu  machen. 
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Nachträge  zum  allgemeinen  Theile 


§.  18. 

Die  Certificate  für  anspruchsberechtigte  Personen,  deren  Gesuche  um 
Verleihung  der  vorbehaltend»  Dienstposten  oder  der  im  §.  5  bezeichneten 
Beamten-  und  Wachmanusstcllen  und  die  Gesuche  um  Vormerkung  gemessen, 
sowie  die  Beilagen  solcher  Verleihung«-  oder  Vormerkungsgesuche ,  die  Be 
freiung  von  Stämpelgebühren. 

g.  19. 

Bei  Verleihung  von  Concessionen  zu  Eisenbahn-  und  Dampf  schifffahrt  s- 
l'nternehmungen ,  welche  für  den  Öffentlichen  Verkehr  bestimmt  sind,  ist 
auch  dann,  wenn  sie  vom  Staate  nicht  garantirt  oder  subventionirt  werden, 
die  Unterwerfung  dieser  Unternehmungen  unter  die  Bestimmung  dieses  Ge- 
setzes in  den  Coneessionsurkundcn  auszusprechen. 

§•  20. 

Die  kaiserliche  Verordnung  vom  19.  Deceraber  1853  ,  K.  G.  Bl. 
Nr.  266,  tritt  ausser  Kraft ,  jedoch  bleiben  die  auf  Grund  derselben  bereits 
erlangten  Ansprüche  aufrecht  und  sind  die  Berechtigten  von  Amtswegen  mit 
dem  im  §.  7  vorgeschriebenen  Certificate  zu  betheilen. 

§.  21. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  ist  der  Minister  für  Landesvertheidi 
gung  im  Einvernehmen  mit  den  übrigen  betheiligten  Centraistellen  beauftragt. 
Schönbrunn,  am  19.  April  1872. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Aoersprre  m.  p.  Horst  in.  p., 

Oberst. 


2.  Verordnung  des  Ministeriums  für  Landesverteidigung  im 
Einvernehmen  mit  den  übrigen  betheiligten  Centralstellen  vom 

12.  Juli  1878*),  R.  G.  Bl.  Nr.  98, 

zur  Auslühnmc  <1«*s  (i'esetiM  vom  19.  April  1872,  über  die  Wrleihunu  von  Anstellungen  an  aus- 
gediente Unterofllciere. 

1.  Bestätigung  (Oertifioat  i. 

(SS.  4,  S  und  7  des  Geietzes.» 

Jeder  I  nteroffieicr,  welcher  sich  um  einen  der  vorbehaltenen  Dienst- 
posten oder  um  eine  derjenigen  Anstellungen,  bezüglich  deren  den  Anspruchs 

0  |  Obwohl  «Ii»-  vorstellende  Verordnung  erst  nach  dem  als  Termin  Tür  deu  Abschliis» 
dieses  Ki giinzungshenes  bezeichneten  Zeitpunkte  (Ende  Juni  1«72)  erftnssen  ist,  dürfte  es  dock 
erwünscht  »ein,  dieselbe  dem  Gesetze  vom  19.  April  1872.  mit  welchem  sie  im  engsten  Zu- 
sammenhange steht,  unmittelbar  anzureiben  und  sie  demnach  von  der  gegenwärtigen  Zusammen- 
stellung nicht  auszuschließen. 
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berechtigten  der  Vorzug  vor  Mitbewerbern  eingeräumt  ist,  .bewirbt,  muss  zu 
diesem  Zwecke  mit  einer  vom  Keiclis-Kriegsministerium,  insoferne  er  aber 
der  Landwehr,  der  Gendarmerie  oder  der  Militär-Polizeiwache ,  solange 
letztere  noch  besteht,  angehört,  oder  in  derselben  die  Anspruchsberechtigung  er- 
worben hat,  von  dem  Ministerium  für  Landesverteidigung  ausgestellten 
Bestätigung  (Certificat)  betheilt  sein. 

2.  Verzeichnisse  der  den  Unterofficieren  ausschliesslich  vorbehaltenen  Dienst- 
posten, dann  der  Beamtens-  und  sonstigen  Stellen,  bezüglich  deren  den  Anspruohs- 

berechtigten  ein  Vorzug  eingeräumt  ist. 

(§§.  4.  5  und  6  des  Gesetzes.) 

Die  bezüglichen  Dienstposten  sind  aus  dem  hier  beiliegenden  Ver- 
zeichnisse Ä  zu  ersehen. 

Die  Kundmachung  des  hiezu  gehörigen  Verzeichnisses  A  wird  nachträglich  erfolgen. 

f 

3.  Anmeldung  der  Bewerber  um  die  Anerkennung  ihrer  Berechtigung. 

Die  Unterofficierc  haben  die  Anerkennung  ihrer  Berechtigung  und  Er 
folgung  der  Certificate,  und  zwar,  die  noch  im  Activitätsverbande  befindlichen 
im  vorgeschriebenen  Dienstwege,  die  übrigen  im  Wege  des  ihrem  Aufent- 
haltsorte nächstliegenden  Ergänzungs  -  Bczirkscoramando  (beziehungsweise 
Landwehr-Evidenzhaltung)  zu  erwirken. 

4.  Verfassung  und  Einsendung  der  Qualifioations-Eingaben  über  die  Bewerber. 

$§.  1,2  und  iZ  des  Gesetzes.) 

Die  betreffenden  Commanden,  Militärbehörden  oder  Anstalten  haben 
über  die  sich  meldenden  Bewerber,  wenn  sie  den  in  den  §§.  1  oder  2  des 
Gesetzes  enthaltenen  Bedingungen  entsprechen  und  die  hinlängliche 
körperliche  Eignung  für  Civildienste  im  Allgemeinen  besitzen,  Qua- 
lifications-Eiugaben  nach  Formulare  Ji  zu  verfassen,  und  mit  denjenigen 
Beilagen  versehen,  welche  von  den  auf  diesem  Formulare  angeführten  hiezu 
erforderlich  sind,  dem  Reichs  -  Kriegsministerium  (Ministerium  für  Landes 
vertheidigung)  einzusenden. 

Bewerber,  welchen  die  vorerwähnten  Bedingungen  mangeln,  sind  gleich 
von  den  betreffenden  Commanden  (  Militärbehörden,  Anstalten)  unter  Bekannt- 
gabe der  Gründe  zurückzuweisen. 

Dms  hiez«  gehörige  Formulare  B  folgt  am  Schlüsse  der  Verordnung. 

2 
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Nachträge  tum  allgemeinen  Theile. 


5.  Evidenthaltung  der  vorgemerkten  Bewerber  und  deren  Betheilung  mit  den 

Certificaten. 

(§f.  7  und  1?  de«  Gesetzet.) 

Ueber  diejenigen  Unterofficiere,  welchen  der  Anspruch  auf  eine  An- 
Htellung  zuerkannt  wird,  ist  von  der  zu  diesem  Behufe  beim  Reichs-Kriegs- 
mini8terium  (Ministerium  für  Landesverteidigung;  aufgestellten  Evidenz- 
haltung  ein  Verzeichniss  (Register»  zu  fuhren. 

Die  Zuerkennung  jenes  Anspruches  hat  durch  commissioncllen  Beschluss 
der  Evidenzhaltung,  bestehend  aus  dem  zu  deren  Führung  bestellten  Organe, 
dem  betreffenden  Abtheilungs-  oder  Departements- Vorstande  und  dem 
Sections-Chef,  stattzufinden  und  ist  dieser  Commissionsbeschluss  unter 
Fertigung  der  Berufenen  auf  der  Qualifications-Eingabe  ersichtlich  zu  raachen. 

Sollte  eine  Qualifications-Eingabe  bei  dorn  Ministerium  einlangen,  aus 
welcher  hervorgeht,  dass  dem  Bewerber  die  Anspruchsberechtigung  über- 
haupt nicht  zustehe,  oder  dass  er  für  die  angestrebte  Anstellung  als 
Beamter  nicht  geeignet  sei,  so  ist  auch  dieses,  beziehungsweise  die  Zurück- 
weisung durch  gleichen  Commissionsbeschluss  auszusprechen,  die  diessfällige 
Verständigung  aber  unter  Bekanntgabe  der  Abweisungsgründe  zu  veranlassen. 

Die  in  das  Evidenthaltungsverzeichniss  Aufgenommenen  sind  mit  dem 
im  Punkte  1  erwähnten  Certificate  zu  bctheilen,  bei  dessen  Ausfolgung  das- 
selbe an  der  darauf  bezeichneten  Stelle  mit  der  eigenhändigen  Namens- 
fertigung des  Anspruchsberechtigteu  versehen  zu  lassen  ist. 

Die  hieiu  gehörigen  Formultrien  C,  D,  E  und  F  folgen  am  Schliuse  der  Verordnung. 

6.  Einbringung  der  Gesuche  der  mit  Certificaten  bereits  betheilten  Unterofficiere 

um  Verleihung  von  Dienstposten. 

($$.  S,  9  und  12  des  Gesetzes). 

Die  Competenzgesuche  der  mit  Certificaten  bereits  betheilten  Unter- 
officiere um  Verleihung  eines  bestimmten  erledigten  Dienstpostens,  oder 
um  die  vorläufige  Vormerkung  für  einen  solchen,  sind  bei  den  zur  Verleihung 
berufenen  Behörden,  Aemtern,  Anstalten  oder  Unternehmungen,  und  zwar 
von  denjenigen  Bewerbern,  welche  nicht  mehr  dem  Militärverbande 
angehören,  unmittelbar,  von  den  noch  in  activer  Dienstleistung  stehenden 
aber  im  Wege  ihres  vorgesetzten  Commando  (Militärbehörde  oder  Anstalt) 
einzubringen. 

Ein  nicht  mehr  im  Militärverbande  stehender  Bewerber  hat  seinem 
Gesuche  nebst  dem  Certificate  über  den  erlangten  Anspruch  auch  ein  von 
dem  Gemeindevorsteher  seines  dauernden  Aufenthaltsortes  ausgefertigtes 
Wohlverhaltungszeugniss,  und  bezüglich  seiner  körperlichen  Eignung  für 
die  angestrebte  Stelle  ein  von  einem  ämtlich  bestellten  Arzte  ausgefertigtes 


Digitized  by  Google 


ConcfMionu-un»  der  Eisenbahnen. 


19 


Zeugniss,  eventuell  auch  die  Nachweise  Uber  den  Besitz  der  anfälligen 
besonderen  Erfordernisse  für  den  angestrebten  Dienstposten  anzuschliessen. 

Bezüglich  der  noch  in  activer  Dienstleistung  Stehenden  haben  die  Com- 
manden  (Militärbehörden  oder  Anstalten)  den  mit  den  Certificaten  und  den 
Nachweisen  über  den  Besitz  etwaiger  besonderer  Erfordernisse  zu  versehenden 
Gesuchen  der  ihnen  unterstehenden  Bewerber  die  betreffenden  Conduitelisten, 
Strafextracte  und  ärztlichen  Zeugnisse  beizulegen  und  selbe  an  die  erwähnten 
Behörden.  Anstalten  und  Unternehmungen  unmittelbar  zu  übersenden. 

Um  den  Anspruchsberechtigten  die  Möglichkeit  mehrseitiger  gleichzei- 
tiger Bewerbung  zu  erleichtern ,  können  sämmtliche  Beilagen  ihrer  Gesuche 
in  gerichtlich  oder  notariell  beglaubigten  Abschriften  beigebracht  werden, 
bezüglich  des  Anspruchsberechtigungs-Certificates  ist  jedoch  zu  beobachten, 
dass  auch  jede  beglaubigte  Abschrift  desselben  mit  der  eigenhändigen  Namens- 
fertigung des  Anspruchsberechtigten  verschen  werde. 

Ucbrigens  haben  die  Commanden  (Militärbehörden  oder  Anstalten)  den 
zur  Verleihung  von  Anstellungen  an  ausgediente  Unterofficierc  berufenen 
Behörden  (Anstalten,  Unternehmungen)  auf  deren  jeweiliges  Verlangen  auch 
alle  erforderlichen  Auskünfte  über  Competenten ,  welche  zu  ihrem  eigenen 
Stande  gehören  oder  früher  gehört  haben,  directe  und  schleunigst  zu  ertheilen. 

7.  Vormerkung  der  Militäraapiranten  für  Anstellungen. 

($.11  des  Gesetzes.) 

Bei  der  nach  §.11  des  Gesetzes  zu  bewirkenden  Vormerkung  für  eine 
Anstellung,  beziehungsweise  bei  Ausfertigung  der  Bestätigung  über  die  ein- 
gebrachte Bewerbung,  ist  dem  Bittsteller  jedesmal  das  Certificat,  wenn  er  es 
aber  ausdrücklich  verlangt  hätte,  auch  die  sonstigen  Gesuchsbeilagen,  jedoch 
mit  Ausnahme  der  ausschliesslich  zum  Zwecke  der  Bewerbung  militärischcr- 
seita  ausgefertigten  Documente,  zurückzustellen. 

8.  Verleihung  von  Dienstposten. 

(§.  14  de«  Gesetzes.) 

Die  Anordnung  des  §.  14  des  Gesetzes  bezeichnet  es  nur  als  die  Regel, 
dass  die  vorbehaltenen  Dienstposten  in  der  untersten  Stufe  zu  verleihen  sind. 
Da  sonach  Ausnahmen  von  dieser  Bestimmung  zulässig  erscheinen,  so  wird 
es  Sache  der  verleihenden  Behörden,  Acmter,  Anstalten  und  Unternehmungen 
sein,  insbesondere  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  solche  Bewerber,  welche 
durch  ausgezeichnete  Militärdienste  oder  durch  vorzügliche  Conduite  und 
Eigenschaften  einer  besonderen  Rücksicht  würdig  sind,  gleich  mit  besser 
dotirten  Dienstposten  betheilt,  beziehungsweise  hiefür  auch  in  Vormerkung 
genommen  werden. 

2' 
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Nachträge  zum  allgemeinen  Theile. 


9.  Kundmachung  der  erledigten  Dienstposten. 

(g.  10  des  GeseUes.) 

Wenn  im  Sinne  des  §.  10  des  Gesetzes  die  Ausschreibung  eines  vorbe- 
haltenen Dienstpostens  oder  einer  Bcamfenstclle,  riieksiehtlich  welcher  den 
Unteroffizieren  der  Vorzug  eingeräumt  ist,  dem  Kriegsministerium  oder  jenem 
für  Landesvertheidigung  zur  Kenntniss  gebracht  wird,  welches  stets  unmittel- 
bar in  deutscher  Sprache  und  in  tabellarischer  Form  nach  dem  beiliegenden 
Formulare  (i  zu  geschehen  hat,  ist  sich  seitens  der  anzeigenden  Behörde 
(Anstalt,  Unternehmung)  zugleich  auszusprechen,  ob  dortselbst  anspruchs- 
berechtigte und  für  den  betreffenden  Posten  geeignete  Bewerber  und  in  wel- 
cher Anzahl  vorgemerkt  sind  oder  nicht. 

Diese  Ministerien  werden  hierauf  nach  Umständen  eine  erweiterte  Kund- 
machung ungesäumt  ämtlich  veranlassen  und  haben  die  unterstehenden  Com- 
manden  (Behörden  oder  Anstalten),  sobald  ihnen  diese  Kundmachung  zukömmt, 
dieselbe  ohne  Verzug  mittelst  Tagsbefehl  zu  verlautbaren. 

Der  Bcwerbun^stermin  ist  nicht  unter  vier  Wochen  festzusitzen,  damit 
innerhalb  desselben  sowohl  die  eben  erwähnte  Verlautbarung,  als  auch  die 
durch  sie  veranlasste  Einbringung  der  Gesuche  möglich  gemacht  sei. 

In  besonders  dringlichen,  durch  unabweisliehe  Dienstesrücksichten  ge- 
botenen Fällen  kann  ausnahmsweise  auch  ein  kürzerer  Bewerbungstermin, 
jedoch  niemals  unter  14  Tagen  festgesetzt  werden,  und  ist  diess  jedesmal 
sowohl  dem  vorgesetzten  Ministerium  als  auch  gelegcnheitlich  der  oben  vor- 
geschriebenen unmittelbaren  Mittheilung  dem  Reichs-Kriegsministerium  und 
«lern  Ministerium  für  Landesvertheidigung  begründet  zur  Kenntniss  zu  bringen. 

Das  hiezu  gehörige  Formulare  (i  folgt  am  Schlüsse  der  Verordnung. 

10.  Einberufung  der  Ernannten  und  Zustellung  der  Ernenn ungsdecrete. 

Die  Einberufung  eiues  noch  im  Militär-  |  Landwehr  )  Verbände  stehenden 
Unteroffieiers  in  eine  Bcdienstung,  sowie  die  Zustellung  des  betreffenden 
Ernennungsdecretes  hat  im  unmittelbaren  Correspondenzwege  durch  Ver- 
mittlung desjenigen  Commandos  (Militärbehörde  oder  Anstalt)  zu  geschehen, 
durch  welches  das  Competenzgesuch  eingebracht  worden  ist. 

Dieses  Commando  Militärbehörde  oder  Anstalt)  hat  den  ernannten 
Unterofficier,  wenn  er  den  ihm  verliehenen  Dienstposten  annimmt  und  sonst 
kein  gesetzlicher  Anstand  obwaltet,  ohne  Verzug  an  seine  neue  Bestimmung 
abgehen  zu  machen. 

Der  in  eine  erhaltene  Bcdienstung  übertretende,  noch  im  Stande  eines 
Truppenkörpers  oder  einer  Anstalt  befindliche  Unterofficier  ist,  falls  ihm 
eine  bleibende  Anstellung  verliehen  wurde  und  er  seiner  Wehrpflicht  voll- 
kommen  Genüge  geleistet  hat,  aus  dem  Militär-  (Landwehr-»  Verbände  mit 
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Abschied  zu  entlassen ,  im  entgegengesetzten  Falle  bis  zur  seinerzeitigen 
bleibenden  Unterbringung,  eventuell  Vollstreckung  der  Wehrpflicht,  ohne 
Gebühr  zu  beurlauben. 

Wegen  der  geeigneten  Standesbehandlung  solcher  Unterofficiere  haben 
sich  die  Civilbehörden  und  Militär-  (Landwehr  )  Körper  in  das  Einvernehmen 
zu  setzen. 

Wird  in  eine  Anstellung  ein  solcher  ehemaliger  Unteroffieier  einberufen, 
welcher  nicht  mehr  im  Militär-  ^Landwehr-)  Verbände  steht,  so  ist  die 
Intervenirnng  der  Militär-  (Landwehr  )  Organe  nicht  erforderlich,  wenn 
jedoch  die  Dienstverleihung  einen  Unterofticier  betrifft,  welcher  im  Genüsse 
eines  Militär- Invalidengehaltes  steht,  so  hat  die  den  Dienstposten  verleihende 
Behörde  (Amt,  Anstalt,  Unternehmung)  hievon  dem  betreffenden  Invaliden- 
haus-Commando  zur  eventuellen  Einstellung  der  Invalidenbezüge  die  Mitthei- 
lung zu  machen. 

11.  Probeweise  Dienstleistung. 

Die  auf  eine  Anstellung  aspirirenden  Unterofficiere  können,  wenn  es  in 
Bezug  auf  die  besondere  Beschaffenheit  des  zu  besetzenden  Postens  unbe- 
dingt nothwendig  ist,  einer  probeweisen  Verwendung  oder  Praxis  unterzogen 
werden,  zu  welchem  Behufe  den  im  activen  Dienste  befindlichen  Bewerbern 
ein  angemessener  Urlaub  bis  zu  sechs  Monaten,  und  wenn  die  Probedienst- 
leistung oder  Praxis  eine  unentgeltliche  wäre,  mit  dem  Bezüge  der  Militür- 
gebtibren  im  Sinne  des  49,  Punkt  2  c)  der  Vorschrift  über  die  Gebühren 
des  Heeres  zu  ertheilen  ist. 

Den  aetiv  dienenden,  mit  einem  Certificate  noch  nicht  betheilten  Unter- 
offizieren, welche  auf  einen  Dienstesposten  aspiriren,  zu  dessen  Erlangung  die 
Ablegung  einer  Prüfung  vorgeschrieben  ist,  kann  auf  ihr  Ansuchen  auch  behufs 
ihrer  diessfälligen  Vorbereitung  ein  Urlaub  unter  den  vorgedachten  Modali- 
täten, jedoch  nur  im  letzten  Jahre  ihrer  (zwölfjährigen)  Dienstzeit  bewilligt 
werden. 

12.  Anzeige  über  stattgefundene  Ernennung  berechtigter  Unterofficiere. 

Jede  Ernennung  eines  anspruchsberechtigten  Unterofficiers  ist,  mit 
Hinblick  auf  die  im  §.  7  des  Gesetzes  vorgeschriebene  Evidenzhaltung, 
gleich  nach  erfolgtem  Dienstesantritte  dem  Kriegs-  (Landes- 
vertheidigungs-)  Ministerium  von  der  verleihenden  Behörde  (Amt,  Anstalt, 
Unternehmung),  wo  thunlich  unter  gleichzeitigem  Anschlüsse  des  Original- 
Oertiticatcs,  jedenfalls  aber  unter  Anführung  der  Ausfertigungszahl  des 
letzteren  unmittelbar  bekannt  zu  geben.  Hiernach  haben  die  bisher 
üblichen  Quartalausweise  über  stattgefundene  Ernennungen  vom  1.  Juli  1872 
an  zu  entfallen.  Ueber  jene  Unterofficiere,  welche  Anstellungen  erhalten 
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haben,  werden  sowohl  vom  Reichs-Kriegsministerium,  als  auch  vom  Landcs- 
vertheidigungs-Ministerium  den  übrigen  Centralstelleu  vierteljährig  Ver- 
zeichnisse mitgetheilt  werden,  damit  von  letzteren  die  Richtigstellung  der 
Vormerkungen  bei  den  betreffenden  Behörden  veranlasst  werden  könne. 

13.  Recht  der  Beschwerdefnhrung  gegen  ungesetzliche  Dienstesverleihungen. 

(§§.  15  und  16  des  Gesetzes.) 

Jedem  Anspruchsberechtigten  steht  es  frei,  wegen  einer  gegen  die 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  stattgefundenen  Dienstesverleihung  seine 
Beschwerde  an  jenes  Ministerium,  dem  die  Behörde  ^Amt,  Anstalt,  Unter- 
nehmung), welche  das  Verleihuugs recht  ausgeübt  hat,  unter, 
geordnet  ist,  zu  richten  und  sie,  wenn  er  noch  im  Militärverbande  steht,  im 
ordentlichen  Dienstwege,  sonst  aber  unmittelbar  im  Wege  des  Reichs- 
Kriegsministeriums  (Ministerium  für  Landesverteidigung)  als  Evidenz- 
behörde einzubringen. 

14.  Aazeige  der  mit  dem  Anspruchsberechtigten  vorkommenden  Veränderungen. 

(gg.  7  und  17  des  Gesetzes.) 

Solche  mit  einem  schon  im  Besitze  eines  Certificates  befindlichen,  noch 
im  Activitätsverbande  stehenden  Auspruchsberechtigten  sich  ergebende 
Veränderungen,  welche  behufs  Erhaltung  der  richtigen  Evidenz  des  jeweiligen 
bleibenden  Aufenthaltsortes  zu  wissen  nöthig  sind,  als  beispielsweise 
Transferirungen,  Verabschiedung,  Uebersetzung  in  den  Invalidenstand  u.  dgl. 
sind  bei  gleichzeitiger  Namhaftmachung  des  künftigen  Domicils  des  Mannes 
von  den  betreffenden  Commanden  (Behörden,  Anstalten)  dem  Reichs-Kriegs- 
ministerium (Ministerium  für  Landesverteidigung)  anzuzeigen. 

Die  Truppenkörper  (Militärbehörden  oder  Anstalten),  aus  deren 
Activitätsverbande  anspruchsberechtigte  Unterofficiere  austreten,  haben 
hievon  auch  dem  Ergänzungs-Bezirks-Commando  (Landwehr-Evidenthaltung), 
in  dessen  Bereich  der  Betreffende  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  nimmt,  die 
Mittheilung  zu  machen. 

Rücksichtlich  der  nicht  mehr  im  Militärverbande  befindlichen  Bewerber 
ist  die  Anzeige  über  die  Veränderung  des  bleibenden  Aufenthaltes  oder  über 
das  Ableben  eines  Anspruchsberechtigten  von  denjenigen  Ergänzungs-Bezirks- 
Commanden  (Landwehr-Evidenthaltungen)  zu  erstatten,  in  deren  Bezirk  die 
betreffenden  Individuen  ihren  bleibenden  Aufenthalt  haben. 

Die  Ergänzungs-Bezirks-Commanden  (Landwehr-Evidenthaltungen)  sind 
demzufolge  zur  genauen  Evidenthaltung  der  in  ihrem  Bezirke  sich  bleibend 
aufhaltenden,  mit  Certificaten  betheilten,  nicht  mehr  activ  dienenden  Anspruchs- 
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berechtigten  und  zur  bezüglichen  Führung  eines  Evidenzregisters  verpflichtet, 
welche?  folgende  Rubriken  zu  enthalten  hat: 

a)  Vor-  und  Zuname,  dann  Charge  des  Mannes ; 

b)  Religionsbekenntniss; 

c)  den  Truppenkörper  idie  Behörde  oder  Anstalt),  wo  er  zuletzt  im 
Stande  war; 

d)  die  Nummer  des  Certificates,  und  von  welchem  Ministerium  dasselbe 
ausgefertigt  ist; 

e )  Tag,  Monat  und  Jahr  der  Geburt  ; 

f)  an  welchem  Tage  er  hiernach  das  45.  Lebensjahr  vollstreckt; 
ff )  wo  er  seinen  bleibenden  Aufenthalt  hat ; 

h)  Anmerkung,  in  welcher  die  allfallige  Veränderung  seines  Domiciles, 
sowie  auch  die  Einziehung  seines  Certificates  und  der  Grund  derselben, 
ersichtlich  zu  machen  kömmt. 

Die  Anspruchsberechtigten  sind  übrigens  bei  Gelegenheit  der  Ausfolgung 
der  Certificate  auch  zu  belehren,  dass  sie  jede  dauernde  Veränderung  ihres 
Autenthaltes  dem  zuständigen  Ergänzungs-Bezirks-Commando  (Landwehr- 
Evidenthaltung)  anzuzeigen  haben. 

15.  Einziehung  des  Oertificates. 

<$.  17  des  GeseUes.) 

Im  Falle  der  freiwilligen  Verzichtleistung  auf  die  Begün 
atigung  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872  hat  jene  Behörde  (Gemeindeamt, 
Bezirkshauptmannschaft,  Ergänzungs-Bezirks-Commando,  Landwehr-Evident 
haltung),  bei  welcher  diese  Verzichtleistung  angemeldet  wird,  das  Original 
certificat  von  dem  Betreffenden  abzufordern  und  unter  Anschluss  der  bezüg- 
lichen Eingabe  oder  des  über  den  Act  der  Verzichtleistung  mit  dem  Manne 
aufzunehmenden  Protokolls  an  das  Reichs-Kriegsrainisterium,  beziehungs 
weise  Ministerium  für  Landesverteidigung,  einzusenden. 

Tritt  der  Verlust  jener  Begünstigung  in  Folge  einer  straf  gericht- 
lichen Verurtheilung  ein,  und  ist  der  erkennende  Strafrichter  erster 
Instanz  in  Kenntniss  von  der  Eigenschaft  des  Verurtheilten  als  eines  im  Sinne 
des  Gesetzes  vom  19.  April  1872  Anspruchsberechtigten,  so  hat  derselbe  nach 
Rechtskraft  des  Urtheiles  eine  Abschrift  desselben  und  wenn  thunlich,  auch 
das  Originalcertificat  unmittelbar  an  das  betreffende  Ministerium  (Reichs- 
Kriegs-  oder  Landesvertheidigungs-Ministeriuro)  einzusenden.  In  gleicher 
Weise  hat  im  Falle  des  Ablebens  eines  Anspruchsberechtigten  die  Ab- 
handlungsbehörde das  aufgefundene  Originalcertificat  an  das  Ergänzungs- 
Bezirks-Commando  (Landwehr-Evidenthaltung),  in  dessen  Bereich  der  Ver- 
storbene seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hatte,  einzusenden,  von  wo  aus  die 
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weitere  Vorlage  desselben  an  das  Reichs-Kriegsrainisterium  (Ministerium 
für  Landesverteidigung)  zu  geschehen  hat. 

Wenn  bei  einer  Todesfallsaufnahme  das  Certificat  zwar  nicht  auf- 
gefunden, jedoch  der  Umstand,  dass  der  Verstorbene  anspruchsberechtigt 
gewesen,  auf  andere  Art  bekannt  wird,  so  ist  von  dessen  Ableben  dem 
vorerwähnten  Ergänzungs  -  Bezirks-Commando  (Landwehr  -  Evidenthaltung) 
unter  Angabe  der  obwaltenden  Umstände,  die  Mittheilung  zu  machen. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Anspruehsberechtigung  im  Falle  des  §.  17, 
Absatz  c)  des  Gesetzes,  hat  das  Ergänzungs-Bezirks-Commando  (Landwehr- 
Evidenthaltung),  in  dessen  Bezirke  der  Betreffende  seinen  bleibenden  Aufent- 
halt hat,  demselben  das  Certificat  abzufordern  und  an  das  Reichs-Kriegs- 
ministerium  (Ministerium  filr  Landesverteidigung)  einzusenden. 

Wenn  Certificate  beim  Eintritte  einer  der  im  §.17  sub  a)  und  b) 
vorgesehenen  Fälle,  ferner  nacli  erfolgtem  Ableben  des  Anspruchsberechtigten 
ihre  Giftigkeit  verlieren,  so  ist  diess  den  übrigen  Ceutralstellen,  und  zwar 
gleichzeitig  mit  der  oben  bezüglich  der  angestellten  Unterofficicre  ergehenden 
Mittheilung  (Artikel  12)  behufs  Richtigstellung  der  Vormerkungen  bekannt 
zu  geben. 

16.  Vorgang  im  Talle  des  Verlustes  eines  Oertificates. 

Jeder  Verlust  eines  Certificate«  ist  sogleich,  und  zwar,  wenn  der 
Anspruchsberechtigte  noch  im  Activitätsverbandc  steht,  bei  seinem  vor- 
gesetzten Commando  (Militärbehörde  oder  Anstalt),  sonst  aber  bei  dem 
Ergänzungs-Bezirks-Commando  (Laudwchr-Evidentlialtung))  in  dessen  Be- 
reiche er  in  Evidenz  steht  (Absatz  14  »  anzuzeigen. 

Das  Commando  (Militärbehörde,  Anstalt,  Landwehr-Evidenthaltung), 
dem  eine  solche  Anzeige  zukömmt,  hat  ohne  Verzug  die  zur  thunlichsten 
Constatirung  der  Art  und  Weise  des  Abhandenkommens  des  Certificates 
nötigen  Erhebungen  zu  veranlassen,  und  dieselben  unter  Anführung  der 
Nummer  und  des  Datums  des  letzteren  an  das  Reichs-Kriegsrainisterium 
(Ministerium  für  Landesverteidigung)  einzusenden. 

Das  Reichs -Kriegsministerium  (Ministerium  für  Landesverteidigung) 
aber  wird  über  das  in  Verlust  geratene  Certificat  den  übrigen  Ministerien 
und  Centraistellen  zweckentsprechende  Mittheilung  machen. 

17.  Wiederbetheilung  j  mit  dem  Certificate  und  Erfolgung  neuer  Certificate  in 

Fällen  des  Verlustes. 

Ueber  die  Zulässigkeit  der  Wiederbetheilung  mit  einem  Certificate, 
sowie  der  Ausfolgung  von  neuen  Certificaten  in  Fällen  des  Verlustes  eines 
derlei  Documentes,  entscheidet  das  Reichs-Kriegsministerium  (Ministerium 
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für  Landesverteidigung)  nach  Mass  des  Ergebnisses  der  darüber  gepflogenen 
Erhebungen.  Wird  die  Wiederbetheilung  mit  dem  Certificate  bewilligt,  so 
ist  dieses  als  Originaldocument,  jedoch  unter  einer  neuen  Zahl  (nämlich  der 
fortlaufenden  des  Evidenthaltungsregisters)  auszufertigen. 

18.  UebergaBgsbe8timmuiigen  in  Betreff  derjenigen  Bewerber,   welohe  auf 
Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  19.  December  1853  den  Anspruch 
auf  eine  vorbehaltene  Oivilbedienstung  erlangt  haben. 

(§.  20  de»  Gesetzes. ) 

Zur  Ausführung  der  Bestimmung  des  §.  20  dos  Gesetzes  vom  19.  April 
1872,  nach  welcher  die  auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  19.  De- 
cember 1853  bereits  erlangten  Ansprüche  für  die  Betreffenden  aufrecht 
erhalten  bleiben,  wird  Nachfolgendes  festgesetzt: 

A.  Jeder  für  eine  vorbehaltene  Civilbedienstung  vorgemerkte  Bewerber, 
welcher  nach  einerder  sieben  Kategorien  A  bis  (7  des  §.3  der  eben  bezeichneten 
Allerhöchsten  Verordnung  elassificirt  wurde  und  das  45.  Lebensjahr  noch 
nicht  zurückgelegt  hat,  wird  mit  dem  im  §.  7  des  Gesetzes  vom  19.  April 
1872  vorgezeichneten  Certificate  über  den  erlangten  Anspruch  von  Amts- 
wegen betheilt. 

Die  Behörden,  Aemter,  Anstalten  und  Unternehmungen  haben  solche 
ihnen  mittelst  Qitalificationseingaben  zugewiesene  Aspiranten  als  —  im 
Sinne  des  §.11  des  vorerwähnten  Gesetzes  —  bereits  vorgemerkt  zu 
betrachten. 

Diese  Vormerkung  ist  aufrecht  zn  erhalten,  entweder: 

a)  bis  zur  eventuellen  Anstellung,  oder 

b)  bis  zur  successive  erfolgenden  Betheilung  mit  dem  Certificate,  von 
welcher  die  Behörden  (Aemter,  Anstalten,  Unternehmungen)  seinerzeit 
werden  verständigt  werden,  oder 

e)  bis  zur  Zurücklegung  des  37.  Lebensjahres  in  den  Fällen  des  §.  17,  d) 

des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  oder  endlich 
d)  in  den  übrigen  Fällen  bis  zur  Vollstreckung  des  45.  Lebensjahres. 

Wenn  wegen  Eintrittes  einer  der  eben  angeführten  Bedingungen  diese 
Vormerkung  eines  Aspiranten  erlischt,  so  ist  dessen  instruirte  Qualifieations- 
eingabe  unmittelbar  an  das  Reichs-Kriegsminiaterium  zurückzuleiten,  das  die 
bezügliche  Verständigung  Derjenigen,  welche  das  45.  Lebensjahr  bereits 
vollstreckt  haben,  veranlassen  wird. 

Alle  übrigen  hier  nicht  speciell  berührten  Bestimmungen  der  gegen- 
wärtigen Verordnung  sind  auch  bezüglich  dieser  Bewerber  massgebend, 
nur  wird  bemerkt,  dass  sich  bei  der  Anzeige  ihrer  erfolgten  Anstellung  — 
falls  sie  das  Berechtigungscertificat  noch  nicht  beigebracht  hätten  —  auf  die 
Zahl  ihrer  Qualificationseingabe  zu  berufen  ist. 
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B.  Alle  anderen  Aspiranten,  die  das  45.  Lebensjahr  bereits  zurückgelegt 
haben,  ferner  jene,  welche  nicht  auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
19.  December  1853  Anspruch  auf  eine  mit  derselben  vorbehaltene  Civil- 
bedienstung  erlangt  haben,  mithin  auch  in  keine  der  im  §.  3  bezeichneten 
Classifications-Kategorien  eingereiht  und  desshalb  nur  bedingt  classificirt, 
das  heisst,  ohne  gesetzliche  Berechtigung  blos  für  den  Fall  des  Abganges 
anspruchsberechtigter  Militäraspiranten,  zur  Bedachtnahme  bei  Besetzung 
vorbehaltener  Dienstposten,  hiefür  vorgemerkt  wurden,  sind  aus  den  Vor- 
merkungen zu  löschen  und  die  instruirten  Qualificationseingaben  au  das 
Reichs-Kriegsministerium  zurückzustellen. 

Horst  m.  p., 

Oberat. 
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«j  Diese  Kingabe  ist  über  jeden  einzelnen  Bewerber  abgesondert  zn  verfassen,  mit  dem 
Grundhuchsblatte,  der  letzten  Conduiteliste ,  dem  Strafextractc ,  welcher  sich  auf  die 
Gesammt-Dienstxcit  des  Bewerbers  zu  erstrecken  hat.  und  im  Falle  einer  etwa  stattge- 
fiindenen  gerichtlichen  Aburtheilung  mit  einer  beglaubigten  Abschrift  des  Urtheiles,  dann 
eventuell  bei  Invaliden  mit  der  Superarbitrirnngsliste  endlich  bei  diesen  und  den  verab- 
schiedeten Unterofiicieren  auch  noch  mit  dem  von  dem  Gemeindevorsteher  des  dauernden 
Aufenthaltsortes  ausgefertigten  Wohlverhaltungszeugnisse  zu  belegen. 

b)  Bei  Bewerbern,  welche  sich  im  Stande  eines  Invalidenhauses  beBnden.  ist  letzteres  in  der 
/weiten  Rubrik  zu  bezeichnen. 
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Eingabe 

öffentlichen  Dienste  aspirirenden  (Charge). 


Sprachen 

• 

ä 
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B 

c 
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13 
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M 

Bewirbt 
sich 

c  _ 

3  <» 

- 

3 

"3 

u 

Ob  er  sich  bei  der  Truppe  befindet,  oder 
wo  der  dem  actlveu  Staude  nicht  mehr 
aiiKchö'rige  Bewerber  ubicirt? 
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Anmerkung 
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18 
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2? 
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C)  Bei  Ausfüllung  der  Knhrik  6  „Heimatsberechtigt"  ist  wohl  iu  berücksichtigen,  dass  nicht 
immer  der  Geburtsort  auch  das  lleimatsrpcht  begründe,  und  muss  daher  hier  mit  genauer 
Beobachtung  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  3.  December  1863,  betreffend  die  Rege- 
lung der  HeimatsverhSItuisse  (It.  G.  Bl.  Nr.  10!»)  vorgegangen  »erden. 

d)  In  der  Kubrik  14  ist  der  ärztliche  Befund  durch  den  betreffenden  Militärarzt,  welcher  für 
ersteren  verantwortlich  ist,  zu  unterfertigen. 

e)  In  der  Rubrik  30  ist  bei  Bewerbungen  um  Beamtenstellen  von  dem  Commaiidanteu  des 
Trappenkörpers  oder  dem  Vorstande  der  Behörde  oder  Anstalt,  welcher  für  die  genaue 
und  gewissenhafte  Ausfertigung  dieser  Eingabe  haflet,  des  Nähereu  anzuführen  und  zu 
begründen,  ob  der  Bewerber  nach  dem  Masse  seiner  natürlichen  Anlagen,  manuellen  oder 
sonstigen  Fertigkeiten  und  Kenntnisse,  endlich  des  Grades  seiner  socialen  Bildung  für 
einen  Beamte  ns-Posten  im  Kanzlei-  und  Manipulalionsfache  geeignet  erscheine  oder  nichl. 
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Nachtrage  zum  allgemeinen  Theile. 

(Rückseite  der  Quaiifications-Eingabe.) 


Tortnulare  B. 


Truppenkörper,  Behörde,  Anstalt. 


Qualifications-Eingabe 


über  den  Cirildienstwerber 

(Charge  und  Name) 

mit  .   .  Beilagen, 


als: 

Grundbuchsblatt, 


Conduiteliste, 

Strafextract, 

Urtheilsabschrift, 

Wohlverhaltungszeugnisa, 

Superarbitrirungsliste, 

Probeschrift, 


Anmerkung.  Jenen  der  obangeführten  Beilagen. 


welche  nach  Lage  dea  Fallea  wirk- 
lich beigebracht  werden, 
ist  die  Anzahl  derselben  vorzu- 
setzen, die  übrigen  aber  aind  zu 
durchstreichen. 


Format  dieser  Eingabe:  15"  Höhe,  18"  Breite. 
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Formulare  C  des  Certificates  fUr  Bewerber,  welche  nicht  für  Beamtenstellen, 
sondern  n  ur  für  sonstige  vorbehaltene  Anstellungen  geeignet  erkannt  wurden 
und  das  37.  Lebensjahr  noch  nicht  vollstreckt  haben. 

(Schwarzer  Druck  auf  rothera  Felde.) 


Certificat 

Für  den   ~     

geboren  am   heimatszuständig  -  — 

tu    nach    -   

Bezirk    ..—  Bezxrk  -   

Land   —   Land-       -   

welcher  berechtigt  ist,  »ich  um  eine  der  mit  dem  Gesetze  vom  19.  April  1872  im 
§.  4  und  im  Sinne  des  zweiten  Absatzes  des  §.  S  für  ausgediente  Unterofficiere 
vorbehaltenen  Anstellungen  zu  bewerben. 

Sein  Anspruch  auf  alle  jene  Dienstposten  jedoch,  für  welche  der  Gehalt  nicht 
ganz  oder  theilweise  aus  Staatsmitteln  bezahlt  wird,  erlischt  in  Gemüssheit  der  Be- 
stimmungen de«  §.  17,  Absatz  d)  des  obigen  Gesetzes  am  

Wien,  am      

rnterschrift: 


EifreohSodige  Namensfertifrung  des  Anspruchsberecbtigten. 
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Nachträge  zum  allgemeinen  Theile. 


Belehrung, 


Diese»  Certiflcat  ist  bei  der  Bewerbung  um  eine  der  für  abgediente  ünterofficiere  vor- 
behaltenen  Anstellungen  beizuachlieeaen,  daher  vor  Verluat  wohl  zu  bewahren,  zumal  ein  neuea 
derlei  Document  nur  nach  Mass  dea  Ergebniaaea  der  darüber  gepflogenen  genauen  Erhebungen 
ausgefolgt  werden  kann. 

Die  Gesuche  der  mit  diesen  Certificaten  betheilten,  noch  im  Militlrrerbande  befindliehen: 
Ünterofficiere  am  Verleihung  einea  erledigten  Poetena  oder  um  Vormerkung  für  einen  aolchen, 
aind  im  Torgeachriebenen  Dienatwege  au  überreichen. 

Ein  nicht  mehr  im  Militirverbande  atehender  aneprachaberechtigter  Competent  hat  aein  Ge- 
auch  bei  der  zur  Beaetzung  dea  betreffenden  Dienatpoetena  berufenen  Behörde,  Anstalt  oder  Unter- 
nehmung unmittelbar  einzubringen  und  mit  dem  von  dem  Gemeindevorsteher  aeinea  dauernden 
Aufenthaltaortea  auagefertigten  Zeugniaae  über  aein  Wohlrerhalten,  sowie  mit  dem  ron  einem 
amtlich  beateilten  Arzte  ausgefertigten  Zeugniaae  über  aeine  körperliche  Eignung  für  den  ange- 
atrebten  Hosten,  erentuell  auch  mit  den  Nnchweiaen  über  die  für  den  angestrebten  Dienstposten 
allenfalls  erforderlichen  besonderen  Eigenschaften  zu  belegen. 

Diese  Gesuche,  aowie  die  Beilagen  derselben  genieaaen  die  Befreiung  ron  Stempelgebühren. 

Die  für  Ünterofficiere  Torbehaltenen  Dienstposten  werden  an  die  Anapruchsberechtigten  in- 
der  Regel  nur  in  der  ersten  Anstellungsalufe  verliehen. 

Jedem  Anspruchsberechtigten  steht  daa  Recht  der  Beschwerdeführ.m|r  zu,  wenn  ein  vorge- 
haltener Dienstpoaten,  oder  eine  Beamten-  oder  Wachmannstelle,  rückaichtlich  welcher  den  an- 
apruchsberechtigten Unterofficieren  der  Vorzug  eingeriumt  iat,  gegen  die  Beatimmungen  diese» 
Geaetzea  verliehen  worden. 

Eine  aolche  Beschwerde  ist  an  jenes  Ministerium,  dem  die  Behörde  (Amt,  Anstalt,  Unter- 
nehmung), welche  daa  Verleihungarecht  ausgeübt  bat,  untergeordnet  iat,  zu  richten  und» 
wenn  der  Beachwerdeffihrer  noch  im  Militirverbande  steht,  im  ordentlichen  Dienstwege,  wenn 
er  aber  aus  dem  Militirverbande  bereit»  ausgetreten  wire,  unmittelbar  im  Wege  dea  Miniateriuma 
für  Landesverteidigung  als  Evidenzbehörde  einzubringen. 

Der  Verluat  oder  daa  Erlöacben  dea  Anapruchea  auf  eine  Bedienstung  tritt  ein: 

a)  durch  freiwillige  Verzichtleistung; 

b)  durch  eine  Verurtheilung,  mit  welcher  kraft  des  Gesetzes  der  Verluat  von  Staate-  und  öffent- 
lichen Aemtern  verbunden  iat; 

O  mit  Zurficklegung  dee  45.  Lebenajahrea,  rückaichtlich  jener  Dienstposten,  für  welche  der 
Gehalt  ganz  oder  theilweise  aua  Staatsmitteln  bezahlt  wird ; 

d)  mit  Zurücklegung  dea  37.  Lebenajahrea,  rückaichtlich  aller  übrigen  nicht  vom  Staate  be- 
zahlten Dienatpoaten. 

Die  mit  Certificaten  betheilten,  nicht  mehr  im  Militärverbande  befindlichen  Ünterofficiere 
werden  von  derjenigen  Landwehr-Evidentfaaltung  in  der  Evidenz  geführt,  in  deren  Bereich  aie 
den  ordentlichen  Wohnsitz  haben.  Ein  aolcher  Unterofficier  iat  daher  verpflichtet,  jede  dauernde 
Aenderung  aeinea  Aufenthaltsortes  den  betreffenden  Landwebr-Evidenthaltungen  um  ao  mehr  anzu- 
zeigen, ala  aua  der  Unbekanntheit  aeinea  Aufenthaltes  sich  Hindernisse  aeiner  eventuellen  Anstellung 
ergeben  könnten* 
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Formulare  0  des  Certificates  fUr  solche  Bewerber,  welche  auch  flir 
Beamtensposten  geeignet  erkannt  wurden  und  das  37.  Lebensjahr  noch 

nicht  vollstreckt  haben. 

(Blauer  Druck  auf  rothem  Felde. 


• 


Certificat. 


Für  den—  

geboren  am 


zu. 


h  e  im  atszustän  d  ig 

nach  

Betirk  - —  

Land  


Bezirk   -  

Land-    

welcher  berechtigt  ist,  sich  um  eine  der  mit  dem  Gesetze  rom  19.  April  1872  im 
§.  4  und  im  Sinne  des  zweiten  Absatzes  des  §.  &  für  ausgediente  Vnterofßciere 
rorbehalienen  Anstellungen  zu  bewerben. 

Derselbe  erscheint  übrigem  auch  für  die  im  ersten  Absätze  des  §.  S  dieses 
Gesetzes  bezeichneten  Beamtenstellen  im  Allgemeinen  befähigt,  mithin  berech- 
tigt, sich,  um  solche  ebenfalls  in  Bewerbung  zu  setzen. 

Sein  Anspruch  auf  alle  jene  Dienstposten  jedoch,  für  welche  der  Gehalt  nicht 
ganz  oder  theilweise  ans  Staatsmitteln  bezahlt  wird,  erlischt  in  Gemässheit  der 
Bestimmungen  des  §.  17,  Absatz  d)  des  obigen  Gesetzes  am 

Wien,  am  


Unterschrift : 


Eigenhändige  Namen*fertigung  des  Anspruchs!)? recbtigten. 
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Nachträge  tum  allgemeinen  Tneile. 


Zur  Handelsministerial-Verordnung  vom  4.  Februar  1871,  R.  G.  Bl. 
Nr.  8,  betreffend  die  Verfassung  und  Vorlage  von  Eiseubabnprojecten  und 
die  damit  zusammenhängenden  Amtshandlungen  (III.  Bd.,  Nachtrag  zum 
Allg.  Th.,  I,  A,  1): 

3.  Erlass  der  k.  k.  (JeiieraUnspection  der  österr.  Eisenbahnen 
vom  29.  October  1871,  Z.  7581-2186  1,  C.  Bl.  Nr.  89, 

«Ii  die  Verwaltungen  sämmtlicher  im  Bau  und  Betrieb  befindlichen  österreichischen  Eisenbahnen 

hclreflcnd  die  Verfassung  der  Pläne  bei  Abänderung  genehmigter  Projecte  oder  zum  Zwecke  der 

Grundeinlösung. 

In  Folge  mehrfach  vorgekommener  Fälle,  in  welchen  den  durch  die 
k.  k.  Statthaltercien  oder  die  k.  k.  Bezirkshauptmannschaften  eingeleiteten 
Commi8sionen  über  Varianten,  über  VergrÖsserung  oder  Verringerung  von 
Objects-Spannwciten,  dann  flir  Zwecke  der  Grundeinlösung  etc.  höchst 
mangelhafte  und  ungenügende  Pläne  vorgelegt  wurden,  welche  eine  nach- 
träglich nothwendig  werdende  Beurtheilung  der  angeregten  Fragen  unmöglich 
machen,  sieht  sich  die  General-Inspection  der  österr.  Eisenbahnen 
genothigt,  alle  Bahnverwaltungen  aufzufordern,  alle  sowohl  für  derartige 
Commis8ionen,  wie  auch  zu  sonstigen  Amtshandlungen  der  Behörden  not- 
wendigen Pläne  ganz  in  der  Art  und  Weise  ausfertigen  zu  lassen,  wie  diess 
in  dem  §.  7  der  hohen  Ministerial-Verordnung  vom  4.  Februar  1871  rück- 
sichtlich der  Vorlage  neuer  Projecte  vorgeschrieben  wurde. 

Es  sind  also  insbesondere  in  den  Situationsplänen  für  angestrebte 
Varianten  die  Böschungen  des  Bahnkörpers,  die  Anlage  der  Objecte,  die 
Bach-  und  Wegcorrectionen,  die  Niveau-Uebergänge,  dann  die  bestehenden 
Wege,  Kataatralnummern  und  Grenzen  der  Grundparcellen  etc.  und  zwar  für 
die  alte  und  neue  Linie  ersichtlich  zu  macheu,  und  die  Längeuprofile 
in  entsprechender  Weise  und  im  vorgeschriebenen  Massstabe  auszuführen ; 
bei  Verhandlungen  Uber  Objecte  sind  endlich  auch  die  Detailpläne  den 
letzteren  beizugeben. 

Die  gefertigte  General-Inspection  ersucht  umsomehr  um  gefällig  pünkt- 
liche Einhaltung  dieser  Vorschriften,  als  künftighin  mangelhafte  Pläne  sofort 
zurückgewiesen,  und  dadurch  unliebsame  Verzögerungen  veranlasst  werden 
würden. 

Wien,  am  29.  October  1871. 

H.  Pischtf  m.  p. 


4.  Anmerkung  zur  Ministerial-Verordnung  vom  2.  Jänner  1859, 

R.  G.  Bl.  Nr.  25,  über  die  Verhütung  und  Beseitigung  von  Collisionen 

zwischen  Bergbau-  und  Eisenbahn-Unternehmungen  (L  Bd.,  I.  A,  3): 

Anlässlich  vorgekommener  Recurse  gegen  die  von  Seite  einer  Statt- 
halterei  getroffene  Entscheidung,  mit  welcher  die  Bewilligung  zum  Baue 
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einer  Eisen bahnstrecke  gleichzeitig  mit  der  Festsetzung  der  Beschränkungen 
ertheilt  wurde,  unter  welchen  der  Betrieb  des  Bergbaues  in  der 
Nähe  und  unter  der  projectirteu  Bahn  nach  Massgabe  der  Mini- 
sterial- Verordnung  vom  2.  Jänner  1859,  R.  G.  Bl.  Nr.  25,  stattfinden  darf, 
hat  das  k.  k.  Ministerium  des  Innern,  einverständlich  mit  den  k.  k.  Mini- 
sterien für  Handel  und  Ackerbau  zufolge  Erlasses  vom  15.  Februar  1870, 
Z.  44  (H.  M.  Z.  3350-G47),  mit  Bezug  auf  das  Recursbegehren  „es  möge 
der  Bahngesellschaft  unter  Abänderung  der  Statthalterei-Entscheidung  die 
Baubewilligung  nur  unter  der  Bedingung  ertheilt  werden,  dass  sie  sich  vorher 
mit  den  angrenzenden  Bergwerksbesitzern  bezüglich  ihrer  Entschädigungs- 
Ausprüche  vollständig  abzufinden  habe",  erkannt,  dass,  da  die  Gruben- 
felder der  Recurrenten  durchaus  vor  der  Anlage  der  Eisenbahn  verliehen 
waren,  nach  den  §£.  6  und  7  der  vorerwähnten  Ministerial- Verordnung  vom 
2.  Jänner  1859  die  rechtskräftige  Entscheidung  Uber  die  Betriebsbeschrän- 
kungen der  Baubewilligung  hätte  vorausgehen,  und  diese  letztere  nur  unter 
der  Bedingung  einer  angemessenen  Entschädigung  der  Bergbau-Unter- 
nehmer ertheilt  werden  sollen. 

Bezüglich  der  Frage,  ob  diese  Entschädigung  nach  dem  Begehren  der 
Recurrenten  vor  Ertheilung  der  Baubewilligung  zu  leisten  war,  ist  nach 
dem  citirten  Erlasse  zu  unterscheiden: 

1.  Ob  auf  den  von  der  Eisenbahn  berührten  Grubenfeldern  der  Abbau 
effectiv  schon  bis  zur  Bahntrace  gediehen  war,  ob  daher  eine  Einschränkung 
im  Betriebe  durch  die  zu  führende  Eisenbahn  und  ein  Schaden  für  den 
Grubenbesitzer,  der  sich  in  quali  e  quanto  übersehen  und  zugleich  schätzen 
und  bezahlen  oder  sicherstellen  lässt,  bereits  feststand,  oder 

2.  ob  auf  den  verliehenen  Grubenfeldern  oder  wenigstens  auf  der  von 
der  Eisenbahn  berührten  Strecke  zur  Zeit  der  Bahnanlage  noch  kein  wirk- 
licher Bergbau-Betrieb  stattfand,  welcher  durch  den  Bahnbau  sofort  eine 
Einschränkung  zu  erleiden  hätte. 

In  den  Fällen  der  ersten  Art  erscheint  der  Anspruch  der  Bergbau- 
Unternehmer  auf  die  Austragung  der  Entschädigungs-Frage  vor  Beginn  des 
Eisenbahiibaues  und  eventuell  die  analoge  Anwendung  des  Expropriation» 
Verfahrens  im  Sinne  des  §.  9,  lit.  e,  des  Eisenbahnconcessions-Gesetzes  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  begründet. 

In  den  Fällen  der  zweiten  Art,  in  welchen  es  zur  Zeit  des  Bahnbaues 
noch  ungewiss  ist,  ob  die  Betriebsbeschränkungen  einen  Schaden  für  die 
Bergbau-Unternehmer  zur  Folge  haben  werden  oder  nicht,  gentigt  es,  in  die 
Baubewilligung  den  Vorbehalt  einer  angemessenen  Entschädigung  für  eineu 
eventuell  sich  herausstellenden  Schaden  aufzunehmen. 


Digitized  by  Google 


■ 

42 


Nachträge  zum  allgemeinen  Tbeile. 


5.  Erlassdes  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  26.  Mai  1871,  Z.  670, 

an  sa'mmtliche  Landeschef», 

bet reifend  die  Bekanntgabe  der  Concessionsert heilang  und  Tracebestimmung  von  Eisenbahnen 

an  die  Bergbehörden. 

Nach  den  §§.  4  und  5  der  Ministerial- Verordnung  vom  2.  Jänner  1859, 
R.  G.  Bl.  Nr.  25,  ist  den  Commissionen  (Frei fahrungen)  über  die  Verleihung 
von  Grubenfeldern,  welche  sich  über  eine  genehmigte  Eisenbahn  erstrecken 
sollen,  stets  ein  Vertreter  der  Eisenbahn-Unternehmung  beizuziehen,  wonach 
die  Verleihung  eines  solchen  Grubenfeldes  nur  unter  den  in  dieser  Ver- 
ordnung normirten  Beschränkungen  des  Bergbau-Betriebs  stattzufinden  hat, 
für  welche  dem  Bergbau-Unternehmer  kein  Entschädigungsanspruch  gegen 
die  Eisenbahn  zusteht. 

Es  hat  sich  wiederholt  der  Fall  ergeben,  dass  die  Beiziehung  der  Unter- 
nehmer von  genehmigten  Eisenbahnen  zu  solchen  Freifahrungen  desshalb 
unterblieben  ist,  weil  der  Bergbehörde  die  ertheilte  Concession  oder  die 
gewählte  Trace  der  Eisenbahn  nicht  rechtzeitig  bekannt  geworden  war. 

Um  die  Durchführung  der  vorerwähnten  Anordnung  zu  sichern,  ersuche 
ich  einverständlich  mit  dem  k.  k.  Handels-  und  dem  Ackerbau-Ministerium 
Euer  — ,  dafür  sorgen  zu  wollen,  dass  bei  allen  Eisenbahnen,  welche 
Bergbaudistricte  durchziehen,  sowohl  die  Ertheilung  der  Concession,  als 
die  Bestimmung  der  Trace  den  competenten  Bergbehörden  ohne  Verzug 
bekannt  gegeben  werden. 

Wien,  am  27.  Mai  1871. 

Wehl!  m.  p. 

Zufolge  Erlasses  des  k.  k.  Ackerbau-Ministeriums  vom  0.  Juni  1871,  Z.  2752  —  289, 
wurden  hieron  simmtliche  k.  k.  Berghauptmannschaflen,  sowie  die  politischen  Lnndesstellen 
all  Oberbergbehörden  behufs  der  Kenntnissnahme  verstandigt,  und  denselben  im  Einverständnisse 
mit  dem  Handelsministerium  zugleich  die  Weisung  ertheilt.  die  zur  Zeit  der  Bewerbung  um 
eine  Grubenfeldrerleihung  bereits  ertheilten  Eisenbahnconcessionen,  nicht  nur  in  jenen 
Füllen,  wo  Vertreter  der  Eisenbahn-Unternehmungen  bei  den  Freifahrungen  interveniren,  sondern, 
soweit  den  k.  k.  Berghauptmannsrhaften  die  Eisenbahn  concession  und  die  wahr- 
scheinliche Führung  der  Bahn-Trace  bekannt  ist,  überhaupt  als  ein  im  Sinne  der 
$§.  54  und  63  a.  B.  G.  der  unbedingten  G  r  ub  en  f  e  I  d  v  e  rl  e  i  h  u  n  g  entgegen- 
stehendes öffentliches  Hinderniss  von  Amtswegen  zu  berücksichtigen. 
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Zu  II:  Vorschriften  über  den  Bau  der  Eisenbahnen. 


Generelle  Bestimmungen.*) 

Zu  §.  9,  lit.  a,  des  Eisenbahn-Concessionsgesetzes  vom  14.  September 
1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238  (I.  Bd.,  I.,  A.,  1): 

1.  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  18.  November 

1871,  Z.  22.738—5637,  C.  Bl.  Nr.  95, 

an  simmtliche  Landesbehörden,  mit  Ausnahme  jener  von  Dalmutien. 

beireffend  die  behördliche  Intervention  bei  Eisenbahnbauten. 

Nach  dem  Gesetze  sowohl  wie  auch  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
zelnen Coneessionsurkunden  sind  nur  die  Bahnanstalten  selbst,  nicht  aber 
die  von  denselben  aufgenommenen  Bauunternehmungen  der  Staatsverwaltung 
gegenüber  für  die  ordentliche  BaufUhrung  verantwortlich  und  sind  daher 
nur  die  ersteren  berufen,  sich  in  Angelegenheiten,  welche  sich  auf  den  Bau 
oder  die  Ausrüstung  der  betreffenden  Bahnstrecke  beziehen,  um  eine  be- 
hördliche Intervention,  wie  z.  B.  um  die  Abhaltung  einer  Localcommission 
und  dgl.  zu  bewerben. 

Ans  Anlass  wiederholt  vorgekommener  Fälle,  dass  die  mit  der  Aus- 
führung einzelner  Bahnstrecken  betrauten  Bauunternehmungen  sich  wegen 
Abänderungen  an  dem  genehmigten  Projecte  directe  an  die  politischen  Be- 
hörden gewendet  und  die  Anberaumung  commissioneller  Verhandlungen  auf 
Grund  von  Vorlagen  erwirkt  haben,  welche  die  Zustimmung  der  betreffenden 
Kahnverwaltungen  nicht  erlangt  haben,  ja  denselben  vor  Anberaumung  der 
Oommission  gar  nicht  unterbreitet  waren,  wird  die  k.  k.  Landesbehörde  auf- 
gefordert, die  unterstehenden  Behörden  anzuweisen,  bei  Einschreiten  in 


*J  Die  Aufstellung  einer  neuen  Rubrik,  unter  welcher  jene  allgemeinen  Bestimmungen 
über  die  Ausführung  von  Eisenbahnbauten  zusammengefasst  werden,  die  im  Grundtexte  dieaer 
Sammlung  und  in  den  während  der  Drucklegung  desselben  aufgelaufenen  Nachtrlgen  wegen 
ihrer  nahen  Beziehung  za  einigen  Paragraphen  des  Eisenbahn-Concessionsgesetzes  vom  14.  Sep- 
tember 1854,  H.  G.  Bl.  ?ir.  238,  diesem  letzteren  angereiht  waren,  scheint  bei  der  stetig  zu- 
nehmenden Bedeutung  der  bezüglichen  Anordnungen  im  Interesse  der  Übersichtlichkeit  ge- 
boten. 
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Nachtrtige  allgemeinen  Theile. 


Eisenbahn-Bauangelegenheiten  um  behördliche  Interveution  daraufRUcksicht 
zu  uelimen,  dass  die  hierauf  bezüglichen  Gesuche  von  den  Bahnverwaltungen 
selbst  oder  deren  bevollmächtigten  Organen  auszugehen  haben. 

Die  Balmaustalten  werden  gleichzeitig  aufgefordert,  die  zur  Erwirkung 
behördlicher  Amtshandlungen  autorisirten  Organe,  insoweit  diess  noch  nicht 
geschehen  ist,  ohne  Verzug  den  betreffenden  politischen  Landes-  und  Be- 
zirksbehörden namhaft  zu  machen. 

Wien,  am  18.  November  1871. 

her  Leiter  de»  k.  k.  Handelsministeriums : 

Wiedenffld  m.  p. 


Zum  Ilandelsininisterial-Erlasse  vom  8.  Februar  1870,  Z.  25.533, 
betreffend  das  Verfahren  bei  geringfügigen  Abweichungen  von  genehmigten 
Projeeten  (III.  Bd.,  Nachtrag  zum  Allg.  Th.  I.  A,  2): 

2.  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  20.  September  1871, 

Z.  18.658— 45«0,  C.  Bl.  Nr.  78, 

an  »ammtliche  Landesstclleu. 

betreffend  einige  Modalitäten  des  abKekürzlenVerfahrens  bei  geringfügigen  Abweichungen  von  den 

genehmigten  Projecten  während  der  Bauausführung. 

Da  wiederholt  die  Wahrnehmung  gemacht  wurde,  das«  Seitens  der  Bau- 
unternehmungen dahin  gewirkt  wurde,  die  Objecte  entgegen  den  Bestim- 
mungen der  Begehungsprotocolle  und  offenbar  nur  in  ihrem  eigenen  Interesse 
durch  nachträglich  von  den  Bezirkshauptmannschaften  abgehaltene  Com- 
missionen  zu  verkleinern,  so  wird  den  k.  k.  Landesbehörden  im  Nachtrage 
zu  dem  Erlasse  vom  8.  Februar  1870,  Z.  25.533-  4535  ex  1809,  eröffnet, 
dass  den  Commissionen  Uber  Umänderungen  und  insbesondere  über  Redu- 
cirungen  von  Bahnobjecten  jederzeit  ein  Vertreter  derGeneral-Inspection  bei- 
zuziehen  ist. 

Unter  Einem  werden  die  Bahnanstalten  angewiesen,  die  Anträge  für 
derlei  Aeuderungen  stets  für  eine  längere  Bahnstrecke  zugleich  in  Vorlage 
zu  bringen. 

Wien,  am  20.  September  1871. 

Kür  den  k.  k.  Ilandelsminister : 

Wiedeofeld  m.  p. 

Aul  ist  Hefa  mehrfacher  Beschwerden,  dass  der  Bau  einer  Eisenbahn  in  Fällen,  wo  sich 
derselbe  auf  Grund  des  genehmigten  Begehungsurotocolles  im  Tollen  Zuge  befand,  durch  Ge- 
meinderorstände  oder  die  politischen  Localbehörden  aus  dem  Grunde  eingestellt  wurde,  weil 
roi  einzelnen  Parteien  oder  Gemeinden  in  Absicht  auf  Verlegung  der  Trace,  Aenderung  oder  Ver- 
mehrung der  Wegübersetzungen  u.  s.  w.  Beschwerden  erhoben  wurden,  sind  die  sämmllichen 
Linderchefs  mit  Ausnahme  derjenigen  von  Dalmalien  und  Salzburg  mittelst  Hundelsministerial- 
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Erlasses  rom  4.  August  1869,  Z.  13. 433  —  2633  ersucht  worden,  die  betreffenden  Localbehörden 
anzuweisen,  Gesuche  um  Aenderungen  der  im  genehmigten  Begrhungsprotocolle  enthaltenen 
Bestimmungen  bezüglich  der  Trace  u.  t.  i».  der  im  Baue  befindlichen  Bahnstrecken  an  das  Han- 
delsministerium als  der  zu  deren  Erledigung  allein  berufenen  Stelle.  nöthigenf..llg  im  telegra- 
phischen Wege  zu  leiten. 


3.   Eriass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Juni  1872, 

Z.  9505  -2234,  C.  Bl.  Nr.  46, 

an  sämmtliche  BahnremaUungen, 

wegen  genauer  Befolgung  der  von  den  k.  k.  Genie-  und  Militärbaudirectionen  erlheilten 
Weisungen  für  die  Anlage  von  Brücken-Sprengrainen. 

Aus  Anlass  des  vorgekommenen  Falles,  dass  sieh  eine  Eisenbahn- 
gesellschaft bei  der  Anlage  von  Demolirungsminen  an  Brücken  willkürliche 
Abweichungen  erlaubt  hat,  werden  die  Verwaltungen  aufgefordert,  den  diess- 
falligen  Weisungen  der  k.  k.  Genie-  und  Militärbaudireetionen  bei  Brücken- 
Neubauten  und  Reconstruetionen  stets  strengstens  nachzukommen  und  in 
Hinkunft  die  Inangriffnahme  des  Baues  solcher  Minenanlagen  den  betreffen- 
den k.  k.  Genie-  und  Militiirbaudireetionen  sofort  anzuzeigen. 

Wien,  am  l.  Juni  1872. 

Für  den  k.  k.  Handelsmuster 

Wiedenfeld  m.  p. 


Zur  Handels-Miniaterial- Verordnung  vom  4.  Februar  1*71,  R.  G.  Bl. 
Nr.  8  (III.  Bd.,  Nachtrag  zum  Allg.  Th.  I.  A,  1): 

4.  Erlaus  des  k.  k.  Handelsministers  vom  26.  Beeember  1871, 
Z.  24.038-5954,  V.  Bl.  Nr.  4  ex  1872, 

an  sämmtliche  k.  k.  Slaltlialtereien  und  Landesregierungen, 

betreffend  die  hinvernehmung  der  Handels-  und  (iewerhekainmern  bei  den  Verhandlungen  zur 
Festsetzung  der  Stationsplätze  neuer  Kisenbahnlinien. 
Im  Nachhange  zurllandelsministerial-Verordnung  vom  4.  Februar  1871, 
Z.  25.151  —  5492  ex  1870  (K.  G.  Bl.  Nr.  8),  wird  die  k.  k.  Statthalterai 
Landesregierung)  aufgefordert,  bei  der  inGemässheit  der  §§.5  und  6  der  ge- 
dachten Verordnung  vorzunehmenden  Verhandlung  zur  Festsetzung  der  Sta- 
tionsanlagen einer  neuen  Eisenbahnlinie,  zur  näheren  Information  über  die 
volkswirtschaftlichen  und  Verkehrsinteressen  der  von  der  projectirten  Linie 
durchzogenen  Distriete  das  Gutachten  der  Handels-  und  Gewerbekammern 
der  interessirten  Bezirke  einzuholen. 
Wien,  am  2«.  December  1871. 

Der  k.  k.  Handelaminister : 

Baahans  m.  p. 

Gleichseitig  wurde  vom  k.  k.  Ilandelsminister  die  Zuziehung  von  Vertretern  der  be- 
Iheiligten  Handels-  und  Gewerbekammern  zu  den  technisch-militärischen  Revisionen  der  Tracen 
projectirter  Eisenbahnlinien  der  mit  der  Leitung  dieser  Revisionen  betrauten  k.  k.  General- 
laapection  der  5aterreiehi\chen  Eisenbahnen  aufgetragen. 
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Nachtrage  zum  allgemeinen  Theile. 


Zu  §.  11  des  Eisenbahn-Concessionsgesetzes  und  den  nachträglichen  An- 
ordnungen über  die  Nachweisung  des  Baufortschritts  (L  Bd.,  L  A,  1  und 
III.  Bd.,  Nachtrag  zum  Allg.  Th.  II.  C,  7): 

ö.  Kr  las*  der  k.  k.  General-Inspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen Tom  28.  März  1872,  Z.  2483—863-1,  C.  Bl.  Nr.  32, 

au  sämmtliche  unterstehenden  Bahnverwaltungen, 

betretend  die  Verfassung  der  Baufortschrittsberichte. 

Aus  Anlass  des  hier  wahrgenommenen  ungleichförmigen  Vorganges  bei 
Verfassung  der  allmonatlich  dem  hohen  k.  k.  Handelsministerium  vorzulegen- 
den Nachweisungen  Uber  den  Banfortschritt  der  Eisenbahnen  wird  die 
Verwaltung  daran  erinnert,  dass  diese  Eingaben  aus  eiuem,  die  gesammte 
Bauthätigkeit  umfassenden  und  erläuternden  technischen  Berichte  und  aus 
dem  nach  dem  bekannten  Formulare  aufzustellenden  Tableau  zu  bestehen 
haben,  in  welch'  letzterem  jedesmal  alle  Rubriken  ausgefüllt  werden  müssen. 

In  diesen  Vorlagen  sind  übrigens  nicht  nur  die  Hauptbahnen,  sondern 
auch  allfällige  im  Baue  begriffene  Schleppbahnen  in  ganz  gleicher  Weise 
zu  behandeln,  und  zum  Schlüsse  die  fUr  die  ganze  Strecke  bis  zum  Monatsende 
erzielte  Leistung  am  Unter-,  Ober-  und  Hochbau  in  Percenten  derGesamrat- 
leistung  auszuweisen. 

Bei  dieser  Gelegenheit  wird  hinsichtlich  der  in  die  Tableaux  aufzu- 
nehmenden Angaben  Uber  die  Materialsvorräthe  bemerkt,  dass  diese  letzteren 
in  Hinkunft  nicht  mehr  nach  absoluten  Zahlen,  sondern  nach  Percenten  des 
Gesammterfordernisses  anzuführen  sein  werden. 

Wien,  am  28.  März  1872. 

H.  Plschef  m.  p. 


6.  Erlass  des k.k. Handelsministeriums  vom  31.Mail872,  Z.  11.369 

-2749,  C.  Bl.  Nr.  46, 

an  die  Verwaltungen  aimmtlicher  im  Baue  begriffenen  österr.  Eisenhahnen. 

betreffend  die  Vorlage  der  Baufortschrittsberichte. 

Der  Verwaltungsrath  wird  aufgefordert,  die  im  Sinne  der  Handels- 
Ministerial-Erlässe  vom  17.  Mai  und  25.  August  1869,  Z.  10214,  und 
vom  3.  April  1870,  Z.  4300,  zu  erstattenden  monatlichen  Baufortschritt  fr- 
Berichte  künftighin  längstens  bis  10.  des  darauffolgenden  Monates  und  zwar 
unmittelbar  bei  der  k.  k.  General-Inspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen in  Vorlage  zu  bringen. 

Den  nach  dem  bisher  Üblichen  Formulare  zu  verfassenden  Tableaux 
sind  künftighin  Erläuterungsberichte  anzuachliessen,  in  welchen  auch  die  zu 
bewirkenden  Gesammtleistungen  an  Erdarbeiten  (Kubikmass  derselben  in- 
clusive Felsensprengung  und  Tunneldurchbruch),  sowie  an  Mauerwerk  (für 
Unter-  und  Hochbau  zusammen),  dann  die  im  jeweiligen  Monate,  für  welches 
die  Nachweisung  geliefert  wird ,  bewirkten  Leistungen  an  Erdarbeiten  und 
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Mauerungen,  sowie  die  schon  früher  effectuirten  Leistungen  ziffermässig  an- 
zugeben und  ausserdem  die  Summen  der  noch  zu  bewirkenden  Erd-  und 
Mauerungsarbeiten,  ihrem  Kubikmasse  nach,  ersichtlich  zu  machen  sind. 

In  diese  Baufortschritts-Nachweise  sind  ferner  auch  die  auf  den  dor- 
tigen Linien  im  Baue  befindlichen  Schleppbahnen  zu  einzelnen  Bergwerken 
und  Industrie-Etablissements  einzubeziehen. 

Wien,  am  31.  Mai  1872. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 

Baahaas  m.  p. 


Specielle  Bestimmungen« 

A.  Bestimmungen  Uber  Grundeinlösung  und  Expropriation. 

Zu  2,  b)  Verfahren  bei  Grundeinlösungen  und  Expropriationen  für*  Privat- 
Eisenbahnen  (I.  Bd.,  II.  A,  2,  b): 

7.  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  rom  20.  December 

1871,  Z.  16.749,  €.  Bl.  Nr.  9, 

an  aämmtliche  Landeschefs, 

betreffend  die  Behandlung  der  zu  Expropriationserkenntniasen  für  Eisenbahnzwecke  gehörigen 

Behelfe. 

Das  Ministerium  hat  die  Wahrnehmung  gemacht,  dass  die  Behelfe,  auf 
deren  Grund  die  Expropriations-Erkenntnisse  für  Eisenbahnbauten  gefällt 
werden,  als :  Situationspläne,  Parzellenverzeichnisse ,  Protocolle  über  Ver- 
gleichsversuche u.  dgl.  von  den  politischen  Behörden  häufig  mit  dem  Ex- 
propriations-Erkenntnisse den  Eisenbahnunternehmungen  zurückgestellt 
werden ,  so  dass  nach  dem  Einlangen  eines  Ministerial-Recurses  diese 
Behelfe  erst  wieder  den  Eisenbahnunternehmungen  abverlangt  werden 
müssen. 

Da  hiedurch  nicht  nur  die  endgiltige  Entscheidung  in  den  meist  drin- 
genden Expropriations-Angelegenheiten  verzögert  und  somit  der  Zweck  der 
Ministerial-Verordnung  vom  27.  August  1870,  R.  G.  BL  Nr.  113,  (über  die 
Herabsetzung  der  Recursfrist)  häufig  vereitelt,  sondern  auch  die  Grundlage 
der  behördlichen  Entscheidung  der  Gefahr  des  Verlustes  ausgesetzt  wird, 

beehre  ich  mich  einverständlich  mit  dem  k.  k.  Handelsministerium  Euer  

zu  ersuchen,  das  bezeichnete  Verfahren,  falls  es  auch  bei  den  Hochdenselben 
unterstehenden  Behörden  in  üebung  wäre,  abstellen  und  dafür  sorgen 
zu  wollen,  dass  die  zu  einem  Expropriationserkenntnisse  gehörigen  Behelfe, 
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insoweit  deren  Ausfolgung  nach  ihrer  Beschaffenheit  Uberhaupt  zulässig 
ist,  jedenfalls  erst  nach  eingetretener  Rechtskraft  des  Erkenntnisses  zurück 
gestellt  werden. 

Wien,  am  20.  December  1871. 

lasaer  m.  p. 


8.  (iesetz  vom  29.  März  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  39,  C.  Hl.  Nr.  28, 

betreffend  die  Vollstreckung  Ton  F.xpropriationserkcnntnissen  in  Eisenbahnangelegenheiten, 
wirksam  für  alle  im  ReichsMthe  vertretenen  Königreiche  und  linder,  mit  Ausnahme  von  Tirol 

und  Vorarlberg. 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

§.  1. 

Wenn  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern, 
mit  Ausnahme  von  Tirol  und  Vorarlberg,  im  Falle  einer  zwangsweisen  Ent- 
eignung für  eine  Eisenoahn  die  zu  entrichtende  Entschädigung  durch  eine 
gerichtliche  Schätzung  ermittelt  worden  ist,  so  kann  nach  Leistung  oder 
Erlag  des  ermittelten  Entschädigungsbetrages  die  in  Vollstreckung  des 
Expropriationserkenntnisses  erfolgende  Einsetzung  in  den  Besitz  oder  die 
Benützung  des  Gegenstandes  der  Expropriation  weder  durch  Anfechtung  der 
Schätzung  im  Instanzenzuge,  noch  durch  Betreten  des  Processweges  auf- 
gehalten werden. 

§. 

Gegen  die  gerichtliche  Bewilligung  der  Schätzung,  sowie  gegen  alle 
zum  Zwecke  der  Vornahme  derselben  ergangenen  gerichtlichen  Verfügungen, 
findet  ein  selbständiger  Reeurs  nicht  statt;  Beschwerden  dagegen  können 
in  dem  Reeurse  gegen  den  Bescheid,  wodurch  die  vollzogene  Sehätzung  zu 
Gericht  angenommen  wird,  geltend  gemacht  werden. 

Der  Beseheid  ist  beiden  Theilen  ron  Amtswegen  zuzustellen. 

%.  3. 

Derjenige,  für  welchen  ein  Expropriationserkenntniss  erwirkt  worden 
ist,  hat  sieh  durch  acht  Tage,  nach  dem  Tage  der  an  den  Gegner  erfolgten 
Zustellung  des  Bescheides,  wodurch  die  vollzogene  Schätzung  zu  Gericht 
angenommen  wurde,  jeder  Aenderung  an  dem  Gegenstande  der  Expropriation 
zu  enthalten. 

Wird  vor  Ablauf  dieser  Frist  um  eine  Beweisaufnahme  zum  ewigen 
Gedächtnisse  über  den  Zustand  eines  Gegenstandes,  auf  welchen  sich  die 
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Expropriation  bezieht,  angesucht,  so  ist  Uber  dieses  Ansuchen  sofort  zu 
entscheiden,  und  im  Falle  der  Bewilligung  der  Beweisaufnahme  auf  Begehren 
der  ansuchenden  Partei  an  Denjenigen,  flir  welchen  die  Expropriation 
erwirkt  wurde,  ein  Verbot  dahin  zu  erlassen,  daas  er  noch  bis  zur  Beendigung 
der  Beweisaufnahme,  welche  mit  der  grössten  Beschleunigung  durchzuführen 
ist,  jede  Aenderung  des  Zustandes,  welcher  durch  die  Beweisaufnahme  dar- 
gethan  werden  soll,  zu  unterlassen  habe. 

Ein  gegen  die  Bewilligung  der  Beweisaufnahme  oder  gegen  das  Verbot 
von  Aenderungen  ergriffener  Recurs  hat  keine  aufschiebende  Wirkung. 

Das  im  §.  1  erwähnte  Expropriationserkeuntniss  kann  für  die  Zwecke 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  durch  ein  gütliches  üebereinkommen,  worin 
sich  die  Parteien  über  die  Abtretung  des  Gegenstandes  der  Expropriation 
gegen  eine  durch  gerichtliche  Schätzung  zu  ermittelnde  Entschädigung 
einigen,  ersetzt  werden,  wenn  der  zur  Expropriationsverhandlung  abgeordnete 
Commissär  der  Verwaltungsbehörde  diesem  Üebereinkommen  die  Bestätigung 
beifügt,  dass  dasselbe  in  Durchführung  dieser  Verhandlung  abgeschlossen 
worden  sei. 

Die  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  beginnt  mit  dem  Anfange  des  30.  Tages, 
nach  Ablauf  des  Tages  der  Kundmachung.  Dasselbe  hat  jedoch  auf  Fälle, 
in  denen  die  Schätzung  vor  diesem  Tage  zu  Gericht  angenommen  worden 
ist,  keine  Anwendung  zu  finden. 

g.  6. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  sind  die  Minister  des  Innern,  der 
Justiz  und  des  Handels  beauftragt. 

Ofen,  am  29.  März  1872. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Aaersperg  m.  p.       Lasfter  m.  p.       Banhnns  m.  p.       (vlaser  ra.  p 


9.  Erlas*  des  k.  k.  Ministers  des  Innern  vom  28.  Juni  1872, 

Z.  1771-M.  L,  C.  Bl.  Nr.  54, 

an  sämmtliche  Lämlerehefs, 

in  Betreff  der  Vollstreckung  von  Expropriations-Erkenntnissen  in  Eisenbahnangelegenheiten 

Durch  das  Gesetz  vom  29.  März  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  39,  über  die 
Vollstreckung  von  Expropriations- Erkenntnissen  in  Eisenbahnangelegenheiten 
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wird  eine  sehr  wesentliche  Aenderung  in  der  Lage  des  Expropriirten  herbei- 
geführt. 

Da  anzunehmen  ist,  dass  die  Erkenntuiss  von  der  Bedeutung  des 
Gesetzes  bei  der  Bevölkerung  nur  allmälig  Eingang  finden  werde,  ist  dafür 
zu  sorgen,  dass  in  der  Zwischenzeit  die  Bevölkerung  nicht  aus  Unkenntnis« 
der  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  zu  Schaden  komme.  Es  ist  daher 
nothwendig,  dass  die  Expropriaten  bei  der  Anwendung  des  neuen  Gesetzes 
über  die  Tragweite  desselben  belehrt  werden.  Das  Bedürfniss  einer  solchen 
Belehrung  ist  namentlich  in  zwei  Richtungen  vorhanden.  Zunächst  ist  es 
wichtig,  dass  die  Parteien  von  den  Beschränkungen,  welche  in  Beziehung 
auf  die  Anfechtbarkeit  der  Schätzungen  nach  §§.  1  und  2  des  neuen  Gesetzes 
einzutreten  haben,  in  Kenntniss  gesetzt,  zugleich  aber  auch  über  die 
Bestimmungen  des  §.  3,  welche  sich  auf  die  Beweisaufnahme  zum  ewigen 
Gedächtnisse  beziehen  und  namentlich  Uber  die  daselbst  enthaltene  Frist- 
bestimmung informirt  werden. 

Ferner  sind  die  Parteien,  welche  ein  im  §.  4  erwähntes  Uebereinkommen 
schliessen,  bei  der  Bestätigung  des  Uebereinkommens  durch  den  politischen 
Commissär  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  die  Bestimmungen  des  neuen 
Gesetzes  auch  in  Ansehung  der  dem  Uebereinkommen  nachfolgenden 
Schätzung  anzuwenden  sind. 

Ich  beehre  mich  daher  einverständlich  mit  den  Herren  Ministern  der 
Justiz  und  des  Handels  Hochdieselben  zu  ersuchen,  die  Hochdenselben  unter- 
stehenden politischen  Behörden  und  insbesondere  die  mit  der  Leitung  der 
Oommissionsverhandlungen  in  Eisenbahnangelegenheiten  betrauten  Organe 
anweisen  zu  wollen,  dass  sie  den  Parteien  in  der  angedeuteten  Weise  die 
geeigneten  Belehrungen  ertheilen. 

Genehmigen  Hochdieselben  die  Versicherung  meiner  vollkommenen 
Hochachtung. 

Wien,  28.  Juni  1872. 

Lasser  m.  p. 


C.  Bestimmungen  über  Einfriedung  der  Eisenbahnen,  Weg- 
übersetzungen und  Zufahrtsstrassen. 

Zu  II.  Vorschriften  über  Zufahrtsstrassen: 

10.  Landesgesetz  vom  8.  November  1871,  L.  G.  Bl.  Nr.  14, 

C.  Bl.  Nr.  100, 

betreffend  die  Herstellung  und  Erhaltung  der  Zufahrtsstrassen  zu  den  Eisenbahn»StationspläUen 

in  der  Markgrafschaft  (Strien. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meiner  Markgrafschaft  Istrien  finde  Ich 
zu  verordnen,  wie  folgt: 
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§.  1. 

Die  erste  Herstellung  der  Zufahrtsstrassen  zu  Bahnhöfen  und  zu  Auf- 
nahme-Stationen der  Eisenbahnen,  deren  Standort  behördlich  festgestellt 
wurde,  erfolgt,  wenn  nicht  die  betreffende  Eiscnbahngesellschaft  oder  aber 
eine  dritte  physische  oder  moralische  Person  durch  das  Gesetz,  durch  die 
Bedingungen  der  Concessionsertheilung  oder  vertragsmässig  hiezu  verpflichtet 
ist,  in  der  Regel  durch  die  Concurrenz  des  Landes  und  der  betheiligten 
Gerichtsbezirke  in  der  Weise,  dass  das  Land  die  Auslagen  für  alle  Kunst- 
arbeiten, für  allfällige  Grundablösung  und  fllr  die  technische  Bauleitung, 
alle  übrigen  Kosten  der  Herstellung  hingegen  die  Gerichtsbezirke  selbst  tragen. 

Ist  der  Bahnhof  oder  der  Aufnahms-Stationsplatz  seiner  Lage  nach 
einem  über  mehrere  Bezirke  ausgedehnten  Verkehre  zu  dienen  bestimmt, 
so  constatirt  vorerst  der  Landesausschuss  diesen  Umstand  und  entscheidet 
sofort,  nach  welchem  Verhältnisse  die  Herstellungskosten  der  bezüglichen 
Strasse  auf  die  betheiligten  Bezirke  aufzuteilen  seien. 

§.  2. 

Der  Landesausschuss  entscheidet  nach  Erwägung  aller  massgebenden 
Umstände  über  die  Notwendigkeit  der  Herstellung  der  einzelnen  Zufahrts- 
strassen durch  die  im  vorigen  Paragraphe  bezeichnete  Concurrenz;  er 
bestimmt  die  Art  und  Weise  der  Ausführung  des  Baues,  und  es  steht  ihm 
ausschliesslich  die  Oberaufsicht  über  die  BaufUhmng  zu.  Die  unmittelbare 
Leitung  der  Arbeiten  besorgen  die  betreffenden  Strassencomites,  welchen 
auch  die  Verwaltung  des  Concurrenzfondes  gegen  nachträgliche  Rechnungs- 
legung an  den  Landesausschuss  obliegt. 

§.  3. 

Der  Landesausschuss  kann  den  betheiligten  Bezirken  nach  Massgabe 
des  nachgewiesenen  Bedürfnisses  und  auf  Grundlage  des  Projectes  und  Kosten- 
voranschlages auf  Rechnung  ihrer  Concurrenzbeiträge  angemessene  Vorschüsse 
bewilligen,  welche  in  der  Folge  dem  Landesfonde  ersetzt  werden  müssen. 

Die  Concurrenzbeiträge  der  Bezirke  werden  von  den  nämlichen  Organen 
und  mit  gleichen  Mitteln  eingetrieben,  wie  die  Steuern. 

§.  4. 

Die  Zufahrtsstrassen,  deren  erste  Herstellung  nach  diesem  Gesetze 
erfolgte,  sind  nach  Einem  Jahre  nach  ihrer  Vollendung  dem  Strassencomite 
desjenigen  Gerichtsbezirkes  zur  weiteren  Erhaltung  zu  Ubergeben,  in  dereu 
Gebiete  sie  liegen. 

§.  5. 

Wenn  eine  Eisenbahnstation  lediglich  im  Interesse  einer  oder  mehrerer 
Gemeinden  errichtet  wurde,  so  fällt  die  Herstellung  der  bezüglichen  Zufahrts- 
strasse ausschliesslich  zur  Last  der  betheiligten  Gemeinden. 

4* 
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Rücksichtlich  der  weiteren  Erhaltung  dieser  Zufahrtsstrassen  bleiben 
aber  die  Bestimmungen  des  vorausgehenden  Paragraphes  massgebend. 

§.  6. 

Die  Gemeinden  müssen  die  Zufahrtsstrassen  zu  den  Bahnhöfen  in  einer 
dem  Bedürfnisse  und  der  Beschaffenheit  der  gewöhnlich  vorkommenden 
Fuhrwerke  entsprechenden  Weise  herstellen.  Die  Entscheidung  über  die 
Art  und  Weise  des  Baues  und  der  Bauführung  steht  den  Gemeinden  selbst 
zu.  Der  Landesausschuss  entscheidet  nach  Erwägung  aller  einschlägigen 
Momente,  ob  eine  Zufahrtsstrasse  von  einer  oder  mehreren  Gemeinden  her- 
zustellen sei,  und  im  letzteren  Falle,  in  welchem  Verhältnisse  jede  Gemeinde 
zu  den  Kosten  der  Herstellung  beizusteuern  habe. 

§.  7. 

Die  Umlegung,  sowie  die  vollständige  bauliche  Instandsetzung  einer 
schon  bestehenden ,  in  ihrer  baulichen  Beschaffenheit  den  Ansprüchen  des 
Verkehres  nicht  entsprechenden  Zufahrtsstrasse  ist  der  ersten  Herstellung 
gleich  zu  achten. 

§.  8. 

Die  Herstellung  und  Erhaltung  von  Znfahrtsstrassen,  welche  nur  das 
Interesse  von  Privaten  berühren,  bleibt  diesen  Interessenten  überlassen. 
Wien,  am  8.  November  1871. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Wehll  m.  p. 


11.  Lamlesgesetz  vom  15.  Mai  1872,  L.  0.  Bl.  Nr.  19,  C.  Bl.  Nr.  55, 

hdrelfrnil  die  Herstellung  und  Erhaltung  von  Zufahrtsstrassen  zu  nicht  ärarischen  Eisenbahnen 

im  Herzogtbume  Salzburg. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Herzogthumcs  Salzburg  finde 
Ich  anzuordnen,  wie  folgt: 

Allgemeine  Bestimmungen. 

§»  1. 

Eisenbahnzufahrten  sind  jene  öffentlichen  Strassen,  welche  die  Ver- 
bindung der  Bahnhöfe  und  Aufnahmsstationen  mit  dem  nächst  erreichbaren 
öffentlichen  Fahrtwege  oder  mit  dem  Gebiete  der  nächst  gelegenen  Städte, 
Märkte  oder  Ortschaften  vermitteln. 

§.  2. 

Bei  der  Errichtung  von  Eisenbahn-Zufahrtsstrassen  hat  die  politische 
Bezirksbehörde  über  deren  Nothwendigkeit  und  Anschluss  an  den  öffentlichen 
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Fahrtweg,  Stadt,  Markt  oder  Ortschaft  (§.  1),  über  die  Breite,  Construction, 
Steigung  und  die  sonstigen  Bauverhältnisse  ein  Gutachten  abzugeben,  bei 
der  commissionelleu  Bahnbegehung  ein  Mitglied  des  Landesausschusses  bei- 
zuziehen und  ein  gütliches  Uebereinkommen  zwischen  sämmtlichen  Bethei- 
ligten über  die  Ausführung  des  Baues,  sowie  über  die  Bildung  einer  Con- 
currenz,  betreffend  die  Herstellung  und  Erhaltung  der  Zufahrtsstrassen,  zu 
versuchen. 

§.  3. 

Kommt  hierüber  zwischen  den  Betheiligten  ein  Uebereinkommen  zu 
Stande,  so  ist  selbes  dem  Landesausschusse  zur  Genehmigung  vorzulegen, 
welcher  hiebet  im  Einvernehmen  mit  der  Landesbehörde  vorzugehen  hat. 

Findet  der  Landesausschuss  den  Vergleich  zur  Genehmigung  nicht 
geeignet,  so  hat  derselbe  im  Einverständnisse  mit  der  Landesbehörde  das 
Erkenntniss  zu  fällen. 

§.4. 

Wenn  zwischen  dem  Landesausschusse  und  der  Landesbehörde  ein 
Einverständniss  nicht  erzielt  wird,  so  ist  der  Act  dem  k.  k.  Ministerium  des 
Innern  zur  Entscheidung  einverständlich  mit  dem  k.  k.  Handelsministerium 
in  letzter  Instanz  vorzulegen. 

§.  5. 

Bleibt  der  Vergleichsversuch  fruchtlos,  so  ist  durch  die  Landesgesetz- 
gebung für  solche  Zufahrten  von  Fall  zu  Fall  eine  besondere  Concurrenz 
festzustellen.  Bis  dahin  ist  der  Landesausschuss  ermächtigt,  im  Einverständ- 
nisse mit  der  Landesbehörde  eine  Concurrenz  provisorisch  zu  bilden. 

Wird  ein  Einverständniss  nicht  erzielt,  so  ist  nach  §.  4  vorzugehen. 

§.  6. 

Concurrenz  Bezirk. 

In  diese  Concurrenz  sind  einzubeziehen: 

a)  die  betreffende  Eisenbahn-Unternehmung; 

b)  die  sämmtlichen  Gemeinden,  welche  aus  diesen  Zufahrtsstrassen  Nutzen 
ziehen ; 

e )  jene  Grund-  oder  Werksbesitzer  und  Unternehmungen,  deren  Interessen 
durch  die  betreffende  Strasse  in  hervorragender  Weise  gefördert  werden. 

§.  7. 

Insoferne  der  Staat  oder  das  Land  einen  Beitrag  zu  einer  Zufahrts- 
strasse gewährt,  ist  derselbe  von  der  Concurrenzleistung  vorwegs  in  Abzug 
zu  bringen. 

Der  Landesbeitrag  erfolgt  durch  Landtagsbeschluss. 
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§.  8. 

Sollten  von  Seite  der  Bauunternehmung  bei  Anlage  neuer  Bahnstationen 
zur  Ermöglichung  der  Baufiihrung  bereits  Fahrtwege  hergestellt  worden  sein, 
welche  als  Bahnhofzufahrten  gelten  können,  so  ist  die  Unternehmung  ver- 
pflichtet, diese  Wege  gegen  nöthigenfalls  im  Expropriationswege  auszumittelnde 
Entschädigung  der  Concurrenz  zu  überlassen. 

§.  8. 

Concurrenzausschuss, 

Nach  Festsetzung  des  Concurrenz-Bezirkes  (§.  6)  ist  ein  Concurrenz- 
ausschuss zu  bilden.  Derselbe  ist  das  beschliessende  Organ  und  hat  sogleich 
nach  seiner  Constituirung  zu  bestimmen,  welche  von  den  dem  Bahnhofe 
zunächst  gelegenen  Ortsgemeinden  verpflichtet  ist,  die  Arbeiten  zur  Her- 
stellung und  Erhaltung  der  betreffenden  Zufahrtsstrassen  zu  leiten,  zu  beauf- 
sichtigen und  die  zur  Verfügung  gestellten  Mittel  zu  verwenden. 

Diese  Gemeinde  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Eisenbahn-Zufahrtsstrasse 
gut  fahrbar  erhalten  werde. 

§.  10. 

Jede  in  die  Concurrenz  einbezogene  Gemeinde  wählt  durch  ihren 
Gemeindeausschuss  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  ein  Mitglied  und  einen 
Ersatzmann  in  den  Concurrenzausschuss.  Ueber  die  Wählbarkeit  und  Ver- 
pflichtung zur  Annahme  der  Wahl  in  den  Concurrenzausschuss  sind  die 
Vorschriften  der  Gemeinde-Ordnung  anzuwenden. 

Bei  Zufahrtsstrassen,  zu  deren  Herstellung  oder  Instandhaltung  ein 
Beitrag  vom  Aerar  oder  aus  dem  Landesfonde  geleistet  wird,  ist  die 
Regierung  und  der  Landesausschuss  berechtigt,  einen  Bevollmächtigten  für 
den  Concurrenzausschuss  zu  ernennen. 

Ebenso  können  die  Eisenbahn-Unternehmungen  und  die  Gesammtheit 
der  Interessenten  (§.  6.  Ut.  c)  je  ein  Mitglied  in  den  Concurrenzausschuss 
wählen.  Dieser  Ausschuss  besteht  mindestens  ans  drei  Mitgliedern  und  fasst 
seine  Beschlüsse  mit  absoluter  Stimmenmehrheit. 

Die  Mitglieder  des  Concurrenzausschusses  versehen  ihr  Amt  unent- 
geltlich. 

§.  11. 

Das  Comite  wählt  aus  seiner  Mitte  und  mit  absoluter  Stimmenmehrheit 
den  Obmann  und  Obmanns-Stellvertreter,  welcher  die  Comite  Beschlüsse  zu 
vollziehen,  die  Voranschläge  und  Rechnungen  zu  verfassen  und  dem  Comite 
zur  Genehmigung  und  Erledigung  vorzulegen  und  die  Casse  unter  Mitsperre 
eines  Comit6mitgliedes  zu  führen  hat.  Den  Betheiligten  steht  das  Recht  zu, 
in  die  erledigte  Rechnung  Einsicht  zu  nehmen. 
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§•  12. 
Berufungen. 

Beschwerden  gegen  Verfügungen  der  8tra88enverwaltung  (§.  9)  sind 
an  den  Concurrenz-Aupschuss  zu  richten. 

§.  Id. 

Der  Landesausschuss  entscheidet  über  Berufungen  gegen  die  Beschlüsse 
des  Concurrenzausschusse». 

Die  Beschwerde  ist  binnen  der  vom  Tage  der  Verständigung  laufenden 
vierzehntägigen  Fallfrist  beim  Landesausschusse  einzubringen. 

§.  14. 

Aufsichtsrecht  der  politischen  Behörden. 

Die  politischen  Behörden  sind  berechtigt  und  verpflichtet,  darauf  zu 
dringen,  dass  die  Eisenbahn-Znfahrtsstrassen  in  gutem  Zustande  erhalten 
werden. 

§.  15. 

Schlussbestimmungen. 

Dieses  Gesetz  findet  auf  die  bereits  bestehenden  Bahnhof-Zufahrten 
insoferne  Anwendung,  als  diese  als  provisorisch  erklärt  oder  Verhandlungen 
über  die  Zufahrt  noch  im  Zuge  sind. 

§.  16. 

Die  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  beginnt  mit  dem  Tage  dessen  Kund- 
machung. 

§.  17. 

Mein  Handelsminister  und  Mein  Minister  des  Innern  sind  mit  dem  Voll- 
züge des  Gesetzes  beauftragt. 

Schönbrunn,  am  15.  Mai  1872. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Lasser  m.  p.  Banhais  m.  p. 


Digitized  by  Google 


56 


Zu  III :  Vorschriften  über  den  Betrieb  der  Eisenbahnen. 


A.  Nachträge  zur  Eisenbahn-Betriebs-Ordnung  vom 
16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852. 

Zu  §.  3  der  Eisenbahn-Betriebs-Ordnung,  betreffend  die  Anstellung 
der  Beamten  und  Diener:  (I.  Bd.,  III.  A  und  III.  Bd.,  Nachtrag  zum  Allg. 
Th.,  III.  A,  1): 

1.  Erlass  der  k.  k.  General-Innpection  der  österreichischen 
Eisenbahnen  vom  19.  Jnli  1871,  Z.  4637-3583- II,  €.  Bl.  Nr.  60, 

nn  sfimmtliche  österreichischen  Eisenbahorerwaltungen, 

betreffend  die  Vorlage  von  Ausweisen  Ober  geprüfte  Verkehrsbeamte. 

Mit  dem  hierämtlichen  Erlasse  vom  10.  Mai  1869,  Z.  1364- G.  I. 
wurde  die  Geehrte  eingeladen,  vom  1.  Juli  1869  an  quartaliter  einen  Aus- 
weis Uber  die  im  Laufe  eines  jeden  Quartals  aus  dem  Verkehrsdienste  ge- 
prüften und  zur  selbstständigen  Ausübung  dieses  Dienstes  befähigt  erkannten 
Angestellten  vorzulegen. 

Diese  Nachweisungen  wurden  bisher  sehr  unregelmässig  vorgelegt  und 
fehlen  speciell  derzeit  noch  die  Ausweise  .  .  . 

Es  wolle  daher  gefällig  sein,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Vorlage 
dieser  periodischen  Eingaben  (eventuell  von  Fehlausweisen)  künftighin  pünkt- 
lich erfolge,  und  dass  die  noch  fehlenden  Ausweise  ehestens  nachgetragen 
werden. 

Unter  Einem  wird  der  Geehrten  im  Anschlüsse  ein  neues  Formulare 
Ubermittelt,  nach  welchem  diese  Ausweise  von  nun  an  zu  verfassen  sind. 
Wien,  am  19.  Juli  1871. 

Barychar  m.  p. 

Vgl.  den  citirten  Erlass  an  der  angelogenen  Stelle  im  I.  Bande  dieser  Sammlung. 
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2.  Erlass  des  k.  k.  Handelsministers  vom  18.  December  1871, 
Z.  26.214-6455,  C.  Bl.  Nr.  1  ex  1872, 

tu  die  Verwaltungen  jüinmlltcher  öst erreich i»chen  Eisenbahnen, 

betreffend  die  Errichtung  eines  Special-Eisenbahncurses  an  »1er  Wiener  Handelsakademie. 

Die  Directum  der  Wiener  Handelsakademie  hat  mir  von  der  durch  den 
Verwaltungsrath  der  Akademie  über  Anregung  des  hiesigen  Directorenclubs 
der  Eisenbahnverwaltungen  beschlossenen  Errichtung  eines  an  der  Handels- 
akademie jährlich  abzuhaltenden  Separat- Eisenbahneurses  Kenntniss  ge- 
geben. 

Indem  ich  dem  genannten  Verwaltungsrathe,  sowie  dem  Herrn  Director 
v.  Czedik  für  diese  dem  Eisenbahndienste  eben  so  nützliche  als  wichtige 
Einrichtung  raeine  vollste  Zustimmung  und  Anerkennung  ausspreche,  lade  ich 
die  Eisenbahnverwaltung  gleichzeitig  ein,  ihrerseits  auf  einen  zahlreichen 
Besuch  dieser  Vorlesungen  einzuwirken  und  bei  Aufnahrae  von  Aspiranten 
auf  ab8olvirte  Hörer  des  Eisenbahucurses  in  der  Wiener  Handelsakademie 
besonders  Rücksicht  zu  nehmen. 

Wien,  am  18.  December  1871. 

Der  k.  k.  HundeUminister  : 

Dannaus  m.  p. 


Zu  §§.  7  und  66  der  Eisenbahn-Betriebs-Ordnung,  betreffend  die 
Vorlage  und  Publioation  der  Tarife : 

3.  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  2.  März  1872, 

Z.  269-57,  C.  Bl.  Nr.  21, 

betreffend  die  rechtzeitige  Vorlage  neuer  Tarife. 

Die  Bestimmungen  der  §§.  7  und  66  der  Eisenbahn-Betriebs-Ordnung 
wurden  in  neuerer  Zeit  zu  wiederholten  Malen  derart  ausser  Acht  gelassen, 
dass  neue  Tarife  bereits  gedruckt  entweder  unmittelbar  vor  oder  sogar  erst 
nach  ihrer  Einführung  zur  Vorlage  gelangten. 

Nachdem  nun  ein  solcher  Vorgang  die  rechtzeitige  Einwirkung  auf  die 
Gestaltung  der  Tarife  und  eventuell  die  Eliminirung  von  den  Concessions- 
Urkunden  möglicherweise  widersprechenden  Bestimmungen  erschwert , 
so  werden  dem  Verwaltungsrathe  die  obeitirten  Paragraphe  der  Betriebs- 
ordnung mit  der  Aufforderung  in  Erinnerung  gebracht,  sich  dieselben  bei 
Vorlage  von  Tarifen  gegenwärtig  zu  halten,  und  diese  Vorlage  demgemäss 
in  einer  Weise  zu  effectuiren,  dass  die  Prüfung  noch  vor  der  nach  §.  7  der 
Betriebsordnung  vorzunehmenden  Kundmachung  anstandslos  erfolgen  kann. 

Wien,  am  2.  MHrz  1872. 

Für  den  k.  k.  Handelsminister: 
Wiedenfeld  m.  p. 
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Zu  §.  22  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  (Personenwagen): 

4.  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  todi  8.  September  1871, 

Z.  18.588-4540,  C.  BL  Nr.  74, 

an  sfimmtliche  unterstehenden  Eis*-nh«hnverwaltungen, 

betreöend  die  Anstellung  von  Versuchen  über  die  Beheizung  der  Personenwagen. 

Die  Beheizung  der  Personenwagen  während  der  rauheren  Jahreszeit 
hat  sich  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  als  ein  allseitig  anerkanntes  Be- 
dürfnis8  herausgestellt,  während  anderseits  die  verschiedenen  im  Gebrauche 
befindlichen  Heizvorrichtungen  ein  verlässliches  Urtheil  darüber,  welche  Art 
der  Wagenheizung  sich  vorzugsweise  zur  allgemeinen  Einführung  eigne,  um 
so  weniger  gestatten,  als  die  auf  das  zu  wählende  Heizsystem  Einfluss  neb- 
m en den  Verhältnisse,  als:  Klima,  Frequenz  der  Bahn,  die  BenUtzungsweise, 
die  Gewohnheiten  des  verkehrenden  Publicums,  die  Einrichtung  der  zu 
erwärmenden  Personenwagen  etc.  bei  den  einzelnen  Bahnen  die  grössten 
Verschiedenheiten  aufweisen. 

Mit  besonderer  Befriedigung  habe  ich  daher  in  Erfahrung  gebracht, 
dass  mehrere  der  österreichischen  Eisenbahnverwaltungen  im  kommenden 
Winter  über  die  zweckmässigste  Methode  der  Erwärmung  von  Personenwagen 
Versuche  mit  verschiedenen  Heizmethoden  durchzuführen  beabsichtigen. 

Ich  kann  nicht  umhin,  sämmtlichen  in  meinem  Ressort  stehenden  Eisen- 
bahnunternehmungen angelegentlichst  die  Vornahme  derartiger  Versuche, 
und  zwar  mit  Rücksicht  auf  die  verhältnissmässig  grössere  Rentabilität  der 
geringeren  Wagenclassen  und  die  gewöhnlich  mangelhafte  Bekleidung  der 
>ie  Benützenden  auch  bei  Wagen  III.  und  IV.  Classe  mit  dem  Beifügen  anzu- 
empfehlen, dass  ich  Uber  die  Resultate  der  in  dieser  Beziehung  angestellten 
Heizversuche  seinerzeit,  und  7 war  längstens  Ende  Mai  1872  einer  eingehen- 
den Berichterstattung  mit  genauer  Beschreibung  der  zur  Anwendung  gelang- 
ten Heizapparate  entgegensehe. 

Wien,  am  8.  September  1871. 

Der  k.  k.  Hnndelsmiuister : 

Schäffle  m.  p. 


Zn  §.  22,  Anmerkung  derEisenbahn-Betiiebs-Ordnung  und  zum  General- 
Inspections-Erlasse  vom  29.  März  1871,  Z.  5862  (III.  Bd.  Nachtrag  zum 
Allg.  Th.,  III,  A,  4): 

5.  Erlass  der  k.  k.  General-Inspection  vom  14.  September  1871, 

Z.  5438-4104-11,  C.  Bl.  Nr.  76, 

an  sSmmtliche  unterstehenden  Bnhnverwaltungeii, 

MreftVnd  die  Aufhebung  des  Verbotes  der  Anwendung  von  mineralischen  Oelen  zur  äusseren 

Zugsbeleuchiung. 

In  Erwägung  der  günstigen  Ergebnisse,  welche  durch  mehrjährige 
Erfahrungen  in  Betreff  der  Signalbeleuchtung  mit  mineralischen  Oelen  auf 
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den  fahrenden  Zügen  vieler  österreichischen  Eisenbahnen  gewonnen  worden 
3ind,  insbesondere  der  Vervollkommnung  der  Lampen,  der  Reinigung  des 
Leuchtstoffes  und  der  aufmerksamen  Behandlung  dieser  Beleuchtungsmittel 
selbst,  wodurch  die  Möglichkeit  der  Selbstentzündung  und  die  Gefährdung 
der  Sicherheit  möglichst  hintangehalten  wird,  hat  sich  das  hohe  k.  k.  Han- 
delsministerium bestimmt  gefunden,  mit  dem  Erlasse  vom  13.  September 
1871,  Nr.  8060-1995,  das  Verbot  der  Verwendung  von  mineralischen 
Oelen  zur  Beleuchtung  der  Zugssignallaternen  aufzuheben. 

Hievon  werden  die  geehrten  Verwaltungen  mit  dem  Beifügen  in  die 
Kenntniss  gesetzt,  dass  die  hierortige  diessbezügliche  Anordnung  vom 
29.  März  1871,  Nr.  5862-G.  I.  nunmehr  ausser  Kraft  tritt. 

Wien,  am  14.  September  1871. 

Baryehar  m.  p. 


Zu  §§.  25  —  31  der  Eiaenbahn-Belriebs-Ordnung,  betreffend  die  Zusam- 
menstellung der  Züge : 

6.  Verordnung  des  k.  k.  Haudelsniinisters  vom  24.  Juni  1872, 

Z.  8077-1911,  C.  Bl.  Nr.  52, 

ao  sämmtliche  Eisenbahn-Verwaltungen, 

betrellend  die  Anwendung  von  Schalengussrädern. 

Mit  Rücksicht  auf  die  von  einigen  Bahn  Verwaltungen  erbetenen  Erleich- 
terungen in  den  derzeit  bestehenden  Bedingungen  für  die  Anwendung  von 
Schalengussrädern  wird  in  Folge  der  diessfalls  gewonnenen  Erfahrungen 
die  Einreihung  von  Frachtwägen  mit  Schalengussrädern  in  Lastzüge  mit 
Personenbeförderung,  in  gemischte  Züge,  dann  in  solche  Personenzüge,  mit 
welchen  grössere  Massen  von  Gepäck,  Post-  und  Eilgut  zu  befördern  sind, 
oder  bei  welchen  zur  besseren  Ausnutzung  der  Zugkraft  die  Mitnahme  von 
Frachten  zulässig  ist,  unter  folgenden  Bedingungen  gestattet: 

1.  Die  Schalengussräder  müssen  aus  vollkommen  bewährten  Erzeugungs- 
stätten  bezogen  werden. 

2.  Auf  die  Schalengussräder  dürfen  keine  Bremsen  wirken. 

3.  Die  mit  Schalengussrädern  versehenen  Wägeu  müssen  bei  Ein- 
reihung vor  den  zur  Personenbeförderung  dienenden  Wägen  von  letzteren 
mindestens  durch  zwei  auf  schmiedeiserne  oder  Stahlrädern  laufende  Wägen 
oder  durch  Einen  mit  einem  Bremser  besetzten  Breraswageu  mit  schmied- 
eisernen oder  Stahlrädern  getrennt  sein,*  bei  Einreihung  hinter  den  zur 
Personenbeförderung  dienenden  Wägen  genügt  die  Einschaltung  nur  Eines 
auf  schmiedeisernen  oder  Stahl  rädern  laufeuden  Wagens. 
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4.  Die  grösste  Fahrgeschwindigkeit  des  betreffenden  Zuges,  somit  auch 
die  kürzeste  Fahrzeit  darf  fünf  Meilen  per  Stunde  nicht  überschreiten;  auf 
Strecken  mit  grösserem  Gefälle  als  1:150  darf  jedoch  die  grösste  Fahrge- 
schwindigkeit nicht  mehr  als  vier  Meilen  per  Stunde  betragen. 

5.  Die  Schalengussräder  sind  durch  öfteres  Anschlagen  mit  leichten 
Hämmern  einer  sorgfältigen  Ueber wachung  zn  unterziehen  und  wären  dort, 
wo  diess  noch  nicht  der  Fall  sein  sollte,  für  die  Entdeckung  von  Sprüngen 
u.  dgl.  Prämien  festzusetzen. 

Die  bisherigen  Bestimmungen  über  die  Verwendung  von  Wagen  mit 
Schalengussrädern  bei  Zügen  mit  Personenbeförderung,  insbesondere  der 
Erlass  vom  13.  Juli  1871,  Z.  10.505-2581.  C.  131.  Nr.  67,  treten  hiemit 
ausser  Kraft. 

Wien,  den  24.  Juni  1872. 

Der  k.  k.  Handelsminister. 

Baiihans  m.  p. 

I>er  am  Schlaue  citirte  Erls»»*  wurde  als  inewischeu  wieder  ausser  Kraft  gesehs»,  nicht  mehr 
in  die  Sammlung  aufgenommen. 


Zu  §§.  62  und  63  der  Eisenbahn-Betriebs-Ordnung,  betreffend  die 
Instructionen  und  Verpflichtungen  der  Beamten  und  Diener  der  Privat- 
Eisenbahn-Unternehmnngen : 

7.  Erlass  der  k.  k.  General-lnspection  der  österreichischen 
Eisenbahnen  vom  28.  Juni  1871,  Z.  4046-3168-11,  €.  Bl.  Nr.  53, 

an  die  österreichischen  HahuverwaltunKcn, 

betreHend  die  Vorlage  von  l»ienstes-lnsti uetionen  und  Circularien. 

Nach  der  bisherigen  Gepflogenheit  sind  von  den  Bahnverwaltungen  in 
der  Regel  nur  die  neu  aufgestellten  gedruckten  Dieustes-Instructionen,  und 
zwar  von  Fall  zu  Fall  zum  Amtsgebrauche  hieher  vorgelegt  worden. 

Nachdem  nun  die  General-lnspection  einen  grossen  AVerth  darauf  legt, 
von  allen  allgemeinen  Weisungen,  welche  von  den  Bahnverwaltungen  an  das 
unterstehende  Personale  erlassen  werden,  Kenntniss  zu  erhalten,  so  wird  die 
Geehrte  hiermit  ersucht,  vom  1.  Juni  d.  J.  an  nicht  nur  die  gedruckten 
Instructionen,  sondern  auch  alle  Circularien  hieher  in  Vorlage  zu  bringen, 
und  wolle  es  derselben  sonach  gefällig  sein,  ehestens  je  drei  Exemplare  aller, 
vom  1.  Jänner  1870  bis  zum  1.  Juni  1871  erlassenen  Circularien,  von  diesem 
Zeitpunkte  an  aber  in  der  ersten  Woche  jedes  Monates  je  drei  Exemplare 
aller  im  Laufe  des  Vormonates  erlassenen  Dienstvorschriften,  Instructionen 
nnd  Circularien  zum  Amtsgebrauche  an  die  General-lnspection  einzusenden. 

Hierbei  wird  noch  ausdrücklich  beigefügt,  dass  sich  diese  Einführung 
eben  nur  auf  die  Einsendung  der  zum  Amtsgebranche  dienenden  Exemplare 
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bezieht  und  hierdurch  in  der  Vorschrift  des  §.  62  der  Eisenbahn-Betriebs- 
Ordnung,  nach  welcher  alle  Dienstesvorschriften  vor  ihrer  Einführung  der 
Staatsverwaltung  zur  Prüfung  vorgelegt  werden  müssen,  nichts  geändert  wird. 
Wien,  am  28.  Juni  1871. 

Bnrvchar  m.  p. 


Zu  §.  84  der  Eisenbahn-Betriebs-Ordnung,  betreffend  die  Ausführung 
der  Disciplinar-Straferkenntmsse  gegen  Beamte  und  Diener  der  Eisenbahn- 
Unternehmungen  : 

8.  Erl jiss  der  k.  k.  GeneraMnspectiQii  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen vom  28.  April  1872,  Z.  3018-1868-11,  C.  Bl.  Nr.  35, 

an  sämmtliche  österreichischen  Eisenbahnverwaltungen, 

betreffend  die  Namhaftmachung  strafweise  entlassener  Bediensteten. 

Es  sind  schon  wiederholt  Fälle  vorgekommen,  dass  wegen  strafgericht- 
licher Verurtheilung,  grober  Fahrlässigkeit  im  Dienste,  unverbesserlichen 
Hanges  zum  Trünke  u.  8.  w.  bei  einer  Bahn  strafweise  vom  Dienste  entfernte 
Individuen  bei  anderen  Bahnen  ein  Unterkommen  suchten,  diese  aber  aus 
Unkenntniss  der  erwähnten  Umstände  auf  dieselben  bei  der  Entscheidung 
Uber  die  betreffenden  Anstellungsgesuehe  zum  Nachtheile  des  Dienstes  nicht 
gebührend  Rücksicht  nehmen  konnten. 

Zur  Hintanhaltung  derartiger  die  Sicherheit  des  Betriebsdienstes  in 
hohem  Grade  gefährdenden  Vorkommnisse  ergeht  daher  im  Einvernehmen 
mit  der  königlich  ungarischen  Eisenbahn-General-Inspection  an  die  Geehrte 
hiermit  die  Einladung,  Eisenbahnbedienstetc,  welche  wegen  solcher  und 
ähnlicher  Vergehen  aus  den  dortseitigen  Diensten  strafweise  entlassen 
werden,  stets  anher  namhaft  zu  machen,  um  hievon  allen  Übrigen  öster- 
reichisch-ungarischen Bahnverwaltungen  zur  Richtschnur  Keuntniss  geben 
zu  können. 

Wien,  am  28.  April  1872. 

Baryehar  m.  p. 

Im  Nachhange  zu  der  vorstehenden  Anordnung  wurden  die  Bahn\erwaltungen  tufolgt» 
Erlasses  der  k.  k.  ßeneral-lnspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  vom  6.  Juni  1872. 
Z.  3823-2313-11  eingeladen,  in  den  Anzeigen  über  die  strafweise  entlnssenen  Bediensteten  nebst 
Vor-  und  Zunamen  und  Diensteigenschaft  auch  das  Alter,  Geburtsort  und  Land,  ferner  die  Station, 
in  welcher  dieselben  bedienstet  waren,  angeben  zu  wollen. 
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Zu  §§.  88,  89  der  Eisenbahn-Betriebs-Ordnung  (Kosten  der  Aufsieht): 

9.  Erlass  der  k.  k.  General-Inspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen vom  29.  October  1871,  Z.  7564-2179-1,  C.  Bl.  Nr.  91, 

an  aümmtliche  österreichischen  Eisenbahnverwallungen, 

betreffend  die  gebührenfreie  Beförderung  des  Gepäckes  der  im  Dienste  reisenden  Organe  der  k.  k. 

General-Inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen. 

■ 

Es  ist  der  Fall  vorgekommen,  dass  eine  der  neueren  Eisenbahnverwal- 
tungen bei  der  Ausfertigung  der  flir  den  Gebrauch  der  General-Inspection  der 
Österreichischen  Eisenbahnen  eingesendeten  Freifahrtskarten  die  gebühren- 
freie Beförderung  des  Reisegepäckes  gleich  den  gewöhnlichen  Freikarten 
auf  das  tarifmässige  Freigewicht  beschränken  zu  sollen  vermeinte,  und  daher 
derselben  die  Freikarten  zur  Berichtigung  zurückgestellt  werden  mussten. 

Nachdem  ähnliche  Missverständnisse  auch  bereits  in  einigen  Stationen 
der  älteren  Bahnen  vorgekommen  sind,  beehrt  man  sich  aus  diesem  Anlasse 
an  die  geehrte  Verwaltung  die  Einladung  zu  richten,  den  dortigen  executiven 
Organen  die  Bestimmung  in  Erinnerung  bringen  zu  wollen,  dass  den  Organen 
der  General-Inspection  bei  ihren  Dienstreisen  die  gebührenfreie  Beförderung 
ihres  Reisegepäckes  ohne  Beschränkung  des  Gewichtes  zusteht. 

Wien,  den  29. October  1871. 

1.  Pischof  m.  p. 


Zu  §§.  96,  97  der  Eisenbahn-Betriebs-Ordnung,  betreffend  das  Betreten 
der  Bahn : 

10.  Erlass  der  k.  k.  General-Inspection  der  österreichischen 
Eisenbahnen  vom  28.  Jänner  1872,  Z.  756-506-11,  C.  Bl.  Nr.  12, 

an  die  Verwaltungen  iler  im  Betriel.e  stehenden  Eisenbahnen, 

bei  reffend  das  Betreten  der  Bahn  durch  Angehörige  der  Bediensteten 

Anlässlich  wiederholt  vorgekommener  Fälle,  dass  die  Augehörigen  der 
Bahnbediensteten  beim  Ueberschreiten  der  Geleise  in  der  freien  Bahn  und 
auf  Bahnhöfen  verunglückt  sind,  wird  die  Geehrte  hiermit  aufgefordert,  die 
diessfalls  bestehenden  Vorschriften  (§.  96  der  Eisenbahn-Betriebs-Ordnung 
vom  16.  November  1851  und  §.  5  des  Betriebs-Reglements  der  österreichi- 
schen Eisenbahnen  vom  30.  Juni  1863)  dem  sämmtlichen  Bahnpersonale  zur 
strengsten  Darnachachtung  in  Erinnerung  zu  bringen  und  insbesondere  zu 
veranlassen,  dass  das  Betreten  der  Bahnhöfe  und  Stationsplätze  den  An- 
gehörigen der  Bahnbediensteten  nur  in  den  für  das  Publicum  zugänglichen 
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Räumen  und  unter  den  diessbezüglichen  Sicherheitsvorschriften  gestattet 
werde. 

Der  Vollzug  wolle  mit  Beschleunigung  zur  h.  o.  Kenntniss  gebracht 
werden. 

Wien,  am  28.  Jänner  1872. 

Baryehar  m.  p. 


B.  Bestimmungen  zur  Wahrung  der  Sicherheit,  Ordnung  und 
Regelmässigkeit  des  Eisenbahnbetriebes. 


1.  Bestimmungen    zur  Wahrung   der  Sicherheit  des  Eisen- 
bahnbetriebes. 

d.  Sipnalwesen  *). 

11.  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  29.  August  1871, 

Z.  15.838  3872,  C.  Bl.  Nr.  72, 

an  sätnmtlirhe  unterstehenden  B;<hnverwaltungen, 

betreffend  die  Autstellung  von  Grundzügen  Tür  die  Einfährung  einer  einheitlichen  Signalisirung 

auf  den  österreichisch-unuarischen  Eisenbahnen. 

Als  Ergebniss  der  im  Handelsministerium  unter  Zuziehung  gewiegter 
Fachmänner  gepflogenen  Berathungen  wurden  die  im  Anschlüsse  mitfolgen- 
den Grundzüge  einer  einheitlichen  Signalisirung  auf  den  österreichischen 
Eisenbahnen  festgesetzt,  welche  nunmehr  als  Norm  für  die  Einrichtung  und 
Handhabung  der  Signale  eingeführt  werden  sollen  und  auch  die  Zustimmung 
des  königlich  ungarischen  Commnnications-Ministeriums  für  die  ungarischen 
Linien  erhalten  haben. 

Es  stellt  sich  nunmehr  als  nothwendig  dar,  dass  die  in  diesen  Grund- 
zügen enthaltenen  Bestimmungen  auf  allen  österreichischen  Bahnen  an  ein 
und  demselben  Tage  in  Wirksamkeit  treten,  und  indem  das  Handelsministe- 
rium als  solchen  den  1.  Mai  1872  bezeichnet,  spricht  dasselbe  die  Erwartung 


*)  Die  neuerdings  erflossenen  eingehenden  Anordnungen  über  die  Einrichtung  und  Hand- 
habung der  Signale  machen  es  nothwendig,  die  früher  nur  im  Allgemeinen  unter  den  die  Sicher- 
heit des  Eisenbahnbetriehes  betreffenden  Restimmungen  angeführten  Vorschriften  über  das  Signal- 
wesen mit  einer  besonderen  Ueberschrift  den  einzelnen  Gruppen  der  Sicherheitsbestimmungen 
anzureihen. 
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ans,  dass  dieser  Zeitpunkt  genau  eingehalten  und  dass  der  Verwaltungsrath 
Sorge  tragen  werde,  dass  die  mit  diesen  Grundzügen  etwa  nicht  im  Ein- 
klänge stehenden  8ignalmittel  ehestens  durch  die  von  der  Commission  vor- 
geschlagenen Einrichtungen  ersetzt,  beziehungsweise  die  fehlenden  bis  zum 
bezeichneten  Zeitpunkte  angeschafft  werden. 

Die  vorhandenen ,  nicht  ganz  entsprechenden ,  aber  zur  provisorischen 
Verwendung  noch  zulässigen  Signalmittel  wären  in  nicht  zu  feiner  Zeit  und 
jedenfalls  bei  vorkommenden  Nachschaffungen  durch  die  commissionell  be- 
stimmten Normalvorrichtungen  zu  ersetzen ,  und  erscheint  es  im  Interesse 
eines  gesicherten  Zugsverkehres  höchst  wichtig,  dass  die  in  der  Abtheilung  B 
[Grundsätze  für  die  Anwendung  optischer  Signale)  unter  Punkt  7  erwähnten 
optischen  Signale  bei  den  Wächterhäusern,  wo  solche  noch  nicht  vorhanden 
sind,  und  zwar  in  Form  eines  Mastbauraes  mit  Armen,  so  bald  als  möglich 
aufgestellt  werden. 

Die  Signaleinrichtung  für  neu  zur  Eröffnung  gelangende  Eisenbahnen 
muss  unbedingt  den  Grundzügen  entsprechend  beigestellt  werden. 

Da  nunmehr  die  bestehenden  Signalvorschriften  und  die  darauf  Bezug 
habenden  Dienstesinstructionen  den  Grundzügen  gemäss  bei  der  Mehrzahl 
der  österreichischen  Eisenbahnen  umgeändert  werden  müssen  und  durch  die 
gemeinsame  Grundlage  die  Möglichkeit  geboten  ist,  diese  Instructionen  nicht 
nur  dem  Wesen  nach,  sondern  auch  textuell  für  sammtliche  Eiseubahnen 
gleichförmig  zu  gestalten  —  worauf  das  Handelsministerium  ganz  besonderen 
Werth  legt  —  so  wird  der  Verwaltungsrath  der  k.  k.  priv.  österr.  Staats- 
eisenbahngesellschaft gleichzeitig  ersucht,  die  diesbezüglichen  Berathungen 
mit  sämmtlichen  österreichischen,  eventuell  auch  mit  den  ungarischen  Bahn- 
verwaltungen einzuleiten. 

Bei  den  unverkennbaren  Vortheilen,  welche  das  Vorhandensein  ganz 
gleicher  Signalvorschriften  und  conformer  Dienstesinstructionen  über  Signa- 
lisirung  für  den  Eisenbahndienst  haben  würde,  glaubt  das  Handelsministerium 
der  Zustimmung  aller  Bahnanstalten  sicher  zu  sein  und  auf  die  kräftigste 
Förderung  seitens  des  Verwaltungsrathes  zählen  zu  dürfen. 

Um  es  ferner  zu  ermöglichen,  dass  das  Bahnpersonale  alle  bis  auf 
Weiteres  auf  den  einzelnen  Bahnen  in  Anwendung  bleibenden  diversen 
Signalisirungsmittel  und  deren  Bedeutung  kennen  lerne ,  was  beim  Ueber- 
tritte  des  Personales  von  einer  Bahn  auf  die  andere,  namentlich  bei  bedeu- 
tenderen Militärtransporten  von  grösster  Wichtigkeit  ist,  so  erscheint  es 
nothwendig,  dass  der  Signalvorschrift  jeder  einzelnen  Bahn  ein  Anhang  über 
die  Signalisirungsmittel  auf  den  anderen  österreichischen  Bahnen  und  über 
deren  Bedeutung  angefügt  und  dem  Personale  die  Erlernung  desselben  auf- 
getragen werde. 

Dem  Verwaltungsrathe  der  k.k.  priv.  österr.  Staatseisenbahn-Gesellschaft 
wird  gleichzeitig  ein  hieramts  verfasstes  und  mit  bildlichen  Darstellungen 
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versehenes  Schema  zur  Mittheilung  an  die  Übrigen  Bahnanstalten  übermittelt 
und  wird  der  Verwaltungsrath  eingeladen,  die  in  der  augedeuteten  Richtung 
erforderlichen  Verfügungen  zu  treffen. 
Wien,  am  29.  August  1871. 

Der  k.  k.  Han.leUminiiter  ! 

Schüffle  m.  p. 

Grundzüge 

einer 

einheitlichen  Signalisirung  auf  den  österreichisch-ungarischen  Eisenbahnen» 

A.  Allgemeine  Principien. 

1.  Die  Signalisirung  fahrplanmässig  rechtzeitig  verkehrender  Züge  ist 
nicht  obligatorisch;  es  bleibt  jedoch  der  Staatsverwaltung  vorbehalten,  auch 
bei  bestimmten ,  fahrplanmässig  rechtzeitig  verkehrenden  Zügen  die  Signa- 
lisirung anzuordnen.  Wo  diese  Signalisirung  unterbleibt,  ist  die  Anmeldung 
der  Züge  von  Station  zu  Station  mittelst  des  Sprechtelegraphen  erforderlich. 
Als  fahrplanmässig  rechtzeitig  ist  jeder  Zug  zu  betrachten ,  der  nicht  mehr 
als  20  Minuten  verspätet  von  einer  Station  abfährt. 

2.  Die  Anordnung  aller  Signale  soll  eine  solche  sein,  dass  dadurch  dem 
Gedächtnisse  und  der  Schlusskraft  der  Geber  wie  der  Empfänger  die  wenigst 
mögliche  Zumuthung  gemacht  werde. 

3.  Ungewöhnliche  Signale  sollen  die  wahrnehmbarste  Form  haben, 
welche  die  betreffenden  Vorrichtungen  zu  erzeugen  vermögen. 

4.  Jede  feststehende  Signal  Vorrichtung  soll  so  construirt  sein,  dass  ihr 
Versagen  nur  eiue  Stockung,  keine  Gefahr  im  Verkehre  direct  herbei- 
führen kann. 

5.  Die  feststehenden  Arm-  und  Scheibensignale  sollen  so  construirt 
»ein,  dass  ihre  Manipulation  bei  Tage  wie  bei  Nacht  dieselbe  sei. 

6.  Bewegte  Lichter  und  8ignalkörper  sollen  stets  „Gefahr44  ..Halt" 
bedeuten ;  ausgenommen  die  Signale  29  und  30  beim  Wagenverschieben. 

7.  Bei  allen  Signalen  sollen  stets  gleiche  Erscheinungen  gleiche  Be- 
griffe ausdrücken. 

B.  Grundsätze  für  die  Anwendung  optischer  Signale. 

1.  Bei  allen  optischen  Tagessignalen  soll  nur  die  Form,  nicht  die  Farbe 
des  Signalobjectes  massgebend  sein. 

2.  Permanente  optische  Signale  sollen,  wo  es  die  localen  Umstände 
nicht  verhindern,  bei  Tag  und  bei  Nacht  an  derselben  Stelle  erscheinen. 

Die  durch  optische  Signale  auszudrückenden  Begriffe  sollen  gering  an 
Zahl  und  einfacher  Natur  sein. 

4.  Die  zum  Ertheilen  optischer  Signale  bestimmten  Vorrichtungen  sollen 
möglichst  einfach  und  solid  in  der  Construction  sein. 
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5.  Bei  allen  permanent  feststehenden  Signalen  bedeutet : 

n)  die  flache  Scheibe  (mit  Ausnahme  der  Wechselscheiben),  der  horizontale 

Arm,  das  rothe  Licht  „Halt"  ..Gefahr"  ; 
b)  der  gesenkte  Arm,  das  grüne  Licht  „Langsam"  „Vorsicht" ; 
a)  die  Kante  der  Scheibe,  der  gehobene  Arm,  das  weisse  Licht  ..Freie 

Fahrt"  „Sicherheit". 

6.  Bei  allen  optischen  Nachtsignalen  ohne  alle  Ausnahme  bedeutet: 
rotheß  Licht  „Halt" 

grünes    „  ..Langsam", 
weisses  „    „Freie  Fahrt" 

und  jede  Farbe  von  Licht,  wenn  es  geschwungen  wird:  „Halt". 

7.  Optische  durchgehende  Signale  sind  nicht  nothwendig. 

Dagegen  ist  es  erforderlich,  dass  durch  optische  Signale  der  Empfang 
der  Glockensignale  vom  Bahnpersonale  kundgegeben  werde.  Wünschens- 
werth  ist  es,  dass  diese  Signale  von  dem  Bahnpersonale  anstatt  mittelst  des 
Ilandsignals,  mittelst  feststehender  Vorrichtungen  ertheilt  werden. 

C.  Grundsätze  für  die  Anwendung  akustischer  Signale. 

1.  Alle  akustischen  Signale  sind  möglichst  kurz  und  einfach  zu  gestal- 
ten und  durchgehende  Glockensignale  jederzeit  wenigstens  einmal  zu  wieder- 
holen. 

2.  Die  durchgehenden  akustischen  Signale  können  sowohl  mit  einfachen 
als  mit  verschieden  gestimmten  Doppelglocken  ertheilt  werden.  Letztere  sind 
weiter  und  deutlicher  hörbar,  auch  von  fremden  Tönen  leichter  zu  unter- 
scheiden. 

3.  Wo  verschiedene  akustische  Signallinien  zusammenlaufen  oder  sonst 
Apparate  verschiedener  Linien  nahe  beisammen  stehen,  soll  die  Zeichenform 
derselben  nach  Höhe,  Anschlag  und  Zahl  der  Glocken  so  verschieden  sein, 
dass  eine  Verwechslung  nicht  möglich  ist. 

4.  Die  durchgehenden  akustischen  Signale  sollen  in  der  Regel  aus 
Gruppensehlägen  zusammengesetzt  sein.  In  einer  Gruppe  soll  ein  Signal- 
zeichen nicht  mehr  als  5  Schläge  enthalten. 

5.  Der  Charakter  der  in  einer  Richtung  der  Bahn  gehenden  akusti- 
schen Signale  soll  von  den  in  der  anderen  Richtung  gehenden  thunlichst  ver- 
schieden sein. 

6.  Die  Glockenapparate  für  die  durchgehenden  Signale  sollen  ganz  aus- 
schliesslich für  diesen  Dienst  bestimmte  eigene  Leitungen  haben. 

7.  Der  Betrieb  der  Glockenapparate  mit  Inductionsströmen  empfiehlt 
sich  Uberall  da,  wo  man  mittelst  derselben  von  der  Strecke  aus  keine  Signale 
zu  geben,  sondern  dieselben  nur  von  Station  zu  Station  durchzusenden  beab- 
sichtiget. 

5* 
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8.  Die  Vertheilung  der  Glockenapparate  auf  den  Bahnlinien  hat  nicht 
gleichförmig,  sondern  nach  den  gefährdeten  Stellen  der  Strecken  zu  erfolgen. 

9.  Die  Aufstellung  der  Glockenapparnte  auf  gesonderten  Häuschen  und 
auf  derselben  Bahnseite,  wo  sich  die  Telegraphenleitung  befindet,  ist  zweck- 
mässig. 

10.  Akustische,  mit  Rufhörnern  oder  Trompeten  gegebene  durchge- 
hende Signale  sind  nur  ausnahmsweise  anzuwenden,  und  ihre  Bedeutung  auf 
den  Begriff  „Achtung"  zu  beschränken. 

11.  Jedes  Knallsignal  hat  stets  „Halt"  zu  bedeuten. 

12.  Die  Signale,  welche  mittelst  der  Dampfpfeife  gegeben  werden,  sind 
auf  die  Begriffe : 

„Achtung" 
„Abfahrt" 
„Bremsen  fest" 
„Bremsen  los" 
zu  beschränken. 

13.  Die  vom  Zugspersonale  mittelst  der  Handsignalpfeife  oder  des 
Hornes  zu  ertheilenden  Signale  sind  auf  die  Begriffe: 

„Achtung",  „Abfahrt" 
..Halt" 
„Langsam" 
„Zug  zerrissen" 
zu  beschränken. 

Neben  diesen  akustischen  Signalen  sind  jederzeit  fllr  die  Begriffe  „Halt" 
und  „Langsam"  die  optischen  Signale  zu  gebrauchen. 

14.  Die  Signale  fiir  das  Publicum,  die  mit  der  Stationsglocke  gegeben 
werden,  haben  auszudrücken : 

Abfahrt  erfolgt  bald  --  Kurzes  Läuten  und  1  Schlag. 
Plätze  einnehmen  —  Kurzes  Läuten  und  2  S  c  h  1  ä  g  e. 

Abfahrt  —  Kurzes  Läuten  und  3  Schläge. 


I.  Mittel  für  sichtbare  (optische)  Signale. 

a)  Bei  Tag. 

1.  Handsignalfahne. 

2.  Handsignalscheibe,  eventuell  Pufferscheibe. 

3.  Das  Stations-Deckungssignal  mit  Scheibe  oder  Arm. 

4.  Die  Wechsel-Signalkörper:  Pfeil,  Prisma,  viereckige  oder  runde 
Scheibe. 

5.  Der  optische  Telegraph,  bestehend  aus  Signalbäumen,  mit  beweg- 
lichen Körben  oder  Armen  versehen. 
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6.  Feststellender  Sigualmast  mit  Arm  zur  Bezeichnung  jederzeit  lang- 
sam zu  befahrender  Bahnstrecken. 

NB.  In  Ermanglung  tragbarer  sichtbarer  Sigualmittel  sind  nüthigenfalls 
die  Signale  mit  den  Armen  zu  geben. 

b)  Bei  Nacht. 

7.  Die  Handsignallateme. 

8.  Die  Signallaterae  des  Stations-Deckungssignals. 

9.  Die  beleuchteten  Wechsel-Signalkörper  wie  in  o,  4. 

10.  Die  Signallaterae  des  optischen  Telegraphen. 

11.  Die  Zug88ignallaterne, 

12.  Die  Signallaterne  des  ad  6  bezeichneten  feststehenden  Zeichens. 

13.  Die  Kranich-Laterne, 
ad  I.  a) 

1.  Der  Stoff  der  Handsignalfahne  ist  roth.  Dieselbe  ist  ausschliesslich 
nur  zu  Signalen,  welche  mit  der  Haud  gegeben  werden,  zu  verwenden. 

2.  und  3.  Die  Signalscheiben  sind  am  zweckmässig3ten  roth  und  weiss 
angestrichen.  * 

4.  Die  Wechselsignale  haben  eine  solche  Gestalt  zu  erhalten,  dass  aus 
derselben  die  Stellung  des  Wechsels  zu  erkenneu  ist  und  der  Wechsel -Signal  - 
körper  besteht  desshalb  entweder  aus  einem  schräggestellten  beleuchtbaren 
Prisma,  der  Bender'schen  Pfeilscheibe  oder  einem  schwarzen  Pfeile  auf 
weissem  hellen  Hintergründe.  Die  Erscheinung  der  Wechsel-Signalkörper  ist 
bei  Tage  wie  bei  Nacht  dieselbe.  Provisorisch  ist  auch  die  senkrecht  weiss 
und  roth  getheilte  Bender'sche  Scheibe  statthaft. 

Mittel  für  hörbare  (akustische)  Signale. 

14.  Knallkapseln. 

15.  Dampfpfeife  der  Locomotive. 

16.  Die  Handsignalpfeife. 

17.  Das  Signalhorn. 

18.  Die  Stationsglocke. 

19.  Die  elektrischen  Glockenschlagwerke. 

20.  Die  elektrischen  Control-KUngel-Apparate. 

AusfQhrung  der  Signale. 

Signale  d  es  Strecken-Pe  rsonales.  —  Halte-Sig  nale. 

Die  Halte-Signale  werden,  wie  folgt,  gegeben  : 

1.  Durch  Schwingen  im  Kreise  der  entfalteten  Handsignale. 

2.  Durch  Schwingen  im  Kreise  der  Haltsignalscheibe. 
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3.  Durch  Schwingen  im  Kreise  der  Arme  oder  irgend  eines  anderen 
Gegenstandes  in  Ermanglung  eines  tragbaren  Signalmittels.  (Der  Signal- 
geber richtet  sich  hiebei  gegen  den  ankommenden  Zug.) 

4.  Durch  Einstecken  der  Handsignalscheibe  in  die  Mitte  des  Geleises, 
wobei  die  Fläche  der  Scheibe  rechtwinklig  zum  Geleise  zu  richten  ist. 

5.  Durch  Stellung  des  Armes  am  Signalmaste  in  die  horizontale  Lage, 
u.  z.  nach  rechts  in  der  Richtung  der  Fahrt. 

6.  Durch  Halten  des  rothen  Lichtes  der  Handsignallateme  dem  Zuge 
entgegen. 

7.  Durch  Schwingen  im  Kreise  jedweden  Lichtes  dem  Zuge  entgegen, 
in  Ermanglung  eines  rothen  Lichtes. 

8.  Durch  Aufstellung  der  Signallaterne  in  die  Mitte  des  Geleises  oder 
auf  das  Banquette,  wobei  das  rothe  Licht  derselben  dem  Zuge  entgegen  zu 
leuchten  hat. 

9.  Durch  Befestigung  von  Knallkapseln  auf  den  Schienenköpfen  des 
rechten  Stranges  in  der  Richtung  der  Fahrt. 

(Es  genügen  in  der  Regel  zwei  20  Klafter  von  einander  entfernt  be- 
festigte Knallkapseln.) 

Langsamfahr-Signale. 

Die  Langsamfahr-Signale  sind  zu  geben : 

10.  Durch  ruhiges  Halten  der  entfalteten  Handsignalfahne,  horizontal 
und  senkrecht  zur  Bahnachse,  indem  sich  der  Signalgeber  rechtwinklich  zur 
Bahnach8e  stellt  und  dem  Zuge  entgegensieht. 

11.  Durch  ruhiges  Halten  der  Handsignalscheibe,  deren  Fläche  dem 
Zuge  zugewendet  wird,  indem  sich  der  Signalgeber  rechtwinklig  zur  Bahn- 
achse stellt  und  dem  Zuge  entgegensieht. 

12.  Durch  Stellung  des  Armes  am  Signalmaste  unter  45  Grad  nach  ab- 
wärts, und  zwar  nach  rechts  in  der  Richtung  der  Fahrt. 

13.  Durch  Ausstrecken  der  Arme,  indem  sich  der  Signalgeber  recht- 
winklig zur  Bahnachse  stellt  und  dem  Zuge  entgegensieht. 

14.  Durch  Vorhalten  des  grünen  Lichtes  der  Handsignallateme  dem 
Zuge  entgegen,  oder  Aufstellung  der  Handsignallateme  auf  das  Banquette 
mit  dem  nach  dem  Zuge  gerichteten  grünen  Lichte. 

Signale,  dass  die  Bahn  fahrbar  ist. 

Dass  die  Bahn  fahrbar  ist,  wird  mittelst  eines  der  folgenden  Signale 
angezeigt,  und  zwar: 

15.  Die  um  ihre  Stange  gerollte  Handsignalfahne  wird  im  rechten  Arme 
am  Leibe  aufwärts  gehalten. 

16.  Die  Jlandsignalscheibe  wird  im  rechten  Arme  am  Leibe  aufwärts 
gehalten,  ihre  Fläche  parallel  zur  Bahn  gerichtet. 
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17.  Beide  Arme  werden  am  Leibe  abwärts  eingezogen  gehalten. 

( In  diesen  drei  Füllen  hat  sich  der  Signalgeber  nach  der  Bahn  zugekehrt 
zu  halten.) 

18.  Der  Arm  vom  Signalmaste  wird  unter  45  Grad  nach  aufwärts  ge- 
hoben und  zwar  nach  rechts  in  der  Richtung  der  Fahrt. 

19.  Das  weisse  Licht  der  Handsignallaterne  wird  ruhig  dem  Zuge  ent- 
gegengehalten. 

Signale  auf  den  Stationen  und  bei  Bahn-Abzweigungen. 
Feststehende  Stations-Deckungs-Signale. 

Signal:  „Verbo  t  der  Einfahrt*. 

20.  Das  Haltsignal  zum  Zeichen,  dass  die  Einfahrt  untersagt  ist,  wird 
dadurch  gegeben,  dass  die  Fläche  der  drehbaren  Signalscheibe  rechtwinklig 
zum  Geleise  gestellt  oder  bei  Armsignalen  der  horizontale  Arm  gezeigt  wird. 

In  beiden  Fällen  wird  bei  Nacht  das  rothe  Licht  dem  aufzuhaltenden 
Zuge  entgegengekehrt. 

Signal:  „Erlaubte  Einfahrt-. 

21.  Wird  dadurch  gegeben,  dass  die  drehbare  Signalscheibe  parallel 
zur  Bahn  gestellt  oder  bei  ArmBignalen  der  unter  45  Grad  nach  aufwärts  ge- 
hobene Arm  gezeigt  wird,  und  zwar  nach  rechts  in  der  Richtung  der  Fahrt. 

In  beiden  Fällen  bei  Nacht  wird  das  grüne  Licht  dem  Zuge  entgegen- 
gehalten. 

22.  Die  Kranichlaterne.  Im  Falle  durch  die  Querstellung  des  Kranich- 
Auslauf-Rohres  für  den  Verkehr  der  ZUge  ein  Hinderniss  gebildet  wird,  ist 
auf  dem  Kopfe  des  Kranichs  eine  Laterne  anzubringen,  die  bei  Querstellung 
des  Rohres  rothes  Licht  zeigt. 

Wechsel-Vorrichtungen. 

23.  Signal  flir  Stellung  der  Weiche  in  das  Hauptgeleise. 

Bei  Tag  wie  bei  Nacht  erscheint  ein  vertical  stehendes  weisses  läng- 
liches Viereck  —  provisorisch  ist  auch  grünes  Licht  zulässig. 

24.  Signal  für  die  Stellung  der  Weiche  in  das  Nebengeleise,  die  Ab- 
zweigung, die  Curve. 

Bei  Tag  wie  bei  Nacht  erscheint  entweder: 
ein  helles  schräg  gestelltes  Prisma, 
ein  weisser  Pfeil, 

ein  schwarzer  Pfeil  auf  weissem  Grunde. 

Provisorisch  auch  eine  halb  roth,  halb  weiss  angestrichene  runde  Scheibe. 

Die  Schräge  des  Prisma,  die  Spitze  des  Pfeiles,  (provisorisch  die  weisse 
Seite  der  Scheibe  »  deuten  die  Richtung  an,  in  der  das  Nebengeleise,  die  Ab- 
zweigung, die  Curve  abgehen. 
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25.  Bei  den  dreitheiligen  Weichen  zeigt  das  Signal  sub  23,  dass  die 
Weiche  auf  das  Mittelgeleise  gestellt  ist. 

Stations-Glocke. 

26.  Das  fortgesetzte,  von  einem  einzelnen  Glockenschlage  gefolgte 
Läuten  bedeutet  für  das  Publicum,  dass  die  zur  Abfahrt  bestimmte  Zeit  naht. 

27.  Dasselbe  von  zwei  Einzelnschlägen  gefolgte  Läuten  ist  eine  Aut- 
forderung an  die  Reisenden,  in  die  Wagen  einzusteigen. 

28.  Dasselbe  von  drei  Einzelnschlägen  gefolgte  Läuten  ist  der  Befehl  zur 
Abfahrt. 

Signale  bei  Wagen-Verschiebungen. 

Wenn  in  den  Bahnhöfen  Wagen-  oder  Zugverschiebungen  mittelst 
Menschen-  oder  Pferde-  oderLocomotivkraft  vorzunehmen  sind,  werden  nach 
vorhergegangener  gehöriger  mündlicher  Verständigung  die  nöthigen  Befehle 
mit  der  Handsignalpfeife  oder  dem  Signalhorne  ertheilt,  nebstbei  wird  sielt 
gleichzeitig  bei  Tage  der  Handsignalfahne,  bei  Nacht  der  Handsignallaterne 
bedient. 

Die  Verschubsignale  werden,  wie  folgt,  gegeben : 

29.  Vorwärts.  Ein  langer  Ton  mit  der  Handsignalpfeife  oder  dem 
Signalhorne,  nebstbei  bei  Tag  ein  Schwingen  der  Handsignalfahne  Uber  dem 
Kopfe  in  der  Richtung  der  angeordneten  Bewegung,  bei  Nacht  das  langsame 
senkrechte  Auf-  und  Abbewegen  des  weissen  Lichtes. 

30.  Rückwärts.  Zwei  kurze  Töne  mit  der  Handsignalpfeife  oder 
dem  Signalhorne,  nebstbei  bei  Tag:  ein  Schwingen  der  Handsignalfahne  nach 
unten  in  der  Richtung  der  angedeuteten  Bewegung,  bei  Nacht  das  horizontale 
Hin-  und  Herbewegen  des  weissen  Lichtes. 

31.  Langsam.  Das  gewöhnliche  Signal  des  Langsamfahrens  mit  der 
Handsignalfahne,  oder  das  ruhige  Hinhalten  des  grünen  Lichtes  dem  Führer 
entgegen. 

32.  Haltesignal.  Mehrere  kurze  Töne  mit  der  Handsignalpfeife  oder 
dem  Signalhorne,  nebstbei  das  gewöhnliche  Signal  zum  Halten  mit  der  Hand- 
signalfahnc  oder  der  Handsignallaterne,  dem  Führer  entgegen. 

Signale  auf  den  Zügen. 

33.  Bei  Tage  ist  es  zwar  durch  die  Wahrnehmung  des  Zuges  selbst  möglich, 
den  Vorder-  und  Hintertheil  des  Zuges,  dann  die  Richtung  derFahrt  zu  unter- 
scheiden, es  sind  jedoch  auch  bei  Tage  an  den  oberen  Ecken  des  rück- 
wärtigen Theiles  des  letzten  Wagens  die  zwei  Zugsiguallaternen  aufzustecken, 
damit  der  Locomotivführer  und  das  Zugbegleitungs-Personale  eine  etwaige 
Trennung  des  Zuges  leichter  bemerken  können. 

Bei  Nacht  aber  bezeichnen  die  verkehrenden  Züge  ihre  Fahrt  : 
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Auf  eingeleisigcr  Bahn 

34.  Vorne  in  der  Richtung  der  Fahrt  durch  zwei  zu  beiden  Seiten  der 
Maschine  aufgesteckte  rothe  Lichter. 

35.  Rückwärts  durch  zwei  rothe  Lichter,  welche  an  den  oberen  Ecken 
der  rückwärtigen  Wand  des  letzten  Wagens  angebracht  werden  und  ein  tiefer 
unten  befestigtes  rothes  Licht,  so  dass  diese  drei  Lichter  ein  Dreieck  bilden. 

AufDoppel-Bahnen 

36.  Indern  die  zwei  rothen  vorderen  Lichter  durch  zwei  weisse  ersetzt 
werden. 

37.  Die  hinteren  Lichter  sind  dieselben  wie  bei  einem  Zuge  auf  ein- 
facher Bahn. 

Die  beiden  rechts  und  links  oben  am  Hintertheile  des  letzten  Wagens 
aufgesteckten  Zugssignallaternen  werfen  gleichzeitig  weisses  Licht  nach 
vorne,  um  so  das  Personale  in  Stand  zu  setzen,  sich  zu  vergewissern,  dass 
keine  Wagen  vom  Zuge  losgelbst  sind. 

38.  Wenn  eine  Locomotive  leer  verkehrt,  ist  diese  wie  ein  Zug  zu  be- 
handeln und  es  sind  dieselben  Signale  theils  an  der  Maschine,  theils  am 
Tender  anzubringen. 

39.  Die  auf  doppelgeleisigen  Bahnen,  auf  unrichtigem  Geleise  verkeh- 
renden Züge  oder  Maschinen  sind  bei  Tag  mit  der  Handsignalscheibe,  even- 
tuell Pufferscheibe  auf  der  Vorderseite  zu  versehen,  bei  Nacht  sind  aber  wie 
auf  eingeleisiger  Bahn  zwei  rothe  Lichter  auf  der  Vorderseite  anzubringen. 

Für  einen  in  gleicher  Richtung  nachfolgenden  Zug  sind  folgende  Signale  zu  gebrauchen : 

40.  Bei  Tage  wird  die  Handsignalscheibe,  eventuell  PutTerscheibe  links 
am  Hintertheile  des  Zuges  angebracht. 

41.  Bei  Nacht  wird  das  links  am  letzten  Wagen  befindliche  rothe  Eck- 
lieht durch  ein  grünes  ersetzt. 

Fü  r  einen  in  entgegengesetzter  Richtung  fahrenden  Zug  sind  folgende  Signale  zu  gebrauchen  : 

42.  Bei  Tag  sind  am  Hintertheile  des  Zuges  zwei  Handsignalscheiben, 
eventuell  Pufferscheiben  anzubringen. 

43.  Bei  Nacht  ist  das  links  am  letzten  Wagen  befestigte  rothe  Ecklicht 
durch  ein  weisses  zu  ersetzen. 

44.  Wenn  eine  Hilfe-  oder  Vorspanns-Maschine  nach  ihrer  Abfahrts- 
station zurückfahren  soll,  hat  dieselbe,  beziehentlich  der  Zug  die  Signale  für 
einen  später  in  entgegengesetzter  Richtung  verkehrenden  Zug  zu  tragen. 

Signale  mit  der  Dampfpfeife 

Die  durch  den  Führer  mit  der  Dampfpfeife  zu  gebenden  Signale  haben 
folgende  Bedeutung: 
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45.  Ein  langgedehnter  Pfiff  dient  zur  Warnung  und  bedeutet:  ^Ach- 
tung-4 oder  „Ab  fahrt u. 

46.  Kurze  und  wiederholte  Pfiffe  bedeuten:  „Bremsen  fest". 

47.  Ein  langer  Pfiff,  dem  zwei  kurze  folgen,  heisst  „Bremsen  los4*. 

48.  Wenn  die  Dampfpfeife  in  Folge  de9  Anziehens  der  Zugleine  ertönt, 
ist  diess  ein  Warnungszeichen  fUr  den  Locomotivführer,  in  Folge  dessen  er 
den  Regulator  zu  schliessen  und  die  den  Umständen  entsprechenden  Mass- 
nahmen zu  treffen  hat. 

Signale  mit  der  Handsignalpfeife  oder  dem  Signalhorn. 

49.  „Achtung-  „Abfahrt*. 

Langer  Ton  mit  der  Handsignalpfeife  oder  dem  Signalhorne. 

50.  „Halt-. 

Mehrere  kurze  Töne  mit  der  Handsignalpfeife  oder  dem  Signalhorne. 

51.  „Langsam*. 

Mehrere  lange  Töne  mit  der  Handsignalpfeife  oder  dem  Signalhorne. 

52.  „Zug  zerrissen*. 

Abwechselnd  lange  und  kurze  Töne  mit  der  Handsignalpfeife  oder  dem 
Signalhorne. 

Optischer  Telegraph. 

Es  gibt  zwei  Arten  von  Apparaten  fiir  Tagsignale  mit  den  optischen 
Telegraphen,  und  zwar: 
u)  Signalbäume  mit  einem  Querbalken  an  der  Spitze,  woran  aufziehbare 
Körbe  hängen. 

b)  Sigualbäume,  welche  oben  zwei  auf  einer  und  derselben  Achse  fitzende 
Arme  haben,  von  denen  jeder  vier  Stellungen,  nämlich  die  erste  hori- 
zontal, die  zweite  45  Grad  nach  aufwärts,  die  dritte  45  Grad  nach  ab- 
wärts und  die  vierte  senkrecht  unterhalb  der  Achse  einnehmen  kann. 
Letztere  Stellung  entspricht  der  Abwesenheit  jedweden  Signals. 
Die  optischen  Telegraphen  sollen,  wie  folgt,  benutzt  und  bei  den  Sig- 
nalen mit  optischen  Telegraphen-Apparaten  sämmtliche  Stellungen  in  der 
Richtung  des  Gesichtes  vom  Ausgangspunkte  nach  dem  Endpunkte  der  Bahn 
genommen  werden. 

Signale  um  die  Abfahrt  eines  Zuges  anzuzeigen. 
Fahrt-Signal. 

Fahrt  gegen  den  Endpunkt  der  Linie. 

53.  Ein  aufgezogener  Korb. 

54.  Ein  rechts  45  Grad  nach  aufwärts  gerichteter  Arm. 
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Fahrt  gegen  den  Anfangspunkt  der  Linie. 

55.  Zwei  an  derselben  Seite  aufgezogene  Körbe. 

56.  Ein  links  unter  45  Grad  aufwärts  gerichteter  Arm. 

57.  Bei  Nacht  für  Fahrten  nach  beiden  Richtungen: 

Ein  rothes  Licht  in  der  Richtung  der  Fahrt,  ein  weisses  in  der  entgegen 
gesetzten  Richtung. 

Signal  zur  Verständigung,  dass  der  Zug  nicht  abgeht. 

58.  Das  den  Zug  anzeigende  Signal  wiederholt  gegeben  und  wieder  ein- 
gezogen, bis  der  folgende  Posten  ein  Gleiches  thut,  worauf  das  Signal  einzu- 
ziehen ist. 

59.  Bei  Nacht  deckt  man  das  rothe  Licht  mit  einem  Schirme  wiederholt 
zu  und  auf,  bis  der  folgende  Posten  mit  dem  weissen  Lichte  dasselbe  Zeichen 
zurückgibt,  worauf  die  Lichter  entweder  gelöscht  oder  verdeckt  gehalten 
werden. 

Signale  zur  Herbeirufung  einer  Hilfs-Maschine. 

Wenn  die  II il f s- Masch  ine  in  der  Ri  cht u ng  nac h  d em  Endp un kt e 

der  Linie  verkehren  soll. 

60.  Zwei  Signalkörbe,  wovon  einer  auf  jeder  Seite  aufgezogen  wird. 

61.  Ein  rechts  45  Grad  nach  aufwärts  gehobener  Arm,  während  der 
andere  45  Grad  nach  abwärts  gerichtet  wird. 

Wenn  die  Hilfsmaschine  in  der  Richtung  nach  dem  Anfangs- 
punkte der  Linie  verkehren  soll. 

62.  Zwei  Signalkörbe  an  einer  Seite  und  nur  ein  Signalkorb  auf  der 
anderen  Seite  aufgezogen. 

63.  Ein  links  45  Grad  nach  aufwärts  gehobener  Arm,  der  andere  45Grad 
abwärts  gerichtet. 

64.  Bei  Nacht  wird  am  Ausgangspunkte  des  Hilfssignals  ein  grünes 
Licht  nach  jener  Richtung,  wohin  der  Hilferuf  zu  entsenden  ist,  gegeben  und 
das  andere  Licht  zugedeckt. 

Jeder  der  darauffolgenden  Posten  hat  das  grüne  Licht  nach  vorwärts  und 
dem  vorhergehenden  ein  weisses  Licht  zu  geben. 

Elektrische  Glocken-Schlagwerke. 

Für  die  SignalbegrifTe  wurden  folgende  Ausdrucke  durch  die  elektrischen 
Glocken-Schlagwerke  obligatorisch  festgesetzt: 

1.  Fahrsignal  gegen  den  Endpunkt  der  Linie. 

2.  Fahrsignal  gegen  den  Anfangspunkt  der  Linie. 
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3.  Zug  geht  nicht  ab  gegen  den  Endpunkt  der  Linie. 


4.  Zug  geht  nicht  ab  gegen  den  Anfangspunkt  der  Linie. 


5.  Maschine  soll  kommen. 

••••• 

6.  Maschine  mit  Arbeitern  soll  kommen. 

Die  Signale  5  und  6  sind  zum  Zeichen,  dass  sie  verstanden  wurden,  von 
der  Station  zurückzugeben. 

7.  Alle  Züge  aufhalten. 

d.  h.  mindestens  viermalige  Wiederholungen  der  Gruppe: 

die  ein  alternatives  Signal  und  Contra-Signal  bedeutet. 

8.  Durchgegangene  Wagen. 

beliebig  fortgesetzt. 

9.  Mittagszeichen. 


10.  Zug  verkehrt  auf  dem  unrichtigen  Geleise  gegen  den  Endpunkt  der 
Linie. 

11.  Zug  verkehrt  auf  dem  unrichtigen  Geleise  gegen  den  Anfangspunkt 
der  Linie. 

Jeder  Bahnverwaltung  bleibt  es  vorbehalten  für  örtliche  Zwecke  und 
innern  Dienst  besondere,  weun  auch  hier  nicht  verzeichnete  Signale  mit  Ge- 
nehmigung der  Regierung  einzuführen. 
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12.  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  16.  Juni  1872, 
Z.  14180-3316,  R.  0.  Bl.  Nr,  80,  C.  Bl.  Nr.  40, 

betreffend  die  Einführung  einer  einheitlichen  Signalvorschritt  auf  sämmtlichen  Eisenbahnen 
der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  linder. 

Mit  1.  Oetober  1872  hat  die  beifolgende  Vorschrift  einer  einheitlichen 
Signalisirung  auf  sämmtlichen  Eisenbahnen  der  im  Reichsrathe  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  in  Wirksamkeit  zu  treten. 

Für  die  Aufstellung  der  nach  §.  3,  Iii.  e)  und  l)t  dann  nach  den  §§.64 
bis  69  dieser  Vorschrift  einzuführenden  stabilen  Quittirungs-Signale  (Signal- 
maste mit  beweglichen  Armen  und  doppelscheinigen  Signallaternen)  wird  als 
äusserster  Termin  der  1.  Oetober  1874  festgesetzt. 

Mit  der  Aufstellung  dieser  Signalmittel  ist  jedoch  derart  zu  beginnen, 
dass  diese  auf  den  frequenteren  Strecken  schon  vor  dem  oben  bezeichneten 
Termine  in  Anwendung  gebracht  werden  können. 

Die  mit  denselben  abzugebenden  Quittirungssignale  sind  bis  zu  deren 
Activirung  mit  den  vorhandenen  optischen  Signalmitteln  zu  geben. 

Die  im  Anhange  zur  Vorschrift  verzeichneten,  auf  einigen  Eisenbahnen 
derzeit  noch  bestehenden  Signalmittel  und  deren  Anwendung  werden  bis  auf 
Weiteres  zugelassen. 

Der  königlich  ungarische  Communications-Minister,  mit  dem  ich  mich 
diessfalls  in  das  Einvernehmen  gesetzt  habe,  trifft  unter  Einem  die  gleiche 
Anordnung  für  die  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  gelegenen  Eisen- 
bahnen. 

Wien,  den  16.  Juni  1872. 

Banhniis  m.  p. 

Vorschrift 

liber  die 

Signalisirung  auf  den  Eisenbahnen 

der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder. 

A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§.  1. 

Zweck  der  Signalisirung. 

Die  Signale  auf  Eisenbahnen  sind  für  das  gesammte  Dienstpersonale 
das  Mittel  zu  einer  gegenseitigen,  schnellen  und  zuverlässigen  Verständigung 
über  den  Zustand  der  Bahn,  Uber  den  Verkehr  auf  derselben,  Uber  besondere 


Anmerkung-  Die  gleiche  Vorschrift  besteht  für  die  sämmtlichen  Eisenbahnen  in  den  Ländern 
4tr  »garischen  Krone. 
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Vorfälle  dabei,  und  haben  auch  den  Zweck,  den  Verkehr  der  Züge  dem  Publicum 
bemerkbar  zu  machen. 

§.  2. 

Gattungen  der  Signale. 
Es  kommen  zwei  Hauptgattungen  von  Signalen  in  Anwendung,  nämlich . 
sichtbare  (optische)  Signale,  nnd 
hörbare  (akustische)  Signale. 

§.  3. 

Mittel  für  sichtbare  Signale. 
Die  Mittel  für  sichtbare  (optische)  Signale  sind: 

Bei  Tag. 

a)  Handsignalfahne  (rot Ii  Dieselbe  ist  ausschliess- 
lich nur  zu  Signalen,  welche  mit  der  Hand  gegeben  wer- 
den, zu  verwenden. 


b)  Handsignalscheibe,  eventuell  Puf- 
ferscheibe (roth  und  weiss). 


c)  Station  deckunge  -  Signal 
mit  Scheibe  oder  Arm. 


n 
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e)  Quittirungssignal,   bestehend  aus 
Signalmasten  mit  beweglichen  Armen. 


f)  Feststehender  Signalmast  mit 
unter  45  Grad  abwärts  befestigten 
Arm  zur  Bezeichnung  jederzeit  langsam 
zu  befahrender  Bahnstrecken. 


Anmerkung.  In  Ermanglung  trag-  .\J  . 

barer,  bei  Tag  sichtbarer  Signalmittel 
sind  nötigenfalls  die  Signale  mit  den 
Armen  des  Signalgebers  auszuführen. 
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Bei  Nacht. 

g)  Handsi gnal laternen  ,  welche  so  eingerichtet 
sind,  dass  mittelst  derselben  je  nach  Bedarf  rothes, 
grünes  und  weisses  Licht  sichtbar  gemacht  werden 
kann. 

h)  H andsignal laterne,  mit  welcher  blos  weisses  Licht 
sichtbar  gemacht  werden  kann. 

i)  Signallaterne  des  Station  deck  ungs- 
S  i  g  n  a  1  e  s.  Diese  ist  vicrscheinig  und  zeigt  in 
der  einen  Stellung  rothes,  entgegengesetzt 
weisses,  in  der  andern  Stellung  beiderseits 
grünes  Licht. 

k)  Wechselsignalkörper,  beleuchtetes  Prisma,   beleuchteter  Pfeil, 
beleuchtete  viereckige  oder  runde  Scheibe  mit  Pfeil. 


I 


o  1§  © 


I)  Signallaterne  des  Quittirungs- Sig- 
nales. Dieselbe  ist  doppelscheinigmit  weissem 
Licht,  durch  die  entsprechende  Stellung  der 
Arme  werden  grüne  und  rothe  Gläser  vorge- 
halten. 

m)  Zugsignallaterncn.  Dieselben  sind  einscheinig  und  doppelscheinig 
Erstere  zeigen  entweder  rothes  oder  weisses  Licht ;  mit  letzteren  muss 
je  nach  Bedarf  rothes,  grünes  und  weisses  Licht  sichtbar  gemacht  wer- 
den können. 


O  O 


DJ 


n)  Signallaternen  für  den  feststehenden 
Signalmast  zur  Bezeichnung  jederzeit  lang- 
sam zu  befahrender  Bahnstrecken.  Dieselbe  ist 
zweischeinig  und  zeigt  grünes,  entgegengesetzt 
weisses  Licht. 


1 


O 
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o)  Kranich  Interne.  Dieselbe  ist 
vierscheinig ,  mit  gegenüberste- 
henden, zwei  rothen  untl  zwei 
weissen  Gläsern. 


§•  4. 

Mittel  für  hörbare  Signale. 

Die  Mittel  flir  hörbare  (akustische)  Signale  sind: 
p)  Knallkapsel. 

qj  Dampfpfeife  der  Locomotive. 

r)  Signalpfeife. 

s)  Signalhorn. 

t)  Stationsglocke. 

u)  Elektrische  Glockenschlagwerke. 

r>  Elektrische  Control-Klingel werke. 

§.  5. 

Anwendung  der  Tag-  und  der  Nacht-Signale. 

Die  hörbaren  Signale  sind  unverändert  bei  Tag  und  Nacht  anzuwenden. 

Die  Anwendung  der  sichtbaren  Signale  richtet  sich  nach  der  Tageszeit. 

Die  Nacht-Signale  sind  von  Sonnenuntergang  bis  Sonnenaufgang  und 
bei  eintretender  Dunkelheit  und  in  dunklen  Tunnels  auch  bei  Tag  zu  ge- 
brauchen. 

Die  Signalmittel  auf  den  Zügen  sind  stets  rechtzeitig  und  derart  zu 
beleuchten,  dass  die  Züge  ohne  Lichtsignale  von  der  Dunkelheit  nicht  über- 
rascht werden  können. 

§.  6. 

Bedeutung  der  feststehenden  Signale  bei  Tag. 

Bei  allen  bleibend  feststehenden  Signalen  bedeutet: 
h)  Die  flache  Scheibe  (mit  Ausnahme  der  Wechselscheibe),  der  hori- 
zontale Arm,  das  r  o  t  h  e  Licht: 

.Halt,-  .Gefahr." 

h)  Der  gesenkte  Arm,  das  grüne  Licht: 
.Langsam,-  „Vorsicht.4* 

r\  Die  Kante  der  Scheibe,  der  gehobene  Arm,  das  weisse  Licht 

„Freie  Fahrt,-  .Sicherheit.- 

§•  7. 

Bedeutung  der  Nacht-Signale. 
Bei  allen  optischen  Nacht-Signalen  ohne  alle  Ausnahme  bedeutet : 
Rothes  Licht:  .Halt.- 
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Grünes  Licht:  „Langsam." 
Weisses  Licht:  „Freie  Fahrt. u 

Und  jede  Farbe  von  Licht,  wenn  es  iniKreise  geschwungen  wird:  -  Halt.  - 

§.  8. 

Bedeutung  des  Knall-Signales. 
Jedes  Knall-Signal  hat  stets  „Halt"  zu  bedeuten. 

§.  9. 

Verantwortung  für  die  Anwendung  und  Instandhaltung  der  Signalmittel. 

Die  Sigualmittel  müssen  stets  in  vollkommen  dienstfähigem  Zustande 
erhalten,  die  mangelnden  ohne  Verzug  beigestellt,  die  nöthigen  Verbrauchs- 
materialien ohne  Unterlass  in  hinreichender  Menge  gehörigen  Orts  vorhanden 
sein. 

Die  Bediensteten  haben  stets  im  Dienste  bei  Tag  und  bei  Nacht  die  iür 
Tag  oder  Nacht  passenden,  ihnen  anvertrauten  tragbaren  Signalnüttel  bei  sich 
zu  führen,  so  dass  sie  immer  und  bei  jeder  Veranlassung  im  Stande  sind,  die 
notwendigen  Signale  zu  geben. 

Für  die  richtige  Handhabung  der  Signale  bleibt  zunächst  derjenige 
Bedienstete  verantwortlich,  welcher  nach  seiner  Verwendung  hiezu  berufen  ist. 

Nichtsdestoweniger  ist  auch  jeder  Bedienstete  verpflichtet,  die  genaue 
Befolgung  der  Signalisirungs-Vorschrifteu  zu  überwachen,  wahrgenommene 
Mängel  zu  beseitigen  und  erforderlichen  Falles  selbst  das  entsprechende  Sig- 
nal zu  geben. 

§.  10. 

Verpflichtung  zur  Befolgung  der  Signale. 

Jedes  Organ  des  Eisenbahndienstes,  wessen  Grades  dasselbe  auch  sei, 
ist  verpflichtet,  den  Signalen  ohne  Verzug  und  unbedingt  Folge  zu  leisten. 

Jedes  Zögern,  jede  Nachlässigkeit  iu  der  Befolgung  eines  gegebenen 
Signales  wird  strenge  geahndet. 

B.  Ausführung  der  Signale. 

§.  11. 

Signaliairnng  für  Locomotirfahrten. 

Alles,  was  im  Nachstehenden  betreffs  eines  Zuges  bestimmt  wird,  hat 
auch  für  Locomotive,  welche  leer  oder  mit  Schneepflügen  u.  s.  w.  verkehren, 
überhaupt  für  jede  Locomotivfahrt,  mag  dieselbe  was  immer  für  einen  Zweck 
haben,  zu  gelten. 
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I.  Signale  des  Streckenperftonaleü. 

§•  12. 

Allgemeine  Andeutungen. 

Die  Signale  des  Streckenpersonales  sind  jene,  welche  von  demselben: 
mittelst  der  sichtbaren  Signalmittel  und  der  Knallkapsel  gegeben  werden. 

Alle  optischen  Signale  sind  stets  von  einem,  dem  Maschiucnpersonale 
schon  aus  der  Ferne  leicht  sichtbaren  Punkte  der  Bahn  zu  geben. 

Das  Stationspersonale  hat  sich  auch  als  Streckenpersonale  zu  betrachten, 
daher  alle  nachfolgenden  Bestimmungen  gleich  genau  m  befolgen. 

§.  13. 
Halt-Signale. 

Die  Halt -Signale  werden,  wie  folgt,  gegeben: 


a)  Durch  Schwingen 
im  Kreise  der  ent- 
falteten Handsignal- 
fahne. 
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c)  Durch  Schwingen 
im  Kreise  der  Arme 
oder  irgend  eines 
andern  Gegenstandes 
in  Ermanglung  eines 
tragbaren  Signalmit- 
tels. Der  Signalgeber 
richtet  sich  in  diesen 
drei  Fällen  gegen 
den  ankommenden 
Zug. 


<{)  Durch  Einstecken 
der  Handsignal- 
scheibeindieMitte 
des  Geleises,  wobei 
die  Fläche  der  Scheibe 
rechtwinklig  zum 
Geleise  zu  richten  ist. 


e)  Durch  Stellung  des 
Armes  am  Signal- 
maste in  die  hori- 
zontale Lage,  und 
zwar  rechts  in  der 
Richtung  der  Fahrt. 
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f)  Durch  Halten  des 
rothenLichtes  der 
Handsignallaterne  dem 
Zuge  entgegen. 


g)  Durch  Schwingen 
i  m  K  re  i  s  e  jedweden 
Lichtes  demZuge  ent- 
gegen in  Ermang- 
lung eines  rothen 
Lichtes. 


h)  Durch  Aufstellen 
derSignallaterne 
in  die  Mitte  des  Ge- 
leises oder  auf  das 
Banquette,  wobei 
das  rothe  Licht  der- 
selben dem  Zuge  ent- 
gegen zu  leuchten 
hat. 


- — ^~%> 
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i)  Durch  Befestigung  von  Knallkapseln  auf  den  Seitenköpfen  des 
rechten  Stranges  in  der  Richtung  der  Fahrt. 

(Es  geniigen  in  der  Regel  zwei,  zwei  bis  drei  Schienenlängen  von 
einander  entfernt  befestigte  Knallkapseln.) 

§.  14. 

Anwendung  der  Halt-Signale. 

Die  Halt- Signale  sind  anzuwenden: 

a)  Wenn  irgend  ein  Hinderniss,  z.  B.  zwei  in  demselben  Geleise  einander 
entgegenfahrende  Züge,  oder  ein  stehender  Zug,  oder  Wagen,  oder  eine 
Beschädigung  u.  s.  w.  die  Weiterfahrt  gefährdet  oder  hemmt. 

b)  Wenn  ein  Zug  einem  vorausgehenden  innerhalb  eines  Zeitraumes  von 
fünf  Minuten  oder  weniger  folgt. 

c)  Wenn  das  Zugspersonale  das  Haltsignal  gibt,  welches  der  Maschinen- 
führer  nicht  bemerkt. 

d)  Wenn  an  dem  Zuge  selbst  etwas  bemerkt  wird,  wodurch  die  Weiterfahrt 
gefährdet  würde. 

e)  Wenn  für  einen  Zug  das  entgegengesetzte  Fahr-Signal  mittelst  der  elek- 
trischen Glockenschlagwerke  gegeben  wurde. 

f)  Wenn  zwei  Fahr-Signale  mittelst  der  elektrischen  Schlagwerke  gegeben 
wurden,  welche  anzeigen,  dass  zwei  Züge  einander  auf  einem  und  dem- 
selben Geleise  entgegenfahren. 

y)  Wenn  nach  erfolgter  Abfahrt  eines  Zuges  von  der  Station  das  Glocken- 
schlagwerk-Signal „Alle  Züge  aufhalten"  gehört  wurde. 

h)  Wenn  nach  erfolgter  Abfahrt  eines  Zuges  von  der  Station  das  Glocken- 
schlagwerk-Signal „Entlaufene  Wagen"  gehört  wurde  und  nach  den 
Neigungsverhältnissen  oder  der  Windrichtung  die  Wagen  dem  Zuge 
entgegenlaufen. 

Kann  der  Signalgeber  an  dem  Orte,  wo  ein  Halt-Signal  zu  geben  ist, 
nicht  bleiben,  kann  das  sichtbare  Signal  nicht  schon  auf  200  Klafter  Ent- 
fernung von  dem  Zuge  aus  gesehen  werden,  daher  auch  bei  Nebel,  heftigem 
Regen,  Schneefall,  Staub  und  überhaupt  bei  gehinderter  Fernsicht,  müssen 
stets  vor  den  sichtbaren  Signalen  Knall-Signale  gelegt  werden. 

Mit  Rücksicht  auf  den  möglichen  Fall  des  Versagens  einer  Knallkapsel 
sind  stets  wenigstens  zwei  Knallkapsel  zu  legen. 

Nebst  den  Knall-Signalen  sind,  wenn  es  die  Umstände  nicht  unmöglich 
machen,  auch  stets  die  sichtbaren  Signale  in  Anwendung  zu  bringen. 

In  allen  Fällen,  wo  ein  Halt-Signal  nöthig  erscheint,  muss  dasselbe 
wenigstens  300  Klafter  vor  dem  Hindernisse,  welches  das  Anhalten  erfor- 
dert, gegeben  werden,  ob  nun  ein  Zug  erwartet  wird  oder  nicht,  und  soll  dem 
Zuge  wo  möglich  schon  auf  200  Klafter  sichtbar  sein. 
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§.  15. 
Langsamfahr-Signale. 

Die  Langsamfahr-Signale  werden,  wie  folgt,  gegeben; 

u)  Durch  ruhigesHal- 
ten  der  entfalteten 
Handsignalfahne  in 
wagrechter  Lage 
und  senkrecht  zur 
Bahnachse ,  indem 
sich  der  Signalgeber 
rechtwinklig  zur 
Bahnachse  stellt  und 
dem  Zuge  .entgegen 
sieht. 


h)  Durch  ruhiges  II  al- 
ten der  Handsignal- 
scheibe, deren  Fläche 
dem  Zuge  zugewendet 
wird,  indem  sich  der 
Signalgeber  recht- 
winklig zur  Bahn- 
achse stellt  und  dem 
Zuge  entgegen 
sieht. 


<-)  Durch  Einstecken 
der  Handsignalscheibe 
in  das  Banquette, 
wobei  die  Fläche  der 
Scheibe  rechtwink- 
lig zum  Geleise  zu 
richten  ist. 
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d)  DurchStellung  des 
Armes  am  Signal- 
maste unter  45  Grad 
nach  abwärts  und 
zwar  rechts  in  der 
Richtung  der  Fahrt. 


e)  DurchAusstrecken 
der  Arme,  indem 
sich  der  Signalgeber 
rechtwinklig  zur 
Bahnachse  stellt  und 
demZuge  entgegen 
sieht. 
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oder  Aufstellung  derselben  auf 
das  Banquette  mit  dem  nach 


dem    Zuge    gerichteten    grünen  -_,'/     -         -  ?•*  -. 


Lichte. 


§.  16. 

Anwendung  der  Langsamfahr-Signale. 

Die  Langsamfahr-Signale  sind  anzuwenden: 
o)  Wenn  der  Zustand  der  Bahn,  schlechte  Oberbaustellen,  Objecte  oder 
andere  Ursachen  es  unzulässig  machen,  mit  der  gewöhnlichen  Ge. 
schwindigkeit  zu  fahren. 

b)  Wenn  ein  Zug  einem  vorausfahrenden  innerhalb  eines  Zeitraumes  von 
10* Minuten  oder  weniger  folgt. 

c)  Weun  das  Zugspersonale  das  Langsamfahr- Signal  gibt,  welches  vom 
MaschinenfUhrer  nicht  bemerkt  wurde. 

d)  Wenn  sich  der  Zug  einer  Station  oder  einer  Abzweigung  nähert. 

In  allen  Fällen,  wo  ein  Langsamfahr-Signal  nöthig  erscheint,  muss  das- 
selbe wenigstens  200  Klafter  vor  jener  Stelle  gegeben  werden,  welche 
langsam  zu  befahren  ist  und  soll  wo  möglich  schon  auf  200  Klafter  dem  Zuge 
sichtbar  sein. 

Das  Markiren  mangelhafter  Bahnstellen  hat  in  der  Wreise  zu  geschehen, 
<la8s  mindestens  200  Klafter  vor  der  betreffenden  Stelle  beiderseits  eine 
Scheibe  mit  der  rothen  Fläche  auswärts  und  mit  der  weissen  Fläche  gegen 
die  schadhafte  Stelle  zu  aufgesteckt  wird. 

Könnte  der  Zug  eine  schadhafte  Bahnstrecke  nur  mit  äusserster  Vorsicht 
passiren,  so  ist  demselben  das  Halt-Signal  nach  Vorschrift  zu  geben  und  als- 
dann das  Zugspersonale  Uber  die  obwaltende  Sachlage  mündlich  zu  ver- 
ständigen. 

§■  17-  fj§ 

Signale  für:  „Freie  Fahrt,-  ijssL 

Die  Signale,  dass  die  Bahn  fahr-  /ii»"J\ 
bar  ist,  werden,  wie  folgt,  gegeben:  f  m£ -j§V  1 

a)  Die  um  ihre  Stange  gerollte  Hand-  tfl 


signalfahne  wird  im  rechten  Anne 
am  Leibe  aufwärts  gehalten. 
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b)  Die  Handsignalschei- 
be wird  im  rechten 
Arme  am  Leibe  auf- 
war t  s  gehalten,  i  h  r  e 
Fläche  parallel 
z  u  r  13  a  h  n  gerichtet. 


cj  Beide  Arme  werden 
am  Leibe  abwärts 
eingezogen  gehalten. 
(In  diesen  drei  Fällen 
hat  sich  der  Signal- 
geber nach  der 
Bahn  zugekehrt 
zu  halten.) 


(I)  Der  Arm  am  Signal- 
maste wird  unter  45 
Grad  nach  aufwärts 


gehoben,  und  zwar 
rechts  in  der  Rich- 
tung der  Fahrt. 
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<■)  Das  weisse  Lieht 
der  Signallaterne  wird 
ruhig:  dem  Zuge  ent- 
gegen gehalten. 

• 


Das  Signal,  dass  die  Bahn  fahrbar  ist,  muss  jedem  sich  nähernden  Zuge, 
und  zwar  dann  gegeben  werden,  wenn  die  Bahn  in  gutem  Zustande  sich  be- 
endet und  keinerlei  Hinderniss  der  sicheren  Fahrt  des  Zuges  entgegensteht. 

II.  Signale  auf  den  Stationen  und  bei  Bahnabzweigungen. 

§.  18. 

Obliegenheiten  des  Stationspersonales. 

Nebst  der  genauen  Befolgung  der  für  das  Streckenpersonale  geltenden 
Bestimmungen  obliegt  dem  Stationspersonale  auch  noch  die  Ausführung  der 
nachfolgenden  Signale : 

Dasselbe  hat  sich  daher  zu  befassen : 
a)  Mit  den  an  der  Einfahrt  der  Stationen  uud  bei  Abzweigungen  zu  gebenden 

Signalen. 

h)  Mit  den  Signalen,  welche  die  Stellung  der  Wechsel  bezeichnen. 

c)  Mit  den  Signalen  Air  das  Publicum,  dann  für  das  Zugspersonale  während 

des  Aufenthaltes  in  den  Stationen. 
I)  Mit  den  Signalen  für  Verschiebungen  der  Züge  in  den  Bahnhöfen. 

1.  Feststehende  Stationdeckungs-Signale. 

§.  19. 

Anwendung  der  Stationdeckungs-Signale. 

Die  Stationdeckungs-Signale  sind  entweder  grosse  drehbare  Signal- 
*cheiben  oder  bewegliche  Arme,  welche  zu  beiden  Seiten  einer  jeden  Station, 
M   allen  Bahnabzweigungen    und  Bahnkreuzungen   aufgestellt  werden 

müssen. 

Signal:  „Verbot  der  Einfahrt." 
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Das  Halt-Signal  zum  Zeichen,  das«  die  Einfahrt  untersagt  ist,  wird  da- 
durch gegeben,  dass  die  Fläche  der  drehbaren  Signalscheibe  rechtwinklig  zum 
Geleise  gestellt  oder  bei  Armsignalen  der  wagrechte  Arm  gezeigt  wird. 


In  beiden  Fällen  wird  bei  Nacht  das  rot  he  Licht  dem  aufzuhaltenden 
Zuge  entgegen  gekehrt  und  alsCoutrole  gegen  die  Station  oder  Abzweigung 
weisses  Licht  gezeigt. 


Signal:  „Erlaubte  Einfahrt." 

Dieses  Signal  wird  dadurch  gegeben,  dass  die  drehbare  Signalscheibc 
parallel  zur  Bahn  gestellt,  oder  bei  Armsignalen  der  unter  45  Grad  liach 
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aufwärts  gehobene  Arm,  und  zwar  rechts  in  der  Richtung  der  Fahrt  ge- 
zeigt wird. 


In  beiden  Fällen  wird  bei  Nacht  das  grüne  Licht  dem  Zuge  ent- 
gegen gehalten  und  als  Controle  gegen  die  Station  oder  Abzweigung  eben- 
falls grünes  Licht  gezeigt. 


§.  20. 

Situirung  der  ßtationdeckungs-Signale. 

Die  Stationdeckungs-Signale  sind  in  einer  Entfernung  von  beiläufig  250 
Klafter  von  der  Spitze  des  äussersten  Wechsels  der  Station,  dem  Abzweigungs- 
oder Kreuzungspunkte  aufzustellen  und  sollen  wo  möglich  dem  Zuge  schon 
auf  200  Klafter  sichtbar  sein. 
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In  einer  geringeren,  jedoch  nicht  unter  150  Klafter  betragenden  Ent- 
fernung von  den  oben  bezeichneten  Punkten  dürfen  dieselben  nur  in  be- 
sonderen, durch  die  unbedingte  Notwendigkeit  gerechtfertigten  Fällen  auf- 
gestellt werden  und  ist  dann  die  Vorsorge  zu  treffen,  dass  den  Zügen,  wenn 
das  Stationdecknngs-Signal  auf  „Verbot  der  Einfahrt"  steht,  schon  auf 
eine  Entfernung  von  250  Klafter  vor  demselben  das  Signal  „  Längs  am  - 
fahren"  gegeben  wird. 

§.  21. 

Stellung  der  Stationdeckungs-Signale. 

Die  Stationdeckungs-Signale  sind  in  der  Regel  vor  den  Stationen  auf 
„Erlaubte  Einfahrt",  dagegen  bei  Bahnabzweigungen  und  bei  Bahn- 
kreuzungen im  Niveau  auf  „  Verbot  der  Einfahrt "  zu  stellen. 

Bei  Bahnabzweigungen  und  bei  Bahnkreuzungen  im  Niveau  ist  die 
Stellung  der  Stationdeckungs-Signale  derart  anzuordnen,  dass  nur  stets  Ein 
Zug  die  Bahn  frei  findet. 

In  der  Regel  ist  der  Bahnhof  für  den  Verkehr  so  frei  zu  halten,  als  ob 
ein  Zug  erwartet  würde. 

Der  Bahnhof  ist  stets  mittelst  der  Stationdeckungs-Signale  zu  decken, 
wenn  aus  irgend  einem  Grunde  die  Einfahrt  oder  Durchfahrt  eines  Zuges 
nicht  stattfinden  konnte  und  zwar  auch  dann,  wenn  keiu  Zug  zu  erwarten  ist. 

8« 22- 

Oontrol-Klingelwerke. 

Die  Stationdeckungs-Signale  sind  mit  elektrischen  Control-KHngel- 
werken  zu  versehen,  welche  bei  der  Stellung  desselben  auf  „Verbot  der 
Einfahrt"  ertönen  und  während  der  Dauer  dieser  Stellung  in  Thätigkeit 
zu  bleiben  haben. 

§•  23. 

Bedeutung  des  unbeleuchteten  Stationdeckungs-Signales. 

Jedes  Stationdeekungs-Signal  hat,  wenn  es  zur  Beleuchtungszeit  unbe- 
leuchtet angetroffen  wird,  als  Halt  Signal  zu  gelten. 

§.  24. 

Vorkehrungen  bei  gehemmter  Fernsicht. 

Wenn  die  Fernsicht  aus  was  immer  für  einer  Ursache  derart  gehemmt 
ist,  dass  die  Stellung  des  Stationdeckungs-Signalcs  auf  „Verbot  der  Ein- 
fahrt" einem  ankommenden  Zuge  nicht  auf  eine  Entfernung  von  mindestens 
100  Klafter  sichtbar  sein  kann,  so  müssen  Knall-Signale  in  Anwendung  ge- 
bracht werden. 


Digitized  by  Google 


Betrieb  der  Eisenhahnen. 


95 


25. 


Vorkehrungen  beim  Unbrauchbarwerden  der  Stationdeckungs-Signale. 

Wenn  die  Stationdeckungs-Signale  unbrauchbar  sind,  so  müssen  die 
entsprechenden  Signale  nach  Erforderniss  mit  den  anderweitig  vorgeschrie- 
benen  Signalmitteln  rechtzeitig  gegeben  werden. 

§.  26. 

Verhalten  beim  Signale:  „Verbot  der  Einfahrt. u 

Bei  Wahrnehmung  des  Signales  „Verbot  der  Einfahrt"  sind  auf 
dem  Zuge  alle  geeigneten  Mittel  zu  ergreifen,  denselben  noch  vor  dem  Sta- 
tiondeckungs-Signale zum  Stillstande  zu  bringen,  in  welchem  derselbe  auch 
zu  verharren  hat,  bis  das  Signal  „Erlaubte  Einfahrt"  erscheint,  oder  in 
anderer  unzweideutiger  Weise  die  Erlaubniss  zur  Weiterfahrt  massgebender 
Seits  erfolgt. 

§.  27. 

Deckung  der  angehaltenen  Züge. 

Jeder  durch  ein  Stationdeckungs-Signal  angehaltene  Zug  ist  ohne  Ver- 
zug gegen  nachfahrende  Züge,  ob  solche  erwartet  werden  oder  nicht,  mittelst 
der  Halt-Signale  auf  die  vorgeschriebene  Entfernung  zu  decken. 

2.  Weichensignale. 

§.  28. 

Signal  für  die  Stellung  der  Weiche  in  das  Hauptgeleiae. 


Bei  Tag  wie  bei  Nacht  erscheint 
ein  vertikal  stehendes,  weisses,  bei 
Fahrt  gegen  die  Spitze  des  Wechsels 
ein  grünes,  längliches  Viereck. 


□ 


§.  29. 

Signale  für  die  Stellung  der  Weiche  in  das  Nebengeleise,  in  die  Abzweigung 

oder  Ourve.  g 

Bei  Tag  wie  bei  Nacht  erscheint  entweder: 


ein  helles  schräg  gestelltes  Prisma, 
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ein  weisser  Pfeil. 


Die  Schräge  des  Prisma  nach  abwärts 
die  Spitze  des  Pfeiles,  deuten  die  Richtung  an,  in  welcher  das  Nebengeleise, 
die  Abzweigung,  die  Curve  abgehen. 

§.  30. 

Signal  bei  dreitheiligen  Weichen. 
Bei  den  dreitheiligen  Weichen  zeigt  das  Signal : 
„Stellung  der  Weiche  in  das  Hauptgeleise," 
dass  die  Weiche  auf  das  Mittelgeleise  gestellt  ist. 

§•  31. 
Befahrung  der  Weichen. 
Weichen  müssen  der  Gefahren  wegen,  welche  sie  hervorrufen  können, 
mit  einer  geringeren  als  der  gewöhnlichen  Geschwindigkeit  und  mit  erhöhter 
Vorsicht  befahren  werden. 

Jeder  mit  der  Weichenstelluug  betraute  Bahnbedienstete  hat  dem  Zuge 
bei  Weichen,  welche  gegen  die  Spitze  befahren  werden  sollen,  das  vorge- 
schriebene Langsamfahr-Signal  zu  geben. 

3.  Signale  an  den  Wasserkranichen. 

§.  32. 

Stellung  der  Signale. 

Zur  Bezeichnung,  dass  durch  die  Querstellung  der  Auslaufrohre  des 
Wasserkranichs  für  den  Verkehr  ein  Hinderniss  obwaltet,  zeigt  die  auf  dem 
Kopfe  des  Wasserkraniches  angebrachte  Laterne  bei  der  Querstellung  nach 
beiden  Fahrtrichtungen  rothes  Licht. 
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4.  Signale  mit  der  Stationsglocke. 

§.  33. 
Bedeutung  der  Signale. 
Die  Signale  mit  der  Stationsglocke  sind,  wie  folgt,  zu  geben : 

a)  „Abfahrt  erfolgt  bald.- 

Fortgesetztes  Läuten,  dem  ein  einzelner  Glockenschlag  folgt. 

b)  Plätze  einnehmen." 

Fortgesetztes  Läuten,  dem  zwei  Einzelnschläge  folgen.  Dieses  Signal 
ist  eine  Aufforderung  an  die  Reisenden,  in  die  Wagen  einzusteigen. 
e)  „Abfahrt." 

Fortgesetztes  Läuten,  dem  drei  Einzelnschläge  folgen.  Dieses  Signal  ist 
der  Befehl  zur  Abfahrt. 

§.  34. 

Zeitpunkte  für  die  Signale  mit  der  Stationsglocke. 

Das  Signal  „Abfahrt  erfolgt  bald"  ist  mindesten  zehn  Minuten 
vor  der  bestimmten  Abfahrt  des  Zuges  zu  geben. 

Das  Signal  „Plätze  einnehmen"  ist  in  einem  möglichst  langen,  nie 
aber  mehr  als  fünf  Minuten  betragenden  Zeitraum  vor  der  bestimmten  Abfahrt 
zu  geben. 

Das  Signal  „Abfahrt«  hat  unmittelbar  vor  dem  Zeitpunkte  derselben 
zu  erfolgen. 

Ist  der  Aufenthalt  des  Zuges  mit  weniger  als  zehn  Minuten,  jedoch 
mehr  als  fünf  Minuten  bestimmt,  so  wird  das  Signal  „Abfahrt  erfolgt 
bald"  gegeben,  sobald  der  Zug  in  Sicht  kommt. 

Ist  der  Aufenthalt  des  Zuges  mit  fünf  Minuten  oder  kürzer  bestimmt 
so  kann  das  Signal  „Abfahrt  erfolgt  bald"  entfallen,  dagegen  ist  das 
Signal  „Plätze  einnehmen",  sobald  der  Zug  sichtbar  wird,  zu  geben. 

hei  Zügen,  mittelst  welchen  Personen  nicht  befördert  werden,  sind  mit 
der  Stationsglocke  bloss  die  Signale  «Abfahrt  erfolgt  bald4*  und  „Ab- 
fahrt" zu  geben. 

Als  ausserordentliches  Halt  -Signal  kann  ein  fortgesetztes,  rasches 
Läuten  mit  der  Stationsglocke  angewendet  werden. 

Hei  ZUgen,  welche  eine  Station  berechtigt  ohne  Aufenthalt  passiren 
*ind  keine  Signale  mit  der  Stationsglocke  noth wendig. 

§.  35. 

5.  Signale  bei  Wagenverschiebungen. 

Verständigung  bei  Wagen-  oder  Zugsverschiebungen. 
Wenn  in  den  Bahnhöfen  Wagen-  oder  Zugs-Verschiebungen  mittelst 
Menschen-,  Pferde-  oder  Locomotivkraft  vorzunehmen  sind,  werden  nach  vor- 
hergegangener gehöriger  mündlicher  Verständigung  die  nöthigen  Befehle  mit 
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der  Signalpfeife  oder  dem  Signalhorne  ertheilt,  nebatbei  wird  aich  gleich 
zeitig  bei  Tage  der  Handaignalfahne,  bei  Nacht  der  Handaignallaterne 
bedient. 


Bedeutung  der  Vorschub-Signale. 

Die  Verachub  -  Signale  werden, 
wie  folgt,  gegeben : 

a)  „ Vorwärts." 

► 

Ein  langer  Ton  mit  der  S  i  g- 
nalpfeife  oder  dem  Signal- 
horne, nebatdem  bei  Tag  ein 
Schwingen  der  Handaig- 
nalfahne  über  dem  Kopfe 
in  der  Richtung  der  angeordneten 
Bewegung ; 


bei  Nacht  einschwingen  des 
weiaaenLichte8  der  Hand- 
aignallaterne   Uber  dem 
Kopfe  in  der  Richtung  der  an 
geordneten  Bewegung. 


b)  „Rückwärts." 

Zwei  kurze  Töne  mit  der 
Signalpfeife  oder  dem  Sig- 
nalhorne, neb8tdem  bei  Tag 
ein  Sc  Ii  wiu  gen  der  Hand- 
aignalf ahne  nach  unten  in 
der  Richtung  der  angeordneten 
Bewegung; 
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bei  Nacht  einschwingen  des 
weissen  Lichtes  der  Hand- 
signa 1 1  a  t  e  r u  e  nach  unten 
in  der  Richtung  der  angeordne- 
ten Bewegung. 


e)  „Langsam." 


Mehrere  langeTöne  mit  der 
Signalpfeife  oder  dem  Sig- 
na 1  hörne;  nebstdem  bei  Tag 
das  vorgeschriebene  Langsam- 
fahr-Signal  mit  der  Hand" 
signalfah  ne; 


bei  Nacht  das  senkrechte 
Auf-  und  A  bwärtsbe  wegen 
derHandsignallaterne  dem 
Locomotivführer  entgegen. 
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Mehrere  kurze  Töne  mit  der 
Signalpfeife  oder  dem  Sig- 
nalhorn e;  nebstdem  bei  Tag 
das  vorgeschriebene  8ignal„H  a  I- 
tena  mit  der  Handsignal- 
tahne; 


bei  Nacht  d  a  s  S  c  h  w  i  n  g  e  n  i  m 
Kreise  des  weissen  Lich- 
tes der  Handsignallaterne 
dem  Locomotivflihrer  entge- 
gen. 


Anmerkung.  Unter  „Vorwärts-  wird  die  Richtung  verstanden,  in 
welcher  die  Maschine  die  zu  bewegende  Last  zieht;  unter  „Rückwärts" 
jene  Richtung,  in  welcher  die  Last  geschoben  wird. 

III.  Signale  auf  den  Kügen. 

§.  37. 

Signale  am  Zug  bei  Tage. 

Bei  Tage  ist  zwar  durch  die  Wahrnehmung  des  Zuges  selbst  möglich, 
die  Spitze  und  das  Ende  desselben,  dann  dessen  Fahrtrichtung  zu  unter- 
scheiden. 

Es  sind  jedoch  auch  bei  Tage  an  den  oberen  Ecken  des  rückwär- 
tigen Theiles  des  letzten  Wagens  die  zwei  Zugsignallaternen  auf- 
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zustecken,  damit  das  Loeomotiv-  und  Zugspersonale  eine  etwaige  Trennung 
des  Zuges  leichter  bemerken  könne. 

§.  38. 

Signale  am  Zug  bei  Nacht. 
Bei  Nacht  bezeichnen  die  verkehrenden  Züge  ihre  Fahrt: 

Auf  eingeleiaiger  Bahn: 


a)  Vorn  in  der  Richtung  der  Fahrt 
durch  zwei,  zu  beiden  Sei- 
ten der  Locomotive  aufge- 
steckte rothe  Lichter. 


b)  Rückwärts  durch 
zwei  rothe  Lich- 
ter, welche  an  den 
oberenEckender 
rückwärtigen  Wand 
des  letzten  Wagens 
angebracht  werden, 
und  durch  ein  tiefer 
unten  angebrachtes 
rothe s  Licht,  so 
dass  diese  drei  Lich- 
ter   ein  Dreieck 
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Auf  doppelgeleisiger  Bahn : 


rf)  Die  rückwärtigen  Lichter  bleiben  dieselben  wie  auf  eingeleisiger  Bahn. 

§.  39. 

Nacht-Signal  am  letzten  Wagen  nach  Vorne. 

Die  beiderseits  oben  am  rückwärtigen  Theile  des  letzten  Wagens  auf- 
gesteckten Zugsignallaternen  werfen  gleichzeitig  weisses  Licht  nach  Vorne, 
um  so  das  Personale  in  den  Stand  zu  setzen,  sich  zu  vergewissern,  dass  keine 
Wagen  vom  Zuge  losgelöst  sind. 

§.  40. 

Signale  auf  leer  verkehrenden  Locomotiven. 

Wenn  eine  Locomotive  leer  verkehrt,  so  sind  dieselben  Signale  theil* 
an  der  Maschine,  theils  am  Tender  anzubringen. 

§.  41. 

Signale  beim  Verkehre  auf  dem  unrichtigen  Geleise. 

Die  auf  doppelgeleisigen  Bahnen  auf  dem  unrichtigen  Geleise  ver- 
kehrenden Züge  oder  Maschinen  sind  bei  Tage  mit  der  Handsigna  1- 
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§.  42. 

Signale  bei  geänderter  Fahrtrichtung. 

Wenn  ein  Zug  seine  Fahrtrichtung  ändern  muss,  so  sind  dessen  Signale 
för  die  Spitze  und  das  Ende  desselben  nach  den  vorstehenden  Bestim- 
mungen der  geänderten  Fahrtrichtung  entsprechend  anzubringen. 
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Bei  Wagenvcrschiebungen  muss  der  jeweilige  letzte  Wagen  von  einem 
Bediensteten  begleitet  werden,  der  die  Bewegungen  der  Verschiebung  mittelst 
Handsignalen  kenntlich  macht. 

§•  43. 

Signale  für  einen  in  gleicher  Richtung  nachfolgenden  Zug. 

Für  einen  in  gleicher  Richtung  nachfolgenden  Zug  sind 
nachstehende  Signale  zu  gebrauchen : 


a)  Bei  Tag  wird  die 
Handsignal- 
scheibe, bezie- 
hentlich Puffer- 
scheibe links  am 
rückwärtigen 
Theile  des  Zuges 
angebracht. 


Digitized  by  Google 


Betrieb  der  Eisenbahnen. 


105 


b)  Bei  Nacht  wird  das 
1  i  n  k  8  am  letzten 
Wagen  befindliche 
rothe  Ecklicht  durch 
ein  grünes  ersetzt. 


§.  44. 

Signale  für  einen  in  entgegengesetzter  Richtung  fahrenden  Zug. 

Für  einen  in  entgegengesetzter  Richtung  fahrenden 
Zug  sind  folgende  Signale  zu  gebrauchen: 


a)  Bei  Tag  sind  am 
rückwärtigen 
Theile  des  Zuges 
zweiHandsignal- 
scheiben,  bezie- 
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hent Ii  Ii  Puffer- 
scheiben anzu- 
bringen 


h)  Bei  Nacht  ist  das 
links  am  letzten 
Wagen  befindliche 
rothe  Ecklicht  durch 
ein  weisses  zu  er- 
setzen. 


§.  45. 

Signale  an  einer  Hilfs-  oder  Vorspann-Maschine. 

Wenn  eine  Hilfs-  oder  Vorspann-Maschine  nach  ihrer  Abfahrtsstation 
zurückkehren  soll,  hat  dieselbe,  beziehentlich  der  Zug,  die  Signale  für  einen 
später  in  entgegengesetzter  Richtung  verkehrenden  Zug  zu  tragen. 
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■  V.  Signale  mit  der  Dampfpfeife. 

§.  46. 

Eedeutung  der  Signale. 

Die  mit  der  Dampfpfeife  zu  gebenden  Signale  haben  folgende  Bedeutung: 
a)  ..Achtung-  oder  „Abfahrt". 

Ein  lang  gedehnter  Pfiff. 
h)  „Bremsen  fest". 

Kurze  wiederholte  Pfiffe. 
c)  „Bremsen  los". 

Langer  Pfiff,  dem  zwei  kurze  folgen. 
4)  Wenn  die  Dampfpfeife  in  Folge  des  Anziehen»  der  Signalleiue  ertönt, 
ist  die88  ein  Warnuugszeichen   für  den   Locomotivführer,  in  Folge 
dessen  er  den  Regulator  der  Maschine  zu  schliessen  und  die  den  Um- 
ständen entsprechenden  Massnahmen  zu  treffen  hat. 

§.  47. 

Anwendung  der  Dampfpfeife. 

Die  Dampfpfeile  hat  dem  Locomotiv-  und  theilweise  auch  dem  Zugs- 
personale als  Mittel  zu  dienen,  die  vorgeschriebene  Signalisirung  auszu- 
führen. Das  Locomotivpersonale  hat  dieselbe  behufs  der  Mittheilung  an  das 
Zngspersonale  und  zur  Warnung  an  Personen  auf  der  Strecke  zu  gebrauchen 
und  das  Zugspersonale  hat  je  nach  der  Möglichkeit  dieselbe  mittelst  Anziehens 
»ler  Signalleine  ertönen  zu  lassen,  um  das  Locomotivpersonale  auch  auf  diese 
Weise  aufmerksam  zu  machen. 

§.  48. 

Signal  bei  Ingangsetzung  der  Locomotive. 

Der  Locomotivflihrer  hat  vor  jeder  mit  der  Locomotive  beabsichtigten 
Bewegung  das  Signal  „Achtung-  zugeben. 

§.  49. 

Anwendung  der  Signalleine. 

Die  Signalleine  muss  bei  Personenzügen  bis  zum  letzten  Bremseposten 
reichen. 

Bei  gemischten  Zügen  muss  dieselbe  so  weit  Uber  den  Zug  reichen,  als  es 
die  Umstände  gestatten.  Jedenfalls  muss  aber,  sowie  auch  bei  den  Lastzügen, 
die  Verbindung  zwischen  der  Dampfpfeife  und  dem  Posten  des  Zugführers 
mit  der  Signalleine  hergestellt  werden. 
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V.  Signale  des  SBugapersonales. 

§.  50. 

Bedeutung  der  Signale. 

Die  Signale  des  Zugspersonales  sind: 
<*)  „Achtung"  oder  ..Abfahrt". 

Langer  Ton  mit  der  Signalpfeife  oder  dem  Signal  hörne. 

Wenn  der  Zug  in  Bewegung  ist,  so  wird  das  Signal  „Achtung* 
auch  durch  Anziehen  der  Signalleine,  in  Folge  dessen  die  Dampfpfeife 
ertönt,  gegeben. 

b)  „Halt!". 

Mehrere  kurzeTÖne  mit  der  Signalpfeife  oder  dem  Signal- 
horne,  Schwingen  im  Kreise  der  entfalteten  H a n d s i g n a l f a h n e 
oder  in  Ermanglung  derselben  irgend  eines  anderen  Gegenstandes; 

ruhiges  Vorhalten  des  rotheu  Lichtes  der  Handsignallaterne 
oder  Sch  win gen  jedweden  Lichtes. 

c)  ..Langsam". 

Mehrere  l  a  n  g e  TS n e  mit  der  8  i  g n  a  Ipf eif C  oder  dem  Signal- 
hörne; 

ruhiges  Vorhalten  der  entfalteten  Handsignalfahne, 
horizontal  und  senkrecht  zur  Bahnachse ; 

ruhiges  Vorhalten   des  grünen  Lichtes  der  Handsignal- 
laterne. 
<i)  „Zug  zerrissen". 

Abwechselnd  lange  und  kurze  Tone  mit  der  Signalpfeife 
oder  dem  Signalhorne. 

Das  den  Umständen  entsprechende  Signal  mit  der  Handsigual- 
fahne  oder  der  Handsiguallaterne  für  ..Langsam"  oder  „Halt*. 

51. 

Grundsatz  für  die  Anwendung  der  einzelnen  Signalmittel. 

Die  vorangeführten  Signale  mit  der  Signalpfeife  oder  dem  Signalhorne 
sind  stets  und  jederzeit  anzuwenden;  der  Zugsleinc  ist  sich,  wo  immer  die 
Möglichkeit  geboten,  zu  bedienen,  nebstbei  sind  die  Signale  mit  der  Hand- 
sigualfahne  und  der  Handsignallaterne  in  Anwendung  zu  bringen. 

§.  52. 

Gleichzeitige  Anwendung  der  Signalleine  und  der  übrigen  Signalmittel. 

Weun  in  Folge  des  Anziehens  der  Signalleine  die  Dampfpfeife  zum 
Ertönen  gebracht  wird,  so  ist  diess  ein  Warnuugssignal  für  den  Loeomotiv- 
lührer,    daher  stets   gleichzeitig  die   erforderlichen  Signale  mittelst 
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Signalpfeife  oder  Signalhorn  und  H  an  d  sign  al  fa  h  n  e  oder  II  an  d  - 
signallaterne  zur  Anwendung  kommen  müssen. 

§.  53. 

Vorkehrungen,  wenn  ein  Zug  auf  offener  Strecke  stehen  bleiben  muss. 

Wenn  ein  Zug  oder  ein  Theil  desselben  aus  was  immer  fllr  einem  Grunde 
auf  der  Strecke  oder  vor  eiuem  Stationdeckungs-Signale  stehen  geblieben 
ist,  so  hat  der  letzte  Zugsbegleiter  sofort  und  ohne  allen  Aufschub,  ob  nun 
ein  nachkommender  Zug  erwartet  wird  oder  nicht,  die  fiir  das  Strecken- 
personale  vorgeschriebenen  Halt -Signale  mittelst  der  entsprechenden 
Signalmittel  und  Knallkapsel  in  der  vorgeschriebenen  Entfernung  hinter 
dem  stehenden  Zuge  zu  geben  oder  durch  Strcekenbedienstete  in  vollständig 
sicherer  Weise  zu  veranlassen. 

Der  Zugsführer  ist  hiefür  strengstens  verantwortlich  und  hat  dafür  in 
gleicher  Weise  zu  sorgen,  dass  der  Zug  auch  nach  Vorne  gegen  entgegen- 
fahrende Züge  gedeckt  werde. 

S-  54. 

Vorkehrungen,  wenn  ein  Zug  langsam  fahren  muss. 

Kann  ein  Zug  aus  irgend  einer  Ursache  nicht  schneller,  als  ein  Mann 
im  Schnellschritte  zu  folgen  im  Stande  ist,  befördert  werden,  so  muss  der 
am  Ende  desselben  befindliche  Zugsbcgleiter,  versehen  mit  den  der  Tages 
zeit  entsprechenden  Signalmitteln,  absteigen,  hinter  dem  Zuge  sofort  zwei 
Knallkapsel  legen  und  den  nächsten  Wächter  sowohl  hievon  als  über  die 
Bedeutung  des  ganzen  Vorganges  verständigen. 

§•  -r>5. 

Obliegenheiten  des  Maschinen-  und  des  Zugspersonales. 

Beim  Entladen  eines  Knall-Signales,  beim  Erscheinen  einen  Haltsignales 
von  der  Strecke,  dem  Zuge  oder  der  Station  hat  der  Locomotivführcr  durch 
alle  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mittel  unverzüglich  und  vollständig  die 
(Jeschwindigkeit  des  Zuges  zu  bemeistern,  wozu  er  sofort  auch  durch  das 
Signal  „Bremsen  fest*  das  Zugspersonale  aufzufordern  hat. 

Die  Zugsbegleiter,  welche  das  Entladen  eines  Knall-Signales  hören, 
das  Erscheinen  eines  Halt-Signales  von  der  Strecke,  dem  Zuge  oder  der 
Station  sehen,  müssen  sogleich  und  ohne  das  Signal  mit  der  Dampfpfeife 
,Bremsen  fest4*  abzuwarten,  die  Bremsen  anziehen  und  dann  sofort  die 
vorgeschriebenen  Signale  der  Zugsloeomotive  entgegen  geben. 

§.  56. 

Verhalten  bei  abweichenden  Signalen. 
Werden  auf  einem  und  demselben  Punkte  abweichende  Signale  zugleich 
gegeben,  so  ist  dem  wichtigeren  Signale  nachzukommen. 
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Jedes  zweifelhafte  Signal  ist  stets  im  bedenklicheren  Sinne  zu 
nehmen. 

I  I.  Durchlaufende  Unien-Signale. 

§.  57. 

Elektrische  Glockenschlagwerke. 

Die  durchlaufenden  Linien-Signale  .werden  mittelst  e  I  e  k  t  r  i  ac  Ii  er 
G 1  o  c  k  e  n  s  e  h  1  a  g  w  e  r  k  e  gegeben. 

Anfangs-  und  Endpunkte  der  Bahnlinien. 

Als  Anfangspunkt  der  Dahnen  sind  tür  die  im  Reichsrathe  vertretenen 
Königreiche  und  Länder:  Wien  und  für  die  Länder  der  ungarischen  Krone: 
Pest  festgesetzt. 

Als  Endpunkte  der  gemeinsamen  Eisenbahnen  werden  bestimmt : 

Für  die  K  a  s  e  Ii  a  u  - 0  d  e  r b  e  r g e  r  15  a  h  n :  Oderberg  ; 

für  die  südöstliche  Linie  der  k.  k.  priv.  Staatseisenbahn  Gesell- 
schaft: Marchegg: 

tili-  die  Linie  Wien-Nen-Szön  y  der  k.  k.  priv.  Staatseisenbahn- 
Gesellschaft:  Bruck  a.  d.  Leitha; 

für  die  Linien  der  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft,  und  zwar: 

für  W  i  e  n  e  r  -  N  e u  s  t  n  d  t  -  K  a  n  i z  s  a :  Wiener-Neustadt : 

für  P r  a g e  r h  o  f -  0  f e  n :  Csakatu rn . 

und  für  S  t  e  i  n  b  r  ü  c  k  -  S  i  s  s  e  k :  Agram. 

In  der  Folge  werden  die  Endpunkt«-  neuer  gemeinsamer  Eisenbahn 
linien  stets  im  Verordnungswege  bekannt  gegeben  werden. 

Signale  mit  elektrischen  Ölookenschlagwerken, 

Die  Signale  mit  elektrischen  Glockcnschlagwerken  sind : 
1.  Der  Zug  fährt  gegen  den  Endpunkt  der  Linie. 

Die  Gruppe  von  zwei  Glockensehlägen  in  Pausen  dreimal  wiederholt. 


2.  Der  Zug  fährt  gegen  den  Anfangspunkt  der  Linie 

Die  Gruppe  von  drei  Glockensehlägen  in  Pausen  dreimal  wiederholt. 

•••  - 

3.  Der  Zug  geht  nicht  ab  gegen  den  Endpunkt  der  Linie. 

Die  Gruppe  von  zwei  Glockenschlägen  und  ein  Gloekensehlag  (••«■•) 
in  gleichen  Pausen  dreimal  wiederholt. 
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4.  Der  Zug  geht  nicht  ab  gegen  den  Anfangspunkt  der  Linie. 

Die  Gruppe  von  drei  Glockenschlägen  und  ein  Glockenschlag  (•••-•) 
in  gleichen  Pausen  dreimal  wiederholt. 

•••  -•  -  •••  -  •  - •••  - • 

5.  Maschine  soll  kommen. 

Die  Gruppe  von  fünf  Glockenschlägen  in  Pausen  dreimal  wiederholt- 

•••••  -  •••••  -  ••••• 

6.  Maschine  mit  Arbeitern  soll  kommen. 

Die  Gruppe  vou  fünf  Glockenschlagen  und  ein  Glockenschlag 
(•••••  —  •)  in  gleichen  Pausen  dreimal  wiederholt. 

•••••  -  •  -  •••••  -  •  -  •••••  -  • 

7.  Alle  Zuge  aufhalten. 

Die  Gruppe  von  drei  und  zwei  Glockenschlägen  (•••-••)  in 
gleichen  Pausen  mindestens  viermal  wiederholt. 

•••  -      -  •••  -  ••  -  •••  -  ••  -  •••  -  •  • 

8.  Entlaufene  Wagen. 

Die  Gruppe  von  vier  Glockenschlägen  in  gleichen  Pausen  vier-  oder 
mehr  m  a  1  wiederholt. 


9.  Mittagzeichen. 

Z  w  ö  1  f  gleichmässige  Gloc  kenschläge. 

•••••••••••• 

10.  Der  Zug  fährt  auf  dem  unrichtigen  Geleise  gegen  den  Endpunkt 
der  Linie. 

Die  Gruppe  von  zwei  und  fünf  Glockenschlägen  (••-•••••)  in 

gleichen  Pausen  dreimal  wiederholt. 


11.  Oer  Zug  fährt  auf  dem  unrichtigen  Geleise  gegen  den  Anfangs 
punkt  der  Linie. 

Die  Gruppe  von  drei  und  fünf  Glockenschlägen  (•••  —  •••••!  in 

gleichem  Pausen  dreimal  wiederholt. 


Quittirung  von  Olocken-Signalen. 

Die  Glockenschlagwerk-8ignale :  „Maschine  soll  kommen*  und 
„Maschine  mit  Arbeitern  soll  kommenu  sind  zum  Zeichen,  das* 
sie  verstanden  wurden,  von  der  Station  zurückzugeben. 
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§.  61. 

Pausen  zwisohen  den  einzelnen  Glockenschlägen. 

Die  Pausen  zwischen  einzelnen,  zu  einer  Gruppe  gehörigen  Glocken- 
schlägen sollen  nicht  kleiner  als  zwei  Secunden,  und  jene  zwischen  den 
einzelnen  Gruppen  eines  Signales  nicht  kleiner  als  sechs  Secunden 
gemacht  werden. 

Die  Erregung  eines  zweiten  Glockenachlages  darf  nicht  begonnen 
werden,  wenn  der  frühere  noch  nicht  erfolgt  ist. 

».  62. 

Beendigung  eines  begonnenen  Glockensignales. 

Wegen  gänzlichen  Ausbleibens  der  Glockenzeichen  auf  dem  erregenden 
Apparate  darf  das  Geben  eines  begonnenen  Glocken-Signales  nicht  unter- 
brochen, sondern  muss  mit  den  gehörigen  Pausen  beendet  werden. 

§.  63. 

Unterscheidung  verschiedener  Glocken-Signallinien. 

Wo  verschiedene  Glocken-Signallinien  zusammenlaufen  oder  sonst 
Apparate  verschiedener  Linien  nahe  beisammen  stehen,  müssen  dieselben 
nach  Ton,  Anschlag  und  Zahl  der  Glocken  so  verschieden  sein,  dass  dem 
Gehör  eine  Verwechslung  der  Signnllinicn  nicht  möglich  ist. 

Vit.  Quiftiningfl-Sigiiale. 

§.  64. 

Signal  mäste  mit  beweglichen  Armen  und  färbigen  Lichtern. 

Die  Quittirungs-Signale  bestehen  aus  Signalmasten,  an  denen  je  zwei 
bewegliche  Signalanne  angebracht  sind,  welche  drei  Stellungen  zulassen, 
und  zwar: 

w  a  g  r  e  C  h  t , 

45  G  r  a  d  n  a  c  h  a  b  w  ä  r  t  s  und 

45  Grad  nach  aufwärts, 

was  den  Signalbegriffen  entspricht  und  zwar: 

.Halt,- 
-Langsam," 
.Bahn  frei.-4 

Zur  Nachtzeit  werden  gleichzeitig  die  betreffenden  farbigen  Lichter 
gegeben. 

§.  65. 

Signale  mit  den  Armen  der  Signalmaste. 

Die  Signale  mit  den  Signalmasten  werden,  wie  folgt,  gegeben: 
.Halt-. 
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0 


Der  Arm  am  Signal- 
maste steht  wagrecht, 
rechts  in  der  Richtung 
der  Fahrt. 


Bei  Nacht  erscheint 
rothes  Licht. 


n 


Langsam". 


Der  Arm  am  Signal- 
maste steht  unter  4 5G  r  a  d 
abwärts,  rechts  in 
der  Richtung  der  Fahrt. 


8 
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Bei  Nacht  ersclieint 
grünes  Licht. 


Bahn  freK 


Der  Arm  am  Signal- 
maste steht  unter  46 
Grad  aufwärts, 
recht  8  in  der  Richtung 
der  Fahrt. 

Bei  Nacht  erscheint 
weisses  Licht, 


§.  66. 

Nacht-Signale  in  der  Kichtung  der  Fahrt 
In  der  Richtung  der  Fahrt  hat  bei  Nacht  rot  lies  Licht  sichtbar 


zu  sein. 


§.  67. 


Anwendung  der  Quittirungs-Signale. 

Sobald  ein  Glockenfahr-Signal  ertönt,  hat  der  Wächter  bei  Tag  wie  bei 
Nacht  den  betreffenden  Arm  am  Signalmaste  auf  das  Signal  „Bahn  frei" 
zu  stellen,  wenn  seine  Strecke  auf  dem  Geleise,  welches  der  nahende  Zug 
befahren  soll,  fahrbar  ist. 

auf  das  Signal  „Langsam1-  zu  stellen,  wenn  der  Zug  langsamer 
fahren  soll, 
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ihn  wagrecht  zu  stellen,  wenn  der  Zug  halten  soll. 

In  jedem  Falle  hat  er  den  Arm  sofort  auf  „Halt"  zu  stellen, 
sobald  der* Zug  bei  seinem  Posten  vorbeigefahren  ist,  dieses  Halt-Signal 
fünfMinutenlang  bestehen  zu  lassen  und  während  der  nächstfolgenden 
fünf  Minuten  durch  das  L angsamf ahr-Signal  zu  ersetzen. 

§.  68. 

Verhalten  beim  Ausbleiben  des  Glocken-Signales. 

Im  Falle  zur  Zeit,  zu  welcher  ein  fahrplanmässiger  Zug  zu  erwarten  ist, 
an  irgend  einem  Wächterposten  das  Glocken-Signal  nicht  ertönen  sollte :  so 
hat  der  Wächter,  wenn  seine  Strecke  fahrbar  ist,  das  Signal  „Bahn  freiu 
oder  nach  Umständen  das  Signal  „Langsam"  zu  geben  und  so  lange  stehen 
zu  lassen,  bis  der  Zug  vorUber  ist,  wofern  nicht  auf  seiner  Strecke  Störungen 
eintreten,  welche  das  „Halt-Signal"  nöthig  machen. 

§.  69. 

Verhalten  beim  Zusammentreffen  von  Glocken-Signalen  auf  eingeleisiger  Bahn. 

Sollten  auf  eingeleisigen  Strecken  durch  die  Glockenschlagwerke  gleich- 
zeitig Züge  in  beiden  Richtungen  signalisirt  werden,  so  sind  beide  Arme 
sofort  auf  „Halt"  zu  stellen. 


Anhang, 

enthaltend 

die  auf  einigen  Eisenbahnen  derzeit  noch  bestehenden  und  bis  auf  Weiteres  zulässigen 

Signalmittel  und  deren  Anwendung. 

Zu  §.  3. 

Mittel  für  sichtbare  Signale. 

Die  Mittel  für  sichtbare  (optische)  Signale  sind: 

Bei  Tag. 

Optischer  Telegraph,  bestehend  aus  Signalmasten  mit  beweglichen 
Körben,  Kreuzscheiben,  Flachscheiben  und  Armen. 


8* 
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Bei  Nacht. 

Signallaterne  des  Stationdeckungs-Signales.  Diese  ist  vierscheimg 
und  zeigt  in  der  einen  Stellung  rothes,  entgegengesetzt  weisses,  in  der  andern 
Stellung  grünes,  entgegengesetzt  durch  eine  gelöcherte  Blende 
scheinendes  weisses  Licht. 


0 


c  m 


Signallaternc  des  optischen  Telegraphen.  Dieselbe  ist  doppel- 
seheinig  und  so  eingerichtet,  dass  je  nach  Bedarf  rothes,  grünes  und  weisses 
Licht  sichtbar  gemacht  werden  kann. 


C 


Zu  §.  14. 
An  Wendling  der  Halt-Signale. 

Die  Halt-Signale  sind  anzuwenden: 

Wenn  für  einen  Zug  das  entgegengesetzte  Fahr- Signal  mittelst 
der  elektrischen  Glockenschlagwerke  oder  der  durchgehenden  opti- 
schen Signale  gegeben  wurde. 

Wenn  zwei  Fahr- Signal e  mittelst  der  elektrischen  Glockenschlag- 
werke gegeben  wurden ,  oder  zwei  Fahr- Signale  der  durchgehen- 
den optischen  Signale  sichtbar  werden ,  welche  anzeigen ,  dass  zwei 
Züge  einander  auf  einem  und  demselben  Geleise  entgegenfahren. 

Zu  §.  19, 

Anwendung  der  Stationdeckungs-Signale. 
Das  Signal  „E  rlaubtc  Einfahrt"  wird  dadurch  gegeben,  dass  die 
drehbare  Signalscheibe  parallel  zur  Bahn  gestellt,  oder  bei  Armsignalen, 
der  unter  45  Grad  nach  aufwärts  gehobene  Arm  und  zwar  rec  h t s  in 
der  Richtung  der  Fahrt  gezeigt  wird. 

O 
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In  beiden  Fällen  wird  bei  Nacht  das  grüne  Lieht  dem  Zuge  ent- 
gegengehalten und  als  Controle  gegen  die  Station  oder  Abzweigung  bei 
dem  Scheibensignal  das  durch  die  gelöcherte  Blende  schei- 
nende weisse  Licht,  bei  dem  Armsignal  jedoch  ebenfalls  grünes 
Licht  gezeigt. 


Zu  4j.  57. 

Optisoher  Telegraph  und  dessen  Anwendung. 

Als  durchlaufendes  Linie n  -  Signal  dient  der  optische 
Telegraph. 

Es  gibt  zwei  Arten  von  Vorrichtungen  für  Tag-Signale  mit  dem  optischen 
Telegraphen,  und  zwar: 
a)  Signalmaste  mit  einem  Querbalken  au  der  Spitze,  woran  auf- 
ziehbare Körbe,  Kreuzscheiben  oder  Flachscheiben  häugen. 
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fj)  Signalraaste,  welche  oben  zwei  auf  einer  und 
derselben  Achse  sitzende  Arme  haben,  von  denen 
jeder  vier  Stellungen,  nämlich : 
die  erste  horizontal, 

die  zweite  45  Grad  nach  aufwärts,  \ 
die  dritte  45  Grad  nach  abwärts  und 
die  vierte  senkrecht  unterhalb  der  Achse  einneh- 
men kann.  Jp-^. 
Letztere  Stellung  entspricht  der  Abwesenheit  jedweden  .^X^t* 
Signales. 

Die  optischen  Telegraphen  sind,  wie  folgt,  zu  benützen  und  bei  den 
Signalen  mittelst  derselben  sämmtliche  Stellungen  in  der  Richtung  des 
Gesichtes  vom  Ausgangspunkte  nach  dem  Endpunkte  der  Bahn  anzunehmen. 

Signale  mit  optischen  Telegraphen. 

1.  Der  Zug  fährt  gegen  den  Endpunkt  der  Linie. 

Ein  aufgezogener  Korb. 

Eine  aufgezogene  Kreuzscheibe. 


Eine  aufgezogene  Flach- 
scheibe an  welcher  beider- 
seits je  eine  kleine  S cheibe 
steckt. 


Digitized  by  Google 


Betrieb  der  Eisenbahnen. 


Ein  rechts  45  Grad  nach 
aufwärts  gerichteter  Arm. 


Ein  rothes  Licht  in  der  Richtung 
der  Fahrt,  ein  weisses  in  der  entgegen-  g& 
gesetzten  Richtung. 

2.  Der  Zug  fährt  gegen  den  Anfangspunkt  der  Linie. 


Zwei  an  derselben  Seite 
aufgezogene  Körbe. 


Zwei  an  derselben  Seite 
aufgezogene  Kreuzscheiben. 
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Eine  aufgezogene  Flach- 
scheibe. 


Ein  links  unter  45 Grad  auf- 
wärts gehobener  Arm. 


Ein  r ot lies  Licht  in  der  Rieht u n*  der 
Fahrt,  ein  weisses  in  der  entgegenge- 
setzten Richtung. 


O 


3.  Der  Zug  geht  nicht  ab  gegen  den  Endpunkt  der  Linie. 

EinKorb,  eine  Kreuzscheibe  wiederholt  aufgezogen  und 
herabgelassen,  bis  der  folgende  Posten  ein  Gleiches  thut,  worauf  das 
Signal  einzuziehen  ist. 

Ein  Arm wied erholt  rechts  45  Grad  nach  aufwärts  gehoben 
und  herabgelassen,  bis  der  folgende  Posten  ein  Gleiches  thut,  worauf 
das  Signal  einzuziehen  ist. 

Ein  rothes  Licht  mit  dem  Schirme  wiederholt  auf-  und  zu- 
gedeckt, bis  der  folgende  Posten  mit  dem  weissen  Lichte  dasselbe 
Zeichen  zurückgibt,  worauf  die  Lichter  verdeckt  werden. 
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4.  Der  Zug  geht  nicht  ab  gegen  den  Anfangspunkt  der  Linie. 

Zwei  Körbe,  zweiKreuzscheiben  aufeiner  Seite  wieder- 
holt aufgezogen  und  herabgelassen,  bis  der  folgende  Posten  ein 
Gleiches  thut,  worauf  das  Signal  einzuziehen  ist. 

Ein  Arm  wieder  h  Ol t  links  ante r  45  Gr  ad  gehoben  und  herab- 
gelassen, bis  der  folgende  Posten  ein  Gleiches  thut,  worauf  das  Signal 
einzuziehen  ist. 

Ein  rothe8  Licht  mit  dem  Schirme  wiederholt  auf-  und  zu 
gedeckt,  bis  der  folgende  Posten  mit  dem  weissen  Lichte  dasselbe 
Zeichen  zurückgibt,  worauf  die  Lichter  verdeckt  werden. 

5.  Maschine  soll  kommen. 

a)  Wenn  die  Hilfsmaschiue  in  der  Richtung  nach  dem  Endpunkte 
der  Linie  verkehren  soll: 

Zwei  Signalkörbe,    zwei  Kreuzscheiben,  wovon  einer 
an  jeder  Seite  aufgezogen  wird. 
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Ein  rechts  45  Grad  nach 
aufwärts  gehobener  Arm, 
während  d  e  r  a  n  d  e  r  e  45  G  r a  d 
nach  abwärts  gerichtet  ist. 


Ein  grünes  Licht  am  Ausgangs- 
punkte nach  jener  Richtung,  wohin 
der  Hilferuf  zu  entsenden  ist.  Jeder 
darauffolgende  Posten  hat  das  grün  cLi  cht 
nach  vorwärts  und  dem  vorhergehenden 
Posten  ein  weisses  Licht  zu  geben. 

Ii)  Wenn  die  Hilfsmaschine  in  der  Richtung  nach  dem  Anfangs- 
punkte  d er  Linie  verkehren  soll. 

Zwei  Signalkürbe,  zwei  Kreuzscheiben  an  der  einen  Seite  und 
ein  Signalkorb,  eine  Kreuzscheibe  an  der  andern  Seite  aufgezogen. 
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Eine  aufgezogene  halbe  Scheibe. 

Ein  links  45  Grad  aufwärts  gehobener  Arm,  der  andere 
45  Grad  nach  abwärts  gerichtet. 


Ein  grünes  Licht  am  Ausgangs- 
p unkte  nach  jener  Richtung,  wohin  der 
Hilferuf  zu  entsenden  ist.  Jeder  darauf- 
folgende Posten  hat  das  grüne  Licht  nach  vor- 
wärts und  dem  vorhergehenden  Posten  ein  weis- 
ses Licht  zu  geben. 


4j 
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D.   Bestimmungen  zur  Wahrung    der  R  e  g  e  1  m  ä  s  B  i  g  k  e  i  t  des 

Eisenbahnbetriebes. 

a.  Anzeige  relevanter  Ereignisse. 

13.  Erlass  der  k.  k.  General-Inspection  der  österreichischen 
Eisenbahnen  vom  15.  August  1871,  Z.  5444-4109-11,  C.  Bl.  Nr.  69 

an  sämmtliche  wni ersiehenden  Bahnverwaltun^en, 

betreffend  die  Fonn  der  Berichte  über  Bahnunlalle  oder  sonstige  Verkehrsereijinisse. 

Um  eine  gleichförmige  Ausstattung  der  von  den  Bahnverwaltungen 
anlässlich  von  Bahnunfällen  oder  sonstigen  Verkehrs-Vorkommnissen  vorzu- 
legenden Erhebungen  anzubahnen,  findet  sich  die  General-Inspection  ver- 
anlasst, die  Geehrte  einzuladen,  nachstehende  Bestimmungen  zur  Erreichung 
obigen  Zweckes  beachten  zu  wollen. 
a)  Den  Erhebungs-Acten,  welche  einen  im  Verkehre  befindlichen  Zug 
betreffen,  ist  stets  der  Stundenpass  sammt  Belastungsauswei»,  sowie 
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die  Fahrordnung  dieses  Zuges,  insoteroc  selbe  nicht  ohnedies»  im 
DienstfahrordnungsbUchel  enthalten  wäre,  beizuschliessen. 

b)  Bei  Einvernahme  des  Dienstpersonales,  und  zwar  jeden  Grades,  ist 
deren  Dienstleistung  während  der  letzten  72  Stunden,  sowie  der 
Umstand  nachzuweisen,  ob  der  Einvernommeue  im  Sinne  des  §.  3. 
Alinea  3,  der  Eisenbahn-Betriebs-Ordnung  vom  Jahre  1851  von  den 
Dienstes- Vorschriften  und  Instructionen  entsprechend  in  Kenntnis* 
erhalten  wurde. 

Ks  genügt,  diese  Umstände  durch  Aussagen  der  Betreffenden  unter 
Bestätigung  von  deren  Vorgesetzten  im  Laufe  der  Einvernahme  zu 
constatiren. 

c)  Die  Vorlage  von  Situations-Skizzen  ist  in  allen  Fällen,  wo  es  sich  um 
Entgleisungen,  Zusaramenstosse  etc.  auf  currenter  Bahn  oder  in  den 
Stationen,  um  beabsichtigte  Verschiebungen  etc.  handelt,  unbedingt 
nöthig. 

Der  Zweck  dieser  Skizzen  ist,,  ein  möglichst  getreues  Bild  der 
Sachlage  zu  liefern,  daher  selbe  genau  und  nach  Umständen  auch 
cotirt  sein  müssen. 

d)  Endlich  ist  bei  derlei  Vorlagen  der  etwa  verursachte  Schaden,  und  sind 
sodann  Mich  die  hiebei  vorgekommenen  Verkehrsstörungen  und  Zugs 
Verspätungen  möglichst  detaillirt  nachzuweisen. 

Der  Termin  zur  Vorlage  der  Erhebungsacleu  wird  auf  längstens  vier 
Wochen  vom  Tage  des  Ereignisses  festgesetzt. 
Wien,  am  15.  August  1871. 

Barvchnr  m.  p. 

b.  Vorlage  und  Einrichtung  der  Fahrordnung. 

14.  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  9.  August  1871, 

Z.  10.110-2486,  C.  Bl.  Nr.  67, 

an  MiDinlliehe  unterste he nden  Kahnvorwalluii^cn, 

betreffend  die  rechtzeitige  Vorlage  und  Verfassung  von  Kahrordnungsentvvürlen  und  die  Anzeigt- 
von  der  bevorstehenden  Abhaltung  \on  l'ahfplanconlercnien. 

Es  ist  in  letzter  Zeit  wiederholt  vorgekommen,  dass  von  den  Bahn- 
verwaltungen die  Entwürfe  neuer  Fnhrordnuugen ,  beziehungsweise  die 
Entwürfe  von  Abänderungen  der  geltenden  Fahrpläne  im  letzten  Augenblicke 
vor  der  beabsichtigten  Activirung  derselben  auch  selbst  ohne  irgend  welche 
Rechtfertigung  der  Verspätung  zur  Prüfung  und  Genehmigung  vorgelegt 
wurden,  oder  dass  derlei  Operate,  wenn  schon  rechtzeitig  vorgelegt,  doch 
so  mangelhaft  instruirt  waren,  dass  eine  entsprechende  Prüfung  derselben 
nicht  vorgenommen  werden  konnte. 
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Zur  Vermeidung  der  hierdurch  herbeigeführten  Unzukömmlichkeiten 
sieht  sich  das  Handelsministerium  veranlasst,  der  Verwaltung1  die  in  Bezug 
auf  die  Verfassung,  die  rechtzeitige  Vorlage  und  Veröffentlichung  von  Fahr- 
ordnungen und  deren  Abänderungen  ergangenen  Directiven,  wie  sie  den 
sämmtlichen  Hahnverwaltungen  bereits  mit  dem  h.  ä.  Erlasse  vom  16.  Juli 
1869,  Z.  14015  (Centralblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt,  Jahr 
{rang  1869,  Nr.  59,  officieller  Theil)  in  Erinnerung  gebracht  worden  Rind, 
neuerdings  zur  strictesten  Darnachachtnng  zu  empfehlen,  wobei  dieselbe 
insbesondere  auf  den  h.  H.  Erlass  vom  22.  Mai  1869,  Z.  10602  (Central 
blatt,  Jahrgang  1869,  Nr.  44,  officieller  Theil),  betreffend  die  rechtzeitige 
Mittheilnng  von  der  bevorstehenden  Abhaltung  von  Fahrplan-Conferenzen 
mit  den  Delcgirten  auswärtiger  Bahnverwaltungen,  mit  dem  Bemerken 
hingewiesen  wird ,  dass  bei  der  Betheiligung  mehrerer  österreichischer 
Bahnverwaltungen  an  einer  solchen  Conferenz  die  Anzeige  unter  Mittheilnng 
des  Programmes  stets  von  der  Verwaltung  der  an  die  auswärtige  Bahn 
inmittelbar  anschliessenden  inländischen  Bahn  zu  erstatten  ist,  um  da* 
Handelsministerium  in  die  Lage  zu  versetzen,  nötigenfalls  zur  Wahrung 
der  Interessen  des  internen  Verkehres  die  erforderlichen  Massnahmen  recht- 
zeitig zu  treffen. 

Zur  Erzielung  einer  einheitlichen  Form  und  entsprechenden  instruirung 
der  auf  die  Genehmigung  von  Fahrordnungen  Bezug  nehmenden  Vorlagen 
wird  der  Verwaltung  Nachstehendes  zur  Beachtung  mitgetheilt : 

Die  Detail-Fahreintheilung  der  einzelnen  Züge  ist  nach  beiliegenden 
Schema  zu  verfassen,  welches  von  den  meisten  cisleithanischen  Bahnunter 
nelimungen  ohne  wesentliche  Modifikation  bereits  adoptirt  worden  ist.  Die 
deichen  Daten  haben  auch  die  Dienstfahrbüchel  zu  enthalten. 

Die  Grafika    haben    die  Bestätigung  von  Seite   des  Generalstabes, 
reapective  des  Reichs  -  Kriegs  -  Ministeriums ,    dass  die  Fahrordnung  den 
militärischen  Bedürfnissen  entspricht,  in  allen  durch  Handelsministeriai 
Krlass  Z.  2469  343  ex  1862  bedingten  Fällen  zu  enthalten. 

Die  Fahrordnungsentwiirfe  und  Grafika  sind  ferner  in  Hinkunft  stets  in 
'hipla  vorzulegen,  damit  der  Bahngesellschaft  je  ein  Exemplar  nach  erfolgter 
Prüfung  und  Genehmigung  zur  Drucklegung  und  Veröffentlichung  zurück 
gestellt  werden  könne. 

Wien,  den  9.  August  1871. 

Her  k.  k.  Hatiilelsmiimter : 

Schaffle  in.  p. 

Vergl.  <lie  ritirte»  Erlasse  im  I.  Rande  dieser  Sammlung.  III,  B.  II.  I»  un»er  2.  3  und  4. 
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b) 

a)  bedeutet  Doppelbalm. 
h)  bedeutet  Nachtzeit. 


C.  Bestimmungen  zur  Verhütung  der  aus  der  Anwendung 
der  Dampfkraft  auf  Eisenbahnen  folgenden  Gefahren. 


IL  Bestimmungen  über  die  Prüfung  und  Untersuchung  der 

Locomoti  ven. 

15.  Oesetz  vom  ?.  Juli  1871,  R.  0.  Bl.  Nr.  112,  C.  Bl.  Nr.  *h 

bet rettend  die  Erprobung  und  periodische  Untersuchung  der  Dampfkessel. 
Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

§•  t. 

Die  Erprobung  und  periodische  Untersuchung  der  Dampfkessel  wird 
nach  Wahl  der  Parteien  entweder  durch  einen,  von  der  Staatsbehörde 
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bestellten  Prüfungscommissär  oder,  wenn  der  Benutzer  des  Dampfkessel 
einer  zu  diesem  Zwecke  constituirfen  Gesellschaft  als  Mitglied  angehört, 
durch  die  srntlich  hiezu  autorisirten  Organe  dieser  Gesellschaft  nach  den 
diessfalls  bestehenden  Verordnungen  und  Vorschriften  vorgenommen. 

Die  von  diesen  Organen  der  Gesellschaft  Uber  eine  Prüfung  oder 
Revision  von  Dampfkesseln  ausgestellten  Bescheinigungen  sind  den  von 
Staatsorganen  ausgestellten  derartigen  Bestätigungen  gleich  zu  halten. 

Den  von  den  untersuchenden  Organen  aus  Anlass  der  Prüfung  oder 
Revision  der  Dampfkessel  getroffenen  Anordnungen  ist  unweigerlich  Folge 
zu  leisten. 

§•  2- 

Für  die  durch  amtlich  bestellte  Prüfungscommissäre  vorgenommene 
Prüfung  eines  Dampfkessels  und  fUr  die  Jahresrevisionen  sind  nach  Massgabe 
der  Heizfläche  die  nachstehend  festgesetzten  Taxen  zu  entrichten. 

Heizfläche  Quadratfuss  Probetaxe  Revisionstaxe 

weniger  als    ...   .  25  5  fl.  1  fl. 

von   25—100  10  ,  2  „ 

von   100  —  500  15  „  3  . 

über  500  20  „  4  „ 

Wenn  mehrere  Dampfkessel  mit  einander  verbunden  sind,  deren  jeder 
eine  eigene  Feuerung  besitzt  und  für  sich  benützt  worden  kann,  so  sind  die 
obigen  Gebühren  für  jeden  einzelnen  Kessel  zu  entrichten. 

3. 

Die  Bestimmungen  Uber  die  Construction,  Aufstellung,  Erprobung  und 
periodische  Untersuchung  der  Dampfkessel,  sowie  überhaupt  alle  übrigen, 
die  Sicherheitsvorkehrungen  gegen  Dampfkessel-Explosionen  betreffenden 
Bestimmungen  werden  im  Verordnungswege  erlassen. 

§•  4. 

Dieses  Gesetz  tritt  drei  Monate  nach  der  Kundmachung  desselben  in 
Wirksamkeit. 

Mit  dem  gleichen  Zeitpunkte  tritt  die  Ministerialverordnung  vom 
1.  September  1866  (R.  G.  Bl.  Nr.  107)  ausser  Kraft. 

§.  5. 

Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  ist  der  Handelsminister  und 
Minister  des  Innern  beauftragt. 
Ischl,  am  7.  Juli  1871. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Hohenwart  m.  p.  Sehäffle  m.  p. 
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16.  Verordnung  des  Handelsministerinms  im  Einverständnisse 
mit  dem  Ministerium  des  Innern  vom  7.  Jnli  1871 ,  R.  G.  Bl. 

Nr.  113,  C.  Bl.  Nr.  84, 

betreffend  die  Sicherheiisvorkehrungen  gegen  Danipfkessel-Kxplosionen. 
In  Ausführung    des  Geset7.es   vom  7.  Jnli  1871    wird  verordnet, 
wie  folgt : 

§•  1. 

Als  Dampfkessel  im  Sinne  der  gegenwärtigen  Verordnung  werden  alle 
jene  GefHsse  betrachtet,  welche  dazu  dienen,  um  Flüssigkeiten  in  Dämpfe 
von  einer  höheren  Spannung,  als  jene  des  atmosphärischen  Luftdruckes  zu 
verwandeln. 

2. 

Die  Wahl  des  Materiales,  dann  die  Bestimmung  der  Stärke  desselben, 
sowie  die  Art  der  C'onstmetion  nnd  Ausführung  der  Dampfkessel  bleibt  dem 
Verfertiger  unter  seiner  eigenen  Verantwortung  überlassen.  Nur  die  Ver- 
wendung von  Gusseisen  und  Messingblech  zu  den  Wandungen  der  Dampf- 
kessel, der  Feuer-  und  Siederöhren  ist  im  Allgemeinen  untersagt;  doch 
ist  es  gestattet,  sich  des  Messingbleches  zu  Feuer-  und  Siederöhren  bis 
4  Wiener  Zoll  Durchmesser  zu  bedienen. 

Zu  den  Wandungon  sind  in  obiger  Beziehung  nicht  zu  zählen :  Dampf- 
dome, Ventilgehäusc,  Mannlochdeckel,  Siederohr- Vorköpfe,  Deckel  von  Rei- 
nigungslucken, Rohrstutzen  und  Deckel  zu  denselben,  die  Rohrstutzen  jedoch 
nur  dann,  wenn  sie  weder  vom  Kesselmauerwerke  umschlossen,  noeh  von 
Feuer  oder  den  erhitzten  Gasen  berührt  werden. 

Für  besondere  Kessel-Constructioncn  kann  die  Anwendung  des  Gnsseisens 
zu  anderen,  als  den  vorbenannten  Constructionstheilen  der  Wandungen  durch 
das  Handelsministerium  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern 
von  Fall  zu  Fall  bewilligt  werden. 

Die  bezüglichen  Eingaben  sind  stets  mit  im  Massstabe  ausgeführten  oder 
mit  den  betreffenden  Massen  beschriebenen  Zeichnungen  der  betreffenden 
Kessel  und  der  fragliehen  Constrnetionstheilc  zu  belegen. 

Hinsichtlich  der  vom  Auslande  bezogenen  Kessel  trifft  die  Verantwort 
lichkeit  auch  den  Benutzer. 

S.  3. 

An  jedem  Dampfkessel  müssen  folgende  Armatnrsstücke  vorhanden  sein, 
für  deren  guten  Zustand  der  Kesselbenützer  verantwortlich  ist: 
«)  wenigstens  ein  Sieherheits- Ventil,  und  wenn  der  Dampfkessel  mehr  als 
25  Wiener  Quadratfuss  Heizfläche  hat,  mindestens  zwei  Sieherheits 
ventile. 

Die  Belastung  derselben  muss  der  Dampfspannung,  für  welche  der 
Kessel   erprobt  wurde,  entsprechen,  und  sie  dürfen  bei  stationären 
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Dampfkesseln  nur  mit  Gewichten  in  der  Art  belastet  werden,  dass  bei 
mittelbarer  Belastung  das  Gewicht  am  äussersten  Angriffspunkte  des 
Hebels  wirkt.  Bei  Federwaagen  muss  die  Maximalspannung  der  Feder 
der  Maximalspannung  des  Dampfes  entsprechend  begrenzt  sein ; 

b)  wenigstens  ein  richtiger  und  verlässlicher  Manometer,  auf  dessen  Theilung 
die  für  den  betreffenden  Kessel  zulässige  Maximai-Dampfspannung  be- 
sonders markirt,  und  welcher  zur  Anbringung  eines  Control-Manometers 
eingerichtet  ist; 

c)  wenigstens  eine  verlässliche  Speisevorrichtung,  welche  den  Kessel  reich- 
lich mit  Wasser  versorgen  kann  und  an  ihrer  Einmündung  in  denselben 
mit  einem  selbstthätigen  Ventile  zur  Verhinderung  des  Wasserabflusses 
aus  dem  Kessel  versehen  ist. 

Für  mehrere  miteinander  verbundene  (gekoppelte)  Kessel  genügt  Eine 
Speisevorrichtung  mit  Einem  Speiserohre,  jedoch  muss  jeder  Kessel 
einen,  nebst  der  Absperrvorrichtung  auch  noch  mit  einem  selbstthätigen 
Ventile  versehenen  Speisekopf  besitzen ; 
ii)  mindestens  zwei  brauchbare  Vorrichtungen  zur  Erkennung  des  Wasser- 
standes im  Kessel,  welche  von  einander  unabhängig  functioniren. 

Von  diesen  Vorrichtungen  muss  wenigstens  eine  den  für  den  bestimmten 
Kessel  zulässigen  tiefsten  Wasserstand  deutlich  markiren,  welcher  jedoch 
immer  so  hoch  liegen  muss,  dass  auch  bei  beweglichen  Kesseln,  mit 
Rücksicht  auf  deren  Schwankungen,  die  höchste  vom  Feuer  berührte 
Fläche  noch  hinreichend  vom  Wasser  bedeckt  bleibt. 
Auf  Dampftrocknungs-  und  Ueberhitzungsapparate  finden  die  vorste- 
llenden Bestimmungen  keine  Anwendung. 

Dampfkessel  von  weniger  als  1  «/3  Wiener  Eimer  oder  2-7  Wiener  Kubik- 
tU8s  Inhalt  sind  von  den  unter  0),  c)  und  d)  aufgeführten  Sicherheitsvor- 
kehrungen befreit. 

§•  4. 

Kein  Dampfkessel,  welcher  mehr  als  l«/8  Wiener  Eimer  oder  2*7  Wiener 
Kubikfuss  Inhalt  hat,  er  mag  im  In-  oder  Auslande  verfertigt  worden  sein, 
darf  unter  Verantwortlichkeit  des  Benutzers  früher  verwendet  werden,  bis  er 
der  in  dieser  Verordnung  vorgeschriebenen  Probe  unterworfen  und  bei  der- 
selben als  tauglich  befunden  worden  ist. 

Diese  Probe  kann  nach  freier  Wahl  der  Parteien  entweder  durch  einen 
der  amtlich  bestellten  Prüfungscommissäre,  deren  Namen  und  Wohnsitze  nebst 
dem  ihnen  zugewiesenen  Bezirke  von  der  politischen  Landesstelle  kundge- 
macht werden,  oder  —  wenn  der  Benützer  des  Kessels  einer  vom  Staate 
aatorisirten  Gesellschaft  zur  Ueberwachung  des  Dampfkesselbetriebes  als 
wirkliches  Mitglied  angehört  —  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
7.  Juli  1871  —  von  den  amtlich  hiezu  ermächtigten  Organen  dieser  Gesell- 
schaft vorgenommen  werden. 
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Die  Probe  hat,  gleichviel  ob  sie  von  amtlichen  oder  Privatorganen  vor- 
genommen wird,  stets  vor  der  allfälligen  Einmauerung  oder  Verkleidung  den 
Kessels  nach  den.  fllr  die  amtliche  Prüfung  bestehenden  Vorschriften  statt- 
zufinden. 

Der  bei  derselben  anzuwendende  Probedruck  hat  bei  Dampfkesseln, 
welche  bis  zu  einer  effectiven  Dampfspannung  von  zwei  Atmosphären  benützt 
werden  sollen,  das  Doppelte,  bei  Kesseln,  welche  für  eine  höhere  Dampf- 
spannung benutzt  werden  sollen,  das  Ein-  und  einhalbfache  des  zulässigen 
grössten  Druckes,  vermehrt  um  den  Druck  von  Einer  Atmosphäre,  zu  betragen. 

§•  5. 

Jeder  Dampfkessel  muss  mit  dem  Namen  des  Verfertigcrs  und  dem 
Jahre  der  Anfertigung  bezeichnet  sein,  und  es  muss  die  für  denselben  be- 
willigte höchste  eftective  Dampfspannung,  in  Atmosphären  oder  in  Pfunden 
auf  den  Wiener  Quadratzoll  ausgedrückt,  an  einer  leicht  sichtbaren  Stelle  des 
Kessels  kennbar  und  dauerhaft  ersichtlich  gemacht  werden. 

.§•  «• 

l  eber  jede  Kesselprobe  wird  eine  Bestätigung  ausgestellt,  welche  der 
Kesselbenützer  aufzubewahren  hat. 

§•  7. 

Die  Erprobung  eines  Dampfkessels  ist  in  folgenden  Fällen  zu  wieder- 
holen : 

a)  Wenn  eine  wesentliche  Veränderung  der  Construction  des  Kessels  vor- 
genommen wird; 

b)  wenn  bei  einer   Ausbesserung  mehr  als   der  zwanzigste  Theil  der 
Kesseloberfläche  ausgewechselt  wurde. 

Die  Auswechslung  von  Feuerrohren  bis  zu  4  Wiener  Zoll  Durch- 
messer bedingt  bei  Röhrenkesseln  keine  neue  Erprobung; 

c )  wenn  ein  bereits  gebrauchter  stationärer  Kessel  in  einer  anderen  gewerb- 
lichen Anlage  verwendet  werden  soll. 

Ueberdiess  steht  es  jedem  Kesselbenützer  frei,  seine  Dampfkessel,  so 
opt  er  es  für  zweckmässig  findet,  einer  wiederholten  Kesselprobe  unterziehen 
zu  lassen. 

Der  Anlass  und  das  befriedigende  Ergebt)  iss  der  wiederholten  Kessel  - 
probe  ist  auf  der  ursprünglich  erfolgten  Bestätigung  (§.  6)  anzumerken. 

§.  8- 

Jeder  Damptkessel  ist  jährlich  mindestens  einmal,  mit  möglichster  Ver- 
meidung von  Betriebsstörungen,  einer  Revision  zu  unterziehen.  Auch  ist  der 
Dampfkesselbenützer  verpflichtet,  bei  jeder  Auswechslung  eines  Ventile* 
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oder  eines  Vcntilhebels  eine  Revision  zu  veranlassen.  Die  Revisionen  werden 
entweder  von  dem  amtlichen  Prüfungscommissär,  oder  bei  jenen  Dampfkessel- 
beniitzern,  welche  einer  vom  Staate  autorisirten  Gesellschaft  zur  (Jeher- 
waclmng  des  Dampfkesselbetriebes  als  ordentliche  Mitglieder  angehören, 
durch  die  Organe  dieser  Gesellschaft  vorgenommen. 

Das  Ergebniss  der  Revision  ist  auf  der  ursprünglich  ausgestellten  Be- 
stätigung (§.  6)  anzumerken. 

Den  vom  Untersuchenden  aus  Anlass  der  Revision  getroffenen  Anord- 
nungen ist  in  jedem  Falle  unweigerlich  Folge  zu  leisten. 

Wenn  die  Revision  durch  einen  amtlich  bestellten  PrUfungscommiasür 
vorgenommen  wurde,  so  steht  dem  Kesselbcnlitzer,  insofeme  er  sich  durch 
die  getroffenen  Anordnungen  beschwert  findet,  die  Berufung  an  die  politische 
Landesbehörde  zu. 

Diese  Berufung  hat  nur  insoferne  eine  aufschiebend«  Wirkung,  als  nicht 
wegen  einer  zu  besorgenden  Gefahr  die  gänzliche  Einstellung  des  Kesselbe- 
triebes angeordnet  wurde. 

Vorkommende  Berufungen  sind  von  den  Behörden  schleunigst  der  Er- 
ledigung zuzuführen. 

§.  9. 

Bei  der  Aufstellung  oder  Einmauerung  eines  stationären  Dampfkessels, 
dann  bei  der  Verwendung  einer  Locomobile  innerhalb  bewohnter  Orte,  sowie 
bei  der  Versetzung  eines  Dampfkessels  oder  wesentlichen  Veränderungen  an 
den  dazu  gehörigen  Vorrichtungen,  sind  die  Feuersicherheits-  und  Bauvor- 
schriften zn  beobachten. 

10. 

Zur  Bedienung  oder  Ueberwachung  eines  Dampfkessels  dürfen  nur 
verlassliche  Personen  verwendet  werden,  welche  das  18.  Lebensjahr  zurück- 
gelegt haben  und  durch  ein  amtlich  beglaubigtes  Zeugniss  nachzuweisen 
vermögen,  dass  sie  die  Befähigung  zur  Wartung  eines  Dampfkessels  erwor- 
ben haben. 

§.11. 

Jedermann,  dem  irgend  eine  Gefahr  in  Benützung  eines  Dampfkessels 
bekannt  wird,  ist  zur  Anzeige  derselben  bei  den  amtlichen  Organen  berechtigt. 

Verpflichtet  zu  einer  solchen  Anzeige  sind  alle  jene  Personen,  welche 
bei  der  Bedienung  oder  Benützung  eines  Dampfkessels  verwendet  werden, 
im  Falle  ihre,  dem  Benützer  desselben  oder  seinen  Bestellten  erstattete  Mit- 
theilung  über  die  drohende  Gefahr  nicht  unverzüglich  zur  Herstellung  eines 
gefahrlosen  Zustandes  fiihren  sollte. 

»• 
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Die  genannten  Personen  haften  nach  den  bestehenden  Gesetzen  für 
jeden  aus  der  Unterlassung  ihrer  Anzeige  entstehenden  Schaden. 

Der  amtliche  Dampfkessel-Priifungscommissär  hat  Über  jede  solche 
Anzeige  sofort  eine  Untersuchung  vorzunehmen  und  deren  Resultat  der 
politischen  Landesbehörde,  sowie,  wenn  der  Dampfkessel  unter  Privatauf- 
sicht steht,  auch  gleichzeitig  dem  betreffenden  Vereine,  unter  Bezeichnung 
der  zu  treffenden  Vorkehrungen,  mitzutheilen.  Bei  bestehender  Gefahr  hat 
der  amtliche  Comroissär  sogleich  die  erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen. 

§.  12. 

Im  Falle  der  Explosion  eines  Dampfkessels  ist  der  Benutzer  desselben 
verpflichtet,  hierüber  unverzüglich  die  Anzeige  an  die  nächste  Sicherheits- 
behörde zu  machen,  welche  sogleich  und  ohne  Rücksicht,  ob  der  betreffende 
Kessel  unter  Staats-* oder  Privataufsicht  steht,  stets  den  für  den  betreffenden 
Bezirk  von  der  Regierung  bestellten  (amtlichen)  Prüfungseommissär  behufs 
gemeinschaftlichen  Vorgehens  bei  der  Untersuchung,  von  dem  Vorfalle  in 
Kenntniss  setzt.  Der  Commissär  hat  bei  bedeutenderen  Unglücksfällen,  oder 
wenn  sich  der  Verdacht  einer  strafbaren  Handlung  ergibt,  das  Einschreiten 
der  competenten  politischen  oder  Gerichtsbehörden  zu  veranlassen,  einst- 
weilen aber  Alles  vorzukehren,  was  zur  Sieherstellung  des  Beweismateriales 
nothwendig  ist. 

Vor  dem  Eintreffen  der  Untersuchungscommission  und  ohne  deren 
Zustimmung'darf  an  dem  Zustande  und  der  Lage  des  Kessels,  sowie  an  den 
durch  die  Explosion  berührten  Bauten  lind  Einrichtungen  keine  Veränderung 
vorgenommen  werden,  es  wäre  denn,  dass  selbe  zur  Rettung  von  Meuschen 
aus  einer  Gefahr  für  Gesundheit  oder  Leben,  zur  Verhütung  fernerer  Unfälle 
oder  Offenh'altung  des  Verkehres  auf  einer  Eisenbahn  oder  öffentlichen 
Strasse  unvermeidlich  erscheinen. 

§.  13. 

Uebertretungen  der  obigen  Vorschriften  werden,  soferne  nicht  das 
allgemeine  Strafgesetz  Anwendung  findet,  nach  Massgabe  der  Ministerial- 
verordnung  vom  30.  September  1857  (R.  G.  Bl.  Nr.  198)  mit  Geldstrafen 
bis  zu  Einhundert  Gulden  österreichischer  Währung  oder  Arrest  bis  zu 
vierzehn  Tagen  geahndet. 

Diese  Verordnung  tritt  drei  Monate  nach  der  Kundmachung  derselben 
in  Wirksamkeit. 

Schiffte  m.  p. 
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17.  Vollzugs- Vorschrift  zu  dem  Gesetze  vom  7.  Juli  1871,  betreffend 
die  Erprobung  und  periodische  Untersuchung  der  Dampfkessel, 
und  zu  der  Verordnung  vom  7.  Juli  1871,  betreffend  die  Sicher- 
heitsvorkehrungen gegen  Dampfkessel-Explosionen. 

§.  t. 

Die  Commissäre  oder  Vereinsorgane,  welchen  die  Erprobung  der  Dampf- 
kessel und  die  Ueberwachung  derselben  obliegt,  werden  von  der  politischen 
Landeabehörde  ernannt,  beziehungsweise  hierzu  autorisirt. 

Behufs  der  Ernennung  zum  Commissär,  sowie  behufs  der  oberwähnten 
Autorisirnng  ist  die  Nachweisung  der  hierzu  erforderlichen  technischen 
Kenntnisse  nothwendig.  Es  werden  sich  hieflir  besonders  solche  Techniker 
eignen,  welche  bereits  im  mechanischen  Fache  eine  längere  Praxis  nachweisen. 

Die  politische  Landesbehürde  bestimmt,  nach  Massgabe  der  Orts- 
oder sonstigen  obwaltenden  Verhältnisse,  innerhalb  des  ihrer  Leitung 
anvertrauten  Gebietes,  den  Bezirk,  für  welchen  die  ernannten  Commissäre 
zu  fungiren  haben. 

Jeder  in  solcher  Weise  ernannte  Commissär  ist,  wenn  derselbe  nicht 
ohnediess  durch  seine  amtliche  Stellung  verpflichtet  erscheint,  für  diese  ihm 
übertragene  Function  in  Verpflichtung  zu  nehmen.  Derselbe  untersteht  in 
dieser  Beziehung  der  politischen  Landesbehürde  und  bleibt  für  die  genaue 
Vornahme  seiner  Amtshandlungen  strenge  verantwortlich. 

Die  Prüfung  der  Locomotivkessel  und  die  Ueberwachung  derselben 
fällt,  insoferne  sie  von  amtlichen  Commissären  vorgenommen  wird,  in  den 
Hereich  der  k.  k.  General-inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen. 

S  2 

Wenn  die  Erprobung  eines  Dampfkessels  durch  einen  amtlich  bestellten 
Commissär  vorgenommen  werden  »oll,  so  hat  sich  die  Partei  direct  an  den- 
selben und  bezüglich  der  Locomotivkessel  an  die  k.  k.  General-Inspeetion 
der  österreichischen  Eisenbahnen  mit  einer  schriftlichen  Eingabe  zu  wenden ; 
dieser  Eingabe  ist  die  Quittung  über  die  bei  einer  k.  k.  Finanzcasse  erlegte 
Taxe  beizuschliessen.  Die  Partei  hat  für  alle  Erfordernisse  zur  Vornahmt* 
der  Kesselprobe  Sorge  zu  tragen  und  dem  Commissär  das  hierzu  nöthige 
Personale  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Diese  schriftliche  Eingabe  hat  zu  enthalten : 
n)  Eine  Zeichnung  des  Dampfkessels  im  verjüngten  Maasstabe; 

b)  den  Namen  und  Wohnort  des  Erzeugers  oder  Verkäufers  des  Dampf 
kessels  und  —  wo  es  thunlieh  ist  —  auch  die  Fabriksnummer  des 
Kessels ; 

c)  den  Namen  und  Wohnort  des  Benutzer«,  mit  Angabe  des  Zweckes,  für 
welchen  der  Dampfkessel  benützt  werden  soll; 
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il)  die  Gattung  des  Materials,  aus  welchem  die  Haupttheile  des  Kessels 
gefertigt  sind,  unter  Angabe  der  Dicke  der  Kesselbleche,  dann  des 
Hüttenwerkes  oder  der  Bezugsquelle  ; 

e)  die  Hauptdimensionen  des  Dampfkessels  und  die  Grösse  seiner  Heiz- 
fläche, letztere  ausgedrückt  in  Quadratfuss; 

f)  die  höchste  effective  Dampfspannung  (ausgedrückt  in  Atmosphären  oder 
in  Wiener  Pfund  auf  den  Wiener  Quadratzoll),  mit  welcher  der  Dampf- 
kessel benützt  werden  soll  ; 

y)  die  Anzahl  und  den  mittleren  Durchmesser  der  vorhandenen  Sicherheits- 
ventile ; 

h)  den  Ort,  wo  der  Kessel  zur  Erprobung  bereit  steht. 

§.  3. 

Wenn  bei  der  Besichtigung  eines  zu  prüfenden  Dampfkessels  kein 
Anstand  wahrgenommen  wird,  so  ist  die  eigentliche  Probe  folgendermassen 
vorzunehmen : 

Von  einem  der  am  Kessel  vorhandenen  Sicherheitsventile  wird  der 
mittlere  Durchmesser  des  Ventilsitzes  genau  gemessen  und  die  betreffende 
Kreisfläche,  in  Quadratzoll  ausgedrückt,  berechnet.  Hierauf  wird  der  Druck 
in  Wiener  Pfunden  bestimmt,  welcher,  laut  der  declarirten  höchsten  effectiven 
Dampfspannung,  auf  diese  Kreisfläche  entfällt. 

Wird  von  diesem  berechneten  Drucke  das  .Ventilgewicht  abgezogen,  so 
erhält  man  jenes  Gewicht,  welches  noch  auf  das  Ventil  aufgelegt  werden 
muss,  damit  der  Gesamnitdruck  auf  den  Ventilsitz  mit  der  genannten  efl'eetiven 
Dampfspannung  im  Gleichgewichte  steht. 

Auf  solche  Weise  erhält  man  die  directe  Belastung  des  Ventils  beim 
Gebrauche  des  Kessels. 

Wenn  die  höchste  effective  Dampfspannung,  womit  der  Kessel  benützt 
werden  soll,  zwei  oder  weniger  als  zwei  Atmosphären  beträgt,  so  wird  dieser 
Druck  verdoppelt,  davon  das  Ventilgewicht  abgezogen  und  der  Rest  ist  in 
diesem  Falle  jenes  Belastungsgewicht,  mit  welchem  das  Ventil  bei  der 
Kesselprobe  unmittelbar  belastet  werden  müsste. 

Wenn  jedoch  die  höchste  effective  Dampfspannung,  womit  der  Kessel 
benützt  werden  soll,  mehr  als  zwei  Atmosphären  beträgt,  so  wird  dieser 
Druck  um  die  Hälfte  und  um  eine  Atmosphäre  =  12-75  Wiener  Pfund  per 
Quadratzoll  vermehrt,  davon  ebenfalls  das  Ventilgewicht  abgezogen  und  der 
Rest  ist  in  diesem  zweiten  Falle  jenes  Gewicht,  mit  welchem  das  Ventil  bei 
der  Kesselprobe  unmittelbar  belastet  werden  müsste. 

Wirkt  das  Belastungsgewicht  nicht  unmittelbar,  sondern  mittelst  eines 
Hebels  auf  das  erwähnte  Sicherheitsventil,  so  mnss  das  auf  die  vorige  Weise 
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berechnete  Belastungsgewicht  nach  statischen  Gesetzen  auf  den  äussersten 
Aurtiängepunkt  des  Hebels  reducirt  werden. 

Das  dabei  zu  berücksichtigende  eigene  Gewicht  des  Hebels  wird  am 
sichersten  und  einfachsten  dadurch  in  Rechnung  gebracht,  dass  man  unter- 
sacht, welchen  Druck  der,  am  Drehungspunkte  nur  leicht  und  drehbar,  und 
zwar  in  horizontaler  Lage  gehaltene  Hebel  mit  seinem  als  Anfhängepunkt 
des  Gewichte*  dienenden  Endpunkte  auf  eine  Wage  ausübt,  welcher  in 
Wiener  Pfund  ausgemittelte  Druck  daun  von  dem,  für  den  mathematischen 
Hebel  berechneten  Aufhängegewichte  abzuziehen  kommt. 

Hat  z.  B.  das  betreffende  Dampfventil  4  Zoll  mittleren  Durchmesser 
and  2  Pfund  Eigengewicht,  und  sollen  in  dem  zu  probirenden  Kessel  Dämpfe 
bis  zu  3  Atmosphären  Spannung  über  den  mittleren  Luftdruck  (d.  i.  Dämpfe 
von  3  Atmosphären  effectiver  Spannung)  erzeugt  werden,  so  erhält  man 
zuerst  für  die  Ventilfläche  (F=l/\AÜ%  '/% X314 X  16=12-56  Quadratzoll. 

Da  nun  beim  Gebrauche  des  Kessels  jeder  Quadratzoll  einen  Druck 
von  3xl2»/4=38«/4  Pfund  über  den  Luftdruck  aushalten  soll,  so  muss  das 
Ventil  «nebst  dem  äusseren  Druck  der  Atmosphäre)  noch  mit  38 >/4X  12*56= 
480-4  Pfund  von  Aussen  nach  Innen  gedrückt,  folglich  ausser  dem  eigenen 
noch  mit  einem  Gewichte  von  480-4—2,  d.  i.  von  478-4  Pfund  bei  der  Be 
nützung  des  Kessel«  belastet  werden. 

Da  ferner  der  Dampfkessel  auf  die  1  >/8fachc  Spannung  plus  1  Atmo- 
sphäre, d.  i.  auf  5i/2  Atmosphären  Ueberdruck  (über  den  Luftdruck)  probirt 
werden  muss,  so  ergibt  sich  ein  Druck  von  480-4-+-240-2-t-160-l=880-7 
Pfund;  hievon  das  Ventilgewicht  mit  2  Pfund  abgezogen,  verbleiben  878-7 
Pfund,  womit  das  Ventil  während  der  Probe  direct  zu  belasten  ist. 

Ist  jedoch  das  Sicherheitsventil  nicht  direct,  sondern  mittelst  eines  um 
C  drehbaren  Hebels  AC1tm  dessen  Endpunkte  A  das  Gewicht  P  aufgehängt 
wird,  belastet,  so  findet  man  das  nöthige  Aufhängegewieht  für  das  vorlie- 
gende Beispiel  auf  folgende  Weise : 

Gesetzt,  es  betrage  der  Abstand  des  Drehungspunktes  C  vom  Mittel- 
punkte B  des  Ventils  (d.  i.  die  Projection  des  Punktes  B  auf  die  durch  C  ge- 
zogene Horizontale)  drei,  und  vom  Aufhängepunkt  A  des  Gewichtes  24  Zoll 

CA  24 

so  wäre   der  Hebel  (wegen  Cß=3  und  f\4=24,  also    --  =  -«-=8), 

kB  3 

sonach  achtmal  übersetzt,  und  es  müsste,  wenn  der  Hebel  selbst  kein  Gewicht 
hätte,  das  vorhin  für  den  Gebrauch  des  Kessels  gefundene  Belastungsgewicht 
von  478-4  Pfund  durch  8  dividirt  werden,  um  das  Aufhängegewieht  in  A  zu 

478-4 

ehalten,  was  somit     ■-—  =  59-8  Pfund  geben  würde. 

o 

Da  jedoch  der  Hebel  selbst  schon  ein  Gewicht  besitzt,  so  muss  dieses, 
auf  den  Aufhängepunkt  A  reducirt,  vom  obigen  Gewichte  abgezogen  werden, 
Drückt  nun  der  Hebel  (nach  der  obigen  Anleitung  gewogen)  mit  seinem  End- 
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punkte  A  auf  die  Wage  aufgelegt  und  in  C  leicht  gehalteu,  wobei  A  C  hori- 
zontal liegt,  z.  B.  mit  2*/\  Pfund,  so  muss  dieses  Gewicht  (als  das  genannte 
auf  den  Punkt  A  reducirte  Gewicht  des  Hebels)  von  dem  vorigen  abgezogeu 
werden,  wodurch  man  fUr  das  gesuchte  Aufhängegewicht  P  sofort  59*8 — 
2*75=57*05  Pfund  oder  —  praktisch  genommen  —  ein  Aufhängegewicht  von 
57  Pfund  erhalten  würde. 

Ebenso  findet  man  das,  während  der  Kesselprobe  nöthige  Aufhänge  - 
gewicht,  indem  man  das  vorhin  dafür  berechnete  directe  Belastungsgewicht 
von  878*7  Pfund  wieder  durch  8  dividirt  und  vom  Quotienten  das  auf  den 
Aufhängepunkt  A  reducirte  Hebelgewicht  von  2« \  Pfund  abzieht;  dadurch 
878*7 

erhält  man  -  -   2*75  =  109*8  -  2*75  =  107*05  oder  —  praktisch 

o 

genommen  —  ein  Aufhängegewicht  von  107  Pfund,  womit  das  Hebelende 
bei  A  während  der  Probe  zu  belasten  ist. 

Wenn  der  Ventilhebel,  wie  z.  B.  bei  Locomotiven,  statt  mittelst  eines 
Gewichtes  mittelst  einer  Feder  wage  niedergedrückt  wird,  so  ist  bei  der 
Spannung  und  Regulirung  der  Federwage  das  Gewicht  derselben,  insoweit 
dasselbe  auf  den  Zug  des  Hebels  mitwirkt,  zu  berücksichtigen. 

Besitzt  das  allfällige  zweite  Sicherheitsventil  genau  dieselbe  Grösse  und 
Zuhaltung,  wie  das  erste,  so  gilt  auch  dafür  dasselbe  Belastungsgewicht, 
welches  auf  die  oben  angegebene  Weise  für  das  erste  Ventil  ausgemittolt 
wurde;  wenn  nicht,  so  muss  dieses  Gewicht  besonders  berechnet  werden. 

§•  5* 

Nachdem  man  dieses  Ventil  mit  dem  so  berechneten  Gewichte  belastet 
hat,  und  das  allfhllige  zweite  (dritte  u.  s.  w.)  Ventil  entweder  ganz  festge- 
macht oder  überlastet  und  —  mit  Ausnahmt  der  EinmUndungsöffhuug  des 
Pumpenrohres  —  alle  übrigen  Oeffiiungen  des  Kessels  verschlossen  worden 
sind,  wird  mittelst  einer  Druckpumpe  so  lange  in  den  Kessel  Wasser  gepumpt, 
bis  dasselbe  aus  der  so  belasteten  Ventilöffnung  ringsherum  strahlenförmig 
auszuspritzen  anfängt  und  die  Strahlen  dabei  gleichsam  eine  ringförmige 
Wasserfläche  bilden. 

Hierbei  ist  jedoch  zu  bemerken,  dass  bei  einem  undichten  Verschlusse 
des  Ventils,  oder  auch  wenn  dasselbe  schief  gedrückt  wird,  noch  lange  bevor 
der  nöthige  Druck  erreicht  ist  und  das  Ventil  gehoben  wird,  einzelne  Wasser- 
strahlen ausströmen  können;  daher  zur  Vermeidung  von  Täuschungen  die 
oben  erwähnte  Erscheinung  der  vollen  strahlenförmigen  Ringfläche  abgewartet 
werden  muss.  Wäre  das  Ventil  von  einem  Gehäuse  umgeben,  durch  welches 
das  Wahrnehmen  dieses  ringförmigen  Ausstrahlens  des  Wassers  verhindert 
wird,  so  müsstc  man  sich  von  dem  Vorhandensein  des  vollen  Druckes  auf  das 
Ventil  überzeugeu,  indem  man  den  Ventilhebel  etwas  zu  heben  versucht.  In 
manchen  Fällen  wird  bei  dieser  Druckprobe  auch  ein  Controlmanometer  bc 
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nützt  werden  können,  welches  mit  einem  */kitö\\\gen  Withworth'schen  Ge- 
winde verseilen  ist. 

§.  6. 

Der  Prüfungscommissär  winl  darauf  zu  sehen  haben,  dass  weder  auf 
das  Ventil  noch  auf  den  etwa  vorhandenen  Hebel  oder  auf  die  allfällige 
Federwage  ein  Hinderniss  wirkt,  welches  dem  betreffenden  Ventil  die  hin- 
reichende Hubhöhe  unmöglich  macht. 

So  darf  z.  B.  der  dem  Hebel  zur  Führung  dienende  Bügel  nach  oben 
nicht  zu  kurz  aufgeschlitzt  sein,  weil  sich  sonst  der  Hebel  indem  Schlitze  schon 
anlegt,  bevor  er  hoch  genug  gehoben  ist .  ebenso  muss  bei  der  Federwage 
die  Platte  mit  der  getheilten  Seala  nach  abwärts  tief  genug  geschlitzt  sein, 
um  dem  Zeiger  beim  Heben  des  Hebels  das  nöthige  Spiel  zu  lassen. 

4$.  t. 

Da  nach  dem  §.  3,  lit.  a)  der  Verordnung  für  einen  Dampfkessel  mit 
bis  25  Quadratfuss  Heizfläche  nur  fiin  Sicherheitsventil  vorgeschrieben,  und 
da  nach  §.  3  des  Gesetzes  die  Probe  und  Revisionstaxe  von  der  Grosse  der 
Heizfläche  des  bezüglichen  Dampfkessels  (das  ist  von  derjenigen  Fläche  des 
Kessels,  welche  vom  Feuer  und  den  heissen  Gasen  bestrichen  wird)  abhängig 
ist,  so  hat  der  Prüfungscommissär  in  zweifelhaften  Fällen  die  von  der  Partei 
angegebene  Heizfläche  auf  folgende  Weise  zu  controlircn  : 
a)  Ist  flir  einen  ganz  einfachen  cylindrischen  Kessel  D  der  Durchmesser 
und  L  die  Länge  desselben  (beide  Masse  in  Fuss  ausgedrückt),  so 
nimmt  man  für  die  Heizfläche  2  D  L  Quadratfnss ;  das  ist,  man  mul- 
tiplicirt  den  doppelten  Durchmesser  des  Kessels  mit  seiner  Länge. 
h)  Besitzt  ein  solcher  Kessel  ausserdem  auch  ein  der  Länge  nach  durch- 
ziehendes Feuerrohr  vom  Durchmesser  d  Fuss,  so  nimmt  man  für  die 
Heizfläche  (2  D  -+-  3  d)  L  Quadratfuss,  das  heisst  man  addirt  zum  dop- 
pelten Durchmesser  des  Hauptkessels  den  dreifachen  Durchmesser  des 
Feuerrohres  und  multiplicirt  diese  Summe  wieder  mit  der  Länge  des 
Kessels. 

Im  Falle  zwei  solche  Feuerröhren  vorhanden  wären,  würde  man 
die  Heizfläche  auf  ähnliche  Weise  erhalten,  und  zwar  wäre  diese  (2  /) 
■+-  6  d)  L  Quadratfuss. 
c)  Ist  der  Hauptkessel  statt  mit  einem  mit  n  Sied-  oder  Heizrohren,  jed<- 
vom  inneren  Durchmesser  d  und  der  Länge  /  versehen,  so  wäre  für  die 
Heizfläche  2  D  L  -+-  3  n  d  l  Quadratfuss  zu  nehmen,  wenn  wieder  die 
sämmtlichen  Masse  in  Fuss  ausgedrückt  werden. 

Für  ein  Siederohr  wäre  (»  =  1)  diese  Grösse  =  2  D  L  -f-  3  dl; 
für  zwei  Siederohre  würde  die  Heizfläche  =  2  D  /,  -f-  6  dl,  und  für 
drei  Siederohre  2  /)  L  -+-  9  d  i  Quadratfuss  u.  s.  w.  betragen. 
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d)  Für  Dampfkessel  mit  theilweise  ebenen  Wänden  oder  von  sonstiger 
Form  (wie  diese  z.  15.  bei  Dampfschiffen,  Loeomotiven  oder  bei  Dampf- 
kesseln mit  inwendiger  Feuerung  vorkommen)  ist  die  Heizfläche  nach 
den  Regeln  der  Geometrie  zu  berechnen. 

».  * 

In  Fällen,  wo  es  zweifelhaft  ist,  ob  der  Dampikessel  in  jene  Kategorie 

■ 

gehört,  in  welcher  derselbe  von  der  amtlichen  Probe  befreit  ist,  also  (§.  4 
der  Verordnung)  nicht  Uber  l«/a  Eimer  (2-7  Cubikfuss)  Rauminhalt  besitzt, 
hat  man  die  directe  Aichung  des  Kessels  mit  eimentirten  Gelassen  vorzu- 
nehmen. 

§.  9. 

Findet  der  PrUfungscommissär  Mängel  oder  Gebrechen,  welche  die 
nach  der  bezüglichen  Verordnung  vorzunehmende  Probe  unzulässig  machen, 
oder  zeigen  sich  bei  der  Erprobung  an  dem  Dampfkessel  Mängel,  als:  blei- 
bende Ausdehnungen,  Ausbiegungen  oder  Formänderungen  des  Kessels,  jein 
Rinnen  desselben  oder  Risse  einzelner  Blcchtafeln  ,  so  sind  diese  Wahr- 
nehmungen vom  PrUfungscommissär  in  dem  diesfalls  aufzunehmenden  und  der 
Partei  auf  Verlangen  in  Abschrift  mitzuteilenden  Protocollc  anzuführen  und 
ist  zugleich  das  Outachten  beizufügen,  ob  der  fragliche  Kessel  auf  Grund 
dieser  Mängel  zur  Benützung  gänzlich  untauglich  sei,  oder  blos  einiger  und 
welcher  Verbesserungen,  Ergänzungen  oder  Veränderungen  etc.  bedürfe,  und 
nach  deren  Ausführung  einer  neuerlichen  Probe  unterzogen  werden  solle. 

Bei  Kesseln,  deren  Wände  durch  den  Druck  eine  bleibende  Verän- 
derung erleiden  könnten,  wie  diess  z.  B.  bei  Rauchröhren,  unverstellten 
Feuerbox-Decken  u.  s.  w.  der  Fall  ist,  kann  bei  der  Probe  ein  Manometer 
mit  Vortheil  benützt  werden;  indem  sich  eine,  allenfalls  eintretende  Defor- 
mation an  dem  steten  Zurückgehen  des  Zeigers  kenntlich  macht. 

Durch  die  rasche  Unterbrechung  der  Probe  wird  dann  das  Weiter- 
schreiten der  Zerstörung  hintangehalten  und  die  Reparatur  und  Verstärkung 
der  Wandungen  erleichtert. 

Das  Prüfungs-Certiticat  kann  der  Partei  vom  Commissär  erst  nach  voll- 
ständiger Behebung  der  Mängel,  eventuell  nach  erfolgter  neuerlicher  Probe 
ertheilt  werden. 

Hat  die  vorgenommene  Probe  ein  günstiges  Resultat  geliefert,  so  hat 
der  PrUfungscommissär  die  Sicherheitsventile  und  etwa  vorhandenen  Hebel 
mit  einem  einzuschlagenden  Stempel  zu  verschen,  und  derselbe  oder  das 
Vereinsorgan  hat  der  Partei  hierüber  eine  Bestätigung,  beziehungsweise  eine 
Bescheinigung  (§.  1  des  Gesetzes)  einzuhändigen. 
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Der  Prtifungscommissär  bat  ferner  eine  Abschrift  dieser  Bestätigung  an 
die  politische  Landesbehörde  vorzulegen  und  ausserdem  ein  Vormerkbuch 
Uber  die  vorgenommenen  Kesselproben  zu  fuhren. 

Wenn  von  einem  bereits  geprüften  Dampfkessel  die  Sicherheit»  ■ 
ventile  oder  die  Hebel  gegen  gleich  grosse  ausgewechselt  werden  und  die- 
selben mit  dem  zugehörigen  Kesselprobe-Certificat  dem  betreffenden  Prüfungs- 
eommissär  zugesendet  werden,  so  ist  dieser,  wenn  kein  Bedenken  obwaltet, 
zur  Stempelung  derselben  berechtigt. 

Hei  Verlust  des  amtlich  ausgestellten  Prüfungs-Certificates  hat  die  Partei 
bei  der  eompetenten  politischen  Landesbehörde  nm  ein  Dnplicat  anzusuchen. 

§.  11. 

Der  amtliche  PrUfungscommissär  hat  die  Vornahme  der  Kesselprobe  (und 
zwar  nach  der  Reihenfolge  der  ihm  diessfalls  zukommenden  Ansuchen)  sowie 
die  periodischen  Revisionen  als  Amtssache  unentgeltlich  zu  verrichten. 

Hei  Entfernungen  von  seiner  Wohnung  oder  seinem  Amtssitze,  welche 
mehr  als  ein  Achtel  österreichische  Meilen  betragen,  kann  derselbe  die  für 
Beamte  oder  Oivilingenieure  systemisirten  Reise-  und  Zehrungskosten.  und  in 
jedem  Falle  die  Wagengebühren  in  Aufrechnung  bringen. 

Diese  Kosten  werden  dem  Commissi«  r  aus  dem  Staatsschätze  vergütet 
und  sind  aus  jenem  Fond  zu  bestreiten,  welchem  die  Taxbeträge  zukommen. 
Diese  Letzteren  sind  als  verschiedene  Zuflüsse  zu  verrechnen. 

§.  12. 

Hei  den  periodischen  Revisionen  (§.  8  der  Verordnung)  ist  mit  der 
nötliigen  Gründlichkeit,  jedoch  mit  möglichster  Vermeidung  aller  unnöthigeu 
Belästigung  des  Benutzers  des  Dampfkessels  vorzugehen. 

Es  sind  dabei  alle  jene  Bestandteile  des  zu  untersuchenden  Dampf- 
kessels, welche  auf  die  Sicherheit  einen  wesentlichen  Kinfluss  haben,  beson- 
ders ins  Auge  zu  fassen.  Der  Revisionscommissär  wird  sich  daher  von  dem 
unveränderten  Zustande  der  Sicherheitsventile  und  zugehörigen  Hebel,  der 
gestatteten  Helastungsgewichte  oder  Spannungen  der  Federwage,  ferner  von 
der  guten  Beschaffenheit  der  Speisevorrichtungen,  der  Wasserstandzeiger  und 
Manometer,  sowie  auch,  nach  Thunlichkeit,  davon  zu  Uberzeugen  haben,  wie 
weit  die  Abnützung  und  Schwächung  des  Kessels  bereits  vorgeschritten  ist, 
und  ob  gegen  die  Ansammlung  von  Kesselstein  gehörige  Vorsorge  getroffen 
«ei  u.  s.  w. 

Für  den  Fall,  als  hierbei  dem  amtlichen  Commissär  die  Beihilfe  eines 
Kesselschmiedes  als  nöthig  erscheint,  ist  dessen  jeweilige  Aufnahme  gestattet  ; 
die  diessfälligen  Auslagen  sind  besonders  in  Anrechnung  zu  bringen,  ohne 
das«  jedoch  die  Partei  diessfalls  eine  Vergütung  zu  leisten  hat. 

Bei  den  Revisionen  ist  auch  nach  Thunlichkeit  zu  eruiren,  ob  die  Kessel- 
nder die  erforderlichen  Fähigkeiten  und  Eigenschaften  besitzen. 
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Jede  Revision  ist  im  Kesselprobc-Certifieate  (§.  1  des  Gesetzes)  zu  con- 
statiren;  die  erforderlichen  Anordnungen  sind  auf  demselben  zu  bemerken 
und  es  ist  hinsichtlich  allfällig  vorausgegangener  und  nicht  befolgter  Anord- 
nungen die  Anzeige  an  die  Sicherheitsbehörde  zu  machen. 

Im  Falle  ein  unter  Aufsicht  eines  Privatorganes  stehender  Dampfkessel 
aus  der  PrivatUberwachung  entlassen  wird,  hat  das  betreffende  Aufsichtsorgan 
sogleich  der  compeienten  politischen  Landesbehbrdc  hiervon  die  Anzeige  zu 
machen 

§•  13- 

Ueber  die  Wahrnehmungen,  welche  die  Commissäre  innerhalb  des  ihnen 
zugewiesenen  Bezirkes  in  Betreff'  des  Betriebes  von  Dampfkesseln  Uberhaupt, 
und  insbesondere  in  Betreff  der  Wirkungen  der  Verordnung  in  Absicht  auf  die 
Sicherheit  zu  macheu  in  der  Lage  sind,  haben  dieselben  alljährlich,  und  zwar 
in  der  ersten  Hälfte  des  Monats  Jänner,  au  die  leitende  politische  Landesbe- 
hörde Bericht  zu  erstatteu,  in  welchem  (ausser  der  allgemeinen  Angabe  der 
Anzahl  der  vorgenommenen  Kesselproben  und  Revisionen)  auch  folgende 
Daten  enthalten  sein  müssen,  als: 

a)  Ort  der  Aufstellung  des  Kessels  und  Angabe  des  Productionszweiges. 
bei  welchem  der  Kessel  verwendet  wird,  insbesondere  ob  derselbe  den 
erzeugten  Dampf  für  einen  Motor  oder  zur  Heizung  von  Flüssigkeiten 
oder  Localitäten  abgibt,  und  in  ersterem  Falle  die  Angabe  der  Zahl  der 
Pferdekräfte  und  die  Construction  des  Motors; 

b)  Name  des  Kesselbenützers; 

c)  Heizfläche  (in  Quadratfuss); 

d)  Dampfüberdruck  (in  Atmosphären); 

ej  Angabe  von  allfällig  vorhandenen  Apparaten  zur  Rauchverbrennung. 

Ueberhitzung  des  Wassers  und  zur  Kesselstein- Verhinderung. 
f)  Summe  der  erlegten  Probe-  und  Rcvisionstsxcn. 


D.  Strafrechtliche  Bestimmungen  zum  Schutze  der  Eisen- 
bahnen. 

II.  Bestimmungen  des  formellen  Strafrechtes. 

18.  Erlasse  der  Ministerien  des  Handels,  der  Justiz  und  des  Innern 
vom  8.  und  17.  Juni,  dann  6.  Juli  1872, 

wegen    Verhütung   von  Bahnfreveln. 

a)  Erlats  des  k.  k.  Handelsministers  vom  8.  Juni  1872.  Z.  12.906  3022,  C.  Bl.  Nr.  57. 

Mit  die  Verwaltungen  .simintlicher  im  Betrieb  stehenden  österreichischen  Eisenbahnen, 

betreHend  Massregeln  zur  Verhütung  von  Bahnfreveln. 
Die  Zunahme  von  Füllen  öffentlicher  Gewalttätigkeit  au  Eisenbahuen 
macht  die  sorgfältigste  Ueberwachuug  der  Bahnen  durch  die  Organe  der 
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Öffentlichen  Behörden,  die  eingehendste  Untersuchung  und  strengste  Be- 
strafung der  Bahnfrcvlcr  erforderlich.  Indem  ich  in  dieser  Beziehung  die 
erforderlichen  Einleitungen  treffe,  lade  ich  die  Verwaltung  im  Interesse  der 
Sicherung  des  Verkehres  ein,  sowohl  durch  die  eigenen  Organe  die  sorg- 
fältigste Ueberwachung  des  Bahnkörpers  handzuhaben,  als  auch  den  politi- 
schen und  Gerichtsbehörden  vorkommendenfalls  die  kräftigste  UnterstUtzuug 
angedeihen  zu  lassen,  und  bringe  zu  diesem  Behufe  besonders  den  Handels- 
nrinisterial-Erlass  vom  12.  August  185(>,  Z.  20.759  zur  Darnachachtung  in 
Erinnerung. 

Wien,  am  8.  Juni  1872. 

Banhmis  m.  p. 

Der  cilirle  Erlaus,  welcher  den  Vorgang:  der  Eisenbahn-Betriebs-Organe  hinsichtlich  der 
Th«tbestands-Erbebung  bei  Unfällen  regelt,  ist  im  I.  Bande,  III.  A,  I.  als  Anmerkung  zu  §.  8.1 
«ier  Eisenbahubetriebs-Ordnung  vom  16.  November  1831,  R.  G.  Bl.  Nr.  I  ex  1852.  aufgenommen. 


b  Erlass  des  k.  k.  Justizministeriums  vom  17.  Juni  1872,  Z.  7566,  C.  Bl.  Nr.  57, 

40  simmtliche  Oberlandesgerichta-Prä'idien  mit  Ausnahme  jener  von  Britta*)  und  VON  Zara, 

betreffend  Massregeln  zur  Verhütung  von  Bahnlreveln. 

Die  in  neuerer  Zeit  in  bedenklichem  Masse  zunehmenden  Acte  öffent- 
licher Gewalttätigkeit  an  Eisenbahnen  haben  das  k.  k.  Handelsministerium 
veranlasst,  sowohl  im  eigenen  Wirkungskreise  als  auch  im  Wege  des  k.  k. 
Ministeriums  des  Innern  an  die  unterstehenden  Organe  die  Weisung  zu 
«Hassen,  dem  Gegenstande  eine  verschärfte  Aufmerksamkeit  zuzuwenden 
und  energische  Massregeln  zur  Sicherung  eines  ungestörten  Bahnverkehrs  zu 
ergreifen,  zugleich  aber  Sorge  zu  tragen,  dass  der  Bevölkerung  die  gesetz- 
lichen Bestimmungen  zum  Schutze  der  Eisenbahnen  nachdrücklichst  und 
wiederholt  in  Erinnerung  gebracht  werden.  Da  auch  die  Gerichte  zur  Hint- 
anhaltung solcher,  die  Sicherheit  und  das  Leben  der  Reisenden  im  hohen 
(irade  gefährdenden  strafbaren  Handlungen  dadurch  wesentlich  beitragen 
können,  dass  die  bezüglichen  Strafamtshandlungen  mit  der  erforderlichen 
Raschheit,  Umsicht  und  Strenge  durchgeführt  werden,  so  beehrt  sich  das 
Justizministerium,  das  löbliche  Oberlandesgerichts-Präsidium  zu  ersuchen,  alle 
unterstehenden  Gerichte,  deren  Gebiet  von  bereits  im  Betrieb  oder  im  Baue 
befindlichen  Eisenbahnen  durchzogen  ist,  in  der  angedeuteten  Richtung 
entsprechend  anzuweisen  und  insbesondere  den  Bezirksgerichten  zur  Pflicht 


•)  Eine  diessfällige  Weisung  an  da»  Brünner  Oberlandesgerichta-Prasidium  unterblieb  aus 
<t*rn  Grunde,  weil  die  k.  k.  Statthalterei  für  Mähren  an  dasselbe  bereits  im  eigenen  Wirkungskreis** 
dt»  erforderliche  Ersnchsehreiben  erlassen  hatte. 
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zu  machen,  bei  Eintritt  von  Gewaltaeten  an  Eisenbahnen  nicht  nur  die  ihnen 
nach  dem  Gesetze  obliegenden  Amtshandlungen  unverzüglich  und  mit  aller 
Energie  vorzunehmen,  sondern  in  jedem  Falle  auch  das  betreffende  Unter- 
suchungsgericht, beziehungsweise  den  Gerichtshof  erster  Instanz  ungesäumt 
von  dem  Vorfalle  in  Kenntniss  zu  setzen.  Mit  Rücksicht  auf  die  Seitens  der 
anderen  Ministerien  getroffenen  Verfügungen  gibt  sich  das  Justizministerium 
der  Erwartung  hin,  dass  die  Gerichte  hierin  von  den  politischen  Behörden 
und  den  Bahnverwaltungen  in  entgegenkommender  Weise  werden  unterstützt 
werden. 

Wien,  am  17.  Juni  1872. 

Glaser  m.  p. 


c  Erlass  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  6.  Juli  1872.  Z.  9310.  C.  Bl.  Nr.  57. 

mn  sSmmtliche  Statthalter  und  I.andespriisidenten  der  im  Reichsralhe  vertrelenen  Königreiche  und 

Linder  mit  Ausnahme  von  Mähren  •>, 

betreffend  Massregeln  zur  Verhütung  von  Bahnfreveln. 

In  Folge  des  vom  k.  k.  Handelsministerium  mittelst  Zuschrift  vom  8.  Juni 
1872,  Z.  12.906-3022,  gestellten  Ansuchens  um  entsprechende  Verfügungen 
zur  Unterdrückung  der  überhandnehmenden  Gewaltacte  an  Eisenbahnen  un<l 

zur  Erzielung  eines  gesicherten  Bahnverkehrs,  beehre  ich  mich,  Euer  

zu  ersuchen,  diesem  Gegenstande  eine  besondere  Aufmerksamkeit  zu 
widmen  und  die  entsprechenden  Massregeln  einzuleiten,  damit  solche  Gewalt- 
acte verhindert,  allfällig  verübte  Gewalttaten  aber  sofort  zur  strengsten 
Ahndung  gebracht  werden.  —  Zu  diesem  Zwecke  erscheint  es  angezeigt, 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  zum  Schutze  der  Eisenbahnen  der  Bevölkerung 
nachdrücklichst  und  wiederholt  in  Erinnerung  zu  bringen. 

Diessfalls  ist  insbesondere  hinzuweisen  auf  die  k.  Verordnung 
vom  8.  Februar  1852,  R.  G.  Bl.  Nr.  40,  betreffend  die  Beschädigungen  an 
Eisenbahnen  und  Staatstelegraphen,  auf  §.  68  des  allgemeinen  Strafgesetzes 
vom  27.  Mai  1852  (Verbrechen  des  Aufstandes),  auf  §.  81  (Verbrechen  der 
öffentlichen  Gewaltthätigkeit  durch  gewaltsame  Handanlegung  oder  gefährliche 
Drohung),  auf  §.  85,  lit  b)  und  c),  und  §.  86  (Verbrechen  der  Öffentlichen 
Gewaltthätigkeit  durch  boshafte  Beschädigung  fremden  Eigenthums),  anf  §.87 
und  4?.  88  (Verbrechen  der  öffentlichen  Gewaltthätigkeit  durch  boshafte 


•)  Mit  Rücksicht  auf  die  von  der  beteichneten  k.  k.  Statthaftere!  bereits  verfügte  Instrui- 
rung  der  ihr  unterstehenden  politischen  Behörden  ist  eine  specielle  Versündigung  derselben  von 
«lern  obigen  Erlasse  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  unterblieben. 
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Handlungen  oder  Unterlassungen  unter  besonders  gefährlichen  Verhältnissen), 
auf  §.  153  (Verbrechen  der  schweren  körperlichen  Beschädigung),  auf  §.  175, 
i.,  b)  (Verbrechen  des  Diebstahls  aus  der  Eigenschaft  der  Sache),  auf  §§.  279 
und  283  (Vergehen  des  Auflaufes ),  auf  §.  312  (Beleidigung  der  Eisenbahn- 
angestellten), auf  §.318  (Uebertretung  durch  iuuth willige  Beschädigung  der 
im  §.  85,  lit  c),  erwähnten  Gegenstände),  auf  §.  319  (Uebertretung  durch 
Beschädigung  aufgestellter  Warnungszeichen),  endlich  auf  §§.  335,  33G,  337 
und  431  (Vergehen  und  Uebertretnngen  gegen  die  Sicherheit  des  Lebens). 
Da  solche  Ausschreitungen  häufig  von  Fremden  ausgehen,  so  ist  auch  der 
Handhabung  der  Fremdenpolizei  die  besondere  Aufmerksamkeit  zu  widmen. 

Wegen  Verständigung  der  k.  k.  Landesgendarmerie  habe  ich  im  Wege 
des  k.  k.  Ministeriumn  für  Landesvertheidigung  gleichzeitig  das  Erforderliche 
veranlasst. 

Wien,  am  6.  Juli  1872. 

Lisser  m.  p. 
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Zu  IV.  Vorschriften  über  den  Verkehr  der  Eisenbah 


A.  Allgemeine  Verkehrsbestimmungen. 


I.  Eisenbahn-Betrieb s-Reglement  und  Nachträge  zu  dem 

selben. 

1.  Verordnung  des  k.  k.  Haiidelsininisters  vom  1.  Juli  1872, 
Z.  H.959-3484,  It.  G.  Bl.  Nr.  90,  C.  Bl.  Nr.  51, 

lu'irrHend  die  Kinführuntf  eines  neuen  Betriebs-HeRlemenls  für  die  Eisenbahnen  der  im  Reichsrathe 

vertretenen  Königreiche  und  linder. 

Im  Grunde  des  Artikels  VIII  des  Gesetzes  vom  24.  December  1867 
(K.  G.  Bl.  Nr.  4  vom  Jahre  1868)  finde  ich  zu  verordnen,  dass  das  nach- 
stehende Betriebs-Rcglement,  enthaltend  die  Bestimmungen  für  die  Beförde- 
rung von  Personen,  Reisegepäck ,  Leichen,  Fahrzeugen  und  Thieren,  sowie 
von  Gütern,  vom  1.  August  1872  ab  auf  sämmtlichen  Eisenbahnen  der  im 
Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  im  Local-  und  Verband- 
verkehre,  sowie  im  Verkehre  von  Bahn  zu  Bahn  in  Wirksamkeit  zu  treten  hat. 

Specialbestimmungen  einzelner  Eisenbahnverwaltungen  oder  Eisenbahn- 
Verbände  haben  neben  diesem  Reglement  nur  Geltung,  wenn  sie  in  die  be- 
züglichen Tarif«  aufgenommen  sind ,  mit  den  Festsetzungen  dieses  Regle- 
ments nicht  im  Widerspruche  stehen,  dieselben  vielmehr  nur  ergänzen,  oder 
wenn  sie  dem  Publicum  günstigere  Bedingungen  gewähren. 

Der  königlich  ungarische  Communications-Minister ,  mit  welchem  ich 
mich  diessfalls  ins  Einvernehmen  gesetzt  habe,  trifft  unter  Einem  die  gleiche 
Anordnung  für  die  Eisenbahnen  der  Länder  der  ungarischen  Krone. 

Wien,  am  1.  Juli  1872. 

Der  k.  k.  Handelsminister  s 

Banhais  m.  p. 

Zufolge  llNiiilelsiniiiisterial-Krlusses  vom  I.  Juli  1872,  ad  Z.  14959-3484,  C.  Bl.  Nr.  52, 
wurden  die  Eisonbahnverwaltungen  aufgefordert,  Exemplare  des  Betriebs-Regleroents  in  den  Sta- 
tionen für  das  Publicum  bereit  zu  ballen  uud  demselben  gegen  Erstattung  der  Kosten  M 
überlassen. 
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Betriebs-Reglement  für  die  Eisenbahnen  der  im  Reichsrathe  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder. 

Am 

Beförderung  von  Personen,  Reisegepäck,  Leichen,  Fahrzeugen 

und  lebenden  Thieren. 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Pflichten  des  D  i  e  n  s  t  p  e  r  8  o  d  a  I  c  s. 

Das  hei  den  Eisenbahnen  angestellte  Dienstpersonal  ist  zu  einem 
bescheidenen  und  höflichen,  aber  entschiedenen  Benehmen  gegen  das  Publi- 
cum, sowie  ferner  verpflichtet,  sich  innerhalb  der  ihm  angewiesenen  Dienst- 
grenzen gefällig  zu  bezeigen. 

Dasselbe  hat  die  ordnungsmassigen  Dienstleistungen  unentgeltlich  zu 
verrichten ;  es  ist  ihm  strenge  untersagt,  flir  solche  vom  Publicum  ein  Ge- 
schenk anzunehmen. 

Dem  Dienstpersonale  ist  das  Rauchen  während  des  dienstliehen  Ver- 
kehrs mit  dem  Publicum  verboten. 

s-  »« 

Hechte  des  Dienstpersonales. 

Den  dienstlichen  Anordnungen  des  in  Uniform  befindlichen  oder  mit 
Dienstabzeichen  versehenen  Dienstpersonales  ist  das  Publicum  Folge  zu 
leisten  verbunden. 

Entscheidung  von  Streitigkeiten. 

Streitigkeiten  zwischen  dem  Publicum  und  dem  Dienstpersonal  ent- 
scheidet auf  den  Stationen  der  Stations- Vorsteher,  während  der  Fahrt  der 
Zugführer. 

§• 

Besch  werdeführung. 

Beschwerden  können  bei  den  Dienst-Vorgesetzten  mündlich  oder  schrift- 
lich angebracht,  auch  in  das  auf  jeder  Station  befindliche  Beschwerdebnch 
Angetragen  werden. 

Die  Verwaltung  hat  auf  alle  Beschwerden  zu  antworten,  welche  unter 
Angabe  des  Namens  und  des  Wohnortes  des  Beschwerdeführenden  erfolgen. 

I« 
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Beschwerden  Uber  einen  Diensttuenden  müssen  dessen  thunlieh  genaue  Be 
Zeichnung  nach  dem  Namen,  der  Nummer  oder  einem  Uniform-Merkmale 
enthalten. 

Betreten  der  Bahnhöfe  und  der  Bahn. 

Das  Betreten  der  Bahnhöfe  und  der  Bahn  ausserhalb  der  hestimmungs- 
mässig  dem  Publicum  flir  immer  oder  zeitweilig  geöffneten  Räume  ist  Jeder- 
mann, mit  Ausnahme  der  dazu  nach  den  Bestimmungen  des  Bahnpolizei- 
Reglements  befugten  Personen,  untersagt. 

§.  6. 

Beschränkung  der  Verpflichtung  zum  Transporte. 

Zahlungsmittel. 

Die  Beförderung  von  Personen.  Thieren  und  Sachen  kann  nur  ver- 
weigert werden,  wenn  aussergewöhnliehe  Hindernisse  oder  höhere  Gewalt 
entgegenstehen,  oder  die  regelmässigen  Transportmittel  nicht  ausreichen. 

Als  Zahlungsmittel  ist  überall  das  auf  den  Nachbarbahnen  gesetzlichen 
Cours  besitzende  Gold-  und  Silbergeld,  mit  Ausschluss  der  Scheidemünze, 
zu  dem  von  der  Eisenbahnverwaltung  festgesetzten  und  bei  jeder  Expedition 
durch  Ansehlag  publicirten  Course  anzunehmen,  insoweit  dieser  Annahme 
ein  gesetzliches  Verbot  überhaupt  nicht  entgegensteht . 

II.  Besondere  Bestimmungen. 

a.)  Beförderung  von  Personen. 

§.  7. 

Fahrpläne.  E je tr »fahrte n.  Abfahrtszeit. 

Die  Personenbeförderung  findet  nach  Massgabe  der  öffentlich  bekannt 
gemachten  und  auf  allen  Stationen  ausgehängten  Fahrpläne  statt,  aus  denen 
auch  zu  ersehen  ist,  welche  Wagcnelassen  die  einzelnen  Züge  führen. 

Extrafahrten  werden  nur  nach  dem  Ermessen  der  Verwaltung  gewährt. 

Für  den  Abgang  der  Züge  sind  die  auf  den  Bahnhöfen  befindlichen 
Stations-Uhren  massgebend. 

§.  8. 
Fahrpreise. 

Die  Fahrpreise  bestimmt  der  auf  allen  Stationen  ausgehängte  Tarif. 

§.  9. 

Billet verkauf.  Zurücknahme  gelöster  Billets. 
Der  Verkauf  der  Fahrbillcts  (Fahrkarten)  kann  auf  Stationen  von 
geringer  Frequenz  nur  innerhalb  der  letzten  halben  Stunde,  auf  Stationen 
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mit  grösserer  Frequenz  aber  innerhalb  einer  Stunde  vor  Abgang  desjenigen 
Zages,  mit  welchem  der  Reisende  befördert  sein  will,  und  wenn  zwischen 
zwei  nach  derselben  Richtung  abgehenden  Zügen  eine  noch  kürzere  Zwischen 
zeit  liegt,  jedoch  nur  innerhalb  dieser  FriRt  verlangt  werden.  Diejenigen, 
welche  bis  5  Minuten  vor  Abgang  des  Zuges  noch  kein  Billet  gelöst,  haben 
anf  Verabfolgnng  eines  solchen  keinen  Anspruch. 

Das  zu  entrichtende  Fahrgeld  ist  abgezahlt  bereit  zu  halten,  damit  Auf- 
enthalt durch  Geldwechseln  vermieden  werde. 

Die  Fahrbillets  geben  Anspruch  auf  die  entsprechende  Wagenclasse. 
soweit  in  dieser  Plätze  vorhanden  sind,  resp.  beim  Wechseln  der  Wagen 
vorhanden  bleiben.  Wenn  einem  Reisenden  der  seinein  Billet  entsprechende 
Platz  nicht  angewiesen  und  ihm  auch  zeitweilig  ein  Platz  in  einer  höheren 
Wagenclasse  nicht  eingeräumt  werden  kann,  so  steht  es  ihm  frei,  das  Billet 
?egen  ein  solches  der  niedrigeren  Classe  und  gegen  Erstattung  der  Differenz 
umzuwechseln,  oder  die  Fahrt  zu  unterlassen  und  die  bezahlte  Fahrgebühr 
zurückzuverlangen. 

.Jedenfalls  haben  die  mit  durchgehenden  Billets  ankommenden  Reiseu- 
ien  den  Vorzug  vor  den  neu  Hinzutretenden. 

g.  10. 

Fahr hi  1 1  ets  un  d  G  i  1  tigk eit  derselben.  Fahrpreis  -  Frmässigu n  g 

für  Kinder. 

Das  Fahrbillet  bezeichnet  die  Stationen,  von  und  bis  zu  welchen  die 
Fahrt  verlangt  worden;  ferner  das  Fahrgeld  für  die  Wagenclasse,  welche  der 
Reisende  benützen  will,  insofern  der  Fahrpreis  Valutaschwankungen  nicht 
unterliegt ;  endlich  die  Zeit  oder  den  Zug,  wofür  das  Billet  gilt.  Die  Zeit  oder 
der  Zug,  w  ofür  jedes  Fahrbillet  giltig,  ist  durch  Abstempelung  darauf  aus- 
gedrückt, so  dass  jeder  Käufer  sofort  zu  prüfen  im  Stande  ist,  ob  das  Billet 
auf  die  von  ihm  beabsichtigte  Fahrt  lautet. 

Den  Reisenden  ist  gestattet,  während  der  Fahrt  auf  einer  Zwischen- 
station  auszusteigen,  um  mit  einem  am  nämlichen  oder  am  nächstfolgenden 
Tage  nach  der  Bestimmungsstation  abgehenden,  zu  keinem  höheren  Tarif- 
satze fahrenden  Zuge  dahin  weiter  zu  reisen.  Solche  Reisende  haben  jedoch 
auf  der  betreffenden  Zwischenstation  sofort  nach  dem  Verlassen  des  Zuge* 
•lern  Stationsvorsteher  ihr  Billet  vorzulegen  und  dasselbe  mit  dem  Vermerke 
der  verlängerten  Giltigkeit  versehen  zu  lassen. 

Kinder  unter  10  Jahren  werden  zu  ermässigten  Fahrpreisen  betordert. 

Finden  Zweifel  Uber  das  Alter  der  Kinder  statt,  so  entscheidet  der  Aus- 
spruch des  bei  der  Revision  anwesenden  obersten  Beamten. 

Für  Kinder,  die  noch  getragen  werden  müssen  und  ihre  Stelle  auf  ihrer 
Angehörigen  Plätzen  mitfinden,  erfolgt  keine  Zahlung. 

10« 
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L'mtaoseh  gelöster  Fahrbillets. 

Ein  Umtausch  gelöster  Fahrbillets  gegen  Billets  höherer  Classen  ist  den 
Heisenden  bis  10  Minuten  vor  Abgang  des  Zuges  gegen  Nachzahlung  der 
Preisdifferenz  unverwehrt,  soweit  noch  Plätze  in  den  höheren  Classen  vor- 
handen sind.  Unterwegs  auf  Zwischenstationen  kann  ein  Uebergehen  auf 
Plätze  einer  höheren  Classe  nur  gegen  Zukänf  eines  Billets  auf  die  Be- 
stimmungsstelle, durch  dessen  Preis  einschliesslich  desjenigen  fllr  das  bereits 
gelöste  Billet  der  Fahrpreis  ftlr  die  höhere  Classe  mindestens  gedeckt  wird, 
beansprucht  werden. 

Der  Umtausch  eines  schon  gelösten  Billets  höherer  Classe  gegen  ein 
solches  niedrigerer  Classe  ist  nur  in  dem  im  9  gedachten  Falle  zu- 
lässig. 

g.  12. 

Anweisung  der  Plätze. 

Einzelne  bestimmte  Plätze  werden  nicht  verkauft  und  können  im  voraus 
nicht  belegt  werden. 

Das  Dienstpersonal  ist  berechtigt  und  auf  Verlangen  der  Reisenden 
verpflichtet,  denselben  ihre  Plätze  anzuweisen.  Allein  reisende  Damen 
sollen  auf  Verlangen  möglichst  nur  mit  Damen  in  ein  Coupe  zusammen- 
gesetzt werden.  In  jedem  Zuge  mnss  sich  mindestens  je  Ein  Damen - 
Coupe  fllr  die  Reisenden  der  zweiten  und  dritten  Wagenclasse  befinden. 
Bei  den  nach  amerikanischem  System  gebauten  Wagen  findet  die  letztere 
Bestimmung  nur  mit  den  durch  dieses  System  gebotenen  Modifikationen  An- 
wendung. 

§.  13. 

Ausschluss  belästigender  Personen  von  d  e  r  Fahrt. 
Personen,  welche  wegen  einer  sichtlichen  Krankheit  oder  aus  anderen 
Gründen  durch  ihre  Nachbarschaft  den  Mitreisenden  augenscheinlich  lästig  wer- 
den würden,  können  von  der  Mit-  und  Weiterreise  ausgeschlossen  werden,  wenn 
sie  nicht  ein  besonderes  Coupö  bezahlen.  Etwa  bezahltes  Fahrgeld  wird 
ihnen  zurückgegeben,  wenn  ihnen  die  Mitreise  nicht  gestattet  wird.  Wird 
erst  unterwegs  wahrgenommen,  dass  ein  Reisender  zu  den  vorstehend  bezeich- 
neten Personen  gehört,  so  muss  er  an  der  nächsten  Station,  sofern  keiu 
besonderes  Coupe  bezahlt  und  für  ihn  bereitgestellt  werden  kann,  von  der 
Weiterbeförderung  ausgeschlossen  werdeu.  Das  Fahrgeld,  sowie  die  Gepäck- 
fracht  werden  ihm  für  die  nicht  durchfahrene  Strecke  ersetzt. 

§•  !  1 

Wartesäle,  Billet- und  Gepäck-Expeditionen.  Billet coutrole. 

Die  Wartesäle  sind  spätestens  Eine  Stunde,  die  Billet-  und  Gepäck- 
Expeditionen  auf  Stationen  mit  grösserer  Frequenz  gleichfalls  spätestens 
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Kino  Stunde,  auf  Stationen  mit  geringer  Frequenz  mindestens  eine  halbe 
Stunde  vor  Abgang  eines  jeden  Zuges  zu  öffnen. 

Das  vom  Reisenden  gelöste  Billet  ist  auf  Verlangen  bei  dem  Eintritt  in 
den  Wartesaal,  sowie  beim  Einsteigen  in  den  Wagen  vorzuzeigen.  Währemi 
der  Fahrt  muss  der  Reisende  das  Billet  bis  zur  Abnahme  desselben  bei  sieh 
behalten. 

Der  Reisende,  welcher  ohne  giltiges  Fahrbillet  betroffen  wird,  hat  für 
die  ganze  von  ihm  zurückgelegte  Strecke  und  wenn  die  Zugangsstation  nicht 
sofort  unzweifelhaft  nachgewiesen  wird,  für  die  ganze  vom  Zuge  zurück- 
gelegte Strecke  das  Doppelte  des  gewöhnlichen  Fahrpreises,  mindestens  aber 
den  Betrag  von  drei  Gulden  zu  entrichten.  Derjenige  Reisende  jedoch, 
welcher  in  einen  Personenwagen  einsteigt  und  gleich  beim  Einsteigen  unauf- 
gefordert dem  Schaffner  oder  Zugführer  meldet,  dass  er  wegen  Verspätung 
kein  Billet  mehr  habe  lösen  können,  hat,  wenn  er  überhaupt  noch  zur  Mit- 
fahrt zugelassen  wird,  worauf  er  keinen  Anspruch  hat,  einen  um  5U  kr. 
erhöhten  Fahrpreis  zu  zahlen. 

Wer  die  sofortige  Zahlung  verweigert,  kann  ausgesetzt  werden. 

§.  15. 

Einsteigen  in  die  Wagen. 

Das  Zeichen  zum  Einsteigen  in  die  Wagen  wird  durch  zwei  unter- 
schiedene Schläge  auf  die  Glocke  gegeben. 

Versäumung  der  Abfahrtszeit. 

Nachdem  das  Abfahrtszeichen  durch  die  Dampfpfeifc  der  Locoraotivc 
gegeben,  kann  Niemand  mehr  zur  Mitreise  zugelassen  werden.  Jeder  Ver- 
glich zum  Einsteigen  und  jede  Hilfeleistung  dazu,  nachdem  die  Wagen  in 
Bewegung  gesetzt  sind,  ist  verboten  und  strafbar. 

Dem  Reisenden,  welcher  die  Abfahrtzeit  versäumt  hat,  steht  ein  An- 
spruch weder  auf  Rückerstattung  des  Fahrgeldes,  noch  auf  irgend  eine  andere 
Entschädigung  zu. 

§.  17. 

Verhalten  auf  den  Zwischenstationen.  Oeffnen  und 
Schliessen  der  Wagenthüren. 

Bei  Ankunft  auf  einer  Station  wird  der  Name  derselben  und  da,  wo  ein 
lestimmter  Aufenthalt  stattfindet,  die  Dauer  desselben  ausgerufen ;  ebenso 
i*  der  allfällige  Wagenwechsel  auszurufen.  Sobald  der  Wagenzug  stillsteht, 
w«rden  nach  der  zum  Aussteigen  bestimmten  Seite  die  Thiiren  derjenigen 
Wigen  geöffnet,  welche  für  die  bis  zu  dieser  Station  Reisenden  bestimmt 
sird.  Die  Thüren  der  übrigen  Wagen  werden  nur  auf  Verlangen  geöffnet. 
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Wer  auf  den  Zwischenstationen  seinen  Platz  verlässt,  ohne  denselben 
zu  belegen,  rauss  sich,  wenn  derselbe  inzwischen  anderweitig  besetzt  ist, 
mit  einem  anderen  Platze  begnügen. 

§.  iS. 

Aus  sei*  gewöhn  lieh  es  Anhalten  auf  freier  Bahn. 

Sollte  wegen  eingetretener  Hindernisse  ausserhalb  einer  Station  längere 
Zeit  angehalten  werden  müssen,  so  ist  ein  Aussteigen  der  Reisenden  nur 
dann  gestattet,  wenn  der  Zugführer  die  ausdrückliche  Bewilligung  dazu 
ertheilt.  Die  Reisenden  müssen  sich  dann  sofort  von  dem  Bahngeleise  ent- 
fernen, auch  auf  das  erste  Zeichen  mit  der  Dampfpfeife  ihre  Plätze  wieder 
einnehmen. 

Das  Zeichen  zur  Weiterfahrt  wird  durch  ein  dreimaliges  Ertönen  der 
Dampfpfeife  gegeben.  Wer  beim  dritten  Ertönen  der  Dampfpfeife  noch  nicht 
eingestiegen  ist,  geht  des  Anspruches  auf  die  Mitreise  verlustig. 

§.  19. 

Verhalten  während  der  Fahrt  und  beim  Ei  n- und  Aussteigen. 

Während  der  Fahrt  darf  sich  Niemand  seitwärts  aus  dem  Wagen  biegen, 
gegen  die  Thttre  anlehnen  oder  auf  die  Sitze  treten. 

Auf  Vcrlaugen  auch  nur  Eines  Reisenden  müssen  die  Fenster  auf  der 
dem  Windanfalle  ausgesetzten  Seite  geschlossen  werden. 

Die  Reisenden  dürfen  zum  Ein-  und  Aussteigen  die  Wagenthüren  nicht 
selbst  öffnen;  sie  müssen  vielmehr  das  Oeffnen  dem  Dienstpersonal  über- 
lassen und  dürfen  nicht  ein-  und  aussteigen,  bevor  der  Zug  völlig  stillsteht. 

Jeder  Reisende  muss  sich  entfernt  von  den  Fahrgeleisen  und  Maschinen 
halten,  und  Niemand  darf  den  Bahnhof  in  einer  anderen  als  der  angewie- 
senen Richtung  verlassen. 

20. 

Beschädigung  der  Wagen. 
Für  Zertrümmern  von  Fenstern  besteht  eine  Entschädigungstaxe,  und 
werden  die  darin  festgesetzten  Beträge  vorkommenden  Falles  durch  das 
Dienstpersonal  von  dem  Schuldigen  sofort  eingezogen.  Dieser  darf  jedoch 
Vorzeigung  der  Taxe  verlangen.  Auch  ist  die  Eisenbahnverwaltung  befugt, 
für  Beschmutzen  des  Innern  der  Wagen,  Zerreissen  der  Gardinen  u.  s.  w. 
eine  Entschädigung  zu  fordern  und  von  dem  Schuldigen  sofort  einziehen 
zu  lassen. 

g.  21. 

Verspätung  der  Züge.  Unterbrechung  der  Fahrt. 

Verspätete  Abfahrt  oder  Ankunft  der  Züge  begründen  keinen  AuspruA 
gegen  die  Eisenbahnverwaltung. 

Eine  ausgefallene  und  unterbrochene  Fahrt  berechtigt  nur  zur  Rü£- 
forderung  des  fiir  die  nicht  durehfahrene  Strecke  gezahlten  Fahrgeldes. 
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Wenn  Elementarereignissc  oder  andere  Hindernisse  die  Fahrt  auf  der 
Bahn  in  einer  Strecke  unzulässig  machen,  so  wird  für  die  Weiterbeförderung 
Iiis  zur  fahrbaren  Strecke  mittelst  anderer  Fahrgelegenheiten  nach  Thunlich- 
keit  insolang  gesorgt  werden,  bis  für  jeden  einzelnen  Fall  eine  besondere 
Anordnung  getroffen  sein  wird.  Die  Reisenden  können  jedoch  nicht  ver- 
langen, dass  die  Weiterbeförderung  mittelst  anderer  Fahrgelegenheiten  um 
tlie  für  die  Fahrt  auf  der  Eisenbahn  erlegten  Gebühren  von  letzterer  besorgt 
werde. 

22. 

Mitnahme  von  Hunden  etc.    Tabak  rauchen.    Mitnahme  feuer- 
gefährliche r  G  e  g  e  n  s  t  ä  n  d  e. 

Hunde  und  andere  Thiere  dürfen  in  den  Personenwagen  nicht  mitgefuhrt 
worden.  Ausgenommen  hiervon  sind  jedoch  kleine  Hunde,  welche  auf  dem 
Schoosse  getragen  werden,  sofern  gegen  deren  Mitnahme  von  den  Mitreisen- 
den desselben  Coupes  Einspruch  nicht  erhoben  wird. 

Pas  Tabakrauchen  ist  in  allen  Wagenclassen  gestattet;  in  der  1.  Wagen- 
dasse  jedoch  nur  unter  Zustimmung  aller  in  demselben  Coupe  Mitreisenden, 
insofern  nicht  besondere  Rauch-Coupes  dieser  Classe  im  Zuge  vorhanden 
sind.  In  jedem  Personenzuge  müssen  Coupes  zweiter  und  wo  thunlich  auch 
dritter  Clause  für  Nichtraucher  vorhanden  sein.  Die  Tabakspfeifen  müssen 
mit  Deckeln  versehen  sein. 

Feuergefährliche  Gegenstände,  sowie  alles  Gepäck,  welches  Flüssig- 
keiten und  andere  Gegenstände  enthält,  die  auf  irgend  eine  Weise  Schaden 
verursachen  können,  insbesondere  geladene  Gewehre,  Schiesspulver,  leicht 
eutzündbare  chemische  Präparate  und  andere  Sachen  gleicher  Eigenschaft, 
dürfen  weder  als  Reisegepäck  aufgeliefert,  noch  in  den  Personenwagen  mit- 
genommen werden.  Das  Eisenbahn-Dienstpersonal  ist  berechtigt,  sich  in 
dieser  Beziehung  die  nöthige  Ueberzcugung  zu  verschaffen.  Der  Zuwiderhan- 
delnde haftet  für  allen  ans  der  l'ebertretung  des  obigen  Verbotes  an  dem 
fremden  Gepäcke  oder  sonnt  entstehenden  Schaden  und  verfällt  ausserdem 
i«  die  durch  das  Hahnpolizei-Reglement  bestimmte  Strafe.  Der  Lauf  eines 
initgeführten  Gewehres  muss  nach  oben  gehalteu  werden. 

§•  23. 

Ausschluss  trunkener  oder  renitenter  Personen  von 

der  Fahrt. 

Wer  die  vorgeschriebene  Ordnung  nicht  beobachtet,  sich  den  Anord- 
»uugen  des  Dienstpersonales  nicht  fügt  oder  sich  unanständig  benimmt,  wird 
ohne  Anspruch  auf  den  Ersatz  des  bezahlten  Fahrgeldes  von  der  Mit-  und 
Weiterreise  ausgeschlossen.  Namentlich  dürfen  trunkene  Personen  zum  Mit- 
fahren und  zum  Aufenthalte  in  den  Wartesälen  nicht  zugelassen  und  müssen 
ausgewiesen  werden,  wenn  sie  unbemerkt  dazu  gelangten. 
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Erfolgt  die  Ausweisung  unterwegs,  oder  werden  die  betreffenden  Per- 
sonen zurückgewiesen,  nachdem  sie  ihr  Gepäck  der  Expedition  bereits  über- 
geben haben,  so  haben  sie  keinen  Anspruch  darauf,  dass  ihnen  dasselbe 
anderswo  als  auf  der  Station,  wohin  es  expedirt  worden,  wieder  verab- 
folgt wird. 

b  i  Beförderung  des  Reisegepäcks. 

§■  24. 

Begriff  des  Reisegepäcks. 

Als  Reisegepäck  wird  in  der  Regel  nur,  was  der  Reisende  zu  seinem 
und  seiner  Angehörigen  Reisebediirfnisse  mit  sich  fuhrt,  namentlich  Koffer. 
Mantel-  und  Reisesäcke,  Hutschachteln,  kleine  Kisten  und  dergleichen  betor- 
dert ;  grössere  kaufmännisch  verpackte  Kisten,  Tonnen,  sowie  andere  nicht 
zu  den  ReisebedUrfnisseu  zu  rechnende  Gegenstände  können  ausnahmsweise 
zugelassen  werden.  Gegenstände,  welche  von  der  Beförderung  als  Frachtgut 
ausgeschlossen  sind,  dürfen  auch  als  Reisegepäck  nicht  aufgegeben 
werden. 

§•  25. 

Art  der  Verpackung,  Entfernung  älterer  Post-  und  Eisen- 
bahnzeich eu. 

Reisegepäck,  welches  nicht  sicher  und  dauerhaft  verpackt  ist,  kann 
zurückgewiesen  werden.  Die  Gepäckstücke  müssen  von  älteren  Post-  und 
Eisenbahnzeichen  befreit  sein.  Ist  diess  nicht  der  Fall  und  findet  in  Folge 
dessen  eine  Verschleppung  des  Gepäckes  statt,  so  kommt  die  Eisenbahn  für 
den  daraus  erwachsenen  Schaden  nicht  auf. 

26. 

Einlieferttng  des  Gepäcks. 

Die  Mitnahme  des  Gepäcks,  welches  nicht  spätestens  15  Minuten  vor 
Abgang  des  Zuges  unter  Vorzeigung  des  Fahrbillets  in  die  Gcpäek-Expedi 
tion  eingeliefert  ist,  kaun  nicht  beansprucht  werden. 

Wird  ausnahmsweise  und  unter  Vorbehalt  späterer  Expedirung  in 
dringenden  Fällen  Gepäck  auch  unexpedirt  mitgenommen,  so  wird  solches 
bis  zum  Zeitpunkte  der  Expedirung  als  zum  Transport  aufgegeben  nicht 
angesehen. 

Dasselbe  gilt  für  die  Annahme  von  Reisegepäck  auf  Haltestellen. 
Die  Gepäckfracht  muss  sofort,  bei  Vermeidung  des  Nachtheiles,  dass 
die  Beförderung  unterbleibt,  berichtigt  werden. 

S-  27. 

Mitnahm«:  von  Handgepäck. 
Kleine,  leicht  tragbare  Gegenstände  können,  wenn  die  Mitreisenden 
dadurch  nicht  belästigt  werden,  von  den  Reisenden  in  den  Wagen  mitgefllhrt 
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werden,  sofern  Zoll-  uml  Steuervorsehriften  solches  gestatten,  Für  solche  in 
den  Wagen  mitgenommene  Gegenstände  werden  Gepäckscheine  nicht  aus- 
gegeben; sie  sind  von  den  Reisenden  selbst  zu  beaufsichtigen. 

l'nter  denselben  Voraussetzungen  ist  Reisenden  IV.  Classe  auch  die 
Mitfiihrnng  von  Handwerkszeug.  Tornistern.  Tragelasten  in  Körben,  Säcken. 
Kiepen  etc.  und  anderen  Gegenständen,  welche  Fussgänger  bei  sieh  führen, 
nach  Entscheidung  des  Stationsvorstandes  gestattet. 

§•  28. 

Gepäckscheine  und  Auslieferung  des  Gepäcks. 

Gegen  Ehilieferung  des  Gepäcks,  wobei  die  Vorzeigung  des  Fahrbillets 
verlangt  werden  kann,  erhält  der  Reisende  einen  Gepäckseheiii.  Dem  Inhaber 
dieses  Scheins,  dessen  Legitimation  die  Verwaltung  zu  prüfen  nicht  ver- 
pflichtet ist,  wird  das  Gepäck  nur  gegen  Rückgabe  des  Scheins,  welche  die 
Hahnverwaltung  von  jedem  weiteren  Ansprüche  befreit,  ausgeliefert. 

Der  Inhaber  des  Gepäckscheins  ist  berechtigt,  nach  Ankunft  des  Zuges, 
zu  welchem  das  Gepäck  zum  Transport  aufgegeben  ist,  am  Restimmungsorte 
die  sofortige  Auslieferung  des  Gepäcks  nach  Ablauf  der  zur  ordnungsmässigen 
Ausladung  und  Ausgabe,  sowie  zur  etwaigen  steueramtlichen  Abfertigung 
erforderlichen  Zeit  im  Localc  der  Gepäck- Expedition  zu  verlangen.  Will 
derselbe  die  sofortige  Auslieferung  des  Gepäeks  nicht  erwarlen.  so  kann  er 
dasselbe  innerhalb  24  Stunden  nach  dessen  Ankunft  in  bestimmten  Expedi- 
tionsstunden gegen  Rückgabe  des  Scheins  in  der  Gepäck-Expedition  abfor- 
dern oder  abfordern  lassen.  Wird  das  Gepäck  innerhalb  24  Stunden  nicht 
abgeholt,  so  ist  für  dasselbe  das  vorgeschriebene  Lagergeld  zu  ent- 
richten. 

In  Ermangelung  des  Gepäekscheins  ist  die  Verwaltung  zur  Aushän- 
digung des  Gepäcks  nur  nach  vollständigem  Nachweise  der  Empfangsberech- 
tigung gegen  Ausstellung  eines  Reverses  und  nach  l'mständen  gegen  Sicher- 
heit verpflichtet. 

In  der  Regel  soll  das  Gepäck  nur  in  der  Station  ausgefolgt  werden, 
wohin  es  aufgenommen  ist.  Ausnahmsweise,  und  nur  insoferne  Zeit  und  Um- 
stände, sowie  Zoll-  und  Steuervorschriften  diess  gestatten,  kann  jedoch, 
wenn  der  Reisende  seinen  Plan  ändert  und  auf  einer  früheren  Station  den 
Zug  verlassen  will,  über  Begehren  das  Gepäck  auch  vor  der  eigentlichen 
Bestimmungsstation  ausgefolgt  werden.  In  einem  solchen  Falle  hat  der 
Reisende  bei  der  Ausfolgung  des  Gepäcks  den  Gepäckschein  zurückzustellen 
und  das  Fahrbillct  vorzuweisen  und  ausserdem  sieh  als  Aufgeber  unzweifel- 
haft zu  legitimiren. 

§.  29. 

Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  Reisegepäck. 
Die  Eisenbahn  haftet  von  dem  Zeitpunkte  der  Aushändigung  des  Ge- 
päckscheins ab  für  die  richtige  und  unbeschädigte  Ablieferung  der  Gepäek- 
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stiicke,  und  zwar  im  Allgemeinen  nach  den  im  Abschnitt  B.  (Beförderung 
von  Giltern)  enthaltenen  Bedingungen  und  Abreden,  soweit  solche  auf  die 
Beförderung  von  Reisegepäck  anwendbar  sind ,  insbesondere  aber  nach  fol- 
genden Grundsätzen: 

a)  Ist  von  dem  Reisenden  ein  höherer  Werth  nicht  declarirt,  so  wird  im 
Falle  des  Verlustes  oder  der  Beschädigung  der  wirklich  erlittene 
Schaden  vergütet;  dieser  kann  jedoch  in  einem  höheren  Betrage  als 
mit  drei  Gulden  Silber  für  jedes  Pfund  nach  Abzug  des  Gewichts  de«* 
unversehrten  Inhaltes  des  blos  beschädigten  Gepäckstückes  nicht  bean- 
sprucht werden ; 

b)  ist  von  dem  Reisenden  ein  höherer  Werth  declarirt,  so  wird  mit  der 
Gepäckfracht  ein  Frachtzuschlag  erhoben,  welcher  für  jede,  wenn  auch 
nur  angefangene  20  Meilen,  die  das  Gepäck  von  der  Absende-  bis  znr 
Bestimmungsstation  zu  durchlaufen  hat,  im  Minimum  10  kr.  beträgt  und 
2  pro  Mille  der  ganzen  declarirten  Summe  nicht  Ubersteigen  darf. 

Die  Werthdeclaration  hat  nur  dann  eine  rechtsverbindliche  Wirkung, 
wenn  sie  von  der  Expedition  der  Abgangsstation  im  Gepäckschein  ein  - 
geschrieben  ist. 

c)  Die  Verwaltung  ist  von  jeder  Verantwortlichkeit  für  Reisegepäck  frei, 
wenn  es  nicht  innerhalb  dreier  Tage  nach  Ankunft  des  Zuges  (§.  28» 
auf  der  Bestimmungsstation  abgefordert  wird. 

Der  Reisende,  welchem  das  Gepäck  nicht  Uberliefert  werden  würde, 
kann  verlangen,  dass  ihm  auf  dem  Gepäckschein  Tag  und  Stunde  der 
geschehenen  Abforderung  des  Gepäcks  von  der  Gepäck-Expedition  beschei- 
nigt werde. 

Für  den  Verlust  und  die  Beschädigung  von  Reisegepäck,  welches  von 
dem  Reisenden  nicht  zum  Transport  aufgegeben  worden  ist,  insbesondere 
für  den  Verlust  und  die  Beschädigung  der  in  den  Wagen  mitgenommenen 
Gegenstände  <§§.  26,  27)  wird  nur  Gewähr  geleistet,  wenn  ein  Verschulden 
der  Bahnverwaltung  oder  ihrer  Leute  nachgewiesen  ist. 

§.  30. 

In  V e r  1  u s t  gerat h ene  Gc packst ü c k e. 
Fehlende  Gepäckstücke  werden  erst  nach  Ablauf  von  acht  Tagen  nach 
der  Ankunft  des  Zuges,  zu  welchem  dieselben  aufgegeben  sind,  auf  der  Be- 
stimmungsstation des  Reisenden  als  in  Verlust  gerathen  betrachtet,  und  ist 
der  Reisende  erst  dann  befugt,  mit  Ausschluss  aller  weiteren  Entschädigungs- 
ansprüche desselben,  die  Zahlung  der  im  §.  29  bestimmten  Garantiesumme 
zu  fordern.  Ausserdem  kann  der  Reisende  bei  Empfangnahme  der  Ent- 
schädigung begehren,  dass  er,  falls  das  verloren  gegangene  Gepäckstück 
später  gefunden  wird,  hievon  benachrichtigt  werde.  Ueber  das  gestellte 
Begehren  ist  ihm  eine  Bescheinigung  zu  ertheilen.  Innerhalb  vier  Wochen 
nach  erhaltener  Nachricht  kann  der  Reisende  verlangen,  dass  das  Gepäck- 
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stück  freien  Rückerstattung  des  erhaltenen  .Schadenersätze«,  und  «war  am 
ursprünglichen  Bestimmungsorte  oder  nach  Wahl  des  Aufgebers  auch  am 
Anfgabsorto  frachtfrei  ausgefolgt  werde. 

Haftpflicht   der  Eisenbahn    für   versäumte  Lieferungszeit. 

Die  Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  Versäumung  der  Lieferungszeit  (§.  2«  \ 
richtet  sieh  naeh  folgenden  Bestimmungen : 

1.  Der  für  Versäumung  der  Lieferungszeit  zu  leistende  Ersatz  des 
nachzuweisenden  Sehadens,  sobald  solcher  überhaupt  eintritt,  kann  nur  im 
Betrage  von  5  kr.  für  jedes  Pfund  des  ausgebliebenen  Gepäcks  und  jeden 
angefangenen  Tag  der  Versäumniss  bis  dahin,  dass  das  Gepäck  als  in  Ver- 
lust gerathen  anzusehen  ist  (§.  30),  beansprucht  werden.  Will  der  Reisende 
die  Höhe  des  wegen  verspäteter  Lieferung  zu  leistenden  .Schadenersatzes  als 
die  Höhe  des  Interesses  an  der  rechtzeitigen  Lieferung  sich  sichern,  so  hat 
er  die  destallsige  Erklärung  mindestens  eine  halbe  .Stunde  vor  Abgang  des 
Zuges,  mit  welchem  die  Beförderung  geschehen  soll  und  nach  den  Betriebs- 
vorschriften geschehen  kann,  in  der  Gepäck-Expedition  abzugeben.  Sie  hat 
nur  dann  rechtsverbindliche  Wirkung,  wenn  sie  von  dieser  im  Gepäckschein 
vermerkt  i«t.  Die  hiefür  zu  entrichtende  Vergütung  darf  2  pro  Mille  der 
angegebenen  Interesse-Summe  für  jede  angefangenen  20  Meilen,  welche  das 
Gepäck  von  der  Absende-  bis  zur  Bestimmungs-Station  zu  durchlaufen  hat, 
mit  einem  Minimalbetrage  von  50  kr.  und  unter  Abrundung  der  zu  entrich- 
tenden Beträge  auf  ganze  Kreuzer  nicht  übersteigen.  Dagegen  wird  den 
Reisenden  als  Schadenersatz  für  die  verspätete  Lieferung  derjenige  Betrag 
desselben  von  der  Eisenbahn  geleistet,  welcher  innerhalb  des  deelarirten 
Betrages  nachgewiesen  werden  kann. 

2.  Die  Eisenbahn  ist  von  der  Haftung  für  den  Schaden,  welcher  durch 
Versäumung  der  Lieferuugszeit  entstanden  ist,  befreit,  sofern  sie  beweist, 
«lags  sie  die  Verspätung  durch  Anwendung  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Frachtführers  nicht  habe  abwenden  können. 

&  32. 
G  e  pMc  k  trüge  r. 

Auf  denjenigen  Stationen,  wo  sieh  Gepäckträger  befinden,  können  «lie 
Reisenden  sich  derselben,  jedoch  ohne  Verantwortlichkeit  der  Verwaltung, 
Ahr  den  von  der  Eisenbahn  nicht  übernommenen  Transport  des  Gepäcks  nach 
nnd  von  den  Loealen  der  Gepäck-Expeditionen  bedienen.  Die  Gepäckträger 
*ind  durch  die  Dienstabzeichen  erkennbar  und  mit  einer  gedruckten  Dienst- 
anweisung versehen,  welche  sie,  sowie  die  gedruckte  Gebührentaxe,  im 
Dienste  bei  sich  führen  und  auf  Verlangen  vorzeigen  müssen,  und  haben  eine 
Marke  bei  Empfangnahme  des  Gepäckscheins  auszufolgen. 
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33. 

Zurückgelassene  G e g e n s t ä  11  d e. 

Alle  im  Örtlichen  Bezirk  der  Bahnverwaltung  oder  in  den  Wagen  zurück- 
gelassenen, an  die  Eisenbahn  abgelieferten  Gegenstände  werden  mindestens 
8  Monate  lang  aufbewahrt.  Erst  uach  Ablauf  dieser  Frist  wird  mit  denselben 
nach  Massgabe  der  bei  den  einzelnen  Bahnen  darüber  bestehenden  Bestim- 
mungen verfahren. 

Gegenstände,  welche  dem  Verderben  ausgesetzt  sind,  können  best 
möglichst  verkauft  werden,  sobald  deren  Verderben  zu  befürchten  steht, 
und  wird  in  diesem  Falle  der  Erlös  bis  zum  Ablauf  der  festgesetzten  Frist 
zur  Disposition  des  Berechtigten  gehalten. 

Im  rehrigen  unterliegen  derlei  gefundene  Gegenstände  der  diesfalls 
in  den  allgemeinen  gesetzlichen  Vorschriften  vorgezeichneten  Behandlung. 

c  i  Beförderung  von  Leichen. 
§•  34. 

B  e  f  ö  r  d  e  r  u  n  g  s  -  B  e  d  i  n  g  u  n  g  e  n. 

In  der  Ausgangsstation  des  Zuges  muss  der  Transport  einer  Leiche 
wenigstens  sechs  Stunden,  und  in  den  Zwischenstationen  wenigstens  zwölf 
Stunden  vorher  angemeldet  werden. 

Die  Leichen  müssen  in  einem  metallenen  Sarge  luftdicht  eingeschlossen 
und  dieser  von  einer  hölzernen  Kiste  umgeben  sein.  Der  Transport  kann 
auch  mit  dem  Leichenwagen  selbst  stattfinden. 

Den  Leichen  muss  ein  Begleiter  beigegeben  werden,  welcher  ein 
Billet  der  von  ihm  benutzten  Wageuclasse,  mindestens  aber  ein  Dillet 
III.  Clause  zu  lösen  hat. 

Bei  der  Aufgabe  muss  der  gesetzlich  vorgeschriebene  Leichenpass  bei- 
gebracht werden,  welchen  die  Eisenbahn  übernimmt  und  bei  Ausfolgung  der 
Leiche  wieder  zurückstellt. 

Leichen  können  bei  der  Gepäck- Expedition  gegen  Transportscheiu  oder 
als  Eil-  oder  Frachtgut  gegen  Frachtbrief  aufgegeben  werden;  die  tarif- 
mässigen  Transportgebühren  müssen  bei  der  Aufgabe  entrichtet  werden. 

Wer  unter  falscher  Declaration  Leichen  zur  Beförderung  bringt,  bat 
ausser  der  Nachzahlung  der  verkürzten  Fracht  vom  Abgangs-  bis  zum  Be- 
stimmungsorte das  Vierfache  dieser  Frachtgebühr  als  Strafe  zu  entrichten. 

Innerhalb  sechs  Stunden  nach  Ankunft  des  Zuges  in  der  Bestimmungs- 
station muss  die  Leiche  abgeholt  werden,  widrigens  sie  nach  der  Verfügung 
der  Ortsobrigkeit  beigesetzt  wird. 
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d)  Beförderung  von  Equipagen  und  anderen  Fahrzeugen. 

§.  35. 

Annahme  und  Beförderung.  Einl  ieferungszeit. 

Equipagen  und  andere  Fahrzeuge  werden  nur  auf  und  nach  den  zu 
deren  Annahme  bestimmten  Stationen  zur  Beförderung  angenommen.  Sie 
müssen  zwei  Stunden  vor  Abgang  des  Zuges  angemeldet  und  spätestens 
Kine  Stunde  vorher  zur  Expedition  aufgeliefert  werden.  Auf  Zwischen- 
stationen kann  auf  eine  sichere  Beförderung  derselben  mit  dem  vom  Ver- 
sender gewünschten  Zuge  nur  dann  gerechnet  werden,  wenn  sie  24  Stunden 
vorher  angemeldet  worden . 

Equipagen  und  andere  Fahrzeuge  mit  den  Eil-  und  Schnellzügen  zu 
befördern,  ist  die  Eisenbahn  nicht  gehalten. 

Die  Reisenden  dürfen  wahrend  der  Fahrt  nicht  in  ihren  Equipagen 
bleiben. 

36. 

Ali  s  1  i  e  f  er  u  n  g. 

Nach  Ankunft  auf  der  Bestimmungsstation  wird  gegen  Rückgabe  der 
etwa  ertheilten  Quittung  die  Equipage  oder  das  Fahrzeug  ausgeliefert  und 
mnss  spätestens  innerhalb  zwei  Stunden  abgeholt  werden,  wenn  die  Ankunft 
bis  Abends  6  Uhr  erfolgt.  Trifft  dagegen  der  Zug  auf  der  Bestimmungs- 
station erst  später  ein,  so  läuft  diese  Frist  erst  von  Morgens  6  Uhr  des  fol- 
genden Tages  an.  Für  jede  Stunde  längeren  Verweilens  ist  die  Verwaltung 
ein  Standgeld  zu  fordern  berechtigt. 

§.  37. 

Belassung  von  Reisegepäck  ete.  in  den  Equipagen. 

Den  Begleitern  der  Equipagen  und  Fahrzeuge  steht  es  frei,  Bagage  und 
Reisegepäck  in  denselben  zu  belassen,  sofern  nicht  Zoll-  und  Stenervor- 
uchriften  entgegenstehen  (siehe  §.  38). 

§.  38. 

Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  Fahrzeuge. 

Die  Eisenbahn  haftet  für  die  beförderten  Equipagen  und  Fahrzeuge 
nach  den  für  den  Güterverkehr  geltenden  Bedingungen  und  Abreden,  soweit 
sie  auf  den  Gegenstand  anwendbar  sind.  Sie  haftet  aber  nicht  für  denjenigen 
•Schaden,  welcher  aus  der  Gefahr  entstanden  ist,  deren  Abwendung  durch 
die  von  ihr  vorgeschriebene  oder  von  dem  Versender  freiwillig  übernommene 
Begleitung  bezweckt  wird. 

Dabei  gilt  als  bedungen,  dass  bei  Verfolgung  von  Entschädigungs- 
Ansprttchen  für  Verlust  und  Beschädigung  der  der  Schadenberechnung  nach 


Digitized  by  Google 


158 


Nm-Mrapr  zum  ungemeinen  Tlieile. 


den  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  zu  Gruude  zu  lebende  Werth  den 
vom  Aufgeber  declarirten  Wertli  nicht  übersteigen  soll. 

Eine  solche  Werthangabe  ist  nur  flir  die  Equipage  oder  für  das  Fahr- 
zeug selbst,  nicht  für  die  darin  befindlichen  Gegenstände  (§,  37)  zulässig. 

In  Bezug  auf  letztere  haftet  die  Eisenbahn  nicht  für  den  .Schaden, 
welcher  aus  der  Gefahr  entstanden  ist,  deren  Abwendung  durch  die  Beglei 
tung  bezweckt  wird,  flir  Schäden  anderer  Art  aber  nur,  wenn  ein  Verschul- 
den der  Bahnverwaltuug  oder  ihrer  Leute  nachgewiesen  ist. 

Ist  Werthangahe  gewählt,  so  wird  der  im  Tarif  angegebene  Transport- 
preis der  Equipage  oder  des  Fahrzeuges  um  einen  bestimmten  Satz  erhöht. 
Dieser  Satz  darf  1  pro  Mille  der  flir  jedes  Fahrzeug  declarirten  ganzen 
Summe  flir  jede  angefangenen  20  Meilen  der  ganzen  Transportstreeke  mit 
einem  Minimalbetrage  von  5  kr.  und  Abrundung  des  zu  entrichtenden  Be- 
trages auf  ganze  Kreuzer  nicht  übersteigen.  Ist  Werthangabe  nicht  erfolgt, 
so  gilt  als  bedungen,  dass  der  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  zu 
ermittelnde  und  zu  ersetzende  Werth  jedes  Fahrzeuges,  einschliesslich  der 
darin  befindlichen  Gegenstände,  weder  in  Verlust-  noch  in  Besehädigungs- 
fallen  den  Betrag  von  450  Gulden  Silber  Ubersteigen  soll. 

Die  Angabe  eines  höheren  Werthes  als  450  Gulden  flir  eine  unter  Be- 
gleitung versendete  Equipage  hat  nur  dann  eine  rechtsverbindliche  Wirkung, 
wenn  sie  von  der  Expedition  der  Abgangsstation  im  Transportscheine  ver- 
merkt ist  ;  die  Angabe  eines  höheren  Werthes  der  ohne  Begleitung  versen- 
deten Equipagen  erfolgt  nach  den  für  Frachtgüter  gegebenen  Vorschriften. 
(Abschnitt  B.  4$.  23  . 

39. 

Lieferungszeit. 

Der  Transport  begleiteter  Equipagen  und  anderer  Fahrzeuge,  welche, 
mit  den  Personenzügen  befördert  werden,  geschieht  mit  dem  Zuge  bis  zur 
Bestimmungsstation,  zu  welchen  sie  aufgegeben  sind ;  sofern  sie  aber  unter- 
wegs aus  einem  Zuge  in  einen  andern  Ubergehen  müssen,  brauchen  sie  erst 
mit  dem  nächstfolgenden  Personenzuge  einzutreffen. 

Die  Lieferungszeit  für  alle  anderen  Equipagen  und  Fahrzeuge  ist  diY 
für  gewöhnliches  Gut  vorgesehene. 

Die  Haftpflicht  für  den  durch  Versäumung  dieser  Lieferfrist  entstan- 
denen Schaden  erstreckt  sich  der  Regel  nach  nicht  weiter,  als  auf  Zahlung 
von  höchstens  15  Gulden  für  jede  ausgebliebene  Equipage  und  jeden  auge 
fangenen  Tag  der  Versäumniss.  Die  Declaration  eines  höheren  Interesses 
der  rechtzeitigen  Lieferung  begleiteter  Equipagen  und  anderer  Fahrzeuge 
hat  nur  dann  eine  rechtsverbindliche  Wirkung,  wenn  sie  von  der  Expedition 
der  Abgangsstation  im  Transportscbeine  vermerkt  ist;  für  Equipagen  ohnt* 
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Begleitung  erfolgt  die  Deklaration  nach  den  für  Frachtgüter  gegebenen 
Vorschriften. 

In  beiden  Fällen  wird  ein  Frachtzuschlag  erhoben,  welcher  für  jede 
Meile  und  für  jede  angefangenen  dreissig  Gulden  der  ganzen  declarirten 
Summe  »/4  kr.  unter  Abrnndung  auf  ganze  Kreuzer  mit  einem  Minimalsatze 
von  15  kr.  nicht  übersteigen  darf. 

e  )  Beförderung  von  lebenden  Thieren. 

4j.  40. 

Annahme.    Ein-  und  Ausladen.    Ausschliessung  kranker  und 

wilder  Thierc. 

Lebende  Thiere  werden  nur  auf  und  nach  den  zu  deren  Annahme 
bestimmten  Stationen  zur  Beförderung  angenommen.  Der  Absender  oder 
Empfänger  muss  das  Ein-  und  Ausladen  in  die  Wagen  und  aus  denselben, 
sowie  die  zur  Befestigung  der  Thiere  erforderlichen  Mittel  und  das  Anbin- 
den selbst  besorgen  oder  besorgen  lassen,  sich  auch  von  der  sicheren  An- 
legung der  Thiere  selbst  Uberzeugen. 

Kranke  Thiere  und  solche,  welche  aus  Orten  kommen,  wo  eine  Vieh- 
seuche herrscht,  werden  nur  unter  Beobachtung  der  diessfalls  erlassenen 
•Sanität svorschriften  zur  Beförderung  angenommen. 

Zum  Transport  wilder  Thiere  ist  die  Eisenbahn  nicht  verpflichtet. 

Bei  der  Beförderung  anderer  lebender  Thiere  ist  die  Eisenbahnverwal- 
tung Begleitung  zu  fordern  berechtigt.  Die  Begleiter  haben  —  sofern  der 
Stationsvorstand  nicht  Ausnahmen  zulässt  —  ihren  Platz  in  den  betreffenden 
Viehwagen  zu  nehmen  und  die  Beaufsichtigung  des  Viehes  während  des 
Transportes  zu  bewirken.  Bei  kleinem  Vieh,  insbesondere  (JeflUgel,  wenn  es 
in  tragbaren,  gehörig  verschlossenen  Käfigen  (luftigen  und  hinlänglich 
geräumigen  Behältern)  aufgegeben  wird,  bedarf  es  der  Begleitung  nicht. 

§.  41. 

Beförderung  von  Hunden. 

Die  Beförderung  der  Hunde  geschieht  in  abgesonderten  Behältnissen. 

Der  Transportpreis  muss  bei  der  Aufgabe  des  Hundes  gegen  Lösung 
eines  Seheines  bezahlt  werden,  gegen  dessen  Zurücklieferung  nach  beendig- 
ter Fahrt  der  Hund  verabfolgt  wird.  Hunde,  welche  nach  Ankunft  auf  der 
Station  nicht  sofort  abgeholt  werden,  zu  verwahren,  ist  die  Verwaltung  nicht 
verpflichtet.  Diese  Bestimmungen  finden  jedoch  nur  auf  solche  Hunde  An 
wendung,  welche  als  Begleiter  von  Passagieren  mit  Personenzügen  befördert 
werden,  anderenfalls  gelten  für  die  Beförderung  von  Hunden  ebenfalls  die 
allgemeinen  Vorschriften  der  §§.  40  und  43. 
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4?.  42. 

Beförderung  von  Pferden. 

Mit  welchen  Zügen  und  in  welcher  Zahl  die  Beförderung  von  Pferden 
stattfindet,  hängt  von  dem  Ermessen  der  Eisenbahn  ab. 

Die  Pferde  müssen  wenigstens  Eine  Stunde  vor  Abgang  der  Züge  zur 
Einbringung  in  die  Wagen  bereit  stehen.  Wenn  der  Zug  in  der  Nacht  oder 
des  Morgens  früh  vor  7  Uhr  abgeht,  müssen  die  Pferde  bis  8  Uhr  Abends 
angemeldet  werden. 

Auf  die  Versendung  von  Zwischenstationen  ab  kann  mit  Sicherheit  nur 
im  Falle  vorheriger  Verständigung  mit  dem  Stationsvorstande  gerechnet 
werden. 

JBei  der  Ankunft  am  Bestimmungsorte  werden  die  Pferde  gegen  Rück- 
gabe der  etwa  ausgestellten  Beförderungsscheine  ausgeliefert,  das  Abführen 
derselben  rauss  spätestens  Eine  Stunde  nach  der  Ankunft  auf  dem  Bahn- 
hofe geschehen. 

Mit  Ablauf  dieser  Frist  ist,  selbst  wenn  die  Pferde  im  Freien  auf  dein 
Bahnhofe  stehen  bleiben,  die  Eisenbahnvcrwaltung  ein  Standgeld  zu  erheben 
berechtigt. 

Der  Fahrpreis  der  Pferde  ist  am  Abgangsorte  zu  entrichten. 

43. 

Beförderung  von  anderen  Thieren. 

Die  Quantität  der  gleichzeitig  zu  befördernden  sonstigen  Thiere,  sowie 
die  Züge,  mit  welchen  sie  zu  befördern,  bestimmt  die  Eisenbahn.  Namentlich 
hängt  die  Mitnahme  einzelner  Stücke  davon  ab,  ob  passlicher  Raum  vorban- 
den ist  und  kann  daher  in  voraus  nicht  zugesichert  werden. 

Der  Fahrpreis  ist  am  Absendungsorte  zu  erlegen.  Im  internen  öster- 
reichisch-ungarischen Verkehre  kann  derselbe  bei  Aufgabe  gegen  Fracht- 
brief nach  Wahl  des  Aufgebers  auch  an  den  Empfänger  zur  Zahlung  über- 
wiesen werden. 

Die  Thiere  müssen  zwei  Stunden  vor  Abgang  des  Zuges  auf  den 
Bahnhof  gebracht  und,  wenn  der  Zug  in  der  Nachtzeit  oder  des  Morgens  vor 
7  Uhr  abgeht,  bis  8  Uhr  Abends  vorher  angemeldet  werden.  Bei  der  Ankunft 
an  dem  Bestimmungsorte  werden  die  Thiere  gegen  Rückgabe  der  Befor- 
derungsscheine  ausgeliefert;  das  Ausladen  und  Abtreiben  muss  spätestens 
zwei  Stunden  nach  Ankunft  auf  dem  Bahnhofe  geschehen.  Nach  Ablauf 
«lieser  Frist  ist  die  Eisenbahn  berechtigt,  ein  Standgeld  zu  erheben,  falls  sie 
«lern  Vieh  einen  ferneren  Aufenthalt  auf  dem  Bahnhofe  gestattet;  oder  sie  bat 
die  Thiere  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Versenders  in  Verpflegung  zngebeu. 
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§.  44. 

Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  Thiere. 

Die  Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  Verlust  und  Beschädigung  zur  Beför- 
derung übernommener  Hunde,  Pferde  und  sonstiger  lebender  Thiere  richtet 
sieh  nach  den  für  den  Güterverkehr  im  Abschnitte  B  enthaltenen  Vertrags- 
bedingungen, soweit  solche  auf  den  Transport  von  Thieren  anwendbar  sind. 

Die  Eisenbahn  haftet  aber  nicht  für  den  Schaden,  welcher  aus  der  mit 
dem  Transporte  der  Thiere  für  dieselben  verbundenen  besonderen  Gefahr 
entstanden  ist ;  sie  leistet  daher  insbesondere  keinen  Ersatz,  wenn  der  Ver- 
lust oder  die  Beschädigung  durch  Entspringen,  Fallen,  Stossen,  Ersticken 
<»der  aus  sonstigen  Ursachen  beim  Einladen,  Ausladen,  während  des  Trans- 
portes oder  beim  Aufenthalt  auf  dem  Bahnhofe  entstanden  ist.  Auch  haftet 
sie  nicht  ftir  den  Schaden,  welcher  aus  der  Gefahr  entstanden  ist,  deren  Ab- 
wendung durch  die  (§.  40)  geforderte  Begleitung  bezweckt  wird.  Dahin 
•sind  alle  Gefahren  zu  rechnen,  welche  nicht  aus  einer  von  der  Eisenbahn  zu 
vertretenden  Beschädigung  des  zum  Transport  benützten  Fahrzeuges  ent- 
stehen, namentlich  auch  diejenigen,  welche  durch  gehörige  Beaufsichtigung, 
Wartung  und  Fütterung  der  Thiere  während  des  Transportes  abgewendet 
werden  können. 

Tritt  Ersatzpflichtigkeit  ein,  so  bilden,  sowohl  in  Verlust-  wie  in  Be- 
sehädigungsfällen,  der  vom  Aufgeber  declarirte  Werth,  falls  aber  eine  solche 
Werthangabe  nicht  erfolgt  ist,  die  folgenden  Beträge  die  Maximal-Ent- 
schädigungssätze : 

225  tl.  Silber  für  ein  Pferd, 
105  ,      „      .,  einen  Mastochsen, 
75  n  n   ein  Haupt  Bindvieh, 

!>  „       „      „  ein  Kalb, 
30  „      n      „  ein  Mastschwein, 
1 2  „      ,      „ein  mageres  Schwein, 
•*J  ,,      „      „  ein  Ferkel, 
6  „      „      „  ein  Schaf  oder  eine  Ziege, 
3  „      n      n   einen  Hund, 
1  5  „      -      „  den  Centner  sonstiger  Thiere. 

Ist  Werthangabe  gewählt,  so  ist  neben  dem  tarifmässigen  Transport- 
preise ein  Zuschlag  zu  bezahlen,  welcher  1  pro  Mille  der  ganzen  declarirteu 
•Summe  für  jede  angefangenen  20  Meilen  der  ganzen  Transportstrecke  mit 
Hnem  Minimalbetrage  von  5  kr.  und  Abrnndung  des  zu  entrichtenden  Be- 
trages auf  ganze  Kreuzer  nicht  übersteigen  darf. 

Die  Angabe  eines  höheren  Werthes  hat  nur  dann  eine  rechtsverbind- 
liche Wirkung,  wenn  sie  entweder  auf  dem  Transportseheine  durch  die  Ex- 
pedition der  Abgangsstation  oder  (in  solchen  Fällen,  wo  die  Beförderung 
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mittelst  Frachtbriefen  erfolgt)  mit  Buchstaben  auf  der  Rückseite  des  Fracht- 
briefes an  der  dazu  bestimmten  Stelle  durch  den  Versender  eingetragen  ist. 

fr  45. 
Li  eferu ngszeit. 

Die  Liefcmngszeit  ist,  je  nachdem  die  Beförderung  mit  Personen-  oder 
mit  Güterzügen  geschieht,  die  für  Eilgut  oder  für  gewöhnliches  Gut,  und 
berechnet  sich  nach  den  im  Abschnitte  B  enthaltenen  Bestimmungen,  welche 
auch  für  die  Folgen  versäumter  Lieferungszeit  massgebend  sind. 

Die  Auslieferung  von  Pferden  und  Hunden,  welche  mit  Personenzügen 
befördert  werden,  kann  jedoch  in  der  §.  28,  Alinea  2,  für  Gepäck  bestimm 
ten  Frist  verlangt  werden.  Die  Declaration  eines  höheren  Interesses  der 
rechtzeitigen  Lieferung  hat  nur  dann  eine  rechtsverbindliche  Wirkung,  wenn 
sie  entweder  auf  dem  Transportscheine  durch  die  Expedition  der  Abgangs 
Station  oder  (iu  solchen  Fällen,  wo  die  Beförderung  mittelst  Frachtbriefes 
erfolgt;  mit  Buchstaben  auf  der  Rückseite  des  Frachtbriefes  an  der  dazu 
bestimmten  Stelle  durch  den  Versender  eingetragen  ist. 

In  beiden  Fällen  wird  ein  Frachtzuschlag  erhoben,  welcher  für  jede 
Meile  und  für  jede  angefangenen  30  Gulden  der  ganzen  declarirteu  Summe 
kr.,  unter  Abrundung  auf  ganze  Kreuzer,  mit  einem  Minimalsatze  von 
15  kr.  nicht  übersteigen  darf. 

B. 

Beförderung  von  Gütern. 

§.  1. 

Uebcrgang  von  Bahn  zu  Bahn. 

Der  Transport  von  Gütern  erfolgt  von  und  nach  allen  für  den  Güter- 
verkehr eingerichteten  Stationen,  ohne  dass  es  behufs  des  Ueberganges  von 
einer  Bahn  auf  die  andere  einer  Vermittelungsadresse  bedarf. 

$•  2. 

I' e he r nähme  der  Güte  r. 

Die  Eisenbahn  ist  nicht  verpflichtet,  (int  zum  Transport  zu  übernehmen, 
welches  nicht  ordnungsmässig  oder  gar  nicht  verpackt  ist,  ungeachtet  seine 
Natur  nach  dem  Ermessen  der  Eisenbahn  vorbehaltlich  der  richterlichen  Ent- 
scheidung, eine  Verpackung  zum  Schutze  gegen  Verlust  oder  Beschädigung 
auf  dem  Transporte  erfordert. 

Dergleichen  Gut  kann  ausnahmsweise  befördert  werden,  wenn  der  Ab- 
sender das  Fehlen  oder  den  mangelhaften  Zustand  der  Verpackung  durch 
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(ine  mit  seiner  Unterschrift  versehene,  auf  dem  Frachtbriefe 
zu  wiederholende  Erklärung  anerkennt  und  sind  in  dieser  Erklä- 
rung die  einzelnen  Colli  zu  beschreiben  und  zu  specificiren. 

Für  die  von  dem  Versender  hinsichtlich  des  Fehlens  oder  des  mangel- 
haften Zustande»  der  Verpackung  abzugebende  Erklärung  ist  der  Wortlaut 
durch  ein  Formular  vorgeschrieben  (cfr.  Anlage  A).  welches  in  den  Expedi- 
tionen bereitgehalten  wird. 

§.  3. 

Von  der  Beförderung  ausgeschlossene  und  nur  bedingungs- 
weise zugelassene  Gegenstände. 

/.    Vtm  der  Beförderung  sind  ausgeschlossen: 

L  Alle  solche  Güter,  die  wegen  ihres  Gewichtes  oder  Umfange»,  ihrer 
Form  oder  sonstigen  Eigenschaft  nach  den  Einrichtungen  und  der  Benützung* 
weise  der  Bahn  zum  Transporte  nicht  geeignet  sind. 

2.  Alle  po8tzwaiigapflichtigen  Gegenstände,  sowie  Documente,  Edel- 
steine, echte  Perlen  und  Pretiosen. 

3.  Alle  der  Selbstentzündung  oder  Explosion  unterworfenen  Gegen- 
stände, z.  B.  Zündschnüre  (mit  Ausnahme  der  unter  II.  A.  (>  genannten), 
geladene  Gewehre,  Knallsilber.  Knallquecksilber,  Knallgold,  Pyropapier 
(sogenanntes  Düpplerschanzenpapier) ,  Nitro  -  Glycerin  (SprengÖl),  pikrin- 
sanre  Salze  (Pikringelb,  Anilingelb  u.  s.  w.),  Natronkokes  und  alle  Präparate, 
in  deren  Mischung  sich  Phosphor  in  Substanz  befindet,  ferner  Zündblättchen 
amorecs«. 

//.  fiedingungsireise  werden  tum  Tronsporl  xugelassen ; 

A. 

1.  Aether.  Naphta,  Hoffmannsgeist  (Hoffinamistropfen),  Collodium. 
Schwefelkohlenstoff  (Sehwefelalkohol).  Holzgeist  in  rohem  und  rectificirtem 
Zustande.  Alkohol  und  Sprit. 

2.  GrUnkalk. 

3.  Chlorsäure*  Kali  und  reine  Pikrinsäure. 

4.  Mineralsäuren  aller  Art  und  Oelsatz  von  der  Oelraffinerie,  Aetz- 
natronlauge.  Sodalauge  und  Aetzkalilauge,  sowie  die  Gefässe,  in  denen  solche 
transportirt  worden  sind,  ferner  in  Ballons  zur  Beförderung  kommende  Fir- 
nisse. Firnissfarben,  Säfte,  ätherische  und  fette  Oele,  Weingeist  und  andere 
unter  Nr.  1  nicht  genannte  Spirituosen,  desgleichen  Brom. 

5.  Terpentinöl.  Theeröl  (Hydrocarbür),  Mineralöl,  Camphin,  Photo- 
gene, Pinolin,  leichtes  SteinkohlenÖl  (Benzin),  Ligroin  (Petroleum-Naphta), 
Mineralschmieröl  und  ähnliche  Substanzen,  sowie  die  Gefässe,  in  denen 
solche  transportirt  sind;  alle  übelriechenden  Oele,  desgleichen  Salmiakgeist. 

11  • 
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6.  Reib-  und  Streichzünder  (als  Lichtchen,  Hölzchen,  Schwämmchen), 
Sicherheitszünder  (Zündschnüre),  wenn  sie  aus  einem  dünnen,  dichten 
Schlauche  bestellen,  in  dessen  Innern  eine  verhältnissmässig  geringe  Menge 
Sehiesspulver  enthalten  ist.  Bucher'sche  Peuerlöschdosen  in  blechernen 
Hülsen. 

7.  Phosphor. 

8.  Wolle  und  wollene  Abfälle,  Tuchtrümmer,  .Spinnerei-,  Baumwollen 
und  Baumwollengarn-Abfälle,  Flachs,  Hanf,  Werg,  Lumpen  und  ähnliche  der- 
artige Gegenstände,  wenn  sie  gefettet  sind,  sowie  Kunstwolle,  Mungo- 
oder Shoddy- Wolle,  Weber-  oder  Harnischlitzen,  Geschirrlitzen. 

9.  Petroleum  in  rohem  oder  gereinigtem  Zustande,  auch  Petroleum 
Aether  (Naphta),  sowie  leere  Gelasse,  in  welchen  diese  Gegenstände  (nuis- 
portirt  sind. 

10.  Petarden  für  Knall-Haltesignale  auf  den  Eisenbahnen. 

11.  Zündhütchen,  Zündspiegel  und  Metallpatronen. 

12.  Gold-  und  Silberbarren,  Piatina,  Geld  und  geldwerthe  Papiere. 

13.  Gemälde  und  andere  Kunstgegenstände. 

14.  Arsenikalien,  nämlich  arsenige  Säure  (Hüttenrauch),  gelbes  Arsenik 
r  Kauschgelb,  Auripigment),  rothes  Arsenik  (Henlgar),  Scherbenkobalt  (Fliegen 
stein)  u.  s.  w.  und  andere  Giftstoffe. 

15.  Kienruss. 

16.  Hefe,  sowohl  flüssige,  als  feste. 

Im  internen  österreichisch-ungarischen  Verkehr  auch: 

17.  Schiesspulver. 

18.  Schiessbaumwolle. 
1  9.  Feuerwerkskörper. 

20.  Patent-Sprengpulver  (Dynamit  u.  dgl.). 

Alle  unter  1.  bis  16.,  sowie  unter  17.  bis  20.  genannten  Gegenstände 
werden  zum  Transporte  nur  angenommen,  wenn  ihnen  besondere,  andere 
Gegenstände  nicht  umfassende  Frachtbriefe  beigegeben  sind.  Im  Einzelnen 
ist  zu  beachten : 

Zu  Nr.  1.  Aether,  Naphta  und  absoluter  Alkohol,  auch  Hoffmannsgcist 
( Hoffmannstropfen)  und  Collodiutn  dürfen  nur  in  doppelten  Verschlüssen, 
und  zwar  dergestalt  zur  Versendung  kommen,  dass  die  gläsernen  Flaschen, 
in  denen  sich  die  Stoffe  befinden,  in  starken  Holzkisteu  mit  Kleie  oder  Säge 
tnehl  eingefüttert  sind. 

Für  die  Beförderung  von  Schwefelkohlenstoff  (Schwefelalkohol)  gelten 
folgende  Vorschriften : 
a )  Befindet  sich  Schwefelkohlenstoff  in  cylindrischen,  aus  Zink  gefertigten 

Gefässen,  welche  oben  und  unten  durch  aufgelöthete  eiserne  Reifen 

verstärkt  sind,  so  werden  diese  nur  dann  zum  Transporte  angenommen. 

wenn  jedes  einzelne  Gefäss  ein  Gewicht  von  höchstens  70  Pfund  hat. 
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U)  Kinf  Gewichts-Beschränkung  findet  dagegen  hinsichtlich  solcher  mit 
Schwefelkohlenstoff  gefüllten  Gelasse,  welche  ans  starkem  Eisenblech 
gefertigt,  gehörig  vernietet  und  in  den  Nähten  gut  verlöthet  sind,  nur 
insoweit  statt,  als  das  Gewicht  des  einzelnen  Gefasses  10  Centner  nicht 
übersteigen  darf. 

c )  Die  Gefässe  ans  Zinkblech  müssen  in  geflochtenen  Körben  einge- 
schlossen sein. 

H)  In  Glasgcfässcn,  die  in  Blechbüchsen  mit  Kleie  oder  Sägemehl  einge- 
füttert sind,  wird  auch  Schwefelkohlenstoff  zum  Transporte  zugelassen. 

e)  Die  Beförderung  des  Schwefelkohlenstoffes  findet  »n  allen  Fällen  nur 
auf  ganz  offenen  Wagen  ohne  Decktucb  statt. 

Holzgeist  im  rohen  und  rectificirten  Znstande,  Alkohol  und  Sprit  wer- 
den nur  in  Fässern  oder  Blechgefässen  zugelassen. 

Zu  Nr.  2.  Grünkalk  wird  nur  auf  offenen  Wagen  befördert. 

Zu  Nr.  3.  Das  chlorsaure  Kali  muss  sorgfältig  in  Papier  verpackt  sein, 
und  müssen  die  Packete  in  hölzerne  Fässer  oder  Kisten  eingeschlossen  wer- 
den. Die  Beförderung  von  reiner  Pikrinsäure  erfolgt  nur  gegen  eine  von 
einem  geeigneten  Chemiker  auszustellende  Bescheinigung  über  die  Reinheit 
und  Ungefahrlichkeit  der  aufgegebenen  Pikrinsäure. 

Zu  Nr.  4.  Die  Ballons,  in  denen  Mineralsäurc  (Schwefelsäure  —  Vitriolöl 
—  Salzsäure  —  Salpetersäure  —  Scheidewasser)  etc.  verschickt  werden, 
müssen  wohl  verpackt  und  in  besondere,  mit  starken  Vorrichtungen  zum 
bequemen  Handhaben  versehene  Gefässe  (wozu  auch  geflochtene  Körbe 
dienen  können)  eingeschlossen  sein.  Die  Annahme  zum  Transport  kann 
abgelehnt  werden,  wenn  die  Verpackung  nicht  mit  Sorgfalt  ausgeführt  ist, 
und  die  Kisten,  respective  Gefässe  nicht  mit  Vorrichtungen  zum  bequemen 
Handhaben  versehen  sind. 

Mineralsäuren  müssen  stets  getrennt  verladen,  dürfen  also  mit  anderen 
Chemikalien  nicht  in  einen  und  denselben  Wagen  gebracht  werden.  Die 
'/iUsammenladung  mit  Petroleum  und  anderen  mineralischen  Leuchtstoffen  ist 
gestattet,  jedoch  soll  Petroleum,  soweit  thunlich,  allein  verladen  werden. 

Zu  Nr.  5.  Hydroearbür  oder  Substanzeu  ähnlicher  Art  werden  bei  Ver- 
sendungen in  Blechgefässen  oder  Glasballons  ohne  Korbumflechtung  nur 
dann  zur  Beförderung  übernommen,  wenn  diese  Gefässe  in  Körbe  verpackt 
sind.  Die  Beförderung  von  Terpentinöl  und  allen  sonstigen  übelriechenden 
Qelen  findet  nur  in  offenen  Wagen  statt. 

Zu  Nr.  4  und  5.  Ballons  mit  Mineralsäure  (Schwefelsäure,  Salzsäure, 
Salpetersäure  etc.).  sowie  Ballons  mit  Theeröl  (Hydroearbür),  Mineralöl, 
Camplim,  Photogen,  Pinolin,  leichtem  Steinkohlenöl  (Benzin)  und  ähnlichen 
Substanzen  werden,  wenn  die  einzelnen  Colli  nicht  Uber  1 1/2  Centner  schwer 
und,  zur  Frachtberechnung  nach  dem  wirklichen  Gewichte  angenommen. 
Bei  Versendung  von  Ballons  über  1«/.  Centner  kann  die  Eisenbahnverwal 


Digitized  by  Google 


166 


Nachtrüge  sunt  allgemeine»  Tlieile. 


tung  die  Bezahlung  der  Fracht  für  40  Centner  verlangen  und  das  Auf-  un»l 
Abladen  der  Ballons  ist  vom  Versender,  beziehungsweise  Empfänger  zu 
besorgen.  Die  letzteren  haben  folglich  keine  Befugniss,  hinsichtlich  der  frag 
liehen  Ballons  desfallsige,  für  andere  Güter  zulässige  Requisitionen  an  die 
Eisenbahn  zu  richten.  Falls  das  Abladen  solcher  Ballons  seitens  der  Em- 
pfanger nicht  binnen  spätestens  drei  Tagen  nach  der  Ankunft  auf  der  Em 
pfangsstation,  respective  nach  der  Avisirung  der  Ankunft  erfolgt,  ist  die 
Eisenbahn  berechtigt,  die  Ballons,  unter  Hinzurechnung  der  entstandenen 
Wagenstrafmiethe,  zurückzusenden  (siehe  4j.  16.). 

Zu  Nr.  6.  Die  Reib-  und  Streichzünder,  sowie  die  .Sicherheitszünder 
und  Zündschnüre  müssen  in  Behältnissen  von  starkem  Eisenblech  oder  min 
destens  in  sehr  festen  hölzernen  Kisten  von  nicht  über  1.,  Kubikmeter  Grösse 
sorgfältig  und  dergestalt  fest  verpackt  sein,  dass  der  Raum  der  Kisten  völlig 
ausgefüllt  ist.  Die  Kisten  sindäusserlich  deutlieh  mit  dem  Inhalte  zu  bezeichnen. 

Bucher'sche  Feuerlöschdosen  werden  nur  in  12  bis  20  Pfund  enthalten- 
den Kistchen,  welche  inwendig  mit  Papier  verklebt  und  ausserdem  in  gleich 
falls  ausgeklebten  grossen  Kisten  eingeschlossen  sind,  /.um  Transporte 
zugelassen. 

Zu  Nr.  7.  Phosphor  muss  mit  Wasser  umgeben,  in  Blechbüchsen,  weicht- 
höchstens  12  Pfund  fassen  und  verlöthet  sind,  in  starke  Kisten  mit  Sägemehl 
fest  verpackt  sein.  Die  Kisten  müssen  ausserdem  gehörig  in  graue  Leinwand 
emballirt  sein,  an  zwei  ihrer  oberen  Kanten  starke  Handhaben  besitzen, 
dürfen  nicht  mehr  als  150  Pfund  wiegen  und  müssen  äusserlich  als  .Phos- 
phor enthaltend"  und  mit  dem  Zeichen  „Oben-  versehen  sein. 

Zu  Nr.  8.  Werden  Gegenstände  der  hier  genannten  Art  zum  Versandt 
aufgegeben,  so  muss  aus  dem  Frachtbriefe  ersichtlich  sein,  ob  sie  gefettet 
sind  oder  nicht.  Ist  Erstcres  der  Fall,  so  werden  sie  nur  auf  offenen  Wagen 
und  gegen  Revers  des  Versenders  verladen,  so  dass  gegen  Nasswerden  der- 
selben keine  Garantie  geleistet  wird.  Fehlt  die  desfallsige  Bezeichnung,  so 
wird  angenommen,  dass  die  betreffenden  Gegenstände  gefettet  sind,  und  die 
Verladung  danach  bewirkt. 

Zu  Nr.  9.  Petroleum  und  Petroleum-Aether  (Napbta)  wird  nur  zur  B»- 
förderung  angenommen  in  besonders  guten,  dauerhaften  Fässern  oder  in 
Blechbüchsen,  welche  in  mit  Sägemehl  oder  Kleie  ausgefüllten  Kisten  ver- 
packt sind,  oder  in  sorgfältig  verlötheten  Gelassen  aus  starkem  Weißblech 
von  quadratischer  Grundform  bei  einer  Länge  und  Breite  von  etwa  21  Cen- 
timeter  und  einer  Höhe  von  etwa  31  Ceutimeter,  welche  zu  je  zwei  in  einer 
Kiste  aus  mindestens  l.a  Ceutimeter  starken  Bretern  dergestalt  verpackt 
sind,  dass  ein  Rütteln  der  Gefässe  nicht  möglieh  ist.  Während  des  Trans- 
portes etwa  schadhaft  gewordene  Blechgefässe  werden  sofort  ausgeladen  und 
mit  dem  noch  vorhandenen  Inhalte  für  Rechnuug  des  Versenders  bestmög- 
lichst verkauft.  Die  Beförderung  geschieht  nur  auf  offenen  Wagen.  Auf  eine 


Digitized  by  Google 


Verkehr  «ler  Ki«<*ni>aliu«Mi. 


l«7 


Abfertigung  im  Zollansageverfahren,  welche  eine  feste  Bedeckung  und  Plom» 
bünng  der  Wagendecken  erforderlich  machen  würde,  wird  die  Beförderung 
nicht  übernommen. 

Zu  Nr.  10.  Die  Petarden  müssen  fest  in  Papierschnitzeln,  Sägemehl  oder 
tivps  verpackt  oder  auf  andere  Weise  so  fest  und  getrennt  gelegt  sein,  dass 
die  Blechkapseln  sich  weder  selbst  unter  einander,  noch  einen  anderen  Körper 
berühren  können;  die  Kisten,  in  denen  die  Verpackung  geschieht,  mlissen 
von  mindestens  2.,  Centimeter  starken,  gespundeten  Bretern  angefertigt, 
durch  Holzschrauben  zusammengehalten,  vollständig  dicht  gemacht  und  mit 
einer  zweiten  dichten  Kiste  umgeben  sein ;  dabei  darf  die  äussere  Kiste  kei- 
nen grösseren  Raum  als  0.0i  Kubikmeter  haben. 

Die  Annahme  zur  Beförderung  erfolgt  nur  dann,  wenn 
die  Frachtbriefe  mit  einer  amtlichen  Beseheinigung  Uber 
die  vorschriftsmassig  »angeführte  Verpackung  versehen 
sin  d. 

Zn  Nr.  11.  Zündhütchen,  Zündspiegel  und  Metallpatronen  müssen  sorg- 
fältig in  festen  Kisten  oder  Fässern  verpackt  und  jedes  Collo  muss  mit  einem 
besonderen ,  die  Bezeiehnung  „Zündhütchen  etc.u  enthaltenden  Zettel 
beklebt  sein. 

Zu  Nr.  12.  L'nter  welchen  Bedingungen  Gold-  und  Silberwaaren,  Pia- 
tina,  Edelmetall,  gemünztes  und  Papiergeld  zum  Transporte  angenommen 
werden,  bestimmen  die  besonderen  Vorschriften  jeder  einzelnen  Eisenbahn. 

Zu  Nr.  13.  Die  Beförderung  von  Gemälden  und  anderen  Kunstgegen- 
stiinden  ist  die  Eisenbahnverwaltung  zu  Ubernehmen  nur  dann  verpflichtet, 
wenn  in  den  Frachtbriefen  keine  Werthangabe  enthalten  ist. 

Zu  Nr.  14.  Arsenikalien,  nämlich  arsenige  Säure  (Hüttenrauch),  gelbes 
Arsenik  (Kauschgelb,  Auripigment),  rothes  Arsenik  (Realgar),  Scherben- 
kobalt (Fliegenstein)  etc.,  werden  nur  dann  zum  Eisenbahntransporte  ange- 
nommen, wenn  sie  in  doppelten  Fässern  oder  Kisten  verpackt  sind.  Die 
Bilden  der  Fässer  müssen  mit  Einlagereifen,  die  Deckel  der  Kisten  mit  Reifen 
"der  eisernen  Bänderw  gesichert  werden.  Die  inneren  Fässer  oder  Kisten  sind 
von  starkem  trockenen  Holze  zu  fertigen  und  inwendig  mit  Leinwand  oder 
ähnlichen  dichten  Geweben  zu  verkleben. 

Auf  jedem  Collo  muss  in  leserlichen  Buchstaben  mit  schwarzer  Oelfarbe 
da»  Wort  „Arsenik  (Gift)u  angebracht  sein. 

Andere  giftige  Metallpräparate  (giftige  Metallfarben,  Metallsalze  etc.) 
wohin  insbesondere  Quecksilberpräparate,  als:  Sublimat,  Calomel,  weisses 
und  rothes  Präeipitat,  Zinnober,  Kupfersalze  und  Kupferfarben,  als:  Kupfer- 
vitriol, Grünspan,  grüne  und  blaue  Knpferpigmente,  Bleipräparate  als:  Blei- 
?lätte  (Massicot),  Mennige,  Bleizucker  und  andere  Bleisalze,  Bleiweiss  und 
andere  Bleifarben,  Zinn-  und  Antimonasche  gehören,  dürfen  nur  in  dichten, 
von,  festem,  trockenem  Holze  gefertigten,  mit  Einlagereifen,  respective  Um- 
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fassnngsbändern  versehenen  Fässern  oder  Kisten  zum  Transporte  aufgegeben 
werden.  Die  Umschliessungen  müssen  so  beschaffen  sein,  dass  durch  die 
beim  Transporte  unvermeidlichen  Erschütterungen.  Stösse  etc.  ein  Verstau- 
ben der  Stoffe  durch  die  Fugen  nicht  eintritt. 

Zu  Nr.  15.  Kienrii8s  wird  nur  in  kleinen,  inwendig  mit  in  Wasserglas 
getränktem  Papier  verklebten  Gcfässen  zur  Beförderung  zugelassen. 

Zu  Nr.  16.  Hefe,  sowohl  flüssige  als  feste,  wird  nur  in  Gelassen  zuge- 
lassen, die  nicht  luftdicht  geschlossen  sind. 

Zu  Nr.  17.  Schiesspulver  jeder  Gattung  muss  in  guten  (Mehlpulver  in 
doppelten)  Zwilchsäcken  und  überdiess  in  gut  abgebundenen,  mit  Einlege 
reifen  versehenen  Holzfässern  verpackt  sein. 

Zu  Nr.  18.  Schiessbaumwolle  ist  gleich  Schiesspulver  in  Zwilchsäcken 
und  Pulverfässern  —  ohne  Säcke  aber,  in  mit  Papier  auscachirten  Holz 
kisten  —  zu  verpacken. 

Zu  Nr.  19.  Feuerwerkskörper  dürfen  nur  in  gut  schlie.ssenden  Holz- 
kisten, in  welchen  die  einzelnen  Körper  mit  Werg  fest  gelagert  sein  müssen, 
zur  Aufgabe  gelangen. 

Zu  Nr.  20.  Patent-Sprengpulver  (Dynamit  u.  dgl.)  darf  nur  dann  zum 
Transporte  angenommen  werden f  wenn  es  aus  einer  Fabrik  stammt,  deren 
Erzeugnisse  zufolge  behördlicher  Genehmigung  für  den  Eisenbahn-Transport 
geeignet  sind,  nnd  welche  mit  den  diessfalls  erforderliehen  Legitimationen 
und  Schutzmarken  versehen  zur  Aufgabe  gelangen. 

Dasselbe  muss  vorher  in  Papier,  sodann  in  mit  Sägespänen  .ausgefüllten 
Holzkisten  oder  Holzfässcrn  verpackt  sein ,  welche  Holzgefüsse  blos  mit 
Holzreifen  und  Holznägeln  verschlossen  werden  dürfen. 

Ii. 

Heu,  Kohr  (excl.  Span.  Rohr),  Borke,  Stroh  (auch  Reis-  und  Flachs 
stroh)  und  Torf  werden  im  unverpackten  Zustande  nur  in  bedeckten 
Wagen,  und  wenn  ausserdem  Versender  und  Empfänger  das  Auf  und 
Abladen  selbst  besorgen,  zum  Transporte  zugelassen.  Auch  habeu  Versender 
auf  Verlangen  der  Verwaltung  die  Bedeckung  dieser  und  der  Artikel  Gyps. 
Kalkäsehcr.  Trass  und  Holzkohlen  selbst  zu  beschaffen 

C. 

Für  solche  Gegenstände,  deren  Verladung  oder  Transport  nach  dem 
Ermessen  der  übernehmenden  Verwaltung  besondere  Schwierigkeiten  verur 
sacht,  kann  die  Beförderung  von  jedesmal  zu  vereinbarenden  besonderen 
Bedingungen  abhängig  gemacht  werden. 

D. 

Welche  Güter  nur  unter  Begleitung  angenommen  werden,  ist  aus  diesem 
Reglement  zu  ersehen. 
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Wer  unter  falscher  oder  ungenauer  Declaration  die  vom  Transport 
gänzlich  ausgeschlossenen  oder  nur  unter  Beobachtung  gewisser  Bedingungen 
zugelassenen  Gegenstände  zur  Beförderung  aufgibt,  hat  neben  den  durch 
Polizeiverordnungen  oder  durch  das  Strafgesetzbuch  festgesetzten  Strafen, 
auch  wenn  ein  Schaden  nicht  geschehen  ist,  für  jedes  Pfund  solcher  Ver 
sandtstückc  eine  schon  durch  die  Auflieferung  verwirkte  Conventionalstrafe 
von  drei  Gulden  zu  erlegen  und  haftet  ausserdem  für  allen  etwa  entstehen 
den  Schaden.  Die  Conventionalstrafe  kann  nach  Befinden  der  Umstände  von 
dem  Versender  oder  von  dem  Empfänger  des  Gutes  eingezogen  werden. 

Abschlug*  des  Frachtvertrages. 

Der  Frachtvertrag  wird  durch  die  Ausstellung  des  Frachtbriefes  Seiten? 
des  Absenders  und  durch  die  zum  Zeichen  der  Annahme  erfolgende  Auf- 
drückung  des  Expeditionsstempels  Seitens  der  Expedition  der  Absendest;! 
tion  geschlossen.  Die  Aufdrückung  des  Expeditionsstempels  erfolgt  ohne 
Verzug  nach  geschehener  vollständiger  Auflieferung  des  in  demselben  Fracht- 
briefe declarirten  Gutes,  (cfr.  §.10  al.  2.)  Mit  diesem  Zeitpunkte  ist  der 
Frachtvertrag  als  abgeschlossen  zu  betrachten  und  gilt  die  Uebergabe  des 
Gutes  als  geschehen. 

§.  5. 
Fr  ach  tbrie  f  e. 

Jede  Sendung  mnss  von  dem  vorgeschriebenen  gedruckten,  von  der 
Eisenbahnverwaltung  gestempelten  Frachtbriefe  begleitet  sein.  Es  gelten 
dafür  folgende  einzelne  Bestimmungen : 

1.  Für  die  vom  Versender  und  Empfänger  auf-  und  abzuladenden  Güter 
und  für  die  unter  Zoll-  oder  Steuercontrolc  stehenden  Waarcn  sind  beson- 
dere, andere  Gegenstände  nicht  umfassende  Frachtbriefe  beizugeben. 

2.  Der  nach  §.  4  abgestempelte  Frachtbrief  gilt  als  Beweis  über  den 
Vertrag  zwischen  der  Eisenbahnverwaltung  und  dem  Absender;  jedoch 
macht  bei  Gütern,  deren  Auf-  und  Abladen,  nach  Bestimmung  des  Tarifes 
oder  besonderer  Vereinbarung  mit  dem  Absender,  von  diesem  oder  dem 
Empfänger  besorgt  wird,  die  Angabc  des  Gewichtes  oder  der  Menge  des 
tiutes  in  dem  Frachtbriefe  keinen  Beweis  gegen  die  Eisenbahn.  Auf  Ver- 
langen des  Absenders  ist  der  Stempel  der  Expedition  der  Absendestation  (§.  4), 
welcher  für  das  Datum  der  Aufgabe  des  Gutes  allein  massgebend  ist,  in 
seiner  Gegenwart  dem  Frachtbriefe  aufzudrücken. 

Die  Annahme  von  Frachtbriefen,  welche  von  den  Bestimmungen  die- 
ses Reglements  abweichende  Vorschriften  enthalten,  kann  verweigert  werden. 
Frachtbriefe,  mit  welchen  das  Gut  vor  der  Aufgabe  zur  Eisenbahn  durch 
andere  Frachtführer  befördert  worden,  werden  auch  als  Beilagen  zu  den 
Eisenbahn-Frachtbriefen  nicht  angenommen. 
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3.  In  dem  Frachtbriefe  sind  die  Güter,  nachdem  Ort  und  Datum  der 
Frachtbrief-Ausstellung  angegeben  worden,  nach  Zeichen,  Nummern,  Anzahl, 
Verpackungsart,  Inhalt  und  Bruttogewicht  der  Frachtstücke  (Colli),  die  GUter 
aber,  welche  nach  den  besonderen  Vorschriften  der  annehmenden  Eisenbahn 
nicht  nach  Gewicht  angenommen  werden,  nach  dem  Inhalte  dieser  Vorschrif- 
ten deutlich  und  richtig  zu  bezeichnen. 

Der  Frachtbrief  mnss  die  Unterschrift  des  Absenders  oder  eine  gedruckte, 
beziehungsweise  gestempelte  Zeichnung  seines  Namens,  sowie  die  deutliehe 
und  genaue  Bezeichnung  des  Empfängers  und  des  Bestimmungsortes  ent- 
halten. 

Führen  vom  Absendungs-  nach  dein  Bestimmungsorte  verschiedene 
Wege,  so  soll  die  Adresse  im  Frachtbriefe  den  Transportweg  bestimmt 
angeben,  welcher  von  Seiten  der  Bahn  eingehalten  werden  rauss.  Ist  diess 
nicht  der  Fall,  so  wählt  die  Versandt-Expedition  auf  Gefahr  des  Versenders 
denjenigen  Weg,  der  ihr  am  zweckmässigsten  erscheint. 

Die  sorgfältig  und  deutlich  zu  gebenden  äusseren  Bezeichnungen  der 
einzelnen  Colli  müssen  mit  den  desfallsigen  Angaben  im  Frachtbriefe  genau 
übereinstimmen. 

4.  Der  Versender  bürgt  für  die  Richtigkeit  der  Angaben  des  Fracht- 
briefes und  trägt  alle  Folgen,  welche  aus  unrichtigen,  undeutlichen  oder 
ungenauen  Angaben  im  Frachtbriefe  entspringen. 

Die  Eisenbahn-Expedition  ist  befugt,  die  Uebereinstiiumung  des  Fracht- 
briefes mit  den  betreffenden  Gütern  auch  nach  dem  Inhalte  in  Gegenwart  des 
Absenders  oder  Empfängers  oder  deren  Bevollmächtigten,  oder  nötigenfalls 
in  Gegenwart  von  mindestens  zwei  Zeugen  zu  prüfen  und  veriticiren  zu 
lassen. 

Bei  unrichtiger  Angabe  des  Gewichtes  oder  Inhaltes  kann  eine  jede 
Eisenbahn  ausser  der  Nachzahlung  der  etwa  verkürzten  Fracht  vom  Abgaugs- 
bis  zum  Bestimmungsorte  eine  Couventionalstrafe  nach  Massgabe  ihrer  beson- 
deren Vorschriften  von  dein  Versender  oder  Empfänger  erheben. 

.">.  Wünscht  der  Absender  eine  Bescheinigung  der  erfolgten  Uebergabe 
von  (tütern  an  die  Eisenbahn,  so  hat  derselbe,  sofern  ihm  nicht  die  Aus- 
stellung eines  eigenen  Aufnahmsscheines  genügend  erscheint,  zwei  gleich- 
lautende Exemplare  des  Frachtbriefes  einzureichen,  deren  eins  ihm  von  der 
Eisenbahn-Expedition  mit  der  Bezeichnung  ^Duplicat-  vollsogen  zurück- 
gegeben wird. 

Dieses  Duplicat  hat  nicht  die  Wirkung  d«a  das  (int  begleitenden  Fracht- 
briefes oder  eines  Ladescheines. 

6.  Bei  Versendung  von  Gütern  nach  Orten,  welche  an  einer  Eiseubaini 
nicht  gelegen,  oder  nach  Eisenbahnstationen,  welche  für  den  Güter- 
verkehr nicht  eingerichtet  sind,  soll  der  Versender  wegen  de«  Weitertraus- 
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(Htrtes  auf  dein  Frachtbriefe  die  Eisenbahnstation  bezeichnen,  von  welcher 
<ler  Adressat  den  Weitertransport  zu  besorgen  hat  (©fr.  §§.  16  und  20). 

7.  Das  Formular  zum  Frachtbriefe  ist  in  den  Anlagen  6.  und  C.  vor- 
geschrieben und  auf  allen  Stationen  zu  den  in  den  Tarifen  angezeigten  Prei- 
sen käuflich  zu  haben. 

8.  An  Orten,  wo  mehrere  Verwaltungen  Güterexpeditionen  haben,  sind 
die  von  der  einen  Verwaltung  gestempelten  Frachtbriefe  auch  von  den  anderen 
«Ii  pMg  anzuerkennen. 

§.  6. 

Zoll-  und  Steuer  Vorschriften. 

Der  Absender  ist  verpflichtet,  bei  (intern,  welche  vor  der  Ablieferung 
an  den  Empfänger  einer  zoll-  oder  steueramtlichen  Behandlung  unterliegen, 
die  Eisenbahn  in  den  Besitz  der  desshalb  erforderlichen  Begleitpapiere  bei 
l'ebergabe  des  Frachtbriefes  zu  setzen.  Der  Eisenbahn  liegt  eine  Prüfung  der 
Notwendigkeit  oder  Richtigkeit,  oder  Zulänglichkeit  der  Begleitpapiere 
nicht  ob,  und  sie,  beziehungsweise  ihre  Nachfolger  im  Transporte  sind  für 
*in  bei  Annahme  von  Gut  ohne  Begleitpapiere  oder  mit  unzulänglichen 
1'iipieren  etwa  vorgekommenes  Verschulden  nicht  verantwortlich.  Dagegen 
haftet  der  Absender  der  Eisenbahn  für  alle  Strafen  und  Schäden,  welche  die- 
selbe wegen  Unrichtigkeit  oder  Unzulänglichkeit  oder  Mangels  der  Begleit- 
papiere treffen. 

Würde  auf  ausdrücklichen,  im  Frachtbriefe  gestellten  Antrag  der  Ver- 
sender die  Eisenbahn,  wenn  die  vorschriftsmässigen  Declarationen  und  Legi- 
timationspapiere beigefügt  sind,  die  zoll-  und  steueramtliche  Behandlung  der 
'üitcr  vermitteln  und  Eingangs-,  Ausgangs-  und  Durchgangs-Abgaben,  sowie 
mdere  öffentliche  Abgaben  und  Gebühren,  soweit  sie  vorschriftsmässig  und 
nicht  am  Abgangs-  oder  Bestimmungsorte  zu  entrichten  sind,  vorschiessen, 
»o  übernimmt  sie  dadurch  keine  Verantwortlichkeit.  Die  Eisenbahn  ist  durch 
inen  solchergestalt  gestellten  Antrag  nicht  verpflichtet,  die  Vermittlung  zu 
übernehmen,  und  ist  befugt,  dieselbe  einem  Spediteur  zu  übertragen,  wenn 
keifte  Mittelsperson  im  Frachtbriefe  genannt  ist. 

Sollte  der  Absender  eine  solche  Abfertigung  der  Güter  beantragt  haben, 
*ie  sie  in  dem  gegebenen  Falle  gesetzlich  nicht  zulässig  ist,  so  wird  ange- 
nommen, dass  er  damit  einverstanden  sei,  wenn  die  Eisenbahn  diejenige 
Abfertigung  veranlasst,  welche  sie  nach  ihrem  Ermessen  für  sein  Interesse 
»m  vortheilhaftesten  erachtet.  Würde  die  Eisenhahn  die  mittelst  Fracht- 
briefes an  den  Grenzen  des  betreffenden  Zollgebietes  ihr  übergebenen  Güter 
"hm*  von  «lern  Versender  extrahirte  zollamtliche  Begleitpapiere  zur  Beför- 
derung an  den  Bestimmungsort  oder  an  die  für  die  Abgabe  der  Zolldeclara- 
tiou  zulässige  Zollstelle  übernehmen,  so  ist  beziehungsweise  Absender  und 
Kmpfanger  für  alle  Schäden  und  Nachtheile  gegen  die  Eisenbahn  verant 
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wörtlich  und  regresspflichtig,  welche  aus  Unrichtigkeiten,  Fehlern  und  Ver- 
säumnissen der  Frachtbrief- Declaration  des  Versenders  der  Eisenbahn  als 
Frachtführeriu  bei  der  ihr  obliegenden  Abgabe  einer  nach  Massgabe  der 
Declaration  im  Frachtbriefe  auszufertigenden  und  zu  vollziehenden  Zolldeela 
ration  erwachsen  möchten. 

Der  Absender  hat  die  zur  zoll-  und  steueramtlichen  Behandlung  hei 
gefügten  Begleitpapiere  auch  im  Frachtbriefe  zu  verzeichnen.  Für  Begleit 
papierc,  welche  im  Frachtbriefe  nicht  verzeichnet  sind,  wird  von  der  Eisen 
bahn  keine  Haftung  übernommen. 

■  §.  <  ■ 

Be reell  n  u  n  g  d  e  r  F  r  a  c  h  t  g e  1  d  e  r. 

So  lauge  und  soweit  keine  gemeinschaftlichen  Frachttarife  publicirt 
sind,  wird  die  Fracht  nach  den  aus  den  publicirten  Tarifen  der  einzelnen 
Bahnen,  beziehungsweise  der  Verbände  zusaramenzustossenden  Beträgen 
berechnet.  Ausser  den  in  den  Tarifen  angegebenen  Sätzen  an  Frachtvei 
gütung,  für  Ueberlieferung,  Umexpedition  und  etwaige  Umladung  darf  nicht> 
erhoben  werden.  Baare  Auslagen  der  Eisenbahnen  (z.B.  Transit-,  Ein-  und 
Ausgangs-Abgaben,  Kosten  für  Ueberftihrung,  nöthig  werdende  Reparatur 
kosten  an  den  Gütern,  welche  diese  in  Folge  ihrer  eigenen  äusseren  uml 
inneren  Beschaffenheit  und  Natur  zu  ihrer  Erhaltung  während  des  Trans- 
portes bedingen)  sind  zu  ersetzen. 

Wenn  einzelne  Eisenbahnen  die  Güter  von  der  Behausung  des  Absenders 
abholen,  aus  Schiffen  löschen  lassen,  sowie  an  die  Behausung  des  Empfängers 
oder  an  irgend  einen  andern  Ort,  z.  B.  nach  Packhöfen,  Lagerhäusern,  Revi- 
sionsschuppen, in  Schiffe  u.  s.  w.,  bringen  lassen,  so  sind  auch  die  aus  den 
Tarifen  zu  ersehenden  Vergütungen  hiefür  zu  ersetzen. 

Die  Fracht  wird  nach  Zollgewicht  (den  Centner  zu  100  Pfund  gleich 
50  Kilogramm),  bei  denjenigen  Gütern  aber,  welche  ohne  Gewichtsennitt 
lung  übernommen  werden,  nach  Massgabe  der  darüber  in  den  Tarifen  und 
besonderen  Vorschriften  der  einzelnen  Eisenbahnen  enthaltenen  Bestimmungen, 
nach  Tragkraft  der  Wagen  oder  nach  Rauminhalt  oder  Raummass  berechnet. 
Die  Ermittlung  des  Gewichtes  geschieht  entweder  durch  wirkliche  Verwie- 
gung  auf  den  Bahnhöfen  oder  durch  Berechnung  nach  den  in  den  Tarifen 
angegebenen  Normalsätzen.  Bei  Collogütern  hat  dieselbe  stets  auf  der  Auf 
gabestation  stattzufinden.  Sendungen  unter  »/,  Centner  werden  höchsten» 
für  1/2  Centner,  das  darüber  hinausgehende  Gewicht  wird  nach  Zehntelcent 
nern  berechnet,  so  dass  jedes  angefangene  Zehntel  für  ein  volles  Zehntel  gilt. 
Durch  diese  Gewichtsberechnung  soll  jedoch  die  Erhebung  der  in  den 
Tarifen  einzelner  Eisenbahnen  vorgeschriebenen  Minimalbeträge  des  Fracht 
geldes  nicht  ausgeschlossen  werden. 
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Dem  Aufgeber  wird  überlassen,  bei  Feststellung  des  Gewichtes  gegen- 
wärtig zu  sein.  Verlangt  derselbe,  nachdem  diese  Feststellung  Seitens  der 
Eisenbahnverwaltung  bereits  erfolgt  ist  und  vor  der  Verladung  der  Güter 
eine  anderweitige  Ermittlung  des  Gewichtes  in  seiner  oder  seines  Beauf- 
tragten Gegenwart,  so  ist  die  Eisenbahnverwaltung  berechtigt,  dafür  ein  im 
Tarife  bestimmtes  Waggeld  zu  erheben. 

Dieses  Waggeld  wird  überdicss  auch  dann  erhoben,  wenn  ausnahms- 
weise der  Versender  von  gewöhnlichem  Frachtgut  das  Gewicht  im  Fracht- 
briefe anzusetzen  unterlassen  hat  und  die  Ergänzung  des  Frachtbriefes  in 
dieser  Richtung  der  Eisenbahn  ilberlässt.  Für  Eilgut  wird  in  solchen  Fällen 
ein  Waggeld  nicht  erhoben. 

Alle  in  einem  Frachtbriefe  enthaltenen  Gegenstände  desselben  Fracht 
satzes  bilden  Ei  n  e  Abfertigungsposition  zur  Berechnung  des  Frachtgeldes. 

Die  zu  erhebende  Fracht  wird  mit  ganzen  Kreuzern  abgerundet,  so 
das*  Bmchkrenzer  für  volle  Kreuzer  gerechnet  werden. 

Wenn  nach  den  besonderen  Vorschriften  der  einzelnen  Eisenbahnen 
Güter  von  den  Versendern  selbst  zu  verladen  sind,  so  dürfen  die  Versender 
die  Wagen  nur  bis  zu  der  an  denselben  vermerkten  Tragfähigkeit  beladen. 
Für  Teberladung  kann  die  Eisenbahn,  vorbehaltlich  sonstiger  Entschädigung, 
eine  in  den  besondereren  Vorschriften  festzustellende  Convcntionalstrafe 
erheben. 

§. 

Zahlung  der  Fracht. 

Die  Frachtgelder  werden  bei  der  Aufgabe  dos  Gutes  berichtigt  oder 
auf  den  Empfänger  zur  Zahlung  angewiesen.  Die  Eisenbahn  kann  jedoch 
eine  sofortige  Berichtigung  der  Frachtgebühren  fordern,  namentlich  für 
Gegenstände,  welche  nach  dem  Ermessen  der  annehmenden  Eisenbahn  dem 
^hnellen  Verderben  unterliegen  oder  die  Fracht  nicht  sicher  decken 

Die  unrichtige  Anwendung  des  Tarifes,  sowie  Rechnungsfehler  bei  der 
(lebührenberechnung  haben  weder  der  Eisenbahn,  noch  der  Partei  zum 
N'achtheile  zu  gereichen.  Ueber  die  bestehenden  Tarifsätze  etwa  mehr  ein- 
?ehobene  Beträge  werden  veröffentlicht  und  den  Bezugsberechtigten  nach 
Thnnliehkeit  avisirt. 

§.  9. 

Nachnahme  und  Provision. 

Die  auf  Gütern  bei  ihrer  Aufgabe  auf  die  Bahn  haftenden  Spesen,  deren 
specificirung  verlangt  werden  kann,  können  nachgenommen  werden.  Solche 
Nachnahmen  werden  dem  Aufgeber  baar  verabfolgt,  wenn  die  Zahlung  der- 
selben von  Seiten  des  Adressaten  geschehen  ist. 
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Auch  Vorschüsse  auf  den  Werth  des  Gutes  werden  Iiis  auf  Höhe  von 
150  Gulden  unter  denselben  Bedingungen  wie  Spesennachnahmen  zuge- 
lassen, wenn  dieselben  nach  dem  Ermessen  des  expedirenden  Beamten  durch  j 
den  Werth  des  Gutes  sicher  gedeckt  werden. 

Für  jede  aufgegebene  Nachnahme,  gleichviel  ob  dieselbe  verabfolgt 
oder  in  Folge  anderweitiger  Disposition  ganz  oder  theilweise  zurückgezogen 
ist,  wird  die  durch  den  Tarif  der  Aufgabestation  bestimmte  Provision  berech- 
net* Von  den  Eisenbahnen  im  Falle  des  Weitertransports  von  einer  Hahn 
auf  die  andere  nachgenommene  Frachtgelder  sind  jedoch  provisionsfrei. 

Für  baare  Auslagen  (§.  7),  welche  ebenfalls  nachgenommen  werden 
können,  darf  die  im  Tarife  der  die  .haaren  Auslagen  vorschiessenden  Eisen- 
bahn bestimmte  Provision  für  Nachnahme  erhoben  werden. 

Als  Bescheinigung  über  die  Auflegung  von  Nachnahmen  auf  Güter  dient 
in  der  Regel  der  abgestempelte  Frachtbrief  oder  die  anderweit  gestattet«- 
Form  der  Bescheinigung  über  Aufgabe  von  Gütern  *cfr.  5,  Nr.  ü  i,  jedoch 
werden  auf  Verlangen  noch  besondere  Nachnahmeseheiue,  und  zwar  gebüh- 
renfrei ertheilt. 

Eingegangene  Nachnahmen  werden  dem  berechtigten  Empfänger  ohne 
Verzug  avisirt  und  ausgezahlt. 

§.  10. 

Annahme  der  Güter. 

Die  Eisenbahn  ist  nicht  verpflichtet,  Güter  zum  Transporte  eher  anzu- 
nehmen, als  bis  die  Beförderung  geschehen  kann,  namentlich  also  nicht,  in 
sofern  die  regelmässigen  Transportmittel  der  Bahn  zur  Ausführung  de* 
nachgesuchten  Transportes  nieht  genügen. 

In  solchen  Fällen  ist  die  Eisenbahn  verpflichtet,  die  zugeführten  Güter, 
soweit  die  disponiblen  Räumlichkeiten  zureichen,  gegen  Bestätigung  mit  dem 
Vorbehalte  deponiren  zu  lassen,  das«  die  Annahme  zum  Transporte  erst 
dann  erfolgt,  wenn  die  Verladung  des  Gutes  möglieh  geworden  ist.  Der  Auf- 
geber hat  dann  am  Frachtbriefe  sein  Einverstäudniss  zu  erklären,  dass  die 
Sendung  bis  zur  thunliehen  Verladung  eingelagert  bleibe. 

§.  11. 

Auflieferung  der  Güter  und  Beförderung. 

Das  Gut  muss  in  den  festgesetzten  Expeditionszeiten  aufgeliefert,  bezie- 
hungsweise von  dem  Absender  verladen  werden,  und  wird,  je  nach  der 
Declaration  des  Absenders,  in  Eilfracht  oder  in  gewöhnlicher  Fracht  befördert 

(§•  14). 

An  Sonn-  und  Festtagen  wird  gewöhnliches  Frachtgut  nicht  angenom- 
men und  am  Bestimmungsorte  dem  Adressaten  nicht  verabfolgt. 
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Eilgut  wird  auch  au  Sonn  und  Festtagen,  aber  nur  in  der  ein  für  all*» 
Mal  bestimmten,  durch  Aushang  in  den  Expeditionslocalen  und  beziehungs- 
weise auch  in  einem  Localblatte  bekannt  gemachten  Tageszeiten  angenommen 
und  ausgeliefert. 

Das  Eilgut  muBS  mit  einem  auf  rothem  Papier  gedruckten  Fracht- 
briefe (Anlage  C)  aufgegeben  werden  und  wird  vorzugsweise  und  schleunig 
befördert. 

Die  gewohn  liehen  Frachtgüter,  welche  mit  einem  Frachtbriefe 
nach  Anlage  B  aufzugeben  sind,  werden  nach  der  Reihenfolge  ihrer  Auf- 
lieferung befördert. 

In  Ansehung  der  Zeit  der  Beförderung  darf  kein  Absender  vor  dem 
andern  ohne  einen  in  den  Einrichtungen  der  Bahn,  in  den  Transportsverhält- 
nissen oder  im  öffentlichen  Interesse  liegenden  Grund  begünstigt  werden. 
Die  Eisenbahnen  sind  verpflichtet,  über  die  eingelieferten  und  respective 
uach  §.10  deponirten  Güter  solche  Aufschreibungen  zu  führen,  dass  sich 
aas  denselben  die  Reihenfolge  bei  der  GUterabfertiguug  constatiren  lässt. 

Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  dieses  Paragraphen 
begründen  den  Anspruch  auf  Ersatz  des  dadurch  entstandenen  Schadens. 

Die  Gestellung  der  Wagen  für  solche  Güter,  deren  Verladung  der 
Absender  selbst  besorgt,  mnss  für  einen  bestimmten  Tag  nachgesucht  und  die 
Verladung  in  der  von  der  Absendestation  zu  bestimmenden  Frist  vollendet 
werden. 

Diese  Frist  wird  durch  Anschlag  in  den  Güterexpeditionen  und  bezie- 
hungsweise auch  durch  Bekanntmachung  in  einem  Localblatte  zur  allgemeinen 
Kenntnis»  gebracht. 

§.  12. 

Lieferungszeit,  Berechnung  derselben. 

Jede  Bahn  publicirt  Lieferfristen.  Durch  Zusammeurechnung  der  Liefer- 
fristen der  einzelnen  bei  dem  Transporte  betheiligten  Bahnen  ergibt  sich  die 
Lieferungszeit  für  die  ganze  Transportstrecke.  Sie  beginnt  mit  der  auf  die 
Abstemplung  des  Frachtbriefes  (§§.  4  und  5)  folgenden  Mitternacht  und  ist 
gewahrt,  wenn  innerhalb  derselben  das  Gut  dem  Empfänger  (oder  denjenigen 
Personen,  an  welche  nach  4?.  19  die  Ablieferung  giltig  geschehen  kann),  an 
die  Behausung  oder  an  das  Geschäftslocal  zugeführt  ist,  oder,  falls  eine  solche 
Zuführung  nicht  zugesagt  ist,  wenn  innerhalb  der  gedachten  Frist  nach 
erfolgter  Ankunft  des  Gutes  am  Bestimmungsorte  schriftliche  Nachricht  von 
dieser  Ankunft  für  den  Empfänger  zur  Post  gegeben  oder  ihm  auf  andere 
Weise  wirklich  zugestellt  ist. 

Es  werden  für  den  Bereich  jeder  Verwaltung  folgende  Maximal- Liefer- 
fristen festgestellt: 
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A.  Für  gewöhnliche  Frachtgüter. 

Für  einen  Transport  bis  zu  20  Meilen  zwei  Tage,  bei  grösseren  Entfer 
mingen  für  je  angefangene  weitere  20  Meilen  einen  Tag  mehr. 

H.  Für  Eilgüter. 

Für  einen  Transport  bis  zu  20  Meilen  24  Stunden;  bei  grösseren  Ent 
fernnngen  für  je  angefangene  weitere  20  Meilen  12  Stunden  mehr. 

In  den  ad  A  und  B  gedachten  Fristen  dürfen  höchstens  noch  je  weitere 
24,  respective  12  Stunden  hinzutreten: 

,i)  wenn  die  Beförderung  durch  einen  Zug  bewirkt  wird,  welcher  auf  einer 
Zwischonstation  fahrplanmässig  übernachtet; 

// )  wenn  das  Gut  nicht  auf  dem  directen  Curs  verbleibt,  sondern  auf  einen 
andern  Curs  übergeht,  oder  einen  nicht  überbrückten  Flussübergang  zu 
passiren  hat,  oder  endlich  auf  dem  Transporte  aus  dem  Bereiche  einer 
Verwaltung  in  den  Bereich  einer  andern  anschliessenden  Verwaltung 
übergeht. 

Der  Lauf  der  Lieferfristen  ruht  für  die  Dauer  steueramtlicher  Abfci 
tigungen.  Der  Verwaltung  wird  vorbehalten,  für  Messen  und  andere  Zeiten 
außergewöhnlichen  Verkehrs*  Zuschlagfristen  festzusetzen  und  zu  publieiren. 

Für  Güter,  welche  Bahnhof  restantc  gestellt  sind,  ist  die  Lieferfrist 
gewahrt,  wenn  das  Gut  innerhalb  derselben  auf  der  Bestimmungsstation  zur 
Abnahme  bereit  gestellt  ist. 

§•  13- 

Zeitweilige  Verhinderung  des  T r a n s p o r t s. 

Wird  der  Antritt  oder  die  Fortsetzung  des  Bahntransportes  durch  Natur 
ereignisse  oder  sonstige  Zufälle  zeitweilig  verhindert,  so  ist  der  Absender 
nicht  gehalten,  die  Aufhebung  des  Hindernisses  abzuwarten;  er  kann  viel 
mehr  vom  Vertrage  zurücktreten,  muss  alsdann  aber  die  Eisenbahn,  sofern 
derselben  kein  Verschulden  zur  Last  fallt,  wegen  der  Kosten  zur  Vorberei 
tung  des  Transportes  und  der  Kosten  der  Wiederausladung  durch  eine  (in 
den  besonderen  Vorschriften  festgesetzte)  Gebühr  entschädigen  und  ausser 
«lern  die  Fracht  für  die  von  dem  Gute  etwa  schon  zurückgelegte  Transport- 
strecke  berichtigen. 

Avisirung  und  Ablieferung  des  Gutes. 

Die  Eisenbahn  ist  verpflichtet,  am  Bestimmungsorte  dem  durch  den 
Frachtbrief  bezeichneten  Empfänger  den  Frachtbrief  und  das  Gut  auszuliefern. 
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Nachträglichen  Anweisungen  des  Absenders  wegen  Zurückgabe  des  Gutes 
oder  Auslieferung  desselben  an  einen  anderen,  als  den  im  Frachtbriefe 
bezeichneten  Empfänger  hat  die  Eisenbahn  so  lange  Folge  zu  leisten,  als 
sie  Letzterem  nach  Ankunft  des  Gutes  am  Bestimmungsorte  den  Frachtbrief 
noch  nicht  übergeben  hat.  Der  Absender  hat  in  diesem  Falle  auf  Erfordern 
das  ihm  etwa  ausgestellte  Frachtbrief-Duplicat  (§.  5,  Nr.  5)  oder  den  Auf- 
nahmsschein zurückzugeben. 

Die  Eisenbahn  ist  nicht  verpflichtet,  andere  Anweisungen,  als  die- 
jenigen, welche  auf  der  Aufgabestation  erfolgt  sind,  zu  beachten. 

Ist  dem  Empfänger  nach  Ankunft  des  Gutes  am  Bestimmungsorte  der 
Frachtbrief  bereits  übergeben,  so  hat  die  Eisenbahn  nur  die  Anweisungen  des 
bezeichneten  Empfängers  zu  beachten,  widrigenfalls  sie  demselben  für  die 
Ladung  verhaftet  ist. 

Bei  denjenigen  Gütern,  welche  die  Eisenbahn  nicht  selbst  dem  Empfän- 
ger an  seine  Behausung  oder  an  sein  Geschäftsloeal  zuführen  lässt,  wird  dem 
Adressaten  nach  Ankunft  und  Bereitstellung  der  transportirten  Güter  schrift- 
liche Nachricht  von  der  erfolgten  Ankunft  der  Güter  durch  Boten,  per  Post 
oder  durch  sonst  übliche  Gelegenheit  zugesendet. 

Wo  die  Verwaltung  es  für  angemessen  erachtet,  werden  von  derselben 
besondere  Rollfuhr-Unternehmer  zum  An-  und  Abfahren  der  Güter  inuerhalb 
des  Stationsortes  oder  von  und  nach  seitwärts  belegenen  Ortschaften  bestellt, 
auf  welche  der  §.18  des  Reglements  Anwendung  findet. 

Die  Taxe  für  die  dem  Rollfuhr-Unternehmer  zu  zahlende  Gebühr  wird 
in  den  betreffenden  Güter- Expeditionen  zur  Einsicht  aushängen. 

Diejenigen  Empfänger,  welche  sich  ihre  Güter  selbst  abholen  oder  sich 
anderer  als  der  von  der  Bahnverwaltung  bestellten  Fuhrunternehmer  bedienen 
wollen,  haben  diess  der  betreffenden  Güter-Expedition  rechtzeitig  vorher 
jedenfalls  noch  vor  Ankunft  des  Gutes  und  auf  Erfordern  der  Güter- 
Expedition  unter  glaubhafter  Bescheinigung  der  Unterschrift  schriftlich  an- 
zuzeigen. 

Ausgeschlossen  von  der  Selbstabholung  sind  diejenigen  Güter,  welche 
nach  steueramtlichen  Vorschriften  oder  aus  andern  Gründen  nach  Packhöfen 
oder  Niederlagen  der  Steuerverwaltung  gefahren  werden  müssen.  Güter, 
welche  Bahnhof  restante  gestellt  sind  oder  den  Adressaten  durch  die  Bahn- 
verwaltnng  zugeführt  werden,  werden  nicht  avisirt. 

Nach  geschehener  Zahlung  der  etwa  noch  nicht  berichtigten  Fracht 
und  der  auf  den  Gütern  haftenden  Auslagen  und  Gebühren  erfolgt  gegen 
Einlieferung  der  vorschriftsmässig  vollzogenen  Empfangsbescheinigung  und 
Vorzeigung  des  quittirten  Frachtbriefes  die  Auslieferung  des  Gutes  in  den 
Kxpeditionslocalen  (auf  den  Gilterböden)  und  die  Stellung  der  Wagen  zur 
Entladung  auf  den  Entladungsplätzen,  und  zwar  mit  folgenden  näheren  Zeit- 
bestimmungen : 

12 
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1 .  Die  Güter  sind  binnen  der  in  den  Tarifen  festgesetzten  lagerzins 
freien  Zeit  während  der  vorgeschriebenen  Gesehäftsstunden  abzunehmen. 

Bahnhof  restante  gestellte  Güter,  sowie  Güter  derjenigen  Empfänger, 
welche  sich  die  Avisirung  schriftlich  ein  für  allemal  verbeten  haben,  sind 
binnen  einer  durch  den  Tarif  festzustellenden  Frist,  welche  nicht  unter 
24  Stunden  nach  Ankunft  des  Gutes  betragen  darf,  abzunehmen. 

2.  Die  Fristen,  binnen  welchen  die  von  dem  Versender  selbst  verladenen 
Güter  durch  die  Empfänger  auszuladen  und  abzuholen  sind,  werden  durch 
die  besonderen  Vorschriften  jeder  Verwaltung  festgesetzt  und  auf  jeder 
Station  durch  Aushang  in  den  Expeditionslocalen,  beziehungsweise  auch 
durch  Bekanntmachung  in  einem  Localblatte  zur  allgemeinen  Kenntniss 
gebracht. 

3.  Zwischenfallende  Sonn-  und  Festtage  werden  überall  nicht  mit- 
gerechnet. 

4.  Wegen  nicht  erfolgter  Ankunft  eines  Theiles  der  in  demselben 
Frachtbriefe  verzeichneten  Sendung,  wovon  jeder  Theil  ohne  Zusammen- 
hang mit  dem  Ganzen  einen  allgemeinen  Verbrauchswert!!  hat,  kann  die  An- 
nahme des  angekommenen  Theiles  und  die  Zahlung  des  verhältnissmässigen 
Frachtbetrages  vom  Adressaten  nicht  verweigert  werden,  unbeschadet  der 
auf  Grund  der  §§.  17  ff.  von  ihm  zu  erhebenden  Entschädigungsansprüche. 

Eilgüter  werden ,  sofern  aussergewöhnliche  Verhältnisse  nicht  eine 
längere  Frist  unvermeidlich  machen,  binnen  zwei  Stunden  nach  der  Ankunft 
avisirt,  resp.  binneu  sechs  Stunden  dem  Adressaten  in  seine  Behausung  zu- 
geführt. Die  Avisirung,  resp.  Zuführung  der  später  als  6  Uhr  Abends 
angekommenen  Eilgüter  kann  erst  am  folgenden  Morgen  verlangt  werden. 

Der  Empfänger  ist  berechtigt,  bei  der  Ablieferung  der  Güter  gegen 
Entrichtung  des  tarifmässigen  Waggeldes  ihre  Nachwage  zu  verlangen. 

§.  15. 

Lagergeld  und  Con ventionalstrafe. 

1.  Wer  ohne  die  im  §.  13  'erwähnten  Veranlassungen  die  von  ihm  zur 
Beförderung  aufgelieferten  Güter  aus  den  Lagerräumen  oder  den  Wagen  der 
Eisenbahn  vor  deren  Abfahrt  zurücknimmt,  hat  auf  Verlangen  der  Eisenbahn 
Verwaltung  ausser  den  Auf-  und  Abladegebühren  für  jeden  Tag  vom  Augen- 
blicke der  Auflieferung,  der  Tag  sei  bloss  angebrochen  oder  verstrichen,  ein 
Lagergeld  zu  entrichten. 

Wird  vom  Absender  die  Zurückgabe  eines  Gutes  auf  einer  Zwischen- 
station der  Transportstrecke  verlangt,  und  geht  die  Verwaltung  auf  dieses 
Verlangen  ein,  so  ist  neben  der  tarifmässigen  Fracht  für  die  von  dem  Gute 
zurückgelegte  Bahnstrecke  das  tarifmässige  Reugeld  zu  zahlen. 

2.  Bei  eiuer  nach  und  nach  stattfindenden  Auflieferung  der  in  demselben 
Frachtbriefe  declarirten  Sendungen,  oder  wenn  Güter  mit  unvollständigen 
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oder  unrichtigen  Frachtbriefen  aufgeliefert  sind  und  desshalb  bis  zum  Ein- 
gänge der  vervollständigten  oder  berichtigten  Frachtbriefe  liegen  bleiben 
müssen,  kann  die  Eisenbahn,  wenn  die  Auflieferung  nicht  innerhalb  24  Stunden 
vollbracht  und  eine  Verzögerung  des  Auflieferungsgeschäftes  ersichtlich  ist, 
beziehungsweise  wenn  innerhalb  jener  Zeit  die  Vervollständigung  und  Berich- 
tigung der  Frachtbriefe  nicht  erfolgt  ist,  von  den  aufgelieferten  Gütern  nach 
Ablauf  jener  24  Stunden  bis  zur  vollständig  vollbrachten  Auflieferung  der  ganzen 
Fraehtbriefsendung.  beziehungsweise  bis  zur  Vervollständigung  und  Berich- 
tigung der  Frachtbriefe,  ein  Lagergeld  erheben  lassen.  Eine  Conventional- 
strafe,  für  welche  auf  Verlangen  bei  Bestellung  der  Wagen  eine  den  Betrag 
der  Strafe  für  eine  Tagesversäumniss  ausgleichende  Caution  zu  erlegen  ist, 
kann  die  Eisenbahn  ebenfalls  von  demjenigen  einziehen,  welcher  Eisenbahn- 
wagen zum  Transporte  von  Gütern,  deren  Verladung  der  Versender  zu  besor- 
gen hat,  bestellt,  und  welcher  nicht  in  der  durch  die  besonderen  Vorschriften 
(cfr.  §.11  am  Schlüsse)  zu  bestimmenden  Frist  die  Beladung  ordnungsmässig 
bewirkt  und  die  Güter  zur  Abfertigung  bringt,"  auch  ist  im  letzteren  Falle 
die  Eisenbahn  nach  Ablauf  jener  Frist  befugt,  das  Geladene  von  dem  Wagen  auf 
Kosten  des  Bestellers  wieder  zu  entfernen,  das  Entladene  auf  Gefahr  des- 
Kelben  und  gegen  ein  Lagergeld  lagern  zu  lassen  und  den  Eisenbahnwagen 
der  Verfügung  des  Bestellers  zu  entziehen.  Ebenso  ist  die  Eisenbahn  zur 
Leistung  einer  gleich  hohen  Conventionalstrafe  verpflichtet,  für  den  Fall, 
als  sie  angenommene  Wagenbestellungen  nicht  rechtzeitig  eftectuirt. 

3.  Wer  Frachtgüter  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Frist  nicht  abnimmt, 
hat  gleichfalls  Lagergeld  zu  bezahlen.  Dagegen  ist  die  Eisenbahn- Verwaltung 
zum  Ersätze  der  nachgewiesenen  Kosten  der  vorbereiteten  Abholung  eines 
Gutes  in  dem  Falle  verpflichtet,  wenn  ein  bereits  avisirtes  Gut  im  Bahnhofe 
zur  Zeit  der  Abholung  noch  nicht  angelangt  wäre. 

4.  Wenn  aus  den  vom  Versender  beladenen  Wagen  die  verladenen 
Güter  nicht  innerhalb  der  im  §.  14,  Nr.  2,  vorgeschriebenen  Zeit  ausgeladen 
und  abgeholt  sind,  so  ist  die  Eisenbahn  zu  dieser  Aualadung  auf  Kosten  des 
Empfängers,  resp.  Versenders,  jedoch  ohne  Uebernahme  irgend  einer 
Garantie,  ermächtigt  und  kann  durch  die  besonderen  Vorschriften  zugleich 
eine  conventioneile  Entschädigung  als  Lagergeld  oder  als  Wagen-Strafmiethe 
festsetzen. 

5.  Bei  Gütern,  deren  Empfänger  nicht  hat  benachrichtigt  werden  kön- 
nen, beginnt  die  Berechnung  des  Lagergeldes  und  der  Wagen-Strafmiethe 
nach  Ablauf  der  in  den  besonderen  Vorschriften  bestimmten  Fristen. 

6.  Ueber  die  Höhe  und  über  die  Art  und  Weise  der  Berechnung  dieser 
conventionellen  Lagergelder  und  Wagen-Strafmiethen  enthält  der  Tarif  für 
die  Güterbeförderung  die  näheren  Bestimmungen. 

Wenn  der  geregelte  Verkehr"  durch  grosse  Güteranhäufungen  gefährdet 
wird,  so  ist  die  Eisenbahn  zur  Erhöhung  der  Lagergelder,  und  wenn  diese 
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Massregel  nicht  ausreichen  sollte,  auch  zur  Beschränkung  der  lagerzinsfreien 
Zeit  für  die  Dauer  der  Anhäufung  der  Güter  berechtigt. 

§.  16. 

Verfahren  bei  A  bl i  e  fe  ru ngs- Hi  n dern  i  ssen. 

Güter ,  deren  Ab-  oder  Annahme  verweigert  oder  nicht  rechtzeitig 
bewirkt  wird,  und  Güter,  deren  Abgabe  nicht  thunlich  geworden,  sowie 
solche,  welche  unter  der  Adresse  „Bahnhof  restante*4  länger  als  die  durch 
die  besonderen  Vorschriften  gelassene  Frist  nach  der  Ankunft  ohne  ge- 
schehene Meldung  des  Empfängers  daselbst  gelagert  haben,  lagern  auf  Ge- 
fahr und  Kosten  der  Versender,   welche  nach  Thunlichkeit  mit  möglichster 
Beschleunigung  hievon  zu  verständigen  sind.    Auch  hat  die  Eisenbahn  das 
Recht,  solche  Güter  unter  Nachnahme  ihrer  darauf  haftenden  Kosten  und 
Auslagen  in  ein  öffentliches  Lagerhaus  oder  einem  ihr  als  bewährt  bekannten 
Spediteur  für  Rechnung  und  Gefahr  dessen,  den  es  angeht,  auf  Lager  zu 
übergeben  und  sie  da  zur  Disposition  des  Versenders  zu  stellen,  sofern  der 
Versender  auf  Benachrichtigung  der  Eisenbahn  innerhalb  14  Tagen  vom 
Abgang  dieser  Benachrichtigung  eine    andere  Disposition  für  Ablieferung 
der  Güter  nicht  ertheilt. 

Die  Eisenbahn  ist  berechtigt,  Güter,  deren  Bestimmungsort  nicht  an  der 
Eisenbahn  gelegen  ist,  mittelst  eines  Spediteurs  oder  einer  anderen  Gelegen- 
heit nach  dem  Bestimmungsorte  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Versenders 
weiterbefördern  zu  lassen,  wenn  nicht  wegen  sofortiger  Weiterbeförderung 
der  Güter  vom  Absender  oder  Empfänger  Verfügung  getroffen  ist.  Dasselbe 
tfilt  von  Gütern,  deren  Bestimmungsort  eine  nicht  für  den  Güterverkehr  ein- 
gerichtete Eisenbahnstation  ist. 

Die  vorstehende  Bestimmung  findet  keine  Anwendung,  soweit  die  Ver- 
waltung Rollfuhr-Unternehnier  zur  Beförderung  der  Güter  nach  seitwärts 
belegenen  Orten  bestellt  hat  (cfr.  §.  4). 

.  Der  Versender  erklärt  sich  durch  die  Aufgabe  des  Gutes  auch  damit 
einverstanden,  dass  die  Eisenbahn  Güter,  deren  An-  und  Abnahme  ver- 
weigert oder  nicht  rechtzeitig  bewirkt,  oder  deren  Abgabe  nicht  thuulich  ist, 
wenn  sie  dem  schnellen  Verderben  ausgesetzt  sind,  oder  nur  die  Fracht, 
nicht  aber  auch  die  Rückfracht  sicher  decken,  oder  endlich  solche  Güter, 
deren  angebotene  Zurücknahme  durch  den  Versender  bei  verweigerter 
Abnahme  Seitens  des  Adressaten,  oder  im  Falle,  dass  der  Adressat  nicht  zu 
ermitteln  ist,  unterbleibt,  ohne  weitere  Förmlichkeit  bestmöglich  und  zwar 
Güter,  die  dem  schnellen  Verderben  ausgesetzt  sind,  ohne  Verzug,  alle 
andern  aber  frühestens  4  Wochen  nach  Ablauf  der  lagerzinsfreien  Zeit  ver- 
kauft ,  um  sich  für  die  Fracht  und  Auslage  bezahlt  zu  machen,  und  den 
l'eberschuss  dem  Absender  überweist. 
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Das  Gleiche  gilt  für  den  Fall,  dass  der  Versender  nicht  zu  ermit- 
teln ist. 

Herrenlose  Güter,  welche  sich  im  örtlichen  Bezirke  der  Eisenbahn 
vorfinden,  unterliegen  ebenfalls  den  Bestimmungen  des  Abschnittes 
A.  §.  33. 

§.  17. 

Haftpflicht  im  Allgemeinen. 

Wenn  eine  Eisenbahn  das  Gut  mit  einem  Frachtbriefe  übernimmt,  uach 
welchem  der  Transport  durch  mehrere,  sich  an  einander  anschliessende 
Eisenbahnen  zu  bewirken  ist,  so  haften  als  Frachtführer  für  den  ganzen 
Transport  nicht  sämmtliche  Eisenbahnen,  welche  das  Gut  mit  dem  Fracht- 
briefe übernommen  haben,  sondern  nur  die  erste  und  diejenige  Bahn,  welche 
das  Gut  mit  dem  Frachtbriefe  zuletzt  übernommen  hat ;  eine  der  übrigen  in 
der  Mitte  liegenden  Eisenbahnen  kann  nur  dann  als  Frachtführer  in  Anspruch 
genommen  werden,  wenn  ihr  nachgewiesen  wird,  dass  der  Schaden,  dessen 
Ersatz  gefordert  wird,  auf  ihrer  Bahn  sich  ereignet  hat. 

Der  den  Eisenbahnen  unter  einander  zustehende  Rückgriff  wird  dadurch 
nicht  berührt. 

§.  18. 

Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  ihre  Leute. 

Die  Eisenbahn  haftet  für  ihre  Leute  und  für  andere  Personen,  deren 
sie  sich  bei  Ausführung  des  von  ihr  übernommenen  Transportes  bedient. 

§.  19. 

Umfang  und  Zeitdauer  der  Haftpflicht.  Reclamations 

verfahren. 

Die  Eisenbahn  haftet  für  den  Schaden,  welcher  durch  Verlust  oder 
Beschädigung  des  Gutes  seit  dem  nach  §.  4  festzustellenden  Zeitpuncte  der 
Empfangnahme  bis  zur  Ablieferung  entstanden  ist,  sofern  sie  nicht  beweist, 
dass  der  Verlust  oder  die  Beschädigung  durch  höhere  Gewalt  (vis  major) 
oder  durch  die  natürliche  Beschaffenheit  des  Gutes,  namentlich  durch  inneren 
Verderb,  Schwinden,  gewöhnliche  Leckage  und  dergleichen,  oder  durch  äusscr- 
lich  nicht  erkennbare  Mängel  der  Verpackung  entstanden  ist.  Der  Ablieferung 
an  den  Adressaten  steht  die  Ablieferung  an  Packhöfe,  Lagerhäuser,  Revision  s- 
*chuppen  u.  s.  w.  und  im  Falle  des  §.16  die  Ablieferung  in  ein  öffentliches 
Lagerhaus  oder  an  einen  Spediteur  gleich. 

Als  in  Verlust  gerathen  ist  das  Gut  erst  vier  Wochen  nach  Ablauf  der 
Lieferungszeit  zu  betrachten.  Durch  Annahme  des  Gutes  Seitens  des  im 
Frachtbriefe  bezeichneten  Empfängers  oder  seiner  Leute  oder  derjenigen 
Personen,  an  welche  die  Ablieferung  nach  Vorstehendem  giltig  erfolgen 
kann,  und  durch  Bezahlung  der  Fracht  erlischt  jeder  Anspruch  gegen  die 
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Eisenbahn:  Nur  wegen  Verlustes  oder  Beschädigungen,  welche  bei  der 
Ablieferung  äusserlich  nicht  erkennbar  waren,  kann  die  Eisenbahn  auch 
nach  der  Annahme  und  nach  Bezahlung  der  Fracht  in  Anspruch  genommen 
werden,  jedoch  nur,  wenn  die  Feststellung  des  Verlustes  oder  der  Beschädi- 
gung ohne  Verzug  nach  der  Entdeckung  nachgesucht  und  der  Anspruch 
spätestens  innerhalb  vier  Wochen  bei  der  Eisenbahnverwaltung  schriftlich  an- 
gemeldet worden  ist,  und  wenn  bewiesen  wird,  dass  der  Verlust  oder  die 
Beschädigung  während  der  Zeit  seit  der  Empfangnahme  bis  zur  Ablieferung 
entstanden  ist. 

Ausserdem  erlöschen  alle  Ansprüche  wegen  gänzlichen  Verlustes,  wegen 
Verminderung  und  Beschädigung  des  Gutes  nach  Einem  Jahre,  von  dem 
Ablaufe  des  Tages  an  gerechnet,  an  welchem  die  Ablieferung  hätte  bewirkt 
sein  müssen,  und,  sofern  das  Gut  angenommen,  die  Fracht  aber  nicht 
bezahlt  ist,  alle  Ansprüche  wegen  Verminderung  oder  Beschädigung  des 
Gutes  nach  Einem  Jahre  von  dem  Ablaufe  des  Tages  an,  an  welchem  die 
Ablieferung  geschehen  ist. 

In  allen  Verlust-  und  Beschädigungsfällen  haben  die  Eisenbahnver- 
waltungen  die  eingehendsten  Recherchen  anzustellen  und  auf  Erfordern  den 
Berechtigten  actenmässige  und  genaue  Mittheilungen  über  das  Resultat  der 
Nachforschungen  zu  geben. 

Bei  Empfangnahme  der  Entschädigung  kann  der  Entsehädigung*- 
berechtigte  begehren,  dass  er,  falls  das  in  Verlust  gerathene  Gut  später  ge- 
funden wird,  hievon  benachrichtigt  werde.  Ucber  das  gestellte  Begehren  ist 
ihm  eine  Bescheinigung  zu  ertheilen. 

Innerhalb  vier  Wochen  nach  erhaltener  Nachricht  kann  der  Berechtigte 
gegen  Rückerstattung  des  erhaltenen  Entschädigungsbetrages  verlangen,  dass 
das  wiedergefundene  Gut  von  dem  Orte,  wo  dasselbe  gefunden  wurde,  bis 
zu  dem  im  Frachtbriefe  angegebenen  ursprünglichen  Bestimmungsorte 
kostenfrei  geliefert  werde. 

Ist  an  einem  Gute  ein  Abgang  oder  eine  Beschädigung  eingetreten,  so 
wird  die  Eisenbahn  in  Gegenwart  von  unparteiischen  Zeugen  und  wo  mög- 
lich in  Gegenwart  des  Rcclamationsberechtigten  den  Gewichts-  und  That- 
bestand  und  nach  Umständen  unter  Beiziehung  von  Sachverständigen  den 
an  dem  Gute  eingetretenen  Schaden  feststellen  lassen. 

Will  der  Reclamationsbereehtigte  sich  mit  der  Eisenbahn  über  die  von 
letzterer  zu  leistende  Entschädigung  im  aussergerichtlichen  Wege  ausgleichen, 
so  hat  er  noch  vor  dem  Bezüge,  beziehungsweise  vor  der  Zurücknahme  des 
Gutes,  den  Thatbestand  anzuerkennen  und  seinen  Ersatzanspruch  anzu- 
melden. 

Stellt  er  sich  hiebei  mit  dem  Ausspruche  der  von  der  Eisenbahn  beige- 
zogenen Sachverständigen  nicht  zufrieden,  so  steht  es  ihm  frei,  den  Schaden 
durch  vom  Handelsgerichte  oder  in  dessen  Ermanglung  vom  Richter  des 
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Orte»  ernannte  oder  durch  bei  dem  Gerichte  bereits  ständig  bestellte  Sach- 
verständige feststellen  zu  lassen. 

Eine  angemeldete  Reelamation  ist  mit  einem  den  Werth  des  Gutes 
nachweisenden  Documente,  und  wenn  das  Gut  bezogen  wurde,  auch  mit  dem 
Frachtbriefe  belegt  binnen  der  gesetzlichen  Verjährungsfrist  wirklich  einzu- 
bringen, und  muss  mit  thunlichster  Beschleunigung  nach  Ueberreichung 
von  der  betreffenden  Eisenbahn  beantwortet  und  erledigt  werden. 

§.  20. 

Beschränkung  der  Haftpflicht  für  Güter,  welche  nicht  nach 
Eisenbahn-Stationen  bestimmt  sind. 

Wird  Gut  mit  einem  Frachtbriefe  zum  Transporte  übernommen,  in  wel- 
chem als  Ort  der  Ablieferung  ein  nicht  an  einer  anschliessenden  Eisenbahn 
liegender  Ort  bezeichnet  ist,  so  besteht  die  Haftpflicht  der  Eisenbahnen  als 
Frachtführer  nicht  für  den  ganzen  Transport,  sondern  nur  für  den  Transport 
bin  zu  dem  Orte,  wo  der  Transport  mittelst  Eisenbahn  enden  soll.  In  Bezug 
auf  die  Weiterbeförderung  treten  nur  die  Verpflichtungen  des  Spediteurs  ein. 

In  Ansehung  der  von  der  Bahnverwaltung  eingerichteten  Rollfuhren 
nach  seitwärts  belegenen  Orten  (cfr.  §.  14)  besteht  die  Haftpflicht  der 
Eisenbahn  als  Frachtführer  auch  fiir  den  Transport  bis  zu  dem  Bestimmungs- 
orte des  Gutes. 

21. 

Besch  ränkun  g  der  Haftpflicht  bei  Angabe  mehrerer  Bestim- 
mungsorte. 

Ist  von  dem  Absender  auf  dem  Frachtbriefe  bestimmt,  dass  das  Gut  an 
einem  an  einer  Eisenbahn,  für  welche  dieses  Reglement  gilt,  liegenden  Orte 
abgegeben  werden  oder  liegen  bleiben  soll,  so  gilt,  ungeachtet  im  Fracht- 
briefe ein  anderweiter  Bestimmungsort  angegeben  ist,  der  Transport  als 
nur  bis  zu  jenem  ersteren  an  der  Bahn  liegenden  Orte  übernommen,  und 
flic  Eisenbahn  ist  nur  bis  zur  Ablieferung  an  diesen  Ort  verantwortlich. 

§.  22. 

Besondere  Beschränkung  in  der  Haftpflicht. 
1.  Die  Eisenbahn  haftet  in  Ansehung  der  Güter,  welche  vermöge  ihrer 
eipenthümlichen  natürlichen  Beschaffenheit  der  besonderen  Gefahr  ausgesetzt 
sind,  gänzlichen  oder  theilweisen  Verlust  oder  Beschädigung,  namentlich 
Brach.  Rost,  inneren  Verderb,  aussergewöhnliche  Leckage,  Selbstentzündung 
n.  s.  w.,  zu  erleiden,  nicht  für  den  Schaden,  welcher  aus  dieser  Gefahr  ent- 
standen ist,  insbesondere  also  nicht 
a)  überhaupt:  bei  gefährlichen  Substanzen,  als:  Schwefelsäure,  Scheide- 
wasser und  anderen  ätzenden    sowie  bei  leicht  entzündlichen  Gegen- 
wänden ; 
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ttj  für  den  Bruch:  bei  leicht  zerbrechlichen  Sachen,  als:  Möbeln  und  Haus 
geräth,  Glas,  Eisenguss,  leeren  oder  gefüllten  Krügen,  Fl  aschen  und 
Glasballons,  Zucker  in  losen  Broden  u.  s.  w.  ; 

e)  für  Leckage,  d.  h.  Dringen  der  Flüssigkeiten  durch  die  Fugen  des  Ge- 
bindes ohne  äusserliche  Beschädigung; 

d)  für  das  Verderben:  bei  Flüssigkeiten  und  anderen  Gegenständen, 
welche  leicht  in  Gährung  oder  Fäulniss  Ubergehen  oder  durch  Frost 
oder  Hitze  leiden ; 

e)  für  das  Einrosten:  bei  Metall waaren; 

f)  für  Gewichtsverluste:  bei  frischen  und  gesalzenen  Fischen,  Austern 
und  Südfrüchten. 

2.  Die  Eisenbahn  haftet  in  Ansehung  derjenigen  Güter,  welche  in 
unbedeckten  Wagen  transportirt  werden,  nicht  für  den  Schaden,  welcher 
aus  der  mit  dieser  Transportart  verbundenen  Gefahr  entstanden  ist.  Welche 
Güter  die  Eisenbahn  bei  Anwendung  einer  ermässigten  Tarifciasse  in 
unbedeckten  Wagen  zu  transportiren  befugt  ist,  bestimmt  der  Tarif,  und 
gibt  der  Absender  sein  Einverständniss  mit  dieser  Beförderungsart  zu  erken- 
nen, als  er  nicht  bei  der  Aufgabe  durch  schriftlichen  Vermerk  auf  dem 
Frachtbriefe  die  Beförderung  des  betreffenden  Gutes  in  gedeckten  oder  mit 
Decken  versehenen  Wagen  ausdrücklich  verlangt.  Die  Eisenbahn  ist  jedoch 
in  diesem  Falle  berechtigt,  einen  Zuschlag  zu  der  tarifmässigen  Fracht  zu 
erheben. 

Wehn  in  Folge  besonderer  Vereinbarung  Güter,  die  sonst  in  gedeckten 
Wagen  verladen  werden,  in  ungedeckten  Wagen  befördert  werden,  so  kann 
unter  der  mit  dieser  Transportart  verbundenen  Gefahr  auffallender  Gewichts 
abging  oder  Abgang  von  ganzen  Collien  nicht  verstanden  werden. 

3.  Die  Eisenbahn  haftet  in  Ansehung  derjenigen  Güter,  welche,  unge- 
achtet ihre  Natur  eine  Verpackung  zum  Schutze  gegen  Verlust  oder  Beschädigung 
auf  dem  Transporte  erfordert,  nach  Erklärung  des  Absenders  auf  dem  Fracht- 
briefe unverpackt  oder  mit  mangelhafter  Verpackung  aufgegeben  sind,  nicht  für 
den  Schaden,  welcher  aus  der  mit  dem  Mangel  der  Verpackung  oder  mit  der 
mangelhaften  Beschaffenheit  der  Verpackung  verbundenen  Gefahr  entstan- 
den ist. 

4.  Die  Eisenbahn  haftet  in  Ansehung  derjenigen  Güter,  deren  Auf-  und 
Abladen  nach  Bestimmung  des  Tarifs  oder  nach  Vereinbarung  mit  dem  Ab 
Bender  von  diesem  oder  dem  Empfänger  besorgt  wird,  nicht  für  den  Schaden, 
welcher  aus  der  mit  dem  Auf-  und  Abladen  oder  mit  mangelhafter  Verladung 
verbundenen  Gefahr  entstanden  ist.  Dagegen  haften  der  Absender,  beziehungs 
weise  der  Empfänger  für  den  Schaden,  welcher  durch  das  Auf-  oder  Abladen 
oder  bei  Gelegenheit  desselben  den  Fahrzeugen  der  Eisenbahn  zugefügt  ist. 
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5.  Die  Eisenbahn  haftet  in  Ansehung  begleiteter  Güter  nicht  für  den 
Schaden,  welcher  aus  der  Gefahr  entstanden  ist,  deren  Abwendung  durch 
die  Begleitung  bezweckt  wird.  » 

6.  In  allen  vorstehend  unter  1.  bis  5.  gedachten  Fallen  wird  bis  zum 
Nachweise  des  Gegentheils  vermuthct,  dass  ein  eingetretener  Schaden,  wenn 
er  aus  der  Seitens  der  Eisenbahn  nicht  Übernommenen  Gefahr  entstehen 
konnte,  aus  derselben  wirklich  entstanden  ist. 

7.  Die  vorstehend  unter  1.  bis  5.  bedungenen  Befreiungen  treten  nicht 
ein,  wenn  nachgewiesen  wird,  dass  der  Schaden  durch  Schuld  der  Bahn- 
verwaltung oder  ihrer  Leute  entstanden  ist. 

8.  Gewichtsmängel  werden  nicht  vergütet,  soweit  für  die  ganze  durch- 
laufene Strecke  das  Fehlende  bei  trockenen  Gütern  nicht  mehr  als  Ein 
Procent,  bei  nassen  Gütern,  denen  geraspelte  und  gemahlene  Farbehölzer 
Rinden,  Wurzeln,  Süssholz,  geschnittener  Tabak,  Fettwaaren,  Seifen  und 
harte  Oele,  frische  Früchte,  frische  Tabaksblätter,  Schafwolle,  Häute,  Felle. 
Leder,  getrocknetes  oder  gebackenes  Obst,  Thierflechsen,  Hörner  und 
Klauen,  Knochen  (ganz  und  gemahlen),  getrocknete  Fische,  Hopfen  und 
frische  Kitte  (andere  dahin  zu  rechnende  Gegenstände  müssen  in  den  beson- 
deren Vorschriften  namhaft  gemacht  sein)  gleich  behandelt  werden  sollen, 
nicht  mehr  als  zwei  Procent  des  im  Frachtbriefe  angegebenen,  beziehungs- 
weise durch  die  Absendestation  festgestellten  Gewichtes  beträgt.  Dieser 
Procentsatz  wird,  im  Falle  mehrere  Stücke  zusammen  auf  einen  Frachtbrief 
transportirt  worden  sind,  für  jedes  Stück  besonders  berechnet,  wenn  das 
Gewicht  oder  das  Mass  der  einzelnen  Stücke  im  Frachtbriefe  verzeichnet 
oder  sonst  erweislich  ist. 

Die  vorstehend  gedachte  Befreiung  von  der  Haftpflicht  tritt  nicht  ein, 
wenn  und  soweit  nachgewiesen  wird,  dass  der  Verlust  nach  den  Umständen 
des  Falles  nicht  in  Folge  der  natürlichen  Beschaffenheit  des  Gutes  entstan- 
den ist,  oder  dass  der  angenommene  Procentsatz  dieser  Beschaffenheit  oder 
den  sonstigen  Umständen  des  Falles  nicht  entspricht.  Es  bleibt  jedoch  den 
einzelnen  Verwaltungen  vorbehalten,  bei  solchen  Gütern,  welche  vom  Ver- 
sender selbst  verladen  oder  vom  Empfänger  abgeladen  werden,  höhere 
Proeentsätze  als  zwei  Procent  nach  Massgabe  der  Beschaffenheit  der  ein- 
zelnen Artikel  festzusetzen,  bis  zu  welchen  eine  Vergütung  für  Gewichts- 
mängel nicht  stattfinden  soll- 

§.  23. 

Geldwerth  der  Haftung. 

Eine  der  Eisenbahn  nach  den  Bestimmungen  der  vorstehenden  Para- 
graphen zur  Last  fallende  Entschädigung  ist  in  ihrem  Geldwerthe  nach 
folgenden  Grundsätzen  zu  bemessen: 
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1.  Im  Falle  des  gänzlichen  oder  theilweisen  Verlustes  wird  bei  der 
.Schadenberechnung  der  von  dem  Beschädigten  nachzuweisende  gemeine 
Handelswerth  und  in  Ermangelung  eines  solchen  der  gemeine  Werth, 
welchen  Güter  gleicher  Beschaffenheit  zur  Zeit  und  am  Orte  der  be- 
dungenen Ablieferung  gehabt  haben  würden,  nach  Abzug  der  in  Folge 
des  Verlustes  etwa  ersparten  Zölle,  Frachten  und  Unkosten  zum  Grunde 
gelegt. 

2.  Zum  Zwecke  der  Entschädigungsberechnuug  wird  jedoch  der  gemeine 
Handelswerth,  beziehungsweise  der  gemeine  Werth  nicht  höher  als 
30  Gulden  Silber  pro  Centner  angenommen,  insofern  ein  höherer  Werth 
nicht  ausdrücklich  auf  dem  Frachtbriefe  an  der  dazu  bestimmten  Stelle 
mit  Buchstaben  declarirt  ist. 

3.  Im  Falle  einer  höheren  Werthdeclaration  bildet  die  declarirte  Summe 
den  Maximalsatz  der  zu  gewährenden  Entschädigung.  In  diesem  Fall«* 
hat  der  Versender  neben  der  tarifmässigen  Fracht  einen  Zuschlag  zu 
entrichten,  welcher  i/ia  pro  Mille  der  ganzen  declarirten  Summe  für 
jede  angefangenen  20  Meilen,  welche  das  Gut  innerhalb  der  einzelnen 
Bahn,  respeetive  des  einzelnen  Verbandes  zu  durchlaufen  hat,  mit  einem 
Minimalbetrage  von  5  Kreuzer  und  unter  Abrundung  des  zu  erhebenden 
Betrages  auf  ganze  Kreuzer  nicht  übersteigen  darf. 

4.  Bei  Beschädigung  von  Gütern  wird  die  durch  die  Beschädigung  ent- 
standene Werthverminderung  nach  Verhältniss  des  gemäss  der  Be- 
stimmung ad  1.  zu  ermittelnden  Werthes  zu  dem  ad  2.  und  3.  erwähnten 
Maximalsatze  vergütet. 

§.  24. 

Haftpflicht  für  Versäumung  der  Lieferungszeit. 

Die  Eisenbahn  haftet  für  den  Schaden,  welcher  durch  Versäumung  der 
Lieferungszeit  (§.  12)  entstanden  ist,  sofern  sie  nicht  beweist,  dass  sie  die 
Verspätung  durch  Anwendung  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Frachtführers 
nicht  habe  abwenden  können. 

Durch  Annahme  des  Gutes  Seitens  de«  im  Frachtbriefe  bezeichneten 
Empfängers  oder  seiner  Leute,  oder  derjenigen  Personen,  an  welche  die 
Ablieferung  nach  §.19  giltig  erfolgen  kann,  und  durch  Bezahlung  der  Fracht 
erlöschen  alle  Ansprüche  aus  Versäumung  der  Lieferungszeit,  insoferne  solche 
nicht  binnen  acht  Tagen  nach  der  Ablieferung,  rücksichtlich  nach  Bezahlung 
der  Fracht  rechtswirksam  erhoben  worden  sind.  Ist  das  Gut  nicht  ange- 
nommen, oder  die  Fracht  nicht  bezahlt,  so  erlöschen  sie  nach  Einem  Jahre 
Diese  Frist  beginnt  mit  dem  Ablaufe  des  Tages,  an  welchem  die  Ablieferung 
geschehen  ist,  und  wenn  sie  überhaupt  nicht  erfolgt  ist,  mit  dem  Ablaufe  der 
Lieferungszeit. 


Digitized  by  Google 


Verkehr  der  Kisenhahnen. 


187 


8.  25. 

Geldwerth  der  Haftung  für  Versäuraung  der  Lieferungszeit. 

Der  von  der  Eisenbahn  zu  leistende  Ersatz  des  durch  Versäumung  der 
Lieferungszeit  entstandenen,  von  dem  Entschädigungsberechtigten  nach- 
zuweisenden Schadens  wird,  im  Falle  die  Versäumniss  nicht  mehr  als 
24  Stunden  beträgt,  den  Betrag  der  halben  Fracht,  und  im  Falle  längerer 
Versäumnis«  als  24  Stunde»  den  Betrag  der  ganzen  Fracht  nicht  über- 
steigen. 

Ohne  den  Beweis  zu  verlangen,  dass  durch  die  verspätete  Ablieferung 
ein  Schade  entstanden  ist,  leistet  die  Eisenbahn  folgende  Vergütung: 

<i)  bei  Frachtgütern:  Wenn  die  Verspätung  mehr  als  1  Tag  beträgt,  bis  zu 
3  Tagen  i/4,  bis  zu  8  Tagen  >/3,  und  wenn  die  Verspätung  mehr  als 
8  Tage  beträgt,  die  Hälfte  der  Fracht; 

h)  bei  Eilgütern:  Wenn  die  Verspätung  mehr  als  12  Stunden  beträgt,  bis 
zu  24  Stunden  >/4,  bis  zu  3  Tagen  ■/,,  und  wenn  die  Verspätung  mehr 
als  3  Tage  beträgt,  die  Hälfte  der  Fracht. 

Will  der  Versender  einen  darüber  hinausgehenden  Schadenersatz  sich 
sichern,  so  hat  er  einen  bestimmten  Betrag  als  sein  Interesse  an  der  recht- 
zeitigen Lieferung  durch  Eintragung  in  die  dazu  bestimmte  Rubrik  des 
Frachtbriefes  zu  declariren.  Diese  Declaration  muss  behufs  ihrer  Giftigkeit 
in  der  gedachten  Rubrik  mit  Buchstaben  eingetragen  und  mit  dem  schrift- 
lichen Visum  der  Versandtgüter- Expedition  versehen  sein. 

Hat  der  Versender  einen  bestimmten  Betrag  als  das  Interesse  der  recht- 
zeitigen Lieferung  in  dieser  Form  ausdrücklich  angegeben,  so  ist  die  Eisen- 
bahn  auch  Uber  den  Betrag  der  Fracht  hinaus  bis  höchstens  zu  dem  Betrage 
der  declarirten  Summe  den  nachgewiesenen  Schaden  zu  vergüten  verpflichtet. 

Es  wird  in  diesem  Falle  jedoch  ein  Frachtzuschlag  erhoben,  welcher  für 
je  4  fl.  50  kr.  der  declarirten  Summe  —  angefangene  4  fl.  50  kr.  für  voll 
gerechnet  —  für  die 

ersten  20  Meilen  «/*  kr. 

für  die  folgenden  30  Meilen  lfk  n 

Hir  jede  weiteren  folgenden  50  Meilen  >/4  „ 

nicht  übersteigen  darf.  Angefangene  20,  resp.  30  und  50  Meilen  werden  für 
voll  gerechnet. 

Bruchtheile  sind  auf  ganze  Kreuzer  abzurunden.  Der  geringste  Fracht- 
zuschlag beträgt  5  Kreuzer. 
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Anlage  A. 

♦ 

Die  Güter-Expedition  der  Eisenbahn 

zu    hat  auf.   -    Ersuchen  folgende 

Güter,  welche  laut  Frachtbrief  vom  heutigen  Tage  in  nachstehender  Weise 

bezeichnet  sind,  zur  Eisenbahnbeförderung  nach   _ 

von  _  „  „  angenommen,  nämlich: 


   erkenne _  hierbei  ausdrücklich  an,  dass  diese  Güter 

unverpackt  -  _  _  „.  mit  mangelhafter  Verpackung,  nämlich 


aufgegeben  sind,  und  dass  dieses  auf  dem  Frachtbriefe  von 
      anerkannt  ist. 


den__._  _»•»__  _1S. 
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2.  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  13.  August  1S71, 

Z.  16.367-3996,  C.  Bl.  Nr.  68, 

mii  die  Verwaltungen  sämmtlicher  unterstehenden  Buhnunlernehmutigen. 

ktrtflend  die  Kespectirung  der  von  den  politischen  Bezirksbehorden  und  Communalaintern  ausge- 
stellten Leichenpässe. 

Nach  einer  Mittheilung  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  3.  August 
1871.  Z.  9404,  sind  nunmehr  in  den  im  Reiclisrathe  vertretenen  König- 
reich cn  und  Ländern  neben  der  politischen  Landesstelle  auch  die  politischen 
Bezirksbehörden  und  die  Communalämter  (Magistrate)  der  mit  einem  eigenen 
(iemeindestatute  versebenen  Städte  zur  Ausstellung  von  Leichenpässen  er- 
mächtigt, wornach  die  Eingangs-  und  Unterschrifts-Formel  des  vorgeschrie- 
benen Leichenpa88-Formulares  die  entsprechende  Abänderung  erfährt  und 
insbesondere  in  den  von  Städten  mit  eigenem  Gemeindestatute  ausgestellten 
Leichenpässen  der  Ausdruck:  „der  mit  einem  eigenen  Gemeindestatute  ver- 
sehenen Stadt  .  .  .  .  *  eingeschaltet  sein  wird.  Hiervon  wird  der  Verwal- 
tungsrath mit  der  Aufforderung  in  Keuntniss  gesetzt ,  die  unterstellenden 
Organe  behufs  Respectirung  aolcher  Leichenpässe  zu  verständigen. 
Wien,  am  13.  August  1871. 

Für  den  Handehniinittei  : 

Pfeiffer  m.  p. 


B.  Bestimmungen  über  den  Transport  von  feuer-  und  explo- 
sionsgefährlichen Gegenständen. 

3.  Krlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  11.  April  1872, 

Z.  1095  256,  C.  Bl.  Nr.  36, 

mh  die  Verwaltungen  sämmtlicher  im  Betriebe  stehenden  Halmen, 

betreffend  dieZulassnng  des  Sprengmittels  „weisses  Dynamit"  zum  Eisenbahntransporte. 

Ueber  Ansuchen  des  Dr.  Theodor  Endletsberger ,  Hof-  und  Gerichts- 
advocaten  in  Wien,  als  Vertreter  der  Firma:  Gragger  und  Comp,  in  Steier- 
mark wurde  die  Bewilligung  zum  Eisenbahntransporte  des  von  derselben  er- 
zengten Sprengmittels  „weisses  Dyn amitu,  bestehend  aus  Nitroglycerin 
und  Bergkreide,  auf  Grundlage  der  vom  technisch-administrativen  Militär- 
Comite  vorgenommenen  Versuche  und  des  von  dem  Professor  der  Chemie  an 
der  k.  k.  Universität  zu  Wien  Dr.  Franz  Schneider  erstatteten  Gutachtens 
unter  der  Bedingung  ertheilt, 

dass  bei  Versendung  dieses  Sprengmittels  dieselben  Bestimmungen 
eingehalten  werden,  wie  bezüglich  des  Nobel'schcn  Dynamits, 

daas  daß  Präparat  nur  in  Patronenhülsen  von  starkem  Pergamentpapiere 
versendet  werde, 
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dass  die  zu  einer  Patronensendung  gehörigen  Zündkapseln  nicht  gleich- 
zeitig, sondern  vollständig  abgesondert  zu  verschicken  sind, 

dass  die  Patronenkisten  behufs  leichterer  Controle  mit  einem  den  Inhalt 
und  die  Provenienz  enthaltenden  Zettel  versehen  werden, 

und  dass  endlich  die  Erzeuger  für  die  durch  eine  etwaige  längere  Lagerung 
des  Präparates,  beziehungsweise  durch  die  hiedurch  möglicherweise  entste- 
hende Zersetzung  und  Erhöhung  der  Explosionsfähigkeit  erwachsenden  Ge- 
fahren verantwortlich  bleiben. 

Wien,  den  11.  April  1872. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 

Banhans  m.  p. 

Mittelst  Erlasses  de»  k.  k.  Hancleh-Miimterinms  vom  23.  Juli  1872  Z.  19.536-4721,  C.  Bl. 
Nr.  60,  wurde  Vorläufig  jeder  Bahntransport  des  weissen  Dynamits  bis  zum  Abschlüsse 
der  eingeleiteten  neuerlichen  Analyse  untersagt. 


C.  Sanitätsbestimmungen  für  den  Eisenbahnverkehr. 

I.  Bestimmungen  übe r  d  i e  V ersen du n g  von  Gift sto f f e n. 

1 .  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  26.  August  187], 
Nr.  6356-1557,  R.  ti.  Bl.  Nr.  117,  C.  Bl.  Nr.  71, 

betreffend  die  Ivinführun^  eines  neuen  Regulatives  für  Versendunu  von  Arsenicalien  und  anderen 

(iiftstoll'en  auf  Kisenbahnen. 

Das  nachstehende,  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Ministerium  des 
Innern  festgesetzte  Regulativ  für  Giftstofftransporte  auf  Eisenbahnen  wird 
mit  dem  Bemerken  kundgemacht,  dass  dasselbe  mit  1.  October  1871  in 
Wirksamkeit  zu  treten  hat,  und  dass  die  mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Ministe- 
riums des  Innern  vom  26.  März  1849.  Z.  7166,  R.  G.  Bl.  Nr.  193  vorge- 
schriebene Verpackungsweise  für  Arsenik  für  den  Verkehr  im  Inlande  auch 
fernerhin,  jedoch  nur  mit  der  Modifikation  beibehalten  werden  kann,  dass 
das  Fässchen  mit  der  Bezeichnung  „Gift"  versehen  werde. 

§.  1. 

Arsenikalieu ,  nämlich  arsenige  Säure  (Hüttenrauch),  gelbes  Arsenik 
(Rauschgelb,  Anripigment >  und  rothes  Arsenik  (Realgar),  Scherbenkobalt 
i Fliegenstein)  werden  nur  dann  zum  Eisenbahntransporte  angenommen, 
wenn  sie  in  doppelten  Fässern  oder  Kisten  verpackt  sind.  Die  Böden  der 
Fässer  müssen  mit  Einlagereifen ,  die  Deckel  der  Kisten  mit  Reifen  oder 
eisernen  Bändern  gesichert  werden.  Die  inneren  Fässer  oder  Kisten  sind 
von  starkem  trockenem  Holze  zu  fertigen  und  inwendig  mit  Leinwand  oder 
ähnlichen  dichten  Geweben  zu  verkleben. 

Auf  jedem  Collo  muss  in  leserlichen  Buchstaben  mit  schwarzer  Oelfarbe 
das  Wort  „ Arsenik u  (Gift)  angebracht  sein. 
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Andere  gütige  Metallpräparate  (giftige  Metallfarben,  Metallsalze  etc.) 
wohin  insbesondere  QuecksilberprKparate,  als:  Sublimat,  Calomel,  weisses  und 
rotlies  Präcipitat,  Zinnober,  Kupfersalz  und  Kupferfarben,  als :  Kupfervitriol, 
Grünspan,  grüne  und  blaue  Kupferpigmente,  Blei-Präparate,  als:  Bleiglätte 
Massicot),  Mennige,  Bleizucker  und  andere  Bleisalze,  Blei  weiss  und  andere 
Bleifarben,  Zinn  und  Antimonasche  gehören,  dürfen  nur  in  dichten,  von  festem 
trockenem  Holze  gefertigten,  mit  Einlagereifen,  resp.  Umfassungsbändern 
versehenen  Fässern  oder  Kisten  zum  Transporte  aufgegeben  werden. 

Diese  Umschliessungen  müssen  so  beschaffen  sein,  dass  durch  die  beim 
Transporte  unvermeidlichen  Erschütterungen,  Stössc  etc.  ein  Verstauben 
der  Stoffe  durch  die  Fugen  nicht  eintritt. 

Die  obigen  Bestimmungen  von  §.  1  an  haben  bereits  im  $.  3,  B,  zu  Nr.  14,  des  Retriehs- 
KfeiemenU  für  die  österreichischen  Eisenbahnen  vom  1.  Juli  ^72  Aufnahme  gefunden. 

Die  vorstehend  erwähnten  Artikel  sind  in  den  Frachtbriefen  unter  ihren 
eigentümlichen  Benennungen  aufzuführen  und  dürfen  nicht  unter  allgemeinen 
Rubriken,  z.  B.  Materialwaaren,  Droguen  etc.,  einbegriffen  werden. 

Die  in  den  §§.  1  und  3  genannten  Stoffe  dürfen  nur  getrennt  von  solchen 
Gegenständen  verladen  werden,  welche  unmittelbar  oder  mittelbar  als  Nah- 
rungsmittel dienen. 

Sehaeffle  m.  p. 


IL  Bestimmungen  z  n  r  V  e  r  h  ü  t  u  n  g  u  n  d  U  n  t  e  r  d  r  ü  c  k  u  n  g  d  e  r 

Kinderpest. 

5.  Erlas*  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  2.  August  1871, 
Zahl  14.630— 3559,  C.  Bl.  Nr.  65, 

an  alle  Eiseubahnverwaltungen, 

beireflenil  «leren  Mitwirkung  bei  Durchführung  »ler  Vorschriften  zur  Hintanhalt unu  und  Unter- 
drückung der  Rinderpest. 

Wie  aus  einem  ämtlichen  Berichte  entnommen  wurde,  haben  sich  wäh- 
rend der  jüngst  in  Niederösterreich  aufgetretenen  Rinderpest  wiederholt  Fälle 
ereignet,  dass  thierische  Frodncte  der  im  §.  2  des  Binderpestgesetzes  vom 
'2iK  Juni  1868  bezeichneten  Art  von  im  Seuchenrayon  gelegenen  Eisenbahn- 
stationen ohne  die  vorgeschriebenen  Ursprungs-Certificate  zum  Trausport  in 
seuchenfreie  Gegenden  aufgenommen  und  über  die  betreffenden  Einbruchs- 
Htationen  befördert  worden  sind,  ohne  den  daselbst  aufgestellten  Controls- 
eommissionen  zur  Beschau  angemeldet  worden  zu  sein. 

Ein  solches  Vorgehen,  welches  die  nachtheiligsten  Folgen  nach  sich 
ziehen  könnte,  zeigt  deutlich,  dass  sich  die  auf  den  betreffenden  Aufgabe-, 
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beziehungsweise  Einhruchsstationen  bestellten  Balmorgane  die  bestehenden 
Vorschriften  nicht  genügend  gegenwärtig  halten. 

Zur  besseren  Sicherung  des  Erfolges  der  von  den  politischen  Behörden 
gegen  die  Verbreitung  von  Viehseuchen  getroffenen  Vorkehrungen  sieht  sich 
daher  das  Handelsministerium  veranlasst  ,  zur  künftigen  genauen  Darnaeh- 
achtuug  folgende  Bestimmungen  zu  erlassen: 

Um  den  Eiseubaliuorganen  die  möglichst  genaue  Kenutniss  der  zur 
liintanhaltung  und  Unterdrückung  der  Rinderpest  bestehenden  gesetzlichen 
Vorschriften  sicherer  zu  vermitteln,  sind  die  einzelnen  Stationen  mit  dem 
Rinderpestgesetze  vom  29.  Juni  1868  und  der  Durchführungsverordnung  zu 
demselben  vom  7.  August  1868,  R.  (r.  B.  Nr.  118  und  119,  zu  betheilen 
und  besonders  zur  strengen  Beobachtung  der  Bestimmungen  snb  5  und  7 
der  Durchführungsverordnung  anzuweisen. 

Hiernach  sind  namentlich  die  Aufgabsstatioueu  dafUr  verantwortlich  zu 
machen,  dassThiere  und  thierische  Produete  niemals  ohne  die  vorgeschriebenen 
Certificate  zum  Transporte  aufgenommen  werden. 

lieber  die  verladenen  Sendungeu  von  Vieh  und  thierischen  Producteu 
sind  speeielle  Consignationeu  zu  verfassen  und  unter  Beischluss  der  Certificate 
dein  Zugführer  zu  Ubergeben. 

Die  Abfertigung  des  Zuges,  worin  sich  derartige  zurCoutrole  bestimmte 
Sendungen  befinden .  ist  wo  möglich  im  telegraphischen  Wege  der  Station, 
wo  die  Coutrolconimission  aufgestellt  ist,  unter  Bezeichnung  des  Zuges 
bekannt  zu  geben,  wovon  letztere  Station  die  Coutrolconimission  rechtzeitig 
zu  verständigen  hat. 

In  der  Controlstation  sind  eigene  Bahnbeamte  zu  bestimmen ,  welche 
von  deu  Zugführern  die  Certificate  zu  übernehmen  und  die  Controlcomraission 
bei  der  Revision  der  Wagen  zu  unterstützen  haben.  Da  mit  der  Vornahme 
der  Coutrole  in  der  Eiutrittsstation  immer  einiger  Zeitaufwand  verbunden  ist, 
so  sind  weiter  zur  Vermeidung  von  Verzögerungen  und  Störungen  im  Verkehre 
für  die  Beförderung  der,  der  Controle  zu  unterziehenden  Güter  möglichst 
solche  Züge  zu  wählen,  welche  in  der  Controlstation  einen  längeren  Auf 
enthalt  haben;  eventuell  die  Fahrordnungen  der  Lastenzüge  mit  Rücksicht 
auf  dieses  Bedürfnis*  zu  modificiren.  Endlich  sind  den  politischen  Behörden 
die  Stationen  bekannt  zu  geben,  wo  die  Desinficiruug  der  Wagen  stattfindet, 
und  auf  Bahnen,  wo  das  Vieh  weitere  Strecken  geführt  wird,  die  Tränke 
und  Fütterungsstationeu  zu  bezeichnen. 
Wien,  am  2.  August  1871. 

Der  k.  k.  Ilaudelsmini»ten 

Sehaeffle  m.  p. 

Vorstehender  KiUs»  wurde  gleichzeitig  siiiumtlielieii  politischen  Landetbehörden  mit  der 
Aufforderung  mitgetheilt,  die  ControUcommiuionen  zur  unterteilten  Re*ichtigung  der  ange- 
meldeten Sendungen  anzuweisen. 
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6.  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  4.  August  1871, 

Z.  15.245-3714,  C.  Bl.  Nr.  65, 

md  Mlle  österreichischen  RUeobühnrerwiltllllgeB. 

betreffend  die  Hedingungen  der  Einhebung  von  Wauenreinigungsgeliühren  hei  Übernahme  von 

Viehtransporten  auf  Eisenbahnen. 

Die  Verschiedenartigkeit,  mit  welcher  die  einzelnen  Bahnen  bei  Ueber- 
nahme  von  Viehtransporten  mit  der  Einhebung  von  Wagenrcinigungsgebühren 
vorgehen,  hat  schon  wiederholt  zu  Beschwerden  von  .Seite  des  versendenden 
Pnbliemns  Anlas*  gegeben.  Zur  Hintanhaltung  fernerer  Klagen  und  behufs 
Erzielung  eines  gleichmüssigcn  Vorganges  auf  allen  österreichischen  Bahnen 
Hude  ich  daher  Folgendes  zu  vertilgen  und  dem  Verwaltungsrath  zur  künftigen 
genauen  Damaehaehtung  bekannt  zu  geben: 

Die  Bahnverwaltungen  sind  fortan  zur  Einhebung  einer  Wagenreinigungs- 
gebühr  lediglich  in  dem  Falle  und  nur  auf  solange  berechtigt,  als  ihnen  von 
der  competenten  politischen  Behörde  in  Folge  Ausbruchs  einer  Viehseuche 
eine  besondere  Desinfieirung  der  zum  Viehtransporte  verwendeten  Wagen 
aufgetragen  wird. 

Sobald  dieser  Fall  eintritt ,  ist  die  beginnende  Einhebung  der  vorher 
ziftermässig  genehmigten  Wagenreinigungsgebühr  mittelst  Anschlages  in  den 
Stationen  öffentlich  kundzumachen  und  gleichzeitig  hierüber  dem  Handels- 
ministerium die  Anzeige  zu  erstatten. 

Erst  von  den  nach  dem  Zeitpunkte  dieser  Kundmachung  zur  Aufgabe 
gelangenden  Transporten  darf  die  Wagen reinignngsgeb Uhr  factisch  einge- 
hoben werden. 

Die  gewöhnliehe  Reinigung  der  Viehwagen  haben  die  Bahnen  auf  ihre 
eigenen  Kosten  und  ohne  Entschädigungsanspruch  an  die  Versender  zu 
besorgen. 

Nachdem  hienach  die  Wagenreinigungsgebühr  lediglich  die  Mehrkosten, 
welche  ans  der  vorschriftsmassigen  Desinfeetion  der  Wagen  gegenüber  deren 
gewöhnlicher  Reinigung  erwachsen,  zu  vergüten  bestimmt  ist ,  die  Höhe ,  in 
welcher  dieselbe  von  einigen  Bahnanstalten  thatsächlich  eingehoben  wird, 
jedoch  als  dieser  Bestimmung  nicht  angemessen  bezeichnet  wird,  so  wird  die 
k.  k.  General-Inspection  der  österreichischen  Eisenhahnen  unter  Einem  ange- 
wiesen, im  Einvernehmen  mit  den  betheiligten  Bahnen  und  unter  Zuziehung 
von  Experten  die  entsprechende  Herabsetzung  der  fraglichen  Gebühr  in 
oommissionellc  Berathung  zu  nehmen  und  hiebei  auch  die  Frage  eingehend 
zu  erörtern,  ob  nicht  in  Hinkunft  diese  Gebühr  bei  Aufgabe  ganzer  Wagen- 
ladungen per  Wagen,  und  nur  bei  Aufgabe  einzelner  .Stücke  nach  der  Kopf, 
zahl  zu  berechnen  wäre. 

Wien,  den  4.  August  1871. 

Oer  k.  k.  Hsindelsminister : 

Schaeffle  m.  p. 

13* 
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Vorstehender  Erlas*  wurde  Kleirhxeitig  sämmtlicheu  k.  k.  politischen  Laitdesbehördr n 
mit  .1er  Aufforderung  mit«jelheilt,  den  Eisenbahn  Verwaltungen  den  Zeitpunkt,  mit  welchem  ihre 
Verpflichtung  /.nr  Desinfection  der  zum  Viehtransporte  verwendeten  Wagen  beginnt,  ebenso  wie 
den  Zeitpunkt,  mit  welchem  diese  Verpflichtung  aufhört,  immer  pracise  bekannt  tn  machen  und 
hievon  jedesmal  auch  dem  k.  k.  Handelsministerium  die  Anzeige  M  erstatten. 


7.  Erlass  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  7.  Marz  1872, 

Z.  3417,  C.  Bl.  Nr.  24, 

an  sämmtliche  l.andesslellen, 

lielrellend  die  Miltlieiluntf  von  allen  anlässlich  «ler  Rinderpest  «etrollenen  Anordnuniien. 

Das  k.  k.  Handelsministerium  hat  es  im  Interesse  des  geregelten  Ver- 
kehres mit  Vieh  und  thierisehen  llohproducten  als  äusserst  wünschenswerth 
dargestellt,  dass  die  politischen  Landesstellen  von  allen  Anordnungen  in 
Bezug  auf  das  Erseheinen,  den  Verlauf  und  das  Erlösehen  der  Kinderpest 
nicht  nur  die  in  ihrem  Gebiete  liegenden  Bahnverwaltungen,  sondern  auch 
»las  Handelsministerium  behufs  Verständigung  der  übrigen  Bahnverwaltungen, 
sowie  auch  die  benachbarten  auswärtigen  Regierungen  unverweilt 
und  im  Falle  der  Dringlichkeit  selbst  im  telegraphischen  Wege  in 
Kenntniss  setzen.  Um  diesem  begründeten  und  sehr  beachtenswertheu 
Wunsche  zu  entsprechen,  ersuche  ich  die  Landesstellen,  das  hiernach  weiters 
Geeignete  gefälligst  verfügen  zu  wollen. 

Wien,  7.  März  1872. 

Für  den  k.  k.  Minister  des  Innern  i 

Stählia  m.  p. 


H.  Krlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  12.  Marz  1872, 

Z.  5073-1171,  C.  Bl.  Nr.  24, 

an  sammtliche  Bahnverwaltungen, 

Mieflend  die  Desinficiruna  der  Viehwajmons. 

Anlässlich  mehrerer  anher  gerichteter  Anfragen  wird  den  Bahnverwal- 
tungen  betreffend  die  Desinfieirung  der  zum  Viehtransporte  benützten  Eisen- 
balmwagen im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Ministerium  des  Innern  Nach- 
stehendes eröffnet: 

Die  durch  §.  7  des  Hinderpestgesetzes  vom  29.  Juni  1868  und  der 
bezüglichen  Durchführungs-Verordnung  angeordneten  Beschränkungen  und 
Vorsichten  beim  Transporte  von  Schlachtvieh  und  thierischen  Rohprodukten 
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insbesondere  die  zuni  £.  7  A,  g.  und  B,  d.  in  der  Verordnung  enthaltenen 
besonderen  Vorsehritten  Uber  die  Desinfection  der  zu  obigen  Transporten 
beuützten  Eisenbahnwaggons  setzen  das  Bestehen  der  Hinderpest  voraus; 
diese  Desiiifections-Vorschriften  beziehen  sieh  daher  blos  auf  jene  Trans- 
porte von  Schlachtvieh  oder  thierischen  Rohproducten,  welche  entweder  aus 
Beliehen  freien  Gegenden  verseuchter  Länder  stammen  (>  des  Ges.),  oder 
auf  ihrem  Wege  einen  Senchenort  (§.  25,  h.  des  Gesetzes  und  der  Verord- 
nung), oder  einen  Seuchen  bezirk  (§§.  27  und  28  des  Gesetzes),  oder  selbst 
mir  seiiehenfreic  Gegenden  eines  verseuchten  Landes  (§.  f>  des  Gesetzes, 
passirt  haben. 

Wien,  am  12.  März  1872. 

Kür  den  k.  k.  Ilaiidelsminuler : 

Wledeufeld  m.  p. 


D.  Bestimmungen  im  Interesse  der  Eisenbahn-Statistik. 


9,  Erlass  der  k.  k.  General  Inspeetion  der  österreichischen 
Eisenbalineil  vom  29.  Juni  1871,  Z.  4077-889-1,  C.  Bl.  Nr.  53, 

au  Hie  üsteiTeieliiscIien  Bulint  erwalttin^eii. 

betretiend  du-  Nachweisung  verschiedener  Daten  über  die  Stationsaniauen. 

Die  Verwaltung  wird  dienstfrenndliehst  ersucht,  mit  möglichster  Be- 
schleunigung ein  Verzeiehniss  sämmtl  icher  Stationen  der  unter  ihrer  Ver 
waltung  stehenden  Eisenbahnen  einzusenden  und  darin  folgende  Daten  an- 
zuführen : 

1.  Höhe  der  Stationen  Uber  der  Meeresfläche.  Bei  Stationen,  welche 
im  Gefalle  liegen,  ist  die  der  Mitte  des  Aufnahmsgebäudes  entsprechend«' 
Schienenhöhe  anzunehmen. 

2.  Länge  der  Station  zwischen  den  beiden  äussersten  Weichen, 

3.  Gesnmmtfläche  der  Stationen, 

4.  Länge  sämmtlicher  Stationsgeleise  mit  Ausnahme  der  currenten 
durchgehenden  Hauptgeleise, 

5.  Anzahl  der  Weichen  ohne  Unterschied  deren  Gattung  und  Con- 
»truction, 

6.  Anzahl  der  Lokomotiv-  und  Waggon-Drehscheiben, 

7.  Anzahl  der  Lokomotiv-  und  Waggon -Schiebebühnen, 

8.  Anzahl  der  Bahn-  und  Strassen-Brückenwagen, 

9.  Anzahl  der  stabilen  und  beweglichen  Verladekrahnen, 
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10.  Anzahl  der  Wasserkrahnen, 

11.  Länge  der  Wasserleitungen, 

12.  Anzahl  der  Putzgruben. 
Wien,  am  29.  Juni  1871. 

Für  den  lt.  k.  Regierungsrath  und  Vorstund  der  Raualitheiliing  : 

(iränebftum   m.  p. 

k.  k.  Oberinspektor. 


10.  Erlass  der  k.  k.  GeneraMnspeetion  der  österreichischen 
Eisenbahnen  vom  6.  December  1871,  Z.  8618-2589-1, 

C.  Bl.  Nr.  2  ex  1872, 

»n  limntliche  Eisealiahnverwaltungen, 

betreffend  die  Vorlage  eines  Verzeichnisses  aller  Schleppbahnen  7.11  Bergwerken,  industriellen 

Etablissements  etc. 

Die  Verwaltung  wird  ersucht,  nach  dem  zuliegenden  Formulare  ein 
Verzeichniss  sämmtlicher  in  die  gesellschaftlichen  Linien  einmündenden 
oder  von  dort  abzweigenden  Schleppbahnen  zu  Bergwerken,  industriellen 
Etablissements  etc.  etc.  mit  thunlichster  Beschleunigung  zu  verfassen  und 
gefälligst  noch  im  Laufe  dieses  Monates  an  die  Bauabtheilung  der  k.  k. 
GeneraMnspeetion  der  österreichischen  Eisenbahnen  vorzulegen. 

Iii  diesem  Verzeichnisse  wäre  genau  und  deutlich  zu  bezeichnen,  die 
Station,  von  welcher,  oder  die  Stationen,  zwischen  welchen  die  Schlepp- 
bahn abzweigt,  ihre  Richtung  unter  Angabe  des  Endpunktes  und  Zweckes 
der  Schleppbahn,  der  Zeitpunkt  der  Concessionsertheilung,  sowie  der  der 
Vollendung,  die  Länge  und  Spurweite,  die  Höheucote  des  Abzweigungs- 
puuktes  von  der  Hauptbahn,  sowie  jene  des  Endpunktes  der  Schleppbahn, 
der  Minimalradius,  die  Maximalsteigung  und  endlich,  ob  die  Schleppbahn 
durch  die  Concessionäre  der  Hauptbahn  oder  der  Schleppbahn  betrie- 
ben wird. 

In  der  Colunine  „Bemerkungen*  wolle  unter  Anderem  auch  augegeben 
werden,  ob  die  Schleppbahn  mit  Menschen-,  Pferde-  oder  Dampfkraft  und  ob 
mit  eigenen  oder  mit  Fahrmitteln  der  Hauptbahn  betrieben  wird. 

Sehr  erwünscht  wäre  auch  die  Vorlage  einer  Karte,  aus  welcher  die 
Situation  der  einzelnen  Schleppbahnen  genau  und  deutlich  entnommen 
werden  kann. 

Durch  die  Anfertigung  und  Vorlage  dieser  Karte  wolle  jedoch  die  Zu- 
sendung des  besprochenen  und  für  hieräratliche  Zwecke  dringend  benöthigten 
Verzeichnisses  in  keiner  Weise  verzögert  werden. 

Wien,  am  6.  December  1871. 

H.  Plschaf  m.  p. 
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11.  ErlasH  der  k.  k.  General-Inspeetion  der  österreiehiselien 
Eisenbahnen  vom  2.  April  1872,  Z.  2530-920-1,  C.  Bl.  Nr.  30, 

hii  sämmtliche  EtsenUhnverwaltungen. 

betreffend  die  Nachueisung  statistischer  Daten  über  die  W'erkstätten-Anlauen. 

Die  Verwaltung  wird  ersucht,  mit  möglichster  Beschleunigung:  eine 
Situation  der  Werkstätten-Anlagen  im  Massstabe  der  Stationsanlagen,  unter 
Angabe  des  Werthes  des  gesammten  Inventarstandes  derselben,  als :  Arbeits- 
maschinen, Werkzeuge  und  sonstiger  Einrichtung,  dann  der  Anzahl  der,  der 
Werkstätte  zur  Reparatur  zugewiesenen  Betriebsmittel,  als:  Locomotiven 
und  Wagen  und  der  Länge  der  zugewiesenen  Bahnstrecken  gefälligst  ein- 
senden zu  wollen. 

Wien,  am  2.  April  1872. 

PiM'hef  m.  p. 


12.  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  12.  Marz  ls<2, 

Z.  6163-6,  €.  Bl.  Nr.  29, 

an  die  Verwaltungen  sammtlicher  unterstehenden  Ki»eiil>almeu. 

betreuend  die  Errichtung  eines  statistischen  Departements  im  Handelsministerium  und  dessen 

Wirkungskreis. 

Auf  Grund  der  Allerhöchsten  EntSchliessung  vom  17.  Februar  1872 
habe  ich  in  dem  meiner  Leitung  unterstehenden  Ministerium  ein  statistisches 
Departement  errichtet  und  den  mit  derselben  Allerhöchsten  Entschließung 
in  die  ausserordentliche  Verwendung  des  Ministeriums  übernommenen 
Regierungsrath  Professor  Dr.  Brache  Iii  mit  der  Leitung  dieses  Departe- 
ments betraut. 

Derselbe  hat  alle  auf  das  Ressort  des  Handelsministeriums  bezüglichen 
Daten  und  Ausweise  der  Statistik  und  Materialien  der  Gesetzgebung  in  jeneui 
Masse  und  Umfange  zu  sammeln  und  wissenschaftlich  zu  bearbeiten,  wie 
diess  den  Zwecken  des  Handelsministeriums  entspricht,  insbesondere  aber 
unter  Mitwirkung  der  k.  k.  General-Inspection  der  österreichischen  Eisen 
bahnen  die  Statistik  der  Eisenbahnen  zu  bearbeiten. 

Indem  ich  den  Verwaltungsrath  hievon  in  Kenntniss  setze,  ersuche  ich 
gleichzeitig,  die  erforderlichen  statistischen  Daten,  soweit  deren  Vorlage 
schon  dermalen  geschieht  oder  in  Zukunft  gewünscht  werden  sollte,  stets  mit 
möglichster  Beschleunigung  und  Vollständigkeit  vorzulegen,  damit  das 
Departement  in  die  Lage  gesetzt  werde,  seiner  Aufgabe  gerecht  zu  werden. 

Wien,  am  12.  März  1872. 

Der  k.  k.  Handelsminiftter: 
Banhans  m.  p. 
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13.  Eiiass  des  k.  k.  Ilamh  lsn li niste ri ums  vom  13.  Mai  1872, 

Z.  10.581-38,  €.  Bl.  Nr.  44, 

an  süiiimtliche  Bisenb«hn-Verwaltun<.'eu. 

betreffend  «Ii**  Vorlage  der  statistischen  Naihweisunuen. 

Bezugnehmend  auf  das  bei  Errichtung  des  statistischen  Departements 
im  Handelsministerium  mit  liierämtlielier  Eröffnung  vom  12.  März  1872, 
Z.  6162-6,  ausgesprochene  Ersuchen,  die  erforderlichen  statistischen  Daten, 
soweit  deren  Vorlage  schon  dermalen  zu  geschehen  hat  und  in  Hinkunft 
gewünscht  werden  sollte,  stets  mit  möglichster  Beschleunigung  und  Voll- 
ständigkeit direct  an  das  k.  k.  Handelsministerium  vorzulegen,  damit  das 
statistische  Departement  in  die  Lage  gesetzt  werde,  seiner  Aufgabe  gerecht 
zu  werden,  setze  ich  den  Verwaltungsrath  in  Kenntniss,  das*  ich  mit  hier« 
ämtlicher  Verfügung  vom  10.  März  1872,  Z.  3450,  bereits  der  k.  k.  statisti 
sclien  Centralcommission  zu  eröffnen  Gelegenheit  nahm,  dass  die  Eisenbahn- 
Statistik  in  Hinkunft  unter  Intervention  und  Mitwirkung  der  k.  k.  Gcneral- 
hispection  der  österreichischen  Eisenbahnen  von  dem  statistischen  Departe- 
ment im  k.  k.  Handelsministerium  bearbeitet  und  der  wissenschaftlich- 
administrativen  Verwerthuug  und  Veröffentlichung  zugeführt  werden  wird. 

Ich  habe  aus  diesem  Anlasse  mittelst  Erlasses  vom  5.  April  IS 72, 
Z.  8010,  den  Vorstand  der  Betriebs. Abtheilung  der  k.  k.  General-lnspcetion 
der  Österreichischen  Eisenbahnen  beauftragt,  die  statistischen  Nachweisungen 
über  die  österreichischen  Eisenbahnen  und  ihren  Betrieb  im  Jahre  187o  fach- 
männisch prüfen,  richtig-  und  zusammenstellen  zu  lassen,  welche  Aufgabe 
diese  Abtheilung  auch  für  künftige  Jahrgänge  zu  besorgen  haben  wird. 

Bei  dein  hohen  Werthe,  welchen  die  von  den  Bahnanstalten  ZU  liefern- 
den statistischen  Nachweisungen  für  die  amtliche  Eisenbahn  Statistik 
besitzen  und  bei  der  grossen  Wichtigkeit,  welche  die  Einheit  und  L'eber- 
einstimmung  der  statistischen  Daten  haben  muss,  sollen  dieselben  ihren  Zweck 
erfüllen  und  ein  Gcsammtbild  des  Verkehres  auf  den  österreichischen  Eisen- 
bahnen zu  einer  Zeit  geben,  wo  die  Eisenbahnwelt  noch  ein  lebhaftes 
Interesse  und  einen  Werth  in  deren  Veröffentlichung  legt,  —  ist  es  vor  Allen» 
nothwendig,  dass  die  Vorlage  der  den  Eisenbahnverwaltungen  von  Reite 
des  Handelsministeriums  mit  Erlass  vom  7.  April  1864.  Z.  2830*),  auf- 
getragenen und  säramtlichen  Gesellschaften  zur  Pflicht  gemachten  statistischen 
Nachweisuugen  so  rasch  als  möglich  erfolge. 

Die  mit  obeitirtem  Ministerialerlasse  angeordneten  statistischen  Nach- 
weisungen werden  wie  bisher  in  den  vorgeschriebenen  Eormularien  in  duph» 
vorzulegen  sein,  und  zwar  ist  das  Eine  Exemplar  zur  Zusammenstellung  der 


*)  Ei*enhahn'<>e9ely.-SainiiiliinK  I.  Bd.  IV.  U.S. 
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amtlichen  Statistik  für  die  k.  k.  General- Inspection  bestimmt  und  derselben 
direct  einzusenden. 

Dieselbe  wird  auch  deren  fachmännische  Prüfung  und  Richtigstellung 
durchzuführen  haben. 

Das  andere  Exemplar  ist  direct  dem  Handelsministerium  vorzuleben 
und  soll  zum  Amtsgebrauche  des  statistischen  Departements  dienen. 

Ein  schon  im  amtlichen  Bedürfnisse  gelegenes  Mittel  zur  Beschleunigung 
der  Vorlage  dieser  statistischen  Nach  Weisungen  liegt  aber  in  ihrer  Theilun? 
nach  bestimmten  Terminen*). 

Die  statistischen  Nachweisungen  für  das  verflossene  Betriebsjahr  1871 
werden  daher  in  drei  Perioden  vorzulegen  sein,  welche  Perioden  auch  für 
die  Vorlage  künftiger  Jahrgänge  einzuhalten  sein  werden. 

Diese  Perioden  gelten  zugleich  als  die  äussersten  Einlieferungs-Termine 
für  die  fertigen  Elaborate  der  bezüglichen  Tabellen. 

Ich  beehre  mich  daher,  den  Verwaitungsrath  einzuladen,  die  statistischen 
Nachweisungen  über  den  Betrieb  auf  seinen  Linien  für  das  Jahr  1871  in 
nachstehender  Reihenfolge  vorzulegen: 

1.  Periode. 

n)  Hauptabtheilung  I.  Anlage  und  Bau  mit  den  Unterabtheilungen  A 
bis  inclusive  (i. 

h)  Hauptabtheilung  II.  Stand  der  Fahrbctriebsmittel  A  bis  D, 
wo  bei  Ausfüllung  der  Rubrik  ntl  II  u  .?  folgender  Vorgang  zu 
beobachten  ist: 

1.  Die  Ueberschrift  der  Rubrik  II  «  3  soll  lauten:  „Retriebslänge 
in  Meilen-. 

L\  Die  „Betriebslänge-  ist  die  Summe  der  Längen  der  Hauptgelei>e 
der  Hauptbahn  und  aller  Nebenbahnen  oder  Abzweigungen,  welche  einen 
definitiven  Betrieb  haben. 

Provisorische,  zu  blossen  Manipulation*  ,  Materialbeschaffung:*-  oder 
sonstigen  Zwecken  angelegte  Zweig-  oder  Nebeugeleise,  welche  keiuen 
eigentlichen  Betrieb  haben,  gehören  nicht  zur  „Betriebslänge-. 

Ist  die  currente  Bahn  ganz  oder  theilweise  doppelgleisig,  so  zählt  nur 
die  Länge  eines  Geleises  für  die  „Betriebslänge*. 

3.  Bei  Nachweisung  der  Betriebslänge  ist  vorerst  die  factische  Länge 
des  Hauptgeleises  der  Hauptbahn  anzuführen  und  hiezu  die  Längen  der 
Neben-  oder  Zweigbahnen  zu  addiren.  Die  Längen  der  Letzteren  sind  von 
der  Weichenspitze  der  Abzweigung  ihres  Hauptgeleises,  gleichviel,  ob  die- 

*  )  I>>    Vrrw  ultiingM-Mth  der  k.  k.  priv.  ualuisrhfit  Cm  l-  I.udwig-K*hn  wurde  aufgefordert, 
die  Narliweitimg  für  dm  J*hr  1871  ohne  Theiiung  Ungstein  bi*  Milte  Juni  vorzulegen. 


I 
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selbe  auf  einem  Stationsplatze  der  Hauptbahn  oder  in  deren  currcnter  Strecke 
;rele£en  ist,  bis  zu  dem  Punkt«'  zu  rechnen,  wo  der  Zweig  für  sieh  endet,  in 
eine  fremde  Balm  einmündet,  oder  mit  dem  fremden  entgegenkommenden 
Schienenstrange  zusammenstehst,  oder  in  die  eigene  Hauptbahn  zurückkehrt, 
im  letzteren  Falle  immer  bis  zur  Weichenspitze  de«  einmündenden  Geleises 
im  Hanptgeleise  der  Hahn. 

4.  Sind  in  einer  End-  oder  Mittelstation  die  Bahnhofs-Anlagen  in 
Personen-  oder  Frachten-Bahnhöfe  oder  sonst  getheilt,  dass  Züge  je  nach 
ihrer  Gattung  oder  weiteren  Bestimmung  verschiedene  Hauptgeleise  befahren, 

ist  immerhin  nur  ein  Schienenstrang,  und  zwar  derjenige,  welcher  durch 
«der  von  dem  Personen-Bahnhofe  in  die  currente  Bahn  geht,  als  Haupt- 
ireleise  für  die  „ B e t  r i  e  b  s  1  ä n  g e*  zu  rechnen. 

Verbindungsgeleise  zwischen  benachbarten  Bahnhöfen  verschiedener 
Uesellschafteu  gehören  mit  der  Länge  eines  Schienenstranges,  und  zwar  des- 
jenigen, welcher  für  den  Hin-  und  Hergang  der  durchgehenden  oder  weiter 
beförderten  Züge  benützt  wird,  zur  „BetriebslKnge"  derjenigen  Bahn, 
welcher  die  Erhaltung  des  Geleises  obliegt. 

5.  Wenn  im  Laufe  des  Jahres  in  der  nach  obigen  Grundsätzen  aus- 
jrcmittelten  Betriebslänge  in  Folge  Betriebseröffnung  neugebauter,  Umlegung 
"der  Antiassung  bestehender,  Verpachtung  eigener  oder  Pachtung  fremder 
Strecken  oder  durch  eine  andere  Ursache  Veränderungen  eintreten,  so  ist 
dieser  Umstand  in  der  Colonne  II  «  2  pugina  10  genau  ersichtlich  zu  machen, 
indem  die  hinzugewachseue  oder  hinweggefallene  „Betriebslänge44  (/)  mit 

W  der  bestandenen  Betriebslänge  addirt  oder  von  derselben  sub- 

Irthirt  wird,  um  die  auf  eine  .lahresperiode  reducirte  Betriebslänge  nachzu- 
weisen. 

Die  statistischen  Nachweisungen  dieser  Periode  sind  innerhalb  14  Tagen 
vorzulegen. 

II.  Periode. 

a)  Hauptabtheilung  VII.  In  beiden  Richtungen  der  Bahn  beför- 

«1  e  r  t  e  V  e  r  k  e  h  r  s  g  e  g  e  n  s  t  ä  n  d  e. 
'>)  Hauptabtheilung  VI.  Vorgekommene   ausserge  w ö h n  I  i  c h e  E r- 

e  i  gn  i  s  s  e,  und 

>)  Hauptabtheilung  III.  Leistungen  der  Fahrbetriebsmittel. 

Die  in  dieser  Tabelle  III  unter  der  Cumulativ-Aufschrift:  „Massen- 
beförderung a  u  f  e  i  n  e  M  e  i  1  e  rc  d  u  e  i  rt,u  Seite  IG,  Rubrik  21:  „Per- 
"Onengewicbt  a  Person  1  Centncr"  und  Rubrik  22:  rGepück- 
u n d  Güt ergewicht  inclusive  Vieh-  einzustellenden  Daten  sollen 
<lie  Personen  *  Meilen-  und  Güter  -  Meilen -Centner  und  die 
nächste  Rubrik  23:  „daher  in  Summa  Centneru  die  Summe  des  bewäl- 
tigten Netto  in  Personen-  und  Güter-Meilen-Centnern  darstellen. 
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Die  unter  derselben  Cumulativ-Aufschrift  in  den  Rubriken  25  bis  inclu- 
sive 29  einzustellende  Bruttolast,  auf  eine  Meile  reducirt,  hat  die  Brutto- 
If eilen -Cent ner  auszuweisen. 

Diese  Nachweisungen  können  bis  Mitte  des  kommenden  Monates  Juni 
geliefert  werden  und  sehe  ich  deren  Vorlage  bis  zu  diesem  Termine  entgegen. 

III.  Periode. 

In  diesen  Zeitabschnitt  fallen  alle  Nachweisungen  finanzieller  Natur, 
deren  Vorlage  ich  aber  längstens  bis  Ende  des  Monates  Juli  laufenden  Jah- 
res erwarte*). 

Es  sind  diess: 

a)  die  Unterabteilung  II  der  1.  Hauptabteilung:  Kosten  des  Haue* 

u  n  d  d  e  r  B  e  t  r  i  e  b  s  -  E  i  n  r  i  e  Ii  t  u  n  g  e  n. 
h)  Hauptabteilung  IV.  Finanzielle  Betriebs-Ergebnisse. 
c)  Hauptabtheilung  V.  V  e  r  m  ö  g e  n ß s  t  a  n  d. 

Durch  diese  Eintheilung  der  von  den  Bahnanstalten  zu  liefernden  Nach 
Weisungen  in  mehrere  Termine  ist  besonders  der  Vortheil  gewonnen,  da-< 
jede  einzelne  Abtheilung  im  statistischen  Departement  besonders  geprüti. 
bearbeitet  und  in  Druck  gegeben,  dann  aber  die  ganze  zur  Publicatiou  b« 
stimmte  Zusammenstellung  bald  nach  dem  Eintreffen  der  letzten  Abteilungen 
längstens  bis  October  jeden  Jahres  für  das  Vorjahr  der  Öffentlichkeit  Uber 
geben  werden  kann. 

Die  Trennung  der  einzelnen  Abtheilungen  der  Naehweisungen  ist  aber 
auch  aus  dem  Grunde  fllr  deren  Vorlage  selbst  förderlich,  weil  dieselben 
ohnehin  zumeist  in  verschiedenen  Bureaux  der  Eisenbahn- Verwaltungen  an- 
gefertigt, und  jene  Theile,  deren  Ausarbeitung  früher  möglich  ist,  jetzt  bei 
den  Verwaltungen  solange  zurückgehalten  werden,  bis  alle  Abteilungen 
ausgearbeitet  sind. 

Ich  kann  die  Notwendigkeit  der  Einhaltung  der  gegebenen  Termiue 
nicht  genug  betonen,  sehe  mich  daher  veranlasst,  den  Verwaltuugsratli 
dringendst  einzuladen,  der  thunlichst  zu  beschleunigenden  Vorlage  der  sta- 
tistischen  Ausarbeitungen  für  das  Betriebsjahr  1871  um  so  grössere  Auf- 
merksamkeit sehenken  zn  wollen,  als  das  k.  k.  Handelsministerium  der 
Verfassung  der  amtliehen  Eisenbahn-Statistik  die  der  Zeit  und  den  Bedürt 
nissen  entsprechende  grösste  Sorgfalt  zu  widmen  gesonnen  ist,  und  glaubt 


*)  Für  einigt*  llahnanstalten  wurden  frühere  Termine  vorjiezeiclinet ,  so  fiir  die  Bühiimrl»- 
Nordbahn,  Söd-Norddeutache  Verbindungsbahn  Turnau-Kralu-j- Prager,  Buschtehrader.  Ksschsu- 
Oderberger  und  Aussig-TenliUer  Bahn  :  .im  Verlaufe  des  Monates  Juni";  ferner  für  .1k 
Kaiser  Ferdinands-. Nonlbalui  mil  der  Mührisrh-Schlesischen  Nordbahn  und  der  Ostrau-Friedlünder 
B;ihn.  dann  für  die  (irat-Knflacher  Bahn.  Kaiserin  Klisabelh-Balm  mil  der  Linie  Salxhurg-Hallf >»• 
und  für  die  Kronprinz  Rudolph-Bahn  :   .bis  Ende  de  •*  Monates  Juni*. 
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die  Hoffnung  aussprechen  zu  können,  dass  die  Eisenbahn-Verwaltungen 
«rerne  bereit  sein  werden,  eine  Arbeit,  deren  rasehe  Vollendung  ebenso  sehr 
in  ihrem  Interesse  als  in  jenem  der  Regierung  gelegen  ist,  möglichst  z.u 
tonlern,  und  mich  bei  Lösung  dieser  wichtigen  Aufgabe  durch  Lieferung 
vollständiger  und  verlässlicher  Daten  kräftigst  unterstützen  werden. 

Wien,  am  13.  Mai  1872. 

her  k.  k.  Handelsminister :  t 

Bannan«  m.  p. 
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Zu  V :  Finanz-Vorschriften  für  die  Eisenbahnen. 

B.  Bestimmungen  über  das  Zollverfahren  für  den  Eisen 

bahnverkehr. 

1.  Erlass  des  Finanzministeriums  vom  (J.  August  1S71.  Z.  17S94, 
K.  G.  Bl.  Nr.  100,  F.  H.  Tdg.  Bl.  Nr,  SO, 

wegen  Krlcichtcrunu;  dos  \erlahrens  beider  mit  dem  Ansprüche  aul  die  SteueriftckvHufiluni: 

mittels!  Kisenbahn  erlösenden  /.urkerauslühr  •). 

Denjenigen,  welche  auf  Grund  des  Erlasses  des  Finanzministeriums  vom 
0.  Jänner  1860  (Vdg.  Hl.  Nr.  20»  Zucker  mit  dein  Ansprüche  auf  die  Steuer- 
rück  Vergütung  über  die  Zoll-Linie  ausführen  und  sich  zum  Transporte  dcssell.cn 
der  Eisenbahn  bedienen,  kann  Uber  ihr  Ansuchen  von  den  Finanz-Bezirks, 
directionen  ,  beziehungsweise  Finanz-Inspeetoren .  die  Bewilligung  ertheill 
werden,  dass  die  amtliche  Behandlung,  welcher  die  zur  Ausfuhr  bestimmten 
Zuekersendungen  kraft  des  Punktes  6  des  bezogenen  Erlasses  im  Zollgebiete 
zu  unterziehen  sind,  in  der  A  uf  ga  bsstati  on  der  Eisenbahn  geschieht 
und  dass,  abweichend  von  der  die  Art  der  Verpackung  und  den  Verschluss 
des  Zuckers  betreffenden  Anordnung  des  Punktes  5  desselben  Erlasses,  der 
Zucker  in  Hüten  oder  Broten,  ohne  alle  äussere  Verpackung,  und  anderer 
Zucker  auch  in  Behältnissen,  die  nicht  zur  Anlegung  des  amtlichen  Ver- 
schlusses sieh  eignen,  in  die  Eisenbahnwagen  eingeladen,  und  anstatt  de> 
Collienverschlusses  der  amtliche  Verschluss  dieser  Wägen  angewendet  wird. 

Diese  Bewilligung  ist  jedoch  an  die  nachfolgenden  Bedingungen 
geknüpft : 

t.  In  der  Aufgabsstation  der  Eisenbahn  müssen  ein  geeignetes  Local« 
und  eine  geeignete  Wage  zur  Benützung  bei  der  amt liehen  Behandlung  der 


*)  Obwohl  der  \ orstehende  Erlau  keine  dM  eigentliche  Zollverfahren  betreffenden  Vei- 
riigungen  zum  (iegenshmde  hat.  scheint  derselbe  doch,  sofern  die  in  demselben  angeordnete» 
besonderen  Cantelen  mit  der  Zollamtsinantpulation  zusammenhängen,  hier  eine  geeignete  Stelle  tu 
finden. 
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Zuckersendung  vorhanden  sein ;  auch  darf  der  vollständigen  amtlichen  L  eber- 
wachtuig  der  Einladung  des  Zuckers  iu  die  Eisenbahnwägen  keinerlei 
Hinderniss  entgegenstehen.  Die  Vorsorge  in  beiden  Beziehungen  obliegt  dem 
Versender. 

2.  Die  zum  Transporte  des  Zuckers  bestimmten  Eisenbahnwagen  müssen 
zur  Anlegung  eines  vollkommeu  sicheren  Verschlusses  geeignet  sein  und 
ohue  Wechsel  von  der  Aufgabsstation  bis  zum  Grenz-Zollamte  gehen,  über 
welches  der  Austritt  des  Zuckers  über  die  Zoll-Linie  erfolgen  soll. 

3.  In  ein  und  demselben  Eisenbahnwagen  darf  nur  Zucker  eines  einzigen 
Versenders  eingeladen  werden. 

4.  Nimmt  eine  Zuckersendung  mehr  als  Einen  Eisenbahnwagen  iu 
Anspruch,  so  ist  für  die  Zuckerladung  eines  jeden  Wagens  eine  eigene  Aus- 
tuhierklärung  in  doppelter  Ausfertigung  einzubringen,  und  es  sind  darin  auch 
die  Zeichen  und  die  Nummer  des  Wagens  ersichtlich  zu  machen. 

Wird  Zucker  in  Hüten  oder  Broten  ohne  äussere  Verpackung  verladen, 
N  müssen  in  der  Ausfuhrerklärung  anstatt  der  Zahl,  Gattung,  Zeichen  und 
Kummer  der  Behältnisse  und  ihres  Gewichtes,  die  Zahl  und  das  Spören-  und 
Xetto-Gesammtgewicht  der  Zuckerbrote  angegeben  werden. 

*>.  Die  Ausfuhrerklärung  ist  bei  dem  Gefallsanitc  im  Orte  der  Aufgabe- 
station, beziehungsweise  bei  der  Finanz  wach- Abtheilunjr ,  in  deren  Amts- 
bezirke die  Aufjrabsstation  liegt,  zu  überreichen. 

Wenn  dieses  Gefällsamt,  beziehungsweise  diese  Finanzwach-Ahtheilung, 
nicht  dasselbe  oder  dieselbe  ist ,  in  dessen  Standort  oder  deren  Amtsbezirk 
das  Gewcrbslocale  des  Versenders  sich  befindet,  so  hat  dieser  selbst  auch 
die  Postnmnmcr  des  Gewerbsbuches,  unter  welcher  die  Zuckersendung  ver- 
ausgabt wird,  in  die  betreffende  Rubrik  der  Ausfuhrerklärung  einzusetzen 
und  hevor  die  Sendung  zur  Aufgabsstation  gebracht  wird,  sowohl  diese 
Nummer,  als  auch  die  Beschaffenheit  und  Menge  des  zur  Ausfuhr  bestimmten 
Zuckers  schriftlich  derjenigen  Finanzwach-Abtheilung,  in  deren  Amtsbezirk 
•las  Gewerbsloeale  sich  befindet,  anzuzeigen. 

ß.  Die  im  Punkte  8  des  bezogenen  Erlasses  erwähnte  Gestattung  der 
Belassung  des  unter  amtlichen  Verschluss  gelegten  Zuckers  im  Zollgebiete 
i>t  nur  insoweit  anwendbar,  als  die  gesammte  Zuckerladung  eines  Eisenbahn- 
wagens im  Zollgebiete  zurückbleibt. 

7.  Wenn  nicht  in  der  Aufgnbsstation  selbst  ein  Gefällsamt,  beziehungs- 
weise eine  Finanzwach-Abtheilung,  aufgestellt  ist,  so  hat  der  Versender  die 
Fuhr-  und  Reisegebühren  der  Gefällsorgane,  welche  die  amtliche  Behandlung 
der  Zuckersendung  vollziehen ,  nach  dem  bestehenden  Ausmasse  bei  dem- 
jenigen Amte  zu  erlegen,  welches  ihm  bekannt  gegeben  wird. 

Zur  Vollziehung  der  vorstehenden  Bestimmungen  wird  angeordnet : 
u)  Obliegt  die  ämtliche  Behandlung  der  Zuckersendung  iu  der  Aufgabe- 
station der  Eisenbahn  einer  Finanzwach-Abtheilung,  so  ist  sie.  falls  im 
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Standorte  der  letzteren  ein  Controls-Bezirksleiter  sich  befindet,  von 
diesem,  falls  aber  derselbe  verhindert  oder  im  Standorte  der  Finanz- 
waeh-Abtheilung  kein  Controls-Bezirksleiter  autgestellt  ist,  von  zvei 
Finanzwaih-lndividiien,  wovon  eines  den  Rangeines  Kespicienten  haben 
soll,  zu  vollziehen. 

b)  Hei  den  unter  Raum  verschluss  zur  Austrittsbehandlung  angewiesenen 
Zuekeraustuhr- Sendungen  hat  das  Austritts.!  m  t  die  vorgeschriebene 
i  n  n  e  r  e  V  n  t  e  r  s  n  c  h  n  Dg  vollständig  vorzunehmen. 

Die  mit  dem  Erlasse  vom  1 1.  Jänner  18t>5,  Z.  G0473  (Vdg.  151.  Nr.  3, 
S.  IU)  bedingt  gestattete  l'ntersnehung  mittelst  Stichproben  ist  «ränzlieh 
ausgeschlossen. 

c)  Die  oben  im  Punkte  ö  angeordnete  schriftliche  Anzeige  der  Postnummer 
des  (Jewerbebuches,  dann  der  Menge  und  Beschaffenheit  der  Zucker- 
sendung soll  der  Finanzwach-Abthcilting,  welcher  sie  zuzukommen  hat. 
als  Controlsbehelf  bei  der,  krall  des  Punktes  3  des  Erlasses  des  Finanz- 
ministeriums vom  VI.  Jänner  1860  gegenüber  dem  Versender  zulässigen 
(ictallscontrole  dienen. 

// )  Die  Fuhr-  und  Reisegebühren,  welche  der  Versender  zu  erlegen  hat, 

und  das  Amt,  bei  welchem  er  dieselben  erlegen  soll,  sind  ihm  schriftlich 
bekannt  zu  geben. 

Die  Behebung  derselben  von  Seite  der  Bezugsberechtigten  kann 
ohne  speeielle  Zahlungsanweisung  geschehen. 
Wien,  am  »>.  August  1871. 

loligethan  m.  p. 

Zulolge  Erlasses  des  t-  iiiaiizniiiiisleriums  vom  29. Janner  Ib72,  Z.  2243,  betreffend  die  GestaUnne. 
der  Ge  w  i  eh  t  se  rh  e  h  u  n  g  m  i  Ue  Ist  S  lieh  proben  bei  d  e  n  au  f  Eisenbahnen  unter 
R  a  u  m  v  e  r  s  e  h  I  u  e  s  /.  u  r  A  u  8 1  r  i  1 1  s  b  e  h  a  n  «I I  u  n  g  ange«  i  esrin-n  Z  n  c  k  e  r  a  u  a  f  u  h  i  - 
»enilungen  wurde  mit  Bezug  auf  den  Punkt  lit.  b)  de»  Absatzes  *  der  Vollzngsbestinimtmuen  m 
dein  Erlasse  des  Finanzministeriums  vom«.  August  1871,  wegen  Erleichterung  des  Verfahrens  bei 
der  mit  dem  Ansprüche  auf  Steuerrückvergütung  mittelst  Eisenbahn  erfolgten  Zurkeratisfuiir  (Vdjr- 
Hl.  1*71,  Nr.  3»,  S.  134)  gestattet,  dass  bei  den  auf  Eisenbahnen  stattfindenden  Zuekerausfohr- 
sendtingen.  welche  auf  Iii  ind  dieses  Erlasses  von  den  Versendiinesämlein  ( Finanzw.ich-Ahthei- 
luiigeu)  im  Zollgebiete  unter  II  a  u  m  *  er  sc  Ii  I  u  s  s  an  die  zur  Austrittst)  ehaudlunsf 
solcher  Sendungeu  berufenen  Zollämter  angewiesen  werden,  die  tiewichtserhebnng  von  Seite 
dieser  Zollämter  durch  Stichproben  bewirkt  werde,  wenn  die  l  nlersuchung  der  Seudum; 
durch  dasVcrsendtingsaml  nach  Vorschrift  vollständig  vollzogen  worden  ist,  der  Raumverschiuss 
als  vollkommen  sicher  und  unverletzt  erkannt  w  ird  und  kein  Verdacht  eines  Unterschleifes  besteht. 

Die  Stichproben  sind  bei  Zucker,  der  in  losen  Rroten  (Hüten)  vorkommt  nnd  in  der 
Xasfuhrerklärung  mit  dem  liesammtgewirhte  aller  unter  demselben  Kaumverschlaase  stehenden 
»rote  angegeben  ist,  derart  vorzunehmen,  dass  lürjede  torhandeuc  tiattung  der  Zuckerbrote 
(Hüte)  das  Durchschnittsgewicht  eines  Brotes  durch  die  Verwiegung  mehrerer  Brote  ermittelt, 
und  daraus  und  aus  der  erhobenen  Anzahl  von  Broten  für  jede  (ialtung  das  Gesaramtgewirhl. 
durch  die  Summirung  der  auf  diesem  Wege  erlangten  Ergebnisse  aber  das  Gewicht  simmllicher 
■in  er  demselben  Hauimerschlusse  befindlichen  Zuckerbrote  (Hüte)  berechnet  wird. 
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2.  Erlass  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  31.  Deeember  1871, 
Z.  37.367-2867,  C.  Bl.  Nr.  3  ex  1872, 

an  sämmtliche  Finunz-Landeshehörden. 

t»etrellend  den  Vorgang  behufs  schneller  Beseitigung  von  üebelstinden  im  zollpllichtigen  Verkehre 

auf  Eisenbahnen. 

Mit  dem  k.  k.  Handelsministerium  wurde  das  Uebereinkomraen  getroffen, 
dass  sieb  bei  wahrgenommenen  Uebelständen  im  zollpflichtigen  Eisenbahn- 
verkehre besonders  in  jenen  Fällen,  welche  die  schleunigste  Ergreifung  ge- 
eigneter Massregeln  erfordern,  diek.  k.  General- Inspection  der  Österreichischen 
Eisenbahnen  unmittelbar  mit  den  betreffenden  Finanz-Landes-Behörden  ins 
Einvernehmen  setzen  könne,  welche  Letztere  sofort  die  nöthige  Abhilfe  ent- 
weder im  eigenen  Wirkungskreise  zu  treffen  oder  hierorts  zu  beantragen 
haben. 

Wien,  am  31.  Deeember  1871. 

An  die  k.  k.  Finanz-Landes-Direction  in  Prag  ist  eine  analoge  Weisung  bereits  früher 
mit  dem  Finanzministerial-Erlasse  vom  17.  November  1871,  Z.  34.739-2667,  ergangen. 


3.  Fortsetzung  des  Verzeichnisses  der  znr  Vorn  ah  nie  des  abge- 
kürzten Zollverfahrens  ermächtigten  Zollämter. 

Zur  Vornahme  des  abgekürzten  Zollverfahrens  (Ansageverfahrens)  im 
Eisenbahnverkehre  nach  der  Vorschrift  vom  18.  September  1857,  Z.  34.145, 
R.  6.  Bl.  Nr.  175,  F.  M.  Vdg.  Bl.  Nr.  45  (Eisenbahngesetz-Sammlung,  Allg. 
Tbl.  V.  B.  1)  sind  seit  Ende  Mai  noch  folgende  Aemter  ermächtigt  worden 

1.  Da»  anlässlich  der  Eröffnung  der  Eisenbahnstrecke  Braunau-München  im 
Bahnhofe  zu  Simb ach  in  Bayern  aufgestellte  österreichische  Haupt- 
zollamt 1.  Gasse.  (Erlass  des  Finanzministeriums  vom  4.  Juni  1872, 
Z.  15398,  R.  G.  Bl.  Nr.  48,  F.  M.  Vdg.  Nr.  21.) 

2.  Das  in  theilweiser  Vollziehung  des  Artikels  XIV  des  Staatsvertrages 
vom  29.  September  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  61  vom  Jahre  1871,  zwischen 
Oesterreich-Ungarn  und  Sachsen  über  die  Eisenbahnanschlüsse  an  der 
böhmisch-sächsischen  Grenze  bei  Weipert,  Georgswalde  und  Warns- 
dorf anlässlich  der  Betriebs eröffnung  auf  der  Eisenbahnstrecke  Warns- 
dorf-Gross-Schönau in  ein  Hauptzollamt  I.  Olasse  umgestaltete  und  seit 
20.  September  1871  in  den  dortigen  Grenzbahnhof  verlegte  Hauptzoll- 
amt bisher  IL,  nunmehr  I.  Classe  zu  Warnsdorf,  woselbst  im  Grenz- 
bahnhofe auch  seit  15.  August  1871  ein  mit  unbeschränkten  Hebe-  und 
Abfertigungsbefugnissen  bekleidetes  kgl.  sächsisches  Nebenzollamt 
I. Classe  mit  der  Namensbezeichnung    „Gross-Schönau  -  Warns- 

14 
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dorfu  besteht.  (Erlässe  des  Finanzministeriums  vom  22.  August  und 
27.  September  1871,  Z.  25315  und  28875,  R.  G.  BL  Nr.  105  und 
110,  F.  M.  Vdg.  Bl.  Nr.  33  und  35.) 

3.  Das  in  theilweiser  Ausfuhrung  der  Bestimmungen  des  Artikels  XV  des 
zwischen  der  österreichisch-ungarischen  und  der  kais.  russischen  Re- 
gierung abgeschlossenen  Staatsvertrages  vom  18.  Mai  1869,  R.  G.  Bl. 
Nr.  20  vom  Jahre  1870,  über  den  Anschluss  der  Kiew-Odessaer  an  die 
Lemberg-Wiener  Eisenbahnlinie  bei  Woloczyska  im  Bahnhofe  von  Pod- 
woloczyska  in  Galizien  errichtete  Hauptzollamt  II.  Classe.  (Erlas* 
des  Finanzministeriums  vom  16.  October  1871,  Z.  30945,  R.  G.  Bl. 
Nr.  120,  F.M.  Vdg.  Bl.  Nr.  37.) 

4.  Die  mit  den  Befugnissen  eines  Hauptzollamtes  I.  Ciasseim  Eisenbahuhote 
zu  Olmütz  errichtete  hauptzollämtliche  Expositur.  (Erlass  des  Finanz 
ministeriums  vom  18.  December  1871,  Z.  38030,  R.  G.  Bl.  Nr.  145. 
F.  M.  Vdg.  Bl.  Nr.  44.) 

5.  Das  Hauptzollamt  II.  Classe  im  Bahnhofe  zu  A  s  c  h  in  Böhmen  im  Allgemei- 
nen u.  zw.  unter  Aufhebung  der  mit  dem  Erlasse  vom  19.  November  1865. 
Z.  54440  (R.  G.  Bl.  Nr.  57)  ausgesprochenen  Beschränkungen  der 
damals  ertheilten  Befugniss  auf  die  Eisenbahnstrecken  Eger-Asch,  Eger- 
Voitersreuth  und  Voitersreuth-Asch  (Erlass  des  Finanzministeriums  vom 
18.  März  1872,  Z.  7127,  R.  G.  Bl.  Nr.  25,  F.  M.  Vdg.  Bl.  Nr.  10. 

6.  Die  anlässlich  der  Verkehrseröffnung  auf  der  Strecke  Pilsen-Marienbad 
Eger  der  Kaiser  Franz- Josef-Bahn  im  Bahnhofe  zu  Marienbad  aut- 
gestellte Expositur  des  Hauptzollamtes  I.  Classe  zu  Eger  zur  Abfer- 
tigung der  aus  dem  Auslande  nicht  mit  der  Post  einlangenden  Effecten 
und  Verbrauchsgegenstände  der  Curgäste  und  der  sonstigen  Reisenden 
(Erlass  des  Finanzministeriums  vom  30.  April  1872,  Z.  11067. 
R.  G.  Bl.  Nr.  64,  F.  M.  Vdg.  Blatt  Nr.  18.) 

7.  Das  zu  E ss egg  in  Slavonien  errichtete  kgl.  ungarische  Hauptzollamt 
U.  Classe  (Kundmachung  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  27.  Mai 
1872,  Z.  12.447,  R.  G.  Bl.  Nr.  73,  F.  M.  Vdg.  Bl.  Nr.  20.) 


4.  Erlass  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  1.  Marz  1872, 

Z.  6023,  F.  M.  Vdg.-Bl.  Nr.  7, 

betreffend  die  Ermächtigung  des  k.  ungarischen  Nebenzollamtes  I.  Cl.  in  Bazias  zur  Austntts- 
behandlung  von  Aus*  und  Durchfuhrswaaren,  und  Gestattung  der  Benützung  der  auch  «las 
serbische  Ufer  berührenden  Schiffe  für  die  mittelst  Eisenbahn  in  Bazias  einlangenden  Güter. 

Nach  einer  Mittheilung  des  k.  ungarischen  Finanzministeriums  wurde 
das  k.  ungarische  Nebenzollamt  I.  Cl.  in  Bazias  ermächtigt,  solche  Durch. 
und    Ausfuhrswaaren,   welche  in   Bazias    einlangen,    mittelst  Begleit- 
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schein  oder  Ansageschein  aber  an  ein  anderes  Zollamt  zur  Austrittsbehandlung 
angewiesen  wurden,  mit  Ausnahme  der  gegen  Steuerrückvergütung  auszu- 
führenden Gegenstände,  auf  Verlangen  der  Partei  ohne  besondere  Bewil- 
ligung der  Austrittsbehandlung  zu  unterziehen.  Ferner  wurde  gestattet,  dass 
alle  mittelst  Eisenbahn  in  Bazias  einlangenden,  und  nach  Pancsova,  Semlin 
oder  weiter  aufwärts  an  einen  im  Zollgebiete  liegenden  Ort  zu  verführenden 
inländischen  oder  verzollten  ausländischen  Güter  auch  auf  jenen  zwischen 
Semlin,  Bazias  und  Orsova  verkehrenden  Schiffen  verladen  werden  dürfen, 
die  auch  das  serbische  Ufer  berühren. 

Hierbei  sind  folgende  Bedingungen  zu  beobachten: 
'  Die  Schiffsführer,  beziehungsweise  die  Agentie  der  Dampfschiffifahrts- 
Gesellschaft  in  Bazias  ist  verpflichtet,  über  die  verführenden  inländischen 
Waaren  eine  Revisionsliste  auszustellen  und  dieselbe  dem  Zollamte  in  Bazias 
zu  überreichen,  und  falls  die  Waaren  eine  verschiedene  Bestimmung  haben, 
so  dass  dieselben  an  verschiedenen  Orten  über  verschiedene  Zollämter  wieder 
in  das  Zollgebiet  eintreten,  ist  über  alle  jene  Waaren,  welche  über  ein  und 
dasselbe  Zollamt  wieder  eintreten  sollen,  eine  abgesonderte  Revisionsliste 
auszufertigen. 

Das  Zollamt  in  Bazias  nimmt  hierauf  die  äussere  Untersuchung  vor, 
legt  den  amtlichen  Verschluss  an,  und  zwar  unter  genauer  Beobachtung 
der  diesfälligen  Vorschriften  entweder  einen  Raum-  oder  Collienverschluss, 

Im  letzteren  Falle  ist  zur  sogleichen  Erkennung  des  inländischen  Ur- 
sprunges eine  Schnur  mit  den  ungarischen  Nationalfarben  anzuwenden. 

Das  Zollamt  in  Bazias  hat  sodann  an  jenes  Zollamt,  bei  welchem  der 
Wiedereintritt  der  Sendung  auf  das  österreichisch-ungarische  Zollgebiet  zu 
erfolgen  hat,  einen  Ansageschein,  oder  wenn  die  Waarenladung  bei  ver- 
schiedenen Zollämtern  eintreten  soll,  für  jedes  einzelne  Zollamt  einen  ab- 
gesonderten Ansageschein  auszufertigen,  und  denselben  sammt  der  dazu 
gehörigen  Revisionsliste,  auf  welcher  die  Vornahme  der  äusseren  Unter- 
suchung und  die  Anlegung  des  amtlichen  Verschlusses  durch  die  Beschau- 
beamten zu  bestätigen  ist,  in  einem  versiegelten  Umschlage  dem  Schiffsführer 
zu  übergeben. 

Werden  für  mehrere  Zollämter  abgesonderte  Ansagescheine  ausgefertigt, 
so  sind  dieselben  nebst  der  zu  jedem  einzelnen  gehörigen,  in  der  oben  ange- 
deuteten Weise  zu  bestätigenden  Revisionsliste  in  einem  abgesonderten  Um- 
schlage zu  versiegeln. 

In  dem  Orte,  auf  welchen  ein  Ansageschein  lautet,  sind  die  erwähnten 
versiegelten  Documente  von  dem  Schiffsführer  oder  der  Agentie  dem  dor- 
tigen Zollamte  zu  überreichen,  welches  auf  Grund  der  Revisionsliste  die 
äussere  Untersuchung  vornimmt,  den  Verschluss  abnimmt,  und  wenn  sich 
kein  Anstand  ergibt,  die  Waare  der  Partei  ausfolgt. 

14* 

Digitized  by  Google 


214 


Nachträge  xum  allgemeinen  Theile. 


DaB  Zollamt,  an  welches  eine  solche  Waarensendung  nebst  dem  Ansage 
schein  gelangte,  ist  verpflichtet,  den  Ansageschein  im  Erklärungs-Register  einzu- 
tragen und  denselben  sammt  der  mit  der  Bestätigung  der  vollzogenen  Amtshand 
lung  versehenen  Revisionsliste  dem  anweisenden  Amte  mittelst  Post  zurück- 
zusenden, die  entsprechende  Post  des  Erklärungs-Registers  aber  mit  den 
Worten :  „als  inländische  Waare  zollfrei  ausgefolgt"  zu  erledigen. 

Dieser  Vorgang  ist  bei  allen  Zollämtern  zu  beobachten,  bei  welchen  im 
Falle  der  Ausstellung  mehrerer  Ansagescheine,  solche  Sendungen  mit  An- 
sagesohein einlangen. 

Von  den  vorstehenden  Verfügungen  des  k.  ungarisehen  Finanzministe- 
riums werden  hiemit  die  betheiligten  Behörden  und  Aemter  in  Kenntnis 
gesetzt. 

Wien,  am  1.  März  1972. 

Pretis  m.  p. 
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Zum  Anhang ;  Miütärvorschriften  für  die  Eisenbahnen. 


A.  Bestimmungen  über  den  Militär-Transport  auf  Eisen- 
bahnen. 

Zur  Militär-Transport- Vorschrift  vom  L  Jänner  1871  (III.  Bd.,  A), 
§.  4 :  Verpflichtungen  der  Bahnverwaltungen  bezüglich  der  Fahrordnungen. 

1.  Erlass  des  k.  k.  Handels-Ministeriums  vom  6.  August  1871, 

Z.  13.130-3214  B.  G.  Bl.  Nr.  67, 

an  alle  unterstehenden  Bahnverwaltungen, 

betreffend  die  Nachweisuhg  über  die  militärische  Benutzbarkeit  der  lahrplanmässigen  Zü«e. 

Nach  einer  Mittheilung  des  k.  und  k.  Reichs -Kriegsministeriums  ist  es 
bei  Aenderung  oder  Einführung  von  Fahrordnungen  bisher  dem  zur  Begut- 
achtung der  Fahrordnungs-Entwürfe  berufenen  Generalstabe  häufig  nicht 
möglich  gewesen,  betreff  Beförderung  von  Militär-Transporten,  namentlich 
zwischen  100  und  400  Mann,  welche  vermöge  ihrer  Stärke  weder  an  die 
Personen-  noch  Separat-Militärztige  gewiesen  werden  können,  mit  den  Bahn- 
verwaltungen eine  gehörige  Vereinbarung  zu  treffen,  weil  viele  derselben  in 
theilweiser  Unkenntniss  der  diessfälligen  unabweislichen  Bedürfnisse  in  die- 
ser Hinsicht  nur  unvollständige,  hin  und  wieder  aber  auch  gar  keine  Vor- 
lagen machten. 

Hiedurch  sind  besonders  bei  Bahnen,  mit  deren  Organen  keine  münd- 
liche Verständigung  stattfinden  konnte,  Anstände  entstanden,  die  oft  erst 
lange  nach  Activirung  der  Fahrordnung  und  Bewältigung  mancher  Schwierig- 
keiten ausgeglichen  werden  konnten. 

Um  diesem  üebelstande  in  Zukunft  vorzubeugen,  wird  der  Verwaltungs- 
rath eingeladen,  bei  Vorlage  von  Fahrordnungs-Entwürfeu  künftig  stets  eine 
nach  anliegendem  Formulare  verfasste  Tabelle  beizuschliessen  und  selbe 
auch  in  das  Fahrordnungsbuch  aufzunehmen. 

Es  wird  demnach  in  Hinkunft  keinem  Fahrordnungs-Entwürfe  die  Ge- 
nehmigung zur  Activirung  ertheilt  werden,  wenn  demselben  nicht  diese 
Tabelle,  versehen  mit  der  Zustimmungs-Clausel  seitens  des  Generalstabs- 
Eisenbahn-Bureau,  beiliegt. 

Wien,  am  6.  August  1871. 

Für  den  k.  k.  Handelsministet ■: 

Pfeiffer  m.  p. 

I>»s  Formular  der  Tabelle  folgt  auf  der  nächsten  8eite- 
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Formulare. 


T  a  b   1   e   a  u 

über  die  militärische  Benützbarkelt  der  Bahn  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen. 


Bete 

8 

u 

chnung  der  Züge 
• 

Nummer 

Zwischen  de 

n  Stationen 

Befördern : 
Mannschaft 
oder  eine 
^quiparirende 
Zahl  Pferde, 
Fuhrwerke, 
Geschütze 
oder  Militär- 
Frachten. 

Insbesondere 
Munitions- 
Gegen- 
stinde 

kung 

«0 

f 

e 

0» 

c 

1 

7,  8,9u  10 
11, 12, 13,  14 
15, 16,  17,  18 
yp,20,21, 22,23, 24 
407,  408,  41 1 
507,510 
608,  609 
709,  710,711  u.  712 

Wien 

n 

Prt-rau 
Schönbrunn 
Dzieditz 
Granica 

Krakau 

Brünn 
Marchegg 
Stockerau 

Olmütz 
Troppau 

Bielitx 
Sczakowa 

150 

• 

t 

• 

■ 

TS 
i 

s 
a 

© 

vs 

s 

o 
M 

CJ 
■ 

M 
• 

O 

§■ 

s 

■ 

Ii 

H 

l_ 

M 

ja 
9 
m 

£ 
a. 

3 

1 

•p 
a 

*• 

« 

M 

IS 

.2 

1 

■3 
i 

s 

■ 

'£ 

Gemischte  ZUge 

29,30 
2$.  26,  27,  28 
33,  34,  37 
31,32 
337,  338,  339,  340 

Ä9t  Ä9ß  4.9.7  49,<? 

429,  430 
531,552,  533,  534, 

535,  536 
631.632,  633,634 
733,  734 
737 

Wien 

n 

Trzebinia 

Wien 
Lundenhurg 
r rerau 

Schönbrunn 

Dzieditz 
Trzebinia 
.Sczakowa 

March  egg 
Stockerau 
Krakau 

Oderherg 
Brünn 
Olmulz 

Troppau 

Bielitz 
Myaloritz 
Trzebinia 

400 

• 

Güter- 
EU- 
Züge 

51,  52 
53,  54 

Wien 

n 

Brünn 
Marchegg 

700  bis  900 

Militär- 
Separat-ZUge 

41,42 
241,242,  243,244 

342,343 
411  442  443  444 
541,542,543,  544 
641,642,643,  644 

Wien 
Marchegg 
Brünn 
r rera« 
Schönbrunn 
Dzieditz 

Krakau 
Gänserndorf 
Lundenhurg 

Troppau 
Bielitz 

1100  bis  1400 

• 

GUter-ZUge 

61 
067366 
6*0/253,  161/289 
61,  54 
473.  476,  477,478 
73 

672,  673,  6T4.  675 

TT  M  Ii 

Brünn 
Wien 
Marchegg 
Prerau 
Prerau 
Bielita 

I  1 1  i  ii  1    n  f  i  1 1  r  ■ 

l*uniirnDur^ 

Wien 
Marchegg 
Gänserndorf 
Olmütz 
Krakau 
Dzieditz 

1300  bis  1«50 

_f  M  M  1 

,  -     •  -       -  L. 

«•  *f  <*  3 

%  -  f 

•-•61 

!=  —   8    9  s 
N  fr-  •«  «  81 

•  'S  -s  's  * 
5  3  =>  i 

-e  6  w.  i 

S?/,  573,  576,  584 

7i 

98 

Schönbrunn 
Wien 
Krakau 

1  Troppau 
Krakau 

Oswiecim 

1200  bis  1550 

60 
50 

Krakau 

Oswiecim 

Gä.S,rnd«rfl750bU12ÜO 
Prerau  | 

Die  Züge,  deren  Nummern  schief  stehen,  sind  diejenigen,  welche  gewöhnlich  für  Beförderung 
von  Mili  tär- Transporten  dienen;  die  anderen  können  nur  ausnahmsweise,  im  Sinne  der  Vorschrift 
für  Militär-Transporte  auf  Eisenbahnen  und  der  bestehenden  Uebereinkommen  benützl  werden. 
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2.  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  26.  September  1871, 

Z.  19.613-4819,  C.  Bl.  Nr.  79, 

an  simmtlicbe  unterstehenden  ßahnrerwaltungen, 

betreffend  die  Vorlage  der  Kriegsfahrordnungen  an  das  k.  k.  Reichs-Rriegsministerium. 
Ueber  Ersuchen  des  k.  und  k.  Reichs-Kriegsrainisteriums  wird  der 
Verwaltungsrath  verständigt,  dass  eine  Betheilung  der  General-  und  Militär- 
Commanden  und  anderer  Instradirungsbehörden  mit  den  Kriegsfahrordnungen, 
sowie  diess  im  §.  4  der  Vorschrift  für  den  Militär-Transport  auf  Eisenbahnen 
betreff  der  Friedensfahrordnungen  vereinbart  wurde,  nicht  nöthig  ist,  dagegen 
aber  von  den  vervielfältigten  Kriegsfahrordnungen  wenigstens  6  Exemplare 
summt  zugehörigen  Grafica's  dem  Reichs-Kriegsrainisterium  zu  übermitteln 
sind. 

Wien,  am  26.  September  1871. 

Kür  den  k.  k.  Handelsminister  i 

Wledenfeld  m.  p. 


Zu  18  und  52  der  Militär-Transport- Vorschrift  vom  1.  Jänner 
1871: 

3.  Circular- Verordnung  vom  23.  December  1871,  Abth.  5,  Nr.  3474, 

Normal- Vdg.  Bl.  Nr.  249, 

betrellend  die  Natural-V  erpflegung  von  Militär-Transporten  auf  Eisenbahnen. 

Um  künftighin  Anstände  hintanzuhalten,  welche  sich  bei  Transporten, 
die  mittelst  Eisenbahn  befördert  wurden,  ergeben  haben,  wird  Folgendes  an- 
geordnet, beziehungsweise  in  Erinnerung  gebracht: 

1.  Mit  Brot  und  Fourage  sind  alle  Transporte  (worunter  auch  zu  be- 
fördernde Truppen  zu  verstehen  sind)  stets  für  die  ganze  Dauer  der  Eisen- 
bahnfahrt in  der  Aufbruchs-  oder  Einwaggonirungs-Station  zu  verpflegen, 
damit  nicht  unterwegs  durch  zu  bewirkende  Fassungen  Complicationen  ent- 
stehen und  den  Transporten  überflüssige  Beschwerden  aufgebürdet  werden. 
Eine  Ausnahme  hievon  darf  nur  stattfinden,  wenn  die  Eisenbahnfahrt  länger 
als  vier  Tage  dauert,  oder  wenn  bei  kürzerer  Fahrdauer  der  Transport  min- 
destens 24  Stunden  behufs  einer  Rast  einquartiert  wird,  oder  wenn  behufs 
Uebergang  von  einer  Bahn  auf  eine  andere  die  Eisenbahn-Wagen  gewechselt 
und  die  Naturalien  auf  Fuhrwerken  überführt  werden  müssten. 

2.  Hinsichtlich  der  Verköstiguug  der  Truppen  sind  die  diessfalls  in  den 
§§.  18,  53  und  54  der  „Vorschrift  ftir  den  Militär-Transport  auf  Eisenbahnen" 
enthaltenen  Grundsätze  genau  zu  beobachten,  und  die  hiernach  von  den  instra- 
direnden  Behörden  getroffenen  Verfügungen  in  den  Marschplänen  ersichtlich 
zu  machen. 
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3.  Falls  behufs  Ermöglielumg  einer  entsprechenden  Verköstigung  die 
Einquartierung  nothwendig  ist,  kann  diese  auch  vor  Ablauf  einer  36stündigen 
Fahrt  erfolgen,  jedoch  muss  dann  der  Aufenthalt  24  Stunden,  oder  wenigsten» 
so  lange  dauern,  dass  die  Bequartieruug  zu  keiner  Anstrengung  für  die  Mann- 
schaft werde,  sondern  ihr  wirklich  zur  Erholung  gereiche. 

4.  Officiere,  welche  von  instradirenden  Behörden  oder  Truppen-Com- 
manden  etc.  entsendet  werden,  um  betreffs  der  Transports-Beforderung  mit 
Eiseubahn-Aemtern  eine  Vereinbarung  zu  treffen  oder  von  Eisenbahn-Beamteu 
Auskünfte  einzuholen,  haben  sich  diessfalls  stets  an  die  competenten  Betriebs- 
Organe  und  nicht  an  untergeordnete  Bahnbeamte  zu  wenden. 

Die  vorstehenden  suO  1.  und  *ul>  3.  angeführten  Bestimmungen  sind  als 
Erläuteruugeu  den  Punkten  2f>0,  beziehungsweise  153  der  „Vorschrift  für 
den  Militär-Transport  auf  Eisenbahnen"  beizufügen. 

Freiherr  von  lohn  m.  p. 

,  Feldmarschall-Lieutenfiiit. 


4.  Anmerkung  zur  C'ircular-  Verordnung  vom  8.  Mai  1871,  Abt  Ii.  II, 

Nr.  1278,  Normal -Vdg.-Bl.  Nr.  79, 

betreffend  die  Beförderung  von  Kranken  und  Verwundeten  (III.  Bd.,  Nachtrag  A,  1). 

Dem  mittelst  der  vorstehenden  Circular  -  Verordnung  verlautbarten 
Uebereinkommen,  betreffend  die  Behandlung  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militär-Aerars  mittelst  Eisenbahn  zur  Beförderung  gelangen- 
den Kranken  und  Verwundeten  sind  seither  ausser  dem  im  Nachtrage  zum  III. 
Bande  unter  A,  1  angeführten Bahngesellschaften  auch  dieArad-Temesva- 
rer  Eisenbahn,  die  ungarische  Ostbahn,  die  ungarische  Nordost 
bahn,  die  ungarische  Westbahn  (Stuhlweissenburg  -  Raab  -  Graz) ,  die 
Ostrau-Friedländer,  Hohenstad  t- Zöptauer,  Wiener-Neu 
stadt-Grammat-Neusiedler  Eisenbahn,  dann  die  Erste  Unga- 
risch-Galizische  Eisenbahn  beigetreten. 


5.  Anmerkung  zum  Uebereinkommen  vom  10.  März  1871, 

wegen  Aushilfe  mit  Dienstpersonale  bei  grösseren  Militirtransporten. 

Laut  Anzeige  der  Direction  der  Kaiser  Fcrdinands-Nordbahn  vom 
1.  August  1871,  Z.  1217-11  (H.  |M.  Z.  16.186—3960  ex  1871)  haben  die 
Verwaltungen  der  sämmtlichen  im  Betriebe  stehenden  österreichischen 
Eisenbahnen  das  zufolge  desHandelsministerial-Erlasses  vom  24.  April  1871, 
Z.  8112  (III.  Bd.,  Nachtrag  zu  den  Militär-Vorschriften  A,  2  raitgetheilte, 
zwischen  den  ungarischen  Bahnverwaltungen  am  15.  März  1871  abgeschlos- 
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seiie  üebereinkommen  wegen  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Dienstpersonal  ira 
Falle  der  Durchführung  grösserer  Militär-Transporte  ihrerseits  mit  der  Mo- 
dification  angenommen,  dass  die  im  Absätze  1  des  citirten  Uebereinkommens 
vorkommenden  Worte:  „oder  der  betreffenden  Militärbehörde  - 
zu  enifalleu  haben,  welche  Abänderung  die  Genehmigung  des  k.  k.  Reichs- 
Kriegsministeriums  erlangt  hat.  Die  Verwaltungen  der  damals  bereits  con- 
cessionirten  aber  noch  nicht  im  Betriebe  befindlichen  Österreichischen  Bahnen 
wurden  mit  dem  Handelsrainisterial-Erlasse  vom  4.  September  1871, 
Z.  18.167-4433,  gleichfalls  eingeladen,  ihren  Beitritt  zu  dem  obigen  Üeber- 
einkommen zu  erklären,  und  sind  die  diessfälligcn  Erklärungen  von  der  Mehr- 
zahl dieser  Bahnen  noch  im  Laufe  des  Jahres  1871  abgegeben  worden. 


C.  Bestimmungen  über  Militär- Tarife. 


I.  Bestimmungen    über  die    Beförderung  von   Militär-  und 

Ma  r  ine -Transporten. 

o.  Anmerkung  zum  Üebereinkommen  mit  den  grösseren  Eisenbahn 
Gesellschaften  vom  10.  Deeember  1860, 

in  Betreu"  der  Gebühren-Feststellung  bei  Militär-  und  Marine-Transporten. 

Die  Bestimmungen  des  zwischen  dem  k.  k.  Kriegsministerium  einerseits 
und  den  Verwaltungen  der  damals  bestehenden  sechs  grösseren  inländischen 
Eisenbahnen,  namentlich  der  österr.  Staats-Eisenbahn  -  Gesellschaft ,  der 
Südbahn,  der  Kaiserin  Elisabeth  -  Bahn ,  der  galizischen  Carl  Ludwig-Bahn, 
der Theissbahn  und  der  SUd-Norddeutschen  unter  dem  10.  Deeember  1860 
(Allg.  Theil,  Anhang,  C  (I),  1)  abgeschlossenen  Uebereinkommens,  sowie 
die  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  obigen  Bahnen  in  Bezug  auf  Militär- 
transporte zu  Stande  gekommenen  oder  zu  Stande  zu  bringenden  und  für 
den  Staat  günstigeren  Üebereinkommen  finden,  und  zwar  die  bisher  zu  Stande 
gekommenen  unbedingt,  die  weiters  zu  Staude  kommenden  aber  nur,  inwie- 
fern dieselben  die  königliche  ungarische  Regierung  genehmigen  würde, 
ausser  den  im  Nachtrag  zum  III.  Bande,  C  I,  3  angeführten  ungarischen 
Bahnen  (ungarische  Ostbahn  und  Arad  -  Temesvarer  Eisenbahn)  auf  die 
nachstehenden  ungarischen  Bahnen  volle  Anwendung. 

1.  Auf  die  ungarische  Nordostbahn  kraft  §.13  der  Concessionsurkunde 
vom  1.  Juli  1868  (Circular  -  Verordnung  vom  1.  Juli  1871,  Abth.  11, 
Xr.  2293,  Normal- Verordnungsblatt  für  das  k.  k.  Heer  Nr.  135). 

2.  Auf  die  ungarischen  Linien  der  ungarischen  Westbahn  (Stuhl- 
*'eissenburg-Raab-Graz)  kraft  §.  17  der  Concessions- Urkunde  vom  14.  Juni 
1869,  und  zwar  mit  dem  Beisatze ,  dass  diese  Bestimmungen  selbstverständ- 
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lieh  auch  für  die  Landwehr  (honv6ds6g)  giltig  sind,  und  auch  auf  die  Sträf- 
linge Anwendung  finden  (Circ.-Vdg.  vom  10.  October  1871,  Abth.  11, 
Nr.  3693,  Normal- Vdg.-Bl.  204). 

Zufolge  der  Circnlar- Verordnung  tom  26.  Mai  1871,  Abth.  II,  .Nr.  1761,  Normal-Vdg.- 
Bl.  Nr.  89,  gellen  die  Bestimmungen  dea  oben  citirte«  Uehereinkommens,  sowie  die  ausserdem 
von  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  Tür  den  Verkehr  von  Militfirpersonea  und  Aerarialgütern  einge- 
räumten Begünstigungen  im  Sinne  des  Uehereinkommens  vom  30.  Juni  1869  anch  auf  der  nun- 
mehr in  eine  Locomoliv-Eisenbahn  umgestalteten  Linie  L in r-Budwe i  s  der  genannten  Ball- 
gesellschaft. 


7.  Anmerkung  znm  Uebereinkominen  mit  der  Kaiser-Ferdinands- 

Nordbahn  vom  18.  Juni  1868, 

in  Betrefi  der  Behandlung  der-Militär-  und  Marine-Transporte,  dann  der  Begünstigungen  für 

reisende  Militärs. 

Mit  dem  gleichen  Vorbehalte  der  Giltigkeit  von  dem  Staate  günstigeren 
Bestimmungen,  falls  solche  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  österreichischen 
Bahnen  vereinbart  wiirden,  sind  die  Bestimmungen  des  in  Betreff  der  Be- 
handlung der  Militär-  und  Marine  -  Transporte,  sowie  rücksichtlieh  der 
Begünstigungen  für  reisende  Militärs  zwischen  dem  k.  k.  Reichskriegs- 
Ministerium  und  der  Direction  der  Kaiser  Ferdinand-Nordbahn  unter  dem 
18.  Juni  1868  abgeschlossenen  Uehereinkommens  inzwischen  auf  den  dem 
Verkehre  eröffneten  Strecken  der  nachstehenden  österreichischen  Eisen- 
bahnen in  Wirksamkeit  getreten: 

1.  Auf  der  k.  k.  priv.  Ostrau  -  Friedländer  Eisenbahn  kraft  §.11  der 
Cnncc8sion8-Urkunde  vom  2.  Jänner  1869  (Circ.-Vdg.  vom  13.  Jänner  1871, 
Abth.  11,  Nr.  82,  Normal- Vdg.-Bl.  Jahrg.  1872,  Nr.  5). 

2.  Auf  der  Salzburg  -  Halleiner  Eisenbahn  kraft  Art.  10  der  Conces- 
sions-Urkunde vom  7.  September  1869  (Circ.-Vdg.  vom  26.  Juli  1871, 
Abth.  11,  Nr.  2615,  Normal-Vdg.-Bl.  Nr.  154). 

3.  Auf  der  Wiener  -  Neustadt  -  Grammat  -  Neusiedler  Eisenbahn  kraft 
§.  10  der  Concessions  -  Urkunde  vom  23.  August  1869  (Circ.-Vdg.  vom 
7.  September  1871,  Abth.  11,  Nr.  3296,  Normal- Vdg.-Bl.  Nr.  186). 

4.  Auf  der  Hohenstadt-Zöptauer  Eisenbahn,  welche  inzwischen  in  das 
Unternehmen  der  mährischen  Grenzbahn  einbezogen  wurde,  kraft  Art.  10 
der  Concessions-Urkunde  vom  6.  December  1869  (Circ.-Vdg.  vom  3.  October 
1871,  Abth.  11,  Nr.  3634,  Normal-Vdg.-Bl.  Nr.  200). 

5.  Auf  der  k.  k.  priv.  Dux  -  Bodenbacher  Eisenbahn  kraft  §.10  der 
Concessions-Urkunde  vom  9.  Juli  1869  (Circ.-Vdg.  vom  23.  October  1871. 
Abth.  11,  Nr.  3651,  Normal-Vdg.-Bl.  Nr.  209). 

6.  Auf  der  Ersten  Ungarisch-Galizischen  Eisenbahn  laut  des  von  der- 
selben publicirten  Militär-Tarifs  fCirc.-Vdg.  vom  16.  Jänner  1872,  Abth.  11, 
Nr.  4859  ex  1871.  Norrnal-Vdg.-Bl.  Jahrg.  1872,  Nr.  6). 
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7.  Auf  der  k.  k.  priv.  Leoben-Vordernberger  Eisenbahn  kraft  §.10  der 
Concessions  -  Urkunde  vom  8.  Juli  1869  (Circ.-Vdg.  vom  12.  Juni  1872, 
Abth.  11,  Nr.  1850,  Normal-Vdg.-Bl.  129). 


8.  CIrcnlar -Verordnung  vom  5.  Juni  1872,  Abth.  11,  Nr.  1376, 

Normal- Vdg*  Bl.  Nr.  124, 

betrefl'end  die  Ausfertigung  von  Frachtbriefen  für  Aerarialgüter-Sendungen  auf  Eisenbahnen. 

Es  ist  im  Interesse  des  Militär-Aerars  gelegen,  dass  der  Aerarialgüter- 
Verkehr  auf  den  Eisenbahnen  insbesondere  beim  üebergange  der  Fracht- 
güter von  einer  Strecke  auf  die  andere  möglichst  erleichtert  und  beschleu- 
nigt werde. 

Zur  Erreichung  dieses  Zweckes  wird  im  Nachhange  zu  den  Bestimmun- 
gen desPunctes  2  der  Circular-Verordnung  vom  2.  August  1853,  Section  III, 
Abth.  6,  Nr.  860  (Armee-Verordnungsblatt  Nr.  49)  verfügt ,  dass  bei  Aera- 
rialgüter- Versendungen  auf  Eisenbahnen  in  der  Regel  flir  jeden  verladenen 
Wagen  ein  abgesonderter  Frachtbrief  ausgefertigt  werde. 

Eine  Ausnahrae  von  dieser  Verfügung  hat  nur  bei  lebender  Fracht, 
dann  bei  AerarialgUtern,  welche  wegen  der  etwa  dazu  gehörigen  Documente 
nicht  getrennt  werden  können,  endlich  bei  jenen  Sendungen  Platz  zu  greifen, 
deren  Verladung,  obzwar  der  Inhalt  des  Frachtbriefes  entsprechend  be- 
schränkt ist,  wegen  ihrer  Beschaffenheit  dennoch  mehr  als  einen,  beziehungs- 
weise zwei  Wägen  in  Anspruch  nimmt. 

Freiherr  tob  kühn  m.  p. 

Feldtnarschall-Lieutenant. 


II.  \Veitere  Begünstigungen  für  den  Verkehr  reisender 
Militär-  und  Marine-Personen,  dann  von  Militär-  und  Marine- 

Ae  rarialgütern. 

9.  Anmerkung  zu  1-  Rechtsverbindliche  .Erklärungen  einzelner 

Eisenbahn-Gesellschaften. 

Ausser  den  im  III.  Bande  unter  C  (II)  1  angeführten,  sowie  den  in  dem 
Uebereinkommen  mit  der  Kaiser-Ferdinands-Nordbahn  vom  18.  Juni  1868 
für  reisende  Militärs  und  Militär-Ararialgüter  enthaltenen  Begünstigungen, 
welche  hiemach  auf  den  im  vorausgehenden  Abschnitte  I,  7  der  Nachträge, 
Ziffer  1  —  7,  aufgezählten  Bahnen  zur  Anwendung  kommen,  haben  die  nach- 
gehenden Bahngesellschaften  derartige  Begünstigungen  für  den  Verkehr 
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reisender  Militär-  und  Marine-Personen,  dann  von  Militär-  und  Mariue-Aera- 
rialgütern  im  ungetahr  gleichen  Umfange  wie  dieses  die  im  III.  Bande  unter 
C,  II,  1  und  2  angeführten,  und  im  Nachtrage  unter  C  (I)  4  und  C  (II)  7  und 
-8  erweiterten  Bestimmungen  der  von  den  älteren  inländischen  Bahnen  ab- 
gegebenen rechtsverbindlichen  Erklärungen  aufweiseu,  zugestanden : 

1.  Die  ungarische  Ostbahn  laut  der  von  derselben  unterm  4.  April  1871 
abgegebenen  und  vom  kgl.  ungarischen  Ministerium  fllr  öffentliche  Arbeiteu 
und  Comunicationen  genehmigten  rechtsverbindlichen  Erklärung.  (Circ.-Vdg. 
vom  30.  Juni  1871,  Abth.  11,  Nr.  2123,  Normal-Vdg.  Bl.  Nr.  133.) 

2.  Die  Arad-Temesvärer  Eisenbahn  laut  der  von  derselben  abgegebenen 
und  vom  königl.  ungarischen  Ministerium  fllr  Öffentliche  Arbeiten  und  Conimu- 
nicationen  unterm  16.  August  1871  genehmigten  rechtsverbindlichen  Er 
kläruug.  (Circ.-Vdg.  vom  27.  September  1871,  Abth.  1 1,  Nr.  3170,  Normal- 
Vdg.-Bl.  Nr.  196.) 

3.  Die  ungarische  Nordostbahn  laut  der  von  derselben  abgegebenen 
am  18.  December  1871  vom  königl.  ungarischen  Ministerium  für  öffentliche 
Arbeiten  und  Communicationen  genehmigten  rechtsverbindlichen  Erklärung. 
(Circ.-Vdg.  vom  27.  Jänner  1872,  Abth.  11,  Nr.  4864  ez  1871,  Normal- 
Vdg.-Bl.  Jahrgang  1872,  Nr.  30.) 

4.  Die  ungarische  Westbahn  (Stuhlweissenburg-Raab-Graz»  laut  der 

von  derselben  abgegebenen  und  vom  königl.  ungarischen  Ministerium  für 
öffentliche  Arbeiten  und  Communicationen  unterm  18.  December  1871  geneh- 
migten rechtsverbindlichen  Erklärung.  (Circ.-Vdg.  vom  27.  Jänner  1*72. 
Abth.  11,  Nr.  3864  ex  1871,  Normal-Vdg.-Bl.  Jahrgang  1872.  Nr.  30.) 


Zur  Circular- Verordnung  vom  31.  December  1870,  betreffend  die  Be- 
handlung der  Civildiener  bei  Geschäftsreisen  von  Militärpersonen  |  Nachtrag 
zum  III.  Bd.  C  (I)  8): 

10.  Circular-Verordnung  vom  3.  März  1871,  Abth.  11,  Nr.  490, 

Normal-Vdg.  Bl.  Nr.  37, 

bctreHend  die  Anwendung  des  Militär-Tarifes  auf  Civildiener  bei  Geschäftsreisen  von  Militärpersoner.. 

Der  mit  der  Circular-Verordnung  vom  31.  December  1870,  Abth.  11. 
Nr.  4702  (Normal-Verordnungsblatt  64.  Stück  Nr.  265)  verlautbarten  Er- 
läuterungs-Bestimmung, wonach  nicht  nur  bei  Uebersetzungen,  sondern  auch 
bei  Geschäftsreisen  flir  Rechnung  des  Militär- Aerars  die  Anwendung  de« 
Militär-Tarifes  auf  den  in  einzelnen  Fällen  reglemeutsmässig  mitzunehmeu 
gestatteten  Civildiener  immer  dann  Anwendung  zu  finden  hat,  wenn  der 
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Letztere  in  der  zum  Zwecke  der  Geschäftsreise  ausgefertigten  Marschroute 
beziehungsweise  offenen  Ordre  aufgenommen  erscheint,  sind  mittlerwejle 
alle  übrigen  in  der  erwähnten  Circular- Verordnung  nicht  genannten  unga- 
rischen Eisenbahn-Verwaltungen  beigetreten. 

Freiherr  v.  Kuhn  m.  p. 

Feldmarschall-Lieutenant. 


11.  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  17.  Februar  1872,. 

Z.  3098-747,  R.  G.  Bl.  Nr.  17, 

an  sammtliche  Euenl.alm-  und  DampfechifffHhrta-Gesellschaften, 

betreffend  die  Legitimation  der  mit  Zehrgeld  auf  Urlaub  abgehendeu  UoterolHciere  und  Soldaten. 

Das  k.  und  k.  Reiehs-Kriegsministerium  hat  mit  der  Circularverord- 
nung  vom  29.  Jänner  1872,  Abth.  11,  Nr.  4720  (Verordnungsblatt  für  das 
k.k.Heer  Nr.  33  ex  1872)  die  Verfügung  getroffen,  dass  die  von  den  Truppen 
nnd  Heeresanstalten  mit  der  Gebühr  des  Zehrgeldes  betheilten  und  in  ihre 
Urlaubs-  oder  Heimatsorte  einzeln  abgehenden  beurlaubten  Unterofficiere  und 
Soldaten,  welche  bei  der  Beförderung  auf  Eisenbahnen  und  Dampfschiffen 
die  Begünstigungen  des  Militär-Tarifes  gleich  den  im  Dienste  reisenden  Per- 
sonen des  k.  k.  Heeres  gemessen,  vom  1.  März  1872  angefangen  mit  Certi- 
ficaten  zu  versehen  sind,  welche  zu  enthalten  haben : 

a)  den  Namen  und  die  Charge  des  Urlaubers  und  die  Bezeichnung  des 
Truppenkörpers  (Anstalt) ; 

b)  die  Bestätigung,  dass  der  Urlauber  mit  dem  Zehrgelde  abgefertigt 
wurde ; 

c)  die  genaue  Angabe  der  Reiseroute,  welche  derselbe  einzuschlagen  hat. 
um  in  seinen  Urlaubs-  oder  Heimatsort  zu  gelangen ; 

d)  die  Verpflichtung  des  Urlaubers  zur  Entrichtung  der  normaimässigen 
Gebühren  flir  die  Benützung  der  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe,  dann 
für  Kost  und  Unterkunft,  sowie  das  Ausmass  dieser  Gebühren  mit  spe- 
cialer Berücksichtigung  der  bei  der  Marschbewegung  zu  berührenden 
Länder;  endlich 

t)  die  weitere  Verpflichtung  des  Urlaubers  zur  Abgabe  des  Certificate» 
nach  seinem  Eintreffen  in  dem  Urlaubs-  oder  Heimatsorte  an  die  Ge- 
meinde-Vorstehung. 

Die  Ausstellung  dieser  Certificate  hat  durch  jene  Organe  zu  erfolgen, 
welche  sonst  zur  Ausfertigung  der  Marschrouten  für  einzeln  reisende,  zum 
Verbände  der  Truppen  oder  Heeresanstalten  gehörige  Personen  berufen 
sind. 
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Die  von  den  Urlaubern  nach  ihrem  Eintreffen  in  den  Urlaubs-  oder  Hei- 
matsorten bei  den  Gemeindevorstehungen  abgegebenen  Certificate  werdeu 
im  Wege  der  politischen  Behörden  an  die  betreffenden  Ergänzungsbezirks- 
Commanden  Ubermittelt,  und  sind  von  den  Letzteren  sofort  zu  weiterem  Ge- 
brauche untauglich  zu  machen. 

Hievon  wird  die  Verwaltung  zur  entsprechenden  Verständigung  der 
Betriebsorgane  in  Kenntniss  gesetzt. 

Wien,  am  17.  Februar  1872. 

Kür  den  k.  k.  Handeisminister: 

Wiedenfeld  m.  p. 

Zufolge  der  oben  citirten  Cireular-Verordnung  hat  sich  die  überwiegende  Mehrzahl  der 
im   Betriebe  stehenden  österr.-ung.  Eisenbahn-Unternehmungen  bereit  erklärt,  die  tob  den 
Truppen-  und  Heeres-Anstalten   mit  der  Gebühr  dea  Zehrgeldes  betheilten  und  sofort  mit 
Benützung  der  Eiseubahnen  in  ihre  Urlaubs-  oder  Heimathsorte  einzeln  abgehenden  beurlaubten 
Officiere  und  Soldaten  nach  den  für  im  Dienste  reisende  Personen  des  k.  k.  Heeres  geltenden 
Militär-Tarifen  unter  der  Bedingung  zu  behandeln,  da»*  sich  dieselben  bei  ihren  diessfälligea 
Märschen    mit    einem   die   sub  « — e  erwähnten  Nachw»i»un«en   enthaltenden  Certificate  den 
Eisenbahnämtern  gegenüber  ausweisen.  Die  übrigen,  erst  in  jüngster  Zeit  in  Betrieb  gesetzten 
Eisenbahn-Unternehmungen,  von  denen  eine  diessfällige  Erklärung  dermalen  noch  nicht  abgegebea 
wurde,  sind  im  Sinne  der  Bestimmungen  ihrer  Concessionsurkunden  verpflichtet,  der  obigen,  ton 
der  Mehrzahl  der  Eisenbahn-Unternehmungen  abgegebenen  Erklärung  beizutreten. 


D.  Bestimmungen  über  dieEvidenthaltung  der  bei  Eisenbahnen 

bediensteten  Militärpersonen0). 


12.  Erlass  des  k.  k.  Handelsniinisters  vom  23.  Jänner  1872, 

Z.  26.112-0433  ex  1871, 

an  die  Bahnrerwaltungen, 

betreffend  die  Zustellung  von  Anstellungsdecreten  oder  Verstandigungsschreiben  an  Patental-Invj- 

iiden  im  Wege  der  General-  oder  Militär-Commanden. 

Nachdem  sieh  in  letzterer  Zeit  die  Fälle  mehren,  dass  von  Eisenbahn- 
Verwaltungen  an  Patental-Invaliden  ßcdienstungen  verliehen  werden,  ohne  dass 
hievon  die  competenten  Militär-Behörden  in  Kenntniss  gelangen,  daher  es 
häufig  vorkommt,  dass  solche  Invaliden  ungeachtet  derEisenbahn-Bedienstung 

*)  Die  Aufsteilung  der  obigen  neuen  Ueberschrift  für  die  den  Eisenbahndienst  betreffenden 
militärischen  Eridenthaltungsrorsehrinen ,  welche  sich  im  Wesentlichen  den  im  I.  Bande  unter 
III,  B,  II,  c  tusamroengefasaten  Normen  über  die  Beziehungen  des  Eisenbahn-Betriebes  za  der 
Militär-Verwaltung  anreihen,  dürfte  in  der  durch  die  veränderte  Eintheilung  dieser  Gruppe  geför- 
derten Uebersichtlichkeit  des  ganzen,  auf  militärische  Massnahmen  bezüglichen  Materials  ihre 
Rechtfertigung  finden. 
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den  Patentalgehalt  ungebührlich  fortbeziehen,  und  dadurch  früher  oder  später 
langwierige  Ersatz-Verhandlungen  hervorgerufen  werden,  fordere  ich  über 
Ersuchen  des  k.  und  k.  Reichs-Kriegsministeriums  die  Verwaltung  auf,  in 
Hinkunft  alle  Decrete  oder  Verständigungsschreiben  für  gleichviel  ob  provi- 
sorisch oder  definitiv  bedienstete  Patental-Invalide  stets  an  das  General-  oder 
Militär-Commando,  in  dessen  Bereich  sich  die  letzteren  befinden,  zu  leiten, 
nicht  aber  den  Betreffenden  direct  zuzustellen,  weil  nur  in  ersterer  Weise 
die  nothwendige  Controle  erzielt,  und  oberwähnten  Unzukömmlichkeiten  am 
sichersten  vorgebeugt  werden  kann. 
Wien,  am  23.  Jänner  1872. 

Für  den  k.  k.  HandeUminister: 

Wiedenfeld  m.  p. 

Vgl.  Punkt  10  and  12  der  Ministerialverordnung  vom   12.  Juli  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  98 
(I,  A,  2  der  gegenwartigen  Nachträge). 


13.  Erlass  der  k.  k.  General-Inspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen Tom  13.  April  1872,  Z.  2909-1819-11.,  €.  Bl.  Nr.  35, 

an  die  Verwaltungen  säinmtlicher  im  Betriebe  stehenden  inländischen  Bahnen. 

betreffend  die  Vorlage  von  Ausweisen  über  die  bei  denselben  bediensteten  Militärpersonen. 

Dem  k.  und  k.  Reichs-Kriegsministerium  ist  laut  einer  Mittheilung  vom 
11.  v.  M.,  Z. 1837-11,  Abth.2,  zu  wissen  nothwendig,  wie  viele  Unterofficiere 
des  Urlauber-  und  Reservestandes  des  stehenden  Heeres,  dann  der  Landwehr 
sich  gegenwärtig  bei  der  geehrten  Verwaltung  bedienstet  befinden,  und  wie 
viele  derselben  im  Sinne  des  §.  26  des  Wehrgesetzes  im  Falle  einer  Mobili- 
sirung  des  Heeres  in  Folge  ihrer  Unentbehrlichkeit  für  die  Aufrechthaltung 
des  Betriebes  bei  diesen  Anstalten  zur  activen  Militär-Dienstleistung  voraus- 
sichtlich nicht  herangezogen  werden  dürften. 

Die  geehrte  Verwaltung  wird  daher  zu  Folge  Handelsministerial-Erlasses 
17.  März,  Z.  6111-815,  eingeladen,  die  diessfällige  Nachweisung  nach  dem 
im  Anschlüsse  mitfolgenden  Formulare  verfassen  und  ehethunlichst  hieher 
vorlegen  zu  lassen. 

Wien,  am  13.  April  1872. 

Für  den  Vorstand: 

Lederer  m.  p. 

Das  Formulare  der  obigen  Nachweisung  folgt  auf  der  nächsten  Seite. 
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Nachweisung 

der  Zahl  jener  Unteroffi eiere  des  Urlauber-  und  Reservestandes  des  stehenden 
Heeres,  dann  der  Landwehr,  welche  bei  dieser  Gesellschaft  (Anstalt)  dauernd 

in  der  Verwendung  stehen. 


Benennung 

der  Gesellschaft  (Anstalt) 

l'nterofficiere 

Hievon  sind  für  den 
Dienstbetrieb  unent- 
behrlich Unterofilciere 

Anmerkung 

des stehen- 
den Heeres 

der  Land- 
wehr 

des  stehen- 
den Heeres 

der  Land- 
wehr 

■ 

• 

Jene l'nterofliciere.  welche  nach  gänzlich  vollstreckter  Wehrpflicht  im  Sinne  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  19.  December  1853.  beziehungsweise  |.  38  des  Wehrgesetzes,  sich  bei  der  Ge- 
sellschaft (Anstalt)  provisorisch  angestellt  befinden,  sind  in  diese  Nachweisung  nicht  aufzunehmen. 
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Nachträge 

zum 

ersten  Abschnitte  des  besonderen  Theiles, 

enthaltend  die 

Staatsverträge  über  Eisenbahn-Anschlüsse  und  österrei- 
chische Ooncessionen  auswärtiger  Bahn-Unternehmungen. 
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Zu  n,  A:  Staatsverträge  zwischen  Oesterreich  und  Bayern. 

1.  Anmerkung  zum  Staatsvertrage  vom  21.  Juni  1851,  R.  0.  Bl. 

Nr.  31  ex  1852. 

II.  Btl.  dieser  Sammlung,  Staatsverträjje  zwischen  Oesterreich  und  Hävern,  II.  A.  1.) 

Zu  Artikel  31. 

Das  königlich  bayerische  Staatsministerium  des  königlichen  Hauses  und 
des  Aeussern  hat  mittelst  Note  ddo.  München  am  9.  August  1872,  Z.  -1258,  II 
die  Erklärung  abgegeben ,  dass  die  Bayerische  Staatseisenbahn-Verwaltung 
vom  17.  Jänner  1872  angefangen  den  Bauaufwand  für  die  Bahnstrecke  von 
der  Gränze  bis  zum  Bahnhofe  Kufstein  und  die  zum  ausschliesslichen 
bayerischen  Dienste  bestimmten  Theile  des  Bahnhofes  Kuf stein,  ferner  ein 
Drittheil  der  Kosten  für  die  zum  gemeinsamen  Dienste  der  bayerischen  Staats - 
eisenbahn  und  der  k.  k.  pr.  Südbahn-Gesellschaft  (Tiroler  Linie)  angewiese- 
nen Bahnhoftheile  mit  4«/s  Percent  statt  der  im  Artikel  31  des  Staatsver- 
trages vom  21.  Juni  1851  (R.  G.  Bl.  31,  ex  1852,  vgl.  I.  Bd.  dieser  Samm- 
lung, Staatsverträge  II,  A.  1)  stipulirten  und  Seitens  der  österreichischen 
Regierung  gekündigten  2  Percent  verzinsen  und  an  dem  Projecte  für  ein 
definitives  Hauptgebäude  in  Kufstein  Antheil  nehmen  werde.  Diese 
Erklärung  wurde  vom  k.  k.  Ilandelsminister  unterm  16.  August  1872, 
Z.  21960  —  4897  dankend  entgegengenommen. 


VI.  Staatsverträge  zwischen  Oesterreich-Ungarn  und  dem 

deutschen  Reiche. 

1.  Staatsvertrag  vom  81,  Mai  1872,  U.  G.  Bl.  Nr.  116  und  C.  Bl. 

Nr.  65, 

zwischen  Oesterreich-Ungarn  und  dem  deutschen  Reiche,  betretend  die  Herstellung  einer  Eisen- 
bahnverbindung Reichenberff-G'örlitz. 

(Abgeschlossen  zu  Berlin  am  21.  Älni  1872,  von  Seiner  k.  und  k.  Apostolischen  Majestät  ratiKcirt 
zu  Wien  am  19.  Juni  1872,  die  Ratificationen  ausgewechselt  zu  Wien  am  22.  Juui  1872.) 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich: 
Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dalmatien,  Croatien, 
Slavonien ,  Galizien ,  Lodomerien  und  Illyrien ;  Erzherzog  von  Oesterreich ; 
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Grossherzog  von  Krakau ;  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  Steyer,  Kärothen, 
Krain,  der  Bukowina,  Ober-  und  Nieder-Schlesien;  Grossfürst  von  Sieben- 
bürgen; Markgraf  von  Mähren;  geforsteter  Graf  von  Habsburg  und  Tirol 

etc.  etc.  etc. 

thun  kund  und  bekennen  hiemit: 

Nachdem  zwischen  Unseren  Bevollmächtigten  und  jenen  Seiner  Majestät 
des  Kaisers  von  Deutschland  und  Königs  von  Preussen,  wegen  Herstellung 
der  Eisenbahnverbindung  Reichenberg-Görlitz  in  Berlin  am  21.  Mai  1872 
ein  Vertrag  unterzeichnet  worden  ist,  welcher  von  Wort  zu  Wort  lautet,  wie 
folgt: 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich,  König  von  Böhmen  u.  s.  w. 
und  Apostolischer  König  von  Ungarn,  und 

Seine  Majestät  der  deutsche  Kaiser,  König  von  Preussen,  im  Namen 
des  deutschen  Reiches, 

von  dem  Wunsche  geleitet,  die  Eisenbahnverbindungen  zwischen  den  beider- 
seitigen Reichsgebieten  zu  erweitern,  haben  zum  Behufe  einer  hierüber  zu 
treffenden  Vereinbarung  zu  Bevollmächtigten  ernannt: 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich.  König  von  Böhmen  u.  s.  w. 
und  Apostolischer  König  von  Ungarn : 

Allerhöchsteren  Sectionsrath  im  k.  k.  Handelsministerium,  Carl  Ritter 
von  Pusswald, 

Allerhöchstihren.  8ectionsrath  im  k.  k.  Finanzministerium,  Ferdinand 
Buchaczek, 

Seine  Majestät  der  deutsche  Kaiser,  König  von  Preussen : 

Allerhöchstihren  Ministerialdirector  der  Eisenbahnverwaltung,  Theodor 
W  eish  aupt, 

Allerhöchstihren  geheimen  Legationsrath,  Wilhelm  Jordan, 
Allerhöchstihren  geheimen  Ober-Finanzrath,  Ernst  Hitzigrath, 

von  welchen  nach  geschehener  Mittheilung  und  gegenseitiger  Anerkennung 
ihrer  Vollmachten,  unter  dem  Vorbehalte  der  Ratification,  der  nachstehende 
Vertrag  verabredet  und  abgeschlossen  worden  ist : 

Artikel  I. 

Die  kaiserlich-königlich  österreichische  und  die  königlich  preussische 
Regierung  sind  übereingekommen,  eine  Eisenbahn  von  Reichenberg  Uber 
Seidenberg  nach  Görlitz  zuzulassen  und  die  Vollendung  des  Baues  nebst  der 
Eröffnung  des  Betriebes  derselben  bis  spätestens  1.  Juli  1874  herbeizuführen. 

Zu  diesem  Behufe  hat  die  königlich  preussische  Regierung  der  Berlin- 
Görlitzer  Eisenbahngesellschaft  unterm  9.  October  vorigen  Jahres  die  Con- 
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eession  zum  Bau  und  Betrieb  der  auf  preussischem  Landesgebiete,  die  kaiser- 
lich-königlich Österreichische  Regierung  der  Actiengesellschaft  der  süd-nord- 
deutschen  Verbindungsbahn  unterm  31.  März  dieses  Jahres*)  die  Concession 
zum  Bau  und  Betrieb  der  auf  österreichischem  Landesgebiete  belegenen 
Strecke  der  in  Rede  stehenden  Eisenbahn  ertheilt. 

Artikel  IL 

Die  specielle  Feststellung  der  Bahnlinie,  wie  des  gesammten  Bauplanes 
und  der  einzelnen  Bauentwürfe  bleibt  jeder  der  beiden  Regierungen  für  ihr 
Gebiet  vorbehalten. 

Der  Punkte  wo  die  beiderseitige  Reichsgränze  von  der  Bahn  über- 
schritten wird,  soll  auf  Grund  der  von  den  betreffenden  Eisenbahnverwal- 
tungen auszuarbeitenden  Projecte,  nötigenfalls  durch  desshalb  abzuordnende 
technische  Commissarien,  näher  bestimmt  werden. 

Artikel  III. 

Die  Bahn  soll  zwar  zunächst  nur  mit  Einem  durchgehenden  Geleise 
versehen,  jedoch  soll  die  Erwerbung  des  Terrains  von  vornherein  für  eine 
doppelgleisige  Bahn  sichergestellt  werden.  Bei  dem  Eintritte  des  Bedürf- 
nisses werden  die  hohen  Regierungen  die  Herstellung  des  zweiten  Geleises 
anordnen,  per  Erwerb  der  zur  Anlage  der  Bahn  erforderlichen  Grund- 
stücke soll,  insofern  eine  gütliche  Vereinbarung  unter  den  betheiligten  nicht 
zu  erreichen  ist,  in  jedem  der  beiden  Staatsgebiete  nach  den  Bestimmungen 
des  dort  geltenden,  beziehungsweise  zu  erlassenden  Expropriationsgesetzes 
erfolgen. 

Die  Spurweite  der  Geleise  soll,  in  Uebereinstimmung  mit  den  an- 
schliessenden Bahnen,  1.435  Meter  im  Lichten  der  Schienen  betragen. 

Auch  im  Uebrigen  sollen  die  Constructionsverhältnisse  der  nach  diesem 
Vertrage  anzulegenden  Eisenbahn  und  deren  Betriebsmittel  dergestalt  nach 
gleichmässigen  Grundsätzen  festgestellt  werden,  dass  auf  der  ganzen  Linie 
ein  einheitlicher  Betrieb  stattfinden  kann,  insbesondere  auch  die  Betriebs- 
mittel von  und  nach  den  anschliessenden  Bahnen  ungehindert  übergehen, 
beziehungsweise  gemeinschaftlich  benützt  werden  können. 

Die  von  einer  der  beiden  hohen  Regierungen  geprüften  Betriebsmittel 
werden  ohne  nochmalige  Prüfung  auch  auf  der  in  dem  Gebiete  der  anderen 
liegenden  Bahnstrecke  zngelassen  werden. 

Artikel  IV. 

Die  beiden  hohen  Regierungen  verpflichten  sich,  zuzulassen  und  anzu- 
ordnen, dass  die  Görlitz -Reichenberger  Eisenbahn  an  ihren  Endpuncten  in 


•)  Reichsgesetzbiatt  Nr.  62;  C.  Bl.  Nr.  40;  vgl.  diese  Egüniung,  Süd-Norddeutsch»- 
Verbindungsbahn,  5. 
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angemessene,  den  Uebergang  der  Betriebsmittel  gestattende  Sehienenver- 
bindung  mit  den  zur  Zeit  daselbst  anschliessenden  Eisenbahnen  gesetzt  wird. 

Artikel  V. 

Die  volle  Landeshoheit  (also  auch  die  Ausübung  der  Justiz-  und  Polizei- 
gewalt) bleibt  in  Ansehung  der  die  beiderseitigen  Gebiete  durchschneidenden 
Bahnstrecken  auf  dem  österreichischen  Gebiete  Seiner  Majestät  dem  Kaiser 
von  Oesterreich,  König  von  Böhmen  u.  8.  w.  und  Apostolischem  Könige  von 
Ungarn  und  auf  dem  preussischen  Gebiete  Seiner  Majestät  dem  deutschen 
Kaiser,  Könige  von  Preussen,  ausschliesslich  vorbehalten. 

Artikel  VI. 

Die  hohen  Regierungen  behalten  sich  vor,  zur  Handhabung  des  ihnen 
über  die  Bahnstrecke  in  ihrem  Gebiete  fussenden  Hoheits-  und  Aufsichts- 
rechtes Commissarien  zu  bestellen,  welche  die  Beziehungen  ihrer  Regierungen 
zu  den  Eisenbahnverwaltungen  in  allen  denjenigen  Fällen  zu  vertreten 
haben,  welche  nicht  zum  directen  gerichtlichen  oder  polizeilichen  Ein- 
sehreiten der  competenten  Landesbehörden  geeignet  sind. 

Artikel  VII. 

Unbeschadet  des  Hoheits-  uud  Aufsichtsrechtcs  der  hohen  vertrag- 
schliessenden  Theile  über  die  in  ihren  Gebieten  belegenen  Bahnstrecken  und 
über  den  darauf  stattfindenden  Betrieb  verbleibt  die  Ausübung  des  Oberauf- 
sichtsrechtes über  die  den  Betrieb  führenden  Eisenbahngesellschaften  oder 
Eisenbahnverwaltungen  im  Allgemeinen  derjenigen  Regierung,  in  deren  Ge- 
biete dieselben  ihren  Sitz  haben. 

Artikel  VIII. 

Sollte  die  österreichische  Actiengesellschaft  innerhalb  des  preussischen 
Gebietes  oder  die  preussische  Actiengesellschaft  innerhalb  des  österreichi- 
schen Gebietes  den  Betrieb  der  Görlitz-Reiehenberger  Eisenbahn  ganz  oder 
theilweise  übernehmen  (Artikel  XIII),  so  hat  sieh  dieselbe  rücksichtlich  aller 
aus  dem  Bahnbetriebe  herzuleitenden  Entschädigungsansprüche  der  Gerichts- 
barkeit und  den  Gesetzen  des  Staates  zu  unterwerfen,  in  welchem  die 
Schadenszufügung  stattgefunden  hat. 

Artikel  IX. 

Reichsangehörige  des  einen  der  hohen  vertragschliessenden  Theile. 
welche  von  den  Eisenbahnverwaltungen  beim  Betriebe  der  Bahnstrecke  im 
Gebiete  des  anderen  Reiches  angestellt  «erden,  scheiden  dadurch  nicht  aus 
dem  Unterthancnverbande  ihres  Heimatslandes  aus.  Die  Stellen  der  Local- 
beamten,  mit  Ausnahme  der  Bahnhofsvorstände,  der  Telegraphen-  und  der- 
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jenigen  Beamten,  welche  mit  der  Erhebung  von  Geldern  betraut  sind,  sollen 
jedoch  thunlichst  mit  einheimischen  Staatsangehörigen  besetzt  werden. 

Sämmtliche  Beamten  sind  ohne  Unterschied  des  Ortes  ihrer  Anstellung 
bei  der  Bahn,  rücksichtlich  der  Disciplinarbehandlung,  nur  der  Anstellungs- 
behörde ,  im  Uebrigen  aber  den  Gesetzen  und  Behörden  des  Staates,  in 
welchem  sie  ihren  Wohnsitz  haben,  unterworfen. 

Artikel  X. 

Die  Feststellung  und  Genehmigung  der  Fahrpläne  und  Tarife  bleibt  der- 
jenigen Regierung  vorbehalten,  in  deren  Gebiet  die  betreffende  Eisenbahn- 
verwaltung ihren  Sitz  hat;  jedoch  soll  die  Feststellung  der  Tarifsätze  für 
Bahnstrecken,  welche  in  den  beiderseitigen  Gebieten  belegen  sind  und  von 
einer  und  derselben  Verwaltung  im  Betriebe  geleitet  werden,  nach  gleichen 
Grundsätzen  erfolgen. 

Beide  hohe  vertragschließende  Theile  verpflichten  sich  ferner  dahin  zu 
wirken  und  darauf  zu  halten: 

1.  Dass  die  auf  ihrem  Gebiete  belegene  Strecke  der  Görlitz-Reichen- 
berger  Eisenbahn  mit  einer  für  den  Verkehr  genügenden  Anzahl  von  Betriebs- 
mitteln, welche  den  im  Artikel  III  vereinbarten  Voraussetzungen  entsprechen, 
ausgerüstet  werde; 

2.  das9  von  den  betriebführenden  Verwaltungen  zwischen  Görlitz  und 
Heichenberg  in  jeder  Richtung  und  möglichst  im  Anschlüsse  an  die  Züge  der 
angränzenden  Bahnstrecken  für  die  Personenbeförderung  mindestens  drei 
Züge  täglich  in  beiden  Richtungen,  und  für  den  Güterverkehr  so  viel  Züge 
als  zur  Bewältigung  desselben  erforderlich  sind,  eingerichtet  werden; 

3.  dass  die  Beförderung  der  Personen  und  Güter  auf  der  Görlitz-Reichen- 
berger  Bahn  zu  möglichst  mässigen  Tarifsätzen,  die  Beförderung  von  Kohlen, 
Ooaks,  Steinen,  Erzen,  Roheisen,  Dungsalz  und  sonstigen  Düngungsmitteln 
in  ganzen  Wagenladungen  und  auf  grössere  Entfernungen  thunlichst  zu  dem 
Satze  von  einem  Pfennige  oder  fünf  Zwölftel  Kreuzern  per  Centner  und 
Meile  nebst  einem  Expeditionszuschlagc  von  höchstens  zwei  Thalern 
preussisch  oder  drei  Gulden  österreichisch  für  je  hundert  Centner  statttindet; 

4.  dass  der  Einführung  directer  Expeditionen  im  Personen-  und  Güter- 
verkehre, sobald  dieselben  im  Interesse  des  Verkehres  von  der  einen  oder 
anderen  der  beiden  hohen  Regierungen  als  wünschenswert!»  bezeichnet 
werden,  seitens  der  betriebführenden  Verwaltungen  der  Görlitz-Reiehen- 
berger  Bahn,  soweit  dieselbe  betheiligt  ist,  nicht  widersprochen  wird. 

Artikel  XL 

Es  soll  sowohl  hinsichtlich  der  Beförderungspreise,  als  der  Zeit  der 
Abfertigung  kein  Unterschied  zwischen  den  Bewohnern  beider  Reiche  gemacht 
werden,  namentlich  sollen  die  aus  dem  Gebiete  des  einen  Reiches  in  das 
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Gebiet  des  anderen  Reiches  Übergehenden  Transporte  weder  in  Beziehung 
auf  die  Abfertigung,  noch  riicksichtlich  der  Beförderungspreise  ungünstiger 
behandelt  werden,  als  die  aus  dem  betreifenden  Reiche  abgehenden  oder 
darin  verbleibenden  Transporte. 

Artikel  XII. 

Die  Bahnpolizei  wird  unter  Aufsicht  der  dazu  in  jedem  der  beiden 
Reichsgebiete  competcnten  Behörden  in  Gemässheit  der  für  jedes  Gebiet 
geltenden  Vorschriften  und  Grundsätze  zunächst  durch  die  Beamten  der 
Eisenbahnverwaltung  gehandhabt  werden. 

Artikel  XIII. 

Der  Betriebswechsel  soll  auf  derjenigen  Eisenbahnstation  stattfinden, 
welche  auf  preussischem  Gebiete  zunächst  der  Gränze  bei  Seidenberg  zu 
errichten  ist.  Die  königlich  prenssisehe  Regierung  wird  desshalb  der  Berlin- 
Görlitzer  Eisenbahngesellschaft  die  Verpflichtung  auferlegen,  den  Betrieb  auf 
der  Strecke  von  der  beiderseitigen  Gränze  bis  zu  der  Wechselstatiou  bei 
Seidenberg  an  die  Actiengesellschaft  der  süd-norddentschen  Verbindungs- 
bahn zu  überlassen,  welcher  die  Ausführung  des  Baues  und  Betriebes  inner- 
halb des  österreichischen  Staatsgebietes  übertragen  worden  ist. 

Die  Einrichtungen  des  Baues  und  Betriebes,  die  Construction  des 
Oberbaues  der  Bahn  und  die  Signaleinrichtungen  von  der  beiderseitigen 
Gränze  bis  zu  dem  Bahnhofe  bei  Seidenberg  sollen  alsdann  mit  denjenigen 
Einrichtungen,  welche  in  diesen  Beziehungen  für  die  auf  österreichischem 
Gebiete  belegene  Bahnstrecke  genehmigt  werden,  Ubereinstimmen. 

Die  Anlage  und  Ausrüstung  des  Bahnhofes  bei  Seidenberg  selbst  erfolgt 
nach  den  in  Preussen  geltenden  Grundsätzen. 

Sofern  für  den  Betrieb  der  in  den  beiderseitigen  Reichsgebieten  bele- 
genen Strecken  der  Görlitz-Reichenberger  Eisenbahn  eine  gemeinsame  Ver- 
waltung oder  die  Durchführung  der  Züge  zwischen  Görlitz  und  Reichenberg 
ohne  Betriebswechsel  in  Aussicht  genommen  wird,  bleibt  die  Genehmigung 
des  dicserhalb  abzuschliessenden  Betriebsvertrages  den  beiden  hohen  Regie- 
rungen vorbehalten. 

Artikel  XIV. 

Ueber  die  näheren  Bedingungen,  unter  welchen  die  Betricbsüberlassung 
bezüglich  der  von  der  beiderseitigen  Gränze  bis  zu  dem  Bahnhofe  bei  Seiden- 
berg belegenen  Bahnstrecke  stattfinden  wird,  bleibt  eine  Verständigung 
zwischen  den  Eigenthümern  der  betreffenden  Bahnstrecke  und  der  den  Be- 
trieb auf  derselben  Ubernehmenden  Verwaltung  vorbehalten.  Jedenfalls  soll 
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aber  die  letztere  seitens  der  kaiserlich-königlich  österreichischen  Regierung 
bindend  verpflichtet  werden,  die  ordnungsmässige  Instandhaltung  der  ihr  in 
Betrieb  gegebenen  Strecke  nebst  allem  Zubehöre,  einschliesslich  der  nach 
allgemeinen  preussischen  Verwaltnngsgrundsätzen  erforderlich  werdenden 
Erneuerungen,  auf  eigene  Kosten  zu  übernehmen  und  flen  Eigentümern  das 
auf  die  betreffende  Strecke  verwendete  und  nachzuweisende,  etwaige  Kosten 
der  Geldbeschaffung  oder  Coursverluste  nicht  enthaltende  Anlagekapital  mit 
jährlich  fünf  Percent  zu  verzinsen.  Erweiterungen  der  ursprünglichen  Bahn- 
anlagen, welche  die  königlich  preussische  Regierung  im  Interesse  des  Ver- 
kehres für  geboten  erachten  möchte,  werden  auf  Kosten  der  Eigenthümer 
der  betreffenden  Bahnstrecke  ausgeführt  werden,  doch  sollen  die  nachzu- 
weisenden Kosten  solcher  Erweiterungen  dem  von  der  betriebführenden  Ver- 
waltung zu  verzinsenden  Anlagecapitale  hinzutreten. 

Wegen  Mitbenützung  des  Bahnhofes  und  der  Bahnhofsanlagen  bei 
Seidenberg  und  wegen  der  den  Eigentümern  dafür  zu  leistenden  besonderen 
Entschädigung  haben  die  beiderseitigen  Bahnverwaltungen,  unter  Vorbehalt 
der  Genehmigung  ihrer  respectiven  Regierungen,  gleichfalls  ein  Abkommen 
mit  einander  zu  treffen. 

Beim  Mangel  eines  Einverständnisses  haben  sich  die  Bahnverwaltungen 
den  nach  vorgängiger  Verständigung  gemeinschaftlich  zu  treffenden  Anord- 
nungen der  beiden  hohen  Regierungen  zu  fügen. 

Artikel  XV. 

Auf  der  im  Artikel  XIII  bezeichneten  Grenzstation  wird  zur  Erreichung 
des  im  Artikel  8  des  Handels-  und  Zollvertrages  zwischen  Oesterreich- 
Ungarn  und  Preussen,  im  Namen  des  norddeutschen  Bundes,  dann  der  zu 
diesem  Bunde  nicht  gehörenden  Mitglieder  des  deutschen  Zoll-  und  Handels- 
vereines vom  9.  März  1868  bezeichneten  Zweckes  von  beiden  Seiten  je  ein 
Grenzzollamt  gelegt  und  beziehungsweise  mit  dem  anderen  zusammengelegt 
werden. 

Diesen  Gränzzollämtern  sind  beiderseits  die  den  Verkehrsverhältnissen 
entsprechenden  Abfertigungsbefugnisse  einzuräumen,  und  erklären  sich  die 
vertragschliessenden  Theile  bereit,  diese  Befugnisse  zu  erweitern,  sobald  die 
Ausdehnung  des  Verkehres  diess  erfordern  sollte. 

Einem  Wunsche  der  königlich  preussischen  Regierung  entsprechend, 
wird  die  kaiserlich  -  königlich  Österreichische  Regierung  ausserdem  zur 
Erleichterung  des  directen  Waarenverkehres  zwischen  den  betheiligten  öster- 
reichisch-ungarischen Handelsplätzen  und  der  Stadt  Görlitz  auf  dem  Bahnhofe 
dieser  Stadt,  und  zwar  in  örtlicher  Verbindung  mit  der  königlich  preussi- 
schen Zollabfertigungsstelle,  ein  österreichisches  Hauptzollamt  errichten  und 
mit  solchen  Abfertigungs-  und  Verzollungsbefngnissen  versehen,  dass  von 
pcraselben  diejenigen  Gegenstände  nach  Gattung  und  Menge  abgefertigt 


Digitized  by  Google 


Nachträge  tum  besonderen  Theile: 

werden  können,  welche  nach  den  bestehenden  oder  später  eintretenden  Ver- 
kehrsverhältnissen vermittelst  der  Reichenberg- Görlitzer  Eisenbahn  über  die 
Gränze  ein-  oder  auszuführen  im  Bedürfnisse  liegt.  Es  herrscht  jedoch 
darüber  Einverständniss,  dass  dureh  diese  Einrichtung  dem  durchgehenden 
Verkehre  keinerlei  Aufenthalt  oder  sonstige  Hemmnisse  auferlegt  werden 
sollen. 

Vorstehende  Zusicherung  wird  jedoch  österreichischerseits  an  die 
Bedingung  geknüpft,  dass  die  in  Görlitz  für  die  österreichische  Zollabferti- 
gung erforderlichen  Diensträume  von  der  betheiligten  Eisenbahngesellschaft 
oder  der  Stadt  Görlitz,  sowie  die  für  die  anständige  Unterkunft  der  öster- 
reichischen Zollbeamten  daselbst  benöthigten  Wohnungen  von  der  Stadt 
Görlitz  der  bereits  ertheiltcn  Zusicherung  gemäss  beschafft  und  erhalten 
werden,  so  dass  der  kaiserlich-königlich  österreichischen  Regierung  in  beiden 
genannten  Beziehungen  keine  Kosten  zur  Last  fallen  dürfen.  Auch  soll  für 
die  Benützung  der  dem  kaiserlich-königlich  österreichischen  Zollamte  von 
Seiten  der  Stadt  Görlitz  zu  überweisenden  Waaren-Niederlagsräume  eine 
Lagergebühr  nicht  erhoben  werden. 

Zum  Zwecke  der  Regelung  dieser,  sowie  aller  sonstigen  Verhältnisse 
des  künftigen  österreichischen  Zollamtes  in  Görlitz  und  wegen  der  im  beider- 
seitigen Zollinteressc  daselbst  zu  treffenden  Einrichtungen  sollen  nach  Ratifi- 
cation des  gegenwärtigen  Vertrages  besondere  Specialverhandlungen,  unter 
Zuziehung  von  Commissarien  der  beiderseitigen  Zollverwaltungen,  eingeleitet 
werden. 

Artikel  XVI. 

In  Betreff  der  durch  beiderseitige  Commissäre  seinerzeit  noch  näher  zu 
verabredenden  Förmlichkeiten  der  zollamtlichen  Revision  und  Abfertigung 
des  Passagiergepäckes  und  der  ein-  und  ausgehenden  Güter,  sowie  der  Pass- 
revision, ertheilen  beide  Regierungen  sich  die  Zusicherung,  dass  die  Görlirz- 
Reichenberger  Eisenbahn  nicht  minder  günstig,  als  irgend  eine  andere  in  das 
Ausland  übergehende  Eisenbahnroute  behandelt  werden  soll,  und  dass  im 
Interesse  der  Förderung  des  Verkehres  dabei  jede,  nach  den  in  beiden 
Reichen  bestehenden  Gesetzen  zulässige  Erleichterung  und  Vereinfachung 
t  intreten  soll. 

Artikel  XVII. 

Die  wegen  der  Handhabung  der  Pass-  und  Fremdenpolizei  bei  Reisen 
mittelst  der  Eisenbahn  unter  beiden  Regierungen  schon  bestehenden  oder 
noch  zu  verabredenden  Bestimmungen  sollen  auch  auf  die  in  Rede  stehende 
Eisenbahnverbindung  Anwendung  finden. 

Ueber  die  den  kaiserlich-königlich  österreichischen  Polizeibeamten 
welche  auf  dem  Bahnhofe  Seidenberg  stationirt  werden  möchten,  beizulegen- 
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den  Amtsbefugnisse  bleibt  eine  besondere  Verständigung  unter  den  beiden 
hohen  Regierungen  vorbehalten.  Die  diessfällige  Verhandlung  soll  mindestens 
drei  Monate  vor  Inbetriebsetzung  der  Görlitz-Reichenberger  Eisenbahn 
beginnen  und  vor  Eröffnung  des  Betriebes  thunlichst  vollständig  zum  Ab- 
schlüsse gebracht  werden. 

Artikel  XVIII. 

Die  Regulirung  des  Post-  und  Telegraphenbetriebes  auf  der  Görlitz- 
Reichenberger  Eisenbahn  bleibt  der  besonderen  Verständigung  zwischen  den 
beiderseitigen  Post-  und  Telegraphen  Verwaltungen  vorbehalten. 

Bei  der  Regulirung  des  Postbetriebes  wird  davon  ausgegangen 
werden,  dass  der  Betriebswechsel  an  demselben  Punkte  stattfinden  soll, 
welcher  nach  Artikel  XIII  für  den  Eisenbahnbctriebswechsel  und  nach 
Artikel  XV  für  die  Zollabfertigung  in  Aussicht  genommen  ist,  und  dass  die 
Kosten  für  die  Beförderung  der  Postsendungen  von  einer  jeden  der  beider- 
seitigen Postverwaltungen  innerhalb  der  Gränzen  ihres  Gebietes  getragen 
werden. 

■ 

Artikel  XIX. 

Die  königlich  preussische  Regierung  wird  den  Betrieb  der  auf  preussi- 
schem  Gebiete  belegenen  Bahnstrecke,  soweit  derselbe  von  der  österreichi- 
schen Actiengesellschaft  geleitet  wird,  mit  keiner  anderen  oder  höheren 
Abgabe  belegen ,  als  derjenigen ,  welche  den  Bahnbetrieb  ausländischer 
Eisenbahn-Actiengesellschaften  im  preussischen  Staate  im  Allgemeinen  trifft. 

Dergleichen  wird  die  kaiserlich-königlich  österreichische  Regierung 
für  den  Fall,  dass  der  Betrieb  der  auf  österreichischem  Gebiete  belegenen 
Bahnstrecke  künftig  von  einer  preussischen  Actiengesellschaft  geleitet  werden 
sollte,  von  derselben  keine  anderen  oder  höheren  Abgaben  erheben, 
als  diejenigen,  welche  den  Bahnbetrieb  der  betreffenden  Eisenbahn-Actien- 
gesellschaften im  Österreichischen  Staate  im  Allgemeinen  treffen. 

Artikel  XX. 

Für  den  Fall,  dass  die  in  Preussen  belegene  Strecke  der  Görlitz-Reichen- 
berger  Eisenbahn  seinerzeit  von  der  königlich  preussischen  Regierung  ange- 
kauft werden  möchte,  und  ebenso  nach  dem  Ablaufe  der  für  die  österrei- 
chische Strecke  der  Görlitz-Reichenberger  Bahn  bestimmten  Concessions- 
frist  soll  zwischen  den  beiden  hohen  Regierungen  über  die  Fortführung  des 
Betriebes  auf  der  Görlitz-Reichenberger  Bahn  ein  dem  Verkehre  und  den 
beiderseitigen  Interessen  entsprechendes  besonderes  Uebereinkommen  getrof- 
fen werden. 
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Artikel  XXI. 

Gegenwärtiger  Vertrag  soll  beiderseitig  zur  Allerhöchsten  Genehmigung 
vorgelegt  und  die  Ausweehsluug  der  darüber  auszufertigenden  Ratifikations- 
urkunden spätestens  binnen  vier  Wochen  in  Wien  bewirkt  werden. 

Zur  Beglaubigung  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  denselben  unter- 
zeichnet und  besiegelt. 

So  geschehen  Berlin,  den  21.  Mai  Eintausend  achthundert  zweiund- 
siebenzig. 

(L.  S.)  Carl  Ritter  von  Passwald  m.  p. 

iL.  S.)  Ferdinand  Bochactek  m.  p. 

(L.  S.)  Theodor  Weishanpt  m.  p. 

(L.  S.)  Wilhelm  Jordan  m.  p. 

(L.  8.)  Ernst  litiigralh  m.  p. 

So  haben  Wir  nach  Prüfung  sämratlicher  Artikel  dieses  Vertrages  den- 
selben giitgeheissen  und  genehmigt,  und  versprechen  auch  mit  Unserem  kaiser- 
lichen und  königlichen  Worte  für  Uns  und  Unsere  Nachfolger,  solchen  seinem 
ganzen  Inhalte  nach  getreu  zu  beobachten  und  beobachten  zu  lassen. 

Zu  dessen  Bestätigung  haben  Wir  gegenwärtige  Urkunde  eigenhändig 
unterzeichnet  und  selber  Unser  kaiserliches  und  königliches  Insiegel  bei- 
drücken  lassen. 

So  geschehen  zu  Wien  den  achtzehnten  Juni  im  Jahre  des  Heiles  Ein- 
tausend achthundert  zweiundsiebenzig,  Unserer  Reiche  im  vierundzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p.       i  L.  s.) 

Andrassy  m.  p. 

Auf  Allerhöchst  eigenen  Befehl  Seiner  kaiRerl.  königl.  Apostolischen 
Majestät : 

Wilhelm  Freiherr  von  lUnrndsheim  m.  p., 

h.  und  k.  Section^rath. 


Vorstehender  Staatsvertrag  wird  mit  der  Wirksamkeit  für  die  im  Reichs- 
rathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  kundgemacht. 

Wien,  am  20.  Juli  1872. 

Anersperg  m.  p.  Baohais  m.  p. 

Schlnssprotokoll. 

Die  unterzeichneten  Bevollmächtigten  sind  heute  zusammengetreten, 
um  den  wegen  der  Herstellung  einer  Eisenbahn  von  Görlitz  über  Seidenberg 
nach  Reichenberg  vereinbarten  Vertrag  unterschriftlich  zu  vollziehen. 
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Bei  dieser  Gelegenheit  sind  noch  die  folgenden  Erklärungen  in  das 
gegenwärtige  Schlussprotokoll  aufgenommen  worden,  welches,  ohne  dass  es 
einer  besonderen  ausdrücklichen  Ratification  desselben  bedarf,  mit  dem  Ver- 
trage selbst,  sobald  dieser  ratificirt  sein  wird,  gleiche  Kraft  und  Gültigkeit 
haben  soll. 

Artikel  L 

Der  Berlin-Görlitzer  Eisenbahngesellschaft  liegt  die  Verpflichtung  ob, 
auf  der  Station  Seidenberg  die  erforderlichen  Localitäten  für  den  Zoll-, 
Polizei-,  Post-  und  Staats-Telegraphendienst  nach  Massgabe  des  Ergebnisses 
der  vorbehaltenen  Special -Verhandlungen  zwischen  den  betreffenden  Ver- 
waltungszweigen beider  Staaten  herzustellen  und  die  als  nothwendig  aner- 
kannten Amts-  und  Rcvisionslocalitäten  den  beiderseitigen  Zollämtern  zur 
unentgeltlichen  Benutzung  einzuräumen.  Insoweit  die  Notwendigkeit  ob- 
waltet, für  die  im  beiderseitigen  Zolldicnste  Angestellten  jeder  Art  Wohnungen 
oder  Unterknnftsräume  auf  der  Station  Seidenberg  zu  beschaffen,  soll  die 
Berlin-Görlitzer  Eisenbahngesellschaft  verpflichtet  sein,  auch  diese  Woh- 
nungen oder  Unterkunftsräume  herzustellen  und  gegen  eine  höchstens  auf 
zehn  Procent  der  betreffenden  Gehnltsbezüge  zu  bemessende  Miethsentsehä- 
diguug  zu  überlassen. 

Wegen  Unterhaltung,  Reinigung,  Erleuchtung  und  Heizung  der  Post-, 
Polizei-  und  Telegraphenlocale,  sowie  wegen  der  von  der  kaiserlich  königlich 
österreichischen  Regierung  der  Berlin-Görlitzer  Eisenbahngesellschaft  dafür 
zu  gewährenden  Miethsentschädigung  sollen  die  in  dem  Abschnitte  II,  §§.  14 
bis  23  des  Reglements  vom  1.  Januar  1868  über  die  Verhältnisse  der  Post 
zu  den  Staatsbahnen  enthaltenen  Bestimmungen  Anwendung  finden. 

Bezüglich  der  Ausstattung,  Erwärmung  und  Erleuchtung  der  lediglich 
zu  Zwecken  der  Zollverwaltung  dienenden  Räume  finden  die  Vorschriften 
im  §.  5  des  zollvcreinsländischen  Regulativs  Uber  die  zollamtliche  Behand- 
lung des  Güter-  und  Effecten-Transportes  auf  den  Eisenbahnen  gleichmässige 
Anwendung. 

Artikel  II. 

Das  Zugeständniss ,  in  Görlitz  ein  kaiserlich-königlich  österreichisches 
Hauptzollamt  aufzustellen,  wird  österreichischerseits  an  die  weitere  Voraus- 
setzung geknüpft,  dass  dem  auf  dem  Bahnhofe  Reichenberg  zur  Zeit  be 
stehenden  zollvereinsländischen  Zollamte  bezüglich  der  in  Reichenberg  zur 
Aufgabe  gelangenden,  zur  Einfuhr  nach  dem  deutschen  Zollvereinsgebiete 
oder  zur  Durchfuhr  durch  dasselbe  bestimmten  Güter  auch  für  die  Reichen- 
berg-GÖrlitzer  Eisenbahnlinie  und  über  dieselbe  hinaus  die  erforderlichen 
Abfertigungsbefugnisse  eingeräumt,  und  dass  diese  Befugnisse  auch  darauf 
erstreckt  werden,  die  etwa  erforderliche  Ausgangsabfertigung  von  auf  der 
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Görlitz-Reichenberger  Eisenbahnlinie  nach  Reiehenberg  gelangenden  Gütern 
vorzunehmen. 

Sofern  durch  diese  Erweiterung  der  Abfertigungs-Befugnisse  des  im 
Bahnhofe  Heichenberg  befindlichen  zollvereinsländischen  Zollamts  der  Zoll- 
behörde Mehrkosten  erwachsen  sollten,  werden  solche  von  der  Actiengesell- 
schaft  der  südnorddeutschen  Verbindungsbahn,  beziehungsweise  von  deren 
Rechtsnachfolger  vergütet  werden. 

Die  königlich  preussische  Regierung  wird  sich  mit  der  königlich  sächsi- 
schen Regierung  ins  Einvernehmen  setzen,  um  die  hier  in  Rede  stehende  Er- 
weiterung der  Befugnisse  des  Zollamtes  in  Reichenberg  zu  erwirken. 

Die  mit  dem  vereinbarten  Entwürfe  übereinstimmend  befundenen  zwTei 
Ausfertigungen  des  Vertrages  und  des  gegenwärtigen  Schlussprotokolles  sind 
hierauf  von  den  beiderseitigen  Bevollmächtigten  unterzeichnet  und  unter- 
siegelt worden,  und  es  haben  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten  je  eine 
Ausfertigung  des  Vertrages  und  des  Schlussprotokolles  entgegengenommen. 

So  geschehen  Berlin,  den  21.  Mai  1872. 

(L.  8.)  Pnsswald  m.  p. 

(L.  S.)  Baehaciek  in.  p. 

(L.  S.)  Weishanpt  m.  p. 

(L.  S.)  Jordan  m.  p. 

(L.  8.)  Iltiigrath  m.  p. 


2.  Staatsvertras  vom  21.  Mai  1872,  R.  G.  BL  No.  118 

und  C.  Bi.  No.  (u, 

zwischen  Oesterreich-Ungarn  und  dem  deutschen  Keiche,  betreffend  die  Herstellung  der  Eisenbahn- 
verbindungen .lägerndorf-Leobschütz  und  Olbersdorl-Neisse. 

(Abgeschlossen  *"  Herlin  am  21.  Mai  1872,  von  Seiner  k.  und  k.  Apostolischen  Majestät  ratificirt 
zu  Wien  am  18.  Juni  1872,  die  Katificationen  .  usgewechselt  zu  Wien  am  22.  Juni  1872). 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich; 
Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dalraatien,  Croatien, 
Slavonien,  Galizien,  Lodomerien  und  IUyrien ;  Erzherzog  von  Oesterreich  ; 
Grossherzog  von  Krakau;  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  Steyer,  Kärnthen, 
Krain,  der  Bukowina,  Ober  -  und  Nieder-Schlesicn ;  Grossfiirst  von  Sieben- 
bürgen; Markgraf  von  Mähren;  geforsteter  Graf  von  Habshurg  und  Tyrol 

etc.  etc.  etc. 

thun  kund  und  bekennen  hiemit: 

Nachdem  zwischen  tTnseren  Bevollmächtigten  und  jenen  Seiner  Majestät 
des  Kaisers  von  Deutsehland  und  Königs  von  Preussen,  wegen  Herstellung 
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der  Eisenbahnverbindungen  Jägerndorf-Leobsehütz  und  Olbersdorf-Neisse  in 
Berlin  am  21.  Mai  1872  ein  Vertrag  unterzeichnet  worden  ist,  welcher  von 
Wort  zu  Wort  lautet,  wie  folgt : 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich,  König  von  Böhmen  u.  s.  w. 
nnd  Apostolischer  König  von  Ungarn,  und 

Seine  Majestät  der  deutsche  Kaiser,  König  von  Preussen,  im  Namen 
des  deutschen  Reiches, 

von  dem  Wunsche  geleitet,  die  Eisenbahnverbindungen  zwischen  den  beider- 
seitigen Reichsgebieten  zu  erweitern,  haben  zur  Vereinbarung  eines  hierüber 
abzuschliessenden  Vertrages  zu  Bevollmächtigten  ernannt: 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich,  König  von  Böhmen  u.  s.  w. 
und  Apostolischer  König  von  Ungarn : 

Allerhöchsteren  Sectionsrath  im  k.  k.  Handelsministerium.  Carl  Ritter 
von  P  u  s  s  w  a  1  d , 

Allerhöchstihren  Sectionsrath  im  k.  k.  Finanzministerium,  Ferdinand 
Buehaczek, 

Seine  Majestät  der  deutsche  Kaiser,  König  von  Preussen: 

Allerhöchstihren  Ministerialdirector  der  Eiscnbahnverwaltung,  Theodor 
W  e  i  s  h  a  u  p  t , 

Allerhöchstihren  geheimen  Legationsrath,  Wilhelm  Jordan, 
Allerhöchstihren  geheimen  Ober-Finanzrath ,  Ernst  II  i  t  z  i  g  r  a  t  h , 

welche  nach  geschehener  Mittheilung  und  gegenseitiger  Anerkennung 
ihrer  Vollmachten,  unter  dem  Vorbehalte  der  Ratification,  Uber  folgende 
Puncte  übereingekommen  sind: 

Artikel  I. 

Die  kaiserlich-königlich  österreichische  und  die  königlich  preussische 
Regierung  verpflichten  sich,  den  Bau  der  Eisenbahnen: 

1.  von  Jägerndorf  nach  Leobschütz,  und 

2.  von  Olbersdorf  nach  Neissc 

zur  Verbindung  der  mährisch-schlesischen  Centraibahn  mit  den  in  Leobschütz 
und  Xeisse  zusammentreffenden  preussischen  Eisenbahnen  zu  gestatten  und 
zu  fördern. 

Artikel  II. 

Für  die  auf  österreichischem  Gebiete  gelegenen  Strecken  der  im  Ar- 
tikel I  unter  1  und  2  genannten  Bahnen  ist  seitens  der  kaiserlich-königlich 
österreichischen  Regierung  bereits  die  Concession  an  die  unter  der  Firma: 
nMährisch-schlesische  Centraibahn*  bestehende  Actiengesellschaft  ertheilt. 
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Nachtrage  zum  besonderen  Theile  : 


Nachdem  jedoch  kraft  §.  3  der  Allerhöchsten  Concessionsurkuude  vom 
21.  April  1870*)  diese  Gesellschaft  nicht  verpflichtet  ist,  den  Bau  der  Fort- 
setzungen von  Jägerndorf  an  die  Reichsgrünze  gegen  Leobschütz  und  von 
Olbersdorf  an  die  Reichsgränze  gegen  Neisse  früher  auszuführen,  als  nicht 
die  Hauptlinie  Olmütz-Freudenthal-Jägerndorf  vollendet  ist,  wird  die  kaiser- 
lich-königlich österreichische  Regierung  dafür  Sorge  tragen,  dass  der  Bau 
der  Eisenbahnstrecke  von  Jägerndorf  an  die  Reichsgränze  gegen  Leobschütz 
womöglich  zugleich  mit  jenem  der  Hauptlinie  Olniütz-Freudenthal-Jägerndori, 
demnach  spätestens  bis  zum  21.  April  1873,  als  dem  concessionsmässigen 
Voliendungstermine  dieser  Hauptlinie,  vollendet  und  die  genannte  Bahnstrecke 
zugleich  mit  der  Hauptlinie  dem  Betriebe  übergeben  werde. 

Bezüglich  der  Eisenbahnstrecke  von  Olbersdorf  au  die  Reichsgränze 
gegen  Neisse  wird  dahin  gewirkt  werden,  dass  dieselbe  womöglich  gleich 
zeitig  mit  der  Flügelbahn  Jägerndorf-Olbersdorf,  und  zwar  spätestens  bis 
21  April  1873,  ausgebaut  und  dem  Betriebe  übergeben  werde. 

Artikel  III. 

Die  königlich  preussische  Regierung  hat  für  die  auf  ihrem  Gebiete  ge- 
legene Strecke  der  im  Artikel  I  unter  1  genannten  Bahn  der  in  Breslau  do- 
micilirenden  oberschlesischeu  Eisenbahngesellschaft  die  Concession  ertheilt. 

Die  königlich  preussische  Regierung  wird  dem  Concessionär  die  Ver- 
pflichtung auferlegen  und  ihn  mit  allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  dazu 
anhalten,  die  im  Artikel  II  bezüglich  der  österreichischen  Strecke  dieser 
Bahn  festgesetzte  Frist  für  die  Vollendung  und  Betriebseröffnung  der  ihm 
concessionirten  preussischen  Strecke  einzuhalten,  sodass  auch  dann,  wenn 
die  österreichische  Anschlussstrecke  vor  dem  obenbezeichneten  Termine  dem 
Betriebe  Ubergeben  werden  sollte,  die  Betriebseröffnung  auf  der  ganzen 
Bahnlinie  Jägerndorf-Leobschütz  gleichzeitig  stattfinden  kann. 

Sollte  die  raührisch-schlesische  Centraibahn  nicht  in  der  Lage  sein,  die 
ihr  concessionirte  österreichische  Strecke  der  .lägerndorf-Leobschützer  Bahn 
rechtzeitig  auszuführen,  so  wird  die  kaiserlich-königlich  österreichische  Re- 
gierung nach  erfolgter  Notifikation  unverweilt  demselben  Unternehmer, 
welcher  für  den  preussischen  Theil  der  Bahn  die  Concession  erhalten  hat, 
die  Concession  auch  für  die  in  Oesterreich  gelegene  Anschlussstrecke 
unter  Festsetzung  des  obigen  Vollendungstermines  ertheilcn,  demselben  im 
Uebrigen  keine  ungünstigeren,  als  die  in  Oesterreich  für  ohne  Staatsgarantie 
unternommene  Eisenbahnen  üblichen  Concessionsbedingungen  auferlegen  und 
hievon  der  königlich  preussischen  Regierung  Mittheilung  machen. 

•j  Heichsgese t zblat  t  Nr.  77;  vgl.  II.  Bd..  1.  Abth.  dieser  Sammlung,  .Mührisch-Sehlesi- 
»ehe  Gränzhahn.  1. 
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Artikel  IV. 

Die  königlich  preussische  Regierung  hat  tlir  die  auf  ihrem  Gebiete  ge- 
legene Strecke  der  im  Artikel  I  unter  2  genannten  Bahn  von  Neisse  nach 
Ziegenhals  der  oberschlesischen  Eisenbahngesellschaft  die  Concession  er- 
theilt.  Sollte  dieser  Gesellschaft  auch  die  Bauconcession  für  die  Strecke 
Ziegenhals  bis  zur  Reichsgränze  ertheilt  werden,  so  wird  die  königlich 
preussische  Regierung  hievon  die  kaiserlich-königlich  österreichische  Re- 
gierung in  Kenntnis*  setzen. 

Die  königlich  preussische  Regierung  wird  dem  für  die  letztgedachte 
Bahnstrecke  zu  concessionirenden  Unternehmer  die  Verpflichtung  auferlegen 
und  ihn  mit  allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  dazu  anhalten,  die  Bahn 
binnen  thunlichst  kurzer  Zeit,  und  zwar  spätestens  bis  zum  1.  Jänner  1874. 
zu  vollenden  und  dem  Betriebe  zu  Ubergeben. 

Ks  wird  übrigens  nach  Möglichkeit  von  Seite  der  köniplich  preussischen 
Regierung  dahin  gewirkt  werden,  dass  die  Vollendung  und  Betriebseröffnung 
der  preussischen  Anschlussstreckc  gleichzeitig  mit  jener  der  österreichischen 
Anschlussstrecke,  falls  diese  vor  dem  obenbezeichneten  Termine  erfolgen 
sollte,  bewirkt  und  demnach  die  ganze  Bahnlinie  Olbersdorf-Ncisse  gleich- 
zeitig dem  Betriebe  übergeben  werde. 

Für  den  Fall,  dass  die  königlich  preussische  Regierung  es  vorziehen 
würde,  nur  den  zwischen  Neisse  und  Ziegenhals  begriffenen  Theil  der  preus- 
sischen Anschlussstrecke  durch  die  oberschlesische  Eisenbahngesellschaft 
ausführen  zu  lassen,  worüber  sie  sich  bis  spiitestens  zum  lü.  Juli  1872  er- 
klären will,  wird  dieselbe  der  mährisch-schlesischen  Centraibahn  die  Con- 
cession zum  Bau  und  Betrieb  der  preussischen  Theilstrecke  von  der  Reichs- 
gränze bis  Ziegenhals,  unter  den  in  Preussen  üblichen  Bedingungen  mit  der 
Massgabe,  dass  die  auf  preussischem  Gebiete  gebaute  Bahnstrecke  nach 
näherer  Bestimmung  der  königlich  preussischen  Regierung  Bauwerke  ent- 
halten muss,  welche  zur  Zerstörung  vorbereitet  werden  und  die  Unter- 
brechung der  Communication  auf  längere  Zeit  gestatten,  und,  soweit  diess  in 
ihrer  Einwirkung  liegt,  unter  Festhaltung  des  oben  bezeichneten  Vollendungs- 
termines,  ertheilen  und  davon  der  kaiserlich-königlich  österreichischen  Re- 
gierung Kcnntniss  geben. 

Artikel  V. 

Die  kaiserlich-königlich  österreichische  Regierung,  sowie  die  königlich 
preussische  Regierung  werden  den  nach  Artikel  III  und  IV  von  ihnen  zu 
concessionirenden  österreichischen,  beziehungsweise  preussischen  Unterneh- 
mern dieselben  Erleichterungen  zu  Theil  werden  lassen,  welche  die  in  den 
betreffenden  Staaten  bestehenden  oder  etwa  künftig  zu  erlassenden  Verord- 
nungen tlir  andere  ohne  Zinsgarantie  des  Staates  unternommene  Eisenbahnen 
im  Allgemeinen  und  grundsätzlich  einräumen  oder  künftig  einräumen  werden. 

IG* 
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Nachträge  zum  besonderen  Theile: 


Es  sollen  auch  alle  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  vom  Tage  des  Ab- 
schlusses dieses  Vertrages  an  gerechnet,  in  Beziehung  auf  Eisenbahnunter- 
nehmungen von  der  kaiserlich -königlich  österreichischen,  respective  der 
königlich  preussischen  Regierung  erlassen  werden,  auf  die  in  Rede  stehenden 
Eisenbahnen  für  die  Dauer  der  Concessionsfrist  nur  Anwendung  finden,  so- 
weit jene  Bestimmungen  mit  diesem  Vertrage  und  der  Concession  nicht  im 
Widerspruche  stehen. 

Artikel  VI. 

Die  Puncte,  wo  die  im  Artikel  I  genannten  Eisenbahnen  die  Landes- 
gränzen  Uberschreiten  werden,  sollen  auf  Grund  der  von  den  betreffenden 
Eisenbahnverwaltungen  auszuarbeitenden  Projecte,  nötigenfalls  durch  dess- 
halb  abzuordnende  technische  Coramissarien  näher  bestimmt  werden. 

Die  in  Rede  stehenden  Eisenbahnen  sollen  zwar  zunächst  nur  mit  Einem 
durchgehenden  Geleise  versehen,  es  soll  jedoch  von  vornherein  die  Erwer- 
bung des  Terrains  für  eine  doppelgleisige  Bahn  sichergestellt  werden. 

Bei  dem  Eintritte  des  Bedürfnisses  werden  die  hohen  Regierungen  die 
Herstellung  des  zweiten  Geleises  anordnen. 

Der  Erwerb  der  zur  Anlage  der  Bahnen  erforderlichen  Grundstücke  soll, 
insofern  eine  gütliche  Vereinbarung  unter  den  Betheiligten  nicht  zu  erreichen 
ist,  in  jedem  der  beiden  Staatsgebiete  nach  den  Bestimmungen  des  dort 
geltenden ,  beziehungsweise  zu  erlassenden  Expropriationsgesetzes  erfolgen. 

Die  Spurweite  der  zu  erbauenden  Eisenbahnen  soll,  in  Uebereinstim- 
mung  mit  den  anschliessenden  Bahnen,  1-435  Meter  im  Lichten  der  Schienen 
betragen. 

Auch  im  Uebrigen  sollen  die  nach  diesem  Vertrage  zu  bauenden  Eisen- 
bahnen und  deren  Betriebsmittel  dergestalt  nach  gleichmässigen  Grundsätzen 
hergestellt  werden,  dass  letztere  von  und  nach  den  anschliessenden  Bahnen 
ungehindert  übergehen  oder  auch  gemeinschaftlich  benutzt  werden  können. 

Die  von  einer  der  beiden  hohen  Regierungen  geprüften  Betriebsmittel 
werden  ohne  nochmalige  Prüfung  auch  auf  den  in  dem  Gebiete  der  anderen 
liegenden  Bahnstrecken  zugelassen  werden. 

Artikel  VII. 

I 

Die  beiden  hohen  Regierungen  verpflichten  sich ,  zuzulassen  und  anzu- 
ordnen, dass: 

1.  die  Jägerndorf-Leobschützer  Bahn  mit  den  in  Leobschütz, 

2.  die  Ziegenhals-Olbersdorfer  Bahn  mit  den  in  Ziegenhals  zusammen- 
treffenden preussischen  Eisenbahnen ,  jede  der  beiden  Anschlusslinien  aber 
mit  der  mährisch-schlesischen  Centraibahn  in  unmittelbare,  den  Uebergaug 
der  Betriebsmittel  gestattende  Schienenverbindung  gesetzt  wird,  und  wird 
eine  jede  der  beiden  hohen  Regierungen  in  ihrem  Gebiete  dafür  Sorge  tragen. 


Digitized  by  Google 


SUfttsvertrüge  zwischen  Oesterreich-Uuparn  und  dem  deutschen  Keiche. 


dass  für  die  Herstellung  des  betreffenden  Anschlusses  keine  Bedingungen 
gestellt  werden,  welche  das  Zustandekommen  des  Unternehmens  selbst  er- 
schweren würden. 

Sollten  die  respeetiven  Unternehmer  die  vorerwähnten  Hahnen  in  den 
bestehenden  Bahnhof  zu  Leobschütz  und  den  vom  preussischcn  Unternehmer 
bei  Ziegenhals  anzulegenden  Bahnhof,  beziehungsweise  in  die  projectirten 
Bahnhöfe  der  mährisch-schlesischen  Centraibahn  zu  Jägerndorf  und  Olbers- 
dorf  einzuführen  beabsichtigen,  so  werden  die  beiderseitigen  Regierungen 
thunlichst  darauf  hinwirken,  dass  Uber  die  erforderliche  gemeinschaftliehe 
Benützung  der  genannten  beiden  Bahnhöfe  und  deren  Betriebsanlagen  ein 
angemessenes  Uebereinkommeu  zu  Stande  gebracht  werde. 

Artikel  VIII. 

Die  volle  Landeshoheit  (also  auch  die  Ausübung  der  Justiz-  und  Polizei- 
gewalt) bleibt  in  Ansehung  der  die  beiderseitigen  Gebiete  durchschneidenden 
Bahnstrecken  auf  dem  österreichischen  Gebiete  Seiner  Majestät  dem  Kaiser 
von  Oesterreich,  König  von  Böhmen  u.  s.  w.  und  Apostolischem  Könige  von 
Ungarn  und  auf  dem  preussischen  Gebiete  Seiner  Majestät  dem  deutschen 
Kaiser,  Könige  von  Preussen,  ausschliesslich  vorbehalten. 

Artikel  IX. 

Die  hohen  Regierungen  behalten  sich  vor,  zur  Handhabung  des  ihnen 
über  die  Bahnstrecken  in  ihrem  Gebiete  zustehenden  Hoheits-  und  Aufsichts- 
rechtes Commissarien  zu  bestellen,  welche  die  Beziehungen  ihrer  Regierungen 
zu  den  Eisenbahnverwaltungen  in  allen  denjenigen  Fällen  zu  vertreten  haben, 
welche  nicht  zum  directen  gerichtlichen  oder  polizeilichen  Einschreiten  der 
competenten  Landesbehörden  geeignet  sind. 

Artikel  X. 

Unbeschadet  des  Hoheits-  und  Aufsichtsrechtes  der  hohen  vertrag- 
schliessenden  Theile  Uber  die  in  ihren  Gebieten  belegenen  Bahnstrecken  und 
über  den  darauf  stattfindenden  Betrieb  verbleibt  die  Ausübung  des  Ober- 
aufsichtsrechtes über  die  den  Betrieb  führenden  Eisenbabngesellschaften 
oder  Eisenbahnverwaltungen  im  Allgemeinen  derjenigen  Regierung,  in  deren 
Gebiete  dieselben  ihren  Sitz  haben. 

Artikel  XL 

Sollte  eine  Österreichische  Unternehmung  innerhalb  des  preussischen 
Gebietes  oder  ein  preussischer  Unternehmer  innerhalb  des  österreichischen 
Gebietes  den  Bau  oder  den  Betrieb  einer  der  im  Artikel  I  gedachten  Eisen- 
bahnen ganz  oder  theilweise  übernehmen,  so  hat  sich  derselbe  rücksichtlich 
aller  aus  der  Anlage  und  beziehungsweise  dem  Bahnbetriebe  herzuleitenden 
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Nachtrüge  turo  besonderen  Theile: 


Entschädigungsansprüche  der  Gerichtsbarkeit  und  den  Gesetzen  des  Staates 
zu  unterwerfen,  in  welchem  die  Schadenszufügung  stattgefunden  hat. 

Artikel  XII. 

Reiehsangehörige  des  einen  der  hohen  vertragschließenden  Theile, 
welche  von  den  Eisenbahnverwaltungen  beim  Betriebe  der  Bahnstrecke  im 
Gebiete  des  anderen  Reiches  angestellt  werden,  scheiden  dadurch  nicht  aus 
dem  Unterthauenverbaude  ihres  Heimatslandes  aus.  Die  Stellen  der  Local- 
beamten,  mit  Ausnahme  der  Bahnhofsvorstände,  der  Telegraphen  -  und  der- 
jenigen Beamten,  welche  mit  der  Erhebung  von  Geldern  betraut  sind,  sollen 
jedoch  thunlichst  mit  einheimischen  Staatsangehörigen  besetzt  werden. 

Sämmtliche  Beamte  sind  ohne  Unterschied  des  Ortes  ihrer  Anstellung 
bei  der  Bahn  riieksiehtlich  der  Disciplinarbehandlung,  nur  der  Anstellungs- 
behörde, im  Uebrigen  aber  den  Gesetzen  und  Behörden  des  Staates,  in  wel- 
chem sie  ihren  Wohnsitz  haben,  unterworfen. 

Artikel  XIlI. 

Die  Feststellung  und  Genehmigung  der  Fahrpläne  und  Tarife  bleibt 
derjenigen  Regierung  vorbehalten,  in  deren  Gebiet  die  betreffende  Eisenbahn- 
verwaltung ihren  Sitz  hat. 

Die  Tarifsätze  für  die  in  den  beiderseitigen  Gebieten  zu  bauenden,  von 
einer  und  derselben  Betriebsverwaltung  geleiteten  Bahnstrecken,  sollen  nach 
gleichen  Grundsätzen  festgestellt  werden. 

Beide  hohe  vertragschliessende  Theile  verprlHitcn  sich  ferner  dahin  zu 
wirken  und  darauf  zu  halten  : 

1.  Dass  die  auf  ihrem  Gebiete  belegenen  Strecken  der  im  Artikel  1 
unter  1  und  2  genannten  Eisenbahnen  mit  einer  für  den  Verkehr  genügenden 
Anzahl  von  Betriebsmitteln,  welche  den  im  Artikel  VI  vereinbarten  Voraus- 
setzungen entsprechen,  ausgerüstet  werden; 

2.  dass  auf  jeder  der  beiden  in  Frage  stehenden  Eisenbahnen  in  jeder 
Richtung  mindestens  zwei  durchgehende,  Personen  befördernde,  eine  mög- 
lichst bequeme  Reiseverbindung  mit  den  Anschlussbahnen  gewährende  Züge 
eingerichtet,  sowie  dass  die  sonstigen  Betriebsanordnungen  den  Verkehrs- 
interessen entsprechend  regulirt  werden; 

3.  dass  die  Beförderung  der  Personen  und  Güter  auf  den  genannten 
Bahnen  zu  möglichst  mässigen  Tarifsätzen,  die  Beförderung  von  Kohlen, 
Goaks,  Steinen,  Erzen,  Roheisen,  Dungsalz  und  sonstigen  Düngungsmitteln 
in  ganzen  Wagenladungen  und  auf  grössere  Entfernungen  thunlichst  zu  dem 
Satze  von  einem  Pfennige  oder  fünf  Zwölftel  Kreuzer  per  Centner  und  Meile 
nebst  einem  Expeditionszuschlage  von  höchstens  zwei  Thalern  preussisch 
oder  drei  Gulden  österreichisch  für  je  hundert  Centner  stattfindet; 
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4.  dass  der  Einführung  directer  Expeditionen  im  Personen-  und  Güter- 
verkehre, sobald  dieselben  im  Interesse  des  Verkehres  von  der  einen  oder 
anderen  der  beiden  hohen  Regierungen  als  wünschenswerth  bezeichnet 
werden,  seitens  der  betriebführenden  Verwaltungen  der  genannten  Eisen- 
bahnen, soweit  dieselben  betheiligt  sind,  nicht  widersprochen  wird. 

Artikel  XIV. 

Es  soll  sowohl  hinsichtlieh  der  Beförderungspreise,  als  der  Zeit  der 
Abfertigung  kein  Unterschied  zwischen  den  Bewohnern  beider  Reiche  ge- 
macht werden ,  namentlich  sollen  die  aus  dem  Gebiete  des  einen  Reiches  in 
das  Gebiet  des  anderen  Reiches  übergehenden  Transporte  weder  in  Be- 
ziehung auf  die  Abfertigung,  noch  rücksichtlich  der  Beförderungspreise  un- 
günstiger behandelt  werden,  als  die  aus  dem  betreffenden  Reiche  abgehenden 
oder  dariu  verbleibenden  Transporte. 

Artikel  XV. 

Die  Bahnpolizei  wird  unter  Aufsicht  der  dazu  in  jedem  der  beiden 
Keicli9gebiete  competenten  Behörden  in  Gemässheit  der  für  jedes  Gebiet 
geltenden  Vorschriften  und  Grundsätze  zunächst  durch  die  Beamten  der 
Eisenbahnverwraltung  gehandhabt  werden. 

Artikel  XVI. 

Der  Betriebswechsel  soll: 

1.  auf  der  Jägerndorf-Leobschützer  Bahn  in  der  Station  Jägerndorf, 

2.  auf  der  Xeisse-Olbersdorfer  Bahn  in  der  Station  Ziegenhals  statt- 
finden. 

Jede  der  beiden  hohen  Regierungen  wird  der  von  ihr  concessionirten, 
respective  zu  concessionirenden  Unternehmung  die  Verpflichtung  auferlegen, 
den  Betrieb  auf  der  Strecke  von  der  beiderseitigen  Gränze  bis  zur  Wechsel- 
station Jägerndorf,  beziehungsweise  Ziegenhals,  an  diejenige  Unternehmung 
zu  überlassen,  welcher  die  Ausführung  des  Baues  und  Betriebes  der  an- 
schliessenden Strecke  innerhalb  des  benachbarten  Staatsgebietes  übertragen 
worden  ist. 

Die  Einrichtungen  des  Baues  und  Betriebes,  die  Construction  des  Ober- 
baues der  Bahn  und  die  Signaleinrichtungen  von  der  beiderseitigen  Gränze 
bis  zu  den  Bahnhöfen  zu  Jägerndorf  und  Ziegenhals  sollen  alsdann  mit  den- 
jenigen Einrichtungen,  welche  in  diesen  Beziehungen  für  die  auf  dem  be- 
nachbarten Gebiete  belegene  Strecke  dieser  Bahnen  genehmigt  werden, 
übereinstimmen. 

Die  Anlage  und  die  Ausrüstung  der  Bahnhöfe  in  Jägerndorf  und  Ziegen- 
lials  selbst  erfolgt  nach  den  in  dem  betreffenden  Staatsgebiete  geltenden 
Grundsätzen. 
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Artikel  XVII. 

Ueber  die  näheren  Bedingungen  der  im  zweiten  Absätze  de9  Artikels  XVI 
gedachten  Berriebsüberlassung  bleibt  eine  Verständigung  zwischen  den 
Eigentümern  der  betreffenden  Bahnstrecke  und  der  den  Betrieb  auf  der- 
selben übernehmenden  Verwaltung  vorbehalten,  doch  soll  die  den  Betrieb 
Ubernehmende  Verwaltung  durch  die  Concessionsbedingungen  oder  in  einer 
anderen  geeignet  erscheinenden  Weise  seitens  der  kaiserlich-königlich  öster- 
reichischen, beziehungsweise  der  königlich  preussischen  Regierung  jedenfalls 
bindend  verpflichtet  werden,  die  ordnungsmässige  Instandhaltung  der  ihr  in 
Betrieb  gegebenen  Strecke  nebst  allem  Zubehörigen,  einschliesslich  der  nach 
allgemeinen  preussischen  Verwaltungsgrundsätzen  erforderlich  werdenden 
Erneuerungen,  auf  eigene  Kosten  zu  Ubernehmen  und  den  EigenthUmern  das 
auf  die  betreffende  Strecke  verwendete  und  nachzuweisende  Anlagecapital 
mit  jährlich  fUnf  Percent  zu  verzinsen. 

Erweiterungen  der  ursprünglichen  Balmanlage,  welche  die  kaiserlich- 
königlich  österreichische,  beziehungsweise  königlich  preussische  Regierung 
im  Interesse  des  Verkehres  flir  geboten  erachten  möchte,  werden  auf  Kosten 
der  Eigentümer  der  betreffenden  Bahnstrecke  ausgeführt  werden,  doch  sollen 
die  nachzuweisenden  Kosten  solcher  Erweiterungen  dem  von  der  betrieb  - 
führenden  Verwaltung  zu  verzinsenden  Anlagecapitale  hinzutreten. 

Wegen  Mitbenützung  der  Bahnhöfe  und  Bahnhofsanlagen  in  Jägerndorf, 
beziehungsweise  Ziegenhals,  und  wegen  der  den  Eigentümern  dafür  zu 
leistenden  besonderen  Entschädigung  haben  die  beiderseitigen  Bahnverwal- 
tungen, unter  Vorbehalt  der  Genehmigung  ihrer  respectiven  Regierungen, 
gleichfalls  ein  Abkommen  mit  einander  zu  treffen. 

Beim  Mangel  eines  Einverständnisses  haben  sich  die  Bahnverwaltungen 
den  nach  vorgängiger  Verständigung  gemeinschaftlich  zu  treffenden  Anord- 
nungen der  beiden  hohen  Regierungen  zu  fügen. 

Artikel  XVIII. 

Auf  den  im  Artikel  XVI  bezeichneten  beiden  Stationen  wird  zur  Errei- 
chung des  im  Artikel  8  des  Handels-  und  Zollvertrages  zwischen  Oesterreich- 
Ungarn  und  Preussen,  im  Namen  des  norddeutschen  Bundes,  dann  der  zu 
diesem  Bunde  nicht  gehörenden  Mitglieder  des  deutschen  Zoll-  und  Handels- 
vereines vom  9.  März  1868  bezeichneten  Zweckes  von  beiden  Seiten  je  Ein 
Gränzzollamt  gelegt  und  beziehungsweise  zusammengelegt  werden. 

Diesen  Gränzzollämtern  zu  Jägerndorf  und  Ziegenhals  sind  beiderseits 
die  den  Verkehrsverhältnissen  entsprechenden  Abfertigungsbefugnisse  einzu- 
räumen, und  erklären  sich  die  vertragschliessenden  Theile  bereit,  diese  Be- 
fugnisse zu  erweitern,  sobald  die  Ausdehnung  des  Verkehres  diess  erfordern 
sollte. 
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Artikel  XIX. 

In  Betreff  der  durch  beiderseitige  Commissarien  seinerzeit  noch  näher 
zu  verabredenden  Förmlichkeiten  der  zollamtlichen  Revision  und  Abfertigung 
des  Passagiergepäckes  und  der  ein-  und  ausgehenden  Güter,  sowie  der 
Passrevision,  ertheilcn  beide  Regierungen  sich  die  Zusicherung,  dass  die  im 
Artikel  I  erwähnten  Eisenbahuen  nicht  minder  gUnstig,  als  irgend  eine  andere 
in  das  Ausland  Ubergehende  Eisenbahnroute  behandelt  werden  sollen,  und 
dass  im  Interesse  der  Förderung  des  Verkehres  dabei  jede,  nach  den  in 
beiden  Reichen  bestehenden  Gesetzen  zulässige  Erleichterung  und  Verein- 
fachung eintreten  soll. 

Artikel  XX. 

Die  wegen  der  Handhabung  der  Pass  -  und  Fremdenpolizei  bei  Reisen 
mittelst  der  Eisenbahn  unter  beiden  Regierungen  schon  bestehenden  oder 
noch  zu  verabredenden  Bestimmungen  sollen  auch  auf  die  in  Rede  stehenden 
Eisenbahnverbindungen  Anwendung  finden. 

L'eber  die  den  königlich  preussischen ,  beziehungsweise  den  kaiserlich- 
königlich österreichischen  Polizeibeamten,  welche  auf  den  Bahnhöfen  in 
Jägerndorf,  beziehungsweise  Ziegenhals,  stationirt  werden  möchten,  beizu- 
legenden Amtsbefugnisse  bleibt  eine  besondere  Verständigung  unter  den 
beiden  hohen  Regierungen  vorbehalten. 

Die  diessfällige  Verhandlung  soll  mindestens  drei  Monate  vor  Inbetrieb- 
setzung der  betreffenden  Eisenbahn  eröffnet  und  vor  der  Eröffnung  des 
Betriebes  thunlichst  vollständig  zum  Abschlüsse  gebracht  werden. 

Artikel  XXI. 

Die  Regulirung  des  Post-  und  Telegraphenbetriebes  auf  den  im  Artikel  l 
genannten  Eisenbahnen  bleibt  der  besonderen  Verständigung  zwischen  den 
beiderseitigen  Post-  und  Telegraphen  Verwaltungen  vorbehalten. 

Bei  der  Regulirung  des  Postbetriebes  wird  davon  ausgegangen  werden, 
dass  der  Betriebswechsel  an  denselben  Puncten  stattfinden  soll,  welche  nach 
Artikel  XVI  für  den  Eisenbahnbetriebswechsel  und  nach  Artikel  XVIII  für 
die  Zollabfertigung  in  Aussicht  genommen  sind,  und  dass  die  Kosten  für  die 
Beförderung  der  Postsendungen,  vorbehaltlich  etwaiger  abweichender  Ver- 
ständigung bei  den  8pecialverhandlungen,  von  eiuer  jeden  der  beiderseitigen 
Postverwaltungen  innerhalb  der  Gränzen  ihres  Gebietes  getragen  werden. 

Artikel  XXII. 

Es  werden  die  königlich  preussische  Regierung  den  von  einer  öster- 
reichischen Unternehmung  auf  preussischem  Gebiete  geleiteten  Betrieb,  und 
die  kaiserlich-königlich  österreichische  Regierung  den  von  einem  preussischen 
Unternehmer  auf  österreichischem  Gebiete  geleiteten  Betrieb  der  den  Gegcn- 


Digitized  by  Google 


252 


Nachträge  mm  besonderen  Theile: 


stand  dieses  Vertrages  bildenden  Eisenbahnen  mit  keinen  anderen  oder 
höheren  Abgaben  belegen,  als  solchen,  welche  in  ihren  respectiven  Gebieten 
den  Bahnbetrieb  ausländischer  Eisenbahn-Actiengesellschaften  im  Allgemeinen 
treffen. 

Artikel  XXIII. 

Sollte  in  der  Folge  irgend  eine  Aenderung  in  den  Eigenthumsverhält- 
uissen  der  den  Gegenstand  dieses  Vertrages  bildenden  Eisenbahnstrecken 
eintreten,  so  werden  beide  hohe  Regierungen  sich  wegen  der  ununter- 
brochenen Fortführung  des  Betriebes  in  einer  dem  Verkehre  und  den  beider- 
seitigen Interessen  entsprechenden  Weise  rechtzeitig  verständigen. 

Artikel  XXIV. 

Gegenwärtiger  Vertrag  soll  beiderseitig  zur  Allerhöchsten  Genehmigung 
vorgelegt  und  die  Auswechslung  der  darüber  auszufertigenden  Ratifieations- 
urkunden  spätestens  binnen  vier  Wochen  in  Wien  bewirkt  werden. 

Zur  Beglaubigung  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  denselben  unter- 
zeichnet und  besiegelt. 

So  geschehen  Berlin,  den  21.  Mai  Eintausend  achthundert  zweiund- 
siebenzig. 

(L.  S.)  Carl  Ritter  von  Pisswald  m.  p. 
(L.  S.)  Ferdinand  Bachaczek  m.  p. 
(L.  S.)  Theodor  »Vishaupt  m.  p. 
(L.  8.)  Wilhelm  Jordan  m.  p. 
(L.  S.)  Emst  Hitiigratk  m.  p. 

So  haben  Wir  nach  Prüfung  sämmtlicher  Artikel  dieses  Vertrages  den- 
selben gutgeheissen  und  genehmigt,  und  versprechen  auch  mit  Unserem 
kaiserlichen  und  königlichen  Worte  für  Uns  und  Unsere  Nachfolger,  solchen 
seinem  ganzen  Inhalte  nach  getreu  zu  beobachten  und  beobachten  zu  lassen. 

Zu  dessen  Bestätigung  haben  Wir  gegenwärtige  Urkunde  eigenhändig 
unterzeichnet  und  selber  Unser  kaiserliches  und  königliches  Insiegel  bei- 
driieken  lassen. 

So  geschehen  zu  Wien  den  achtzehnten  Juni  im  Jahre  des  Heiles  Ein- 
tausend achthundert  zweiundsiebenzig.  Unserer  Reiche  im  vierundzwanzigsten. 

Franz  Joseph  ro.  p.       (L.  S.) 

Andrässy  m.  p. 

Auf  Allerhöchst  eigenen  Befehl  Seiner  kaiscrl.  und  königl.  Apostolischen 
Majestät: 

Wilhelm  Freiherr  von  KonnuMinm  in.  p.. 

k.  un<l  k.  Sectiousrath. 
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Vorstehender  Staatsvertrag  wird  mit  der  Wirksamkeit  für  die  im  Reichs- 
rathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  kundgemacht. 

Wien,  am  20.  Juli  1872. 

Anersper*  in.  p.  Banlians  m.  p. 


Schlussprotokoll. 

Die  unterzeichneten  Bevollmächtigten  sind  heute  zusammengetreten, 
um  den  wegen  der  Herstellung  der  Eisenbahn -Verbindungen  Jägerndorf. 
Leobschütz  und  Olbersdorf-Neisse  vereinbarten  Vertrag  unterschriftlich  zu 
vollziehen. 

Bei  dieser  Gelegenheit  sind  noch  die  folgenden  Erklärungen  in  das 
gegenwärtige  Schlussprotokoll  aufgenommen  worden,  welches,  ohne  dass  es 
einer  besonderen  ausdrücklichen  Ratification  desselben  bedarf,  mit  dem  Ver- 
trage selbst  sobald  dieser  ratifieirt  sein  wird,  gleiche  Kraft  und  Giltigkeit 
haben  soll. 

Artikel  L 

Sollte  der  im  Artikel  IV  des  Vertrages  vorgesehene  Fall  eintreten, 
dass  die  königlich  prenssische  Regierung  für  den  Bau  und  Betrieb  der  prens- 
sischen  Strecke  der  Ziegenhals  -  Olbersdorfer  Bahn  einer  österreichischen 
Unternehmung  die  Concession  ertheilt,  so  wird  bei  der  Feststellung  dieser 
Concession  das  königlich  prenssische  Gesetz  vom  3.  November  1838.  sowie 
die  auf  das  Eisenbahnwesen  bezüglichen  im  Abschnitt  VII,  Artikel  41  bis  47 
der  Verfassung  des  deutschen  Reiches  vom  16.  April  1871  enthaltenen  Be- 
stimmungen und  der  gegenwärtige  Vertrag  zum  Anhalte  dienen,  und  es 
sollen  hierbei  keine  erschwerenderen  Bedingungen  gestellt  werden,  als  gegen- 
wärtig in  Preussen  Privat-Eisenbahnen  auferlegt  werden. 

Andererseits  wird  im  Falle  der  Concessionsertheilung  Mir  die  Öster- 
reichische Strecke  der  obigen  Bahn  an  eine  preussische  Unternehmung  das 
österreichische  Eisenbahn-Concessionsgesetz  vom  14.  September  1854  und 
der  gegenwärtige  Staatsvertrag  zur  Anwendung  kommen  und  es  sollen  hier- 
bei keine  erschwerenderen  Bedingungen  als  jene  gestellt  werden,  welche  die 
Concessions- Urkunde  der  mähriseh-schlesischen  Centraibahn  vom  21.  April 
1870  enthält,  in  welcher  Hinsicht  jedoch  die  im  §.15  dieser  Urkunde  ge- 
währten ansnahmsweisen  Begünstigungen  keine  Anwendung  finden  können. 

Artikel  II. 

Die  beiden  hohen  Regierungen  sind  darüber  einverstanden,  dass  die 
Kosten  besonderer,  für  den  Bahnbau  als  solchen  nicht  erforderlichen  An- 
lagen, welche  im  fortifieatorischen  Interesse  seitens  der  Territorial-Regierung 
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für  erforderlich  erachtet  werden  möchten,  den  Unternehmern  weder  in  Be- 
ziehung auf  den  Ausbau  der  preussischen  Strecke  der  Ziegenhals-Olbers- 
dorfer  Bahn,  noch  in  Beziehung  auf  den  Ausbau  der  Österreichischen  8trecke 
der  Jägerndorf-Leobschützer  Bahn  zur  Last  gelegt  werden  sollen. 

Artikel  III. 

Es  ist  Einverständniss  vorhanden,  dass  bei  Festsetzung  des  nach  Ar- 
tikel XVII  im  Falle  der  Ueberlassung  des  Betriebes  bezüglich  einer  der  im 
Artikel  XVI  bezeichneten  Strecke  von  Seite  der  benutzenden  an  die  Eigen- 
thumsbahn mit  fünf  Procent  zu  verzinsenden,  auf  die  betreffende  Strecke 
verwendeten  und  nachznweisenden  Anlagecapitals  der  auf  dasselbe  entfallende 
Theil  der  Geldbeschafftmgskosten,  beziehungsweise  der  Coursverlust  ausge- 
schlossen sein  soll. 

Artikel  IV. 

Die  beiden  hohen  Regierungen  werden  jede  in  ihrem  Gebiete  dafür 
Sorge  tragen ,  dass  auf  den  Stationen  .Tägerndorf  und  Ziegenhals  durch  die 
Unternehmer  der  betreffenden  Bahnstrecken  die  erforderlichen  Loealitäten 
für  die  Zwecke  des  k.  k.  österreichischen  beziehungsweise  königlich  preussi- 
schen Zoll-,  Polizei-,  Post-  und  Staatstelegraphendienstes  nach  Massgabe  des 
Ergebnisses  der  vorbehaltenen  Special  -  Verhandlungen  zwischen  den  be- 
treffenden Verwaltungszweigen  beider  Staaten  hergestellt  werden. 

Diese  Loealitäten  werden  in  Ziegenhals  der  k.  k.  österreichischen,  in 
Jägerndorf  der  königlich  preussischen  Regierung  tiberwiesen  werden.  Die  als 
nothwendig  anerkannten  Amts-  und  Revisions-Localitälen  werden  den  beider- 
seitigen Zollämtern  zur  unentgeltlichen  Benutzung  eingeräumt  werden. 

Insoweit  die  Notwendigkeit  obwaltet,  für  einzelne  der  im  beiderseitigen 
Zolldienste  Angestellten  jeder  Art  Wohnungen  oder  Unterkunftsräurae  auf 
den  betreffenden  Bahnhöfen  selbst  zu  beschaffen ,  werden  die  betreffenden 
Eisenbahn  -Verwaltungen  verpflichtet  werden,  diese  Wohnungen  oder  Unter- 
kunftsräume herzustellen  und  gegen  eine  nach  gleichmässigen  Grundsätzen 
zu  bemessende  Miethsentschädigung  zu  überlassen. 

Wegen  Unterhaltung,  Reinigung,  Erleuchtung  und  Heizung  der  Post- 
und  Telegraphenlocale,  sowie  wegen  der  dafür  von  der  k.  k.  österreichischen 
Regierung  dem  preussischen,  beziehungsweise  von  der  königlich  preussischen 
Regierung  dem  österreichischen  Unternehmer  zu  gewährenden  Miethsent- 
schädigung sollen  die  in  dem  Abschnitte  II  §§.  14  bis  23  des  Reglements 
vom  1.  Jänner  iSQS  über  die  Verhältnisse  der  Post  zu  den  Staatseisenbahnen 
enthaltenen  Bestimmungen  Auwendung  finden. 

Bezüglich  der  Ausstattung,  Erwärmung  und  Erleuchtung  der  lediglich 
zu  Zwecken  der  Zollverwaltung  dienenden  Räume  finden  die  Vorschriften  im 
§.  5  des  zollvereinsländischen  Regulativs  Uber  die  zollamtliche  Behandlung 
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des  Güter-  und  Effeeten-Transports  auf  den  Eisenhahnen  gleichmäßige  An- 
wendung. 

Artikel  V. 

Die  beiden  hohen  Regierungen  werden  ferner  das  Zustandekommen  einer 
Bahnverbindung  zwischen  Freiwaldau  und  Ziegenhals  nach  Thunlichkeit  be- 
günstigen, die  Einmündung  dieser  Seitenverbindung  in  die  Station  Ziegenhals 
nach  Massgabe  weiterer  technischer  Erhebungen  und  auf  Grund  einer  im 
.Sinne  des  Artikels  VI  des  Vertrages  durchzuführenden  Verhandlung  gestatten, 
und  die  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  dieser  Abzweigung  jenem  Unter- 
nehmer ertheilen,  welcher  in  Folge  des  gegenwärtigen  Vertrages  die  Aus- 
führung, beziehungsweise  den  Betrieb  der  anschliessenden  Hauptbahnstrecke 
zu  besorgen  haben  wird. 

Die  mit  dem  vereinbarten  Entwürfe  Ubereinstimmend  befundenen  zwei 
Ausfertigungen  des  Vertrages  und  des  gegenwärtigen  Schlussprotokolles  sind 
hierauf  von  den  beiderseitigen  Bevollmächtigten  unterzeichnet  und  unter- 
siegelt worden,  und  es  haben  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten  je  eine 
Ausfertigung  des  Vertrages  und  des  Schlussprotokolles  entgegengenommen. 

So  geschehen  Berlin,  am  21.  Mai  1872. 

(L.  S.)  Posswald  ra.  p. 

(L.  S.)  Bnchaciek  m.  p. 

(L.  S.)  Welshnopt  m.  p. 

L.  S.)  Jordan  m.  p. 

(L.  S.)  Hitsigrath  m.  p. 
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Constitutiv-Urkunden  der  Eisenbahn-Unternehmungen. 


Digitized  by  Google 


Nachtrüge  zur  o.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  und  mahr.-schlea.  Nordhahu. 

i 


259 


A.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  und  mährisch-schlesische 

Uordbahn. 


1. 

Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  21.  August  1871, 

Z.  H098-3432, 

an  die  Direction  der  a.  pr.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn, 

betreffend  den  rücksichtlich  der  Strecke  Jedlesee-Stockerau  geschlossenen  Verkaufsvertrag. 

Dem  mit  der  Eingabe  vom  1.  Juli  1871,  Z.  2121—8  vorgelegten,  be- 
züglich der  Strecke  Jedlesee-Stockerau  der  Stockerauer  Flügelbahn 
zwischen  der  Actiengesellschaft  der  a.  pr.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  als 
Verkäuferin  und  der  Actiengesellschaft  der  k.  k.  pr.  Oesterr.  Nordwestbahn 
als  Käuferin  am  1.  Juli  1871  geschlossenen  Kaufs-  und  Verkaufsvertrage 
wird  hiemit  die  Genehmigung  ertheilt.  Im  Sinne  des  Absatzes  12  dieses 
Vertrages  und  in  Durchführung  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1871,  R.  G.  Bl. 
Nr.  55,  verzichtet  die  Staatsverwaltung  bezüglich  der  Strecke  Jedlesee- 
Stockerau  auf  das  dem  Staatsschatze  zufolge  des  Privilegiums  für  die 
Floridsdorf- Stockerauer  Flügelbahn  dtto  28.  März  1840  zustehende  Heim- 
fallsrecht und  erklärt,  aus  dem  Titel  desselben  keinen  Anspruch  auf  den  der 
ausschliesslich  privilegirten  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  aus  dem  Verkaufe 
der  erwähnten  Eisenbahnstrecke  erwachsenen  Kaufschilling  von  einer 
Million  Golden  zu  erheben,  jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  dieser 
Kaufschilling  innerhalb  desTermines  von  fünf  Jahren,  gerechnet  vom  11.  Juni 
1871,  von  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  zur  Herstellung  einer  neuen,  an 
dieselbe  anschliessenden  Eisenbahnlinie  verwendet  wird. 

Die  Staatsverwaltung  gesteht  zu ,  dass  die  Strecke  J  e  d  1  e  s  e  e- 
Stockerau  in  die  Oesterr.  Nordwestbahn  als  integrirender  Theil  der  Eisen- 
bahnstreckc  Wien-Znaim  einbezogen  werde  und  dass  demnach  alle  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868,  R.  G.  Bl.Nr.  56  und  beziehungsweise 
der  Concessions-Urkunde  vom  8.  September  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  143,  wie 
insbesondere  auch  die  dieser  Unternehmung  gewährten  Steuer-  und  Gebühren- 
befreiungen auf  die  genannte  Theilstrecke  volle  Anwendung  finden. 

Wien,  am  21.  August  1871. 

SehüfflY  m.  p. 

Vgl.  Anmerkung  zum  Concessionserlasse   vom  12.  April   1840  für  die  Flügelbahn  von 
Floridsdorf  nach  Stockfrau,  III.  Bd.,  Nachtrag,  a.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn,  1. 
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Coneession  zum  Baue  von  Yerbindungsgeleisen 
zu  den  Werkstittenanlagen  nächst  Floridsdorf. 

Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  niederösterr.  Statthalterei  vom  22.  Mai  1872. 
Z.  15179  wurde  der  a.  pr.  Kaiser  Ferdinaiids-Nordbahn  über  Ermächtigung 
des  k.  k.  Haudelsministers  vom  21.  April  1872,  Z.  6400—1506  die  Bewil 
ligungzum  Baue  von  Geleiseverbindungen  zwischen  der  Flügelbahn  Florids- 
dorf -J edle see  und  der  nächst  F  loridsdorf  befindlichen  Locomotiv 
Reparaturs- Werkstätte  ertheilt. 
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K.  K.  priv.  österr.  Staatseisenbahn-ftesellschaft. 


1. 

Oesetz  Tom  28.  Juli  18?  1,  R.  G.  Bl.  Nr.  89.  u.  C  Bl.  Nr,  66, 

tietrefl'end  das  (Hereinkommen  zwischen  dem  k.  k.  österreichischen  und  dem  knn.  ungarischen 
Finanzministerium  in  Betreff' der  Theilunij  der  Steuer  von  Unternehmungen,  welche  ihren 
(ieschäftsbetrieb  auf  beide  Staatsgebiete  ausdehnen. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  verordne  Ich,  wie  folgt: 
Es  wird  das  vom  Finanzminister  für  die  im  Reichsrathe  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  mit  dem  Finanzminister  für  die  Länder  der  ungari- 
schen Krone,  vorbehaltlich  der  Ratification  der  gesetzgebenden  Factorcn, 
abgeschlossene  Übereinkommen  ddo.  °ffn'      December  18b.)  üJ)er  xhei- 

Wien,  I.  Jänner  1870 

Long  der  Steuer  von  jenen  Unternehmungen,  welche  ihren  Hauptsitz  entweder 
im  ungarischen  oder  im  Österreichischen  Staatsgebiete  haben,  ihren  Betrieb 
über  auch  auf  das  andere  Staatsgebiet  ausdehnen ,  vollinhaltlich  genehmigt. 

Ischl,  am  28.  Juli  1871. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Hohenwart  m.  p.  Holigettan  m.  p. 

Ueberelnkomnien. 

Vorbehaltlich  der  Ratification  durch  die  gesetzgebenden  Factoren  wird 
liiemit  Folgendes  festgesetzt: 

I. 

In  Betreff  der  priv.  österreichischen  Staatseisenbahn-Gesellschaft. 

Der  Betrieb  der  priv.  österreichischen  Staatseisenbahu-Gesellschaft  wird 
auf  drei  Linien,  und  zwar : 

n)  der  nördlichen, 

/; )  der  südöstlichen,  und 

c )  auf  der  Wien-Neu-Szönyer  Linie 
ausgeübt. 
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Als  Massstab,  nach  welchem  der  Reinertrag  für  jede  dieser  drei  Linien 
zum  Behufe  der  Besteuerung,  beziehungsweise  der  Theilung  der  Steuer  zu 
vertheilcn  ist,  wird  das  aus  dem  Betriebe  der  einzelnen  Linien  erzielte  Brutto- 
erträgniss  angenommen. 

Die  Steuer  für  die  ganz  auf  österreichischem  Staatsgebiete  laufende 
nördliche  Linie  fällt  der  österreichischen  Finanzverwaltung,  jene  für  die  süd 
östliche  Linie  der  kön.  ungarischen  Finanzverwaltung  zu.  Nachdem  jedoch 
von  dieser  südöstlichen  Linie  ein  Theil  in  der  Länge  von  1.190  Klaftern 
(von  der  Marchbrücke  bis  zur  Station  Marchegg)  auf  österreichischem  Gebiete 
läuft,  so  wird  die  kön.  ungarische  Finanzverwaltung  den  nach  Verhältniss 
der  Länge  dieser  Strecke  zur  Gesammtlänge  der  südöstlichen  Linie  entfallen- 
den Antheil  der  österreichischen  Finanzverwaltung  vergüten. 

Die  Steuer  von  der  gemeinsamen  Wien-Neu-Szönyer  Linie  ist  zwischen 
beiden  Finanzverwaltungen  nach  dem  Verhältnisse  der  Meilenlänge  der  aut 
beiderseitigem  Gebiete  gelegenen  Strecken  zu  theilen,  wobei  jedoch  mit 
Rücksicht  auf  den  grösseren  Verkehr  in  der  Nähe  Wiens  die  erste  Meile  bei 
Wien  für  zwei  zu  zählen  ist,  wornach  von  der  auf  das  Erträgniss  der  Wien- 
Neu-Szönyer  Linie  entfallenden  Steuer  y22  der  österreichischen  und  >y23  der 
ungarischen  Finanzverwaltung  zuzufallen  haben. 

Zu  obigem  Behufe  hat  die  priv.  österreichische  Staatseisenbahn-Gesell- 
schalt  nebst  dem  steuerbaren  Rcincrträgnissc  der  Gesamratunternohmung  das 
Bruttoerträgniss  jeder  einzelnen  Linie  mit  ihrer  Meilenlänge  getrennt  nach- 
zuweisen. 

• 

II. 

Bezüglich  der  Creditinstitute  und  Assecuranzgesellschaften. 

Bezüglich  der  hieher  gehörigen  Institute  und  Gesellschaften ,  welche  in 
einem  der  beiden  Staatsgebiete  bestehen  und  ausser  ihrem  statutenmässigen 
Stammsitze  Filialen  oder  Zweiganstalteu  in  dem  anderen  Staatsgebiete  haben, 
wird  als  Grundsatz  aufgestellt,  dass  die  in  einem  anderen  Staatsgebiet«- 
bestehenden  Filialen  oder  Zweiganstalten  nicht  vereint  mit  der  Hauptunter- 
nehmung, sondern  abgesondert  zu  besteuern  sind. 

Demgemäss  wird  das  rebereinkommen  getroffen,  dass  zum  Behufe  der 
Steuertheilung  das  Nettoerti  ägniss  der  Filialen  im  anderen  Staatsgebiet«- 
erhoben  und  im  Standorte  der  Filialen  der  Besteuerung  unterzogen  wird. 
Insoferne  aber  bei  der  zum  Behufe  der  Erhebung  des  Nettoerträgnisses  der 
Filialen  vorzunehmenden  Theilung  der  Auslagen  für  die  Filialen  und  die 
Muttcranstalt  solche  Auslagen  vorkommen ,  welche  für  die  Filialen  und  die 
Mutteranstalt  geraeinsam  gemacht  und  speciell  für  jede  derselben  nicht  nach- 
gewiesen werden  können,  sind  diese  Auslagen  im  Verhältnisse  der  Brutto 
einnahmen  zu  theilen.  In  jenen  Fällen  aber,  wo  die  Feststellung  der  Netto 
erträgnisse  der  Filialen  oder  Zweiganstaltcn  besondere  Schwierigkeiten  dar- 
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bieten  würde,  ist  das  gesammtc  Nettoerträgniss  der  Unternehmung  zumBehufe 
der  Besteuerung  in  demselben  Verhältnisse  zu  t heilen,  in  welchem  das 
besonders  nachzuweisende  Bruttoerträgniss  der  Filialen  zu  dem  Bruttoerträg- 
nisse der  Hauptunternehmung  selbst  steht. 


Bezüglich  der  Fabriken  und  fabriksartigen  Unternehmungen. 

Iu  Betreff  dieser  in  einem  der  beiden  Staatsgebiete  betriebenen  Unter-  ' 
nehmungen,  welche  Niederlagen  ihrer  eigenen  Fabrikserzeugnisse  in  dem 
anderen  Staatsgebiete  halten  ,  hat  eine  besondere  Besteuerung  der  Nieder- 
lagen in  jenem  Staatsgebiete  einzutreten,  wo  sich  die  bezügliche  Niederlage 
befindet. 

Diese  Besteuerung  hat  nach  den  in  dem  bezüglichen  Staatsgebiete 
bestehenden  BesteucrungsgrundsUtzen,  und  zwar  nach  demselben  Verhältnisse 
stattzufinden,  welches  für  die  gleiche  Erzeugnisse  verschleissenden  steuer- 
pflichtigen Parteien  im  eigenen  Staatsgebiete  zur  Anwendung  gelangt. 

IV. 

Competenz  zur  Ermittlung  der  steuerbaren  Reinerträgnisse. 

Die  Ermittlung  und  Feststellung  der  steuerbaren  Reinerträgnisse  der 
fraglichen  Unternehmungen  zum  Behufc  der  Besteuerung,  beziehungsweise 
Theilung  der  Steuer,  wird  von  den  Steuerbehörden  desjenigen  Staatsgebietes 
vorgenommen,  in  welchem  die  Unternehmung  ihren  Sitz  hat.  Die  Operate 
dieser  Ermittlung  werden  sich  die  beiden  Finanzministerien  gegenseitig  mit- 
theilen. 

V. 

Bemessung  der  Steuer. 

Die  Bemessung  der  Steuer  sammt  allen  Staats- ,  Landes-  und  anderen 
Zuschlägen  hat  auf  Grund  der  ermittelten  Reinerträgniss-Tangenten  von  den 
Steuerbehörden  jedes  der  beiden  Staatsgebiete  selbständig  zu  geschehen. 

VI. 

Einhebung  der  Steuer. 

Die  Einhebung  der  so  bemessenen  Steuer  sammt  Zuschlägen  kann  Uber 
Verlangen  der  betreffenden  Regierung  durch  die  Steuerbehörden  desjenigen 
Staatsgebietes,  in  welchem  die  Unternehmung  ihren  Sitz  hat,  auch  für  das 
andere  Staatsgebiet  geschehen,  und  wird  in  diesem  Falle  demselben  im  Conto 
vorteilte  zu  Gute  geschrieben. 
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VII. 

Diese  Grundsätze  haben  noch  vor  deren  Annahme  im  Gesetzgebung»  - 
wege  provisorisch,  und  zwar  bezüglich  der  priv.  Österreichischen  Staatseisen- 
bahn-Gesellschaft und  der  Creditinstitute  und  Assecuranzgesellschaften  vom 
1.  Jänner  1868,  bezüglich  der  Fabriken  und  fabriksartigen  Unternehmungen 
aber  vom  1.  Jänner  1869  zur  Anwendung  zu  kommen. 

Für  dm  k.  k.  Finanzministerium:  Für  da«  kön.  ungar.  Finanzministerium: 

Wien,  am  7.  Jänner  1870.  Ofen,  am  18.  December  1869. 

Brestl  m.  p.  Lonvay  m.  p. 


2. 

Protokoll  vom  25.  Juli  1872, 

aufgenommen  im  k.  k.  JlandelsmiDisterium,betreflen<l  die  Feststellung  der  Concessionsbcdingungen 
für  die  Locomotivelsenbahn  von  Chotzen  nach  Braunau,  mit  Anschlüssen  gegen  Neurode  und 
Waldenburg  und  einer  Zweigbahn  von  Nachod  nach  Skalitz. 

Gegenwärtig  die  Gefertigten. 

Nachdem  das  Consortium  des  Fürsten  Colloredo  von  seiner  Bewer- 
bung um  Erlangung  der  Concession  für  eine  Locomotiveiscnbahn  von  Chotzen 
I  beziehungsweise  Wildenschwert,  nach  Braunau  mit  Anschlüssen  gegen  Neu- 
rode und  Waldenburg  und  einer  Zweigbahn  von  Nachod  nach  Skalitz  (even- 
tuell von  Opocno  nach  Josefstadt)  zurückgetreten  ist,  und  der  Verwaltungs- 
rath der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahn-Gesellschaft  sich  bereit 
erklärt  hat,  die  diesfällige  Concession  unter  näher  zu  verabredenden  Bedin- 
gungen zu  erwerben  und  die  betreffenden  Linien  herzustellen,  wird  zur  Erör- 
terung der  einzelnen  hiebet  in  Frage  kommenden  Momente  geschritten ,  wie 
folgt: 

A.  TracefUhrung  und  Bau. 

I.  Im  Allgemeinen. 

Ueber  die  bei  der  technisch-militärischen  Revision  kundgegebenen 
Anforderungen  erklären  die  Vertreter  der  österreichischen  Staatsbahn ,  das? 
es  nach  den  gemachten  Studien  unmöglich  erscheine  ,  die  Variante  Opoeno- 
Wildenschwert  noch  weiter  in  Betracht  zu  ziehen,  da  sich  —  abgesehen  von 
den  bedeutenden  Bauschwierigkeiten  auf  dieser  Strecke  und  den  um  effective 
2«  4  Millionen  Gulden  höheren  Kosten  dieser  Variante  —  der  Bahnhofanlage 
in  Wildenschwert  fast  unüberwindliche  Hindernisse  in  den  Weg  stellen. 

Die  Vertreter  der  österreichischen  Staatsbahn  geben  ferner  der  Zweig- 
bahn Nachod-Skalitz  oder  von  Neustadt  nach  Skalitz  vor  der  Variante  Neu- 
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Stadt- Josefstadt,  für  welche  sich  übrigens  Keiner  der  Betheiligten  bei  der 
R  evisionscommission  ausgesprochen  hat,  den  Vorzug  und  erklären,  auf  den 
ihnen  bekannt  gegebenen  Wunsch  des  Reichskriegs-Ministerinms  nach  einer 
Linie  Opoßno- Josefstadt  nicht  eingehen  zu  können.  Sie  weisen  überdiess 
darauf  hin,  dass  es  sich  bei  Anlage  dieser  Zweigbahn  für  die  Staatsbahn 
vornehmlich  um  den  Verkehr  in  der  Richtung  gegen  Trautenau  und  nicht 
um  den  gegen  Prag  handle. 

Bezüglich  •  r  Anlage  des  mit  der  siidnorddeutschen  Verbindungsbahn 
parallel  laufende  Geleises  von  Visokov  bis  Skalitz  (circa  2.100°)  wird 
österreichische  St  tsbahn-Gesellschaft  verpflichtet  sein,  eine  Vereinbarung 
mit  dem  Verwalti  rsrathe  der  südnorddeutschen  Verbindungsbahn  anzu- 
streben, und  sich,  iails  eine  solche  nicht  zu  Stande  käme,  der  Entscheidung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  zu  unterwerfen. 

II.  Besondere  Bestimmungen. 

1.  Die  österreichische  Staatseisenbahn-Gesellschaft  übernimmt  die  Ver- 
pflichtung, die  Maximalsteigung  auf  der  Hauptlinie  zwischen  Chotzen  und 
Tyni8t  auf  1  :  150,  zwischen  Tynist  und  Opocno  auf  1  :  100,  zwischen 
Opocno  und  Neusorge  auf  1 :  70,  zwischen  Neusorge  und  Ottendorf  auf  1 : 100 
und  auf  dem  Flügel  Nachod  —  eventuell  Neustadt-Skalitz  auf  1  :  70  zu 
bringen. 

2.  Die  bei  Tynist  projectirte  Kreuzung  der  österreichischen  Nordwest- 
bahn wird  keinesfalls  im  Niveau  der  currenten  Bahn  geschehen.  Die  öster- 
reichische Staatsbahn-Gescilschaft  verpflichtet  sich,  die  Vereinigung  ihres 
Bahnhofes  in  Tynist  mit  dem  bestehenden  der  Österreichischen  Nordwestbahn 
mindestens  bezüglich  des  Personenverkehres  anzustreben,  und  in  dieser 
Beziehung  ein  Uebereinkommen  abzuschliessen  und  dem  Handelsministerium 
vorzulegen. 

Sollte  sieh  die  Mitbenutzung  des  Bahnhofes  als  unmöglich  herausstellen, 
so  ist  die  österreichische  Nordwestbahn  jedenfalls  mittelst  eines  Objectes  zu 
überschreiten  und  eine  Verbindungscurve  in  der  Richtung  Chotzen-Tynist- 
Königgrätz  herzustellen. 

Die  Königgrätzer  Aerarialstrasse  darf  nicht  im  Niveau  Uberschritten 
werden. 

Nach  dem  Commissionsantrage  ist  die  Trace  zwischen  Cerma  und  Tynist 
entsprechend  zu  modificiren,  um  die  Uebersetzung  der  Königgrätzer-Strasse 
und  die  eventuelle  der  österreichischen  Nordwestbahn  zu  ermöglichen. 

Die  projectirte  Uebersetzung  des  vereinigten  Adlerflusses  unterhalb 
der  8tadt  Tynist  erscheint  mit  Rücksicht  auf  die  Inundationsverhältnisse 
dieses  Flusses  nicht  entsprechend  und  ist  daher  angemessen  zu  modificiren. 

3.  Die  österreichische  Staatsbahngesellschaft  verpflichtet  sich,  die  der- 
malige Uebersetzung  der  Bezirksstrasse  zwischen  Hronow  und  der  Einlen- 
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kung  der  Bahn  in  das  Zdarkathal  durch  Objecto  zu  bewerkstelligen,  oder 
die  Strasse  umzulegen,  falls  sich  eine  zu  tracirende  Variante  von  Ilronow 
durch  das  westliche  Thal  auf  Starkstadt  und  von  da  weiter  über  Matha  bis 
Mohren  nicht  als  zweckmässiger  herausstellen  sollte.  Bei  Festhaltung  der 
projectirten  Linie  durch  das  Zdarkathal  ist  bei  der  Ausarbeitung  des  Detail- 
projectes  auf  die  thunlichste  Näherrückung  der  Station  Hrouow  gegen  Pölitz 
Bedacht  zu  nehmen. 

Der  Concessionär  wird  ferner  darauf  Bedacht  nehmen,  dass  sämmtliche 
Station splätze  möglichst  horizontal  gelegt  werden,  und  dass  alle  wichtigeren 
Stationsplätze  wenigstens  eine  Länge  von  300°  von  Wechsel  zu  Wechsel 
erhalten. 

4.  Bei  Ausführung  der  Fitigelbahn  Nachod-,  eventuell  Neustadt- 
Skalitz  ist  die  Aerarialstrassc  bei  Visokov  mittelst  Objectes  zu  übersetzen. 

5.  Ueber  den  bei  der  technisch-militärischen  Revision  vorgebrachten 
Wunsch,  bezüglich  der  Herstellung  von  Zufahrtstrassen  zu  allen  Bahnhöfen 
erklärten  die  Vertreter  der  Österreichischen  Staatsbahn,  dass  letztere  bereit 
sei,  sich  diesfalls  allen  bestehenden  und  etwa  noch  zu  erlassenden  Gesetzen 
zu  unterwerfen,  dass  sie  aber  ein  weiteres  Zugeständniss  zu  machen  nicht  in 
der  Lage  sei. 

6.  Zur  Herstellung  von  Verladerampen  mit  Längen-  und  Stirnver- 
ladung, und  zwar  in  der  Station  Chotzcn  40°  und  in  den  Stationen 
Tynist  und  Neustadt  20  —  30°  lang,  ist  die  österreichische  Staatseisenbahn 
bereit. 

Dieselbe  verpflichtet  sich  femer,  die  Brücke  über  die  Mettau  bei  Nachod 
und  ein  entsprechendes  grösseres  Object  bei  Weckelsdorf,  sowie  endlich  die 
Objecte  auf  der  Linie  Neusorge-Ottendorf  mit  Sprengvorrichtungen  zu  ver- 
seilen. 

Ebenso  wird  dieselbe  den  weiteren  Anforderungen  des  k.undk.  Reichs- 
kriegs-Ministeriums:  die  Bezirksstrasse  Opocno- Josefstadt  nicht  im  Niveau 
zu  kreuzen  und  die  sämmtlichen  Brücken  auf  dem  Flügel  Neusorgc-Braunau- 
Ottendori  mit  Sprengvorrichtungen  zu  versehen,  nachkommen. 

7.  Bezüglich  der  von  dem  Regierungsvertreter  in  Anregung  gebrachten 
Frage  der  Herstellung  des  Tunnels  und  des  Unterbaues  sämmtlicher  Brücken 
für  zwei  Geleise,  erklären  die  Vertreter  der  österreichischen  Staatsbahn,  dass 
bei  dem  jetzigen  Stande  der  Technik  eine  solche  Vorsicht  bei  den  Brücken 
nicht  nothwendig  erscheine ,  da  man  später  ebenso  schnell ,  wie  das  zweite 
Geleise  der  currenten  Bahn,  auch  die  Brücken  für  das  zweite  Geleise  herzu- 
stellen in  der  Lage  sei. 

Indem  sie  daher  um  Enthebung  von  der  Verpflichtung  der  sofortigen 
Herstellung  der  Brücken  für  zwei  Geleise  bitten ,  erklären  sie  sich  zugleich 
brreit,  die  Tunnels  sogleich  in  der  lichten  Weite  für  zwei  Geleise  herzu- 
stellen. 
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B.  Sonstige  Concessionsbedingungen. 

Der  beiliegende  Entwurf  einer  Concessions-Urkunde  enthält  die  Bedin- 
gungen, unter  welchen  die  österreichische  Staatseisenbahn-Gesellschaft  bereit 
und  in  der  Lage  wäre ,  die  in  Frage  stehende  Concession  durchzuführen. 

Hiebei  wird  noch  bemerkt,  dass  die  Gesellschaft  eine  allenfalls  geforderte 
Caution  in  jener  Höhe  erlegen  wird ,  welche  von  Seiner  Excellenz  dem  Herrn 
Handelsminister  bestimmt  werden  wird. 

Ueber  Aufforderung  des  Regierungsvertreters,  bei  Zügen  von  geringerer 
Geschwindigkeit  —  etwa  2  Meilen  per  Stunde  —  ermässigte  Tarifsätze  in 
Vorschlag  zu  bringen,  erklären  die  Vertreter  der  österreichischen  Staatsbahn, 
dass  sich  einer  solchen  Bestimmung  gewichtige  Gründe  entgegenstellen,  und 
dass  in  dieser  Beziehung  durch  die  eventuelle  Einführung  der  IV.  Wagenclasse 
factisch  ein  Auskunftsmittel  getroffen  sei. 

Geschlossen  und  gefertigt  am  obigen  Tage. 

Von  Seite  der  k.  k.  prir.  österreichischen  Staatseisen- 
bahn-Gesellschaft: 

Iressoa  m.  p. 
Engerth  m.  p. 


Von  Seite  des  k.  k.  Handelsministeriums : 

Carl  Ritter  ?.  Passwald  m.  p. 

Sectionsrath. 


3. 

Concessions-Urkunde  vom  14.  September  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  144 

und  C.  Bl.  Nr.  tM>, 

für  eine  Locomotiv-Eisenbahn  von  Chotzen  nach  Neusorge. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich, 
Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dalmatien,  Croatien. 
Slavonien,  Galizien,  Lodomerien  und  lllyrien;  Erzherzog  von  Oesterreich; 
Grossherzog  von  Krakau,  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  Steyer,  Kärnthen. 
Krain,  Bukowina,  Ober-  und  Nieder-Schlesien ;  Grossfürst  von  Siebenbürgen ; 
Markgraf  von  Mähren,*  gefürsteter  Graf  von  Habsburg  und  Tirol  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  österreichische  Staatseisenbahn-Gesellschaft 
die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomo- 
tiv-Eisenbahn  von  Chotzen  nach  Neu  sorge  mit  Anschlüssen  einerseits 
über  Braunau  gegen  N  e  u  r  o  d  e ,  andererseits  gegen  Wa  Idenburg  und 
einer  Zweigbahn  von  der  Strecke  Neustadt-Nachod  an  einen  geeigneten 
Punct  der  südnorddeutschen  Verbindungsbahn  gestellt  hat,  so  finden  Wir 
Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens,  der  ge- 
nannten Eisenbahngesellschaft  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahn- 
Concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238),  wie  folgt, 
zu  ertheilen: 
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§•  1. 

Wir  verleihen  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisen- 
bahn-Gesellschaft das  Recht  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Loco- 
motiv-Eisenbahn  von  Chotzen  nach  Neusorge  mit  Anschlüssen  einerseits 
über  Braunau  gegen  Neu  rode,  andererseits  gegen  Waldenburg  und 
einer  Zweigbahn  von  der  Strecke  Neustadt- Nach  od  an  einen  geeigneten 
Punct  der  südnorddeutschen  Verbindungsbahn. 

Rücksichtlich  der  Anschlüsse  dieser  Eisenbahnlinie  an  das  preussische 
Eisenbahnnetz  und  rücksichtlich  des  Betriebsdienstes  in  den  gemeinschaft- 
lichen Wechselstationen,  bleibt  die  Festsetzung  der  diessfälligen  Bestim- 
mungen dem  Abschlüsse  eines  Staatsvertrages  mit  der  königlich  preussischen 
Regierung  vorbehalten,  und  ist  die  Gesellschaft  verpflichtet,  sich  den  Be- 
stimmungen dieses  Staatsvertrages  und  den  daraus  für  sie  erwachsenden 
Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

§•  2. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der  Bahnen 
hat  nach  Massgabe  der  von  dem  Handelsministerium  genehmigten  Detail- 
Bauprojecte  stattzufinden. 

Vgl.  Protokoll  vom  25.  Juli  1872  (Dor.  2  dieser  Ergänzung). 

In  Bezug  auf  die  Verfassung  und  Vorlage  dieses  Projectes,  sowie  auf 
die  damit  zusammenhängenden  Amtshandlungen,  ist  die  Handelsministerial- 
Verordnung  vom  4.  Februar  1871  (R.  G.  Bl.  Nr.  8)  für  die  Gesellschaft 
rückhaltslos  bindend. 

Insbesondere  ist  sich  beim  Bau  auch  nach  den  von  dem  Handelsmini- 
sterium zu  stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden  allgemeinen 
Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen. 

Für  Aenderungen  in  den  Bauprojecten  bleibt  die  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  vorbehalten,  insoferne  solche  nach  Massgabe  des  Resultates 
der  technischen  Revision  und  der  nach  Vorschrift  des  §.  6  des  Eisenbahn- 
Concessionsgesetzes  vorzunehmenden  politischen  Begehung  der  Trace  im 
Interesse  des  öffentlichen  Verkehres  und  zur  Sicherstellung  des  Bestandes 
der  Bahn,  dann  zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  sich  als  er- 
forderlich darstellen  werden. 

Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  aus  bauökonomischen  oder  Betriebs- 
rücksichten eine  Abänderung  der  Bahntraeen  oder  der  Detailpläne  als  noth- 
wendig  oder  wünschenswerth  darstellen,  wodurch  jedoch  die  im  §.  1  be- 
stimmte Bahnrichtung  nicht  verändert  wird,  und  gegenüber  der  genehmigten 
Trace  im  Allgemeinen  eine  wesentliche  Verschlechterung  der  Niveau-  und 
der  Richtungsveihältnisse  nicht  stattfinden  darf,  so  muss  zu  einer  solchen 
Abänderung  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  eingeholt  werden. 

Der  Unterbau  des  Gesammt-Bahnnetzes  kann  auf  die  Anlage  Eines  Ge- 
leises beschränkt  werden,  doch  ist  bei  der  Grundeinlösung  entweder  sogleich 
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die  erforderliche  Grundfläche  für  ein  zweites  Geleise  zu  erwerben  oder  we- 
nigstens diese  Erwerbung  auf  den  Fall  des  Bedarfes  sicherzustellen. 

Die  Tunnels  sind  jedoch  gleich  bei  ihrer  ersten  Anlage  in  der  lichten 
Weite  flir  zwei  Geleise  herzustellen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  grundbücherliehe  Abschreibung  der 
flir  den  Bahnbau  erworbenen  Grundparzellcn,  insoweit  es  an  ihr  gelegen  ist. 
thunlichst  zu  beschleunigen,  sowie  daflir  Sorge  zu  tragen,  dass  die  der 
bücherlichen  Richtigstellung  vorangehende  definitive  Vermessung  der  Grund- 
stücke und  die  Finalisirung  der  Abrechnung  mit  aller  Beschleunigung  voll- 
zogen werde. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  auf  die  Herstellung  des  Unterbaues 
flir  das  zweite  Geleise ,  sowie  auf  dessen  Legung  an  jenen  Strecken,  wo  sie 
es  für  nothwendig  findet,  in  dem  Falle  zu  dringen,  wenn  der  jährliche  Roh- 
ertrag während  zweier  aufeinander  folgender  Jahre  die  Summe  von  180.000  fl. 
österr.  Währung  per  Meile  Uberschreitet. 

Die  Gesellschaft  ist  weiters  verpflichtet,  schon  bei  der  ersten  Bauanlage 
die  Stationen  und  Geleise  so  zu  construiren,  dass  täglich  mindestens  15  Xü^e 
ä  70  Achsen  in  jeder  Richtung  der  verschiedenen  Linien  verkehren  können. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  wegen  Benutzung  von  Bahnhöfen 
schon  bestehender  oder  concessionirler  Bahnen  an  den  Anschliessungspuncten 
ihrer  Bahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangs- 
verkehre  mit  den  betheiligten  Eisenbahnverwaltungen  ein  Abkommen  zu 
treffen.  Die  Kosten  für  die  auf  den  fremden  Bahnhöfen  für  die  Zwecke  der 
neuen  Bahn  erforderlichen  Erweiterungsbauten  hat  die  Gesellschaft  zu  tragen. 

Sollte  jedoch  eine  Vereinbarung  Uber  die  gemeinschaftliche  Benützung 
eines  fremden  Bahnhofes  nicht  zu  Stande  kommen,  so  ist  die  Gesellschaft 
berechtigt,  einen  eigenen  Bahnhof  zu  errichten,  hat  jedoch  die  Verpflichtung, 
ein  Anschlussgeleisc  an  die  fremde  Bahn  herzustellen  und  wenigstens  für 
den  Personenverkehr  einen  gemeinschaftlichen  Bahnhofdienst  anzustreben. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses  und  eines  ge- 
meinschaftlichen Bahnhofdienstes  für  den  Personenverkehr  unterwirft  sich 
die  Gesellschaft  dem  Ausspruche  der  Regierung,  falls  eine  Einigung  hierüber 
mit  der  Anschlussbahn  nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagenbenützung 
der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Bergwerks- 
und  anderen  Bahnen  zu  eigenem  Gebrauche  zu  bestimmen. 

§.  3. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  den  Bau  der  concessionirten 
Eisenbahn  auf  der  Hauptlinie  binnen  sechs  Monaten  nach  erhaltener  Con- 
cession  zu  beginnen,  das  ganze  Netz  binnen  drei  Jahren  von  demselben 
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Zeitpuncte  an  gerechnet,  zn  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen 
Verkehre  zu  übergeben. 

§•  *• 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisenbahn 
das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diessfälligen  gesetz 
liehen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  derselben  auch  bezüglich  jener  zu  einzelnen  in- 
dustriellen Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen  zugestanden 
werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung,  als  im  Öffentlichen  In- 
teresse gelegen,  erkannt  werden  sollte. 

§•  5. 

Die  Gesellschaft  hat  sich  bei  dem  Bau  und  Beirieb  der  conces- 
sionirten Bahnen  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Conecssions-rrknndc. 
sowie  nach  den  diessfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen  [nament- 
lich nach  dem  Eisenbahn  -  Concessionsgcsetze  vom  14.  September  1854, 
der  Eisenbahn  -  Betriebsordnung  vom  16.  November  1851  *)  und  nach  dem 
Signalisirungs-Reglement  vom  16.  Juni  1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  80  J,  dann  nach 
den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

Ferner  verpflichtet  sich  die  Gesellschaft,  während  der  rauhen  Jahreszeit 
für  eine  angemessene  Beheizung,  beziehungsweise  Erwärmung  der  Personen- 
wagen aller  Classen,  zu  sorgen. 

§.  6. 

Die  Post  und  die  Postbedientesten  sind  nach  der  Vorschrift  des 
§.  68  der  gedachten  Eisenbahn-Betriebsordnung  unentgeltlich  zu  befördern, 
die  nöthigen  Wagen  oder  Wagenräume  unentgeltlich  herzustellen,  wobei  die 
Postverwaltung  für  einen  von  jeder  Endstation  täglich  abgehenden  Zug  die 
Abfahrtsstunde  und  dessen  Geschwindigkeit  für  jede  Richtung  zu  bestimmen 
befugt  ist. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  achträdrigen  oder  zwei  vier- 
rädrige Wagen  erfordert,  erhalten  die  Concessionäre  für  jeden  weiter  beizu- 
stellenden Wagen  eine  Entschädigung  von  Einem  Gulden  österr.  Währung 
per  Meile. 

Wenn  die  Postverwaltung  auf  der  concessionirten  Bahn  eine  ambulante 
Post,  wie  sie  auf  anderen  österreichischen  Bahuen  bereits  besteht,  einzu- 
führen findet,  so  sind,  anstatt  der  achträdrigen  oder  vierrädrigen  gewöhn- 
lichen Wägen,  die  hiezu  erforderlichen  acht-  oder  vierrädrigen,  nach  den 
Anforderungen  der  Postverwaltung  eingerichteten  Post-Ambulancewägcn  von 
der  Gesellschaft  ohne  Entgelt  herzustellen  und  zu  erhalten. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  Stationen,  in  denen  ein  Postamt 
bereits  besteht  oder  in  der  Folge  errichtet  wird,  ist  ein  geeignetes  Zimmer 


*)  Reichsgrsetzhlatt  10m  J«lire  1852.  Nr.  1. 


Digitized  by  Googl 


Stnntseisenbnhn-Geaellschaft. 


271 


mit  Requisitenkammer  in  dem  Gebäude  der  Eisenbahn  unentgeltlich  zu 
überlassen  und  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa  eintretender  weiterer  Be- 
dürfnisse fUr  diesen  Zweck  wird  eine  besondere  Vereinbarung  zu  treffen  sein. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von  Post- 
beamten oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit  Ausschluss  der 
Werthsendungen  —  an  die  betreffenden  Stationen  ohne  besonderes  Entgelt 
zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisen- 
bahn zwischen  der  Eisenbahndirection  (Verwaltungsrath)  und  ihren  unter- 
geordneten Organen,  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt  werden,  dürfen 
auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt 
befordert  werden. 

§•  7. 

Die  Gesellschaft  hat  die  Verpflichtung,  nach  Anordnung  der  Staats- 
telegraphen-Verwaltung die  Herstellung  von  Telegraphen leitungen  längs  der 
Bahn  auf  ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  auf 
eigene  Kosten  zu  bewerkstelligen.  Ferner  hat  die  Gesellschaft  die  Be- 
wachung der  hergestellten  Leitung  durch  ihr  Bahnpersonale  ohne  besonderes 
Entgelt  zu  übernehmen. 

Dagegen  hat  die  Gesellschaft  auch  das  Recht,  die  Drähte  für  den  Be- 
triebstelegraphen an  die  Pfähle  des  Staatstelegraphen  zu  befestigen. 

Die  Benützung  der  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der  Staats- 
verwaltung in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere  Verfügung, 
sowie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Uebereinkunft  getroffen  wird, 
ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden  Mittheilungen  beschränkt, 
und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem  Einflüsse  und  der  Aufsicht  der 
Staatsverwaltung. 

Rücksichtlich  der  Personen-  und  Frachtentarife,  der  Frachtpreise 
der  übrigen  Gegenstände,  der  Festsetzung  der  Nebengebühren,  der  Classifi- 
cation der  VVaaren  und  der  sonstigen  Transportbestimmungen  haben  die  auf 
deu  anderen  Linien  der  Gesellschaft  concessionsmässig  geltenden  Bestim- 
mungen in  Anwendung  zu  kommen,  und  sind  die  im  §.  1  bezeichneten 
Eisenbahnstrecken  bezüglich  der  Tarifirung  überhaupt  als  ein  integrirender 
Bestandteil  der  bestehenden  Linien  der  Gesellschaft,  und  demnach  aucli 
im  Uebergangsverkehre  als  einen  directen  Cours  bildend,  zu  betrachten  und 
zu  behandeln. 

Sollte  sieh  das  Bedürfniss  noch  weiter  gehender  Ermässigungen  im 
Personenverkehre  herausstellen,  und  sollte  die  Gesellschaft  nicht  in  der 
Lage  sein,  entsprechende  Erleichterungen  für  Reisende  der  III.  Classe  zu 
gewähren,  so  ist  dieselbe  gehalten,  über  Aufforderung  des  Handelsministerium* 
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eine  IV.  Classe  (Stehwagen)  mit  dem  Tarifsatze  von  neun  Kreuzern  per  Meile 
einzuführen. 

§.  9. 

Sollte  die  österreichische  Staatseisenbahn-GeseUschaft  in  die  Lage 
kommen,  die  ihr  für  die  alteren  Linien  gewährte  Staatsgarantie  factisch  in 
Anspruch  zu  nehmen,  so  wird  für  die  hier  concessionirten  neuen  Linien  eine 
abgesonderte  Betriebsrechnung  zu  führen  sein,  wobei  die  im  §.  20  der  Con- 
eessionsurkuride  vom  1.  December  1866  (R.  G.  Bl.  Nr.  6  ex  1867)  fUr  das 
Ergänzungsnetz  festgestellten  Verrcchnungsmodalitäten  Anwendung  finden 
sollen. 

§•  10. 

Bezüglich  der  Tarifsätze  für  Militär -Transporte,  sowie  hinsicht- 
lich der  Begünstigungen  reisender  Militärs,  haben  die  für  die  anderen  Linien 
der  österreichischen  Staatseisenbahn  bestehenden  Bestimmungen  auch  für  die 
hier  concessionirten  Linien  zur  Geltung  zu  kommen. 

Diese  Bestimmungen  haben  auch  auf  die  Landwehren  beider  Reichs 
hälften,  ferner  aut  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen 
auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  in  Uniform 
auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsversammlungen, 
ferner  auf  das  Militär -Wachcorps  für  die  Civilgerichte  in  Wien  und  auf  die 
k.  k.  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicher- 
heitswache Anwendung  zu  finden. 

Die  für  die  bestehenden  Linien  der  österreichischen  Staatseisenbahn- 
GeseUschaft  giltige  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen 
findet  auch  auf  die  hier  in  Rede  stehenden  Bahnlinien  Anwendung. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  dem  von  den  österreichischen  Eisen- 
bahngesellschaften abgeschlossenen  Uebereinkoramen  Uber  die  Anschaffung 
und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militärtransporte ,  die 
Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durchführung 
grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  organischen  Bestimmungen  und  der 
Dienstvorschrift  für  die  Feldeiscnbahn-Abtheilungen*),  sowie  dem  mit 
1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags-Uebercinkommen**) 
bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des 
Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten,  auch 
für  die  hier  concessionirten  Bahnlinien  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit  den 
Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  lebereinkommens  wegen  gegen- 


*)  Beilage  xu  Nr.  148.  im  42.  Stücke  des  Jahrganges  1870  <W  Normal-Verordnungen  des 
k.  k.  Armee-Verordnungsblattes. 

'*)  Normal-Verordnungen  des  k.  k.  Armee-Verordunngsblattes  vom  Jahre  1871.22.  Stück. 
Nr.  79. 
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seifiger  Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militärtrans 
porte. 

Die  Gesellschaft  unterwirft  sich  hinsichtlich  der  Anstellung  gedienter 
Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  unbedingt 
den  im  §.  38  des  Wehrgesetzes  vom  Jahre  1868*)  und  in  dem  zur  Aus- 
führung dieses  Paragraphes  erschienenen  Specialgesetze  vom  19.  April  1872 
R.  G.  Bl.  Nr.  CO)  enthaltenen  Bestimmungen. 

'      §•  11. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufsicht  Uber  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führen- 
den Behörde,  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser 
Ooncession  oder  aus  Gefällsrticksichten  die  Eisenbahn  benützen,  und  sich 
mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisege- 
päcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

§.  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt ,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  in  dem  Österreichischen  Kaiserstaate,  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximalpreises  herabzumindern. 

§.  13. 

Der  Gesellschaft  wird  auch  das  Recht  eingeräumt,  zur  Aufbrin- 
gung der  erforderlichen  Geldmittel  auf  Ueberbringer  oder  auf  Namen  lautende 
Prioritätsobligationen  auszugeben,  welche  auf  den  österreichischen  Börsen 
verhandelt  und  amtlich  notirt  werden  dürfen. 

Werden  die  Prioritätsobligationen  in  einer  fremden  Valuta  ausgegeben, 
so  mus3  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung  ersichtlich  gemacht 
werden. 

Die  bezüglichen  Formularien  sind  vor  der  Ausgabe  der  Staatsverwal- 
tung zur  Genehmigung  vorzulegen. 

8-  14. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  das  Zustandekommen  von  Flügel- 
bahnen in  die  längs  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Kohlenreviere, 
hehufs  Hebung  des  Kohlenverkehres,  kräftigst  zu  fördern,  beziehungsweise 
diese  Bahnen  im  Wege  des  Uebereinkommens  mit  den  Interessenten  gegen 
Bedingung  eines  bestimmten  Frachtenquantums  und  Tarifzuschlages  herzu- 
stellen, und  es  wird  über  die  Richtung  dieser  Bahnen  und  den  Zeitpunct  der 
Herstellung  die  Genehmigung  des  Handelsministeriums  vorbehalten. 
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Im  Falle  als  ein  gütliches  Uebereinkommen  nicht  zu  Stande  kommen 
sollte,  steht  die  Entscheidung  dem  Handelsministerium  zu,  wobei  auf  ein 
gesichertes  und  zureichendes  Erträgniss  der  Flttgelbahnen  für  die  Verzinsung 
und  Tilgung  des  für  dieselben  verwendeten  Anlagecapitals  Rücksicht  genom- 
men wird. 

§•  15. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in  allen 
Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden,  und  anzuordnen,  das  Ge- 
brechen in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich  beseitigt 
werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  dabei  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das  Recht, 
den  Sitzungen  des  Verwaltungsausschusses,  sowie  den  Generalversammlungen, 
so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und  allfälligc  dem  Staats- 
interesse nachtheilige  Verfügungen  zu  sistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung  hat  die 
Gesellschaft,  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäftslast,  eine 
jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu  leisten,  deren  Höhe  von 
der  Staatsverwaltung  im  Verhältnisse  der  diessfälligen  Leistung  der  übrigen 
österreichischen  Eisenbahnen  bestimmt  wird. 

§.  16. 

Die  Dauer  der  Concession,  mit  dem  im  §.9,  lit.  b)  des  Eisen- 
bahn-Concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung 
neuer  Bahnen,  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes 
auf  der  ganzen  concessionirten  Bahn  gerechnet,  festgesetzt,  und  sie  erlischt 
nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  der  im  §.  3  festgesetzte  Termin  für 
die  Vollendung  des  Baues  und  Eröffuung  des  Betriebes  nicht  eingehalten 
wird,  und  die  Terminsüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §.  11,  lit.  b)  des 
Eisenbahn- Concessionsgesetzes,  und  namentlich  auch  durch  politische  oder 
finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§,  17. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf  von 
dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  Ausstellung  der  Conccssions-Urkunde,  die 
conces8ionirtc  Bahn  sammt  Einrichtung  jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährliehen  Reinerträg- 
nisse der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Einlösung  voraus 
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gegangenen  sieben  Jahre  beziffert ,  hievon  die  Itemerträgnisse  der  zwei 
ungünstigsten  Jahre  abgesehlagen  und  der  durchschnittliche  Reinertrag  der 
übrigen  fünf  Jahre  für  die  Unternehmung  berechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag,  welcher  jedoch  nicht  weniger  als  fünf 
lJertent  in  Silber  des  Anlagecapitals  betragen  darf,  ist  der  Gesellschaft  als 
Jahresrente  in  halbjährigen  Raten  in  Gold-  oder  Silbermünze  bis  zum  Ab- 
laufe der  Concessionsdauer  zu  bezahlen. 

In  keinem  Falle  kann  der  Betrag  der  Jahresrente  niedriger  sein,  als  der 
Reinertrag  des  letzten  der  erwähnten  sieben  Jahre. 

Das  der  Staatsverwaltung  zukommende  EinlÖsungsreeht  kann  nur  gleich- 
zeitig für  8ämmtliche  Linien  der  Gesellschaft  ausgeübt  werden. 

§.  18. 

Mit  dem  Tage  des  Erlöschens  der  Concession  tritt  der  Staat  ohne  Ent- 
gelt in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  tu  den  Genuss  der  gegenwärtig  con- 
cessionirten  Bahn,  des  Grund  und  Bodens,  der  Erd-  und  Kunstarbeiten,  des 
ganzen  Unter-  und  Oberbaues  der  Bahn  und  des  sämmtlichen  unbeweglichen 
Zugehörs,  als  Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze,  Gebäude  an  den  Abfahrts- 
und Ankunftsplätzen,  Wach-  und  Aufsichtshäuser,  sammt  allen  Einrichtungs- 
stücken an  stehenden  Maschinen  und  überhaupt  allen  anderen  unbeweglichen 
Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Eisenbahn-  und  Strassen 
wägen,  bewegliche  Maschinen,  Werkzeuge,  Vorräthe  von  Materialien  aller 
Art  betrifft,  so  haben  dieselben,  insoweit  sie  zu  ßahnzweckeu  erforderlich 
und  geeignet  sind,  von  der  Gesellschaft  an  den  Staat  um  den  übereingekom- 
menen oder  auf  Verlangen  eines  Theiles  durch  Sachverständige  auf  gerichts- 
ordnungsmässige  Weise  zu  ermittelnden  Schätzungswerth  überzugehen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Einlösung  der 
Bahn,  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum  der  besonderen  Gebäude,  als : 
Coaksöfen,  Giessereien,  Fabriken  von  Maschinen  oder  anderen  Gerätheil, 
Speicher,  Docks  u.  s.  w.,  zu  deren  Erbauung  sie  von  der  Staatsverwaltung 
mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde,  dass  sie  kein  Zugehör 
der  Eisenbahn  bilden. 

§•  19- 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn  unge- 
achtet vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder  Nicht- 
befolgung  der  in  der  Concessions-l'rkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten 
Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Mass- 
regeln dagegen  zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Con- 
oessionsdaucr  die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Concession  entgegen  zu  handeln,  und  der  Gesellschaft  das  Recht  einräumen, 
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wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz  zu 
dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  gemessenen 
Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge 
und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Rcichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
Vierzehnten  Tage  des  Monates  September,  im  Jahre  des  Heils  Eintausend 
Achthundert  Siebzig  und  Zwei,  Unserer  Reiche  im  Vicrundzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p.       (L.  S.j 
Auersperg  m.  p.        Banhans  m.  p.        Pretls  m.  p. 
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K.  k.  ausschl.  priv.  Brünn-Rossitzer  Eisenbahn. 


1. 

Aiimerkium  zur  Coueession  vom  20.  Decemlwr  18<>1 

für  die  Flügelbahn  zum  Oslowaner  Siraon-Schachte  (II. Bd.,  l.Abth. dieser 

Sammlung,  Brünn-Rossitzer  K.  B.  IV.) 

Mit  «lern  Erlasse  der  k.  k.  Statthaltern  für  Mähren  vom  2.  Juni  1872, 
Z.  10569  wurde  der  k.  k.  a.  priv.  Brünn-Rossitzer  Eisenbahn  über  Ermäch- 
tigung des  k.  k.  Handelsminister*  vom  21.  Mai  1872,  Z.  8773  —  2071  die 
Bewilligung  znr  Verlängerung  der  Segen-Gottes-Zbeschauer  Flügelbahn  bn 
zn  den  Coaksöfen  der  k.  k.  priv.  Innerborger  Eisenindnstrie-Gesellsohalt 
beim  Annen-Schachte  ertheilt. 
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1. 

Anmerkung  zu  §.17  der  Concessions-lTrkunde   vom  23.  Sep- 
tember 1858  (II. Bd.,  1  Abth.,  Südbahu-Gesellschaft,  IX.)  und  zu  Art.  12 
des  Vertrages  vom  13.  Februar  1867  (ebendaselbst,  XXIV). 

Der  Verwaltuugsrath  hat  von  dem  der  Gesellschaft  im  §.  17  der  Conoen- 
sions-Urkunde  vom  23.  September  1858  und  im  Art.  12  des  Vertrages  vom 
13.  April  1867  eingeräumten  Rechte,  statt  der  auf  den  Kaufschilling  dt  r 
Siidbahn  aus  den  107.000  H.,  rcspcctive  110.000  h*.  pr.  Meile  übersteigen- 
den Bruttoerträgnissen,  eventuell  noch  zu  zahlenden  dreissig  Millionen  Gul- 
den Silber,  eine  fixe  Zahlung  von  zwanzig  Millionen  Gulden  Silber,  zahlbar 
in  den  Jahren  1873  bis  1876,  zu  leisten,  keinen  Gebrauch  gemacht. 


Anmerkung  zu  den  Artikeln  VI.  und  VIII. 

des  rebereinkommens  vom  27.  Juli  1869,  R.G.B1.  Nr.  138  (II. Bd.,  l.Abth  , 

SUdbahn-Gesellschaft,  XXVIII). 

Die  Linie  Villach-Franzensfeste  wurde  am  20.  November  1871  dem 
öffentlichen  Verkehre  übergeben. 
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K.  K.  priv.  Graz-Köflacher  Eisenbahn-  und  Bergbaugesellschaft. 


l. 

Anmerkungen  zur  Concessions-rrkunde  vom  26.  August  1855, 
(IL  Bd.,  1.  Abth.,  Graz-Köflacher  Eisenbahn  I). 

Zu  den  Artikeln  5,  6  und  7. 

In  Bezug  auf  die  Fahr-  und  Frachtpreise  und  auf  den  Militärtransport 
sind  die  in  den  §§.  8,  9  und  10  der  Concessions -Urkunde  vom  8.  September 
1871  (Nr.  4  dieser  Ergänzung)  flir  die  Linie  Lieboch  -  Wies  aufgestellten 
Hestimmungen  auch  auf  die  alte  Linie  Graz-Köflach  ausgedehnt  worden. 

Zu  Artikel  9. 

Im  §.15  der  Concessions-Urkunde  vom  8.  September  1871  (Nr.  4 
dieser  Ergänzung)  ist  die  Concessionsdauer  der  Linie  Grax-Köflach  auf 
85  Jahre  vou  dem  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  Linie  Lieboch- 
Wies  erstreckt  worden. 


Fortsetzung  des  Verzeichnisses  der  bewilligten  Zweigbahnen. 

(III.  Bd.  Nachtrag,  1.  Anhang  zu  Doc.  II,  Graz-Köflacher  Eisenbahn). 

3.  Von  der  k.  k.  Statthaltcrei  für  Steiermark  über  Ermächtigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums  vom  14.  September  1871,  Z.2.5714 —  6355  und 
vom  16.  Februar  1872,  Z.  25714  — 6355  ex  1871  zum  Baue  der  Zweigbahnen 
von  der  Station  Köflach  zu  den  Eisenwerken  der  Vordernberg-Köflacher 
Montan-Industricgcsellschaft  in  Pichüng,  von  der  Schafloser  Industriebahn 
zum  Kohlenbauc  Reininghaus  und  von  der  Voitsberger  Industriebahn  zu  den 
Kohlenbcrgbaucn  der  Tregister  Kohlengewerkschaft,  dann  zum  Betriebe  der 
Schafloser  Industriebahn  von  der  Rosenthaler  Verladestädte  zum  Pollay'schen 
Kohlenbaue,  sämmtlich  mit  dem  Erlasse  vom  8.  März  1872,  Z.  2327 
(C.  Bl.  Nr.  25). 

4.  Vom  k.  k.  Handelsministerium  mit  den  Erlässen  vom  16. Februar  1872. 
Z.  25714-6335  ex  1871  und  vom  9.  Juli  1872,  Z.  13002  —  3047  fih 
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ein  Zweiggeleise  von  Profil  Nr,  1 1  der  Tregister  Industriebahn  zur  Leder- 
fabrik von  Lipp  und  Söhne  in  Voitsberg. 


3. 

Protocoll  zur  H.  M.  Z.  22978-5697, 

aufgenommen  beim  k.  k.  Handelsministerium  am  5.  August  1871  bei  Gelegen- 
heit der  Verhandlungen  über  die  endgiltige  Feststellung  der  Conces«ions- 
bedingungen  für  die  Herstellung  der  Eisenbahn  von  Lieboch  nach  Wies  mit 
einer  Abzweigung  nach  Stainz  durch  die  priv.  Graz-Köflacher  Eisenbahn 
und  Bergbaugesellschaft. 

Gegenwärtige  die  Gefertigten. 

Herr  Director  Reinhold  EisI  in  Vertretung  der  priv.  Graz-Köflacher 
Eisenbahn-  und  Bergbaugesellschaft  übernimmt  die  Verpflichtung,  schon  die 
erste  Anlage  der  Stationen  in  der  Art  zu  bewerkstelligen,  beziehungsweise 
hei  der  Verfassung  des  Detailprojectes  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  das« 
täglich  auf  der  ganzen  Linie  in  jeder  Richtung  fünfzehn  Zöge  ä  70  Achsen 
verkehren  können. 

Für  das  k.  k.  Handelsministerium ;         Für  die  priv.  Graz-Köflacher  Eisen 
Carl  Ritter  von  Po.8HW.ld  m.  p.         ba,,n*  ttnd  Bergbaugesellschaft. 

k   k.  Sectionarath :  Reinhold  Klsl  m.  p. 

Dr.  Theodor  Haberer  m.  p. 

Ministerial-ConcepU-Ailjunct  als  Protocollsführer. 


Concessions-lTrkuiHie  vom  8.  September  1S71,  R.  0.  Bl.  Nr.  129 

und  C.  BL  Nr.  94, 

für  die  priv.  braz-köflacher  Kisenbahn-  und  Bergbaugesellschart  zum  Bau  und  Betrieb  einer 
Kocomotiv-Eisenbahn  von  l.ieboch  über  St.  Florian  und  Üeutsch-Landsberg  nach  Wies 

mit  einer  Abzweigung  nach  Stainz. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich. 
Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dalmatien,  Croatien, 
Slavonien,  Galizien,  Lodomerien  und  Illyrien;  Erzherzog  von  Oesterreich; 
Grossherzog  von  Krakau,  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  Steyer,  Kärnthen* 
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Krain,  Bukowina,  Ober-  und  Nieder  -  Schlesien ;  Grossfürst  von  Sieben- 
bürgen; Markgraf  von  Mähren;  gefürsteter  Graf  von  Habsburg  und  Tirol 

etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  priv.  Graz-Köflacher  Eisenbahn-  und  Bergbaugesellschaft 
die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Loco- 
motiv-Eisenbahn  von  Lieboch  Uber  St.  Florian  und  Deutsch-Landsberg  nach 
Wies  mit  einer  Abzweigung  nach  Stainz  gestellt  bat,  so  finden  Wir  Uns  be- 
wogen, in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  der  genannten 
Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahn-Concessionsgesetzes 
vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  dann  des  Gesetzes  vom  21.  Juli 
1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  80,  betreffend  die  Herstellung  der  obigen  Eisenbahn 
durch  die  genannte  Gesellschaft  und  beziehungsweise  die  dieser  Unter- 
nehmung für  diesen  Fall  gewährten  besonderen  Begünstigungen,  wie  folgt, 
zu  ertheilen: 

Vgl.  ÜeseU  vom  21.  Juli  1871,  III.  Bd.  dieser  Sammlung,  Nachtrag,  (ira* -  Köflacher 
E.  B.,  2. 

§•  1. 

Wir  verleihen  der  priv.  Graz  -  Köflacher  Eisenbahn-  und  Bergbaugesell- 
schaft das  Recht  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiv  Eisenbahn  von  der 
Station  Lieboch  der  bestehenden  Graz-Köflacher  Bahn  Uber  St.  Florian  und 
Deutsch-Landsberg  nach  Wies  mit  einer  Abzweigung  nach  Stainz,  und  zwar 
derart ,  dass  diese  Seitenbahn  sainmt  Abzweigung  einen  integrirenden  Be- 
standteil der  Graz  -  Köflacher  Eisenbahn  zu  bilden  hat. 

§•  2. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  dieser  Bahn 
hat  nach  Massgabc  der  von  dem  Handelsministerium  genehmigten  Detailpro- 
jecte  stattzufinden. 

Vgh  Prolocoll  vom  5.  August  1871,  Poe.  3. 

Für  die  bei  Construction  und  Anordnung  des  Details  der  Betriebsmittel 
sowohl,  wie  für  die  Anordnung  des  Signalwesens,  sowie  auch  bezüglich  der 
Ausführung  der  Stationsgebäude  und  der  Stationsanlagen  innezuhaltenden 
Gcsiehtspuncte,  werden  der  Gesellschaft  Vorschriften  zugehen,  welche  für 
dieselben  massgebend  sein  sollen. 

Die  Entwürfe  hiezu  sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen, 
und  ist  vor  deren  vollständigen  Genehmigung  keinerlei  Ausführungsvorbe- 
reitung  zu  treffen. 

Beim  Bau  ist  sich  nach  den  von  dem  Handelsministerium  zu  stellenden 
Anforderungen  und  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen 
Vorschriften  zu  benehmen. 
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Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  ans  banöconomisehen  oder  Betriebs- 
rlick8ichten  eine  Abänderung  der  Bahntracen  oder  Detailpläne  als  nothwen- 
dig  oder  wünschenswerth  darstellen,  wodurch  jedoch  die  im  §.  1  bestimmte 
Bahnrichtuug  nicht  verändert  wird  und  gegenüber  der  genehmigten  Traee 
ira  Allgemeinen  eine  wesentliche  Veischlechterung  der  Niveau-  und  der 
Richtungsverhältnisse  nicht  stattfinden  darf,  so  muss  zu  einer  solchen  Ab- 
änderung die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  eingeholt  werden. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  auf  die  Anlage  eines  Geleises  beschränkt 
werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  auf  die  Herstellung  des  Unter- 
baues für  das  zweite  Geleise,  sowie  auf  dessen  Legung  in  jenen  Strecken 
der  bereits  bestehenden,  sowie  der  neuen  Bahnlinie,  wo  sie  es  für  notwen- 
dig findet,  in  dem  Falle  zu  dringen,  wenn  der  jährliche  Rohertrag  dieser 
Strecken  während  zweier  auf  einander  folgenden  Jahre  die  Summe  von 
150.000  11.  in  Silber  per  Meile  überschreitet. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  wegen  Benützung  von  Bahnhöfen 
schon  bestehender  oder  concessionirter  Bahnen  an  den  Ansohliessungspunkten 
ihrer  Bahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Ueber- 
gangsverkehrc  mit  den  betheiligteu  Eisenbahnverwaltungen  ein  Abkommen 
zu  treffen. 

Im  Falle  ein  derartiges  Abkommen  nicht  zu  Stande  kommen  sollte, 
bleibt  die  Entscheidung  dem  Handelsministerium  vorbehalten,  wobei  jedoch 
auf  den  vollen  Ersatz  der  hieraus  der  Graz-Köflaehcr  Eisenbahn  erwach- 
senden Kosten  Rücksicht  genommen  werden  wird. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten ,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagen  - 
benützung  der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von 
Bergwerks-  und  anderen  Bahnen  zu  eigenem  Gebrauche  zu  bestimmen. 

3. 

Die  Graz-Köflacher  Eisenbahn-,  und  Bergbaugesellschaft  verpflichtet 
sich,  den  Bau  der  concessionirten  Eisenbahn  von  Lieboch  nach  Wies  binnen 
längstens  zwei  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden,  und 
die  fertige  Bahn  bis  zu  diesem  Zeitpunctc  dem  öffentlichen  Verkehre  zu 
übergeben. 

Der  Bau  der  Abzweigung  nach  Stainz  ist  in  Angriff  zu  nehmen,  sobald 
für  diese  Zweigbahn  ein  Transportquantum  von  uugefähr  2,000.000  Zoll- 
centnern  jährlich  nach  dein  Erkenntnisse  des  Handelsministeriums  in  Aus- 
sicht genommen  werden  kann,  und  sodann  binnen  Jahresfrist  zu  vollenden. 

Die  Gesellschaft  hat  für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  nach 
Massgabc  des  besonders  ausgefertigten  Cautions-Instrumentes  eine  Caution 
im  Betrage  von  100.000  fl.  erlegt. 
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Im  Falle  der  Nichterfüllung  dieser  Verpflichtungen  kann  diese  Cautinn 
als  verfallen  erklärt  werden. 

Die  ans  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acten  und  Urkunden  gemessen 
die  Gebühren-  und  Stämpelfrcitieit. 

§• 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausfuhrung  der  concessionirten  Eisenbahn 
das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diessfälligen  gesetz- 
lichen Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  zu  ein- 
zelnen industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  FHigelbahnen  zuge- 
standen werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung,  als  im  üffent 
liehen  Interesse  gelegen,  erkannt  werden  sollte. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  das  Zustandekommen  und  die  Ein- 
mündung von  Verbindungsbahnen,  weiche  von  den  an  der  Haupteiscnbalm 
gelegenen  Industrie-Unternehmungen,  Kohlenrevieren  und  sonstigen  Mine- 
rallagerstätten zum  Zwecke  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Haupt- 
bahn angelegt  werden  wollen,  behufs  Hebung  des  Verkehres  kräftigst  zu 
fordern,  beziehungsweise  diese  Bahnen  im  Wege  des  Uebereinkomraens  mit 
den  Interessenten  gegen  Bedingung  eines  bestimmten  Frachtenquantums  und 
Tarifzuschlages,  jedoch  ohne  die  Aufstellung  anderer  lästiger,  der  Natur 
des  Geschäftes  und  dem  angestrebten  Zwecke  widerstreitenden  Neben- 
bedingungen herzustellen,  und  es  wird  über  die  Richtung  dieser  Bahnen  und 
den  Zeitpunct  der  Herstellung  die  Genehmigung  des  Handelsministeriums 
vorbehalten. 

Im  Falle,  als  ein  gütliches  Uebereinkommen  nicht  zu  Stande  kommen 
sollte,  steht  die  Entscheidung  dem  Handelsministerium  zu,  wobei  auf  eine 
gesicherte  und  zureichende  Quote  für  die  Verzinsung  und  Tilgung  des  tiir 
die  betreffende  Flügelbahn  verwendeten  Anlagecapital  Rücksicht  genommen 
werden  wird. 

§.  5. 

Die  Gesellschaft  hat  sich  bei  dem  Bau  und  Betrieb  der  concessionirten 
Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions-Urkunde,  sowie  nach 
den  diessfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen,  namentlich  nach 
demEisenbahn-Concessionsgesetze  vom  14.  September  1854,  R.  G.Bl.Nr.238, 
und  der  Eisenbahnbetriebsordnuug  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1 
ex  1852,  dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verord- 
nungen zu  benehmen, 

§.  6. 

Die  Gesellschaft  hat  daher  auch  insbesondere  stets  die  zur  ordentlichen 
Besorgung  des  Personen-  und  Frachtenverkehres  genügenden  Betriebsmittel 
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vonäthig  zu  halten,  und  es  obliegt  der  Gesellschaft,  alle  von  der  Regierung 
im  Interesse  des  Verkehrs  für  nothwendig  erachteten  Anordnungen  unver- 
züglich in  \usfUhrung  zu  bringen. 

Die  Gesellschaft  hat  die  weitere  Verpflichtung,  die  Post  und  die  Fost- 
bcdiensteteu  nach  Vorschrift  des  68  der  gedachten  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung erforderlichen  Falls  auch  mittelst  Ueberlassung  eines  Coupe's  oder 
Waggons  unentgeltlich  zu  befördern. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  Einen  vierrädrigen  Wagen  erfordert,  t 
erhält  die  Gesellschaft  für  jeden  weiter  beizustellenden  Wagen  eine  zu  verein- 
barende billige  Entschädigung  per  Meile. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  verp fliehtet,  die  ohne  Begleitung  von  Post- 
beamten oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit  Ausschluss  der 
Wertsendungen  —  an  die  betreffenden  Stationen  ohue  besonderes  Entgelt 
zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspondcnzcn,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisen- 
bahn zwischen  der  Eisenbahndirection  (Verwaltungsrath)  und  ihren  unter- 
geordneten Organen,  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt  werden,  dürfen 
auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt 
befördert  werden. 

In  jenen  Stationen,  wo  es  der  Postdienst  erfordert,  ist  für  die  Aus- 
übung desselben  über  Verlangen  der  Postverwaltung  ein  geeignetes  Zimmer 
nebst  einer  Requisitenkammer  unentgeltlich  zu  überlassen  und  hinsichtlich  < 
der  Befriedigung  etwa  eintretender  weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck 
wird  eine  besondere  Vereinbarung  zu  treffen  sein. 

§•  7. 

Die  Gesellschaft  hat  die  Verpflichtung,  der  Staatstclegraphenverwaltung 
die  Herstellung  von  Tclcgraphenleitungen  längs  der  Bahn  auf  ihrem  Grund 
und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu  gestatten. 

Die  Telegraphenverwaltung  hat  sieh  jedoch  über  den  Platz  der  Auf- 
stellung mit  der  Gesellschaft  zu  verständigen. 

Ferner  hat  die  Gesellschaft  die  Bewachung  der  hergestellten  Leitung 
durch  ihr  Bahnpcrsonale  ohne  besonderes  Entgelt  zu  Ubernehmen. 

Dagegen  hat  die  Gesellschaft  auch  das  Recht,  die  Drähte  für  den  Be- 
triebstelegraphen an  die  Pfähle  des  Staatstelegraphen  zu  befestigen. 

Die  Benützung  des  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der  Staats- 
verwaltung in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere  Verfügung, 
sowie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Uebcrcinkunft  getroffen  wird, 
ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden  Mittheilungen  beschränkt 
und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem  Einflüsse  und  der  Aufsicht  der 
Staatsverwaltung. 


* 
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§•8. 

Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  hei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit 
wird  sowohl  bezüglich  der  bestehenden,  als  der  neuen  Linie  der  Graz- 
Köflacher  Eisenbahn  folgenden  Hegränzungen  unterworfen : 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden  die 
Person ; 

für  die    1.  Classe  32  kr.  Österr.  Währ., 

II  24 

ff         fl         M.  f)  ........  r  j. 

r       v    U**        n    16    n         ■  rt 

„     „    IV.     u    (im  Stehwagen)  10  „ 

Maximaltarif  bezüglich  der  Waarcn  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit 
per  Zollcentner  und  Meile : 

Normalclasse    1  2  5    kr.  Österr.  Währ. 

IL  .  2-75    n  n 

"l  3—    ,  r 

Ermässigte  Classe  A  (ohne  Unterschied  der  Quantität):  Getreide, 
Mehl,  Mahlproducte ,  Obst,  Wein,  Harze,  Hadern,  Salz,  Rohzucker, 
Eisen   2-25  kr.  österr.  Währ., 

ermässigte  Classe  B  (bei  Aufgabe  von  mindestens 
lOOZollcentnera):  Bau-  und  Werkholz  libor  18  Fuss 
lang,  Asphalt,  Eiscnabfälle,  Gemüse,  Kalk,  Dünger- 
mittel, Lohe,  Steinplatten  2       r       „  „ 

ermässigte  Classe  C(bei  vollen  Wagenladungen) : 
Bau-  und  Bruchsteine,  Erze,  Futter-  und  Zucker- 
rüben, Brennholz,  Bau-  und  Werkholz  nicht  über 
18  Fuss  lang,  Stein-  und  Braunkohlen,  Coaks,  Ziegel, 
Sand,  Erden,  Roheisen   1*5      „       „  „ 

Die  vorstehenden  Maximaltarifsätze  für  Waaren  sind  über  Verlangen 
der  Staatsverwaltung,  und  zwar  jene  der  Normalclassen  um  5  Percent,  jen.- 
der  ermässigten  Classen  aber  um  10  Percent  herabzusetzen,  sobald  die 
Brutto-Einnahmc  der  bestehenden  und  der  Lieboch-Wicser  Linie  der  Graz- 
Köflacher  Eisenbahn  innerhalb  eines  Jahres  den  Betrag  von  1 25.000  fl.  österr. 
Währung  in  Silber  per  Meile  erreicht,  ohne  dass  ein  späteres  Herabsinken 
des  Bruttoertrages  unter  den  angeführten  Betrag  Anlass  zu  einer  Abänderung 
der  herabgesetzten  Tarife  geben  könnte,  und  hat,  unter  der  obigen  Voraus- 
setzung bei  jeder  weiteren  Steigerung  des  jährlichen  Bruttoertrages  um 
25.000  fl.  per  Meile,  eine  weitere  Ermässigung  der  obigen  Maximaltarifsätze 
um  weitere  5  Percent  bis  zur  Gränze  einer  Gesammterraässigung  von  50  Per- 
cent der  eoncessionsmässigen  Maximaltarifsätze  einzutreten. 

Als  Expeditionsgebühr  darf  für  Bau-  und  Bruchsteine,  Braun-  und  Stein- 
kohlen, dann  Coaks  per  Zollcentner  der  Betrag  von  1  *5  Kreuzern,  für  alle 
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Übrigen  Güter  2  Kreuzer  per  Zollcentner  eingehoben  werden,  worin  die 
Auf-  and  Abladcgebühr  und  allgemeine  Assecuranz  einbezogen  ist. 

Wenn  das  Auf-  und  Abladen  von  der  Partei  besorgt  wird,  so  darf  nur 
»ine  um  yl0  Kreuzer  geringere  Expeditionsgebübr  per  Zollcentner  einge- 
hoben werden. 

Der  neue  Tarif  tritt  sowohl  für  die  bestehende ,  als  ftir  die  neue  Linie 
«ler  Graz-Köilacher  Eisenbahn  mit  dem  Tage  der  Concessionsverleihung  in 
Wirksamkeit.  s 

In  Bezug  auf  die  Nomenclatur  und  Classification  der  Waaren,  sowie 
rücksichtlich  der  sonstigen  Transportbcstimmuugen,  ist  die  Gesellschaft  ver- 
pflichtet, sich  den  diessfalls  mit  Genehmigung  des  Handelsministeriums  von 
mehreren  grösseren  österreichischen  Eisenbahngesellschaften  vereinbarten 
Bestimmungen  anzuschließen,  und  dürfen  die  diessfalligen  Bestimmungen 
auf  keinen  Fall  höher  oder  lästiger  sein,  als  auf  der  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn. 

Bei  der  Bemessung  der  Frachtpreise  wird  für  Strecken  mit  einer  Stei- 
gung von  1  :  GO  und  darüber  die  Berechnung  mit  der  ein-  und  einhalbfachen 
Länge  gestattet. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vorstehend 
fixirten  Gränzen  steht  der  Ooucessionärin  frei.  Hiebei  darf  aber  eine  per- 
sönliche Bevorzugung  nicht  stattfinden. 

Wenn  daher  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer  unter  gewissen  ^ 
Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere  Begün- 
stigung gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begünstigung  allen 
Versendern  oder  Frachtunternehmern,  welche  die  nämlichen  Bedingungen 
t  ingehen,  zugestanden  werden. 

Alle  Speeialtarife  sind  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unterziehen. 

§.  9. 

Es  wird  gestattet,  dass  die  Fahr-  und  Frachtpreise,  ausschliesslich 
oer  obigen  Expeditionsgebühr,  sowohl  auf  der  bestehenden,  als  auf  der 
neuen  Linie  der  Graz -Köflacher  Eisenbahn  in  inländischer  Silbermünze  be- 
messen und  eingehoben  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit  Berücksichtigung 
des  Courswerthcs  entfallende  Gebühr  auch  in  der  Landeswährung  angenom- 
men werden  muss. 

Die  Zurückführung  de:  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  nach  dem 
Durchschnittscourse  des  Silbers  unter  den  vom  Handelsministerium  festzu- 
setzenden Modalitäten  stattzufinden. 

§.  10. 

Die  Militär -  Transporte  müssen  sowohl  auf  der  bestehenden,  als 
auf  der  neuen  Linie  der  Graz  -  Köflacher  Eisenbahn  nach  herabgesetzten 
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Tarifpreisen  besorgt  werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung,  sowie 
hinsichtlich  der  Begünstigungen  reisender  Militärs  zwischen  dem  Rcichs- 
Kriegsniinisterium  und  der  Direction  der  Kaiser  Fcrdinands-Nordbahn  unter 
dem  18.  Juni  1868  *)  abgeschlossenen  Uebereinkommen,  dessen  Bestim- 
mungen einen  integrirenden  Bestandteil  der  Concessions-Urkunde  zu  bilden 
haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  österreichischen  Bahnen 
fiir  Militärtransporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  vereinbart  würden, 
so  sollen  diese  auch  für  die  obengenannte  Bahn  Geltung  erhalten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichshälften, 
auf  die  Landesschützen  Tirols,  auf  das  Militär- Wachcorps  für  die  k.  k.  Civil« 
geriehte  in  Wien,  auf  das  Militär -Polizei -Wachcorps,  auf  die  militärisch 
organisirtc  Finanz-  und  Sicherheitswache  Anwendung. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  dem  von  den  österreichischen  Eisen- 
bahngesellschafteu  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  Leistung 
gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durchführung  grösserer 
Militärtransporte,  sowie  den  organischen  Bestimmungen  und  der  Dienstvor- 
schrift für  die  Feld-Eisenbahn-Abtheilungen,  sowie  dem  mit  1.  Juni  1871 
in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags-Uebcreinkommen,  bezüglich  des  Trans- 
portes der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des  Militär  -  Aerars  zur  Be- 
förderung gelangenden  Krauken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit  den 
Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  üebereinkommens  wegen  gegen- 
seitiger Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militärtransporte, 
und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Die  Gesellschaft  unterwirft  sich  hinsichtlich  der  Anstellung  gedienter 
Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  den  diess- 
falls  für  die  subventionirten  und  garantirten  Eisenbahnen  im  §.  38  des  Wehr- 
gesetzes vom  Jahre  18l>8**),  und  in  dem  zur  Ausführung  dieses  Paragraphen 
erscheinenden  Specialgesetze  enthaltenen  Bestimmungen. 

§•  IL 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die 
Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führen- 
den Behörde,  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser 
Concession,  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich 
mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reise - 
gepäeke  unentgeltlich  befördert  werden. 


*)  Normal- Verordnungen  des  k.  k.  Ai mee-»rordiiun«sblnlles  vom  Jahre  1808,  2t.  Stück, 

Nr.  97. 

**)  neUhsgesetiblaU  Nr.  151- 
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§■  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Tlieuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate,  die  Fracht- 
preise für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximalpreises  herabzumindern. 

§•  13. 

Der  Graz- Köflacher  Eisenbahn-  und  Bergbaugesellschaft  wird  auch 
das  Recht  eingeräumt,  zur  Aufbringung  der  für  den  Bau  und  die  Aus- 
rüstung der  concessionirten  Bahn  erforderlichen  Geldmittel  auf  Ueberbringer 
lautende  Actien  oder  Prioritätsobligationen  auszugeben,  welche  auf  den  öster- 
reichischen Börsen  verhandelt  und  amtlich  notirt  werden  dürfen. 

Die  durch  Prioritätsobligationen  aufgebrachte  Summe  darf  drei  Fünftel 
des  gesammten  Anlagecapitals  nicht  überschreiten. 

Werden  die  Prioritätsobligationen  in  einer  fremden  Valuta  ausgegeben, 
so  muss  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung  ersichtlich  gemacht 
werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationcn  hat  der  Tilgung  der  Actien 
vorauszugehen. 

§.  14. 

Für  die  im  §.  1  angeführte  Eisenbahn  werden  nachstehende  Begünsti- 
gungen gewährt : 

a)  Die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der 
C'oupons-Stämpclgebühren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa 
durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von 
zwanzig  Jahren; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaf- 
fung,  sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Zeit- 
punete  der  Betriebseröffnung; 

r)  die  Befreiung  von  Stämpeln  und  Gebühren  für  die  erste  Ausgabe 
der  Actien  und  Prioritätsobligationen,  mit  Einschluss  der  Interims- 
scheine, sowie  von  der  bei  der  Grundcinlösung  auflaufenden  Ueber- 
tragungsgebühr. 

Die  nach  Absatz  er)  gewährte  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  kann 
in  der  Weise  ausgeführt  werden,  dass  die  Entrichtung  der  Einkommensteuer 
für  die  bestehende  Graz-Köflaeher  Eisenbahn  nach  Massgabe  des  Verhält- 
nisses der  Meilcnlänge  der  bestehenden  zu  der  neuen  Linie  stattfindet. 

§.  15. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §.  9.  lit.  b)  des  Eisen- 
baliu-Conccssionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung 
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neuer  Bahnen,  wird  sowohl  für  die  bestehende,  als  für  die  neue  Linie  der 
Graz-Köflacher  Eisenbahn  auf  85  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Be- 
triebes auf  der  im  §.  1  angeführten  Eisenbahn  von  Lieboch  naeh  Wies  ge- 
rechnet, festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  die  im  §.  3  festgesetzten  Termine 
fiir  die  Vollendung  des  Baues  und  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  einge- 
halten werden,  und  die  Terminsüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §.11, 
Iii  b)  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und  namentlich  auch  nicht  durch 
politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§.  16. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf  von 
dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  Ausstellung  der  Concessions-Urkunde,  die  con- 
cessionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Einlösung  voraus- 
gegangenen sieben  Jahre  beziffert,  hievon  das  Reinerträgniss  der  zwei  un- 
günstigsten Jahre  abgeschlagen,  und  der  durchschnittliche  Reinertrag  der 
übrigen  fünf  Jahre  für  die  Unternehmung  berechnet. 

Dieser  Dnrchschnittsbetrag  ist  dann  der  Gesellschaft  als  Jahresrente  in 
halbjährigen  Raten  bis  zum  Ablaufe  der  festgesetzten  Concessionsdauer  bar 
zu  bezahlen. 

Sollte  sich  der  ermittelte  Durchschnittsbetrag  nicht  wenigstens  auf  5*2 
Percent  des  auf  die  Bahn  wirklich  verwendeten  und  gehörig  nachgewiesenen 
Anlagecapitals  beziffern ,  so  wird  dieser  Minimalbetrag  als  Jahresrente  fest- 
gesetzt. 

Unter  Anlagecapital  sind  zu  verstehen  sowohl  die  Kosten  des  Baues, 
als  der  ersten  Betriebseinrichtung  (d.  i.  bis  zum  Ende  des  ersten  Betriebs- 
jahres nach  eröffnetem  Betriebe  auf  der  ganzen  concesaionirten  Bahn),  ferner 
die  bis  zum  Zeitpuncte  dieser  Betriebseröffnung  auflaufenden  fünfpercentigen 
Zinsen  der  für  den  Bau  und  die  Betriebseinrichtung  bestrittenen  Auslagen, 
nach  Abschlag  der  anfälligen  Erträgnisse  einzelner  Theile  der  Bahn,  falls 
solche  in  Betrieb  gesetzt  werden  sollten,  bevor  die  Eröffnung  der  ganzen  Bahn 
stattfindet. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  neue  Bauten 
ausgeführt,  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so  werden  die 
diessfälligen  gehörig  nachzuweisenden  Kosten  dem  Anlagccapitale  zuge- 
rechnet. 

§.  17. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Erlöschens 
tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss 
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der  conces8ionirten  Bahn,  namentlich  des  Grund  und  Bodens,  der  Erd-  und 
Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter  -  und  Oberbaues  der  Bahn  und  des  sämrnt- 
liclien  unbeweglichen  Zugehörs,  als:  Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze,  aller 
zum  Bahnbetriebe  erforderlichen  Gebäude  an  den  Abfahrts  -  und  Ankunfts- 
plätzen, Wach-  und  Aufsichtshäusern,  sammt  allen  Einrichtungen  an  stehenden 
Maschinen  und  allen  unbeweglichen  Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Wägen,  bewegliche  Ma- 
schinen, Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und  Materialien,  insoweit  sie 
zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet  sind,  betrifft, 
so  hat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche  Quantität  und  bezüglich  Werth- 
summe unentgeltlich  an  den  Staat  Uberzugehen,  welche  der  in  dem  Anlagc- 
capitale  enthaltenen  ersten  Betriebseinrichtung  entspricht. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser  Einlösung 
tritt  der  Staat,  gegen  die  jährliche  Ausbezahlung  der  ausgemittelten  Rente 
ohne  weiteres  Entgelt,  in  das  Eigenthum  und  in  den  Gcnuss  der  gegenwärtig 
concessionirten  Bahnstrecke  mit  allen  früher  erwähnten  dazu  gehörigen,  so 
wohl  beweglichen  als  auch  unbeweglichen  Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Einlösung 
der  Bahn,  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum  des  aus  dem  cigeuen  Er- 
trägnisse der  Unternehmung  gebildeten  Reservefonds  und  der  ausstehenden 
Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen  errichteten  und  rtick- 
sichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und  Gebäude,  als:  Coaks-  und 
Kalköfen,  Giesscreien,  Fabriken  von  Maschinen,  Waggons  oder  anderen  Ge- 
räthen,  Speicher,  Docks,  Kohlen  -  und  andere  Depots,  zu  deren  Erbauung 
oder  Erwerbung  dieselbe  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen 
Beisatze  ermächtigt  wurde,  dass  dieselben  kein  Zugehör  der  Eisenbahn 
bilden. 

§.  18. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu  vej - 
schaft'en,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in  allen 
Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen,  dass  Ge- 
brechen in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich  beseitigt 
werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  ferner  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeord- 
netes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das  Recht, 
den  Sitzungen  des  Verwaltungsausschusses,  sowie  den  Generalversammlungen, 
60  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen,  und  allfällige,  dem  Staats- 
interesse nachtheilige  Verfügungen  zu  sistiren. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  für  diese  gesetzliche  Ucberwachung 
der  Bahnunteinchraung,  mit  Rücksicht  auf  die  damit  verbundene  Geschäfts- 
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last,  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu  leisten,  deren 
Höhe  von  der  Staatsverwaltung  im  Verhältnisse  der  diessfälligen  Leistung 
anderer  inländischer  Eisenbahnen  festgestellt  wird. 

§.  19. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Rocht  vorbehalten,  wenn  unge- 
achtet vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder  Nicht- 
hcfolgung  der  in  der  Concessious-Urkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten 
Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Mass- 
regeln dagegen  zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Coucessions- 
dauer  die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Concession  entgegen  zu  handeln,  und  der  Gesellschaft  das  Recht  einräumen, 
wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz  zu  «hingen, 
ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl, 
über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und 
sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grosseren  Insiegcl,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
achten  Monatstage  September  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  Achthundert 
Einund8iebenzig,  Unserer  Reiche  im  Dreiundzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p.       (L.  S.) 

Hohenwart  m.  p. 
Holigethan  m.  p. 
Schaffte  m.  p. 
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K.  K.  priv.  Kaiserin  Elisabeth-Balin. 


l. 

Anmerkung  zum  §.11  der  Concessions-l'rkunde  vom  8.  März  1856 
H.  M.  Vdg.  Bl.  19  und  zum  Artikel  1  des  Nachtrags- Vertrages  vom 

12.  December  1  8« » 

II.  Bd.,  1.  Abth.,  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  I,  und  XL,  dann  Nachtrag  3). 

Mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  2.  Juni  1872  (Nr.  2  dieser  Er 
gänzung)  wurde  der  Verwaltungsrath  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  ermäch- 
tig!, die  für  Anschaffungen,  Herstellungen  und  Arbeiten  noch  erforder- 
lichen effectiveu  Kosten  bis  zum  Maximalbetrage  von  6,740.047  Gulden 
österr.  Währung  in  das  garantirte  Anlagecapital  der  alten  Linien  einzu- 
beziehen.  Weiters  wurde  bestimmt,  dass  nach  Anschaffung  dieses  Geld- 
erfordernisses für  die  alten  Bahnlinien  die  Vermehrung  des  garantirten 
Aulagecapitals  ihren  definitiven  Abschluss  zu  finden  hat  und  wurde  der 
Verwaltungsrath  aufgefordert,  nunmehr  den  Tilgungsplan  für  das  gesammte 
Anlagecapital  zu  entwerfen. 


Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  2.  Juni  18*2, 

Z.  13578-3190, 

an  den  Verwaitungarath  derk.k.  priv.  Kaiserin  Elisabeth-Bahn, 

lirtreHenri  die  Erhöhung  des  vom  Staate  garantirten  Anlagekapitals  zur  Vervollständigung  und 

Ausrüstung  sämtntlicher  Linien. 

Zufolge  der  Allerhöchsten  Erschliessung  vom  1.  Juni  1.  J.  und  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  wird  der  Verwaltungsrath  er- 
mächtigt, im  Sinne  des  Beschlusses  der  ausserordentlichen  Generalver- 
sammlung vom  9.  April  1872  die  Fundirung  der  fUr  die  Vervollständigung 
und  Ausrüstung  sämmtlicher  Liuieu  theils  schon  bestrittenen,  theils  noch  in 
Aussicht  stehenden  Auslagen  im  Gcsammtbetrage  von  14,055.990  fl.  13  kr. 
oder  in  runder  Summe  14,000.000  Gulden  österr.  Währ,  in  der  Art  durch- 
zuführen, dass 
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1.  27.373  Stücke  Actien  von  der  Emission  des  Jahres  1856  Iii n aas- 
gegeben werden,  welche  an  dem  Dividenden-Genüsse,  erst  vom  Jahre  1872 
angefangen,  participiren  und  worauf  den  Besitzern  der  Actien  sowohl  älterer 
als  neuerer  Gattung  das  Bezugsrecht  in  dem  Verhältnisse,  dass  auf  je  zehn 
Stücke  ihrer  Actien  Eine  neue  entfällt,  zum  Pariourse,  d.  i.  zu  210  Gulden 
österr.  Währung  zustehen,  der  hiernach  noch  verbleibende  Rest  der  Actien 
aber,  sowie  die  von  den  Actionären  etwa  nicht  bezogene  Anzahl  derselben, 
je  nach  Bedarf  und  Convenienz,  zu  den  bestmöglichsten  Cursen  börsemässig 
veräussert  werden  soll. 

2.  Ein  filnfpercentiges,  in  Silber  verzinsliches,  und  ebenso  rückzahl- 
bares, steuerfreies  Anlehen  im  beiläufigen  Betrage  von  acht  Millionen  Gulden 
emittirt  werde,  dessen  Hintangabe  im  Wege  einer  vom  Vcrwaltungsrathe  einzu- 
leitenden Offertverhandlnng  zu  dem  erreichbar  besten  Curse  stattzufinden  hat. 

Nachdem  im  obigen  Erfordernisse  von*  14,055.990  fl.  13  kr.  eine  Reihe 
von  neuen  Anschaffungen  und  Herstellungen  inbegriffen  ist,  für  deren  Kosten 
mit  der  Eingabe  vom  5.  März  1872,  Z.  680Ü  die  Einbeziehung  in  das 
garantirte  Anlagecapital  der  alten  Linien  in  Anspruch  genommen  wird,  so 
erhält  der  Verwaltungsrath  mit  Rücksicht  auf  die  Notwendigkeit  una  Zweck- 
mässigkeit dieser  Bahnausrlistung  und  im  Sinne  des  Schlussatzes  zum  Art.  1 
des  Nachtragsvertrages  vom  12.  Docember  1864  die  Bewilligung,  die  bezüg- 
lichen Anschaffungen  und  Herstellungen  zu  bewerkstelligen  und  zwar: 

1.  die  Anlage  des  zweiten  Geleises  in  den  Strecken  von  Neulengbach 
bis  Haag  und  von  8t.  Valentin  bis  Kleinmüuchen  in  einer  Länge  von 
64.223  Klaftern  oder  16  österr.  Meilen. 

2.  die  Vermehrung  der  Fahrbetriebsmittcl  um  22  Locomotiven,  94  Per- 
sonen- und  921  Güterwagen. 

Eine  weitere  Vermehrung  des  Güterwagenparkes  bis  zu  dem  mit  dem 
hierortigen  Erlasse  vom  24.  Februar  1871,  Z.  2227  —  510  bezeichneten 
Ausmasse  hat  nach  Massgabc  des  den  factischen  Verkehrsanforderungen 
entsprechenden  Bedarfcs  allraälig  einzutreten. 

3.  Die  Vollendung  der  Werkstätten  und  Heizhäuser,  die  Vergrösserung 
der  Gepäckslocalitäten,  des  Eilgutmagazines,  des  Werkstätten-Administra- 
tionsgebäudes,  sämmtlich  am  Wiener-Bahnhofe  j 

4.  die  Vergrösserung  des  Heizhauses,  des  Wohngebäudes  und  di<- 
Erbauung  eines  Magazins  in  Kemmeibach; 

5.  die  Erweiterung  der  Station  Amstetten,  die  Erbauung  eines  Heiz- 
hauses, die  Vermehrung  der  Wohnungen,  und  die  Legung  mehrerer  Geleise ; 

6.  die  Erweiterung  des  Bahnhofes  in  Wels,  die  Vermehrung  und  Ver- 
längerung der  Geleise,  die  Erbauung  eines  geräumigen  Heizhauses,  die 
Vergrösserung  des  Aufnahmsgebäudes  ; 
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7.  die  Legung  einiger  Geleise  nnd  die  Erbauung  einiger  Dienst-  und 
Wohnlocalitäten  in  Neulambach; 

8.  die  VergrÖsserungs-  und  Neubauten  in  8  Stationen,  sammt  den 
erforderlichen  Drehscheiben  und  kurzen  Geleisen  für  den  Localvcrkehr, 
ferner  die  Erbauung  einer  Wagenremise  in  Hutteldorf ; 

9.  Die  Einrichtung  der  Gasbeleuchtung  auf  dem  Stationsplatze  und 
Rangirungsbahnhofe  in  Penzing  und  auf  dem  neuen  Güterbahnhofe  der 
Linz-Budweiser  Bahn  in  Linz; 

10.  Diverse  andere  Arbeiten. 

Der  Verwaltungsrath  wird  ermächtigt,  die  für  diese  Anschaffungen, 
Herstellungen  und  Arbeiten  effectiv  aufgewendeten  Kosten  bis  zum  Maximal- 
betrage von  6,740.047  Gulden  österr.  Währung,  das  ist:  Sechs  Millionen 
siebenhundet  vierzigtausend,  sieben  und  vierzig  Gulden  österr.  Währung  in 
das  garantirte  Anlagecapital  der  alten  Linien  einzubeziehen. 

Was  die  Bauton  betrifft,  so  sind  die  dicssfälligcn  Detailprojecte  vor  der 
Ausführung  dem  Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen.  Die 
General-Inspection  wird  gleichzeitig  beauftragt,  das  Kostenergebniss  dieser 
neuen  Herstellungen  und  Anschaffungen  auf  Grund  der  Rechnungen  und 
Liefcningsvcrträge  zu  prüfen. 

Die  Nachweisung  der  Ziffer  der  aus  Anlass  dieser  neuerlichen  Vervoll- 
ständigung und  Ausrüstung  sämmtlichcr  Linien  eintretenden  abermaligen 
Erhöhung  des  Anlagecapitals  der  Kaiserin  Elisabeth-Hahn,  beziehungsweise 
der  Zinsengarantie  ist  in  der  eingehendsten  Weise  zu  liefern. 

In  Uebereinstimmung  mit  dem  k.  k.  Finanzminister  mnss  ich  jedoch 
darauf  bestehen,  dass  nach  Anschaffung  des  neuen  Gelderfordcrnisses  von 
6,740.047  Gulden  für  die  alten  Bahnlinien  die  Vermehrung  dieses  garan- 
tfrten  Anlagecapitals  ihren  definitiven  Abschluss  findet  und  der  Verwaltungs- 
rath wird  aufgefordert,  nunmehr  den  Tilgungsplan  für  das  gesammte  Anlage- 
capital der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  zu  entwerfen  und  sobald  als  möglich  in 
Vorlage  zu  bringen.  Die  Offertverhandlung  für  die  Emittirung  des  neuen 
Prioritäts-Anlehens  ist  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  zu  unter- 
ziehen. Die  Beilagen  der  oben  citirten  Eingabe  vom  5.  März  I.J.,  Z.  6800, 
folgen  im  Anschlüsse  zurück. 

Wien,  am  2.  Juni  1872. 

Banhans  m.  p. 
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3. 

Anmerkungen  zur  Coiicessioiis-l*rkuii<le  vom  24.  Juni  1870,  t 

R.  G.  Bl.  Nr.  100, 

für  die  Linie  Hetzendorf  Donaulsinde  (IL  Bd.,  1.  Abth.,  Kaiserin  Elisabeth- 
Bahn  XVII). 

Zu  §.  3. 

Mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  9.  Februar  1872  (Nr.  4  dieser 
Ergänzung)  wurde  der  Bauvollendungstermin  der  Linie  Hetzendorf-Donau- 
lände bis  Ende  April  1872  erstreckt. 

Zu  §.  4. 

Mit  dem  Handelsministerial -  Erlasse  vom  23.  November  1871, 
Z.  19405  —  4751,  wurde  der  Gesellschaft  die  Concession  zum  Baue  und 
Betriebe  von  Geleiseverbindungen  der  Linie  Hetzendorf-Donaulände  mit  der 
Schwechater  Brauhausbahn  und  den  Hochöfen  der  Innerberger  Eisenwerks- 
gescllschaft  in  Schwechat  ertheilt. 

Zu  den  §§.  15,  17  und  18. 

Die  Bahn  von  Hetzendorf  an  die  Donaulände  bei  Albern  wurde  am 
1.  Mai  1872  für  den  Frachtenverkehr  eröffnet. 


Erlass  des  k.  k.  Handelsministers  vom  9.  Februar  1872, 
Z.  2769—676,  C.  Bl.  Nr.  17, 

an  den  Verwaltung»™!!!  der  k.  k.  priv.  Kaiserin  ElisabeUi-Bahn, 

bctreHend  die  Krstreckung  des  Yoilendungslenuines  für  die  Linie  Hetzendorf-Donaulände. 

Se.  kaiserl.  und  königl.  Apost.  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Er- 
schliessung vom  31.  Jänner  1872  zu  gestatten  geruht,  dass  in  Anbetracht 
der  mannigfachen  Schwierigkeiten,  welche  der  Einhaltung  des  concessions- 
mässigen  Bauvollendungstermines  der  Hetzendorf-Donaulände-Eisenbahn  im 
Wege  gestanden  sind,  von  der  Anwendung  des  §.17  derConcessions-Urkundc 
Umgang  genommen  und  der  Bauvollendungstermin  bis  Ende  April  1872 
erstreckt  werde.  Indem  ich  den  Verwaltungsrath  hiervon  verständige,  gebe 
ich  der  Erwartung  Ausdruck,  dass  die  genannte  Bahn  bis  zu  dem  bezeichneten 
Zeitpunkte  dem  öffentlichen  Verkehr  übergeben  werden  wird. 

Wien,  am  9.  Februar  1872. 

Bnnhans  m.  p. 

nie  Eröffnung  dieser  Bahnstrecke  erfolgte  am  t.  Mai  1872. 
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Gesetz  vom  10.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Xr.  48  und  C.  Bl.  Nr.  81, 

lietrefl'end  die  Herstellung  einer  aas  Okr-Sleieriuark  nach  Salzburg  und  Nordtirol  fuhrenden  I.oco- 

rootiv.Eisenoahn.*) 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  L 

Die  Regieruug  wird  ermächtigt,  eine  Locomotiv-Eisenbahn  von  Setzthal 
nächst  Rottenmann  im  Anschlüsse  an  die  Kronprinz  Rudolph-Bahn  über  Rad- 
stadt nach  Bischofshofen,  und  von  hier  durch  das  Pongau  und  das  Pinzgau 
über  Saalfelden  und  St.  Johann  in  Tirol  nach  Wörgl  zur  Verbindung  mit  der 
Nordtiroler  Linie  der  Südbahn-Gesellschaft ,  sowie  von  Bischofshofen  nach 
Hallein  zum  Anschlüsse  an  die  einzulösende  Hallein-Salzburger  Bahn  und 
mittelst  dieser  zur  Verbindung  mit  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  in  deren  Bahn- 
hof zu  Salzburg  entweder  auf  Staatskosten  auszuführen,  oder  deren  Ausführung 
durch  Concessionsertheilung  unter  den  Bedingungen  dieses  Gesetzes  (Artikel 
II,  III,  IV,  V,  VI,  VII)  sicherzustellen;  in  letzterem  Falle  ist  die  Regierung 
ermächtigt,  die  Bahn  entweder  im  Ganzen  oder  getrennt  in  Theilen  zu  ver- 
geben. 

Artikel  II. 

Im  Falle  der  Ertlieilung  einer  Concession  kann  für  diese  Eisenbahn, 
mit  Einschluss  der  bereits  dem  öffentlichen  Verkehre  übergebenen,  von  dem 
Concessionäre  einzulösenden  Eisenbahnstreeke  Hallein-Salzburg  vom  Staate 
die  Garantie  eines  jährlichen  Reinerträgnisses,  mit  Inbegriff  der  Tilgungs- 
quote in  der  Maximalsumme  von  54.400  fl.  —  vierundfünfzig  Tausend  vier- 
hundert Gulden  österreichischer  Währung  in  Silber  durchschnittlich  per 
Meile  für  die  Dauer  der  Concession  zugesichert  werden,  so  zwar,  dass,  wenn 
das  jährliche  Reinerträgniss  den  garantirten  Betrag  nicht  erreichen  sollte, 
das  Fehlende  von  der  Staatsverwaltung  zu  ergänzen  sein  wird. 

Die  auf  Grund  der  nachzuweisenden  wirklichen  Bauauslagcn,  inclusive 
der  Geldbeschaffungskosten  und  der  Intercalarzinsen,  festzusetzende  Garantie 
des  Reinerträgnisses  sammt  Tilgungsquote  von  dem  aufgewendeten  Bau- 
capitale  hat  mit  dem  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  ganzen  Eisen- 
bahnstrecke, bezüglich  früher  eröffneter  Theilstrecken  jedoch  im  Verhältnisse 
der  Meilenzahl  der  eröffneten  Strecke  zur  gesammten  Bahnlänge  sobald  in 
Wirksamkeit  zu  treten,  als  durch  die  Eröffnung  derselben  eine  ununter- 


*)  Mit  der  A.  h.  Erschliessung  vom  3.  November  1872  wurde  der  ActiengeselUchaft 
der  k.  k.  pr.  Kaisen«  Elisabeth-Hülm  die  Conression  für  diese  Eilenbahn  reriiehea. 
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brochene  inländische  Schienenverbindung  zwischen  Setzthal  oder  Hallein- 
Salzbnrg  einerseits  und  Wörgl  andererseits  hergestellt  ist. 


Artikel  III. 

In  Ausfuhrung  des  Artikels  II  sind  folgende  Bestimmungen  zu  treffen : 

1 .  Von  dem  garantirten  jährlichen  Reinerträgnisse  ist  derjenige  Betrag 
zur  Capitalstilgung  zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staatsverwaltung  nach 
einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Amortisationsplane,  demzufolge  das 
emittirte  Capital  während  der  Dauer  der  Concession  zu  tilgen  ist,  bestimmt 
werden  wird. 

2.  Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen  Garan- 
tie allenfalls  zu  zahlende  Zuschuss  ist  über  vorausgegangene  Prüfung  der 
vorzulegenden  documentirten  Jahresrechnungen  drei  Monate  nach  deren 
Ucherreichung  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Aetien  und  Obligationen-Coupons  nach  Massgabe  des  auf  Grund  des  Ertrags- 
präliminars  richtig  gestellten  Erfordernisses,  Theilzahlungen  unter  Vorbehalt 
der  auf  Grundlage  der  Jahresrechnung  zu  pflegenden  Abrechnung  leisten, 
wenn  der  Concessionär  sechs  Wochen  vor  der  Verfallszeit  das  bezügliche 
Ansuchen  gestellt  hat. 

Wenn  nach  endgiltigcr  Feststellung  der  Jahresreehnung,  welche  späte- 
stens binnen  drei  Monaten,  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres,  vorzulegen  sein 
wird,  sich  hcraustellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  zu  hoch  bemessen  worden 
sind,  so  hat  der  Concessionär  den  erhaltenen  Mehrbetrag,  mit  Zurechnung 
von  sechs  Percent  Zinsen,  sofort  zu  refundiren. 

Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates 
muss  aber  längstens  innerhalb  eines  Jahres,  nach  Ablauf  des  betreffenden 
Betriebsjahres,  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 

3.  Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  übernom- 
menen Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  vier  Percent  jährlich  verzins- 
licher Vorschuss  zu  behandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  des  Bahnnetzes  die  garantirte  Jahrcssummc  über- 
schreitet, ist  die  Hälfte  des  diessfälligen  Ucberschusscs  sogleich  zur  Zurück- 
zahlung des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die  Staatsverwaltung 
bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Von  der  erübrigenden  anderen  Hälfte  ist  ein  von  der  Staatsverwaltung 
slatutcnmässig  zu  bestimmender  Theil  in  den  Reservefond  zu  hinterlegen. 

Die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  hat  der  Rcfundiruug  der  Vor 
.schüsse  voranzugehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen,  welche 
bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  der  Einlösung  der  Bah» 
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noch  nicht  bezahlt  wurden,  ßind  aus  dem  noch  erübrigenden  Vermögen  der 
Unternehmung  zu  berichtigen. 

Artikel  IV. 

Für  die  im  Artikel  I  angeführte  Eisenbahn  wird  die  Befreiung  von  der 
Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der  Coupons-Stämpelgebühren,  sowie 
von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  wird, 
während  der  Bauzeit  und  durch  neun  Jahre,  vom  Tage  der  Betriebseröffnung 
der  zu  erbauenden  Bahn  an  gerechnet,  zugestanden. 

Die  allfälligen  Kosten  der  Notirung  der  Effecten  auf  in-  und  ausländi- 
schen Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf  von  neun  Jahren  von  der  Unterneh- 
mung zu  leistenden  Steuern  dürfen  in  die  Betriebsrechnung  als  Ausgabopost 
eingestellt  werden ;  bezüglich  der  Coupons-Stämpelgebühren  ist  diess  nicht 
zulässig. 

Für  die  Staatszuschüsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Einkommen- 
steuer zu  bezahlen. 

Es  wird  ferner  gestattet,  dass  die  erste  Ausgabe  der  Actien  und  Priori- 
täts-Obligationen, mit  EinschluRS  der  Interimsscheine,  stämpcl-  und  gebühren- 
frei stattfindet. 

Zur  Be  richtigung  der  Stämpcl  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Eingaben 
und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung,  sowie  des 
Baues  und  der  Instruirung  der  Bahnstrecken  wird  eine  Frist  bis  zur  Eröff- 
nung des  Betriebes  auf  der  einschlägigen  Eisenbahnstrecke  bewilligt. 

Artikel  V. 

Der  Bau  der  im  Artikel  I  angeführten  Eisenbahn  muss  binnen  längstens 
drei  Jahren,  vom  Tage  der  Concessions-Ertheilung  an  gerechnet,  ausgeführt 
und  die  fertige  Bahn  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  dem  öffentlichen  Verkehre 
übergeben  werden. 

Für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  hat  der  Concessionär  der  Staats- 
verwaltung in  der  von  ihr  zu  bestimmenden  Art  und  Weise  entsprechende 
Sicherheit  zu  leisten.  Im  Falle  der  Nichterfüllung  dieser  Verpachtung  kann 
die  Gantion  als  verfallen  erklärt  werden. 

Die  aus  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acte  und  Urkunden  gemessen 
die  Gebühren-  und  Stämpclfreiheit. 

Artikel  VI. 

Die  Vergebung  der  Bauarbeiten  hat  abgesondert  von  der  Geldbe- 
schaffung auf  Grund  des  von  der  Regierung  für  diese  Bahn  festzustellenden 
Bedingnissheftes  im  Offertwege  stattzufinden. 

Die  Geldbeschaffung  hat  gleichfalls  im  Offert wege  zu  geschehen  und 
wird  für  die  auszugebenden  Effecten  der  Minimal-Emissionscours  von  sieben- 
undachtzig Gulden  österreichischer  Währung  für  100  fl.  Silber  festgesetzt. 
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Alle  Brücken,  dann  alle  anderen  namhaften  Bauobjecte  und  Kiiustbautcn 
sind  aus  Eisen  und  Stein  herzustellen. 

Artikel  VII. 

Die  Dauer  der  Concession  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Er- 
öffnung des  Betriebes  auf  der  ganzen  zu  erbauenden,  im  Artikel  I  angeführten 
Eisenbahn,  festgesetzt. 

Rücksichtlich  der  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  ist  auf  die  Be 
Stimmungen  der  Tarife  der  Anschlussbahnen,  bezüglich  der  sonstigen  Con- 
cessionsbestimmungen  auf  die  Anordnungen  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  18C8, 
K.  G.  Bl.  Nr.  56,  in  Betreff  der  Bedingungen  und  Zugeständnisse  für  die 
Unternehmung  des  unter  dem  Namen  r  Oesterreichische  Nordwestbahn B  zu 
erbauenden  Locomotiv-Eisenbahnnetzes  thunlichst  Rücksicht  zu  nehmen. 

Artikel  VIII. 

Im  Falle  der  Ausführung  dieser  Eisenbahn  auf  Staatskosten  wird  der 
Regierung  für  das  Jahr  1872  eine  Baudotation  von  drei  Millionen  (3,000  000  fl.) 
Gulden  österreichischer  Währung  bewilligt,  welcher  Betrag  mittelst  einer 
schwebenden  Schuld  aufgebracht  werden  kann. 

Artikel  IX. 

Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  werden  der  Handelsminister  und 
der  Finanzminister  beauftragt. 

Ofen,  am  10.  April  1872. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Aiersperg  m.  p.         Sannau*  m.  p.         Prelis  m.  p. 
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K.  K.  priv.  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn, 


l. 

Anmerkungen  zur  Concessions-Urknnde  vom  11.  November  1866> 

R.  G.  Bl.  Nr.  141, 

(II.  Bd.,  1.  Abtli.  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  II.,  und  III.  Bd.,  Nachtrag, 

Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  1). 

Zu  §.  17. 

Die  Eröffnung  der  weiteren  Strecken  erfolgte: 
Gmünd-Cercan-Pischely  am  3.  September  1871, 
Csrcan-Pischely-Prag  am  14.  September  1871, 
Absdorf-Krems  am  10.  Jänner  1872, 
Pilsen-Eger  am  28.  Jänner  1872  und 

die  Prager  Verbindungsbahn  für  den  Frachtenverkehr  am  15.  August  1872. 

Zu  den  §§.  22  und  23. 

Mit  der  am  15.  August  1872  erfolgten  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der 
Prager  Verbindungsbahn  begannen  die  9  Jahre  der  Befreiung  von  der  Ein- 
kommensteuer und  von  der  Entrichtung  der  Couponsstämpelgeblihren,  ferner 
die  neunzigjährige  Dauer  der  Concession. 


Anhang  znr  Concessions-lTrknnde  vom  11.  November  1866, 

R.  G.  Bl.  Nr.  141, 

(II.  Bd.,  I.  Abth.,  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  II). 

Verzeichniss  der  der  k.k.  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  bewilligten  Zweig- 
bahnen. 

Der  Gesellschaft  wurde  die  Bewilligung  znm  Bau  und  Betriebe  nach- 
bezeichneter Zweigbahnen  ertheilt : 

1.  Mit  den  Erlässen  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  12.  August 
1871,  Z.  14.910—3634  und  vom  24.  August  1872,  Z.  20.552—4620  fiir 
eine  Schleppbahn  zur  Donau  nebst  Anländeplatz  nächst  Klosterneuburg. 
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2.  Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  niederösterreichischen  Statthalterei  vom 
31.  Juli  1872,  Z.  22.888  über  Ermächtigung  des  k.k.  Handelsministers  vom 
30.  Juni  1872,  Z.  14.169  —  3305  für  eine  Schleppbahn  von  der  Station 
8t.  Andrae-Wördern  zur  Ziegelei  von  Johann  Schegar. 


3. 

Anmerkung  zum  l  ebereinkommen  vom  2.  Juni  1869, 

R.  G.  Bl.  Nr.  101, 

betreffend  den  sofortigen  Ausbau  aller  Linien. 

(II.  Bd.,  1.  Abth.,  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn,  VI). 

Mit  der  am  15.  August  1872  erfolgten  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der 
Präger  Verbindungsbahn  trat  die  Verpflichtung  zur  Refundirung  der  ärari- 
schen Vorschüsse  in  gemeinschaftlichen  Actien  ein. 
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IL  K.  priv.  Kronprinz  Rudolph-Bahn. 

l. 

Anmerkung  zur  Concessions-rrkunde  vom  11.  November  18GG, 

R.  G.  Bl.  Nr.  H2, 

(II.  Bd.,  1.  Abth.  dieser  Samminn g,  Kronprinz  Rudolph-Bahn,  I,  und  III.Bd., 

Nachtrag,  1). 

Zu  §.  17. 

Die  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  Strecke  Küpfern  (Weyer)-  Rotten- 
mann fand  am  20.  August  1872  und  auf  der  FlUgelbahn  Klein-Reifling- 
Ämstetten  am  11.  November  1872  statt. 


2. 

Concessions-Urkunde  vom  23-  Juli  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  102 

und  C  Bl.  Nr.  74, 

für  die  Acticngcsellsch.il t  der  Kronprinz  Rudolph-Bahn  zum  Bau  und  Bc  rieb  einer  l.ocomotiv- 
Eisenbahn  im  Anschlüsse  an  die  Kronprinz  Rudolph-Bahn  von  lliellau  nach  Eisenerz. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich, 
Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dalmatien,  Croaticn, 
Slavonien,  Galizicn,  Lodomerien  und  Illyricn;  Erzherzog  von  Oesterreich; 
Gl  ossherzog  von  Krakau,  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  Steycr,  Kärnthen, 
Krain,  Bukowina,  Ober-  und  Niederschlesien;  Grossflirst  von  Sieben- 
burgen; Markgraf  von  Mähren;  gefiirstctcr  Graf  von  llabsburg  und  Tirol 

etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Actiengcscllschaft  der  Kronprinz  Rudolph-Bahn  die  Bitte 
tun  Ertheilung  der  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiveisenbahn 
von  Hieflau  nach  Eisenerz  gestellt  hat ,  so  finden  Wir  Uns  in  Erwägung  der 
Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  bewogen,  der  genannteu  Gesellschaft 
diese  Concession  auf  Grundlage  des  Elsenbahn-Concessionsgcsetzes  vom 
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14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  dann  des  Gesetzes  vom  16.  Juli 
1871,*)  unter  den  nachstehenden  Bedingungen  zu  ertheilen: 

§•  1. 

Wir  verleihen  der  Gesellschaft  der  Kronprinz  Rudolph-Bahn  das  Recht 
zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiveisenbahn  im  Anschlüsse  an  die  Kron- 
prinz Rudolph-Bahn  von  Hieflau  nach  Eisenerz  unter  den  für  ihre  Übrigen 
Linien  nach  der  Concessions-Urkunde  vom  11.  November  1866**)  und  dem 
Gesetze  vom  17.  Juni  1868***)  geltenden  Bestimmungen  und  Modalitäten, 
vorbehaltlich  der  im  Artikel  6f)  dieser  Concessions-Urkunde  enthaltenen  Aus- 
nahmen. 

§.  2. 

Zu  diesem  Zwecke  wird  für  die  Eisenbahnstrecke  Eisenerz-Hieflau  die 
Garantie  eines  Reinertriignisses  von  100.000  fl.,  d.  i.  Einmalhunderttausend 
Gulden  in  Silber,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  ganzen 
Strecke  zugesichert. 

Bei  der  Feststellung  des  wirklich  zu  garantirenden  Reinerträgnisses 
innerhalb  des  genannten  Betrages  ist  das  Verhältniss  des  wirklichen  Bauauf- 
wandes zu  einem  Capitale  von  2,000.000  fl.  in  fllnfpercentigen  Prioritäts- 
Obligationen  massgebend. 

Das  dem  wirklich  garantirten  Reinerträgnisse  entsprechende  Anlage- 
capital  der  Linie  Eisenerz-Hieflau  wird  dem  garantirten  Anlagecapitale  der 
übrigen  Linien  der  Kronprinz  Rudolph-Bahn  zugerechnet  und  bildet  mit  dem 
letzteren  ein  Ganzes. 

g.  3. 

Die  Vergebung  der  Bauarbeiten  hat  im  Wege  der  Offertausschreibung 
unter  der  unmittelbaren  Controle  des  Handelsministeriums  stattzufinden.  Die 
Genehmigung  des  Emissionscurses  ist  der  Staatsverwaltung  vorbehalten,  wo- 
bei jedoch  nicht  unter  das  Verhältniss  von  87  für  100  herabgegangen  wer- 
den wird. 

§•  4. 

Die  Eisenbahnstrecke  Hieflau-Eisenerz  ist  binnen  einem  Jahre,  vom 
Tage  der  Conccssionsertheilung  an  gerechnet,  herzustellen  und  dem  öffent- 
lichen Verkehre  zu  Ubergeben. 


*)  ReichigesetzblattNr.  72,  III.  Bd.  dieser  Sammlung,  .Nachtrag. Kronprinz  Rudolph-Bahn,  5. 
•*)  Reichsgeselzblatt  Nr.  142,  II.  Bd.  1 .  Abth.  dieser  Sammlung,  Kronprinz  Rudolph-Bahn,  I. 
*••)  Reichsgesetzhlatt  Nr.  65,  II.  Bd.  1.  Abth.  dieser  Sammlung,  Kronprinz  Rudolph-Bahn.  III. 
f)  Dies.  Bezeichnung  dürfte  richtiger  .§.  5"  lauten. 
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Es  ist  jedoch  Vorsorge  zu  treffen ,  dass  die  Balm  schon  vor  dieser  Zeit 
insoweit  lahrbar  gemacht  werde,  um  wenigstens  Erze  und  andere  Rcrgwcrks- 
produetc  zwischen  Eisenerz  und  Hiertau  zu  befördern. 

Der  Tarifsatz  wird  mit  1.6  kr.  österr.  Währung  in  Silber  als  Minimai- 
Tarifsatz  per  Zollcentner  und  Meile  festgestellt. 

FUr  alle  Waaren  und  Frachten,  welche  nach  den  bestehenden  Tarifen 
der  Kronprinz  Rudolph-Bahn  einem  höheren  Frachtsatze  unterworfen  sind, 
gelten  die  Tarife  der  Rudolph-Kahn. 

Die  Begünstigungen  auf  stufenweise  Herabsetzung  der  Tarifsätze  bei 
Benutzung  der  Buhn  auf  mehr  als  10  Meilen  haben  erst  von  IlieHau  weiter 
einzutreten. 

Es  wird  ferner  ausdrücklich  bestimmt ,  dass  auf  der  Strecke  HieHau- 
Eisenerz  keinem  Versender  oder  Frachtenunternehmer  eine  Herabsetzung  der 
Frachtpreise  oder  tinc  andere  Begünstigung  zugestanden  werden  soll,  sondern 
dass  vielmehr  eine  völlig  gleiche  Behandlung  aller  Frachteuversender  einzu- 
halten sei. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Coucession  entgegen  zu  handeln,  und  der  Gesellschaft  das  Recht  einräumen,  • 
wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz  zu  drin- 
gen,  ertheileu  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft ,  den  gemessenen 
Befehl,  Uber  diese  Coucession  und  alle  darin  enthaltenen  Bestimmungen 
strenge  und  sorgtältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Iusiegel,  in  Unserer  Iteichshaupt-  und- Residenzstadt  VVieu,  am 
Dreiundzwanzigsteu  des  Monates  Juli,  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  Acht- 
hundert Siebzig  Eins,  Unserer  Reiche  im  dreiuiulzwanzigsten  Jahre. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Hohenwart  m.  p.         Holi^ethan  m.  p.         Schnfflc  m.  p. 


3. 

Uoneessions-l  rkunde  vom  25.  November  1871,  Ii.  G.  Bl.  Nr.  14+ 

imd  0.  Bl.  Nr.  2  ex  1872, 

für  die  Actienjjesellschaft  der  pri\ilegirten  Kronprinz  Rudolph-Bahn  zum  Hau  und  Betrieb  der  Loco- 

nioliv-Kisenbahnslrecke  von  \  Illach  nach  Tai  vis. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich, 
Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dalmatien,  Croatien, 
Slavonicn,  Galizien,  Lodomerien  und  Illvrieu;  Erzherzog  von  Oesterreich; 
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Grossherzog  von  Krakau,  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  Stoyer,  Kärnthen, 
Krain,  Bukowina,  Ober-  und  Nieder-Schlesien ;  Grossfürst  von  Sieben- 
bürgen; Markgraf  von  Mähren;  gefürsteter  Graf  von  Ilabshurg  und  Tirol: 

etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Actiengesellschaft  der  priv.  Kronprinz  Rudolph-Bahn  die 
Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiv- 
Eisenbahn  von  Villach  nach  Tarvis  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  in 
Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  bewogen,  der  genannten 
Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grundlage  des  Eisenbahn-Concessions- 
gesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  dann  des  Gesetzes 
vom  24.  April  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  35*),  betreffend  die  Ergänzung  der  Kron- 
prinz Rudolph-Bahn  durch  die  Eisenbahnstreckc  Villach-Tarvis  unter  den 
nachstehenden  Bedingungen  zu  ertheilen : 


Wir  verleihen  der  Actiengesellschaft  der  priv.  Kronprinz  Rudolph-Bahn 
das  Recht  zum  Bau  und  Betrieb  der  Locomotiv-Eisenbahnstreckc  von  Villach 
nach  Tarvis  zum  Behufe  der  Verbindung  der  Eisenbahnlinie  St.  Michael* 
•  Villach  und  Laibach-Tarvis  unter  den  für  die  zuletzt  genannte  Eisenbahn- 
linie kraft  des  Gesetzes  vom  9.  Juli  1848,  R.  G.  Bl.  Nr.  103**),  sowie  der 
Concessions-Urkuude  vom  23.  Februar  18G9,  R.  G.  Bl.  Nr.  38***),  gelten- 
den Bestimmungen  und  Modalitäten,  soweit  dieselben  nicht  durch  die  gegen- 
wärtige Concessions-Urkuude  abgeändert  werden. 

§•  2- 

Zu  diesem  Zwecke  wird  für  die  Eisenbahnstrecke  Villach-Tarvis  das 
kraft  §.15  der  citirten  Concessions-Urkunde  garautirte  Rcinerträgniss  des 
Anlagecapitals  der  Eisenbahnlinie  Laibach-Tarvis  nach  Massgabe  des  Ge- 
sammt-Kostenaufwandes  für  die  Herstellung  der  neuen  Strecke  um  den 
Betrag  von  höchstens  zweimalhundert  sechzigtausend  Gulden  in  Silber,  vom 
Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  ganzen  Eisenbahnstrecke  von 
Villach  nach  Tarvis  erhöht. 

Das  hiernach  für  die  Eisenbahnstrecke  Villach-Tarvis  zu  garantirende 
Reinerträgniss  wird  nach  erfolgter  Vollendung  des  Baues  ziffermässig  fest- 
gestellt. 

Von  diesem  Reinerträgnisse  ist  derjenige  Betrag  zur  Capitalstilgung  zu 
verwenden,  welcher  durch  die  Staatsverwaltung  nach  einem  von  ihr  zu 


*)  III.  Bd.  dieser  Sammlung,  Naelitrag,  Kronprinz  Rudolph-Hülm,  4. 
**)  II.  Dil.,  I.  Ablh.  dieser  Sammlung,  Kronprinz.  Rudolph-Bahn,  V. 
***)  II.  Bd.,  I.  Abth.  dieser  Sammlung,  Kronprinz  Rudolph-Balm,  VI. 
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genehmigenden  Amortisationsplane,  demzufolge  das  für  die  neue  Strecke 
emittirte  Capital  während  der  Dauer  der  für  die  Linie  Laibach-Tarvis  ertheil- 
ten  Concession  zu  tilgen  ist,  bestimmt  werden  wird. 

Das  dem  wirklich  garantirten  Reinerträgnisse  entsprechende  Anlage- 
capital  der  Eisenbahnstreckc  Villach-Tarvis  wird  dem  garantirten  Anlage- 
capitale  der  übrigen  Linien  der  Kronprinz  Rudolph-Bahn  zugerechnet  und 
bildet  mit  dem  letzteren  ein  Ganzes. 

§•  3. 

Die  Vergebung  der  Bauarbeiten  hat  im  Wege  der  Offertausschreibung 
unter  der  unmittelbaren  Controlc  des  Handelsministeriums  stattzufinden. 

Die  Genehmigung  des  Emmissionscourses  ist  der  Staatsverwaltung  vor- 
behalten. 

§.  4. 

Die  Eisenbahnstrecke  Villach-Tarvis  ist  binnen  zwei  Jahren,  vom 
heutigen  Tage  an  gerechnet,  herzustellen  und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu 
übergeben. 

§.5. 

Die  Eisenbahnstrecke  Villach-Tarvis  ist  wie  überhaupt,  so  auch  ins- 
besondere,  bezüglich  der  Tarih'rung  und  der  für  grössere  Transportlängen 
geltenden  Tarifermässigungen  als  ein  integrirender  Bestandtheü  der  Linie 
Laibach-Tarvis,  beziehungsweise  der  Kronprinz  Rudolph-Bahn,  Uberhaupt 
zu  betrachten  und  zu  behandeln. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Concession  entgegen  zu  handeln,  und  der  Gesellschaft  das  Recht  einräumen, 
wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz  zu 
dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  gemessenen 
Befehl,  über  diese  Concession  und  alle  darin  enthaltenen  Bestimmungen 
strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insicgel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
fünfundzwanzigsten  Tage  des  Monates  November  im  Jahre  des  Heils  Ein- 
tausend Achthundert  Siebenzig  Eins,  Unserer  Reiche  im  Dreinndzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p.       (L.  S.) 

Auersperg  m.  p.         Holigethan  m.  p.         Banhans  m.  p. 
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K.  k.  priv.  Leoben- Vordernberger  Eisenbahn. 

l. 

Anm erklingen  zur  Cum  estions-Urkuude  vom  S.  Juli  1869,  K.  (i. 

BL  Nr.  13« 

(IL  Bd.,  1«  Abth.  dieser  Sammlung,  Leoben- Vordernberger  Eisenbahn  I). 

Zu  $.  14  b)  und  §.  15. 

Die  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  Eisenbahn  von  Leoben  nach 
Vordernberg  erfolgte  am  18.  Mai  1872. 

Zu  §.  4. 

Mit  dem  Handelsministcri-al  -  Erlasse  vom  U.  November  1871,  Z. 
21263—5226  wurde  der  Gesellschaft  die  Bewilligung  zum  Baue  und  Be- 
triebe einer  Pt'erdeschleppbahn  vom  Stationsplatzc  in  Trofajach  zum  fürstlich 
Schwarzenberg'schen  Hochofen  ertheilt. 
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K.  k.  priv.  Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn. 

l. 

Statuten. 

lledigirt  nach  dem  Beschlüsse  der  19.  ordentlichen  Generalversammlung  am  29.  April  1872. 

An  Stelle  der  in  Folge  Allerhöchster  EnlachliessuDgen  vom  5.  Juni  1856  und  vom  14.  April  1862 
genehmigten  Statuten  von  dem  k.  k.  Minister  des  Innern  mit  dem  Erlasse  rom  27.  September 

1872,  Z.  12700,  genehmigt. 

I.  Abschnitt. 

Die  Gesellschaft. 

§•  1- 

Mitglieder  der  Gesellschaft. 

Mit  Allerhöchster  Genehmigung  gründen  die  Unterzeichneten  eine 
anonvmc  Gesellschaft,  welche  aus  allen  Besitzern  der  nach  den  Bestim- 
tiiungcu  dieser  Statuten  auszugebenden  Actien  bestehen  soll. 

§.  2. 
Zweck. 

Der  Zweck  dieser  Gesellschaft  ist: 

1.  Der  Bau  und  Betrieb  der  durch  die  allerhöchste  Concessions- Urkunde 
vom  15.  Juni  1856  bewilligten  Eisenbahn  von  Reichenberg  nach  Par- 
dubitz und  der  Flilgelbahn  nach  Schwadowitz. 

2.  Der  Bau  der  später  zu  bestimmenden  Seiten-  und  Flügelbahnen  dieser 
Eisenbahnstrecke. 

3.  Die  Beförderung  von  Gütern  und  Personen  auf  den  von  der  Gesellschaft 
ausgeführten  Bahnlinien. 

§.  3. 
Firma. 

Die  Gesellschaft  wird  die  gesetzmässig  zu  protokollirende  Firma  führen : 
„K.  k.  priv.  Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn". 
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Sitz  der  Gesellschaft. 

Der  Silz  der  Gesellschaft  ist  zu  Wien  mit  Agenturen  nach  dem  Bedürf- 
nisse im  In-  und  Auslande. 

§•  5. 

Dauer  der  Gesellschaft. 

Nach  erlangter  definitiver  Genehmigung  erklärt  sich  die  Gesellschaft 
dann  als  constituirt,  wenn  die  Summe  von  4,500.000  Gulden,  d.i.  30 Procent 
ihres  Acliencapitals  eingezahlt  worden  sind.  Die  Gesellschaft  beginnt  mit 
dem  Tage  der  Constituirung  und  endigt  mit  Ablauf  der  crtheiltcn  Aller- 
höchsten Ei8enbahn-Concession. 

II.  Abschnitt. 

Uebcrtragung;  der  C'oncession. 

§.  6. 

Die  Conces8ion8-lnhaber:  Sc.  Durchlaucht  Fürst  Camill  Roh  an,  Se. 
Erlaucht  Graf  Franz  Ernst  Harrach,  Johann  Liebig,  Chef  des  Hause* 
Licbig  &  Comp.,  Albert  Klein  ,  Chef  des  Hauses  Gebrüder  Klein,  A.  Lanna. 
Charles  Semon  für  das  Banquierhans  R.  Heine,  Scmon  &  Comp,  in 
London,  Friedrich  Zdekauer  von  Trcukron,  Chef  des  Banqnierhauses 
Moriz  Zdekauer  in  Prag ,  treten  ab  und  übertragen  der  Gesellschaft  ohne 
Ausnahme  und  Vorbehalt  alle  Rechte,  welche  sie  durch  die  Allerhöchste 
Eisenbahn-Conccssions-Urkunde  vom  15.  Juni  1856  erworben  haben. 

§•  7. 

Ersatz  der  Vorauslagen. 

Die  von  den  Herren  Johann  Licbig,  Gebrüder  Klei  n  und  A.  L  a  n  n  a 
bestrittenen  Vorauslagen  werden  der  Gesellschaft  in  Rechnung  gebracht  und 
von  dieser  vergütet. 

III.  Abschnitt. 

GeselUcliaffg-Capital. 

§.  8. 
A  c  t  i  e  n. 

Der  Gescllschaftsfond  wird  auf  15,000.000  ti.  Conv. -Münze  festgesetzt: 
dieser  Fond  wird  durch  75.000  Actien,  jede  zu  200  fl.  Conv. -Münze  gebil- 
det. Die  Actien  lauten  auf  den  Ueberbringer,  ohne  jedoch  die  Ausfertignng 
auf  bestimmte  Namen  auszuschliessen. 
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§•  9. 

Antheil  der  Actien  an  Vermögen  und  Gewinn. 
Jede  Actio  gibt  das  Recht  auf  den  vcrhältnissmässigen  Antheil  an  dem 
Vermögen  der  Gesellschaft  und  an  den  Erträgnissen  der  Unternehmung. 

§.  10. 

Modalität  der  Einzahlungen  der  Actienbeträge. 
Die  Einzahlungen  der  Actienbeträge  sind  an  die  Gescllschaftscassa  in 
Wien  oder  an  deren  Agenturen  unter  den  von  dem  Verwaltungsrathc  bestimm- 
ten Bedingungen  zu  leisten. 

* 

§•  10. 
Ausfolgung  der  Actien. 
Nach  geleisteter  erster  Einzahlung  von  30  Procent  des  Actiencapitales 
werden  den  Berechtigten  Actien,  worauf  die  Zahlung  bestätigt  ist,  ausgefolgt. 
Es  steht  jedoch  den  Actionären  frei,    diese  30  Procent  in  drei  Katen  zu 
10  Procent,  und  zwar  die  zweite  Rate  drei  Monate  nach  der  ersten,  die 
dritte  Rate  drei  Monate  nach  der  zweiten  einzuzahlen,   wofür  denselben 
Empfangsbestätigungen  ausgehändigt  werden,  welche  nach  geschehener  Ein- 
zahlung von  30  Procent  gegen  Actien  ausgetauscht  werden,  üebrigens  bleibt 
es  den  Actionären  unbenommen,  den  vollen  Betrag  der  Actien  auch  auf  ein- 
mal gegen  Ausfolgung  der  mit  der  Zahlungsbestätignng  versehenen  Actien 
einzuzahlen. 

§.  12. 
Weitere  Einzahlungen. 
Die  ferneren  Einzahlungen  auf  die  Actien  werden  von  den  jedesmaligen 
Vertretern  der  Gesellschaft  durch  öffentliche  Ankündigung  in  der  Wiener  und 
Prager  officiellen  Zeitung,  dann  nach  Ermessen  der  Direction  auch  in  aus- 
ländischen Zeitungen  eingefordert.  Die  Veröffentlichung  dieser  Aufforderungen 
mnss  jedoch  mindestens  vier  Wochen  vor  dem  jedesmal  zu  bestimmenden 
spätesten  Zahlungstermine  stattfinden,  und  die  jedesmalige  Einzahlung  darf 
nicht  mehr  als  10  Procent  des  Norainalcapitals  der  Actien  betragen.  Sobald 
30  Procent  eingezahlt  sind,  haben  die  ursprünglichen  Actionärc  für  die 
weiteren  Einzahlungen  nicht  mehr  zu  haften. 

§.  13. 

Verfahren  bei  versäumten  Zahlungsraten. 

Die  Gesellschaft  ist  berechtigt,  jene  Actien,  auf  welche  die  Einzah- 
lungen nicht  rechtzeitig  geleistet  wurden,  als  verfallen  zu  erklären,  und 
andere  an  deren  Stelle  zu  emittiren.  Das  Recht  der  Gesellschaft,  die  Haftung 
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der  ursprünglichen  Actionärc  nach  Massgabe  des  §.12  in  Anspruch  ZU 
nehmen,  soll  jedoch  durch  diese  Bestimmung  nicht  beirrt  werden. 

§.  14. 

Actien,  denen  die  Bestätigung  der  Einzahlungen  fehlt. 

Actien,  auf  denen  die  ordnungsmässigc  Bestätigung  aller  verfallenen 
Einzahlungen  nicht  ausgefertigt  worden  ist,  sind  kein  Gegenstand  eines 
giltigen  Verkehrs. 

§.  15. 

Haftung  der  Actionäre. 

Die  Besitzer  volleiugezahlter  Actien  sind  Uber  den  Belauf  des  Actien- 
capitals  nicht  verpflichtet  (§.  58). 

§.  16. 

Ausfertigung  der  Actien. 

Die  Actien  werden  aus  einem  Juxtabuchc  herausgeschnitten,  und  mit 
dem  trockenen  Stempel  der  Gesellschaft,  sowie  mit  der  Unterschrift  zweier 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathcs  und  eines  Dircctors  versehen.  Denselben 
werden  die  entsprechenden  Interessen-  und  Dividendencoupons  sammt  Talons 
beigeschlossen.  Jede  Einzahlung  auf  eine  Actie  wird  auf  dieser  selbst  be- 
stätigt. 

§.  17. 

Aufbewahrung  der  Actien  in  der  GeseUschaftsoassa. 

Die  Dircction  kann  die  Bewilligung  zur  Hinterlegung  und  Aufbewahrung 
der  Actien  in  der  Gesellschaftscassa  ertheilen. 

§•  18. 

Unteilbarkeit  der  Actien. 
Die  Actien  sind  untheitbar. 

§.  19. 

Unterwerfung  unter  die  Statuten. 

Der  Besitz  einer  Actie  bedingt  die  Unterwerfung  unter  die  Statuten  der 
Gesellschaft. 

§.  20. 

Rechte  der  Erben  der  Actionäre. 

Die  Erben  der  Actionäre  können  unter  keinem  Vorwande  auf  die  Güter, 
Gelder  und  Werthpapiere  der  Gesellschaft  Beschlag  legen,   oder  sich  auf 
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irgend  eine  Art  in  die  Verwaltung  einmengen.  Um  ihre  Rechte  zu  wahren, 
haben  sie  sich  auf  die  Inventare  der  Gesellschaft  und  auf  die  Verhandlungen 
der  Generalversammlung  zu  berufen. 


IV.  Abschnitt. 

Verfassung  der  Gesellschaft  und  Verwaltung  ihrer  Angelegen- 
heiten. 

8.  IL 

Organe  der  Gesellschaft. 

Die  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  werden : 
aj  von  der  Generalversammlung, 

b)  durch  den  Verwaltungsrath, 

c)  durch  die  Directum  und  besoldete  Beamten  besorgt. 

Der  Verwaltuugsrath  wird  von  der  Generalversammlung  ernannt,  und 
wählt  seinerseits  die  Direction. 

§•  22. 
Generalversammlung. 

Die  ordnungsmäßig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die  Gcsamrat- 
heit  der  Actiouäre. 

§.  23. 

Mitglieder  der  Generalversammlung. 

Die  Generalversammlung  besteht  au3  allen  jenen  Actionären,  deren 
jeder  wenigstens  10  Acticn  besitzt.  Sio  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  der  Anwesenden. 

Die  Aetionüre  können  hierbei  nur  durch  solche  Personen  vertreten 
werden,  welche  selbst  stimmfähige  Mitglieder  der  Generalversammlung  sind. 

Die  Form  der  Vollmacht  wird  von  der  Direction  bestimmt. 

§.  24. 

Einberufung  der  Generalversammlung. 

Die  Einberufung  der  Generalversammlung  geschieht  vom  Verwaltungs- 
rathe  durch  die  Direction,  jedesmal  durch  eine  Kundmachung,  welche 
wenigstens  einen  Monat  vor  dem  Zusammentritt  in  den  §.12  angeführten 
Zeitungen  veröffentlicht  wird.  In  diese  Einberufung  ist  das  Programm  der 
Generalversammlung  nur  insoweit  aufzunehmen,  als : 

a)  über  die  Vermehrung  des  Actiencapitals; 

b)  Uber  die  Aenderung  der  Statuten  ; 
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c)  über  die  Neuwahl  eines  Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes,  oder 
(I)  über  die  Auflösung  der  Gesellschalt  berathen  werden  soll. 

§.  25. 
Stimmrecht. 

Je  zehn  Actien  gehen  das  Recht  auf  Eine  Stimme;  kein  Actionär  kann 
jedoch  mehr  als  dreissig  eigenberechtigte  Stimmen  in  sich  vereinigen ;  als 
Bevollmächtigter  kann  er  überdiess  höchstens  zwanzig  Stimmen  übernehmen. 

§.  20. 

Legitimationskarten. 

Die  Aktionäre  müssen,  um  der  Generalversammlung  beiwohnen  zu 
dürfen,  wenigstens  1  I  Tage  vor  dem  Zusammentritte  derselben,  ihre  Actien 
am  Sitze  der  Gesellschaft  oder  deren  Agenturen  niederlegen.  Sie  erhalten 
sodann  eine  Legitimationskarte,  die  auf  den  Namen  lautet,  und  nur  für 
die  bezeichnete  Person  gilt.  Die  Scheine  über  die  nach  17  deponirten 
Actien  geben,  wenn  sie  auf  zehn  oder  mehr  Actien  lauten  und  wenn  sie 
mindestens  14  Tage  vor  dem  Zusammentritte  der  Generalversammlung 
deponirt  worden  sind,  das  Recht  auf  eine  Legitimationskarte.  Jede  ausge- 
fertigte Legitimationskarte  rauss  die  Zahl  der  hinterlegten  Actien  ausweisen. 

§.  27. 

Ordentliche  und  ausserordentliche  Generalversammlungen. 

Di"  ordentliche  Generalversammlung  tritt  einmal  jährlich  und  zwar 
jedesmal  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  in  Wien  zusammen.  Ausserordentlich" 
Generalversammlungen  können  so  oft  stattfinden,  als  es  der  Verwaltungsrath 
für  förderlieh  erachtet  und  werden  auch  in  dem  Falle  abgehalten,  wenn 
zwanzig  Actionäre.  deren  Actien  zusammen  eino  Million  des  Anlagecapitals 
betragen,  darauf  beim  Verwaltungsrath  antragen. 

§.  28. 
Besohl  nssfähigkeit. 

Die  Generalversammlung  ist  besehlussfähiur,  wenn  wenigstens  zwanzig 
Actionäre  zugegen  sind,  welche  den  zwölften  Theil  des  Gesellschaftscapitals 
repräsentiren. 

§.  29. 

Vertagung  der  Generalversammlung. 

Ist    nach    ordnungsmässigor    Einberufung   die  Generalversammlung 
zusammengetreten,   ohne  nach  §.  28  besehlussfähig  zu  sein,    so  wird  die 
Versammlung  vertagt,   und  zwar  mind"st"iH  auf  zwanzig  Tage.  Die  Ein- 
berufung der  zweiten  Versammlung  geschieht  auf  die  im  §.  24  vorgesehrie- 
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bene  Weise,  die  Kundmachung  ist  jedoch  nur  14  Tage  vor  dem  Zusammen- 
tritte (vom  Tage  der  Veröffentlichung  an  gerechnet)  erforderlieb.  Diese 
zweite  Versammlung  ist  besehlussfähig  ganz  ohne  Rücksieht  auf  die  Zahl  der 
anwesenden  Aetionäre,  und  der  repräsentirten  Aetien,  sie  darf  jedoch  nur 
über  solche  Gegenstände  besehliessen,  welche  bereits  zur  Tagesordnung  der 
ersten  Versammlung  gehörten. 

§•  30. 

Vorsitzender  und  Protokollführer. 

Den  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  des  Ver 
waltungsrathes  oder  dessen  Stellvertreter.  Den  Protokollführer  ernennt  der 
Vorsitzende. 

§.  31. 
Wahlmodus. 

Alle  Wahlen  geschehen  durch  Stimmzettel  mit  absoluter  Mehrheit;  bei 
Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

§•  32. 

Wirkungskreid  der  Generalversammlung. 

Der  Generalversammlung  werden  der  Geschäftsbericht  und  der  Ab- 
schluss  der  Jahresrechnung  vorgetragen. 

Der  von  der  Generalversammlung  genehmigte  Absehluss  der  Jahres- 
rechnung, sowie  der  Gesehäftsberieht  werden  durch  den  Druck  bekannt 
gemacht. 

Der  Beschluss  der  Generalversammlung  ist  erforderlieh: 

1.  zur  Wahl  der  Mitglieder  des  Ycrwaltungsrathcs; 

2.  zur  Ausdehnung  der  Geschäfte  der  Gesellschaft  Uber  die  im  2 
bestimmten  Glänzen; 

3.  zum  Bau  von  Zweig-  und  Flügelbahnen; 

4.  zur  Vermehrung  des  Gesehäftscapitals  und  insbesondere  zur  Aufnahme 
von  Anlehen ; 

5.  zu  A<*nderungen  und  Zusätzen  dieser  Statuten  (vgl.  58); 

6.  zur  Aufhebung  der  Beschlüsse  früherer  Generalversammlungen  ; 

7.  zur  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  Privilegiumsdauer. 

Zur  Ausführung  der  Beschlüsse  über  die  unter  2,  3,  4,  5  und  7  bezeich- 
neten Gegenstände  ist  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  einzuholen. 

§.  33. 

Verbindlichkeit  der  Beschlüsse. 

Die  ßtatutenmässigen  Beschlüsse  der  General  Versammlung  sind  für  alle 
Aetionäre  rechtsverbindlich. 
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(  34. 
Protokolle. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen,  welches  der  Präsident,  zwei  Mitglieder  der  Generalversamm- 
lung und  der  Schriftführer  unterzeichnen  sollen. 

Abschriften  und  Auszilge  der  Protokolle  sind  von  dem  Vorsitzenden, 
einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  und  dem  Schriftführer  zu  beglaubigen. 
Dem  Original-Protokolle  Bollen  das  Verzeichniss  der  anwesenden  Mitglieder 
mit  Angabc  der  von  jedem  vertretenen  Actien  und  die  Vollmaehtcn  beige- 
heftet werden. 

§.  35. 
Verwaltungsrath. 

Die  oberste  Leitung  der  Geschäfte  führt  der  Verwaltungsrath,  welcher 
aus  eilf  Mitgliedern  besteht,  die  von  der  Generalversammlung  gewählt 
werden. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  rauss  Eigenthümer  von  wenigstens 
zwanzig  Aetien  sein,  welche  während  seiner  Amtsführung  unveräusserlich 
bleiben  und  in  der  Gescllsehaftscassa  aufbewahrt  werden. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  verwalten  ihr  Amt  unentgeltlich, 
erhalten  aber  für  ihre  in  ihrer  amtlichen  Eigenschaft  im  Interesse  der  Gesell- 
schaft zu  unternehmenden  Reisen  Diäten. 

§.  36. 

Erster  Verwaltungsrath. 
Mit  Constituirung  der  Gesellschaft  treten  fUr  die  drei  ersten  Jahre  die 
nachbenannten  Gründer  derselben  in  den  Verwaltungsrath : 
Se.  Durchla  ueht  Fürst  C  a  m  i  1 1  R  o  h  a  n , 
Se.  Erlaucht  Ernst  Franz  Graf  Harrach, 
Charles  S  e  m  o  n  in  London, 
Johann  Liebiegin  Reichenberg, 
A.  Lanna  in  Prag, 
A 1  b  e  r  t  K 1  e  i  n  in  Prag, 

F r  i c d  rieh  Z d e k a u e r  von  Treukron  in  Prag. 

Die  übrigen  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  von  der  ersten 
Generalversammlung  gewählt.  Febrigcns  haben  auch  die  Gründer  als  Mit- 
glieder des  Verwaltungsrathes  der  Vorschrift  des  §.35  in  Rücksicht  auf  den 
Besitz  von  wenigstens  zwanzig  Actien  Genüge  zu  leisten. 

§.  37. 

Erneuerung  des  Verwaltungsrathes. 
Nach  Ablauf  der  ersten  drei  Jahre  des  Bestandes  der  Gesellschaft  treten 
jedes  Jahr  drei  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  aus  und  es  finden  neue 
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Wahlen  der  Generalversammlung  statt.  Bis  zur  gänzlichen  Erneuerung  des 
ursprünglichen  Verwaltuugsrathcs  wird  die  Ordnung  des  Austrittes  seiner 
Glieder  durch  das  Loos  bestimmt. 

In  der  Folge  findet  die  Erneuerung  nach  dem  Amtsalter  statt.  Jeder 
Austretende  kann  wieder  gewühlt  werden. 

■ 

§.  38. 

Hindernisse  der  Mitgliedschaft. 

Beamte  der  Gesellschaft  und  Alle ,  welche  zu  ihr  im  Verhältnisse  des 
Contractes  stehen; 

Alle,  welche  in  Concors  verfallen  sind  oder  ihre  Zahlungen  eingestellt 
haben,  ohne  ihre  Gläubiger  befriedigt  zu  haben; 

Alle,  welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  aus  Gewinn- 
sucht hervorgegangenen  oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Ver- 
gehens oder  einer  solchen  Uebertretung  rechtskräftig  verurtheilt  worden  sind 
—  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sein. 

Tritt  ein  solches  Verhältniss  während  der  Amtsführung  ein,  so  hat  es 
unmittelbar  die  iSicderlegung  der  Stelle  zur  Folge. 

§.  39. 
Präsidium. 

Der  Verwaltuugsrath  wählt  jährlich  aus  seiner  Mitte  einen  Präsidenten 
und  dessen  Stellvertreter. 

Jeder  derselben  ist  wieder  wählbar. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  oder  Verhinderung  des  Präsidenten  und 
seines  Stellvertreters  betraut  der  Verwaltungsrath  eines  seiner  Mitglieder  mit 
dem  Amt  des  Vorstandes. 

§.  40. 

Versammlungen  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  am  Sitze  der  Gesellschaft  auf 
Einladung  des  Präsidenten,  so  oft  das  Interesse  der  Gesellschaft  es  erfordert, 
wenigstens  einmal  in  jedem  Quartale. 

§.  41. 

Geschäftsordnung  des  Verwaltungsrathes. 

Die  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  werden  durch  absolute  Mehrheit 
der  persönlich  anwesenden  oder  nach  §.42  durch  Bevollmächtigte  ver- 
tretenen Mitglieder  gefasst,  bei  Gleichheit  der  Stimmen  gibt  jene  des  Präsi- 
denten den  Ausschlag. 
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Die  Versammlung  des  Verwaltungsrathes  ist  besehlussfähig,  wenn 
wenigstens  drei  Mitglieder  anwesend  oder  durch  Bevollmächtigte  vertreten 
sind. 

§.  42. 
Bevollmächtigte. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sind  berechtigt,  sieh  durch  Be- 
vollmächtigte vertreten  zu  lassen.  Jeder  Bevollmächtigte  muss  Eigen  thümer 
von  zwanzig  Actien  sein,  welche  in  der  Gescllschnltscassa  während  der  Dauer 
der  Vollmacht  hinterlegt  werden.  Kein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  und 
kein  Bevollmächtigter  darf  im  Vcrwaltungsrathe  mehr  als  eine  Stimme 
rubren. 

§•  43. 
Protokoll. 

Teuer  die  Verhau  Hungen  des  Verwaltungsrathes  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen,  welches  der  Präsident  und  zwei  Mitglieder  unterzeichnen. 
Abschrilten  und  Auszüge  aus  dem  Protokolle  müssen ,  um  Beweiskraft  zu 
haben,  von  dem  Präsidenten  oder  dessen  Stellvertreter  und  von  wenigstens 
einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  unterfertigt  sein. 

§.  44. 

Ersatz  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  im  Falle  des  Todes  oder  Austrittes. 

Wenn  ein  Mitglied  stirbt  oder  austritt,  so  schreitet  der  Vcrwaltungsrath 
mit  Bücksicht  auf  die§§.  35  und  38  zur  Besetzung  seiner  Stelle;  die  so  gewählten 
Mitglieder  haben  gleiche  Hechte  mit  den  übrigen,  ihre  Amtsdauer  erlischt 
mit  dem  Zeitpunkte,  mit  welchem  die  ihres  Vorgängers  geendigt  hätte.  Die 
Ersatzwahlen  sind  der  Bestätigung  der  nächsten  Generalversammlung  zu 
unterziehen. 

§.  45. 

Wirkungskreis  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Vcrwaltungsrath  ist  der  Vertreter  der  Rechte  der  Gesellschaft,  er 
repräscutirt  sie  nach  aussen  und  fasst  im  Namen  derselben  verbindende 
Beschlüsse  in  allen  Angelegenheiten,  welche  nicht  nach  §.32  der  General- 
versammlung ausdrücklich  vorbehalten  sind. 

Insbesondere  hat  er: 

1.  Die  Generalversammlung  zu  berufen,  alle  Anträge  an  dieselbe  zu  stellen 
über  Gegenstände,  welche  statutenmässig  dem  Beschlüsse  der  General- 
versammlung vorbehalten  sind,  und  deren  Beschlüsse  auszuführen  oder 
ausführen  zu  lassen. 

2.  Die  Direction  zu  wählen  und  die  Gehalte  der  besoldeten  Mitglieder 
derselben  zu  bestimmen. 
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3.  Die  Direction  in  ihrer  Geschäftsführung  zu  controliren,  die  Rechnungen 
abzunehmen,  zu  prüfen,  zu  bemängeln,  anzuerkennen,  zu  finalisiren,  den 
Verwaltungsetat  innerhalb  der  beiden  ersten  Monate  jeden  Jahres  von 
der  Direction  einzufordern,  zu  prüfen  und  zu  genehmigen ;  zeitweilige 
Casserevisionen  vorzunehmen. 

4.  Die  Vorschläge  der  Direction  zur  Besetzung  von  Beamtenstellen ,  die 
abzuschliessendenDienstverträge,  so  wie  alle  vorgeschlagenen  Remunera- 
tionen und  Gratifikationen  zu  genehmigen  oder  zu  beanständen. 

5.  Die  Höhe  des  Reservefondes  und  der  jährlichen  Dividende  zu  be- 
stimmen und  zur  Kenntniss  der  Actionäre  bringen  zu  lassen,  eo  wie  die 
jährliche  Quote  für  den  Tilgungsfond  festzusetzen. 

6.  Den  Reservefond  und  alle  verfügbaren  Gelder  der  Gesellschaft  zn  ver- 
walten. 

7.  Den  Ankauf,  Verkauf  und  alle  Verträge,  betreffend  die  Erwerbung, 
Benützung  oder  Veräusserung  der  zum  Zweck  der  Unternehmung  erfor- 
derlichen beweglichen  oder  unbeweglichen  Objecte,  überhaupt  alle  Ver- 
träge und  Vergleiche,  die  das  Unternehmen  oder  das  Vermögen  der 
Gesellschaft  betreffen ,  zu  genehmigen ,  den  Verkauf,  die  Einziehung, 
Ueberschreibung,  Uebertragung  der  Werthpapiere,  Renten  and  Effecten 
der  Gesellschaft  zu  bewilligen. 

8.  Die  Tarifsgebühren  vorbehaltlich  der  gesetzlichen  Genehmigung  zu 
bestimmen  und  zu  verändern,  sowie  den  Fahrplan  und  jede  Veränderung 
desselben  zu  genehmigen. 

y.  Die  Geschäftsordnung  der  Direction  und  das  allgemeine  Dienstregle- 
ment zu  prüfen,  zu  genehmigen  und  abzuändern.  Der  Verwaltungsrath 
ist  berechtigt,  die  ihm  durch  diesen  Paragraph  zugewiesenen  Geschälte 
innerhalb  bestimmter  Gränzen  durch  besondere  Vollmacht  an  die 
Direction  zu  übertragen. 

§.  46. 

Haftung  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes. 

Den  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  erwächst  aus  ihrer  Amtsführung 
weder  eine  persönliche,  noch  eine  solidarische  Haftung  hinsichtlich  der  Ver- 
bindlichkeiten der  Gesellschaft.  Sie  haften  nur  für  die  Ausübung  ihres 
Amtes. 

§.  47. 
Direction. 

Die  Direction  besteht  mindestens  aus  drei  Mitgliedern;  dieselben  werden 
vom  Verwaltungsrathe  entweder  ganz  oder  theilweise  aus  seinen  Mitgliedern 
oder  aus  Oberbeamten  ernannt. 
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Ueber  Amtsdauer,  Gekalte,  sonstige  Bezüge  und  Wohnsitze  der  besol- 
deten Mitglieder,  bestimmen  die  mit  diesen  und  dem  Verwaltungsrath  ahzu- 
sehliessenden  Verträge  das  Nähere. 

Jedes  Directionsmitglied  hat  der  Regel  nach  vor  Antritt  des  Amtes  zehn 
Acticu  bei  der  Haupteasse  der  Gesellschaft  zu  hinterlegen,  doch  kanu  der 
Verwaltungsrath  nach  Umständen  hievon  befreien. 

§.  48. 

Hindernisse, 

Die  im  g.  38  angeführten  Hindernisse  stehen  auch  bei  einem  Directions- 
mitgliede  der  Annahme  und  der  Fortsetzung  der  Geschäftsführung  entgegen. 

§.  49. 

Wirkungskreis  der  Direction. 

Unter  Oberleitung  des  Verwaltungsrattie«  führt  die  Direction  die  Ge- 
schäfte nach  Massgabe  der  ihr  vom  Verwaltnngsrathe  ertheilten  Vollmachten 
und  der  von  ihm  genehmigten  Geschäftsordnung. 

Insbesondere  hat  die  Direction : 

1.  Das  Vermögen  der  Gesellschaft  zu  verwalten  und  die  Einnahmen  inner- 
halb des  vom  Verwallungsrathe  genehmigten  Etats  zu  verwenden. 

2.  Alle  zur  Erreichung  der  gesellschaftlichen  Zwecke  noth wendigen  Reali- 
täten unter  Genehmigung  des  Verwaltungsrathes  zu  erwerben. 

3.  Alle  Zeichnungen  und  Voranschläge  für  Bauten  dem  Verwaltnngsrathe 
vorzulegen  und  alle  Bauten  und  Reparaturen  mit  Beobachtung  des 
Vcrwaltungsetats  und  nach  erlangter  Genehmigung  des  Verwaltungs- 
rathes auszuführen. 

4.  Alle  zum  Betriebe  der  Unternehmung  erforderlichen  Materialien,  Trans- 
portmittel und  Utensilien  anzuschaffen. 

5.  Die  Bahn,  die  Transportmittel  und  das  ganze  Inventar  zu  unterhalten. 
C.  Den  Bahndienst  zu  leiten. 

7-  Die  gesammte  Cassen Verwaltung,  die  Einrichtung  und  Beaufsichtigung 
einer  vollständigen  Buch-  und  Rechnungsführung  zu  übernehmen. 

8.  Den  jährlichen  Verwaltungsetat  innerhalb  der  beiden  ersten  Monate  des 
Jahres,  das  allgemeine  Dienstreglement,  das  Betriehsreglement  und  die 
Fahrpläne  zu  entwerfen  und  dem  Verwaltungsrathe  zur  Genehmigung 
vorzulegen. 

9.  Die  jährliche  Inventur  und  den  Abseblttss  der  Rechnungen  zu  veran- 
lassen. 

10.  Einen  vollständigen  Jahresbericht  über  den  Gang  des  Unternehmens 
uu  1  den  Stand  der  Casse  abzulassen,  welcher  vom  Verwaltungsrath 
geprüft  und   der  ordentlichen   Generah ersammlung  vorgelegt  wird; 
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übenliess  «lern  Verwaltungsrathe  vierteljährige  schrittliehe  spccielle 
Berichte  zu  erstatten. 
11.  Die  Berechnung  und  den  Vorsolling  llir  den  jährlichen  Dividendeubetrag, 
so  wie  für  die  Quoten  des  Reserve-  und  Tilgungsfondes  dem  Verwal- 
tungsrathe vorzulegen 

§.  ÖU. 

Ausfertigung  von  Urkunden. 

Alle  für  die  Gesellschaft  rechtsverbindlichen  Urkunden  werden  mit  der 
Firma  der  Gesellschaft  (§.  3)  versehen  und  entweder  von  zwei  Verwaltungs- 
räthen  oder  von  einem  Verwaltungsrathe  und  einem  Directionsmitgliedc 
unterzeichnet. 


V.  Abschnitt 
ErtrfigniMi 

51- 

Zinsen  der  Actien. 

Die  Actienbeträge  werden  mit  jährlichen  fünf  von  hundert,  vom  Tage 
der  Einzahlung  an  gerechnet,  verzinst.  Bis  zu  dem  Zeitpuncte,  wo  der  Eisen- 
bahnbetrieb einen  Ertrag  gewährt,  dürfen  die  fünfpereentigen  Zinsen  aus 
den  Einzahlungen  auf  «lie  Actien  bestritten  werden 

§•  ->2. 

Bechnungsabschluss. 

Die  Rechnungen  werden  auf  den  31.  December  eines  jeden  Jahres  ab- 
geschlossen ,  und  die  Bilanz  wird  der  ordentlichen  General-Versammlung 
vorgelegt.  Aus  der  Brutto-Einnahmc  werden  die  Betriebskosten  und  die  Er- 
fordernisse für  die  etwa  contrahirten  Prioritätsschulden  zunächst  gedeckt. 
Von  dem  dann  erfolgenden  Reinerträge  werden  bestritten: 

1.  Die  fünfpereentigen  Zinsen  der  Actieneinlagen  nach  §.  öl. 

2.  Die  Tilgungsquote  für  den  Amortisationsfond. 

3.  Die  Rückvergütung  der  vom  Staate  in  Folge  seiner  Zinsengaranrie  etwa 
geleisteten  Vorschüsse. 

§.  53. 
Eeservefoud. 

Die  hierauf  noch  verlügbare  Summe  bildet  den  leberschuss  des  Rein- 
ertrages. 

•it  * 
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Von  diesem  Uebersebusse  wird  zunächst  ein  Betrag:  von  4«»  0  zurück- 
gelegt, um  als  Reservefond  fllr  unvorhergesehene  Auslagen  zu  dienen. 

Wenn  der  Reservefond  den  Betrag  von  300.000  fl.  C.  M.  erreicht  hat. 
kann  diese  Zurücklegung  vermindert  oder  auch  ganz  unterlassen  werden 
Dieselbe  wird  aber  alsobald  wieder  aufgenommen,  wenn  der  Reservefond 
unter  den  obigen  Betrag  von  300.000  fl.  C.  M.  herabsinkt. 

§.  54. 

Tilgung  des  Ar tiencapitals. 

Die  Tilgung  der  Actien  geschieht  innerhalb  90  Jaliren  vom  Tage  der 
Allerhöchsten  EntSchliessung,  mit  welcher  die  definitive  Bauconccssion  or- 
theilt wird,  an  gerechnet.  Hiezu  wird  eine  im  richtigen  Verhältnisse  zu  dem 
Nominalcapital  und  demZinsenbetrage  der  zurückzuzahlenden  Actien  stehende 
Tilgungsquote  festgesetzt.  Die  zu  tilgenden  Actien  werden  durch  Verlosung 
bestimmt,  welche  jährlich  zu  der  Zeit  und  auf  die  Art,  wie  der  Verwaltungs- 
rath festsetzen  wird,  Öffentlich  und  am  Sitze  der  Gesellschaft  stattfindet. 

Die  Besitzer  der  verlosten  Actien  erhalten  in  Barem  das  wirklich  ein- 
gezahlte  Actiencapital  nebst  Zinsen  und  der  letztfälligen  Dividende,  und 
ihre  ursprünglichen  Actien  werden  gegen  besondere  auf  den  Ueberbringer 
lautende  Genussscheine,  deren  Form  der  Genehmigung  des  k.  k.  Mini- 
steriums des  Innern  zu  unterziehen  ist,  umgewechselt,  welche  bloss  ein  Recht 
auf  den  entsprechenden  Dividenden-Anthcil  nach  §.  55  für  die  Dauer  der 
Concession,  aber  kein  Stimmrecht  bei  den  Generalversammlungen  gewähren. 

Den  Besitzern  dieser  Genussscheine  steht  kein  Anspruch  auf  die  ftinf- 
percentigen  Zinsen  des  Actiencapitals  zu.  Die  Rückzahlung  dieser  Actien 
geschieht  vom  ersten  Januar  des  auf  die  Verlosung  folgenden  Jahres  ange- 
fangen. In  dem  Masse,  als  Actien  getilgt  werden,  hört  auch  die  Garantie  des 
Staates  für  die  Zinsen  von  diesen  Actien  auf. 

§.  55. 

Vertheihuig  des  Gewinnes. 

Die  nach  Massgabe  der  §§.  52  und  53  sieh  ergebende  Summe  bildet 
den  Gewinn  der  Unternehmung,  der  in  folgender  Weise  vertheilt  wird : 

Neunzig  Percent  zu  Gunsten  der  getilgten  und  nicht  getilgten  Actien. 

Zehn  Percent  zu  Gunsten  der  im  §.  6  genannten  Gründer  der  Gesell- 
schaft nach  Verhältniss  der  von  Jedem  gezeichneten  Summen  (§.  58  >. 

§.  56. 

Zinsen-  und  Dividenden-Zahlung, 

Die  Zinsen  der  Actien  werden  halbjährig,  die  Dividenden  ganzjährig, 
am  Sitze  der  Gesellschaft  und  von  deren  Agenturen  bezahlt. 
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§.  57. 

Verfallene  Zinsen  und  Dividenden. 

Alle  Zinsen  und  Dividenden,  sowie  die  Capitalsbeträge  der  verlosten 
Aotien,  die  nicht  innerhalb  fünf  Jahren  nach  dem  Zahlungstermine  erhoben 
werden,  sind  der  Gesellschaft  verfallen. 


VI.  Abschnitt. 

&chlu»»be»timntungen. 

§.  58. 
Statute  nänderungen . 

Wenn  die  Erfahrung  die  Zweckmässigkeit  einiger  Abänderungen  der 
Statuten,  oder  Zusätze  zu  denselbeu  erkennen  lässt,  so  ist  die  Generalver- 
sammlung berechtigt,  solche  zu  beschliesseu. 

Ihre  Beschlüsse  sind  nur  nach  erfolgter  Allerhöchster  Genehmigung 
giltig.  jedoch  dürfen  die  Bestimmungen  der  §§.  15  und  55  unter  keinen  Um- 
ständen aufgehoben  oder  abgeändert  werden. 

$.59. 
Schiedsverfahren. 

Alle  Streitigkeiten,  welche  zwischen  den  Actionüren  als  solchen  und 
der  Gesellschaft  über  die  Auslegung  dieser  Statuten  oder  über  die  Ver- 
waltung der  Interessen  der  Gesellschaft  entstehen,  werden  mit  Ausschluss  des 
ordentlichen  Gerichtsweges  durch  schiedsrichterliche  Entscheidung  erledigt. 

Jede  der  Parteien  bestellt  zwei  Schiedsrichter,  diese  vier  ernennen  einen 
füntten  Schiedsrichter  als  Vorsitzenden ;  können  sie  sich  Uber  den  Vorsitzen- 
den nicht  einigen .  so  entscheidet  das  Los  für  einen  der  beiden  Vorge- 
schlagenen. Erfolgt  der  Vorschlag  eines  Vorsitzenden  vou  einer  der  beiden 
streitenden  Parteien  nicht  innerhalb  14  Tagen,  vom  Tage  des  ersten  Zusam- 
mentritts der  Schiedsrichter  au  gerechnet,  so  übernimmt  der  von  der  ersten 
Partei  bestellte  Obmann  den  Vorsitz,  und  die  später  erfolgende  Ernennung 
des  anderen  Theiles  ist  ungiltig 

Eine  Appellation  gegen  die  Entscheidung  der  Schiedsrichter  findet  nicht 

statt. 
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§.  60. 
Liquidirung. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  wird  die  Generalversammlung  . 
von  dem  Verwaltungsrath  unverzüglich  einberufen,  um  über  Antrag  der 
letzteren  über  Art  und  Weise  der  Liquidirung  zu  beschließen. 

§.  61. 

Aufsichtsrecht  der  Staatsverwaltung. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  ihr  zustehende  Anfsichtsrecht  und  das 
Recht,  in  die  Gebahrung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen,  vorbehalten. 
Auch  ist  die  Gesellschaft  verpflichtet,  sich  bei  der  Ausführung  des  Baues 
genau  an  die  in  der  Allerh.  Oncessions-Urkunde  vom  15.  Juni  185G  auf- 
genommenen Bestimmungen  zu  halten. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  sich  um  eine  Stelle  bewerbenden 
und  dazu  geeigneten  Militärs  nach  Massgabe  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  19.  December  1853  vor  andern  Bewerbern  zu  berücksichtigen. 

Wien,  am  27.  September  1872. 


Zusatz  zur  3.  Anmerkung  am  Schlüsse  des  §.  7  der  Concessions- 

Urknnde  vom  15.  Juni  1856, 

H.  M.  Vdg.  Bl.  Nr.  46  (II.  Bd.,  1.  Abth.  dieser  Sammlung.  SUd-Nord- 
d«  utsehe  Verbindungsbahn  ,  I.  und  III.  Bd.,  Nachtrag  hiezu  1;  dann  auch 
II.  Bd.,  1.  Abth.,  Oesterr.  Nordwestbahn,  III.  Punct  6). 

Vgl.  wegen  Gleichstellung  der  Kohlentransporte  aus  den  Schwadowitzer 
und  Schatzlarer  Gruben  mit  jenen  aus  dem  Waldenburger  Reviere  in  Bezuj: 
auf  Wagen-Beistcllung,  Frachtbestimmungen  und  Frachtsätze  Punct  II  des 
Protokolles  vom  19.  November  1871.  Nr.  3  dieser  Ergänzung. 

Mit  dem  Handclsministerial-Erlasse  vom  13.  Februar  1872,  Z.  25932 
8393  (Nr.  2  dieser  Ergänzung)  wurde  die  Beibehaltung  der  bisherigen 
Personentarife  bis  zur  Eröffnung  der  Strecke  Reich  enberg-Göilitz.  jedoch 
nicht  länger  als  bis  Ende  des  Jahres  1874  bewilligt. 
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3. 

Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  13.  Februar  1872, 

Z.  25932-6393,  ('.  Bl.  Nr.  21, 

j»  den  Verwaltunjfsrath  der  k.  k.  priv.  Siid-NorddenJschen  Verbindungsbahn. 
In-t  reffend  «lie  fernere  Einhebung  <les  Iiisher  bestandenen  Persnnenlaril's. 

In  Erwägung,  dass  dio  Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn  zur 
Deckung  der  Zinsen  ihres  Anlagekapitals  die  Staatsgarantie  noch  immer  be- 
ansprucht, and  in  fernerer  Erwägung,  dass  im  Falle  der  Einführung  der 
Personen tarife  der  Oesterr.  Nordwestbahn  eine  Steigerung  dieser  Inanspruch- 
nahme der  Staatsgarantie  eintreten  könnte,  gestatte  ich,  in  Abänderung  des 
Erlasses  vom  3.  October  1808,  Z.  15932-2187,  dnss  auf  der  Süd-Nord- 
«leutsehen  Verbindungsbahn  die  bisherigen  Personen  tarife  bis  zur  Eröffnung 
der  Strecke  Reichenberg  -  Görlitz ,  beziehungsweise  im  Falle  sich  dieselbe 
wider  Vermuthen  verzögern  sollte,  bis  Ende  des  Jahres  1874  eingehoben 
werden,  nach  welchem  Zeitpuncte  sodann  die  Tarifsätze  der  Oesterr.  Nord- 
westbahn  in  Wirksamkeit  zu  treten  haben. 

Wien,  am  13.  Februar  1872. 

Baakans  m,  p. 


4. 

Protokoll  zur  H.  X.  Z.  7733-1S34, 

aufgenommen  beim  k.  k.  Handelsministerium  am  19.  November  1871  aus 
Anläse  der  Feststellung  der  Concessions-Bedingungen  der  Locomotivbahn 
von  Reichenberg  über  Friedland  bis  zur  Landcsgränze  bei  Seidenberg,  dann 
einer  Flügelbahn  von  Eisenbrod  nach  Tannwald. 

Gftgrnwtirtifre  die  (ieferti^ien. 

I.  Der  Herr  General  -  Direktor  Dr.  Gross,  als  Vertreter  der  Süd- 
Norddeutschen  Verbindungsbahn  als  Concessionswerberiu ,  übernimmt  die 
Verpflichtung,  die  Anlage  der  Stationen  in  der  Art  zu  bewerkstelligen,  be- 
ziehungsweise schon  bei  Verfassung  des  Detailprojectes  darauf  Rücksicht  zu 
nehmen,  dass  in  jeder  Richtung  täglich  auf  der  ganzen  Bahnlinie  fünfzehn 
Züge  ä  70  Achsen  verkehren  können. 

II.  Die  Gesellschaft  übernimmt  die  weitere  Verpflichtung,  die  Kohlen 
ans  den  Rchwadowitzer  Bergrevieren,  sowie  jene  aus  den  Sehatzlarer  Gruben 
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im  Transporte  sowohl  auf  den  bestehenden,  als  auch  auf  den  neu  concessio- 
uirten  Linien  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  iu  Beziehung  auf  die 
Wagenbeistellung,  auf  die  Frachtbestimmungen  und  auf  Bemessung  der 
Frachtsätze  für  gleiche  Entfernungen  nicht  ungünstiger,  als  die  Kohlen 
des  Waldenburger  Reners  zu  behandeln. 

III.  Von  Seiten  des  Handelsministeriums  wird  in  Beziehung  auf  den 
§.  4  der  Coneessious-Urkunde  das  Zugestäuduiss  gemacht,  das»  die  k.  k.  Re- 
gierung die  Forderung  zur  Ausführung  der  Strecke  Tannwald-Reichenberg 
nur  in  einem  solchen  Zeitpuncte  stellen  werde,  wo  die  Linien  Eisenbrod- 
Tannwald  und  Reichenberg-Görlitz  bereits  vollendet,  und  dem  Öffentlichen 
Verkehre  überleben  sein  werden. 

Die  Süd-Norddeutsehe  Verbindungsbahn  übernimmt  die  Verpflichtung, 
die  Fortsetzung  der  Eisenbrod-Tannwalder  Bahn  Uber  Gablonz  nach  Reicheu- 
berg  in  dem  von  der  Regierung  seinerzeit  zu  fordernden  Zeitpunkte  auszu- 
führen, unter  dem  Vorbehalte,  dass  die  nach  Artikel  V  des  Gesetzes  vom 
19.  Juli  1871  im  verfassungsmässigen  Wege  festzusetzende  Summe  des  zu 
garantirenden  Reinerträgnisses  den  effectiven  Baukosten  nebst  den  Geld- 
besehaffungskosten  vollkommen  entspricht. 

IV.  Die  Actiengesellschaft  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn 
Ubernimmt  die  Verpflichtung,  den  Anordnungen  des  Handelsministeriums  be- 
züglich der  für  alle  österreichischen  Eisenbahnen  einzuführenden  einheit- 
lichen Grundsätze  über  das  Signalisirungsweseu  Folge  zu  leisten,  jedoch  nur 
unter  der  Voraussetzung,  dass  diese  Verpflichtung  nur  den  Zweck  hat,  die 
einheitliche  Signalisirung  auf  allen  österreichischen  Bahnen  zu  ermöglichen, 
und  dass  daher  diessfällige  neue  Anforderungen  nur  in  dem  Falle  gestellt 
werden,  dass  die  glciehmässige  Anwendung  der  Signalisirungs- Vorschriften 
auf  allen  österreichischen  Bahnen  gesichert  erscheint. 

V.  Rücksichtlich  der  von  den  Vertretern  des  Handelsministeriums  ge- 
stellten Forderungen,  gleich  jetzt  schon  den  Grund  für  das  zweite  Geleise  ein- 
zulösen, alle  grösseren  Brücken  und  Viaducte  für  zwei  Geleise  zu  fundireu  und 
die  Tunnels  mit  der  für  zwei  Geleise  nöthigen  Lichtweite  zu  versehen,  bemerkt 
Herr  Generaldirector  Dr.  Gross,  dass  für  die  Einlösung  des  für  das  zweite 
Geleise  erforderlichen  Grundes  in  dem  Projecte  nicht  vorgesehen  ist,  dass 
im  Gegentheile  die  präliminirte  Ziffer  für  den  Gruuderwerb  nach  den 
heutigen  Erfahrungen  in  Böhmen  um  circa  hundert  Percent  erhöht  werden 
mu>s,  um  den  wirklichen  Bedarf  zu  decken. 

Es  ist  daher  innerhalb  der  durch  das  Gesetz  begränzten  Summe  des 
Anlagecapitales  geradezu  unmöglich,  den  Grund  für  zwei  Geleise  ein- 
zulösen. 

Auch  in  Bezug  auf  die  Anlage  doppelgleisiger  Tunnels  und  doppel- 
gleisiger Fundirung  der  Viaducte  und  Brücken  bestehen  wesentliche  Be- 
denken, ob  das  festgestellte  Anlagecapital  dies  ermöglichen  werde;  es  muss 
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jedoch  die  Entscheidung  hierüber  bis  nach  Bearbeitung  des  Detailprojectes 
vorbehalten  werden  und  bittet  der  gefertigte  Vertreter  der  Süd-Nord- 
deutschen Verbindungsbahn,  das  Handelsministerium  möge  in  dem  Falle,  als 
bei  Vorlage  des  Detailprojectes  der  Nachweis  geliefert  würde,  dass  für 
Tunnels  und  Viaducte  das  bewilligte  Anlagecapital  die  gewünschte  Erbreite 
rung  nicht  zulasse,  die  Gesellschaft  von  dieser  Verpflichtung  entheben. 

V(jl.  nachträgliche  Erklärung  des  Verwnltungsr.ithes  vom  4.  April  1S72  Piniol  I  (Nr.  S 
die*er  Ergänzung). 

VI.  Ueher  die  von  den  Vertretern  des  Handelsministeriums  gestellte 
Anforderung,  sowohl  die  Landwehr  ausser  Dienst  nach  den  für  die  An- 
gehörigen des  stehenden  Heeres  vereinbarten  Transportbestimmungen  zu  be- 
handeln, als  auch  für  die  nicht  im  Dienste  reisenden  Angehörigen  des 
stehenden  Heeres  noch  weiter  gehende  Fahrpreis-Ermässigungen  als  die  be- 
reits bestehenden  zuzugestehen,  erklärt  Herr  Geueraldirector  Dr.  Gross  auf 
das  Bestimmteste,  dass  die  Gesellschaft  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungs- 
bahn nicht  in  der  Lage  wäre,  derartige  Begünstigungen  eintreten  zu  lassen. 

Ebenso  erklärt  derselbe,  die  ihm  bekannt  gegebeuen  in  der  Note  des 
k.  k.  Reichskriegs-Ministeriums  vom  25.  August  1871,  Z.  2127  (Zusammen- 
stellung Punkt  8)  formulirte  Unterwerfung  unter  die  Bestimmungen  eines 
derzeit  noch  nicht  bestehenden  Gesetzes  bezüglich  der  Anstellung  gedienter 
I  nterofficiere  aus  dem  Grunde  nicht  acceptiren  zu  können,  weil,  im  Falle 
ein  derartiges  Gesetz  mit  allgemeiner  Wirksamkeit  ins  Leben  treten  sollte, 
dasselbe  ohnediess  auch  auf  die  Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn  Anwen- 
dung finden  wird.  Würde  aber  im  entgegengesetzten  Falle  das  zukünftige 
Gesetz  nicht  auf  alle  Eisenbahnen  allgemeine  Anwendung  finden ,  so  liegt 
insbesondere  im  Hinblicke  auf  den  Wortlaut  des  Artikels  VIII  des  Gesetzes 
vom  19.  Juli  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  86  kein  Motiv  vor,  eine  Ausnahmsbestim- 
mung zu  acceptiren,  deren  Tragweite  und  praktische  Durchführbarkeit  heute 
noch  gänzlich  unbestimmt  ist. 

Vgl.  nachträgliche  Erklärung  des  Vei traltaogwathM  vom  4.  April  I»72.  Punct  II  (Nr.« 
di.-ser  Ergänzung). 

VII.  Herr  Generaldirector  Dr.  Gross  erklärt  über  Aufforderung  der 
Vertreter  des  Handelsministeriums  die  Bestimmungen  der  Protokolle  vom 
25.  Mai  und  7.  Juni  18ß8,  insoweit  sich  dieselben  auf  die  Süd-Norddeutsche 
Verbindungsbahn  beziehen,  selbstverständlich  als  auch  für  die  neu  con- 
cessionirten  Linien  (Reichenberg-Gränze  und  Eisenbrod-Tannwald)  giltig  an- 
zuerkennen. 

Der  gefertigte  Herr  Generaldirector  erklärt  schliesslich  Namens  der 
von  ihm  vertretenen  Gesellschaft  die  Concession  in  der  Fassung  des  bei- 
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liegenden  vereinbarten  Entwurfes  anzunehmen  und  zur  Ausführung  zu 
bringen. 

Für  das  k.  k.  Handels-    In  Vertretung  der  Aetiengesellsehaft  der 
ministerium:  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  t 

Pfeiffer  m.  p.  ftrtM  m.  p. 

k.  k.  Ministerialn.th. 

Carl  Kitter  von  Pnsswald  in.  p. 

k.  k.  Seetlonsrath. 

Dr.  Theodor  Haberer  m.  p. 

k.  k.  >lii)i«tiMi;i!ciii)(f|.(s-Ailiiinrt  als  Protokollführer. 


(  oiu-t'ssions-rrkiuide  vom  31.  Marz  1872,  R.  0.  Bl.  Nr.  «2  und 

C.  Bl.  Nr.  40, 

Zinn  Bau  und  Betrieb  einer  I.ocoiiioiiv-Eisenbahn  von  Heiehenberu  über  Friedlawl  Ins  zur  I.antb- 
uränze  bei  Seiilenberir.  dann  einer  Ufijtelbahn  von  Kisenbro»!  nach  Tannwld. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich, 
Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dalmatien,  Croatien, 
Slavonien,  Galizien,  Lodomerien  und  Illyrieu;  Erzherzog  von  Oesterreich  ; 
Grossherzog  von  Krakau;  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg.  Steyer,  Kärntben, 
Krain,  der  Bukowina,  Ober-  und  Nieder-Sehlesien ;  Grossfiirst  von  Sieben- 
bürgen; Markgrat  von  Mähren;  gefürsteter  Graf  von  Habsburg  und  Tirol 

etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Aetiengesellsehaft  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungs- 
bahn die  Bitte  um  Ertheilung  der  Oncession  zum  Bau  und  Botrieb  einer 
Locomotiv-Eisenbahn,  zum  Behufe  der  Fortsetzung  der  Süd-Norddeutschen 
Verbindungsbahn  von  Reiehenberg  über  Friedland  bis  zur  Landesgränze  bei 
S 'idenberg,  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Ge- 
meinnützigkeit des  Unternehmens,  der  genannten  Gesellschaft  die  Concession 
dieser  Bahn,  dann  einer  Flügelbahn  von  Eisenbrod  nach  Tannwald  auf 
Grundingo  des  Eisenbahn-Ooneessionsgesctzes  vom  14.  September  1854. 
R.  G.  Bl.  Nr.  2.18.  und  des  Gesetzes  vom  1 9.  Juli  1871.  R.  G.  Bl.  Nr.  86. 
wie  folgt,  zu  ertheilen : 

Vpl.  r,e»eti  vom  19.  Jul.  1871.  III.  Bd.  dieser  Sammlim?.  Nachtrag  Süd-NorddeuUehe  Ver- 
bindungsbahn. 3.  Weitere  Bedingungen  der  t  once*»ion  und  im  Protokolle  vom  19.  November 
1871,  Nr.  4  die«er  Kreuzung  eiil hallen. 
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§.  1. 

Wir  verleihen  der  Aetiengesellschaft  der  Süd-Norddeutschen  Verbin- 
dungsbahn zum  Behufe  der  Fortsetzung  ihrer  Ilauptlinie  das  Recht  zum  Bau 
und  Betrieb  einer  Locomotiv-Eisenbahn  von  Reichenberg  Uber  Friedland  bis 
zur  Landesgränze  bei  Seidenberg,  dann  einer  Flügelbahn  von  Eisenbrod 
nach  Tannwald. 


Für  diese  im  £.  1  bezeichneten  Eisenbahnstrecken  wird  der  Aetien- 
ge- elisehaft  der  Süd -Norddeutschen  Verbindungsbahn  vom  Staate,  mit  Inbe- 
griff der  Tilgungsquote,  die  Garantie  eines  jährlichen  fünfpercentigen  Rein- 
erträgnisses von  dem  wirklieh  aufgewendeten  und  gehörig  nachgewiesenen 
Anlagecapitale,  und  zwar  bis  znr  Maximalsumme  von  Einundfünfzig  Tausend 
sechshundert  Gulden  in  Silber  per  Meile,  für  die  Dauer  der  Concession  zu- 
gesiehert.  so  zwar,  dass,  wenn  das  jährliche  Reinerträgniss  per  Meile  den 
wirklich  garantirten  Betrag  nicht  erreichen  sollte,  da**  Fehlende  von  der 
Staatsverwaltung  zu  ergänzen  sein  wird. 

Die  Garantie  hat  mit  dem  Tage  der  Eröffnung  des  Verkehres  auf  jeder 
der  bezeichneten  Eisenbahnlinien  in  Wirksamkeit  zu  treten.  In  Absicht  auf 
die  Garantieleistung,  sowie  auf  die  Verzinsung  und  Rückzahlung  der  Vor- 
schüsse werden  jedoch  diese  Eisenbahnlinien  als  ein  integrirender  Bestand- 
teil der  Süd-Norddeutsehen  Verbindungsbahn  betrachtet.  Das  nach  dieser 
Concessions-rrkunde  in  Folge  des  Gesetzes  vom  19.  Juli  1871,  R.  G.  Bl. 
Nr.  86.  garantirte  Reinerträgniss  ist  demnach  jenem  Reinerträgnisse  zu- 
zurechnen, das  sich  ans  dem  garantirten  Anlagecapitale  der  Süd-Nord- 
deutschen Verbindungsbahn  ergibt,  und  es  ist  bei  der  Benrtheilung,  ob  vom 
Staate  aus  dem  Titel  der  Garantie  eine  Zahlung  zu  leisten  sei,  sowie  bei  der 
der  Gesellschaft  obliegenden  PHicht  zur  Rückzahlung  der  Staatsvorschüsse 
an  Capital  und  Zinsen,  das  Reinerträgniss  des  ganzen  Netzes  der  Süd-Nord- 
deutschen Verbindungsbahn  als  ein  ungeteiltes  Ganzes  zu  Grunde  zu  legen. 

ii.  3. 

Die  im  2  enthaltene  Begünstigung  wird  für  die  Strecke  Reiehenberg 
bis  zur  Landesgränze  nur  in  der  Voraussetzung  gewährt,  dass  die  AusfUh 
rnng  der  mit  Preussen  projeetirten  Anschlussstrecke  von  der  Landesgriinze 
nach  Görlitz  im  Verlaufe  von  zwei  Jahren,  vom  Tage  der  Ausfertigung  der 
Concession  an  gerechnet,  sichergestellt  und  über  den  Anschluss  der  beider- 
seitigen Bahnen  zwischen  den  Regierungen  Oesterreichs  und  Preussens  ein 
Staatsvertrag  abgeschlossen  werde. 

In  diesem  Staatsvertrage  wird  festgesetzt  werden,  in  welcher  Zeit  der 
Bau  der  Bahn  von  Reichenberg  an  die  Landesgränze  in  Angriff  zu  nehmen. 
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und  binnen  welcher  Frist  derselbe  zu  vollenden,  und  die  Bahn  dem  öffent- 
lichen Verkehre  zu  übergeben  ist. 

Die  Frist  für  die  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  der  Bahn  wird  auf 
keinen  Fall  kürzer  als  zwei  Jahre,  vom  Tage  der  Ausfertigung  des  Staats- 
vertrages an  gerechnet,  festgesetzt  werden. 

Der  Staats  vertrag:  zwischen  Oeslerreich-Ungarn  und  dein  deutschen  Reiche,  betreffend 
die  Herstellung  einer  Eisenbahnverbindung  Keicbenberg-Görlitz  wurde  zu  Berlin  am  21.  Mai  1871 
abgeschlossen  und  ist  im  betretenden  Abschnitte  dieser  Ergänzung  abgedruckt. 

Die  Flügelbahn  Eisenbrod-Tannwald  ist  binnen  zwei  Jahren,  vom  Tag«- 
der  definitiven  Baubewilliguug  gerechnet,  herzustellen  und  dem  gewöhn- 
lichen Verkehre  zu  übergeben. 

§•  4. 

Die  Actiengesellschaft  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  ist  ver- 
pachtet, über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  die  Flügelbahn  von  Tannwald 
Uber  Gablonz  bis  Reichenberg  zu  verlängern. 

In  diesem  Falle  wird  das  garantirte  Reinerträgniss  im  verfassungs- 
mässigen Wege,  entsprechend  den  effectiven  Baukosten  nebst  den  Geldbe- 
schaffungskosten, erhöht  werden,  bezüglich  des  sohin  erhöhten  Garantie 
betrages  finden  die  im  dritten  Absätze  des  §.  2  enthaltenen  Bestimmungen 
volle  Anwendung. 

Vjjl.  Punct  III  des  Protokolle»  vom  19.  November  1871,  Nr.  k  dieser  Ergänzung. 

§:  5. 

Die  Vergebung  der  Bauarbeiten  hat  im  Wege  der  Offertausschreibung 
stattzufinden. 

Die  Genehmigung  des  Emissiouscourses  ist  der  Staatsverwaltung  vorbe- 
halten;  es  darf  jedoch  dabei  nicht  unter  das  Vcrhältniss  von  neunzig  für 
hundert  herabgegangen  werden. 

§,  6. 

Rücksicht  lieh  des  Anschlusses  der  Hauptbahn  an  das  preussische  Eisen- 
bahnnetz und  riieksichtlich  des  Betriebsdienstes  in  der  gemeinschaftlichen 
Wcchselstation  bleibt  die  Festsetzung  der  diessfälligen  Bestimmungen  dem 
Abschlüsse  des  Staatsvertrages  mit  der  königlich  preussischen  Regierung 
vorbehalten,  und  ist  die  Actiengesellschaft  der  Süd-Norddeutschen  Verbin- 
dungsbahn verpflichtet,  sich  den  Bestimmungen  dieses  Staatsvertrages  und 
den  daraus  für  sie  erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

Bei  dem  Abschlüsse  nnd  bei  der  Durchführung  des  Staatsvertrages  wird 
jedoch  das  Interesse  der  Actiengesellschaft  thunlichst  gewahrt  werden.  Die 
aus  dem  obigen  Anlasse  etwa  zu  zahleude  Rente  und  alle  sonstigen  diess- 
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bezüglichen  Auslagen  dtirfen  in  der  Betriebsrechnung  der  Süd-Norddeutschen 
Verbindungsbahn  verrechnet  werden,  in  welche  auch  umgekehrt  die  Ein- 
nahmen der  etwa  pachtweise  betriebenen  preussischen  Anschlussstrecke  ein- 
zustellen sind. 

§.7. 

Für  die  neuen  Strecken  wird  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer, 
dann  der  Entrichtung  der  Coupons-Stämpelgebtthren  von  den  zur  Beschaffung 
des  Baucapitales  derselben  emittirten  Actien  und  Prioritäts-Obligationen. 
?owie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesotze  eingeführt 
wird,  während  der  Bauzeit  und  durch  neun  Jahre,  vom  Tage  der  Betriebs- 
eröffnung der  im  §.  1  genannten  Linien  gerechnet,  zugestanden. 

Die  anfälligen  Kosten  der  Notirung  der  Effecten  auf  in-  und  auslän- 
dischen Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf  von  neun  Jahren  von  der  Unterneh- 
mung für  die  neuen  Strecken  zu  leistenden  Steuern,  dürfen  in  die  Betriebs- 
rechnung der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  als  Ansgabspost  einge- 
stellt werden;  bezüglich  der  Coupons-Stämpelgcbühren  ist  diess  nicht  zu- 
lässig. 

Für  die  aus  dem  Titel  der  Staatsgarantie  geleisteten  Vorschüsse  ist  von 
der  Unternehmung  keine  Einkommensteuer  zu  bezahlen. 

Es  wird  ferner  gestattet,  dass  die  erste  Ausgabe  der  Actien  und  Priori- 
täts-Obligationen,  mit  Einsehluss  der  Interimsscheine,  stämpel-  und  gebtihren- 
irei  stattfinde. 

Dessgleichen  wird  die  Befreiung  von  der  bei  der  Grnndeinlösung  auf- 
laufenden Uebertragungsgebühr  zugestanden. 

Zur  Berichtigung  der  Stämpel  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Ein- 
gaben und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbcschaffung,  sowie 
des  Baues  und  der  Instruirung  der  concessionirten  Bahnlinie,  wird  eine  Frist 
bis  zur  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  einschlägigen  Eisenbahnstrecke  be- 
willigt. 

Zugleich  wird  gestattet,  dass  die  Hälfte  dieser  Gebühren  in  die  nächste 
Betriebsrechnung  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  aufgenommen 
werde. 

Die  im  ersten  Absätze  dieses  Paragraphen  gewährte  Befreiung  von  der 
Einkommensteuer  kann  in  der  Weise  ausgeführt  werden,  dass  die  Entrich- 
tung der  Einkommensteuer  für  die  Gesellschaft  der  Süd-Norddeutschen  Ver- 
bindungsbahn nach  Massgabe  des  Verhältnisses  der  Meilenlänge  der  be- 
stehenden Linie  zu  den  neuen  Strecken  stattfindet. 

§.  8. 

Die  Gesellschaft  hat  im  Frachtenverkehre  jene  Nomenclatur  und  Classi- 
ficationen der  Waaren,  sowie  jene  Transportbestimmungen,  welche  der 
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grösste  Theil  der  österreichischen  Eisenbahnen  für  den  allgemeinen  öster- 
reichischen Verbandverkehr  einzuführen  besehliessen  wird,  thunlichst  zur 
Anwendung  zu  bringen. 

Die  Aetiengesellschaft  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  wird 
«las  Zustandekommen  von  Flfigelbahnen  nach  längs  der  Hauptbahn  gelegeneu 
bedeutenderen  Industriestätten  und  Kohlenrevieren  zum  Behufe  der  Trans- 
portcrleichterung  thunlichst  fordern,  beziehungsweise  solche  Flügelbahnen 
gegen  vertragsmässige  Sicherstellung  eines  bestimmten  Frachtenquantums 
und  Tarifzuschlages  herstellen,  und  wird  die  Richtung  der  Bahn,  der  Zeir- 
punet  der  Herstellung  und  die  Höhe  des  Frachtenquantums  und  des  Tarif- 
zuschlages der  Genehmigung  des  Handelsministeriums  vorbehalten. 

§•  10. 

Zur  Wahrung  des  aus  der  übernommenen  Garantieleistung  für  die. 
Staatsverwaltung  entspringenden  Interesses  ist  letztere  befugt,  sich  die 
Ueberzeugung  zu  verschaffen,  dass  der  Bau  der  eben  concessionirten  Bahn, 
sowie  die  Betriebseinrichtung  auf  allen  Linien  in  allen  Theilen  zweckmässig 
und  solid  ausgeführt  werde  und  anzuordnen,  dass  Gebrechen  in  dieser  Be- 
ziehung hintangchalten.  beziehungsweise  beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeordnetes 
Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das  Recht, 
den  Sitzungen  des  Verwaltungsaussehusses ,  sowie  den  Generalversamm- 
lungen, so  oft  er  es  angemessen  findet,  beizuwohnen  und  allfällige,  dein 
Staatsinteresse  uachtheilige  Verfügungen  zu  sistiren. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  für  diese  staatliche  Ueberwachung  des 
Baues  und  Betriebes,  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäftslast, 
eine  jährliche  Pauschalvergütung,  welche  von  der  Staatsverwaltung  im  Ver- 
hältnisse zur  Höhe  der  Leistungen  der  anderen  Eisenbahn-Unternehmungen 
bemessen  werden  wird,  an  den  Staatsschatz  zu  entrichten. 

8-  11. 

Bezüglich  der  Tarifsätze  für  Militär-Transporte,  sowie  hinsichtlich  der 
Begünstigungen  reisender  Militärs  haben  die  lür  die  anderen  Linien  der 
Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  bestehenden  Bestimmungen  auch  für 
die  hier  concessionirten  Linien  zur  Geltung  zu  kommen. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichshälften 
im  Dienste,  die  Laudesschützen  Tirols  im  Dienste,  auf  das  Militär- Wachcorps 
für  die  k.  k.  Civilgerichte  in  Wien,  aut  die  militäriscii-organisirte  Finanz- 
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und  Sicherheitswache,  auf  da*  Militär-Polizei- Wacheorps  und  die  k.  k.  Gen- 
darmerie Anwendung. 

Die  für  die  bestehenden  Linien  der  Süd-Norddeutschen  Verbindunga- 
bahn  giltige  Vorschrift  für  den  Militär-Transport  auf  Eisenbahnen  findet  auch 
auf  die  hier  in  Rede  stehenden  Bahnlinien  Anwendung. 

Die  Actiengesellsehaft  der  Siid-Xorddcutschen  Verbindungsbahn,  welche 
bereits  dem  von  den  österreichischen  Eisenbahn-Gesellschaften  abge- 
schlossenen rebereinkommen  über  die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit 
Fahrbetriebsmitteln,  bei  Durchführung  grösserer  Militär-Transporte  beige- 
treten ist,  verpflichtet  sich  auch,  den  organischen  Bestimmungen  und  der 
Dienstvorschritt  für  die  Feldeisenbahu- Abteilungen*),  sowie  dem  mit 
1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags-Uebercinkommeu**), 
bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des 
Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten,  bei- 
zutreten. Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngcsellschaftcn  zu  Stande  kommenden  Uebercinkommens ,  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militärtrans- 
porte. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  gediente  Unterofficiere  des  stehenden 
Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  bei  Verleihung  von  Dienst- 
posten vorzugsweise  zu  berücksichtigen. 

Vgl.  Punet  VI  des  Protokolle«  vom  19,  November  tSTl.  Nr.  Ii  dieser  Ergänzung. 

§.  12. 

Die  Concession  der  im  ij.  J  erwähnten  Eisenbahnlinien  endet  mit  dem 
Erlöschen  der  Concession  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn.  In  Be- 
treff des  der  Regierung  vorbehaltend!  Rechtes  zur  Einlösung  der  neuen 
Linien  haben  die  Bestimmungen  des  Artikels  V  des  Gesetzes  vom  10.  August 
18*55,  R.  G.  Bl.  Nr.  71  ex  1865,  zu  gelten. 

§.  13. 

Insoferne  in  dieser  Concession  nicht  etwas  Anderes  bestimmt  wird, 
haben  die  für  die  Süd-Norddeutsehe  Verbindungsbahn  in  den  Concessions- 
Urkunden  vom  15.  Juni  1836,  H.  M.  Verordnungsblatt  Nr.  46,  und  vom 
22.  August  1865,  R.  G.  Bl.  Nr.  70,  festgesetzten  Bestimmungen  auch  für 
die  in  den  §§.  1  und  4  erwähnten  neuen  Linien  zu  gelten. 


*)  Heiluge  zu  Nr.  148,  im  42.  Slücke  des  J.il.rgnn^es  1870  lief  Normal-Ve  Ordnungen  dM 
k.  k.  Armee-Verordnungsblattes. 

S  -''T-Normal-  Verordnungen  des  k.  k.  Armee- Verordnungsblattes  vom  .h.lire  1871,  22.  Stück, 

Nr.  7t'. 
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Bis  zur  Herstellung  der  Strecke  von  Tannwald  über  Gablonz  nach 
Reichenberg  wird ,  solange  die  .Aktiengesellschaft  der  SUd-Norddeutschen 
Verbindungsbahn  noch  mit  Rückzahlungen  für  Staatsvorschüsse  aushaftet, 
gestattet,  bei  der  Bemessung  der  Frachtpreise  die  Strecken  der  Flügelbahn 
von  Eisenbrod  nach  Tannwald  mit  der  anderthalbfachen  Länge  zu  be- 
rechnen. 

§.  14. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Concession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concessionären  das  Recht  ein- 
räumen, wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz 
zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  ge- 
messenen Befehl,  über  diese  Concession  und  alle  darin  enthaltenen  Bestim- 
mungen strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am  Eiu- 
unddreissigsten  des  Monates  März,  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  Achthun 
dert  und  Siebzig  Zwei,  Unserer  Reiche  im  Vierundzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p.        (L.  8.) 

Auersperg  m.  p  Ranhans  m.  p.  Pretis  ra.  p. 


O. 

Erklärung  des  Verwaltnugsrathes  der  k.  k.  priv.  Süd-Norddeut- 
schen Verbindungsbahn  vom  4.  April  1872,  Nr.  3876— W.  I. 

an  das  k.  k.  Hnnddsministeriuin, 

betreffend  die  Annahme  gewisser  Bedingungen  der  Concessionirung  der  Linie  von  Reichenberg  «in 

die  Rek-hsgränze  bei  Seidenberg. 

Hohes  k.  k.  Ministerium! 

In  Folge  der  im  kurzen  Wege  ergangenen  Aufforderung  gibt  ier  unter- 
zeichnete Verwaltungsrath  hiemit  folgende  für  die  Süd-Norddeutsche  Ver- 
bindungsbahn rechtsverbindliche  Erklärung  ab. 

I.  Die  Tunnels  der  Strecke  von  Reichenberg  bis  zur  Reichsgränze 
werden  gleich  bei  der  ersten  Anlage  in  der  lichten  Weite  flir  zwei  Geleise 
hergestellt. 
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11.  Die  Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn  wird  sich  in  Betreff  ihrer 
sainmtlichen  Linien  den  auf  Grund  des  38  des  Wehrgesetzes  zu  gewär- 
tigenden  gesetzlichen  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Anstellung  gedienter 
Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  unbedingt 
unterwerfen. 

Wien,  am  4.  April  1872. 

Der  Verwaltuugsrath  der  Süd-Norddeutschen 
Verbindungsbahn  : 

Liebleg  m.  p. 
Gross  m.  p. 


•vi 
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K.  K.  priv.  Oesterreichisclie  Nordwestbahn. 

1. 

Anmerkungen  znr  Concessions-Trkunde  vom  8.  September  18B8, 

R.  0.  Bl.  Nr.  143, 

•    (II.  Bd.  1.  Abth.  dieser  Sammlung,  Oesterr.  Nordwestbahn  Iii. 

Zum  §.  15. 

Für  den  Betrieb  wurden  weiters  eröffnet: 

Am  1.  October  1871  Pelsdorf-Hohenelbe. 
„  l.  November  1871  Stockerau-Znaim. 
u    17.  Deccinber  1871  Trautenau-Freiheit  und  Wostromiersch- 

Jitschin, 

„  1.  Juli  1872  Wien  -  Jedlesee  für  den  Gesammt  verkehr, 
nachdem  diese  Strecke  am  1.  Juni  1872  für  den  Personenverkehr  in  Be- 
nützung genommen  worden  war. 

Zu  den  §§.  21  und  22. 

Vom  1.  Juli  1872,  dem  Tage  der  Eröffnung  der  Strecke  Wien-Jedlesee 
für  den  Gesammtverkehr  ab,  zählt  die  neunjährige  Befreiung  von  der  Ein- 
kommensteuer und  der  Coupons-Stämpelgebühren,  sowie  die  neunzigjährige 
Dauer  der  Concession. 


Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  21.  August  1871, 

Z.  14008-3433, 

an  den  Verwaltungsrath  der  k.  k.  priv.  Oesterr.  Nord« estbahn, 

betreffend  den  bezüglich  der  Strecke  Jedlesee-Sturkerau  geschlossenen  Kaufvertrag. 

Dem  mit  der  Eingabe  vom  1.  Juli  1871,  Z.  2121 — X  vorgelegten,  be- 
züglich der  Strecke  Jedlesee-Stockerau  der  Stockerauer  Flügelbahn  zwischen 
der  Actiengesellschaft  der  a.  pr.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  als  Verkäuferin 
und  der  k.  k.  pr.  Oesterr.  Nordwestbahn  als  Käuferin  ;nii  1.  Juli  1871 

22  • 
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geschlossenen  Kaufs-  und  Verkaufsvertrage  wird  hiemit  die  Genehmigung 
ertheilt. 

Im  Sinne  des  Absatzes  12  dieses  Vertrages  und  in  Durchführung  des 
Gesetzes  vom  LI.  Juni  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  55,  verzichtet  die  Staatsver- 
waltung bezüglich  der  Strecke  Jedlesee-Stoekerau  auf  das  dem  Staatsschatze 
zufolge  des  Privilegiums  für  die  Floridsdorf-  Stockerauer  Fitigelbahn  ddto. 
28.  März  1840  zustehende  Heimfallsrecht  und  erklärt,  aus  dem  Titel  des- 
selben keinen  Anspruch  auf  den  der  ausschliesslich  privilegirteu  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  aus  dem  Verkaufe  der  erwähnten  Eisenbahnstrecke 
erwachsenen  Kaufschilling  von  einer  Million  Gulden  zu  erheben. 

Die  Staatsverwaltung  gesteht  zu,  dass  die  Strecke  Jedlesee-Stoekerau 
in  die  Oesterr.  Nordwestbahn  als  integrirender  Theil  der  Eisenbahnstrecke 
Wien-Znaim  einbezogen  werde  und  dass  demnach  alle  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  1.  Juni  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  56  und  beziehungsweise  der 
Concessions-Urkunde  vom  8.  September  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  143,  wie 
insbesondere  auch  die  dieser  Unternehmung  gewährten  Steuer-  und  Gebühren- 
befreiungen auf  die  genannte  Theilstrccke  volle  Anwendung  finden. 

Wien,  am  21.  August  1871. 

Schäffle  m.  p. 


Anmerkungen  zur  Concessions-Urkunde  vom  25.  Juni  lfc?0,  R.  G. 

Bl.  Nr.  10», 

für  die  Eisenbahn  von  Himburg  nach  Tetscheu  etc.  (11.  Bd.,  1.  Abth.  dieser 
Sammlung,  E.  B.  von  Himburg  nach  Tetschen  etc.) 

Zu  den       1  und  3. 

Bei  der  am  27.  Juni  1872  abgehaltenen  ordentlichen  Generalversamm- 
lung der  Actiouäre  der  Oesterreichischen  Nordwestbahn  wurde  über  Antrag 
des  Verwaltungsrathes  der  Beschluss  gefasst,  von  der  Ausführung  der  im 
§.  1,  d  der  Concessions-Urkunde  vom  25  Juni  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  109  näher 
bestimmten  Eisenbahnlinie  Wildenschwert-Hlinsko  unter  Anwendung  des 
der  Gesellschaft  zustehenden  facultativen  Rechtes  vorläufig  abzusehen. 

Zu  §.4. 

Der  k.  k.  Hamlelsminister  hat  der  Gesellschaft  der  k.  k.  priv.  Oesterr. 
Nordwestbahn  mit  dem  Erlasse  vom  6.  Juni  1872,  Z.  13015-3053  die  Be- 
willigung zum  Baue  einer  Schleppbahn  von  der  Station  Lyssa  der  Elbethal- 
Linie  zur  dortigen  fürstl.  Rohan'sehen  Zuckerfabrik  ertheilt. 
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l. 

Statuten  der  Mährisch-Sehlesischen  Centraibahn. 

Genehmigt  mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Ministers  des  Innern  vom  26.  November  1872.  Z.  18116  an 
Stelle  der  «nterm  21.  Mai  1870.  Z.  7377  bestätigten  Statuten. 

Titel  I. 
Gründung,  Zweck  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

Artikel  1. 

Auf  Grund  des  §.13  der  beigeschlossenen  Allerhöchsten  Concessions- 
ürkunde  ddo.  21.  April  1870  wird  von  den  Concessionären  eine  Actien- 
gesellschaft  zur  Ausführung  der  in  der  Allerhüchstcn  Concessions-Urkunde 
bezeichneten  Unternehmung  und  zur  Durchführung  der  statuteniuässigen 
Geschäfte  unter  der  Finna  : 

..M&hrisch-Schlesische  Centraibahn" 

gegründet. 

Artikel  2. 

Alle  in  dieser  Concessions-Urkunde  enthaltenen  Rechte  und  Verbind- 
lichkeiten werden  von  den  Concessionären  dieser  Actiengescllschaft  über- 
tragen und  abgetreten. 

Artikel  3. 
Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

1.  Der  Bau  und  Betrieb  der  durch  die  ConccKsions-Urkunde  vom 
21.  April  1870  bezeichneten  Eisenbahnlinien. 


Digitized  by  Google 


344 


Nachträge  zur 


2.  Der  Bau  und  Betrieb  aller  anderen  Eisenbahnen,  welche  in  Folge 
von  der  Gesellschaft  vertragsmäßig  oder  durch  Concessionen  erworben,  ge- 
pachtet oder  eingelöst  werden. 

3.  Jeder  Fuhrdienst  und  jedes  Speditionsgeschäft  zu  Wasser  und  zu 
Lande,  welche  in  Verbindung  mit  den  von  der  Gesellschaft  gepachteten  oder 
ihr  eigcnthümlichen  Eisenbahnen  eingerichtet  werden,  unbeschadet  bereits 
ertheilter  Privilegien  und  Concessionen. 

4.  Die  Benützung  und  der  Betrieb  aller  Grundstücke,  Forste,  Berg-  und 
Metallwerke,  Maschinen-  und  anderer  Fabriken,  welche  gegenwärtig  und 
künftig  von  der  Gesellschaft  unter  was  immer  für  einem  Rechtstitel  eigen- 
thümlich  erworben  oder  zu  industriellen  Zwecken  pachtweise  übernommen 
werden. 

■ 

Artikel  4. 
Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet: 

.Mährisch-Schlesische  Centraibahn* 

und  wird  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften  registrirt. 

Die  Firmazeichnung  erfolgt,  indem  den  mit  Stampiglie  vorgedruckten 
oder  von  wem  immer  vorgeschriebenen  Worten:  „Mährisch-Schlesische  Ceu- 
tralbahn"  zwei  Verwaltungsräthe  oder  ein  Verwaltungsrath  collectiv  mit 
einem  zur  Procuraführung  bestellten  Gesellschaftsbeamteu,  Letzterer  jedoch 
mit  dem  Zusätze:  per  procura  ihre  Namen  beisetzen. 

Artikel  5. 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Wien  und  ist  sie  berechtigt,  unter  Be- 
obachtung der  gesetzlichen  Vorschriften  im  In-  und  Auslande  Agentien  zu 
bestellen. 

Artikel  6. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt,  nachdem  sämmtliehc  bereits  emittirte 
45000  Stück  Actien  volleingezahlt  sind  und  die  handelsgcrichtliche  Proto- 
kollirung  erfolgt  ist. 

Unbeschadet  der  für  die  Auflösung  von  Actiengesell Schäften  geltenden 
Bestimmungen  des  H.  G.  B.  endet  die  Gesellschaft  mit  dem  Erlöschen  der 
Concession;  sie  löst  sich  jedoch  früher  auf,  wenn  die  Bahn  vom  Staate  ein 
gelöst  oder  von  der  Gesellschaft  veräussert  wird. 

Artikel  7. 

Die  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  durch  die  amtliche 
Wiener  Zeitung. 
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Titel  H. 

Gesellschaftsfond. 
Artikel  8. 

Das  Gesellschaftseapital  wird  vorläufig  auf  achtzehn  Millionen  Gulden 
österr.  Währung  in  Silber  (zwölf  Millionen  Thaler  preussisch  Courant)  fest 
gesetzt. 

Dasselbe  wird  gebildet  durch  die  bereits  emittirten,  volleingezahltcn 
45000  Stück  auf  Ueberbringcr  lautenden  Actien,  jede  zu  200  h".  ö.  W.  in 
Silber  oder  133  «,  3  Thlr.  preuss.  Courant  und  durch  die  weiter«  zu  eraittiren- 
den  45000  Stück  auf  l/eberbringer  lautende  Actien,  jede  zu  200  fl.  österr. 
Währung  in  Silber  oder  133  </,  Thlr.  preuss.  Courant. 

Dieses  Gesellschaftscapital  kann  über  Beschluss  der  Generalversamm- 
lung mit  staatlicher  Genehmigung  durch  Ausgabe  neuer  Actien  erhöhl 
werden.  Im  Falle  einer  solehen  CapitalserhÖhung  haben  die  Actionäre  das 
Vorrecht,  die  ausgegebeneu  Actien  im  Verhältnisse  ihres  Besitzes  an  älteren 
Actien  zu  übernehmen. 

Die  Modalitäten  für  die  Geltendmachung  dieses  Vorrechtes  werden  von 
der  Generalversammlung  bestimmt. 

Artikel  9. 

Die  erste  Einzahlung  auf  die  im  Artikel  8  erwähnten  neu  zu  emittirenden 
45Ö00  Stück  Actien  ist  mit  40%  des  Nominalbetrages  per  Actie  zu  leisten, 
("eher  diese  Einzahlungen  werden  auf  den  l  eberbringer  lautende  Interims- 
seheine (Form  I)  ausgefertigt. 

Weitere  Einzahlungen  schreibt  der  Verwaltungsrath  aus. 

Artikel  10. 

Bei  Zögerungen  in  den  weiteren  Einzahlungen  wird  der  säumige  Actionär 
seiner  Anrechte  aus  der  Actienzeichnung  und  der  geleisteten  Theilzahlungen 
zu  Gunsten  der  Gesellschaft  verlustig,  und  ist  der  Verwaltungsrath  er- 
mächtigt, die  bezüglichen  Interimsscheine  nach  Massgabe  des  Artikel  221 
H.  G.  B.  für  null  und  nichtig  zu  erklären  und  hiefür  neue  Interimsscheine, 
beziehungsweise  Actien,  auszugeben. 

Diese  mit  der  versäumten  Einzahlung  verbundenen  Rechtsfolgen  haben 
bei  nllen  Actien-Emissionen  zu  gelten. 

Artikel  11. 

Nach  voller  Einzahlung  des  Nominalbetrages  der  Actien  werden  die 
Interimsscheine  eingelöst  und  hiefür  Actien  (Form.  II)  ausgefertigt. 
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Actien  und  Interimsseheine  sind  mit  Coupons  (Form.  III  u.  VI)  und  mit 
der  Firma  der  Gesellschaft  versehen. 

Artikel  12. 

Die  Umsehreibung  einer  Actie  in  mehrere  Theilactien  oder  mehrerer 
Actien  in  Eine  ist  nicht  zulässig. 

Artikel  13. 

Die  Gesellschaft  ist  in  Gemässheit  des  §.13  der  Concessions-Urkunde 
zur  Ausgabe  von  Prioritäts-Obligationen  berechtigt,  deren  Formular  der  Ge- 
nehmigung der  Staatsverwaltung  unterliegt. 

Vorerst  werden  Prioritäts-Obligationen  bis  zum  Betrage  von  27,000.000  fl. 
i.sterr.  Währung  in  Silber  in  der  Art  ausgegeben,  dass  der  Gesamtutbetrag- 
der  ausgegebenen  Obligationen  den  Gesammtbetrag  des  jeweilig  eingezahlten 
Actiencapitales  höchstens  um  die  Hälfte  übersteigen  darf. 

Das  Formular  der  zu  dieser  Emission  gehörigen  Obligationen  ist  den 
gegenwärtigen  Statuten  beigefügt. 

Wenn  nach  erfolgter  Erhöhung  des  Actiencapitals  eine  weitere  Ausgabe 
von  Prioritäts-Obligationen  stattfindet  ,  ist  das  ebenerwähnte  Verhältnis« 
ihres  Betrages  zum  Betrage  des  eingezahlten  Actiencapitals  gleichfalls  inne- 
zuhalten. Im  Falle  einer  solchen  weiteren  Ausgabe  von  Prioritäts-Obliga- 
tionen kommt  den  Actionären  das  Vorzugsrecht  zum  Bezüge  im  Verhältnisse 
ihres  Actienbesitzes  zu,  falls  die  Generalversammlung  hierüber  nicht  ander- 
weitig verfügt. 

Titel  m. 

Verwaltung  der  Gesellschaft. 

A.  Verwaltung  srath. 
Artikel  14. 

Der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Artikel  227  bis  241  H.  G.  B. 
ist  der  Verwaltungsrath.  Dieser  besteht  aus  12  Mitgliedern,  von  welchen 
mindestens  5  ihren  ständigen  Wohnsitz  in  Wien  und  sämmtliehe  Verwaltungs- 
räthe  in  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  haben  müssen. 

Artikel  15. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  bei  sonstigem  Erlöschen  des 
Mandates  50  Stück  Actien  (Interimsscheine»  nebst  den  nicht  fälligen  Coupons 
in  die  Gesellschaftscasse  zu  hinterlegen,  welche  während  seiner  Funetions- 
dauer  und  nach  deren  Ablauf  bis  zur  Genehmigung  der  darauf  bezüglichen 
Rechnungen  unveräusserlich  bleiben. 
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Artikel  16. 

Die  Verwaltungsräthe  werden  von  der  Generalversammlung  auf  sechs 
Jahre  gewählt. 

Im  Falle  des  Ablebens  oder  Austrittes  eines  Verwaltungsrathes  vor  Ab- 
lauf seiner  Funetionsdauer  wird  dessen  Stelle  bis  zu  der  durch  die  nächste 
ordentliche  Generalversammlung  zu  vollziehenden  definitiven  Wahl  proviso- 
risch durch  den  Verwaltungsrath  besetzt. 

Nach  Ablauf  des  sechsten  Geschäftsjahres  und  in  den  folgenden  Jahren 
scheidet  vom  Verwaltungsräthe  je  der  sechste  Theil  der  Mitglieder  aus.  Die 
Personen  werden  durch  das  Loos  bestimmt,  insolange,  bis  die  Funetions- 
dauer als  Norm  auftritt.  Die  ausgeschiedenen  Verwaltungsräthe  sind  wieder 
wählbar. 

\rtikel  17. 

Der  erste  Verwaltungsrath  wird  durch  die  constituirende  Generalver- 
sammlung gewählt. 

Artikel  18. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  einen  Präsidenten  uud  einen 
Vieepräsidenten  auf  die  Dauer  eines  Geschäftsjahres. 

Die  Gewählten  sind  nach  Ablauf  eines  Geschäftsjahres  wieder 
wählbar. 

Artikel  19. 

Zur  Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  Anwesenheit  von 
mindestens  fünf  Mitgliedern  erforderlich. 

Die  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  werden  mit  Stimmenmehrheit 
gefasst,  im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vor- 
sitzenden. 

Artikel  20. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protorolle 
geführt,  welche  vom  Vorsitzenden  und  Schriftführer  zu  fertigen  sind. 

Artikel  21. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist,  mit  ihr  in  einem  Lieferungs-  oder 
Lohnverhältnisse  steht,  in  Concurs  verfällt  oder  zahlungsunfähig  wird,  wegen 
eines  aus  Gewinnsucht  begangenen  Verbrechens,  oder  wegen  einer  solchen 
Ucbertretung  schuldig  gefunden  wurde,  wer  dem  Vorstande  einer  coneurri- 
renden  Unternehmung  angehört,  kann  nicht  Mitglied  des  Verwaltungs- 
rathes sein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  hat  den  unmittelbaren  Verlust 
der  Stelle  zur  Folge. 
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Artikel  22. 

Die  Mitglieder  des  Yerwaltnngsrathes  erhalten  für  ihre  Theiluahme  an 
den  Sitzungen  Präsenzmarken,  deren  Hohe  die  ordentliche,  rUcksichtlieh  für 
das  erste  Geschäftsjahr  constitnirende  Generalversanunlung  bestimmt. 

Der  Vcrwaltungsrath  ist  ermächtigt,  zur  Besorgung  gewisser  Geschälte 
ein  leitendes  Comitc  zu  bestellen,  dessen  eventuelle  Entlohnung  durch  die 
Generalversammlung  bestimmt  wird. 

B.  G  e  n  e  r  a  1  v  e  r  s  a  m  m  l  u  n  g. 
Artikel  23. 

Die  Generalversammlung  repräsentirt  die  Gesammtheit  der  Actionäre 
und  sind  ihre  statutenmässig  gefassten  Beschlüsse  für  alle  Actionäre 
bindend. 

Artikel  24. 

Der  Besitz  von  je  20  Acticn  (Interimsscheinen)  gibt  das  Recht  auf  Eine 
Stimme  in  der  Generalversammlung. 

Zur  Ausübung  dieses  Rechtes  wird  erfordert,  dass  die  Actien  (Interims- 
schoinc)  längstens  14  Tage  vor  dem  Znsammentritte  der  statutenmässig  ein 
berufenen  Generalversammlung  in  der  Gesellschaftscassa  oder  an  einem  anderen 
vom  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmten  Orte  hinterlegt  werden. 

Artikel  25. 

Das  Stimmrecht  kann  jeder  stimmberechtigte  Besitzer  von  Actien  per- 
sönlich oder  durch  einen  Bevollmächtigten,  welcher  Actionär  der  Gesell- 
sehalt sein  muss,  ausüben,  insoferne  er  nach  seineu  heimischen  Gesetzen 
eigenberechtiget  ist.  Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  üben  das 
Stimmrecht  durch  ihre  gesetzlichen  oder  statutarischen  Vertreter,  auch  wenn 
diese  nicht  selbst  Actionäre  sind. 

Artikel  2(5. 

•Jährlich  hat  eine  ordentliche  Generalversammlung  stattzufinden.  Die 
erste  ordentliche  Generalversammlung  findet  im  Jahre  1872  statt. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  werden  vom  Verwaltungs- 
ratlie  einberufen,  und  zwar  entweder  nach  seinem  Ermessen,  oder  über  Be- 
schluss  einer  Generalversammlung,  oder  endlich,  wenn  dieselbe  von  Einem 
oder  mehreren  Aetionären,  deren  Actienbesitz  den  sechsten  Theil  des  Grund- 
capitals  repräsentirt,  beantragt  werden. 

Die  Actionäre.  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen  General 
Versammlung   verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation  erforderlich»' 
Actieu/.ahl  bei  der  Gesellschaftscassa  zu  hinterlegen  und  gleichzeitig  den 
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Gegenstand  schriftlich  anzugeben,  welcher  den  Anlass  zu  diesem  Verlangen 
bildet. 

Artikel  27. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder  der 
Vizepräsident;  im  Falle  ihrer  Verhinderung  ein  vom  Verwaltungsrathe  zu 
bestimmendes  Mitglied  desselben. 

Für  die  Verhandlungen  werden  von  der  Generalversammlung  zwei 
Verifieatoren.  welche  gleichzeitig  Scrutatoren  sind,  gewählt. 

Den  Schriftführer  ernennt  der  Vorsitzende. 

Ueber  die  Beschlüsse  wird  ein  Protocoll  geführt,  welches  vom  Vor- 
sitzenden, den  zwei  Verifieatoren  und  vom  Schriftführer  unterfertigt  wird. 

Artikel  28. 

Die  Einberufimg  euier  Generalversammlung  muss  längstens  20  Tage 
vor  dem  Tage  der  Abhaltung  erfolgen. 

Zur  Beschlussfähigkeit  der  Generalversammlung  ist  erforderlich,  dass 
mindestens  der  zwanzigste  Theil  der  emittirten  Actien  durch  mindestens  10 
Actionäre  vertreten  sei. 

Ist  diese  Vertretung  nicht  nachgewiesen,  so  findet  eine  neue  Einbe- 
rufung der  Generalversammlung  statt,  doch  braucht  in  diesem  Falle  die 
Kundmachung  nur  acht  Tage  und  die  Actiendeponimng  nur  drei  Tage  vor 
der  anberaumten  Generalversammlung  zu  erfolgen. 

Die  Besehlussfähigkeit  einer  solchen  neuerlich  einberufenen  General- 
versammlung ist  an  eine  bestimmte  Anzahl  von  Stimmen  oder  Personen  nicht 
gebunden. 

Artikel  29. 

Der  Zweck  der  Generalversammlung  muss  jederzeit  bei  der  Berufung 
bekannt  gemacht  werden. 

Ueber  Gegenstände,  deren  Verhandlung  nicht  in  dieser  Weise  auge- 
kündigt ist,  können  Beschlüsse  nicht  gefasst  werden.  —  Ueber  den  Antrag 
auf  Berufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  kann  ohne 
vorhergehende  Ankündigung  oder  Verlautbarung  beschlossen  werden. 

Artikel  30. 

Der  Beschlußfassung  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände vorbehalten : 

1.  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltnngsrathes  und  des  Revisions- 
ausschusses. 

2.  Die  Feststellung  des  Werthes  der  Anwesenheitsmarken  für  dieThcil- 
nahme  an  den  Sitzungen  des  Verwaltnngsrathes. 
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3.  Die  Genehmigung  der  .Tahresrechnung  und  der  Gewinnstver- 
thoüung. 

4.  Die  Vermehrung  des  Gesellschaft*-  und  Untcrnehmungsfondes  durch 
Erhöhung  des  Actiencapitales  oder  durch  Aufnahme  von  Anlehcn. 

5.  Die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes. 

6.  Die  Veräusscrung  der  Eisenbahn. 

7.  Die  Abänderung  der  Statuten. 

8.  Die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  statutenmäßigen 
Daner. 

Die  in  der  Generalversammlung  gefaxten  Beschlüsse  über  die  sub  4, 
6,  7  und  8  bezeichneten  Gegenstände  bedürfen  tu  ihrer  Ausführung  die 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung, 

Sämmtliehe  der  Generalversammlung  vorbehaltene  Beschlüsse  werden 
nur  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst,  bei  Stimmengleichheit  entscheidet 
das  Votum  des  Vorsitzenden. 

Die  Beschlußfassung  über  die  Veräusserung  der  Eisenbahn  und  über 
die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  starutenmässigen  Dauer  kann 
nur  dann  giltig  erfolgen,  wenn  in  der  Generalversammlung  wenigstens  zwei 
Dritttheile  des  emittirten  Actiencapitals  vertreten  sind  und  hievon  zwei  Dritt- 
t heile  dem  Antrage  zustimmen. 

Titel  IV. 

Revisions-Ausschuss. 
Artikel  31. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschaftsrechnungen  bestellte  Revisionsaus- 
schu8s  besteht  aus  drei  Mitgliedern  und  drei  Ersatzmännern,  welche  alljähr- 
lich von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  der  Verwaltung  nicht 
angehörenden  stimmberechtigten  Actionäreu  gewählt  werden. 

Die  Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der  Mitglieder 
des  Revisionsausschusses,  und  zwar  nach  der  Reihenfolge  der  Stimmen, 
welche  sie  erhalten  haben,  in  Function. 

Bei  gleicher  Stimmenzahl  entscheidet  darüber  das  Loos. 

Artikel  32. 

Di  r  Revisionsaussehuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen  Jahres- 
rechnungen zu  prüfen,  er  ist  zu  diesem  Behufe  ermächtigt,  von  den  Büchern 
und  der  ganzen  Gebahrung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen  und  von 
den  Rechnungslegern  die  nöthigen  Aufklärungen  abzuverlangen. 

Er  hat  seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen. 
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Artikel  33. 

Die  Rechnungen  der  ersten  Geschäftsperiode  werden  von  dem  in  der 
ersteu  ordentlichen  Generalversammlung  gewählten  Revisionsausschuese  ge- 
prüft, welcher  bis  zur  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung  in  Function 
bleibt  und  gleichzeitig  den  Bericht  über  die  Rechnungen  des  Geschäftsjahres, 
welches  der  ersten  ordentlichen  Generalversammlung  folgt,  bei  der  zweiten 
ordentlichen  Generalversammlung  vorzulegen  und  deren  Genehmigung  ein- 
zuholen hat. 

Titel  V. 

Geschäftsführung,  Gewinnatvertheilung  mit  Tilgung  des  Anlags-Oapitals. 

Artikel  34. 

Die  Rechnungen  der  Gesellschaft  werden  alljährlich  Ende  Decembcr 
abgeschlossen,  ein  allgemeines  Inventar  der  Aetiven  und  Passiven  der  Gesell- 
schaft aufgestellt  und  die  Bilanz  gezogen. 

Die  Rechnungen  und  die  Bilanz  sind  dem  Revisionsausschusse  recht- 
zeitig zur  Kenntnis*  zu  bringen  und  mit  dessen  Gutachten  der  Generalver- 
sammlung vorzulegen. 

Als  Geschäftsjahr  gilt  in  der  Regel  das  Kalenderjahr;  ausnahmsweise 
wird  das  erste  Geschäftsjahr  bis  zum  31.  December  1871  gerechnet. 

Von  dem  Erträgnisse  werden  vorerst  sämmtliche  Betriebs-  und  Erhal- 
tungskosten, die  zur  Bestreitung  der  eventuellen  Kosten  der  Beschaffung  des 
zur  Bezahlung  der  Zinsen  und  Prioritäts-Obligatioueu  erforderlichen  Silber- 
geldes nöthigeu  Auslagen,  die  alltälligen  .Stenern  und  Gebühren  für  die 
Prioritäten  und  sämratliche  Steuern  und  Gebühren,  welche  die  Bahn  od«r 
einzelne  Linien  derselben  betreffen,  ferners  die  Verluste  und  Abschreibungen 
abgerechnet  und  von  dem  Reste  die  Zahlung  der  Zinsen  und  Tilgungsquote 
für  die  Prioritäts-Obligationen  und  seinerzeit  die  Zahlung  der  Actien-Til- 
gungsquoten  bestritten. 

Von  dem  sohin  verbleibenden  Reste  kann 
u)  einem  zu  bildenden  Gewinnreservefonde,  welcher  1U'»/«  des  Actiencapi- 
tales  nicht  übersteigen  darf,  ein  von  der  Generalversammlung  zu  be- 
stimmender Betrag  bis  zu  5"  0  dieses  Restes  zugewendet  werden. 
Die  Dotirung  des  Reservefondes  kann  über  Besehluss  der  Generalver- 
sammlung auch  gänzlich  unterbleiben. 
bj  Weitere  10°/ 0  werden  als  Tantieme  dem  Verwaltuugsrathe  zugewiesen. 

c)  Eventuell  wird  ein  Beitrag  zu  einem  allfälligen  Pensionsfonde  ausge- 
schieden. 

d)  Der  Rest  wird  als  Dividende  an  die  Actionäre  vertheilt.    Bis  zur  Eröff- 
nung des  Betriebes  auf  den  in  der  Concessions-Urkumle  bezeichneten 
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Strecken  werden  die  für  diese  Strecke  emittirten  Actien  mit  &•/„  in 
Silber  verzinst. 

Artikel  35. 

Die  Zahlung  der  Dividende  erfolgt  am  1.  Juli  jeden  Jahres. 
Dividenden,  die  binnen  drei  Jahren  nach  ihrer  Fälligkeit  nicht  behoben 
werden,  sind  zu  Gunsten  der  Gesellschaft  verfallen. 

Artikel  36. 

Die  Tilgung  des  Actiencapitals  erfolgt  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  dem  Tilgungsplane,  und  zwar  nach  der  erfolgten  Tilgung  der  Priori- 
täts-Obligationen innerhalb  der  letzten  25  Jahre  im  Wege  ganzjähriger  Ver- 
losungen in  Silber.  —  Dieses  gilt  für  die  erste  Emission,  sowie  für  die  fol- 
genden, immer  mit  Rücksichtnahme  auf  den  Zeitpunkt  der  betreffenden 
Emission. 

Die  Verlosungen  werden  in  Wien  öffentlich  vorgenommen  und  sind  die 
Nummern  der  gezogenen  Actien  Statuten^ emäss  kundzumachen. 

Die  getilgten  Actien  werden  gegen  Genussscheine  umgetauscht,  deren 
Besitzer,  was  die  Dividende  anbelangt,  nur  auf  den  nach  Bestreitung  einer 
5 «/„igen  Dividende  für  die  nicht  getilgten  Actien  übrigen  Theil  des  Gewinn- 
Überschusses  (Art.  3-A,  lit.  d),  auf  diesen  Theil  aber  gleichen  Anspruch  mit 
den  Actif  ubesitzcrn  haben,  während  sie  in  allen  anderen  Beziehungen  den 
Actionären  gleichgestellt  sind. 

Insbesondere  werden  bei  Beurtheilung  der  Beschlussfälligkeit  der 
Generalversammlung  und  bei  der  Bein  essung  des  in  derselben  vertretenen 
Capitales,  dann  bezüglich  des  Stimmrechtes,  die  Genusseheine  den  Actien 
gleichgestellt. 

Das  Formular  der  jedenfalls  auf  Inhaber  lautenden  Genussscheinc  wird 
seinerzeit  vom  Verwaltungsrathe  zur  Genehmigung  durch  die  Staatsverwal- 
tung vorgelegt. 

Die  Tilgung  der  Priorität* -Obligationen  erster  Emission  erfolgt  vom 
Jahre  1875  an  durch  die  weiterfolgenden  60  Jahre  im  Wege  ganzjähriger 
Verlosung  jn  Silber. 

Bei  weiteren  Emissionen  erfolgt  die  Tilgung  nach  Massgabe  der  spe- 
eiellen  Bestimmungen  und  Kundmachungen  des  Verwaltuugsrathes. 

Titel  VI. 

Staatsaufsicht,  Sehlussbestimniung. 
Artikel  37. 

Das  der  Staatsverwaltung  zustehende  Aafsichtsrecht  wird  von  derselben 
nach  den  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gesetze  geübt. 
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Mit  Rücksicht  auf  die  damit  verbundene  Gcschäftslast  wird  von  der 
Gesellschaft  eine  jährliche  Pauschalsumme  an  den  Staatsschatz  geleistet, 
deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  in  Gemässheit  des  §.16  der  Conces- 
sions-Urkunde  bestimmt  wird. 

Artikel  38. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  wird  die  Art  der  Liquidation 
von  der  Generalversammlung  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches festgestellt. 

Artikel  39. 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  durch  die  Concessionäre 
ohne  Rücksicht  auf  die  im  §.  28  bestimmte  Frist  durch  schriftliche  Einladung 
an  sämmtliche  Actienzeichner  einberufeu. 

V 

Artikel  40. 

Für  neue  Strecken  der  Gesellschaft  werden  wahrend  der  Bauzeit  die 
Zinsen  der  für  diese  neuen  Strecken  ausgegebenen  Actien-  und  Prioritäts- 
Obligationen  ebenso  die  etwa  hiefür  entfallenden  Steuern,  endlich  der  auf 
die  neuen  Linien  aushaftende  aliquote  Theil  der  Entlohnung  des  Leitungs- 
Comite,  sowie  eine  entsprechende  Remunerirung  des  Verwaltungsrathes  aus 
dem  Baufonde  bestritten. 

Wien,  den  23.  November  1872. 


Anmerkung  zur  Coiieossions-Urkuiide  vom  21.  April  1870, 

R.  G.  Bl.  Nr.  77 

dl.  Bd.,  1.  Abth.  dieser  Sammlung,  Mährisch-Sch lesische  Centraibahn,  1.) 

Zum  2. 

Der  Staatsvertrag  zwischen  Oesterreich -rngarn  und  dem  deutschen 
Reiche,  betreffend  die  Herstellung  der  Eisenbahnverbindungen  Jftgerndorf- 
Leobschütz  und  Olbersdorf-Neisse  wurde  zu  Berlin  am  21.  Mai  1872  abge- 
schlossen und  ist  derselbe  in  dem  betreffenden  Abschnitte  dieser  Ergänzung 
abgedruckt. 
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3. 

Protokoll  Tom  5.  September  1872, 

aufgenommen  im  k.  k.  Handelsministerium  mit  den  Vertretern  der  k.  k.  priv. 
Mährisch-Schlesiseheu  Centraibahn  als  Concessionswerberin  für  eine  Loeo- 
motiv-Eiseubahn  von  Troppau  über  Neutitschein  an  die  mährisch-ungarische 
Landesgranze  am  Wlarapasse  in  der  Richtung  gegen  Trentschin  in  Betreff 
einiger  Zusatzbestimmungen  zu  der  Coucessions-Urkunde. 

I.  Die  Aetiengesellschaft  der  Mährisch-Schlcsischen  Centraibahn  ver- 
pflichtet sich,  die  Concessiou  für  eine  Locomotiv- Eisenbahn  von  Troppau 
über  Neutitschein  bis  an  die  mährisch-ungarische  Landesgränze  beim  Wlara- 
passe in  der  Richtung  gegen  Trentschin  zum  Anschlüsse  an  das  ungarische 
Eisenbahnnetz  ohne  Anspruch  auf  irgend  welche  finanzielle  Begünstigung 
des  .Staates  zu  übernehmen  und  zum  Zwecke  der  Sicherstellnng  der  im  §.  2 
der  Coucessions-Urkunde  enthaltenen  Verbindlichkeiten  eine  Cautiou  von 
300.000  fl.,  das  ist  Dreimalhunderttausend  Gulden  österr.  Währ,  in  Barem 
oder  in  börsemässigeu  Effecten  zum  Courswerthe,  oder  in  bankfähigen 
Wechseln  oder  auch  in  Cassaseheinen  eines  accreditirten  Wiener  Bankinsti- 
tutes sogleich  zu  erlegen. 

II.  Die  Gesellschaft  macht  sich  weiters  verbindlich,  das  Nominal-An- 
lagecapital  auf  den  Betrag  von  1,225.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  per 
Meile  und  als  Minimal-Emissionscours  80  Percent  festzusetzen. 

Von  diesem  Maximalbetrage  per  1,225.000  fl.  ist  für  Anschaffung  von 
Fahrbetriebsmitteln  eine  Summe  von  mindestens  90.000  fl.  per  Meile  und 
zur  Bildung  eines  Reservefondes  der  Pauschalbetrag  von  1*50.000  fl.  zu 
widmen. 

Für  die  Bedürfnisse  der  ersten  Betriebsführung  ist  durch  die  Be- 
schaffung von  Verbrauchsgegenständen,  als:  Bahnschotter,  Brenn-, Putz-  uud 
Schmicrmateriale,  dann  Uniformsorten  des  Betriebspersonales  zu  Lasten  des 
oben  bezifferten  Anlagecapitales  Vorsorge  zu  treffen. 

III.  in  Beziehung  auf  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  haben 
mit  Ausnahme  der  durch  die  Coucessions-Urkunde  diesfalls  getroffenen  An- 
ordnungen, im  Wesentlichen  die  bezüglichen  Bestimmungen  für  die  Mährisch- 
Schlesische  Central  bahn  als  Norm  zu  gelten. 

IV.  Sollte  die  Ausführung  der  projectirteu  Bahntrace  mit  Rücksicht  auf 
die  in  Aussicht  genommene  Herstellung  eines  Donau-Odereanales  zu 
Schwierigkeiten  oder  Collisionen  führen,  so  hat  die  Gesellschalt  wegen  Be- 
seitigung der  entgegenstehenden  Hindernisse  mit  derCanalbau-Unternehmuug 
eine  entsprechende  Vereinbarung  zu  treffen. 

In  dem  Falle,  dass  ein  gütliches  rebereinkommen  nicht  erzielt  werden 
sollte,  unterwirft  sich  die  Gesellschaft  unbedingt  der  Entscheidung  des 
Handelsministeriums. 
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Schliesslich  bitton  die  Vertreter  der  Gesellschaft  um  die  Ausfolguug 
einer  Abschrift  dieses  Protokolles. 

Das  Protokoll  wurde  hiermit  geschlossen  und  allseitig  gefertigt. 

Für  das  k.  k.  Handelsministerium:       Für  die  Gesollschaft  der  Mährisch- 

.  Schlesischen  Centraibahn: 

Johann  Pfeiffer  ra.  p., 

k.  k.  Ministerialrat!)* 

Dr.  Ludwig  Llchtenstern  m.  p. 
Rodrich  Uschäti  m.  p.,  Em.  Proskoweti  m.  p. 

fc.  k.  Ministerial-Sccrctir  als  Protokollführer. 


Concessions-Urkunde  vom  6.  October  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  158 

und  C.  Bl.  Nr.  101, 

für  eine  Locoraotiv-Eisenbahn  von  Troppau  über  Neutitschein  bis  an  die  mährisch-ungarische 
Landesgränze  am  Wlarapasse  in  der  Richtung  gegen  Trentschin. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich, 
Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dalmatien,  Croatien. 
Slavonien,  Galizien,  Lodomerien  und  Illyrien;  Erzherzog  von  Oesterreich; 
Grossherzog  von  Krakau,  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  Steyer,  Kärnthen, 
Krain,  Bukowina,  Ober- und  Nieder-Schlesien;  Grossfürst  von  Siebenbürgen; 
Markgraf  von  Mähren ;  gefürsteter  Graf  von  Habsburg  und  Tirol  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Actiengesellschaft  der  k.  k.  priv.  mährisch- schlesischen 
Centraibahn  die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Bau  uud  Betrieb 
einer  Locomotiv- Eisenbahn  von  Troppau  bis  an  die  mährisch-ungarische 
Landesgränze  am  Wlarapasse  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in 
Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens,  der  genannten  Gesell- 
schaft diese  Concession  auf  Grundlage  des  Eisenbabn-Conceasionsgesetzes 
vom  14  September  1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238)  mit  den  nachstehenden  Be- 
dingungen zu  verleihen: 

§■  i- 

Wir  verleihen  der  Gesellschaft  der  m&hrisch-schlesischen  Centraibahn 
<\as  Recht  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiv-Eisenbahn  im  Anschlüsse 
an  die  mährisch-schlesische  Centraibahn  von  Troppau  über  Neutitschein  bis 
an  die  mährisch-ungarische  Landesgränze  am  Wlarapasse  in  der  Richtung 
gegen  Trentschin  unter  den  für  ihre  übrigen  Linien  geltenden  Bestimmungen 
und  Modalitäten,  mit  Ausnahme  der  auf  Gewährung  von  Steuer-  und  Gebühren- 
befreiung bezugnehmenden  und  einiger  anderen  Bestimmungen,  welche  nach- 
folgend bezeichnet  sind.  Sollte  von  Seite  der  königlich-preussischen  Regierung 

23 
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die Herstellung  einer  Eisenbahnlinie  vouRatibor  bis  zur  österreichisch-preus- 
sischen  Gränze  sichergestellt  werden,  so  macht  sich  die  Gesellschaft  ver- 
bindlich, eine  Eisenbahn  von  Troppau  bis  zur  Reichsgränze  zum  Anschlüsse 
an  das  preussische  Bahnnetz  auszuführen  und  gleichzeitig  mit  der  Vollendung 
der  fremdländischen  Strecke  dem  Betriebe  zu  Ubergeben. 

§•  2. 

Der  Bau  der  Eisenbahnlinie  Troppau- Wlarapass  ist  binnen  sechs  Mo- 
•  naten,  vom  Tage  der  Concessionsverleihung,  zu  beginnen  und  binnen  drei 
Jahren,  von  demselben  Zeitpuncte  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  die  fertige 
Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  Ubergeben. 

FUr  die  Erfüllung  dieser,  sowie  der  sonstigen  auf  die  neue  Bahnlinie 
bezüglichen  Bedingungen  der  (Joncessions-Urkunde  vom  21.  April  1870  (R. 
G.  Bl.  Nr.  77)  ist  der  Staatsverwaltung  von  der  Gesellschaft  eine  Caution 
im  Betrage  von  500.000  Gulden  üsterr.  Währung  in  Baarem  oder  in  börse- 
mässigen  Effecten  zum  Courswerthe  oder  in  bankfähigen  Wechseln  oder  in 
Cassescheinen  aecreditirter  Wiener  Bankinstitute  Sicherstellung  zu  leisten. 

§.  3. 

Die  Bahn  ist  im  Unterbaue  auf  die  Anlage  eines  Geleises  herzustellen. 

Jedenfalls  aber  sind  sogleich  die  grösseren  Brücken  bis  zum  höchsten 
Wasserstande  und  die  Tunnels  im  Unterbaue  zweigeleisig  herzustellen. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  die  Anlage  der  Stationen 
und  Geleise  schon  jetzt  in  der  Art  zu  construiren,  dass  die  Ablassung  von 
täglich  mindestens  15  Zügen  ä  70  Achsen  nach  jeder  Richtung  der  Linie 
ermöglicht  werden  kann. 

Die  Gesellschaft  ist  weiter  gehalten,  die  grundbücherliche  Abschreibung 
der  für  den  Bahnbau  erworbenen  Grundparcellen,  soweit  es  an  ihnen  gelegen 
ist,  thunlichst  zu  beschleunigen  und  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  der 
bücherlichen  Richtigstellung  vorausgehende  definitive  Vermessung  derGrund- 
stücke  und  die  Finalisirung  der  Abrechnung  mit  aller  Beschleunigung  voll- 
zogen werde. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  wegen  Benützung  von  Bahnhöfen 
schon  bestehender  oder  concessionirter  Bahnen  an  den  Anschliessungspuncten 
ihrer  Bahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangs- 
verkehrc  mit  den  bethciligten  Eiscnbahnverwaltungen  ein  Abkommen  zu 
treffen. 

Die  Kosten  für  die  auf  den  fremden  Bahnhöfen  erforderlichenErweiterungs- 
bauten  hat  die  Gesellschaft  zu  tragen. 

Sollte  jedoch  eine  Vereinbarung  Uber  die  gemeinschaftliche  Benützung 
eines  fremden  Bahnhofes  nicht  zu  Stande  kommen,  so  ist  die  Gesellschaft 
berechtigt,  einen  eigenen  Bahnhof  zu  errichten,  hat  jedoch  die  Verpflichtung. 
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ein  Anschlussgeleise  an  die  fremde  Bahn  herzustellen  und  wenigstens  für  den 
Personenverkehr  einen  gemeinschaftliehen  Bahnhofdienst  anzustreben. 

Bezüglich  der  Bedingungen  wegen  eines  solchen  Anschlusses  und  Balm 
liofdienstes  für  den  Personenverkehr  unterwirft  sich  die  Gesellschaft  dem 
Ausspruche  der  Regierung,  falls  ein  Ein  verständniss  hierüber  mit  der  Anschluss- 
bahn nicht  erzielt  werden  sollte.  Rücksichtlich  der  eventuellen  Fortsetzungs- 
linie Troppau-Gränze  (Klingenbeutel),  beziehungsweise  rticksichtlich  des 
etwaigen  Anschlusses  an  die  preussischen  Bahnen  und  des  Verkehrsdienstes, 
bleibt  die  Fesstellung  der  diesfälligen  Bestimmungen  dem  Abschlüsse  eines 
Staatevertrages  mit  der  königlich-preussischen  Regierung  vorbehalten,  und 
die  Gesellschaft  hat  sich  diesen  Bestimmungen  und  den  für  sie  daraus  erwach- 
senden Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

Bei  dem  Abschlüsse  und  bei  der  Durchführung  des  Staatsvertrages  wird 
übrigens  das  Interesse  der  Gesellschaft  thunlichst  gewahrt  werden. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Benützung  der 
inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Bergwerks-  und 
anderen  Bahnen  zum  eigenen  Gebrauche  zu  bestimmen. 

§.  4. 

Die  GeRellschaft  hat  sich  bei  dem  Bau  und  Betrieb  der  eoncessionirten 
Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions-Urkunde,  sowie  nach 
den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem 
Eisenbahn-Concessiongesctze  vom  14.  September  1854  und  der  Eisenbahn- 
Betriebsordnung  vom  16.  November  1851*),  dann  nach  deu  etwa  künftig  zu 
erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen,  insbesondere  auch  nach  der  mit 
1.  October  1872  in  Wirksamkeit  tretenden  Vorschrift  über  die  Signalisirung 
auf  den  Eisenbahnen  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Län- 
der**) zu  benehmen. 

Ferner  verpflichtet  sich  die  Gesellschaft,  während  der  rauhen  Jahreszeit 
für  eine  angemessene  Beheizung,  beziehungsweise  Erwärmung  der  Personen- 
wagen aller  Classen,  zu  sorgen. 

g.  5. 

Die  Gesellschaft  Ubernimmt  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb 
und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten 
entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Telegraphen-Anstalt 
herzustellen,  einzurichten  und  zu  unterhalten. 


*)  Reichsgt'setzhlatt  vom  Jahre  1852,  Nr.  1. 
**)  Reich&gesetzblatt  »oro  Jahre  1872  Nr.  80. 
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Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  Betriebsleitung 
auch  für  Staats-  und  Privat-Oorrespondcnzcn  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  die  Drähte  des  Staatstelegraphen 
an  denStUtzpuncten  der  Bahnbetricbsleitung  anzubringen  oder  selbstständige 
Leitungen  auf  dem  gesellschaftlichen  Grund  und  Boden  ohne  jede  Vergütung 
<»der  Entschädigung  zu  legen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien  hat  die 
Gesellschaft  durch  das  Bahnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  auf  ihren  Bahnstrecken  die  Ma- 
terialien und  Requisiten  der  Staatstelegraphen-Anstalt  nach  den  für  Militär- 
Transporte  giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  ihren  Bahnhöfen  und 
Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  verwahren. 

In  allen  vorerwähnten  Beziehungen  ist  die  Gesellschaft  gehalten,  mit 
der  Staatstelegraphen-Anstalt  rechtzeitig  ein  besonderes  Uebereinkommen 
zu  treffen. 

§•  6. 

Die  Tarifbestimmungen  für  die  mährisch-schlesische  Ceutralbahn  haben 
auch  auf  die  hier  concessionirte  Balm  Anwendung  zu  finden. 

Nach  Ablauf  von  neun  Betriebsjahren  hat  die  Regierung  das  Recht,  eine 
entsprechende  Ermässigung  dieser  Tarifsätze  nach  Einvernehmen  der  Gesell- 
schaft oder  ihrer  Rechtsnachfolger  eintreten  zu  lassen. 

Es  wird  gestattet,  da*s  die  Fahr-  und  Frachtpreise  in  Inländischer  Silber- 
mtinze  bemessen  und  eingehoben  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit  Berück- 
sichtigung des  Courswerthes  entfallende  <lebühr  auch  in  der  Landes- 
währung angenommen  werden  muss.  Die  Zurückführung  des  Tarifcs  auf  die 
Landeswährung  hat  nach  den  vom  Handelsministerium  festzustellenden  Moda- 
litäten stattzufinden. 

§•  7. 

DieMilitär-Transportbestimmungeu  für  die  mährisch-schlesische  Centrai- 
bahn haben  auch  für  die  hier  concessionirte  Bahn  zu  gelten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehren  beider  Reichs- 
hälften, sowie  auf  die  Landesschützen  Tirols,  auf  das  Militär- Waehcorps  für 
die  Civilgerichte  in  Wien,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch- 
organisirte  Finanzwachc  Anwendung, 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sieh,  dem  von  den  österreichischen  Eisen- 
bahngesellschaften abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  Leistung  gegen- 
seitiger Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmittelu  bei  Durchführung  grösserer  Militär- 
Transporte,  ferner  den  organischen  Bcstimmungeu  und  der  Dienstvorschrift 
für  die  Feldeisenbahn  -  Abtheilungen*),  sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in 


')  Beilage  zu  Nr.  14»,  im  42.  Stücke  des  Jahrganges  1870  d»r  Normal-Verordnungen  des 
k.  k.  Armee-Verordnungsblattes. 
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Wirksamkeit  getretenen  Naehtrags-Uebereinkommen*)  bezüglich  des  Trans- 
portes der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  desMiiitär-Acrars  zur  Beför- 
derung gelangenden  Kranken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit  den 
Bahngeseilschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen  gegen- 
seitiger Aushilfe  an  Personale  bei  Durchfuhrung  grosserer  Militär-Transporte 
und  der  Vorschrift  für  den  Militär-Transport  auf  Eisenbahnen. 

Die  Bahngeselisehaft  tritt  dem  zwischen  den  österreichischen  Eisenbahnen 
abgeschlossenen  Uebereinkommen,  betreffend  die  Anschaffung  vonAusrüstungs- 
gegenständen  für  Militär-Transporte,  bei. 

§•  8. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  das  Zustandekommen  von  FlUgel- 
bahnen  in  die  längs  der  Hauptbahn  gelegenen  Kohlenreviere,  behufs  Hebung 
des  Kohlenverkehres,  kräftigst  zu  fördern,  beziehungsweise  diese  Bahnen 
im  Wege  des  Uebereinkommens  mit  den  Interessenten  gegen  Bedingung  eines 
bestimmten  Frachtenquantums  und  Tarifzuscblagcs  herzustellen,  und  es  wird 
über  die  Richtung  dieser  Bahnen  und  den  Zeitpunct  der  Herstellung  die  Ge« 
nehmigung  des  Handelsministeriums  vorbehalten. 

Im  Falle  als  ein  gütliches  Uebereinkommen  nicht  zu  Stande  kommen 
sollte,  steht  die  Entscheidung  dem  Handelsministerium  zu,  wobei  auf  eine 
gesicherte  und  zureichende  Quote  für  die  Verzinsung  und  Tilgung  des  für 
die  betreffende  Flügelbahn  verwendeten  Anlagecapitals  Rücksicht  genommen 
werden  wird. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  aus  Anlass  der  Aenderungen  im 
Staatsorganismus  disponibel  gewordenen  Staatsbeamten,  insoferne  sie  die 
nöthige  Befähigung  besitzen  und  den  Erfordernissen  der  von  der  Gesellschaft 
aufzustellenden  Dienstordnung  entsprechen,  bei  Bewerbung  um  eine  Dienstes- 
stelle vorzugsweise  zu  berücksichtigen. 

Die  Gesellschaft  unterwirft  sich  hinsichtlich  der  Anstellung  gedienter 
Unterofficicre  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  den  diessfalls 
im  §.  38  des  Wehrgesetzes  vom  Jahre  1868**j  und  in  den  zur  Ausführung 
dieses  Paragraphes  erscheinenden  Specialgesetzen  enthaltenen  Bestimmungen. 

in  allen  Puncten,  welche  durch  die  vorstehenden  Bestimmungen  nicht 
ausdrücklich  eine  Abänderung  erfahren,  hat  der  Inhalt  der  Concessions- 


*)  .Normal-Verordnungen  de«  k.  k.  Ai  mee-Verordnungsblatte»  vom  Jahre  1871,  22.  Stück 

Nr.  79. 

**)  Reiehige«tibl»U  Nr.  151. 
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Urkunde  fUr  die  raähriseh-schlesische  Centraibahn  nach  seinem  vollen  Um- 
fange zu  gelten. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Ooncession  entgegen  zu  handeln,  und  der  Gesellschaft  das  Recht  einräumen, 
wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz  zu 
dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  gemessenen 
Befehl,  Uber  diese  Concession  und  alle  ihre  Bestimmungen  strenge  und  sorg 
faltig  zu  wachen. 

Zur  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
sechsten  Tage  des  Monats  October,  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  Ac  hthundert 
Siebzig  Zwei,  Unserer  Reiche  im  Vierundzwanzigsten  Jahre. 

Franz  Joseph  m.  p.       (L.  8.) 

Aaersperg  m.  p.         Banhans  m.  p.         Pretis  m.  p. 


Digitized  by  Google 


Eisenbahn  ron  Hohenstadt  über  Mährisch-Schönberg  nach  Zöptau. 


361 


Eisenbahn  von  Hohenstadt  über  Mährisch-Schönberg  nach  Zöptau. 


l. 

Die  Actiengesellschaft  der  k.  k.  priv.  Mährischen  Gränzbahn  hat  laut 
§.  2,  lit.  b  der  Statuten  (vgl.  in  dieser  Ergänzung:  Mährische  Gränzbahn  1) 
die  mit  der  Allerhöchsten  Concessions  -  Urkunde  vom  6.  December  1869, 
R.  G.  Bl.  Nr.  11  ex  1870  (II.  Bd.,  1.  Abth.  dieser  Sammlung)  concessionirtc 
Locomotiv-Eisenbahn  von  Hohenstadt  iiberMährisch-8chönberg  nach  Zöptau, 
sowie  deren  Betrieb  übernommen. 
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K.  K.  priv.  Mährische  Gränzbahn. 


l. 

Statuten  der  Actiengesellschaft  der  k.  k.  priv.  Mährischen 

Gränzbahn. 

Genehmigt  mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Ministers  des  Innern  vom  30.  Mär*  1872,  Z.  4719- 


I.  Abschnitt. 

Gründung^Zweck  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

§•  1- 

Die  Concessionäre :  Gebrüder  Klein,  dann  Eduard  Oberleithner, 
Carl  Oberleithne  r,  Alois  Scholz,  Ignaz  Seidl,  Carl  Siegl  senior, 
Franz  Leischner,  Hielle  &Diettrich  gründen  hiermit  in  Folge  der 
durch  §.  12,  resp.  Art.  13  der  Allerhöchsten  Concessions-Urkunden  vom 
11.  September  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  115,  und  vom  6.  December  1869,  R.  G. 
Bl.  Nr.  11  ex  1870,  erlangten  Berechtigung,  eine  in  alle  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten der  Concessionäre  als  solche  eintretende  Actiengesellschaft, 
welche  zwischen  allen  Besitzern  der  nach  den  Bestimmungen  dieser  Statuten 
auszugebenden  Actien  bestehen  wird. 

§.  2. 

Der  Zweck  dieser  Gesellschaft  ist: 

a)  Der  Bau  und  Betrieb  der  mit  der  Allerhöchsten  Concessions-Urkunde 
vom  11.  September  1871  concessionirten  Locomotiv-Eisenbahn  von 
Sternberg  im  Anschlüsse  an  die  mährisch-schlesiche  Nordbahn  über 
Mährisch-Neustadt,  Mährisch-Schönberg,  Hannsdorf  und  Grulich  an 
einen  Punct  der  Eisenbahnlinie  Wildenschwert-Mittelwaide  nächst  der 
österrcichisch-preussischen  Gränze  (Linie  Sternberg— Mittelwalde)  ; 

b)  die  Uebernahme  und  der  Betrieb  der  mit  der  Allerhöchsten  Conces- 
8ions-Urkunde  vom  6.  December  1869  concessionirten  Locomotiv-Eisen- 
bahn von  Hohenstadt  im  Anschlüsse  an  den  Olmütz-Trübauer  Flügel 
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der  österreichischen  Staatseisenbahn-Gesellschaft  über  Mährisch-Schön 
berg  nach  Zöptau  zu  den  dortigen  Eisenwerken  (Linie  Hohenstadt  — 
Zöptau)  ; 

c)  der  Bau  und  Betrieb  von  Fliigelbahnen  zu  einzelnen  industriellen  Eta- 
blissements im  Sinne  des  §.  4  beider  Concessions-Urkunden ; 

d)  die  Erwerbung  von  Concessionen  für  weitere  Anschlussbahnen,  der  Bau 
und  Betrieb  derselben ; 

v)  die  Bestellung  von  Agentien  im  In-  und  Auslande,  die  Errichtung  von 
Transportmitteln  für  Personen  und  Frachten  zu  Wasser  oder  zu  Lande 
unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften  (§.  19  der  C.  U.  vom 
11.  September  1871  und  Art.  14  der  C.  ü.  vom  6.  December  1869); 

f)  die  Erwerbung  und  der  Betrieb  von  Kohlengruben,  sowie  die  Erwer- 
bung, der  Bau  und  Betrieb  von  Industrialwerken,  welche  im  Sinne  des 
§.  25  der  C.  ü.  vom  11.  September  1371  und  des  Art.  20  der  C.  U. 
vom  6.  December  1869  errichtet  werden. 

§.  3. 

Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien  und  führt  die  beim  Handels- 
gericht zu  registrirende  Firma : 

K.  K.  priv.  Mährische  Gr&nzbahn. 

§•  4. 

Die  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechtswirksam  durch 
die  amtliche  „Wiener  Zeitung«4. 

§.  5. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt,  sobald  das  Actiencapital  gezeichnet  ist, 
vierzig  Percent  darauf  eingezahlt  sind  und  die  Firma  in  das  Handelsregister 
eingetragen  ist. 

Sie  endet  mit  dem  Erlöschen  der  im  §.  1  bezeichneten  Concessionen, 
löst  sich  jedoch  schon  früher  auf,  wenn  die  ihr  gehörigen  Bahnen  vom  Staate 
oder  von  einer  andern  Unternehmung  eingelöst  oder  von  der  Gesellschaft 
veräussert  werden  und  in  diesem  Falle  nicht  die  Fortsetzung  der  Gesell- 
schaft für  ihre  übrigen  etwa  im  Sinne  des  §.  2,  lit.  c  bis  f,  errichteten  Unter- 
nehmungen beschlossen  wird. 

IL  Abschnitt. 

Gesellschaftlicher  Unternehmtmgsfond  (Anlage capital). 

§.  6. 

Der  gesellschaftliche  Unternehmungsfond  (das  Anlagecapital)  besteht 
1.  aus  dem  Actiencapital  im  Betrage  von  neun  Millionen  Gulden 
(9,000.000  fl.  ö.  W.), 
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2.  aus  den  durch  Ausgabe  von  Prioritäts-Obligationen  im  Betrage  von 
acht  Millionen  Gulden  (8,000.000  fl.)  ö.  W.,  beschafften  Mitteln. 
Von  diesem  Anlagecapitale  entfällt : 

auf  die  Linie  Sternberg— Mittel walde  der  Betrag  von  8  Millionen 
Gulden  in  Actien  und  7  Millionen  in  Priori täts- Obligationen; 

auf  die  Linie  Hohenstadt— Zöptau  der  Betrag  von  einer  Million  Gulden 
in  Actien  und  einer  Million  in  Prioritäts-Obligationen. 

Diese  nur  für  die  Concessiousverhältnisse  massgebende  Bestimmung 
begründet  jedoch  keinen  Unterschied  in  den  Rechten  der  Besitzer  von 
Actien  und  Prioritäts- Obligationen,  welche  unter  einander  vollständig  gleich- 
gestellt sind. 

§•  7. 

Für  den  Fall  einer  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unternehmung 
im  Sinne  des  §.  2,  lit.  c  bis  f  dieser  Statuten  wird  die  Erhöhung  des  Unter- 
nehmungsfondes  durch  Ausgabe  neuer  Actien  oder  durch  Aufnahme  von 
Prioritäts- Anlehen,  unter  Einhaltung  der  im  §.  12,  resp.  im  Art.  13  der 
beiden  Concessions-Urkunden  festgesetzten  Beschränkung,  über  Beschluss  der 
Generalversammlung  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  vorbehalten. 

§•  8. 

Die  Actien  und  Obligationen  lauten  auf  den  Inhaber  und  werden  so- 
wohl die  Actien  als  die  Obligationen  im  Betrage  von  200  fl.  in  Silber  gleich 
133«/,  Thaler,  gleich  233  »/3  Gulden  süddeutscher  Währung,  ausgestellt. 

Die  Zinsen  der  Obligationen  sind  stets  ohne  jeden  Abzug  an  Einkom- 
mensteuer auszubezahlen. 

§•  9. 

Nach  baarer  Einzahlung  von  40«/0  des  Nominalbetrages  der  Actien 
sind  die  Zeichner  von  der  Haftung  für  weitere  Einzahlungen  befreit  und 
werden  auf  Inhaber  lautende  Interimsscheine  ausgegeben,  auf  welchen  die 
weiteren  Einzahlungen  ersichtlich  zu  machen  sind. 

§.  io. 

Weitere  baare  Einzahlungen  auf  die  Actien  erfolgen  in  den  von  dem 
Verwaltungsrathe  der  Gesellschaft  (§§.  15  und  16)  ausgeschriebenen  Raten 
und  Terminen. 

Kein  Actionär  kann  zu  einer  Zahlung  Uber  den  Nominalbetrag  seiner 
Actie  verhalten  werden. 

§•  11. 

Wenn  von  einem  Actionäre  die  Einzahlung  einer  fälligen  Rate  (§.  10) 
nicht  rechtzeitig  geleistet  wird,  so  ist  derselbe  zur  Zahlung  von  6  Percent 
Verzugszinsen  verpflichtet. 
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Die  Gesellschaft  ist  überdiesa  berechtigt,  nach  Erlassung  der  im  Art.  221 
des  Handelsgesetzes  vorgeschriebenen  Aufforderungen,  die  säumigen  Actio- 
näre  ihrer  Gesellschaftsrechte  verlustig,  die  ausgegebenen  Interimsscheine 
für  verfallen  zu  erklären  und  an  die  Stelle  der  letzteren  neue  Interimsschein«* 
auszugeben. 

§.  12. 

Die  Actien  und  Prioritäts-Obligationen  sind  untheilbar;  die  Gesellschaft 
erkennt  sich  gegenüber  für  jede  Actie  und  jede  Prioritäts  obligation  nur 
Einen  Eigcnthümer  an. 

Mehrere  Theilhaber  einer  Actie  oder  Prioritäts-Obligation  müssen  daher 
ihre  gemeinsamen  Rechte  durch  Eine  Person  wahrnehmen  lassen. 

§.  13. 

Die  erste  Ausgabe  der  Actien  und  Prioritäts-Obligationen  mit  Einschluss 
der  Interimsscheine  findet  Stempel-  und  gebührenfrei  statt.  (Art.  15  c  der 
Concessions-Urkunde  vom  6.  December  1869  und  §.  21  c  der  Concessions- 
Urkunde  vom  11.  September  1871.) 

§.  14. 

Die  Interimsscheine,  Actien-  und  Prioritäts-Obligationen  dürfen  an  den 
österreichischen  Börsen  verhandelt  und  öffentlich  notirt  werden.  (Art  13 
resp.  12  der  Concessions-Urkunden.) 

Die  Formularien  derselben  unterliegen  der  staatlichen  Genehmigung. 

III.  Abschnitt. 

VerwaltungBrath. 
§.  15. 

Die  Leitung  der  Gescllschaftsangelegenheiten  ist  einem  aus  10  bis 
12  Mitgliedern  bestehenden  Vcrwaltungsrathe  Ubertragen. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathcs  werden  von  der  Gcneralversamm 
hing  auf  3  Jahre  gewählt. 

Beamte  der  Gesellschaft,  dann  Personen,  welche  in  Concurs  verfallen 
sind  oder  sich  dem  Ausgleich-verfahren  unterworfen  oder  ihre  Zahlungen 
eingestellt  haben,  ohne  ihre  Gläubiger  befriedigt  zu  haben;  Personen,  welche 
wegen  eines  Verbrechens  oder  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder 
die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  oder  einer  solchen  Ueber- 
tretung  in  Untersuchung  gezogen  und  nicht  schuldlos  gesprochen  wurden, 
können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sein. 
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Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der  Amtsdauer  hat 
unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

§.  16. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  das  erste  Mal  unbe- 
schadet der  Bestimmungen  des  Art.  227  des  Handelsgesetzes  von  der  consti- 
tuirenden  Generalversammlung,  in  der  Folge  von  der  ordentlichen  General- 
versammlung auf  drei  Jahre  gewählt. 

§.  17. 

Nach  Ablauf  des  dritten  und  vierten  Geschäftsjahres  trctenje  drei  durch 
das  Loos  bestimmte  Mitglieder,  nach  Ablauf  des  fünften  Geschäftsjahres  die 
noch  übrigen  Mitglieder  aus.  Sodann  wird  die  Reihe  des  Austrittes  durch 
den  Ablauf  dor  Functionsdauer  bestimmt  werden. 

Die  Austretenden  sind  wieder  wählbar. 

§.  18. 

Scheidet  ein  Mitglied  vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  aus,  so  kann 
der  Verwaltungsrath  dessen  Stelle  provisorisch  bis  zur  nächsten  General 
Versammlung  besetzen,  welche  die  definitive  Ersatzwahl  vornimmt. 

In  diesem  Falle  tritt  der  Gewählte  bezüglich  der  Functionsdauer  an  die 
Stelle  seines  Vorgangers. 

§.  19. 

Jeder  Verwaltungsrath  muss  vor  dem  Antritte  seiner  Function  fünfzig 
Actien  (Interimsscheine)  sammt  den  noch  nicht  fälligen  Coupons  in  der 
'Jesellschaitscassa  deponiren,  welche  daselbst  als  Caution  für  die  aus  seiner 
Function  entspringenden  Verbindlichkeiten  gegen  die  Gesellschaft  bis  zur 
Erledigung  der  auf  seine  Functionsperiode  bezüglichen  Rechnungen  in  Ver- 
wahrung bleiben,  und  von  ihm  während  dieser  Zeit  weder  belastet  noch  ver- 
äussert werden  dürfen. 

Von  Seite  der  Mitglieder  des  ersten  Verwaltungsrathes  muss  die  Depo- 
nirung  dieser  Actien-Interimsscheine  binnen  14  Tagen  nach  der  Emission 
derselben  erfolgen. 

§.  20. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  des 
Handelsgesetzes. 

Er  vertritt  dieselbe  nach  aussen  und  ist  mit  der  im  Handelsgesetze 
festgesetzten  Verantwortlichkeit  zu  allen  Verfügungen  in  Gesellschaftsange- 
legenheiten berechtigt,  welche  nicht  der  Generalversammlung  vorbehalten 
sind. 
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Dem  Verwaltungsrathe  ist  insbesondere  die  Ernennung  der  Beamten  der 
Gesellschaft  und  die  Genehmigung  der  Dienstverträge,  Dienstinstructionen- 
und  Reglements  fiir  die  Führung  der  Geschäfte  vorbehalten. 

Die  Firma  wird  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  oder  von 
einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  und  von  dem,  Seitens  des  Verwal- 
tungsrathes mit  der  Procura  versehenen  Gesellschaftsbeamten,  und  zwar  von 
letzterem  mit  dem  Beisatze  „per  procura"  gezeichnet. 

§.  21. 

Der  Verwaltung8rath  wählt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen  Vorsitzenden 
und  dessen  Stellvertreter. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  dieser  beiden  wird  der  Vorsitz  vom 
Verwaltungsrathe  interimistisch  einem  andern  Mitgliede  übertragen. 

§.  22. 

Der  Vcrwaltiingsrath  versammelt  sich  Uber  Einladung  des  Vorsitzenden, 
oder  seines  Stellvertreters,  oder  auf  Verlangen  von  zwei  Mitgliedern,  so  oft 
es  die  Geschäfte  erfordern,  mindestens  aber  einmal  im  Monate. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  Einladungen  zu  erfolgen  haben,  wird  vom 
Verwaltungsrathe  festgesetzt. 

§.  23. 

Zur  Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  ordnungsmässige 
Einladung  aller  Mitglieder  und  die  persönliche  Anwesenheit  von  5  Mit- 
gliedern mit  Einschluss  des  Vorsitzenden  erforderlich. 

§.  24. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst. 
Bei  glcichgetheilten  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  er- 
hoben, welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

§•  25. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  können  ihre  Stimmen  mittelst 
Vollmacht  einem  andern  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  Ubertragen. 
Kein  Mitglied  darf  aber  mehr  als  eine  Vollmaehts-Stimme  vertreten. 

§.  26. 

Uebcr  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  einem  andern  Mitgliede  zu  unter- 
zeichnen sind. 

§•  27. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  als  Entlohnung  für  ihre 
Theilnahme  an  den  Sitzungen  Anwesenheitsmarken,  deren  Werth  die  ordent- 
liche Generalversammlung  alljährlich  bestimmt. 
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Ausserdem  geniessen  sie  die  in  §.  48,  lit.  b  bestimmte  Tantieme,  Uber 
deren  Vertheilung  unter  die  einzelnen  Mitglieder  der  Verwaltungsrath  ent- 
scheidet. 

§.  28. 

Der  Verwaltungsrath  kann  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des 
Art.  234  H.  G.  B.  durch  eine  Specialvollmacht  fllr  bestimmte  Gegenstände 
und  für  eine  bestimmte  Zeit  die  Ausübung  seiner  Befugnisse  an  einzelne 
Mitglieder  oder  an  Gesellschaftsbeamte  übertragen  und  den  letzteren  die 
Procura  ertheilen. 

§.29. 

Für  die  Ausführung  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  und  die 
specielle  Führung  der  Geschäfte  nach  Massgabe  dieser  Beschlüsse  wird  von 
dem  Verwaltungsrathe  eine  Directum  bestellt,  welche  aus  einem  oder  mehreren 
Directoren  besteht.  Die  Directoren  sind  dem  Verwaltungsrathe  verantwort- 
lich und  haben  Uber  Einladung  den  Sitzungen  desselben  mit  berathender 
Stimme  beizuwohnen. 

IV.  Abschnitt. 

Generalversammlung. 
§.  30. 

Die  Gesammtheit  der  Actionäre  wird  durch  die  Generalversammlung 
vertreten. 

Jeder  stimmberechtigte  Actionär  kann  an  derselben  theilnehmen. 

Abwesende  können  sich  mittelst  Vollmacht  durch  stimmfähige  Actionäre 
vertreten  lassen. 

Die  Form  der  Vollmacht  wird  vom  Verwaltungsrath  bestimmt. 

Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  werden  durch  ihre  gesetz- 
lichen oder  statutarischen  Repräsentanten,  Frauen  durch  Bevollmächtigte  ver- 
treten, auch  wenn  diese  nicht  selbst  Actionäre  sind. 

§.  31. 

Je  zwanzig  Actien  (Interimsscheine)  geben  das  Recht  auf  eine  Stimme. 

§.  32. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  regelmässig  in  der  ersten 
Hälfte  eines  jeden  Jahres  in  Wien  zusammen. 

Die  erste  ordentliche  Generalversammlung  findet  in  der  ersten  Hälfte 
des  Jahres  1874  statt. 
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Ausserordentlich«:  Generalversammlungen  können  so  oft  stattfinden,  als 
es  der  Verwaltungsrath  für  nöthig  erachtet. 

Eine  ausserordentliche  Generalversammlung  rauss  einberufen  werden 
wenn  ein  oder  mehrere  Actionäre,  deren  Actien  mindestens  den  zehnten 
Theil  des  eingezahlten  Acticncapitales  repräsentiren,  und  von  ihnen  bei  der 
Casse  der  Gesellschaft  deponirt  werden,  unter  Angabe  des  Zweckes  und  der 
Gründe  darauf  antragen. 

In  diesem  Falle  muss  die  Einberufung  der  Generalversammlung  läng- 
stens binnen  30  Tagen  und  der  Zusammentritt  derselben  binnen  weiteren 
dreissig  Tagen  nach  Einbringung  des  Antrages  erfolgen. 

§•  33. 

Die  Einberufung  der  Generalversammlung  geschieht  mittelst  einer 
Kundmachung  durch  die  „Wiener  Zeitungu  (§.  4),  welche  mindestens  30 
Tage  vor  dem  Versammlungstage  zu  erfolgen  und  die  Verhandlungsgegen- 
stände  unter  Angabe  des  wesentlichen  Inhaltes  derselben  zu  bezeichnen  hat. 

§•  34. 

Die  Actionäre,  welche  der  Generalversammlung  beiwohnen  wollen, 
müssen  mindestens  14  Tage  vor  dem  Zusammentritte  derselben  die  Actien 
;  Interimsscheinc),  auf  Grund  welcher  sie  ihr  Stimmrecht  ausüben  wollen, 
sainint  den  noch  nicht  fälligen  Coupons  am  Sitze  der  Gesellschaft  oder  au 
den  vom  Verwaltungsrathe  bestimmten  Erlagsstellen  deponiren,  und  erhalten 
Legitimafionskarten,  welche  auf  den  Namen  lauten,  die  Zahl  der  deponirten 
Actien  \  Interimsscheinc)  und  die  darauf  entfallenden  Stimmen  ausweisen  und 
nur  für  die  bezeichnete  Person  oder  deren  gehörig  legitimirteu  Bevollmäch- 
tigten gelten. 

§.  35. 

Der  zum  Vortrag  in  der  Generalversammlung  bestimmte  Geschäfts- 
bericht nebst  dem  Rechnungsabschlüsse,  der  Bilanz  uud  dem  Gutachten  des 
Kevisionsausschusses,  sowie  der  Wortlaut  der  zur  Verhandlung  kommenden 
Auträge  ist  3  Tage  vor  der  Generalversammlung  am  Sitze  der  Gesellschaft 
zur  Einsicht  aufzulegen  und  es  ist  jedem  Actionär,  der  sein  Stimmrecht  nach- 
gewiesen hat,  ein  Druckexemplar  davon  auf  Verlangen  zu  erfolgen. 

§.  36. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  über  deren  erste  Ein- 
berufung' mindestens  zwanzig  stimmberechtigte  Actionäre  anwesend  sind, 
welche  zusammen  mindestens  den  zwanzigsten  Theil  des  hinausgegebenen 
Actiencapitals  vertreten. 
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Um  eine  Aenderung  der  Statuten ,  oder  des  Gegenstandes  der  Unter- 
nehmung, eine  Vermehrung  des  gesellschaftlichen  Unternehmungsfondes  durch 
Hinausgabe  neuer  Actien  oder  durch  Aufnahme  eines  Prioritäts-Anlehens, 
die  Veräusserung  der  ganzen  Bahn  oder  einzelner  der  Gesellschaft  gehörigen 
Bahnstrecken,  die  Vereinigung  mit  anderen  Eisenbahngesellschaften  be- 
schliessen  zu  können ,  mnss  wenigstens  der  zehnte  Theil  des  Actiencapitals 
vertreten  sein. 

§.  37. 

Wenn  die  Generalversammlung  in  der  im  §.  36  bezeichneten  Weise 
nicht  beschlussfähig  ist,  wird  sie  vertagt  und  binnen  8  Tagen  neuerlich  ge- 
mäss §.  33  einberufen,  wobei  jedoch  der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung 
und  Abhaltung  der  Versammlung  auf  14  Tage  beschränkt  und  die  neuerliche 
Deponirnng  der  Actien  (Interimsschein e)  acht  Tage  vor  dem  Tage  der  General- 
versammlung gestattet  ist. 

Bei  ihrer  zweiten  Einberufung  ist  die  Generalversammlung  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Anzahl  der  anwesenden  Actionäre  und  die  Höhe  des  von  ihnen 
vertretenen  Actiencapitales,  und  zwar  auch  in  den  in  der  letzten  Alinea  des 
§.  36  bestimmten  Ausnahmsfällen  beschlussfähig. 

Die  Verhandlungen  bei  dieser  neu  einberufenen  Generalversammlung 
sind  jedoch  auf  das  Programm  der  vertagten  Versammlung  beschränkt. 

§.  38. 

Den  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  führt  der  Vorsitzende  des 
Verwaltungsrathes  oder  dessen  Stellvertreter  oder  bei  gleichzeitiger  Verhin- 
derung beider  das  vom  Verwaltungsrathe  bestimmte  Mitglied  desselben. 

Der  Vorsitzende  ernennt  den  Schriftführer,  ebenso  aus  der  Mitte  der 
Actionäre  die  Scrutatoren ;  er  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandeln- 
den Gegenstände,  eröffnet,  leitet  und  achliesst  die  Verhandlungen. 

§.  39. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit. Bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben, 
welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Wenn  bei  Wahlen  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit 
erzielt  wird,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten  statt, 
welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  und  es  wird  in  diesem  Falle  die 
doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebracht. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

§.  40. 

In  der  Generalversammlung  wird  nur  über  die  in  der  Einberufung  be- 
zeichneten Gegenstände  verhandelt. 
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Anträge,  welche  dem  Verwaltungsrathe  von  wenigstens  zehn  stimm 
berechtigten  Actionären,  unter  Deponirung  der  zur  Begründung  ihres  Stimm- 
rechtes nach  §.31  erforderlichen  Actien  (Interimsscheine)  nachweisen  und 
längstens  acht  Tage  vor  der  Einberufung  der  Generalversammlung  angemel- 
det werden,  sind  in  die  Kundmachung  aufzunehmen. 

Auch  in  der  Generalversammlung  steht  jedem  stimmberechtigten  Actionär 
das  Recht  zu,  selbstständige  Anträge  zustellen;  doch  darf  über  dieselben 
nicht  sofort  in  dieser  Generalversammlung  entschieden,  sondern  nur,  Wenn 
ein  solcher  Antrag  noch  von  wenigstens  fünf  stimmberechtigten  Actionären 
unterstützt  wird,  —  bestimmt  werden,  ob  und  in  welcher  folgenden  General- 
Versammlung  derselbe  in  Verhandlung  zu  nehmen  ist. 

Diese  Beschränkung  findet  keine  Anwendung  auf  den  Autrag  auf  Be- 
rufung einer  ausserordentlichen  Generalversammlung.  (H.  G.  B.  Art.  238.) 

§.  41. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände vorbehalten : 

a)  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  die  Bestimmung 
ihrer  Zahl,  dann  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Revisionsausschusses; 

b)  die  Festsetzung  des  Werthes  der  Anwesenheitsmarken  für  die  Mitglieder 
des  Verwaltungsrathes  (§.  27); 

c)  die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  der  Gewinnverteilung; 

d)  die  Geltendmachung  der  dem  Verwaltungsrathe  gegen  die  Gesellschaft 
obliegenden  Verantwortlichkeit  ; 

e)  die  Vermehrung  des  Gesellschafts-  und  Unternehmungsfondes  durch 
Erhöhung  des  Actiencapitales  oder  durch  Aufnahme  von  Prioritäts- 
Anlehen ; 

f)  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 

g)  die  Veräusserung  aller  oder  einzelner  der  Gesellschaft  gehörigen  Bahn- 
linien ; 

k )  die  Vereinigung  mit  anderen  Eisenbahngesellschaften  ; 
tj  der  Bau  oder  die  Erwerbung  neuer  Linien ; 
k )  Abänderung  der  Statuten  ; 

l)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  ihrer  statutenmässigen 
Dauer. 

Zu  den  unter  e,  </,  ä,  i,  k  und  /  aufgeführten  Beschlüssen  ist  die  Geneh- 
migung der  Staatsverwaltung  erforderlich. 

§.  42. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein  Protocoll 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer  und  zwei  durch 
die  Generalversammlung  gewählten  Actionären  unterzeichnet  wird. 
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Der  Urschrift  des  Protocolles  wird  das  Verzeichniss  der  anwesenden 
Actionäre  mit  Angabe  der  von  jedem  vertretenen  Stimmenzahl  nebst  den 
Vollmachten  beigefügt. 

Die  im  Protocolle  der  Generalversammlung  verzeichneten  Beschlüsse, 
mit  welchen  Handlungen  oder  Unterlassungen  der  Verwaltungsorgane  gutge- 
heissen  oder  gerechtfertigt  erklärt  werden,  haben  den  letzteren  alaAbsoluto- 
rium  zu  dienen. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind  für  die  einzelnen  Actionäre 
unbedingt  verbindlich. 

* 

V.  Abschnitt. 

Bevi8ionsau88chu88. 

§.  43. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschaftsrechnungen  bestimmte  Revisions- 
au83chus8  besteht  aus  3  Mitgliedern  und  3  Ersatzmännern,  welche  alljährlich 
von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  der  Verwaltung  nicht  an- 
gehörenden, stimmberechtigten  Actionären  beziehungsweise  den  statul arischen 
oder  gesetzlichen  Vertretern  derselben  (§.  30)  gewählt  werden. 

Die  Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der  Mitglieder 
des  Revisionsausschusses,  und  zwar  nach  der  Reihenfolge  derStimmen,  welche 
sie  erhielten,  in  Function. 

Bei  gleicher  Stimmenzahl  entscheidet  darüber  das  Los. 

§.  44. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen  Jahres- 
rechnungen  zu  prüfen ;  er  ist  zu  diesem  Behufs  berechtigt,  von  den  Büchern 
und  der  ganzen  Gebahrung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen  und  von  den 
Rechnnngslegcrn  die  nöthigen  Aufklärungen  abzuverlangen. 

Er  hat  seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

Die  Jahresrechnungs -Abschlüsse  und  Bilanzen  sind  ihm  längstens 
14  Tage  vor  der  zur  Beschlussfassung  darüber  bestimmten  Generalversamm- 
lung mitzutheilen. 

VI.  Abschnitt 

Bilanz,  Gewinnverteilung,  Tilgung  des  Anlagecapitals. 

§.  45. 

Die  Bau-  und  Betriebsrechnungen  für  die  Linie  Sternberg-Mittelwalde 
(Concessions-Urkunde  vom  11.  September  1871)  und  für  die  Linie  Hohen- 
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stadt-Zöptau  (Concessions-Urkunde  vom  6.  December  1869)  werden  voll- 
ständig  getrennt  geführt.  Die  Theilung  der  beiden  Linien  gemeinsamen 
Einnahmen  und  Ausgaben  findet  nach  den  von  der  Staatsverwaltung  diesfalls 
festzustellenden  Grundsätzen  statt. 

Die  Rechnungen  der  Gesellschaft  werden  alljährlich  am  31.  December 
abgeschlossen  und  mit  der  Bilanz  und  dem  Gutachten  des  Revisionsausschusses 
der  Generalversammlung  vorgelegt. 

Das  erste  Geschäftsjahr  umfasst  die  Zeit  von  der  Constituirung  der 
Gesellschaft  bis  zum  31.  December  1873. 

§•  46. 

Für  die  Verwendung  des  Ertrages  der  Linie  Sternberg-Mittelwalde  gelten 
folgende  Grundsätze : 

Das  nach  Bestreitung  aller  Verwaltungs-,  Betriebs-  und  Erhaltungs- 
auslagen, dann  der  Steuern  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre,  der  even- 
tuellen Kosten  für  die  Beschaffung  des  zur  Zinsenzahlung  undCapitalstilgung 
erforderlichen  Silbergeldcs  und  nach  Deckung  der  Verluste  und  Abschreibungen 
vorhandene  Erträgniss  der  Linie  Sternberg-Mittelwalde,  für  welche  laut  §.  12 
der  Concessions-Urkunde  vom  11.  September  1871  vom  Staate  die  Garantie 
eines  jährlichen  Reinerträgnisses  bis  zu  dem  Maximalbetrage  von  336.000  H. 
u.  W,  in  Silber  für  die  Concessionsdauer  der  Art  zugesichert  ist,  dass,  wenn 
das  jährliche  Reinerträgniss  den  garantirten  Betrag  nicht  erreichen  sollte, 
das  Fehlende  von  der  Staatsverwaltung  ergänzt  wird  —  wird  verwendet : 
a)  vor  Allem  zur  Bestreitung  des  auf  diese  Linie  entfallenden  Erfordernisses 

für  die  Verzinsung  und  planmässige  Tilgung  der  Prioritäts- Obligationen 

nach  dem  im  §.  6  bestimmten  Verhältnisse. 

Ergibt  sich  ein  Ueberschuss  über  das  vom  Staate  für  diese  Linie  garan- 
tirte  Reinerträgniss,  so  ist  : 

h)  die  Hälfte  desUeberschusses  zur  Rückzahlung  der  vom  Staate  auf  Grund 
der  obigen,  für  diese  Linien  etwa  geleisteten  Vorschüsse  sammt  Zinsen 
bis  zur  gänzlichen  Tilgung  an  die  Staatsverwaltung  abzuführen ; 

cj  von  der  zweiten  Hälfte  dieses  Ueberschusses  werden  mindestens  5  % 
dem  Reservefonde  für  diese  Linie  zugewendet,  insolange  derselbe  nicht 
den  im  §.  54  bestimmten  Maximalbetrag  erreicht  hat; 

dj  über  den  Rest  des  Erträgnisses  wird  nach  den  Bestimmungen  des  §.  48 
verfügt. 

§.  47. 

Für  die  Verwendung  des  Erträgnisses  der  Linie  Hohenstadt-Zöptau 
gelten  folgende  Grundsätze : 

Das  nach  Bestreitung  aller  Vcrwaltungs-,  Betriebs-  und  Erhaltungs- 
auslagcn,  dann  der  Steuern  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre,  der  even- 
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tuellen  Kosten  für  die  Beschaffung  des  zur  Zinsenzahlung  undCapitalstilgung 
erforderlichen  Silbergeldes  und  nach  Deckung  der  Verluste  und  Abschrei- 
bungen vorhandene  Erträgniss  wird  verwendet: 
u)  vor  Allem  zur  Bestreitung  des  auf  diese  Linie  entfallende.!  Erforder- 
nisses für  die  Verzinsung  und  Tilgung  der  Prioritäts-Obligatioueu  nach 
dem  im  §.  6  bestimmten  Verhältnisse  ; 

b)  von  dem  Ueberschusse  werden  mindestens  2°/0  dem  Reservefonde  für 
diese  Linie  zugewendet,  insolange  derselbe  nicht  den  im  §.54  bestimm- 
ten Maximalbetrag  erreicht  hat  ; 

c)  über  den  Rest  des  Erträgnisses  wird  nach  den  Bestimmungen  des  §.  48 
verfugt. 

§•  48. 

Der  in  Gemässheit  des  §.  46  lit.  d  und  §.47  lit.c  vorhandene  Rest  des 
Erträgnisses  beider  Linien  wird,  insoferne  derselbe  nicht  etwa  zur  Ergän- 
zung der  Erfordernisse  für  diePrioritäts-Obligationeu  in  Anspruch  genommen 
werden  sollte, 

a)  zur  Bestreitung  einer  5«  „igen  Dividende  für  sämmtliche  Actien  und 
seinerzeit  zur  Deckung  der  planmüssigenTilgimgsquote  für  die  Amorti- 
sation des  Actiencapitals,  und 

b)  der  dann  verbleibende  Ueberschuss  nach  Ausscheidung  einer  10%  Tan- 
tieme für  den  Verwaltungsrath,  zur  Vertheilung  alsSuperdividende  unter 
alle  Actionäre  oder  in  der  sonst  von  der  Generalversammlung  beschlos- 
senen Weise  verwendet. 

§.  49. 

Die  Zahlung  der  auf  die  Actien  entfallenden  Dividende  erfolgt  spätestens 
am  1.  Juli  eines  jeden  Jahres ;  es  steht  dem  Verwaltungsrathe  frei,  ä  Conto 
der  Dividende  eine  5%  des  Actiencapitals  nicht  übersteigende  Abschlags- 
zahlung schon  im  Jänner  zu  erfolgen,  wenn  das  Vorhandensein  eines  aus- 
reichenden Ertrages  constatirt  ist. 

Die  Zinsen  der  Prioritäts-Obligationen  werden  halbjährig  am  l.Mai  und 
am  1.  September  gezahlt. 

Bis  zur  Eröffnung  des  Betriebes  auf  den  beiden  im  §.  2  lit.  a  und  b 
bezeichneten  Linien  gemessen  die  Actien  und  Obligationen  eine  5%  Verzin- 
sung in  Silber,  welche  am  1.  Jänner  und  1.  Juli  ausbezahlt  werden. 

Zinsen  und  Dividenden,  welche  binnen  drei  Jahren  nach  ihrer  Fälligkeit 
nicht  behoben  werden,  sind  zu  Gunsten  des  Reservefondes  der  Gesellschaft 
verfallen. 

§.  50. 

Die  Tilgung  des  Anlagecapitales  erfolgt  innerhalb  der  Concessions- 
dauer  nach  dem  der  hohen  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegenden 
Tilgungsplane. 
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Nachträge  zur  k.  k.  |»rit. 

Der  Tilgung  der  Actien  hat  jene  der  Priorität«  -  Obligationen  voran- 
zugehen. 

Die  Reihenfolge  der  zu  tilgenden  Prioritäts-Obligationen  und  Actien 
wird  durch  Verlosung  bestimmt. 

Die  Verlosungen  werden  in  Wien  in  Gegenwart  eines  k.  k.  Notars  vor- 
genommen. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Prioritäts-Obligatiouen  und  Actien  werden 
in  Gemä8sheit  des  §.  4  kundgemacht.  Die  getilgten  Actien  werden  gegen 
Genussscheine  umgetauscht,  deren  Besitzer,  an  der  im  §.  48  lit.  a  erwähn- 
ten 5%  Dividende  keinen  Antheil,  auf  die  Superdividende  (§.  48  lit.  c) 
gleichen  Anspruch  mit  den  Actienbesitzern  haben  und  auch  in  allen  anderen 
Beziehungen  den  Actionären  gleichgestellt  sind. 

Insbesondere  werden  bei  Beurtheilung  der  Beschlussfähigkeit  dcrGeneral- 
versammlung  und  bei  der  Bemessung  des  vertretenen  Capitals  (§.  36)  die 
Genussscheine  den  Actien  gleichgeachtet. 

Das  Formulare  der  ebenfalls  auf  Inhaber  lautenden  Genüssseheine  wird 
seinerzeit  vom  Verwaltungsrathe  mit  Genehmigung  der  hohen  Staatsverwaltung 
festgestellt. 

Vn.  Abschnitt. 

Reservefonds. 

§.51. 

Für  die  beiden  im  ij.  2  lit.  a  und  b  bezeichneten  Linien  werden  abge- 
sonderte Reservefonde  gebildet,  welche  zur  Deckung  ausserordentlicher 
Auslagen,  Nachschaffungen  von  Betriebsmitteln  und  Betriebsvorkehrungen, 
sowie  zu  Neubauten  und  Erweiterungen  für  die  betreffende  Linie  bestimmt  sind. 

Diese  Reservefonde  werden  abgesondert  verrechnet  und  verwaltet. 

§.  52. 

Jedem  dieser  Reservefonde  werden  zugewiesen : 

a)  die  verjährten  Zinsen  und  Dividenden, 

b)  die  Erlöse  aus  dem  Verkaufe  alter  Materialien  des  Oberbaues  und  der 
Betriebsmittel, 

nach  Verhältnis«  der   auf  jede  der  beiden  Linien  entsprechenden 
Quote  des  Anlagecapitals  (§.  6). 

§.  53. 

Dem  Reservefonde   für  die  Linie  Sternberg- Mittelwalde  wird  ins- 
besondere : 
a)  der  Rest  des  Baucapitals  dieser  Linie, 
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/, ^  ein  Zuschuss  von  mindestens  5©/0  der  Hälfte  des  die  garantirte  Jahres- 
snmme  übersteigenden  Reinerträgnisses  dieser  Linie      46  lit.  c) 
und  dem  Reservefonde  fiir  die  Linie  Hohenstadt-Zöptan  die  im  §.  47  lit.  6 
bestimmte  Ertragsquote  zugewendet. 

§.  54. 

Die  Dotirung  der  Reservefonde  inGemässheit  der§§.52und  53  beginnt 
mit  dem  ersten  auf  die  Betriebseröffnung  auf  beiden  Linien  folgenden  Rech- 
nungsabschlüsse und  wird  bezüglich  des  einen  oder  andern  eingestellt,  sobald 
er  die  Höhe  von  10»/o  des  Anlagekapitals  der  betreffenden  Linie  (§.  6)  er- 
reicht hat  und  insolange  er  sich  auf  dieser  Höhe  erhält. 


VIII.  Abschnitt. 

Streitigkeiten,  Staatsaufsicht,  Auflösung. 
§•  55. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  werden  von  dem 
Schiedsgerichte  der  Wiener  Handelskammer  ohne  weitere  Berufung  ausge- 
tragen. 

§.  56. 

Das  der  hohen  Staatsverwaltung  vorbehaltene  Aufsichtsrecht  wird  von 
derselben  nach  den  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gesetze  und  insbesondere 
in  Gemässheit  des  §.  20  respeetive  des  Artikels  17  der  allerhöchsten  Con- 
cessions-ürkunden  geübt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäftslast  wird  von  der 
Gesellschaft  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  geleistet, 
deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  im  Verhältnisse  der  nach  der  Meilen- 
länge entfallenden  diesfälligen  Leistung  der  anderen  Österreichischen  Eisen- 
bahnen bestimmt  wird. 

§.  57. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  die  um  eine  Dienstesstelle  sich  be- 
werbenden und  dazu  geeigneten  Unterofficiere  der  k.  k.  Armee  vor  anderen 
Bewerbern  zu  berücksichtigen. 

§.  58. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  (§.  5)  wird  die  Art  der  Liqui- 
dation von  der  Generalversammlung  mit  Genehmigung  der  hohen  Staatsver- 
waltung in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes  und  der 
Allerhöchsten  Concessions-Urkunde  festgestellt. 
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Nachträge  zur  k.  k.  priv. 


§•  59- 

Vorübergehende  Bestimmungen. 

Constituirende  Versammlung. 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  sofort  nach  der  Zeichnung 
des  Actiencapitals  durch  die  Concessionäre  ohne  Rücksicht  auf  die  im  §.  33 
bestimmte  Einberufungsfrist  mittelst  einmaliger  Kundmachung  in  der 
„Wiener  Zeitung"  einberufen. 

Auf  diese  Generalversammlung  haben  die  Anordnungen  der  Statuten, 
welche  sich  auf  die  Kundmachung,  auf  den  Actienerlag  und  auf  den  Vorsitz 
beziehen,  keine  Auwendung.  Der  Vorsitzende  wird  von  der  Generalver- 
sammlung gewählt.  Die  constituirende  Generalversammlung  hat  die  Mit- 
glieder des  Verwaltungsrathes,  sowie  des  Revisionsausschusses  zu  wählen. 

üeber  die  Verhandlungen  dieser  Versammlung  wird  ein  Protokoll  ge- 
führt, welches  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  dazu  von  der  Versammlung 
bestimmten  Zeichnern  zu  unterfertigen  und  von  einem  der  Versammlung  bei- 
zuziehenden Notar  zu  beglaubigen  ist. 

Wien,  am  30.  März  1872. 


2. 

Protokoll  zur  H.  M.  Z.  15157-3691, 

aufgenommen  beim  k.  k.  Handelsministerium  in  Wien  am  2.  August  1871, 
betreffend  die  endgiltige  Feststellung  der  Concessions-Bedingungen  für  eine 
Locomotiv-Eisenbahn  von  Sternberg  über  Mährisch-Schönberg  an  einen  Puuct 
der  Eisenbahnlinie  Wildenschwert-Mittelwalde  nächst  der  österreichiscb- 

prcussischen  Gränze. 

Gegenwärtige  die  Gefertigten. 

Die  gefertigten  Herren  Vertreter  der  Concessionäre  für  obige  Eisen- 
bahnlinie verpflichten  sich,  in  Ergänzung  des  §.  24  der  in  der  Concessions- 
Urkunde  vereinbarten  Bedingungen,  die  Ziffer  des  Nominal-Anlagecapitales 
der  Genehmigung  des  Handelsministeriums  zu  unterwerfen. 

Zu  diesem  Nominalanlagecapitale  gehören : 

a )  Die  Kosten  der  Vorarbeiten  und  Projects- Verfassung. 

b )  Die  Kosten  des  Baues  und  der  ersten  Betriebseinrichtung  (d.  i.  bis  zum 
Ende  des  ersten  Betriebsjahres  nach  eröffnetem  Betriebe  auf  der  ganzen 
Strecke),  sowie  alle  sonstigen  Auslagen,  welche  aus  Anlass  der  Her- 
stellung und  Inbetriebsetzung  der  concessionirten  Bahn  ausser  dem  im 
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Puncte  a)  bereits  erwähnten  Betrage  notwendigerweise  bestritten 
werden  müssen. 

c )  Die  fünfpercentigen  Zinsen  für  die  während  der  Bauzeit  bis  zur  Eröff- 
nung des  Betriebes  auf  der  ganzen  concessionirten  Bahn  nach  Massgabe 
des  Fortschrittes  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtung  eingezahlten 
Capitalsbeträge  nach  Abzug  der  erzielten  Reinerträgnisse  von  den  etwa 
früher  dem  Betriebe  Ubergebenen  einzelnen  Bahnstrecken  und  der 
Zinsen,  welche  aus  den  eingezahlten  und  nicht  sofort  verwendeten 
Geldern  erzielt  worden  sind. 

d)  Die  Kosten  der  Geldbeschaffung,  beziehungsweise  der  Betrag  des  mit 
Genehmigung  des  Handelsministeriums  zugestandenen,  durchschnitt- 
lichen Coursverlustes  bei  der  Aufbringung  des  baren  Gelderfordernisses 
bei  Herausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen.  Sollten  nach  Ab- 
lauf des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  neue  Bauten  ausgeführt 
werden,  oder  eine  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungeu  erfolgen,  so 
können  die  diesfälligen  neuen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet 
werden,  wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten 
oder  zur  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  er- 
theilt  hat,  und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Die  Vertreter  der  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  schon 
die  erste  Anlage  der  Stationsplätze  und  Nebengeleise  derart  herzustellen, 
beziehungsweise  schon  bei  Verfassung  des  Detailprojectes  dafür  Sorge  zu 
tragen,  dass  von  Sternberg  zur  Gränze  und  ebenso  vice  versa  täglich  minde- 
stens fünfzehn  Züge  ä  70  Achsen  verkehren  können. 

Sollten  die  Concessionäre  nebst  einem  Anschlüsse  an  die  Linie  Wilden- 
«ch wert- Mittel wal de  auf  österreichischem  Gebiete  auch  noch  eine  Einmün- 
dung der  concessionirten  Bahn  nächst  Mittelwalde  jenseits  der  österreichi- 
schen Gränze  in  das  preussische  Bahnnetz  beabsichtigen,  so  erklären  die 
Vertreter  des  Handelsministeriums,  dass  unter  der  Voraussetzung,  dass  von 
Seiten  des  k.  u.  k.  Reichs-Kriegsministeriums  gegen  letztere  Einmündung 
kein  Anstand  erhoben  wird,  dagegen  auch  von  Seiten  des  Handelsmini- 
steriums kein  Bedenken  obwaltet. 

Sohin  wurde  das  Protokoll  geschlossen  und  gefertigt. 

Von  Seite  des  k.  k.  k.  Handels-       Die  Vertreter  der  Concessionäre : 


Ministeriums  : 


Oberleithner  m.  p. 
Ed.  Oberleithner  m.  p. 

Scholz  m.  p. 
Dr.  Ed.  Stirm  m.  p. 

als  Rechtsanwalt. 


Pfeiffer  m.  p. 


k.  k.  Ministerinirath. 


Pas$wald  m.  p. 


k.  k.  Sectionsrath. 


Dr.  laberer  m.  p. 

Ministerial-Concepts-Adjunct  als  Protooollsführer. 
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» 

Nachtrage  zur  k.  k.  uriv. 


3. 

Concessions-l  rkimde  vom  11.  September  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  115 

und  C.  Bl.  Nr.  83, 

zum  Bau  und  Beirieb  einer  Locomotiv-Eisenbahn  von  Sternberg  im  Anschlüsse  an  die  mährisch- 
schlesische  Nordhahn  über  Mährisch-Neustadt,  Mährisch-SchÖnberg,  Hannsdorf  und  Gralich  an 
einen  Punct  der  Eisenbahnlinie  Wildenschwert-MiUelwalde  nächst  der  österreichisch-preussischen 

Gränze. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich, 
Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dalmatieu,  Croatien, 
Slavonien,  Galizien,  Lodomerien  und  Illyrien;  Erzherzog  von  Oesterreich; 
Grossherzog  von  Krakau,  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  Steyer,  Kärnthen, 
Krain,  Bukowina,  Ober-  und  Niederschlesien;  Grossfürst  von  Sieben- 
bürgen; Markgraf  von  Mähren;  geforsteter  Graf  von  Habsburg  und  Tirol 

etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Firma  „Gebrüder  Klein-,  Eduard  Obe  rle  ithner, 
Carl  Oberleithn  er,  Alois  Scholz,  Ignaz  Seidl,  Carl  Sie  gl  sen., 
Franz  Leischner  und  die  Firma  „Hielle  &  Diettrich*  die  Bitte  um  Er- 
theilnng  der  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiv-Eisenbahn  von 
Sternberg  Uber  Mährisch-Sehönbeig  an  einen  Punct  der  Eisenbahnlinie  Wil- 
denpehwert-Mittelwal  ie  nächst  der  österreichisch-preussischen  Gränze  gestellt 
haben,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des 
Unternehmens  den  genannten  Bittstellern  diese  Concession  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  14.  Juli  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  70,  uud  des  Eisenbahn-Conces- 
sionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  wie  folgt,  zu 
ertheilen: 

Vgl.  das  citirte  Gesetr  vom  14.  Juli  1871,  III.  Ud.  dieser  Sammlung.  Nachtrag  iura 
besonderen  Theile. 

1. 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Recht  zum  Bau  und  Betrieb 
einer  Locomotiv-Eisenbahn  von  Sternberg  im  Anschlüsse  an  die  mährisch- 
schlesische  Nordbahn  über  Mährisch-Neustadt,  Mährisch-Schönberg .  Hanns- 
dorf und  Grulich  an  einen  Punct  der  Eisenbahnlinie  Wildenschwert-Mittel- 
walde nächst  der  österreichisch-preussischen  Gränze. 

Vgl.  Protocoll  vom  2  August  1871.  in  dieser  Ergänzung  2. 

§.  2. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der  Bahn  hat 
nach  Massgabe  der  von  dem  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detail- 
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projecte,  dann  der  dem  Handelsministerium  vorzulegenden  Bau-  und  Liefe- 
rungsverträge stattzufinden. 

Vgl.  Protokoll  vom  2.  Auguat  1871,  in  dieser  Ergänzung  4. 

Die  Vergebung  der  Bauarbeiten  hat  unter  der  Controle  des  Handels- 
ministeriums stattzufinden. 

Für  die  bei  Construction  und  Anordnung  des  Details  der  Betriebsmittel 
und  des  Signalwesens,  sowie  auch  bezüglich  der  Ausführung  der  Stations- 
gebäude und  der  Stationsanlagen  einzuhaltenden  Gesichtspuncte,  werden  den 
Concessionären  Vorschriften  zugehen,  welche  für  dieselben  massgebend  sein 
werden. 

Die  Entwürfe  hiezu  sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzu- 
legen; und  ist  vor  deren  vollständiger  Genehmigung  keinerlei  Ausführungs- 
vorbereitung zu  treffen. 

Beim  Bau  ist  sich  nach  den  vom  Handelsministerium  zu  stellenden  An- 
forderungen und  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizeivor- 
schriften zu  benehmen. 

Für  Aenderungen  in  den  Bauprojectcn  bleibt  die  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  vorbehalten,  insoferne  solehe  nach  Massgabc  des  Resul- 
tates der  militärisch-technischen  Revision  und  der  nach  §.  6  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  vorzunehmenden  politischen  Begehung  der  Trace  im 
Interesse  des  Öffentlichen  Verkehres  und  zur  Sicherstellung  des  Bestandes 
der  Bahn,  dann  zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  sich  als  er- 
forderlich darstellen  werden. 

Alle  Brücken,  dann  alle  anderen  namhaften  Bahnobjecte  und  Kunst- 
bauten, sind  definitiv  aus  Eisen  und  Stein,  dann  die  Tunnels  und  Pfeiler  der 
grösseren  Brücken  gleich  in  der  Breite  für  zwei  Geleise  herzustellen. 

Sollten  aus  Rücksichten  der  Oekouomie  für  die  erste  Herstellung  Pro- 
visorien, namentlich  bei  Brücken,  wünschenswerth  erscheinen,  so  wird  eine 
solche  provisorische  Ausführung  zwar  gestattet,  doch  wird  ausdrücklich  fest- 
gesetzt, dass  die  Auslagen  für  spätere  Reconstructionen  oder  Erneuerungs- 
bauten dem  Staatsschatze  in  keiner  Weise  zur  Last  fallen  und  daher  selbst- 
verständlich auch  nicht  in  die  der  Staatsverwaltung  behufs  Garantieleistung 
vorzulegende  Betriebsrechnung  einbezogen  werden  dürfen. 

Der  Unterbau  der  Bahnlinie  kann  auf  die  Anlage  eines  Geleises  be- 
schränkt werden;  die  Staatsverwaltung  ist  jedoch  berechtigt,  auf  die  Her- 
stellung des  Unterbaues  für  das  zweite  Geleise,  sowie  auf  dessen  Legung  in 
jenen  Strecken ,  wo  sie  es  für  nothwendig  findet,  in  dem  Falle  zu  dringen, 
wenn  der  jährliche  Rohertrag  während  zwei  aufeinander  folgender  Jahre  nach 
Refundirung  der  allfälligen  Staatsvorschtisse,  und  unter  Voraussetzung  der 
ordnungsmässig  erfolgten  Dotirung  des  Reservefondes  (§.  18)  die  Summe 
von  160.000  fl.  in  Silber  per  Meile  überschreitet 
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Die  Conces8ionäre  verpflichten  sich,  wegen  Benützung  von  Bahnhöfen 
schon  bestehender  oder  concessionirter  Bahnen  an  den  Anschliessungspuuk- 
ten  ihrer  Bahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Ueber- 
gangsverkehre  mit  den  betheiligten  Eisenbahnverwaltungen  ein  Abkommen 
zu  treffen.  Die  Kosten  fiir  die  auf  den  fremden  Bahnhöfen  erforderlichen  Er- 
weiterungsbauten haben  die  Concessionäre  zu  tragen. 

Wenn  wegen  der  Mitbenützung  eines  fremden  Bahnhofes  ein  Ueberein- 
kommen  zu  Stande  kommt,  so  darf  die  hiefür  zu  zahlende  Rente  in  der  Be- 
triebsrechnung unter  den  Betriebsspe3eu  verrechnet  werden. 

Die  betreffenden  Ucbereinkommen  sind  der  Staatsverwaltung  zur  Ge- 
nehmigung vorzulegen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagenbe- 
nützung der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Berg- 
werks- und  Industrie-Bahnen  zu  bestimmen. 

§•  3. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  concessionirten  Bahn 
binnen  Einem  Jahre,  vom  Tage  der  Concessionsertheilung,  zu  beginnen  und 
innerhalb  weiterer  zwei  Jahre  zu  vollenden,  und  die  fertige  Bahn  dem  Öffent- 
liehen  Verkehre  zu  übergeben. 

Für  Erfüllung  dieser,  sowie  der  im  §.  2  fixirten  Verpflichtungen,  haben 
die  Concessionäre  nach  Massgabe  des  besonders  ausgefertigten  Instrumentes 
eine  Caution  im  Betrage  von  100.000  Gulden  österr.  Währung  geleistet. 

§•  4. 

Zur  Ausführung  der  Bahn  wird  den  Concessionären  das  Recht  der  Ex- 
propriation nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  ertheilt. 

Dasselbe  Recht  wird  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener  zu  ein- 
zelnen industriellen  Etablissements  herzustellenden  Flügelbahnen  zugestan- 
den, deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung,  als  im  öffentlichen  Interesse 
gelegen,  erkannt  werden. 

§.  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  beim  Bau  und  Betrieb  der  concessionir- 
ten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions-Urkuude ,  sowie 
nach  den  diessfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen  (namentlich 
nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  September  1854,  R.  G.  BL 
Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G. 
Bl.  Nr.  1  aus  dem  Jahre  1852),  dann  nach  den  etwa  künftig  erscheinenden 
Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 
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§•  6. 

Es  werden  daher  auch  insbesondere  im  Sinne  des  §.  68  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung die  Post  und  Postbediensteten  uuentgeltlich  zu  befordern 
sein.  Der  Postverwaltung  steht  die  Befugniss  zu,  für  einen  von  jeder  End- 
station täglich  abgehenden  Zug  die  Abfahrtsstunde  und  dessen  Geschwindig- 
keit für  jede  Richtung  zu  bestimmen. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  vierrädrigen  Wagen  erfordert,  er- 
halten die  Concessionäre  für  jeden  weiteren  beizustellenden  Wagen  eine  zu 
vereinbarende  billige  Entschädigung  per  Meile. 

Wenn  die  Postverwaltung  auf  der  concessionirten  Bahn  eine  ambulante 
Post,  wie  sie  auf  anderen  österreichischen  Bahnen  bereits  besteht,  einzu- 
führen findet,  so  sind  die  Concessionäre  verpflichtet,  die  Instandhaltung  und 
Reparatur  der  Postambulance-Wägen  auf  ihre  Kosten  zu  besorgen. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  ist  ein  geeignetes 
Zimmer  mit  einer  Requisitenkammer  in  dem  Gebäude  der  Eisenbahn  unent- 
geltlich zu  Uberlassen,  und  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa  eintretender 
weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere  Vereinbarung  zu 
treffen  sein. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von 
Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit  Ausschluss  der 
Werthsendungen  —  an  die  betreffenden  Stationen  ohne  besonderes  Entgelt 
zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisen- 
bahn zwischen  der  Eisenbahnverwaltung  und  ihren  untergeordneten  Organen, 
oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt  werden,  dürfen  auf  den  bezüglichen 
Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

§•  7. 

Die  Concessionäre  haben  die  Verpflichtung,  der  Staatstelegraphenver- 
waltung  die  Herstellung  von  Telegraphenleitungen  längs  der  Bahn  auf 
ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu  gestatten. 

Die  Telegraphenverwaltung  hat  sich  jedoch  über  den  Platz  der  Auf- 
stellung mit  den  Ccncessionären  zu  verständigen. 

Die  Concessionäre  haben  die  Bewachung  der  hergestellten  Leitung 
durch  ihr  Bahnpersonale  ohne  Entgelt  zu  Ubernehmen,'  dagegen  soll  ihnen 
das  Recht  zustehen,  die  Drähte  für  den  Betriebstelegraphen  an  die  Pfahle 
der  Staatstelegraphen  zu  befestigen. 

Die  Benützung  des  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der  Staatsver- 
waltung in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere  Verfügung  ,  so- 
wie in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Uebereinkunft  getroffen  wird, 
ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden  Mittheilungen  beschränkt, 
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und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem  Einflüsse  und  der  Aufsicht  der 
Staatsverwaltung. 

§.  8. 

Die  Hohe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  wird  folgenden  Begrenzungen 
unterworfen : 

a)  Maximaltarif  per  Österreichische  Meile  ,  und  zwar  bei  Heisenden  die 
Person : 

für  die     I.  Classe  30  kr.  Österr.  Währ., 

n     n      U«      n   25    n        n  n 

n       R      HI.        ri    .     .    .  15    w  „  n 

und  „     „    IV.      „     (im  Stehwagen)  .   .   .    9   „  „ 

Bei  Schnellzügen  ,  welch«  mindestens  aus  Wägen  I.  und  IL  Classe 
bestehen  müssen,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht  werden, 
unter  der  Bedingung ,  dass  die  bei  diesen  Schnellzügen  zu  beobach- 
tende Fahrgeschwindigkeit  nicht  geringer  sei ,  als  die  durchschnittliche 
Fahrgeschwindigkeit  bei  den  Schnellzügen  der  übrigen  Österreichischen 
Bahnen. 

b)  Maximaltarif  bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit 
per  Zollcentner  und  Meile : 

L  Classe  1-95  kr.  österr.  Währ., 

II      .   2-25  ,  „ 

HI«      n   3" —  n       0  h 

Ausnahmsweise  haben  für  folgende  Gegenstände  bei  vollen  Wagen- 
ladungen nachstehende  Frachtsätze  zu  gelten : 


A. 

B. 

c. 

• 

Getreide  uud 
Bali 

Brenn-  und 
Schnittholz 

Mineralkohle. 
Coaks, 
gepresster 
Torf,  Erze, 
Eisenflossen, 
Kalk-  und 
Bausteine 

Kreuter  in 

österreichische 

r  WShrung 

1-5 

1-2 

10 

1-4 

10 

0-8 

Als  Expeditionsgebühr  werden  für  alle  Güter  2  Kreuzer  per  Zollcentner 
eingehoben,  worin  die  Auf-  und  Abladegebühr  und  die  allgemeine  Assecu- 
ranz  inbegriffen  ist. 
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Wenn  das  Auf-  oder  Abladen  von  der  Partei  besorgt  wird,  so  wird  die 
Expeditiousgebühr  nur  mit  15  Kreuzer  eingehoben. 

Rücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände^,  der  Fest- 
setzung des  Lagerzinses,  der  Classification  der  Waaren  und  der  sonstigen 
Verkehrsbestimmungen  ist  sich  derart  zu  benehmen,  dass  die  dicssfälligen 
Preise  und  Bestimmungen  in  keinem  Falle  höher  und  lästiger  sein  dürfen, 
als  auf  der  nördlichen  Staatseisenbahn. 

Bei  der  Bemessung  der  Frachtpreise  wird  für  die  Strecke  mit  einer 
Steigung  von  1  :  60  und  darüber  die  Berechnung  mit  1  ■  2facher  Länge 
gestattet. 

Die  Concessionäre  sind  übrigens  verpflichtet,  im  Frachtenverkehrc  jene 
Nomenclatur  und  Classification  der  Waaren,  sowie  jene  Transportbestim- 
mungen zur  Anwendung  zu  bringen,  welche  der  grösste  Theil  der  österrei 
chischen  Eisenbahnen  Tür  den  allgemeinen  österreichischen  Verbandverkehr 
einzuführen  beschliessen  wird ,  und  sind  die  Concessionäre  verpflichtet, 
sich  den  diessfälligen  Anforderungen  des  Handelsministeriums  zu  unter 
werfen. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vorstehend 
bestimmten  Gränzen  steht  den  Concessionären  frei;  hiebei  darf  aber  eine 
persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden.  Wenn  daher  einem  Versender 
oder  Frachtenunternehmer  unter  gewissen  Bedingungen  eine  Herabsetzung 
der  Frachtpreise  oder  eine  andere  Begünstigung  gewährt  wird,  so  muss  diese 
Herabsetzung  oder  Begünstigung  allen  Versendern  oder  Frachtenunter- 
nehmern, welche  die  nämlichen  Bedingungen  eingehen,  zugestanden  werden. 

Alle  Transportverträge  mit  anderen  Eisenbahnverwaltungen,  durch 
welche  das  im  §.  13  der  vorliegenden  Concessions-Urkunde  garantirte  Reiu- 
erträgniss  geschädigt  werden  könnte,  unterliegen  vor  ihrer  Activirung  der 
Genehmigung  des  Handelsministeriums. 

Alle  Specialtarife  sind  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unterziehen. 

Wenn  von  der  Staatsverwaltung  mit  der  einen  oder  der  anderen  An- 
schlussbahn ein  Specialtarif  vereinbart  wird,  so  erhält  dieser  Tarif  auch  für 
die  gegenwärtig  concessionirte  Bahn  Giltigkeit. 

Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreisbestimmun- 
gen der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten ;  einer  solchen  Regelung  haben 
sich  die  Concessionäre  zu  unterwerfen. 

Eine  entsprechende  Herabsetzung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  sammt 
Nebengebtihren  anzuordnen,  steht  der  Staatsverwaltung  jedenfalls  zu,  sobald 
das  Reinerträgniss  der  letzten  zwei  Jahre  10  Percent  übersteigt. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate,  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximaltarifes  herabzu- 
mindern. 
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§•  9- 

Es  wird  gestattet,  dass  die  Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer 
Silbermünze  bemessen  und  eingehoben  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit  Be- 
rücksichtigung des  Courswertlies  entfallende  Gebühr  auch  in  der  Landes- 
währung angenommen  werden  muss. 

Die  ZurttckfUhrung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  nach  den 
vom  Handelsministerium  festzustellenden  Berechnuugs-Modalitäten  stattzu- 
finden. 

§•  10. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreiaen  besorgt 
werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung,  sowie  hinsichtlich  der 
Begünstigungen  reisender  Militärs  zwischen  dem  Reichs-Kriegsministerium 
und  derDirection  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  unter  dem  18.  Juni  1868*) 
abgeschlossenen  Uebereinkommen,  dessen  Bestimmungen  einen  integrirenden 
Bestandtheil  der  Concessions-l'rkunde  zu  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  Österreichischen 
Bahnen  für  Militärtransporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  verein- 
bart würden,  so  sollen  diese  auch  für  die  concessionirte  Bahn  Geltung  er- 
halten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichshälften, 
auf  die  Landesschützen  Tirols,  auf  das  Militär-Wachcorps  für  die  k.  k.  Civil- 
gerichte  in  Wien,  auf  das  Militär-Polizei-Wachcorps  und  die  militärisch 
organisirte  Finanz-  und  Sicherheitswache  Anwendung. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschafteu  abgeschlossenen  üebereinkommeu  Uber  die  Leistung 
gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durchführung  grösserer 
Militärtransporte,  ferner  den  organischen  Bestimmungen  und  der  Dienstvor- 
schrift für  die  Feld-Eisenbahn-Abtheilungen,  sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in 
Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags-Uebereinkommen  bezüglich  des  Trans- 
portes der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beför- 
derung gelangenden  Kranken  und  Verwundeten,  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit  den 
Bahngesellschalten  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen  gegen- 
seitiger Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militärtransporte 
und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Die  Concessionäre  unterwerfen  sich  hinsichtlich  der  Anstellung  ge- 
dienter Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  den 
diessfalls  im  §.  38  des  Wehrgesetzes  vom  Jahie  1868*)  und  in  den  zur  Aus- 


*)  Normal-Verordnungen  des  k.  k.  Armee-Verordnuopsblattes  vom  Jahre  1868.  21.  Stück, 
Nr.  97. 
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führung  dieses  Paragraphes  erscheinenden  Specialgesetzen  enthaltenen  Be- 
stimmungen. 

§.  11. 

Staatsbeamte,  Angestellte  nnd  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Auf- 
sicht über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Be- 
hörde, oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Con- 
cession  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit 
dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke 
unentgeltlich  befördert  werden. 

§.  12. 

Den  Conce8sionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  eine  Actiengesellschaft 
zu  bilden,  und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen  Geldmittel  auf  Ueber- 
bringer  oder  auf  Namen  lautende  Actien  und  PrioritUtsobligationen  auszu- 
geben, welche  auf  den  österreichischen  Börsen  verhandelt  und  amtlich  notirt 
werden  dürfen. 

Es  darf  jedoch  nur  ein  solcher  Betrag  von  Prioritätsobligationen  aus- 
gegeben werden,  dass  deren  mindestens  vierperoentige  Verzinsung  die  Jahres- 
summe von  336.000  Gulden  österr.  Währ,  in  Silber  nicht  überschreitet. 

Die  durch  Prioritätsobligationen  aufgebrachte  Summe  darf  drei  Fünftel 
des  Anlagecapitals  nicht  überschreiten. 

Werden  die  Prioritätsobligationen  in  einer  fremden  Valuta  ausgegeben, 
so  muss  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung  ersichtlich  gemacht 
werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien  vor- 
auszugehen. 

Die  im  §.  13  bestimmte  Zinsengarantie  der  Staatsverwaltung  kann  für 
die  Prioritätsobligationen,  vom  Tage  der  Ausfertigung  derselben  an,  Uber 
Verlangen  der  Concessionäre  unter  der  Bedingung  zugestanden  werden,  dass 
für  die  Berichtigung  der  Zinsen  angemessene  Sicherheit  geleistet  wird. 

Ueber  die  Angemessenheit  der  Sicherstellung  hat  lediglich  die  Staats- 
verwaltung zu  entscheiden,  und  steht  den  Concessionären  eine  Einwendung 
in  dieser  Beziehung  nicht  zu. 

Die  Gesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Con- 
cessionäre. 

Die  Genehmigung  der  Gesell schaftsstatuten  ist  der  Staatsverwaltung 
vorbehalten. 

§.  13. 

Für  die  concessionirte  Bahn  wird  vom  Staate  die  Garantie  eines  jähr- 
lichen Reinerträgnisses  bis  zum  Gesammt  -  Maximalbc trage  von  Dreimal- 
hundert sechsunddreissig  Tausend  Gulden  österr.  Währ,  in  Silber  für  die 
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Dauer  der  Concession  zugesichert,  so  zwar,  dass,  wenu  das  jährliche  Rein- 
erträgniss  den  garantirten  Betrag  nicht  erreichen  sollte,  das  Fehlende  von 
der  Staatsverwaltung  zu  ergänzen  sein  wird.  Die  Garantie  hat  mit  dein  Tage 
der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  ganzen  concessionirten  Linie  in  Wirk- 
samkeit zu  treten. 

§.  14. 

Von  dem  garantirten  jährlichen  Reinerträgnisse  ist  derjenige  Betrag  zur 
Capitalstilgung  zu  verwenden,  welcher  von  der  Staatsverwaltung  nach  einem 
von  ihr  zu  genehmigenden  Amortisationsplane,  demzufolge  das  emittirte  Ca- 
pital während  der  Dauer  der  Concession  zu  tilgen  ist  bestimmt  werden  wird. 

§.  15. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen  Garantie 
allenfalls  zu  zahlende  Zuschuss  ist  über  vorausgegangene  Prüfung  der  vor- 
zulegenden documentirten  Jahreerechnungen  drei  Monate  nach  Überreichung 
derselben  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen  Ob- 
ligationscoupons nach  Massgabe  des  auf  Grund  des  Ertragnpräliminars  rich- 
tig gestellten  Erfordernisses  Theilzahlungen  unter  Vorbehalt  der  auf  Grund- 
lage der  Jahresrechnung  zu  pflegenden  Abrechnung  leisten,  wenu  die  Con- 
cessionäre  sechs  Wochen  vor  der  Verfallszeit  das  bezügliche  Ansuchen 
gestellt  haben  werden. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche  späte- 
stens binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzulegen  sein 
wird,  sich  herausstellen  sollte  ,  dass  die  Vorschüsse  zu  hochbemesseu  worden 
sind,  so  haben  die  Concessionäre  den  erhaltenen  Mehrbetrag  mit  Zurechnung 
von  sechs  Percent  Zinsen  sofort  zu  refundiren.  Der  Anspruch  auf  Leistung 
«'int's  Zuschusses  von  Seite  des  Staates  muss  aber  längstens  innerhalb  eines 
Jahres  nach  Ablauf  des  betreffenden  Betriebsjahres  erhoben  werden,  widri- 
genfalls derselbe  erloschen  ist. 

§.  16. 

Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  übernommenen 
Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  vier  Percent  jährlich  verzinslicher 
Vorschuss  zu  behandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahressumrae  über 
schreitet,  ist  die  Hälfte  des  diesfälligen  Ueberschusses  sogleich  zur  Rück- 
zahlung des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die  Staatsverwaltung 
bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 
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Von  der  erübrigenden  anderen  Hälfte  ist  ein  von  der  Staatsverwaltung 
statutenmässig  zu  bestimmender  Theil  in  den  Reservefond  (§.  18)  zu  hinter- 
legen. 

Die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  hat  der  Refundirung  der  Vor- 
schüsse voranzugehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen,  welche 
bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  Einlösung  der  Bahn  noch 
nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  erübrigenden  Vermögen  der  Bahn 
zu  berichtigen. 

§•  17- 

Die  allfälligen  fixen  Bezüge  des  Verwaltungsrathes  dürfen  nicht  in  die 
der  Staatsverwaltung  behufs  der  Garantie  vorzulegenden  Betriebsrechnung 
eingestellt  werden. 

Dagegeu  können  in  diese  Betriebsrechnung  die  anfälligen  Kosten  der 
Notirnng  der  Effecten  auf  in-  und  ausländischen  Börsen,  sowie  die  nach  Ab- 
lauf der  im  §.  20  gewährten  Steuerfreiheit  von  der  Unternehmung  zu  leisten- 
den Steuern  als  Ausgabspost  eingestellt  werden;  bezüglich  der  Coupons 
Stämpelgebühren  ist  diess  nicht  zulässig. 

§.  18. 

Nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  wird  ein  Reservefond  gebildet, 
der  zur  Deckung  aussergewöhnlicher  Ausgaben,  Nachschaffungen  von  Be- 
triebsmitteln und  Betriebsvorkehrungen,  sowie  zu  Neubauten  und  Erweite- 
rungen bestimmt  ist. 

Demselben  wird  überwiesen: 

a)  Der  etwaige  Rest  des  Baucapitals ; 

b)  der  Betrag  verjährter  Zinsen  und  Dividenden ; 

c)  ein  Zuschuss  von  fünf  Percent  der  Hälfte  des  die  garantirte  Jahres- 
summe Uberschreitenden  Reinertrages  ; 

d)  die  Erlöse  aus  dem  Verkaufe  alter  Materialien  des  Oberbaues  und  der 
Betriebsmittel. 

§.  19. 

Die  Concessionäre  sind  befugt,  Agentien  im  In-  und  Auslande  zu  be- 
stellen, sowie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu  Wasser  oder 
zu  Lande  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften  einzurichten. 

§.  20. 

Zur  Wahrung  des  aus  der  übernommenen  Garantie  für  die  Staatsver- 
waltung entspringenden  Interesses  ist  letztere  berechtigt ,  sich  die  Ueber- 
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zeugung  zu  verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahu ,  sowie  die  Betriebseinrich- 
tung  in  allen  Tbeilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden ,  und  anzu- 
ordnen, dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rüchsicht- 
lieh  beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeordnetes 
Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das  Recht, 
den  Sitzungen  des  Vcrwaltungsausschusses,  sowie  den  Generalversammlun- 
gen, so  oft  er  es  für  angemessen  findet,  beizuwohnen,  und  allfällige,  dem 
Staatsinteresse  nachtheilige  Verfügungen  zu  sistiren. 

Die  Staatsverwaltung  wird  Sorge  tragen,  dass  die  Ueberwachung  der 
Gebarung  in  ökonomischer  Beziehung  in  der  Art  stattfinde,  dass  es  bei  der 
Vorlage  der  Jahresrechnungen  in  der  Kegel  nur  mehr  einer  ziffermässigen 
l'eberprüfung  bedarf. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  für  diese  staatliche  Ueberwachung 
des  Baues  und  Betriebes,  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäfts- 
last, eine  jährliche  PauschalvergUtung,  welche  von  der  Staatsverwaltung  im 
Verhältnisse  zur  Höhe  der  Leistungen  der  übrigen  Eisenbahnen  bemessen 
werden  wird,  an  den  Staatsschatz  zu  entrichten. 

§.  21. 

Für  die  im  §.  1  bezeichnete  Bahn  werden  überdiess  folgende  finanzielle 
Begünstigungen  ertheilt : 

a)  Die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  von  der 
Coupon8-Stämpclgebühren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa  durch 
künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  während  der  Bauzeit  und 
durch  fünfzehn  Jahre,  vom  Tage  der  Betriebseröffnung. 

Für  die  Staatsvorschüsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Ein- 
kommensteuer zu  bezahlen: 

b)  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Ein- 
gaben und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Zeitpunete  der 
Betriebsöffnung; 

c)  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  die  erste  Ausgabe 
der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der  Interims- 
scheine, sowie  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungs- 
gebnhr 

22. 

Die  Dauer  der  C'oncession  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Er- 
öffnung des  Betriebes  auf  der  ganzen,  im  §.  1  erwähnten  Eisenbahn,  fest- 
gesetzt. 
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Diese  Concession  erlischt  nach  Ablauf  der  im  §.  22  festgesetzten  Frist. 

Sie  erlischt  aber  auch  vor  diesem  Zeitpuncte,  wenn  die  im  §.  3  festge- 
setzten Termine  für  den  Beginn  und  die  Vollendung  des  Baues  und  der  Er- 
öffnung des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden,  und  die  Terminsüberschrei- 
tung nicht  im  8inne  des  §.  11,  lit.  b)  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und 
namentlich  auch  durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  wer 
den  könnte. 

§•  24. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  nach  Ablauf  von 
dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  Ausstellung  der  gegenwärtigen  Concessions- 
Urkunde,  die  concessionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Reiner- 
trägnisse der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Einlösung  voraus- 
gegangenen sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der  zwei  un- 
günstigsten Jahre  abgeschlagen,  und  der  durchschnittliche  Reinertrag  der 
übrigen  fünf  Jahre  für  die  Unternehmung  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht 
wenigstens  auf  fünf  Percent  in  Silber  des  von  der  Staatsverwaltung  geneh- 
migten Nominal- Anlagecapitals  beziffern,  so  wird  dieser  Minimalbetrag  als 
das  der  Bemessung  des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Reinerträg- 
niss  festgesetzt. 

Vgl.  Protokoll  Tom  2.  August  1871.  in  dieser  Erginxuag,  t. 

§.  25. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Erlöschens 
tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  uud  in  den  Geuuss 
der  conces8ionirten  Bahn,  namentlich  des  Grundes  und  Bodens,  derErd-  und 
Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues  der  Bahn  und  des  sämrat- 
lichen  unbeweglichen  Zugehörs,  als:  Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze, 
aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichen  Gebäude  an  den  Abfahrts-  und  An- 
kunftsplätzen, Wach-  und  Aufsichtshäusern,  sammt  allen  Einrichtungen  an 
stehenden  Maschinen  und  allen  nnbe weglichen  Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Wägen,  bewegliche 
Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und  Materialien  ,  soweit 
sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet  sind,  be- 
trifft, so  hat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche  Quantität  und  bezüglich 
Werthsumme  unentgeltlich  an  den  Staat  überzugehen,  welche  der  im  An- 
lagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebseinrichtung  entspricht. 
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Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser  Einlösung 
tritt  der  Staat,  gegen  die  jährliche  Ausbezahlnng  der  ausgemittelten  Rente 
ohne  weiteres  Entgelt,  in  das  Eigenthnm  und  in  denGenuss  der  gegenwärtig 
coneessionirten  Bahn  mit  al  1  en  früher  erwähnten  dazu  gehörigen,  sowohl 
beweglichen  als  auch  unbeweglichen  Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Einlösung 
der  Bahn,  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthnm  des  aus  dem  eigenen 
Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes  und  der  ausstehen- 
den Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen  errichteten,  be- 
ziehungsweise erworbenen  besonderen  Anlagen  und  Gebäude,  als :  Coaks- 
und  Kalköfen,  Giessereien,  Fabriken  von  Maschinen  oder  anderen  Geräthen, 
Speicher,  Docks,  Kohlen-  und  andere  Depots,  zu  deren  Erbauung  oder  Er- 
werbung dieselben  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Bei- 
satze ermächtigt  worden,  dass  sie  kein  Zngehör  der  Eisenbahn  bilden. 


Der  Staatsverwaltung  wird  lerner  das  Recht  vorbehalten  ,  wenn  unge- 
achtet vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder  Nichtbe- 
tolgung  der  in  der  Concessions-Urkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegteu 
Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Vor- 
kehrungen dagegen  zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der 
Conce8sion8dauer  die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Concession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concessionären  das  Recht  ein- 
räumen, wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz 
zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  ge- 
messenen Befehl ,  Uber  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen  Bestim- 
mungen strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am  eilf- 
ten  Tage  des  Monates  September  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  Achthun- 
dert und  8iebenzig  und  Eins,  Unserer  Reiche  im  Dreiundzwanzigsten. 


§•  26. 


Franz  Joseph  m.  p. 

Hohenwart  m.  p. 


(L.  S.) 
Bolisethnn  m.  p. 


Schüflle  m.  p. 
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K.  K.  priv.  galizische  Carl  Ludwig-Bahn. 


l. 

Anmerkung  znr  Concessions-Urkunde  vom  3.  März  1857,  H.  M. 

Vdg.  Bl.  Nr.  24, 

für  die  ostgalizisehen  Eisenbahnstrecken  von  Lemberg  nach  Przemysl  u.  8.  w. 
(Vgl.  II.  Bd.,  2.  Abth.  dieser  Sammlung,  galiz.  Carl  Ludwig-Bahn  I). 

Zn  §.  19. 

Die  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  Strecke  Przemysl-Lemberg  erfolgte 
am  5.  November  1861  für  Personen  und  am  15.  November  1861  fiir  Güter. 


< 

Anmerknng  znr  Concessions-Urkunde  vom  15.  Mai  1867, 

R.  G.  Bl.  Nr.  88, 

für  die  Fortsetzung  der  galizischen  Carl  Ludwig-Bahn  nach  Brody  und  über 
Tarnopol  an  die  russische  Gränze  (Vgl.  II.  Bd.,  2.  Abth.  dieser  Sammlung, 
galiz.  Carl  Ludwig-B.  IV). 

Zu  den  §§.  17  und  22. 

Die  Eröffnung  des  Betriebes  erfolgte  auf  den  einzelnen  Strecken  in 
nach  bezeichneten  Terminen : 

Lemberg-Zloczow  und  Kraane-Brody  am  12.  Juli  1869, 

Zloczow-Tarnopol  am  22.  Dccember  1870  für  Frachten  und  am 
1.  August  1871  für  Personen,  Gepäck  und  Eilgut; 

Tarnopol-Podwoloczyska  bis  zur  russischen  Gränze  am  4.  October  1871. 
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K.  K.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy-Ei8enbahn-&esellschaft. 

l. 

Anmerkung  zur  Concessions-Urkunde  vom  11.  Jänner  1864, 

C.  Bl.  Nr.  6, 

für  die  Eisenbahn  von  Lemberg  nach  Czernowitz  (Vgl.  II.  Bd.,  2.  Abth.  dieser 
Sammlung,  Lemberg-Czernowitz-Jassy  E.  B.  G.  II). 

Zu  den  §§.  16,  24  und  25. 

Die  Betriebseröffnung  auf  der  Strecke  Lemberg-Czernowitz  erfolgte  am 
1.  September  1866. 


•  Anmerkung  zur  Concessions-Urkunde  vom  15.  Mai  1867, 

B.  G.  Bl.  Nr.  85, 

für  die  Eisenbahn  von  Czernowitz  nach  Suczawa  (Vgl.  IL  Bd.,  2.  Abth. 
dieser  Sammlung,  Lemberg-Czernowitz-Jassy  E.  B.  G.  III). 

Zu  den  §§.  17  und  22. 

Die  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  Bahn  von  Czernowitz  nach  Suczawa 
dtzkany)  erfolgte  am  28.  October  1869. 
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3. 

Anmerkung  zur  Concession  für  die  rumänischen  Strecken  von 
Suczawa  nach  Jassy,  Roman  und  Botusani. 

(Vgl.  II.  Bd.,    2.  Abth.   dieser   Sammlnng,  Lemberg  -  Czernowitz  -  Jaasy 

E.  B.  G.  IV.) 

Zu  den  §§.  21,  22  und  23. 

Die  Eröffnung  des  Betriebes  erfolgte  in  nachbezeichneten  Terminen : 
Suczawa-  (Itzkany)  Roman  am  15.  December  1869, 
Paskany-Jasty  am  1.  Juni  1870, 
Verertie-Botusani  am  1.  November  1871. 
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K.  K.  priv.  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn-Gesellschaft. 

Anmerkung  zu  den  §§.  19,  23,  25  und  26  der  Concessions-lTrkunde 
vom  26.  Juni  1866,  R.  G.  Bl.  Nr.  91, 

zum  Artikel  1  des  Uebereinkommens  vom  30.  Juni  1866  und  zu  den  Artikeln 
4,  6  und  8  des  Additional-Uebereinkommens  vom  22.  Juni  1867,  C.  Bl. 
Nr.  44  (Vgl.  II.  Bd.,  2.  Abth.  dieser  Sammlung,  Kaschan-Oderberger  E.  B. 

G.  I,  II  und  III). 

Die  Eröffnung  der  einzelnen  Strecken  erfolgte  in  nachbezeichneten 
Terminen : 

Oderberg- Teschen  am  1.  Februar  1869, 
Kaschau- Abos-Eperies  am  1.  September  1870, 
Teschen- Sil  lein  am  8.  Jänner  1871, 
Sillein-Poprad  am  8.  December  1871, 
Poprad-Iglö  am  12.  December  1871, 
Iglö-Abos  am  18.  März  1872. 


3. 

Druckfehler. 

Im  II.  Bande,  2.jAbtheilung,  dieser  Sammlung,  pag.  901,  ist  sub  IV  in 
in  der  Ueberschrift  zum  Protokolle  vom  7.  September  1867  diese  Jahreszahl 
irrig  mit  1870  statt  mit  1867  angegeben. 
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1. 

Anmerkungen  zur  Concessions-Urkunde  vom  14.  Juli  1869, 

für  die  ungarische  Strecke  (Vgl.  II.  Bd..  2.  Abth.  dieser  Sammlung,  Erste 

ungar.-galiz.  E.  B.  III). 

Zu  §.  23. 

Die  Wirksamkeit  der  Garantie  für  die  Strecke  Legenyi-Mihälyi-Homu  nna 

begann  mit  deren  Betriebseröffnung  am  25.  December  1871. 

Zu  §.  29. 

Die  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  Strecke  Mihälyi-Homonna,  von 
welcher  ab  die  neunzigjährige  Dauer  der  Conccssion  gerechnet  wird,  erfolgte 
am  25.  December  1871. 


Anmerkungen  znr  Concessions-Urkunde  vom  11.  September  1869, 

R.  G.  Bl.  Nr.  180, 

für  die  galizische  Strecke  von  Przemysl  an  die  galiz.-ungar.  Gränze  bei 
Lupkow  (Vgl.  II.  Bd.,  2.  Abth.,  Erste  ungar.-galiz.  E.  B.  VI). 

Zu  Artikel  15. 

Mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Handelsministers  vom  21.  Juni  1872' 
Z.  15405-3558,  wurde  auf  Grund  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom 
22.  December  1871  die  kraft  Artikel  15  der  Concessions-Urkunde  vom 
11.  September  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  180,  für  die  Locomotiv-Eisenbahn  von 
Przemysl  über  Chyrow,  Lisko,  Zagorz  und  Szczawne  an  die  galizisch- unga- 
rische Landesgran ze  bei  Lupkow  mit  955.000  fl.  ö.  W.  per  Meile  festgesetzte 
Nominalsumme  des  auf  die  galizische  Strecke  der  Ersten  ungarisch-galizischen 
Eisenbahn  entfallenden  garantirten  Anlagecapitals  auf  den  hiefür  nach 
Artikel  II  des  Gesetzes  vom  20.  Mai  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  83,  mit  Inbegriff 
des  Erfordernisses  für  die  Tilgungsquote  festgestellten  Maximalbetrag  von 
Einer  Million  (1,000.000)  fl.  ö  W.  per  Meile  erhöht. 
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Die  Eröffnung  des  Betriebes  fand  auf  deu  einzelnen  Theilstrecken  in 
nachbezeichneten  Terminen  statt : 

Pnemysl-Chyrow  am  8.  Mai  1872  für  Personen  und  am  13.  Mai  1872. 
für  den  Gesammtvcrkehr, 

Chyrow-Krosciensko  am  1.  Juli  1872, 

Krosciensko-Ustrzyki  am  3.  September  1872, 

Ustrzyki-Komancza  am  12.  November  1872  und 

Komancza-Lupkuw  am  18.  December  1872. 

Mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  29.  December 
1872,  Z.  31761-6826,  wurde  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Finanzmini- 
sterium (Z.  51 81  -F.  M.)  der  Eintritt  der  staatlichen  Zinsengarantie  für  das 
Anlagecapital  der  gesammten  Bahnstrecke  von  Przemysl  bis  zur  ungarisch- 
galizischen  Gränze  im  Sinne  der  Coneessions-Urkunde  mit  dem  Tage  der 
Betriebs-Eröffnung  bis  zur  Station  Lupkow  gegen  dem  gestattet,  dass  der 
Werth  der  im  Interesse  des  ungehinderten  Tunnelbaues  in  suspenso  bleiben- 
den Herstellungen  auf  der  Strecke  zwischen  Lupkow  und  der  galizisch-unga- 
rischen  Gränze  bis  zum  Zeitpunkte  der  Ausführung  derselben  von  der  Garan- 
tiesumme ausgeschlossen  und  für  die  rechtzeitige  Vollendung  dieser  Ausfüh- 
rungen Sicberstelluug  geleistet  werde. 

Zu  Artikel  22  und  23. 

Vgl.  in  Bezug  auf  die  Eröffnungstermine  die  Anmerkung  zu  Artikel  15 
dieser  Coneessions-Urkunde. 


Digitized  by  Google 


Nachträge  zur  ausseht,  priv.  Buschtehruder  Eisenbahn. 


401 


Abschliessend  priv.  Buschtehrader  Eisenbahn. 

Anmerkung  zur  Concessions-rrkunde  vom  1.  Juli  18G8, 

R.  G.  Bl.  Nr.  138, 

tür  die  Eisenbahn  von  Prag  über  Saaz  nach  Weipert  und  Eger  u.  s.  w. 
(II.  Bd.,  II.  Abth.  dieser  Sammlung.  Buscht§hrader  E.  B.  VI). 

Zu  den  §§.  17  und  18. 

Die  Eröffnung  des  Betriebes  auf  den  einzelnen  Theilstrecken  erfolgte 
iu  nachbezeichneten  Terminen : 

Eger-Carlsbad  am  19.  September  1870, 
Lana-Komotau  am  4.  Februar  1871, 

Priesen -Carlsbad  und  Tirschnitz-Franzensbad  am  9.  November  1871, 
Komotau-Weipert-Gränze  am  3.  August  1872, 
Smichow-  (Prag)  Hostiwitz  am  16.  September  1872. 
Die  Strecke  Luzna-Rakonitz  ist  seit  4.  Februar  1871  für  den  Kohlen- 
verkehr in  Benützung  genommen. 


Fortsetzung  des  Verzeichnisses  der  bewilligten  Zweigbahnen. 
(Vgl.  III.  Bd.  dieser  Sammlung,  Nachtrag,  BuschtShrader  E.  B.  2.) 

5.  Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  Statthalterei  fUr  Böhmen  vom  4.  Septem- 
ber 1871,  Z.  42560,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom 
25.  August  1871,  Z.  13080-3205,  für  ein  Zweiggeleise  von  der  Station 
Rakonitz  zur  Zuckerfabrik  daselbst. 

6.  Mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  5.  September  1871, 
Z.  17933-4376,  C.  Bl.  Nr.  73  für  eine  Verbindungsbahn  von  der  Station 
Wejhybka  nach  Duby  mit  Abzweigungen  zu  dem  Bresson-  und  dem  Engerth- 
Kohlen8chachte  der  k.  k.  pr.  Österr.  Staatseisenbahn-Gesellsehatt  nächst 
Kladno  und  zu  dem  Franz  Joseph-Schachte  Sr.  Majestät  des  Kaisers 
Ferdinand  nächst  Duby. 

7.  Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  vom  5.  Septem- 
ber 1871,  Z.  42807,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
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vom  16.  August  1871,  Z.  14335-3493,  für  eine  Kohlenfltigelbabn  von  der 
Station  Rakonitz  zum  IgnaJ-Schachte  nächst  Hostokrej. 

8.  Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  vom  6.  September 
1871,  Z.  42760,  Uber  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom 
12.  August  1871,  Z.  12754-3126,  für  eine  Flügelbahn  vom  Stationsplatze 
Kommotau  zu  dem  am  östlichen  Ende  der  Stadt  Kommotau  gelegenen 
Fabriksetablissement  der  erzgebirgischen  Eisen-  und  Stahlgewerksgesell- 
schaft. 

9.  Mit  dem  Erlasse  der  k.k.  Statthalterei  für  Böhmen  vom  22.  September 
1871,  Z.  45790,  Uber  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom 
25.  August  1871,  Z.  13080-3205,  für  eine  Flügelbahn  von  der  Station 
Bmnnersdorf  zur  Kaadener  Zuckerfabrik. 

10.  Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  vom  22.  Sep- 
tember 1871,  Z.  45791,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom 
25.  August  1871,  Z.  13080-3205,  für  eine  Flügelbahn  von  der  Station  Saaz 
zu  der  dortigen  Actien-Zuckerfabrik. 

11.  Mit  dem  Erlasse  der  k.k.  Statthalterei  für  Böhmen  vom  8.  November 

1871,  Z.  52329,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom 
20.0ctober  1871,  Z.  20510-5053,  für  eine  Kohlenflügelbahn  von  der  Station 
Tuschmitz  der  Strecke  Priesen-Carlsbad  zu  dem  Kohlenwerke  des  Grafen 
Oswald  Thun-Hohenstein. 

12.  Mit  dem  Haudelsministerial-Erlasse  vom  21.  November  1871, 
Z.  23863-5899,  für  eine  Flügelbahn  aus  der  Station  Zakolan  zu  der  dortigen 
Zuckerfabrik. 

13.  Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  Falkenati  vom 

10.  December  1871,  Z.  8018,  in  Vertretung  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen 
über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  18.  November  1871, 
Z.  20509-5052,  für  eine  Kohlenzweigbahn  von  Profil  Nr.  312  der  Strecke 
Eger-Carlsbad  nächst  der  Station  Falkenau  zu  dem  Kohlenwerke  des  Lorenz 
Hutschenreuther. 

14.  Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  Falkenau  vom 

11.  December  1871,  Z.  8019,  in  Vertretung  der  k.  k.  Statthalterei  für 
Böhmen  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  19.  Novem- 
ber 1871,  Z.  19859-4887,  für  eine  KohlenflUgelbahn  von  Profil  Nr.  397  der 
Bahnstrecke  Eger-Carlsbad  zwischen  den  Stationen  Chodau  und  Neusattel  zu 
dem  Kohlenwerke  von  Fiedler  &  Oeltner. 

15.  Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  vom  10.  Jänner 

1872,  Z.  1579,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom 
30.  December  1871,  Z.  26642-6563,  für  eine  KohlenflUgelbahn  vom 
Stationsplatze  Chodau  der  Strecke  Eger-Carlsbad  zu  der  Münchhofner 
Werkanlage  von  J.  D.  Stark. 
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16.  Mit  dem  Erlasse,  des  k.  k.  Handelsministers  vom  10.  Juni  187 2, 
Z.  10962-2619,  für  eine  Kohlcnsehleppbahn,  ausmündend  aus  der  Zieditz- 
Reichenauer  Flügelbahn  zum  Radler'sehen  Kohlenschaehte  bei  Unter- 
Reichenau. 

17.  Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  vom  16.  Juni 
1872,  Z.  24416,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom  1.  April 
1872,  Z.  4064-938,  für  eine  Schleppbahn  von  der  Station  Brandeisl  zu  dem 
Kohlenförderschachte  Nr.  9  der  Prager  Eisenindustrie  -  Gesellschaft  bei 
Stellowes. 

18.  Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  Statthalterei  fiir  Böhmen  vom  29.  Juli 
1872,  Z.  37293,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom  28.  Mai 
1872,  Z.  10086-2381,  für  eine  von  der  Sehleppbahn  zum  J.  Eaton'sehen 
Kohlen  werke  nächst  P  renzig  im  Profil  Nr.  3  abzweigenden  Flügelbahn  zu 
der  Maschinenziegelei  von  Franz  Schön  und  C.  R.  von  Wessely  bei  Prenzig. 

19.  Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  vom  21.  August 
1872,  Z.  39839,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom  5.  Juli 
1872,  Z.  151 4 1-35 18,  für  eine  Zweigbahn  von  der  Station  Daasnite  zu  der 
Braunkohlengewerkschaft  der  Anglo-osterreichisehen  Bank  in  Boden. 

20.  Mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Handelsministers  vom  24.  November 
1872,  Z.  31017-6867,  für  die  Verlängerung  des  Hutschenreuther'sehcn 
Bahnflügels  nächst  Falkenau  zur  Margarethen-Zeche  des  Grafen  Limburg- 
Stirn  m. 

21.  Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  vom  13.  Decem- 
ber  1872,  Z.  62386,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom 
24.  November  1872,  Z.  28831-6277,  für  ein  Ladegeleise  zum  Thienfeld- 
Schachte  der  k.  k.  priv.  österr.  Staatseisenbahn-Gescllsc.haft  bei  Kladno. 


3. 

Concessions-Urkunde  vom  4.  August  1871,  R.  (■.  Bl.  Nr.  103 

und  C.  Bl.  Nr.  U, 

t'ur  die  Buschtehrader  Eisenbahn-Gesellschaft  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Verbindungsbahn  von 

knmmotau  nach  Brunnersdorf. 


Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich, 
Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dalmatien,  Croatien, 
Slavonien,  Galizien,  Lodomerien  und  Illyrien;  Erzherzog  von  Oesterreich; 

26 


Digitized  by  Google 


Nachträge  *ur  k.  k.  prn . 

Grossherzog  von  Krakau,  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  Stcyer,  Kärnthen, 
Krain,  Bukowina,  Ober-  und  Nieder-Schlesien ;  Grossfllrst  von  Siebenbürgen  ; 
Markgraf  von  Mähren ;  geforsteter  Graf  von  Habsburg  und  Tirol  ete.  ete.  etc. 

Nachdem  die  ausseid,  priv.  Buscht£hrader  Eisenbahn-Gesellschaft  die 
Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Verbindungs- 
bahn von  Kommotau  nach  Brunnersdorf  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  be- 
wogen, in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  dieses  Unternehmens,  der  ge- 
nannten Eisenbahn-Gesellschaft  diese  Concession  auf  Gruudlage  des  Gesetzes 
vom  15.  Juni  1871  (R.  G.  Bl.  Nr.  56),*)  wie  folgt,  zu  ertheilen : 

§•  1. 

Wir  verleihen  der  Buschtehrader  Eisenbahn-Gesellschaft  das  Recht  zum 
Bau  und  Betrieb  einer  Verbindungsbahn  von  Kommotau  nach  Brunnersdorf. 

§•  2. 

Diese  Verbindungsbahn  ist  als  ein  integrirender  Bestandteil  der  bereits 
concessionirten  Linien  dieser  Eisenbahn -Gesellschaft  zu  betrachten  und  zu 
behandeln,  und  es  haben  fiir  dieselbe  bezüglich  der  Tarifirung  und  aller 
sonstigen  coneessionsmässigen  Bedingungen  die  Bestimmungen  der  Con- 
cession vom  1.  Juli  1868  (R.  G.  Bl.  Nr.  138)**)  zur  Anwendung  zu  kommen- 

§.3. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Verbindungsbahn  von  Kommotau 
nach  Brunnersdorf  spätestens  nach  Ablauf  eines  Jahres,  vom  heutigen  Tage 
an,  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

§•  4. 

Unter  Voraussetzung  der  genauen  Erfüllung  der  im  §.  2  und  §.  3 
Hxirten  Verpflichtungen  der  Gesellschaft  werden  die  im  §.  17  der  Con- 
cessions-Urkunde  vom  1.  Juli  1868  (R.  G.  Bl.  Nr.  138)  formulirten  Steuer- 
und  Gebührenbefreiungen  auch  für  die  im  §.  1  der  gegenwärtigen  Con- 
eesaions-Urkundc  bezeichnete  Verbindungsbahn  ausgedehnt. 

§.  5. 

Der  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  vorbehalten,  wenn  ungeachtet 
vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder  Nichtbefolgung 


*)  Vgl.  III.  Bd.  dieser  Sammlung,  Nachtrag,  HuschtehrMdr-r  E.  It.  3. 
**)  Vgl.  II.  Bd..  2.  Abth.  dieser  Sammlung.  Biuchlehr«der  F,  R.  VI 
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der  in  der  Concessions-Urkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflich- 
tungen vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln 
dagegen  zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessions- 
daner  die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Concession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concessionären  das  Recht  einräumen, 
wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz  zu  dringen, 
ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl, 
über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen  Bestimmungen  streng  und 
sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
vierten  Monatstage  August  im  Jahre  des  Ileils  Eintausend  Achthundert 
Siebenzig  Eins,  Unserer  Reiche  im  Dreiundzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p.       (L.  8.) 

Hohenwart  m.  p.         Holigethaa  m.  p.         Schäffle  m.  p. 


4. 

Oesetz  vom  28.  Juni  1872.  R.  G.  Bl.  Nr.  100  u.  C.  Bl.  Nr.  58, 

in  Betreff  der  Herstellung  einer  von  der  llauptlinie  der  pr.vilegirten  Buschtehrader  Eisenbahnen 
hei  Krlma  abzweigenden,  an  die  bfihtoisch-sächsische  Gränze  bei  Haiz.enh.ain  führenden  Eisen- 
bahnlinie. 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  zu  ver- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  L 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  bei  Ertheilung  der  Concession  für  eine 
Zweigbahn  von  Krima  an  die  böhmisch-sächsische  Gränze  bei  Raizenhain 
der  Actiengesellschaft  der  privilegirten  Buschtehrader  Eisenbahn  die  im 
§.  17  der  Concessions-Urkunde  vom  1.  Juli  1858  R.  G.  Bl.  Nr.  138)  ge- 
währten Steuer-  und  Gebührenbefrei  inigen  auch  für  diese  Linie  unter  der 
Bedingung  auszudehnen,  dass  dieselbe  gleichzeitig  mit  der  an  die  Chemnitz- 
Freiberger  Bahn  projectirten  sächsischen  Anschlusslinie  dem  Öffentlichen 
Verkehre  Ubergeben  und  bezüglich  der  Tarifirung  und  aller  sonstigen  con- 
cessionsmässigen  Bedingungen  als  ein  integrirender  Bestandteil  der  bereits 
concessionirten  Linien  der  Buschtöhrader  Eisenbahn-Gesellschaft  betrachtet 
und  behandelt  werde. 
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• 

Die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  soll  dioser  Zweigbahn  nur  für 
dieselbe  Zeit,  als  sie  für  die  übrigen  Linien  der  Buschts hrader  Eisenbahn  in 
der  obigen  Conceasions-Urkunde  zur  Gänze  oder  zur  Hälfte  noch  derzeit  ge- 
währt ist,  zukommen,  dergestalt,  dass  mit  dem  Erlösehen  der  Einkommen- 
steuer-Befreiung auf  diesen  übrigen,  in  der  obigen  Concessions-Urkunde  er- 
wähnten Linien,  sei  es  zur  Gänze  oder  zur  Hälfte,  diese  Befreiung  auch  für 
diese  Zweigbahn  zur  Gänze  oder  zur  Hälfte  aufzuhören  habe. 

Artikel  II. 

Rücksichtlieh  des  Anschlusses  der  im  Artikel  I  erwähnten  Zweigbahn 
an  das  sächsische  Eisenbahnnetz  und  rücksichtlich  des  Betriebsdienstes  in 
der  gemeinschaftlifhen  Wechselstation  bleibt  dio  Festsetzung  der  diess- 
fälligen  Bestimmungen  dem  Abschlüsse  des  Staatsvertrages  mit  der  königlich 
sächsischen  Regierung  vorbehalten  und  sind  die  Concessionäre  verpflichtet, 
sich  den  Bestimmungen  dieses  Staalsvertragcs  und  den  daraus  für  sie  er- 
wachsenden Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

Artikel  III. 

Der  Handels-  und  der  Finanzminister  sind  mit  der  Durchführung  dieses 
Gesetzes  beauftragt. 

Laxenburg.  am  28.  Juni  1872. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Auerberg  m.  p.  Banhan*  m.  p.  Pretis  m.  p. 


Concessions-Urkunde  vom  12.  November  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  1, 

ex  1873  und  C.  KL  Nr.  9,  ex  1873, 

für  die  l-ocomotiv-Eisenbahn  von  Krima  an  die  böhmisch-mährische  (iränze  bei  Raizenhain. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich. 
Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dalmatien,  Croatien, 
Slavonien,  Galizien,  Lodomerien  und  Illyrien;  Erzherzog  von  Oesterreich; 
Grossherzog  von  Krakau;  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  Steyer,  Kärnthen. 
Krain,  Bukowina,  Ober-  und  Nieder-Sehlesien J  Grossfiirst  von  Sieben- 
bürgen; Markgraf  von  Mähren;  gefürsteter  Graf  von  Habsburg  und  Tirol 

etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  ausschliesslich  privilegirte  Buschtehrader  Eisenbahn- 
Geaellschaft  die  Bitte  um  Ertheilung  der  Conceasion  zum  Bau  und  Betrie» 
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einer  Locomotiv- Eisenbahn  von  Krima  an  die  böhmisch-sächsische  Gränze 
bei  Raizenhain  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der 
Gemeinnützigkeit  dieses  Unternehmens,  der  genannten  Eisenbahn-Gesell- 
schaft diese  Concession  auf  Grundlage  des  Eisenbahn-Concessions-Gesetzes 
vom  14.  September  1854  (R.  G.  BI.  Nr.  238)  und  des  Gesetzes  vom 
28.  Juni  1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  lOOj,  *)  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§•  i. 

Wir  verleihen  der  Buschtehrader  Eisenbahn- Oesellschaft  das  Recht  zum 
Bau  und  Betrieb  einer  Zweigbahn  von  Krima  an  die  böhmisch-sächsische 
Gränze  bei  Raizenhain. 

§.  2. 

Diese  Zweigbahn  ist  als  ein  integrirender  Bestandteil  der  bereits  con- 
cessionirten  Linien  dieser  Eisenbahngesellschaft  zu  betrachten  und  zu  be- 
handeln ,  und  es  haben  für  dieselbe  bezüglich  der  Tarifirung  und  aller 
sonstigen  concessionsraässigen  Bedingungen  die  Bestimmungen  der  Con- 
cession vom  1.  Juli  1868  (R.  G.  Bl.  Nr.  138)**)  zur  Anwendung  zu 
kommen. 

§.  3. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  jedenfalls  sogleich  die  grösseren 
Brücken  und  Viaducte  bis  zum  höchsten  Wasserstande  für  zwei  Geleise  und 
die  Tunnels  im  Unterbau  zweigeleisig  herzustellen. 

§•  4. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Zweigbahn  von  Krima  an  die 
böhmisch-sächsische  Gränze  bei  Raizenhain  gleichzeitig  mit  der  an  die 
Chemnitz-Freiberger  Bahn  projectirten  sächsischen  Anschlusslinie  dem 
Öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

§.  5. 

RUcksichtlich  des  Anschlusses  der  im  §.  1  erwähnten  Zweigbahn  an 
das  sächsische  Eisenbahnnetz  und  rücksichtlich  des  Betriebsdienstes  in  der 
gemeinschaftliehen  Wechselstation  bleibt  die  Festsetzung  der  diessfälligen 
Bestimmungen  dem  Abschlüsse  des  Staatsvertrages  mit  der  königlich  sächsi- 


*)         Ooc.  4  dieser  Ergänzung. 
**)  II.  Bd.,  2.  Ahth.  dieser  Sniwnlaiig,  Ruschlehrader  E.  B.  VI. 
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sehen  Regierung  vorbehalten,  und  ist  die  Gesellschaft  verpflichtet,  sich  den 
Bestimmungen  dieses  Staatsvertrages  und  den  daraus  für  sie  erwachsenden 
Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

§.  6. 

Unter  Voraussetzung  der  Bestimmungen  der  §§.  2  und  3  werden  die  im 
§.17  der  Concessions. Urkunde  vom  1.  Juli  1868  (R.  G.  Bl.  Nr.  138)  ge- 
währten Steuer-  und  Gebührenbefreiungen  auch  für  die  im  §.  1  erwähnte 
Zweigbahn  ausgedehnt. 

Die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  soll  dieser  Zweigbahn  nur  für 
dieselbe  Zeit  zukommen,  als  selbe  nach  Massgibe  der  Concession  vom 
1.  Juli  1868  (R.  G.  Bl.  Nr.  138)  noch  den  Übrigen  Linien  der  Buschtährader 
Balm  zu  statten  kommt,  dergestalt,  dass  mit  dem  Erlöschen  der  Einkorn 
mensteuerbefreiung  auf  diesen  übrigen,  in  der  obigen  Concessions-Urkunde 
erwähnten  Linien,  die  Befreiung  auch  für  die  im  §.  1  genannte  Zweigbahn 
aufhört. 

§•  7. 

Der  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  vorbehalten,  wenn  ungeachtet 
vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzung  oder  Nichtbefolgung  der 
in  der  ConceRsions- Urkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflich- 
tungen vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln 
dagegen  zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessions- 
dauer  die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Concession  entgegen  zu  handeln,  und  der  Gesellschaft  das  Recht  einräumen, 
wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz  zu 
dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  gemessenen 
Befehl,  Uber  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen  Bestimmungen  streng 
und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
Zwölften  Tage  des  Monates  November,  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  Acht 
hundert  Siebzig  und  Zwei,  Unserer  Reiche  im  Vierundzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p.       (L.  8.) 

Aiersperg  m.  p.         Banhans  m.  p.         Pretls  m.  p. 
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l. 

Statuten  der  k.  k.  priv.  Aussig-Teplitzer  Eisenbahn-Gesellschaft. 

Auf  Grund  der  vom  k.  k.  Minister  des  Innern  uuterm  14.  April  1872,  Z.  4221  erhaltenen  Er- 
mächtigung von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlaaae  vom  18.  Mai  1871,  Z.  23928, 

heatitigt. 


I.  Abschnitt 

Bildung,  Namen,  Sita,  Zweck  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

§•  I. 

Auf  Grundlage  der  Allerhöchsten  Concessions- Urkunde  ddo.  Wien  den 
2.  August  1856  haben 

Fürst  Edmund  Clary- AI  dringen,  Besitzer  der  FideicoinmissherrschaftTeplitz; 
Graf  Albert  Nostiz-Rienek,  Besitzer  der  Herrschaften  TUrniitz  mit  Prödlitz ; 
Werner  Friedrich  Freiherr  von  Biese-Stallburg,  Herrschaftsbesitzer  zu 
Woykau : 

Carl  Fiedler,  Chef  des  Grosshandlungshauses  C.  A.  Fiedler  &  Söhne  in 
Prag; 

C.  W.  Aue,  Kaufmann  und  Eiscnbahndirector  in  Magdeburg; 
A.  Leonhardi ,  Director  der  sächs.-böhm.  Dampfschifffahrts-Gcsellschaft  in 
Dresden ; 

Emil  Becker,  Director  der  Bergbau- Gesellschaft  Saxonia  in  Karbitz  ; 

Dr.  Franz  Josef  Stradal,  Advocat  und  k.  k.  Notar  in  Töplitz, 

als  ursprüngliche  Gründer;  ferner  die  in  Folge  Beschlusses  vom  26.  Juli  1856 

als  Mitgriinder  beigetretenen 

Friedrich  Zdekauer  von  Treukorn,  Chef  des  Bauquierhanses  Moriz  Zdekauer 
in  Prag; 

Leopold  Ritter  von  Lämel,  Grosshäudler  in  Prag; 

J.  B.  Edler  von  Riedl,  Grosshändler  und  Präsident  der  Handelskammer  in 
Prag; 
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Die  allgemeine  deutsche  Credit-Anstalt  in  Leipzig 

eine  Actien-Gesellschaft  errichtet. 

Die  Rechtsverhältnisse  dieser  Actien-Gesellschaft  werden,  so  weit  nicht 
im  Nachstehenden  gegenteilige  Bestimmungen  getroffen  sind,  nach  den 
Vorschriften  des  2.  Buches,  Titel  III  des  allgemeinen  deutschen  Handels- 
gesetzbuches beurtheilt. 

§•  2. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  ist: 

„K.  k.  privilegirte  Aussig-Teplitzer  Eisenbahn-Gesellschaft.'* 

Die  Gesellschaft  führt  den  k.  k.  Adler  mit  vorstehender  Umschrift. 

Die  Firma  wird  von  je  zwei  Verwaltuugsräthen  oder  einem  Verwaltungs- 
rath und  einem  Directionsmitgliede  ,  und  zwar  von  letzterem  mit  dem  Bei- 
sätze per  procura  gezeichnet. 

§.  3. 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Teplitz. 

§•  4. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist : 

a)  der  Bau  und  Betrieb  der,  durch  die  Allerhöchsten  Concessionen  ddo. 
2.  August  1856,  10.  Mai  1866  und  21.  Januar  1872  bewilligten  Eisen- 
bahnen zwischen  Aussig  und  Kommotau; 

b)  der  Bau  und  Betrieb  von  Zweigbahnen  für  Locomotiv-  oder  Pferdebe 
trieb  zu  im  Bereiche  der  Bahnen  liegenden  Kohlenwerken  und  audern 
Etablissements ; 

c)  der  Bau  und  Betrieb  jener  Eisenbahnen ,  für  welche  der  Gesellschaft 
die  Allerhöchste  Bewilligung  verliehen  werden  wird; 

di  die  Beförderung  von  Personen  und  Gütern  auf  den  der  Gesellschaft 
Uberlassenen  Bahnen. 

Die  Gesellschaft  hat  daher  auch  die  Verpflichtung,  die  Genehmigung 
der  festzusetzenden  Tarife  nach  Vorschrift  des  §.  10,  lit.  c)  des  Eisenbahn- 
Ooncessionsgesetzes  jedesmal  zu  erwirken. 

§.  5. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablauf  der  erworbenen  Allerhöchsten 
Eisenbahn-Concessionen  ,  wenn  nicht  die  Generalversammlung  die  Auflösung 
der  Gesellschaft  in  Gemässheit  dieser  Statuten  früher  beschliesst. 
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§.  6. 

Die  Gesellschaft  veröffentlicht  ihre  Bekanntmachungen  in  einer  offi- 
ziellen Wiener  und  Prager,  einer  sächsischen  und  preussisehen  Zeitung, 
eine  jede  mindestens  dreimal.  Die  Namen  dieser  Zeitungen,  sowie  ein  etwa 
eintretender  Wechsel  werden  bekannt  gemacht. 

Durch  die  Einrückung  in  den  beiden  bezeichneten  österreichischen 
Zeitungen  gelten  die  Bekanntmachungen  als  gehörig  erlassen,  und  begrün- 
den den  Eintritt  der  nach  Massgabe  dieses  Statutes  mit  den  Aufforderungen 
verbundenen  Rechtswirkungen. 

Fristen  werden  von  dem  auf  den  Tag  der  ersten  Einrückung  in  die 
Prager  Zeitung  nächstfolgenden  Tage  an  berechnet. 

II.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital  und  Actien. 

Das  Stammeapital  ist  auf  6,680,000  Gulden  C.  M.  oder  7,014,000  rl. 
ü.  W. ,  bestehend  aus  33,400  Stück  Actien  ä  200  fl.  (J.  M.  oder  210  11. 
ö.  W.  festgesetzt. 

§.  8. 

Das  Gesellschaftscapital  kann  überdiess  auf  Antrag  des  Verwaltungs- 
rathes,  über  Besehluss  der  Generalversammlung  nach  Massgabe  der  Aller- 
höchsten Concessionen  ,  auch  über  den  gegenwärtigen  Betrag  erhöht 
werden. 

Die  Uebernahme  etwaiger  späterer  Actien-Emissioneu  zum  Paricours 
bleibt  den  Besitzern  der  bereits  emittirten  Actien  oder  der  an  ihre  Stelle 
getretenen  Genussscheine  nach  Massgabe  ihres  Actienbesitzes  vorbehalten. 

Bei  der  Bestimmung  der  Emission  ist  zugleich  eine  Verfallzeit  festzu- 
setzen, innerhalb  welcher  die  Besitzer  der  früher  emittirten  Actien  —  be- 
ziehentlich Genussscheine  —  dieses  Recht  auszuüben  haben. 

§•  9- 

Die  Actien  lauten  auf  den  Inhaber,  sind  unter  fortlaufender  Nummer 
ausgefertigt,  mit  dem  trockenen  Stempel  der  Gesellschaft  und  der  Unter- 
schrift der  nach  dem  §.  2  zur  Zeichnung  der  Firma  berechtigten  Personen, 
sowie  mit  Talon  und  Dividentencoupons  versehen. 
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§•  10. 

Jeder  Actionär  ist  nur  für  den  Nominalwerth  Reiner  Actie  verantwort 
lieh,  und  kann  mit  Ausnahme  der  Verzugszinsen  im  §.  14  zu  keiner  weiteren 
Zahlung  über  den  Betrag  der  Actie  hinaus  angehalten  werden.  Alle  Actionäro 
haben  im  Verhältniss  der  Zahl  ihrer  Aetien  gleiche  Rechte  und  gleiche  An- 
sprüche auf  das  Gesammteigenthum  der  Gesellschaft  und  das  Ertragnis« 
derselben. 

§.  11. 

Die  Actien  sind  untheilbar,  die  Gesellschaft  erkennt  für  jede  Actie  nur 
Einen  Eigcnthümer  an,  welcher  sich  durch  den  blossen  Besitz  der  Actie 
legitimirt.  Mehrere  Repräsentanten  einer  Actie  sind  daher  nicht  befugt,  ihre 
Rechte  einzeln  und  getrennt  auszuüben,  sondern  verpflichtet,  dieselben  zu- 
sammen durch  eine  Person  wahrnehmen  zu  lassen.  Die  Erben  eines 
Actionärs  können  unter  keinem  Vorwande  die  Anlegung  der  Siegel  auf 
Güter,  Gelder  und  Werthpapiere  der  Gesellschaft  nachsuchen,  noch  sich  auf 
irgend  eine  Art  in  die  Verwaltung  einmischen. 

§.  12. 

Die  Einzahlung  der  Actienbeträge  ist  an  die  gesellschaftliche  oder  die 
vom  Verwaltungsrathe  hierzu  bestimmten  Caasen  zu  leisten.  ' 

§.  13. 

Bei  Emission  neuer  Actien  kann  die  erste  Einzahlung  bis  30»/,,  jede 
spätere  Einzahlung  darf  nicht  mehr  als  mit  20%  des  Nominalwertes  der 
Actien  eingefordert  werden.  Zwischen  jeder  Einzahlung  muss  eine  mindestens 
vierwöchentliche  Frist  liegen. 

§•  14. 

Die  Aufforderungen  zur  Einzahlung  sind  mit  Angabe  der  Zahlungsorte 
in  den  Blättern,  deren  sich  die  Gesellschaft  zu  ihren  Veröffentlichungen  be- 
dient (s.  §.  6),  eine  jode  mindestens  dreimal  bekannt  zu  machen.  Zwischen 
der  letzten  Bekanntmachung  und  dem  Einzahlungstermine  muss  eine  Frist 
von  mindestens  vier  Wochen  liegen.  Erfolgt  die  Einzahlung  nicht  bis  zu 
dem  bestimmten  Termine,  so  sind  die  säumigen  Actionäre  nochmals  zur  nach- 
trägliehen Leistung  derselben  und  zur  Entrichtung  der  mit  6°/0  pro  anno 
zu  berechnenden  Verzugszinsen  unter  der  Verwahrung  aufzufordern,  dass  sie 
im  Unterlassungsfälle  ihrer  Rechte  aus  der  Zeichnung  der  Actien  und  ihrer 
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geleisteten  Theilzablungen  zu  Gunsten  der  Gesellschaft  für  verlustig  werden 
erklärt  werden. 

Die  Aufforderung  ist  ebenfalls  dreimal  in  den  §.  6  genannten  Blättern 
und  unter  Bestimmung  der  im  zweiten  Absätze  dieses  Paragraphes  gesetzten 
Frist  zu  veröffentlichen. 

§•  15. 

Der  Zeichnereiner  Actie  ist  nur  filr  die  Einzahlung  von  40%  des  No- 
minalwerthes  derselben  haftend. 

Bis  zur  Erfüllung  von  40«/0  werden  über  die  geleisteten  Einzahlungen 
Interimsscheine,  auf  die  Person  des  Zeichners  lautend,  filr  die  weiteren  Ein- 
zahlungen bis  zur  Vollzahlung  Interimsscheine,  auf  den  Inhaber  lautend,  aus- 
gehändigt. Bei  Leistung  der  letzten  Einzahlung  erfolgt  die  Aushändigung 
der  wirklichen  Actiendocumente.  An  Stelle  verfallener  Interimsscheine 
(§.  14)  kann  der  Verwaltuugsrath  neue  ausfertigen  lassen  und  mit  der 
Quittung  Uber  den  auf  die  verfallenen  Interimsscheine  bereits  geleisteten 
Betrag  der  Einzahlungen  zum  Besten  der  Gesellschaft  veräussern. 

Die  Emission  neuer  Aetien  vor  erfolgter  Volleinzahlung  der  Actien 
früherer  Emissionen  ist  unstatthaft. 

§.  16. 

Den  Actionären  bleibt  unbenommen,  den  vollen  Betrag  der  Actien  auf 
einmal  gegen  Aushändigung  der  Actiendocumente  oder  interimistisch  gegen 
Abstempelung  der  Interimsscheine  einzuzahlen. 

17. 

Die  Direction  kann  die  Bewilligung  zur  Hinterlegung  und  Aufbewahrung 
der  Actien  in  die  Gesellschaftscassc  ertheilen. 

§.  18. 

Der  Besitz  einer  Actie  bedingt  die  Unterwerfung  unter  die  Statuten  der 
Gesellschaft. 

§•  19. 

In  Verlust  gerathene  Actien  und  Coupons  müssen  bei  dem  competenten 
Gerichte  amorti*irt  werden,  um  neue  Urkunden  dagegen  erhalten  zu 
können. 
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HI.  Abschnitt. 

Verwaltungsrath. 

•      §•  «0. 

Die  obere  Leitung  der  Gesellschaft,  sowie  die  Vertretung  derselben 
in  allen  Beziehungen  ist  einem  aus  vierzehn  Mitgliedern  besteheuden  Verwal- 
tungsrathe  anvertraut,  wovon  wenigstens  acht  Mitglieder  üsterr.  Staatsange- 
hörige sein  müssen.  Die  Generalversammlung  kann,  wenn  das  Aetiencapital 
durch  die  fortschreitende  Amortisation  um  die  Hälfte  vermindert  ist,  eine 
Beschränkung  der  Zahl  der  Veiwaltungsräthe  beschliessen. 

§.  21. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  von  der  Generalver- 
sammlung der  Actionäre  gewählt,  ihre  Functionen  dauern  acht  Jahre  uud 
ihre  Wahl  wird  durch  die  im  §.  6  bezeichneten  öffentlichen  Blätter  bekannt 
gemacht. 

§.  22. 

Beamte  der  Gesellschaft  und  Personen ,  welche  nicht  dispositionsfähig 
sind,  oder  ihre  Zahlungen  eingestellt  haben,  ohne  nachträglich  ihre  Gläu- 
biger vollständig  befriedigt  zu  haben,  sowie  Personen,  welche  wegen  eines 
Verbrechens  oder  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen  Vergehens 
oder  Uebertretung  rechtskräftig  verurtheilt  worden  sind,  können  nicht  zu 
Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  erwählt  werden ,  und  verlieren  diese 
Mitgliedschaft,  falls  während  derselben  eines  jener  Verhältnisse  eintritt. 
Wird  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  nach  seiner  Wahl  Mitglied  des 
Verwaltungsrathes  einer  andern  Eisenbahn-Gesellschaft,  so  hat  die  nächste 
ordentliche  Generalversammlung  für  seine  Stelle  eine  Neuwahl  vorzunehmen, 
bei  welcher  er  jedoch  wieder  wählbar  ist.  Davon  abgesehen,  kann  der  Ver- 
waltungsrath ein  gewähltes  Mitglied  seiner  Function  entheben,  wenn  dasselbe 
in  ein  mit  seiner  Stelle  unverträgliches  Contraetsverhältniss  tritt  oder  sich  ab- 
sichtlich einer  wesentlichen  Verletzung  der  Interessen  der  Gesellschaft 
schuldig  macht. 

In  diesem  Falle  hat  der  Verwaitungsrath  gleichzeitig  eine  Generalver- 
sammlung einzuberufen,  welche  Uber  die  definitive  Enthebung  dieses  Mit- 
gliedes zu  entscheiden  hat.  Zur  Giltigkeit  eines  derartigen  Beschlusses  des 
Verwaltungsrathes  ist  erforderlich  ,  dass  in  der  betreffenden  Sitzung  min- 
destens y4  der  Mitglieder,  ohne  das  zu  enthebende,  anwesend  sind,  und 
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mindestens  */-  der  abgegebenen  Stimmen  sich  dafür  ausgesprochen  haben. 
Freiwilliger  Rücktritt  ist  den  Verwaltungsräthen  nach  vorheriger  dreimonat- 
licher Kündigung  gestattet. 

§.  23. 

Die  Erneuerung  des  Verwaltungsrathes  erfolgt  in  der  Weise,  dass  jede« 
zweite  Jahr  in  der  Generalversammlung  4,  bei  dem  vierten  derartigen  Turnus 
jedoch  nur  2  Mitglieder  ausscheiden  und  durch  Neuwahl  der  Generalver- 
sammlung ersetzt  werden. 

Um  diesen  Turnus  mit  den.  auf  Grund  des  Statuts  vom  10.  Deeember 
1867  getroffenen  Wahlen  in  Einklang  zn  bringen,  wird  festgesetzt,  dass  die 
in  den  Jahren  1866,  1868  und  1870  gewählten  Verwaltungsräthe  mit  der 
Generalversammlung  der  Jahre  1872,  bez.  1874  und  1876  die  in  der  Ge- 
neralversammlung vom  20.  December  1871  behufs  Vermehrung  der  Zahl  der 
Verwaltungsräthe  auf  14  erwählten  2  Mitglieder  aber  in  der  Generalver- 
sammlung des  Jahres  1878  ausscheiden. 

Die  in  §.  21  bestimmte  achtjährige  Fnnctionsdauer  tritt  zum  ersten 
Male  bei  den,  in  der  Generalversammlung  des  Jahres  1872  zu  wählenden 
4  Mitgliedern  in  Geltung. 

§.  24. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  muss  mindestens  25  Actien 
eigentümlich  besitzen.  Diese  Actien  werden  bei  der  Gesellschaft  hinterlegt 
und  bleiben,  so  lange  die  Functionen  des  betreffenden  Verwaltungsrathes 
dauern,  unübertragbar  und  unveräusserlich. 

§.  25. 

Der  Verwaltungsrath  erwählt  jährlich  unmittelbar  nach  jeder  ordent- 
lichen Generalversammlung  aus  seiner  Mitte  den  Präsidenten  und  Viceprä 
sidenten.  Jeder  derselben  ist  wieder  wählbar.  Bei  gleichzeitiger  Abwesen- 
heit beider  Präsidenten  betraut  der  Verwaltungsrath  eines  seiner  Mitglieder 
mit  dem  Amte  des  Vorsitzenden. 

§.  26. 

Wird  die  Stelle  eines  Verwaltungrathes  in  aussergewühnlicher  Weise 
erledigt,  so  wird  dieselbe  von  dem  Verwaltungsräthe  selbst  wieder  besetzt. 

Das  zur  Ergänzung  gewählte  Mitglied  scheidet  an  dem  Termine 
aus,  an  welchem  die  Functionen  seines  Vorgängers  aufgehört  haben 
würden. 
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§•  27. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  Ersatz  fUr  Reisekosten 
und  für  andere  durch  ihre  Functionen  veranlasste  Auslagen,  sowie  einen 
Antheil  am  jährlichen  Reingewinne.  (§.  53.) 

§•  28. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  Prag  oder  in  einem  an  der 
Hahn  gelegenen  Orte,  auf  Einladung  des  Präsidenten,  so  oft  das  Interesse 
der  Gesellschaft  es  erfordert  oder  drei  Verwaltungsräthe  es  beantragen, 
zum  wenigsten  aber  einmal  in  drei  Monaten. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst,  bei 
Gleichheit  der  Stimmen  gilt  jene  Meinung  als  Beschluss,  für  welche  der  Vor- 
sitzende gestimmt  hat. 

Kommen  persönliche  Angelegenheiten  eines  Mitgliedes  zur  Verhand- 
lung, so  ist  dasselbe  davon  ausgeschlossen. 

Zur  Giltigkeit  der  Verhandlungen  ist  die  Anwesenheit  von  mindestens 
der  Hälfte  der  im  §.  20  statutenmässig  festgesetzten  Verwaltungsräthe  er- 
forderlich. 

§•  29. 

Eine  Stellvertretung  im  Verwaltungsräthe  ist  nicht  zulässig. 

§.  30. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen,  welches  der  Vorsitzende  und  wenigstens  zwei  anwesende  Mit- 
glieder unterfertigen;  Abschriften  oder  Auszüge  aus  dem  Protokolle  müssen, 
um  Beweiskraft  zu  haben,  von  dem  Präsidenten  oder  dessen  Stellvertreter 
und  von  einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  unterfertigt  sein. 

§.  31. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vertreter  der  Gesellschaft  (Art.  231,  232 
des  Handelsgesetzbuches);  er  repräsentirt  sie  nach  Aussen  und  fasst  im 
Namen  derselben  bindende  Beschlüsse  in  allen  Angelegenheiten,  welche 
nicht  der  Generalversammlung  ausdrücklich  vorbehalten  sind. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sind  für  ihre  Amtsführung  gleich 
jedem  andern  Bevollmächtigten  verantwortlich. 

§•  32. 

Der  Verwaltungsrath  ist  berechtigt,  die  ihm  zugewiesenen  Geschäfte 
innerhalb  bestimmter  Gränzen  für  einzelne  Fälle  durch  besondere  Vollmacht 


Digitized  by  Google 


At.ssijr-Tei.MUer  Ri«nb»hn-fiea««llsch«ft.  *  1  * 

auf  einzelne  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  oder  der  Directum  zu  Uber- 
tragen. 

IV.  Abschnitt. 

Directum. 

§.  .«3. 

Zur  Ausführung  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  und  zur  spe- 
ciellen  Führung  der  Geschäfte  ernennt  der  Verwaltungsrath  eine  Direction. 
Dieselbe  ist  auf  die  ihr  von  dein  Verwaltungsrathe  zugewieseneu  Befugnisse 
beschränkt  und  an  die  von  ihm  zu  empfangenden  Instructionen  gebunden. 


V.  Abschnitt 

Generalversammlung  der  Actionäre. 
§.  34. 

Die  ordnungsmässig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die  Ge- 
sammtheit  der  Actionäre. 

§.  35. 

An  der  Generalversammlung  Theil  zu  nehmen,  ist  jeder  Actionär  be- 
rechtigt, welcher  wenigstens  10  Actieu  besitzt.  Vertretung  ist  nur  durch 
andere,  nach  §.  38  stimmberechtigte  Actionäre  zulässig. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit der  Anwesenden. 

§.  36. 

Die  Einberufung  der  Generalversammlung  geschieht  vom  Verwaltungs- 
rathe jedesmal  durch  eine  Kundmachung,  welche  wenigstens  vier  Wochen 
vor  dem  Zusammentritte  auf  die  im  6  angeführte  Weise  veröffentlicht 
wird. 

In  diese  Einberufung  ist  das  Programm  der  Generalversammlung  auf- 
zunehmen. 

37. 

Je  zehn  Actien  geben  das  Recht  auf  Eine  Stimme.  Kein  Actionär  kann 
jedoch  mit  Einrechnung  der  ihm  übertragenen  Vertretungen  mehr  als  40 
Stimmen  in  sich  vereinigen. 
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g.  38. 

Die  Actionäre  müssen,  um  ihr  Stimmrecht  in  der  Generalversammlung 
ausüben  zu  können,  ihre  Actien  wenigstens  acht  Tage  vor  dem  Zusammen- 
tritt derselben  am  Sitze  der  Gesellschaft  oder  bei  den  vom  Verwaltungsrathe 
in  der  Einladung  zur  Generalversammlung  zu  bezeichnenden  Orten  nieder- 
legen. 

Sie  erhalten  sodann  eine  auf  den  Namen  lautende  Legitimationskarte, 
welche  die  Zahl  der  hinterlegten  Actien  und  der  darnach  auf  dieselben  ent- 
fallenden Stimmenzahl  ausweist. 

§.  39. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  einmal  im  Jahre  und  zwar 
spätestens  im  Monat  Mai  in  Teplitz  oder  Prag  zusammen. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  finden  statt,  so  oft  es  dei 
Verwaltungsrath  für  förderlich  erachtet,  oder  20  Actionäre,  deren  Acti«  n 
zusammen  ein  Zehntel  der  im  Umlaufe  befindlichen  Actien  unter  Deponiruiifi 
ihrer  Actien  im  Sinne  des  §.  38,  darauf  beim  Verwaltungsrathe  in  einer  von 
ihnen  unterzeichneten  Eingabe  unter  Angabe  des  Zweckes  und  der  Gründe 
antragen. 

§.  40. 

Die  Generalversammlung  ist  in  der  Kegel  beschlussfähig,  wenn  di< 
Actionäre  den  zehnten  Theil  der,  im  Umlauf  befindlichen  Actien  repräsen 
tiren. 

Nur  wenn  es  sich  um  eine  der,  in  §.  44  sub  6,  7,  8,  0  bezeichnete)! 
Angelegenheiten  handelt,  ist  die  Vertretung  der  Hälfte  der,  in  Umlauf  befind 
liehen  vollgezahlten  Actien,  und  Uberdiess  die  Zustimmung  von  «/,  der,  bei 
der  Generalversammlung  abgegebenen  Stimmen  nothwendig. 

§.  41. 

Kommt  eine  beschlussfähige  Generalversammlung  nicht  zu  Stande,  so 
ist  eine  neuerliche  Versammlung  unter  Bezugnahme  auf  die  Bestimmungen 
dieses  Paragraphes,  jedoch  unter  Festsetzung  einer  nur  vierzehntägigen 
Frist  einzuberufen,  in  welcher  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  vertretenen 
Actien,  jedoch  nur  über  solche  Gegenstände  Beschlüsse  gefasst  werden 
können,  welche  bereits  zur  Tagesordnung  der  ersten  Versammlung  gehörteu. 

Die  §.  40  am  Schluss  getroffene  Bestimmung  Uber  das  Erforderniss 
der  Zweidrittelmajorität  gilt  auch  für  diese  zweite  Generalversammlung. 

§.  42. 

Den  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  führt  einer  der  Präsidenten 
des  Verwaltungsrathes  oder  bei  deren  Verhinderung  ein  anderes  von  dem 
Verwaltungsrathe  zu  wählendes  Mitglied  desselben. 
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§•  43. 

Alle  Wahlen  erfolgen  mit  Stimmzettel  durch  absolute  Mehrheit,  bei 
.Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden.  Kommt  beim 
ersten  Wahlgange  eine  absolute  Majorität  nicht  zu  Stande,  so  tritt  die  engere 
Wahl  zwischen  den  zwei,  welche  die  meisten,  oder  denjenigen,  welche  die 
gleichmeisten  Stimmen  erhalten  haben,  ein;  die  Wahl  der  Kechuungs-Revi- 
soren  durch  Acclamatiou  ist  zulassig. 

§.44. 

Der  Generalversammlung  werden  der  Geschäftsbericht  und  der  Ab- 
sehluss  der  Jahrcsrechnungen ,  welche  den  stimmberechtigten  Actionären 
wenigstens  3  Tage  vor  der  Generalversammlung  an  den  Anmeldestellen 
(£.  38)  zur  VeifÜgung  zu  stellen  sind,  vorgetragen. 

Der  Beschluss  der  Generalversammlung  ist  erforderlich: 

1.  Zur  Wahl  der  Mitglieder  des  VerwaltungKrathes  und  der  Rechnungs- 
Revisoren; 

2.  zur  Genehmigung  der  Jahresrechnung; 

3.  zur  Feststellung  der  jährlichen  Dividende  und  der  Quoten  für  den 
Tilgungs-,  Reserve-,  Erncucrungs-  und  Pensionsfond ; 

4.  zur  Vermehrung  des  Gesellschaftscapitals  und  zur  Aufnahme  von  An- 
lehen ; 

5.  zum  Bau  von  Zweig-  und  Flügelbahnen ,  welche  die  Länge  von  1 
Meilen  überschreiten ; 

6.  zur  Ausdehnung  der  Geschäfte  der  Gesellschaft  über  die  in  §.  4  be- 
stimmten Gränzen  ; 

7.  zur  theilweisen  oder  gänzlichen  Veräusserung  der  Eisenbahn  und  Ver- 
pachtung des  Eisenbahnbetriebes; 

8.  zu  Aenderungen  dieser  Statuten  ; 

9.  zur  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  Privilegiumsdauer. 

Zur  Giltigkcit  der  Beschlüsse  über  die  unter  4,  5,  6,  7,  8  und  9  be- 
zeichneten Gegenstände  ist  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  ein- 
zuholen. 

§•  45. 

Die  statutenmässigen  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind  für 
alle  Actionäre  rechtsverbindlich. 

§.  46. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  zwei  von  ihm  zu  bezeichnen - 
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den  Mitgliedern  der  Generalversammlung  und  dem,  von  ihm  ernannten 
Schriftführer  zu  unterzeichnen  ist. 

Dem  Original  Protokolle  ist  das  Verzeichniss  der  nach  Ausweis  der  Le- 
gitimationskarten vertretenen  Acticn  beizulegen. 

Abschriften  und  Auszüge  der  Protokolle  sind  von  dem  Vorsitzenden, 
einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathea  und  dem  Schriftführer  zu  beglaubigen. 

Der  Absehluss  der  Jahresreclmung,  der  Geschäftsbericht  und  ein  Pro- 
tokollauszug der  Generalversammlung  worden  für  die  Actionäre  durch  den 
Druck  bekannt  gemacht. 

VI.  Abschnitt 

Ke  visionsauBSchuse. 
§•  47. 

Behufs  der  Prüfuug  undAdjustirung  der  gesellschaftlichen  Rechnungen 
für  das  abgelaufene  Jahr  wählt  die  jeweilige  ordentliche  Generalversamm- 
lung aus  den  stimmberechtigten  Actionären,  mit  Ausnahme  der  Mitglieder 
des  Verwaltnngsrathes  und  der  durch  §.  22  von  der  Wahl  zu  Verwaltungs- 
räthen  ausgeschlossenen  Personen,  den  aus  3  Mitgliedern  und  2  Ersatz- 
männern bestehenden  Revision  s-Ausschuss. 

§.  48. 

Der  Revisions  -  Ausschuss   hat  die   Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen,  über  vorkommemde  Anstände  und  Hedenken 
von  den  Rcchnungslegern  im  kürzesten  Wege  mündliche  oder  schriftliche 
Aufklärungen  und  Erläuterungen  abzuverlangen  und  den  Schlussbefuud  der 
nächsten  Generalversammlung  vorzulegen. 

VII.  Abschnitt. 

Erträgnise. 

Der  Reehnungsabschluss  findet  am  31.  December  jeden  Jahres  statt. 
Der  nach  Abzug  der  Betriebs-  und  Erhalt  ungskosten  und  der  Erfordernisse 
der  Anleihen  der  Gesellschaft  übrig  bleibende  Betrag  bildet  den  Gewinn  des 
Unternehmens,  welcher  in  nachfolgender  Weise  verwendet  wird. 

§.  50. 

Zunächst  wird  von  demselben  die  Tilguugsquote  für  den  zur  Amorti- 
sation der  Actien  dienenden  Fonds  bestritten. 
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Die  Tilgung  der  Aetien  erfolgt  vom  Jahre  1859  beginnend,  innerhalb 
der  Dauer  der  a.  h.  Coneessionen  nach  einem  von  der  Generalversammlung 
mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  festgesetzten  Amortisationsplane. 

Dem  Tilgungsfonde  wird  zu  diesem  Ende  eine  zn  dem  Nominalcapitalc 
der  Actien  im  richtigen  Verhältnisse  stehende  Tilgungsqnote,  ausserdem  der 
auf  die  bereits  eingelösten  Aetien  nach  §.  53  entfallende  Dividenden-An- 
theil,  soweit  er  5«/0  pr.  Actie  nicht  übersteigt,  aus  dem  Gewinne  Uber- 
wiesen. 

§.  51. 

Die  zu  tilgenden  Actien  werden  durch  Verlosung  bestimmt,  die  jährlich 
zu  der  Zeit  und  auf  die  Art,  welche  der  Verwaltungsrath  festsetzt,  öffentlich 
stattfindet.  Die  Nummern  der  gezogenen  Actien  werden  stntutenmässig  (4>.  6) 
kundgemacht.  Den  Besitzern  der  verlosten  Actien  wird  am  1.  Juli  des  Ver- 
losungsjahres das  wirklich  eingezahlte  Acticncapital  nebst  der  letztfälligen 
und  den  etwa  noch  unbeholfenen  und  nicht  verjährten  Dividenden  in  Harem 
ausgezahlt  und  ihre  ursprünglichen  Actien  samint  den  dazu  gehörigen  noch 
nicht  verfallenen  Dividenden  Coupons  nebst  Talons  werden  gegen  besondere 
auf  den  Üeberbringer  lautende,  mit  Coupons  und  Talons  versehene  Genuss- 
scheine in  der  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Form  umgewechselt. 
Den  Besitzern  dieser  Genussscheine  steht  gegen  die  Gesellschaft  kein  weiterer 
Anspruch  auf  die  zurückgezahlten  Aetien-Einlagen  zu.  Bezüglich  des  Ge- 
winnes gebührt  ihnen  nur  ein  Antheil  an  der  Dividende,  welche  nach  Aus- 
zahlung von  5%  der  Actieneinlage  an  die  Besitzer  der  nicht  getilgten  Actien 
nach  §  53  etwa  noch  zur  Vcrtheilung  gelangt. 

Von  diesen  Genussscheinen  werden  je  zwei  Stück  in  Bezug  zur  Theil- 
nahme  an  der  Generalversammlung  und  bei  Erlegung  der  in  §.  24  für  den 
Verwaltungsrath  vorgeschriebenen  Einlage  einer  Actie  gleichgestellt. 

§.  52. 

Nach  Abzug  der  Quote  für  den  Tilgungsfond  werden  vom  Reingewinne 
mindestens  4«/0  dem  Reservefond  zugewiesen. 

Wenn  der  Reservefond  den  Beirag  von  10%  des  eingezahlten  Actien- 
capitales  erreicht,  kann  die  Zurückleguug  in  denselben  vermindert  oder  auch 
ganz  unterlassen  werden.  Dieselbe  hat  wieder  stattzufinden,  sobald  der 
Reservefond  unter  den  obigen  Betrag  herabsinkt. 

§.  53. 

Von  dem  nach  Abzug  der  Quote  für  den  Tilgungsfond  und  Reservefond 
erübrigenden  Reingewinne  kann  ein  Theil  auf  Vorschlag  des  Verwaltungs- 
rathes  dem  Pensionsfonde  und  dem  Krneuerungsfonde  zugewiesen  werden. 

27* 
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Von  dem  nach  Abzug  der,  dem  Tilgungs-,  Reserve-  und  eventuell  Pensions- 
und  Erneuerungsfondo  zugewiesenen  Beträge  verbleibenden  Reingewinn 
sind  zunächst  5°/0  des  Nominalbetrages  der  nicht  verlosten  Actien  an  die 
Actien-Inhaher  zur  Vertheiluug  zu  bringen. 

Von  dem  noch  erübrigenden  l'eberschusse  erhält  der  Venvaltungsrath 
5"  0  als  Tantieme.  Der  noch  verbleibende  Rest  des  Reingewinnes  kommt 
unter  angemessener  Abrundung  nach  dem  von  der  Generalversammlung 
diessfalls  gefassten  Beschlüsse  zur  gleichmässigen  Vertheiluug  an  die 
Actionäre  und  Genussschein-Inhaber. 

§.  54. 

Der  Gewinnanthcil  der  Actionäre  und  der  Gcnusssehcin-Inhaber  wird 
am  1.  Juli  des  auf  den  Rcchnungsabschluss  folgenden  Jahres  gegen  Ablie 
ferung  des  betreffenden  Coupons  am  Sitze  der  Gesellschaft  und  an  den  von 
ihr  zu  bezeichnenden  Zahlungsorten  ausgezahlt. 

§.  5f>. 

Alle  Zinsen  und  Dividenden,  die  nicht  innerhalb  fünf  Jahren  nach  der 
Verfallzeit  erhoben  werden,  verfallen  zu  Gunsten  der  Gesellschaft. 

NchluMabeNtiimiiiiugcn. 

§.  56. 

Bei  Auflösung  der  Gesellschaft  beschliesst  die  Generalversammlung 
über  die  Art  und  Weise  «1er  Liquidirung  des  Gesellschaftsvermögens,  wobei 
die  Vertheilung  des  derselben  verbleibenden  Vermögens  dergestalt  zu  ge- 
schehen hat,  dass  den  noch  existirenden  Actionäreu  in  erster  Reihe  das  ein- 
gezahlte Capital  zurückgestellt  und  sodann  der  l/eberrest  an  dieselben  und 
an  die  Inhaber  der  früher  ertheilten  Genusssoheine  gleieh  veitheilt  wird. 

57. 

Die  Staatsverwaltung  wird  das  ihr  zustehende  Aufsichtsrecht  durch 
einen  zu  bestellenden  1.  f.  Commissär  ausüben  lassen;  demselben  bleibt  es 
vorbehalten,  in  die  Gebarung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen. 

Er  hat  darauf  zu  sehen,  dass  die  Gesellschaft  die  Gränzen  der  Con- 
ecssion  nicht  überschreite  und  die  Bestimmungen  der  Statuten,  sowie  der 
allgemeinen  Vorschriften  beachte. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  sich  um  eine  Stelle  bewerbenden 
und  dazu  geeigneten  Militärs  nach  Massgabe  der  kais.  Verordnung  vom 
19.  Deccmber  1853  vor  anderen  Bewerbern  zu  berücksichtigen. 

Prag,  am  18.  Mai  1872. 
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2. 

Fortsetzung  des  Verzeichnisses  der  genehmigten  Zweigbahnen. 

(Anhang  zu  Doe.  I  und  III.    Vgl.  III.  Band  dieser  Sammlung.  Aussig- 

Teplitzer  E.  B.  G.  1.) 

26.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 
25.  Juli  1871,  Z.  34.814,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsmini- 
steriums vom  24.  Juni  1871,  Z.  11.352  —  2804  für  eine  Kohlenschleppbahn 
von  der  Hauptbahn  zwischen  den  Stationen  Tarmitz  und  Schönfeld  bei 
Profil  Nr.  57  zu  den  in  der  Gemeinde  Schönfeld  gelegenen  Kohlenwerken 
Florian- Wenzl,  Glückauf  und  Josefszeche. 

27.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 
Ii).  September  1871,  Z.  44.922,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsmini- 
steriums vom  17.  und  19.  August  1871,  Z.  13796—3380  und  14057  —  3429 
für  folgende  Kohlenschleppbahnen : 

1.  Zwischen  der  grün*.  Westphalen'sehen  Walpurga-Zcehc  und  der 
Herbitzer  Zweigbahn. 

2.  Zwischen  der  Johanni-  und  Francisci-Zeche  von  Kitsche  l  &  Comp, 
und  der  zum  Bail-Schachte  führenden  Zweigbahn. 

3.  Vom  Stationsplatze  Mariaschein  zum  neuen  Doblhof-Schachte  des 
Grafen  Westphalen  und  zur  Verbindung  mit  der  Serbitzer  Flügelbahn. 

28.  Von  der  k.  k.  Statthaltern  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 
13.  September  1871,  Z.  43.880  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsmini- 
steriums vom  25.  August  1871,  Z.  15,244—3713  für  eine  Schleppbahn  von 
der  Station  Settenz  zur  Teplitzer  Maschinenwerkstätte. 

29.  Von  der  k.  k.  Statthaltern  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 
24.  October  1871,  Z.  5148  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsmini- 
steriums vom  28.  September  1871,  Z.  18.921  —  4611  für  eine  Flügelbahu 
v  on  der  Station  Brüx  zum  Mariahilf-Kohlenschachte  und  zur  Brüxer  Zucker- 
fabrik mit  einer  Abzweigung  zum  Theresien  Förderschachte  bei  Brüx. 

30.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom  7.  No- 
vember 1871,  Z.  52598  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
vom  17.  October  1871,  Z.  20.640—5103  für  eine  Kohlenschleppbahn  von 
der  Station  Wurzmes  zu  dem  Aurora-Schachte  des  Carl  Frauen  lob. 

31.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  fürBöhmen  mit  dem  Erlasse  vom  13.  No- 
vember 1871,  Z.  54.281  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
vom  21.  October  1871,   Z.  18.715—4577  und  20.048-4933  für  eine 
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Scbleppbahn  von  Profil  26/27  des  Dux-Schwazer  Flügels  zu  der  Stefan  i- 
Zeche  bei  Hostomitz  und  zur  Fortsetzung  des  Dux-Schwazer  Flügels  bis  zum 
Marien-Schachte  bei  Schwaz. 

32.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom  4.  De- 
cember  1871,  Z.  58.459  Uber  Ermächtigung  dos  k.  k.  Handelsministeriums 
vom  15.  November  1871,  Z.  21.183 — 5206  für  eine  Schleppbahn  von 
Profil  Nr.  17  der  Ullersdorfer  Zweigbahn  zur  Carl  Josepha-Zeche  des  August 
Tsciii  nkel  &  Sohne  bei  Katzendorf  mit  einer  Abzweigung  zum  Prokopi- 
Schachte  der  Teplitzer  Collcrie-Company-limited. 

33.  Vom  k.  k.  Handelsministerium  mit  dem  Erlasse  vom  7.  Februar 
1872,  Z.  26.730-6591  ex  1871  für  eine  Scbleppbahn  von  Profil  Nr.  34 
der  Hauptbahn  nächst  Aussig  zu  den  Kohlenwerken  bei  Prödlitz,  Herbitz 
und  Arbesau  und  ( für  die  von  derselben  abzweigende  Geleise-Verbindung  zu 
den  Kohleuschächten  von  Bail,  Russler  und  Ritechel. 

34.  Vom  k.  k.  Handelsministerium  mit  dem  Erlasse  vom  15.  März  1872. 
Z.  26.721 — 6582  ex  1871  zur  Anlage  einer  an  die  bestehende  Abzweigung 
von  dem  Dux-Schwazer  Flügel  zu  den  Ehiig'schen  Kohlcnwerken  bei  Ho- 
stomitz anschliessenden  Schleppbahn  von  der  Station  Dux  (Profil  Nr.  289) 
zu  den  gräflich  Waldstein'schen  Kohlen  werken  bei  Schellenkeu. 

35.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 
18.  März  1872,  Z.  13.756  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers 
vom  7.  Februar  1872,  Z.  27.028  -6668  ex  1871  für  eine  Schleppbahn  von 
der  Hauptlinic  zu  dem  Förderschachte  Nr.  4  der  Brittania-Kohlengewerk- 
schatt  in  Graupen. 

36.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 
26.  März  1872,  Z.  14.400  Uber  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers 
vom  29.  Februar  1872,  Z.  3212  —  761  für  eine  Kohlenschleppbahn  von  dem 
Stationsplatze  Udwitz-Görkau  zum  Förderschachte  der  Dux-Brux  Kommo- 
tauer  Braunkohlen-Bergbau- Gesellschaft. 

37.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 
14.  April  1872,  Z.  18.387  Uber  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers 
vom  18.  März  1872,  Z.  4638  —  1084  für  eine  Schleppbahn  von  der  Station 
Holtachitz-Seestadti  zum  Huberti-Schaehte  des  S.  R.  Eaton. 

38.  Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  Teplitz  vom 
26.  Mai  1872,  Z.  3961  in  Vertretung  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  über 
Ermächtigung  des  k.k. Handelsministers  vom  3.üecember  1871,  Z. 22. 726-5625 
fUr  eine  weitere  Verlängerung  der  bereits  bis  zum  fürsterzbischöflichen 
Marien-Schachte  bei  Schwaz  fortgesetzten  Dux-Schwazer  Zweigbahn  bis  zu 
dem  auf  der  Feldparcelle  Nr.  155  gelegenen  Kohlcnfelde  des  Fürsten 
Schwarzenberg. 
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39.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 
13.  Juli  1872,  Z.  34.837  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Haudclsministers 
vom  27.  Mai  1872,  Z.  10690—2543  für  Ladegleise,  ausmündend  aus  der 
Serbitzer  Flügelbahn  zu  den  fürstlich  Clary'schen  Kohlenfürderschächten 
Carl  in  der  Gemeinde  Turn  und  Franz  Anton  in  der  Gemeinde  Serbitz. 

40   Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 

26.  Juli  1872,  Z.  37.268  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers 
vom  6.  Juni  1872,  Z.  12.612  —  2068  für  Schleppbahnen  aus  der  Hauptbahn 
zum  Carolinen-Schachte  und  zum  Kunstförderschachte  der  Brüxer-Kohlen- 
bergbau-Gesellschaft auf  Parcelle  127  nächst  der  Haltestelle  Tschausch. 

41.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 

27.  Juli  1872.  Z.  37.360  über  Ermächtigung  dos  k.  k.  Handelsministers 
vom  23.  Juni  1872,  Z.  14.638—3406  für  eine  Schleppbahn  vom  Stations- 
platze Udwitz-Görkau  zu  dem  Kohlenwerke  der  Dux-Brttxer-Kommotauer 
Bergbau-Actiengesellsehaft. 

42.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 
27.  Juli  1872,  Z.  37.451  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers 
vom  3.  Juli  1872,  Z.  10.772-2550  für  eine  Schleppbahn  in  Profil  Nr.  0. 
26 — 0.27  zu  dem  Förderschachte  der  Dux-Brüx-Kommotauer  Bergbau- 
Actiengesellschaft  bei  Strimitz. 

43.  Vom  k.  k.  Handelsminister  mit  dem  Erlasse  vom  8.  August  1872, 
Z.  15.620  —  3614  für  eine  Schleppbahn  von  der  Station  Aussig  zur  Fabriks- 
anlage der  österreichischen  Glashüttengesellschaft. 

44.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 
20.  August  1872,  Z.  40.901  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers 
vom  27.  Mai  1872,  Z.  8442  für  eine  Schleppbahn  von  Profil  Nr.  6—7  der 
Modlaner  Zweigbahn  zum  Teutonia-Kohlenschachte  bei  Senseln. 


3. 

Elias*  des  k.  k.  Handelsministers  vom  21.  Jänner  1872, 

Z.  3612, 

an  den  Verwiiltuogsrath  der  k.  k.  priv.  AIIMif-TeptitMr  EisenUhn-Cesellschnft. 

betreffend  die  Uebernahme  der  Conression  zum  Baue  und  Retriebe  einer  I.ocomotiv-Kisenbahn 

von  Rilin  durch  das  Bieia-Thal  naih  Aussig. 

Mit  Bezug  auf  den  zufolge  der  Eingabe  vom  31.  December  1871, 
Nr.  14.090,  zu  meiner  Kenntniss  gebrachten  Beschlusg  der  am  20.  December 
1871  abgehaltenen  ausserordentlichen  Generalversammlung  der  Actionäre, 
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wornach  der  Verwaltungsrath  ermächtiget  wurde,  die  Conccssion  flir  die 
Biela-Thal-Bahn  mit  den  von  der  Aussig-Teplitzer-Eisenbahn-Gesellschaft 
erbetenen  Modificationen  für  die  genannte  Gesellschaft  zu  erwerben  und  dio 
diessfälligen  Vereinbarungen  endgiltig  zum  Abschlüsse  zu  bringen,  ertheile 
ich  Namens  der  Staatsverwaltung  im  Sinne  des  Erlasses  vom  28.  November 
1871,  Z.  24.350—6006  und  auf  Grund  der  unter  dem  20.  November  1871 
erhaltenen  Allerhöchsten  Ermächtigung  meine  Zustimmung,  dass  die  am 
25.  Juni  1870*)  dem  Grosshandlungshanse  Johann  Liebig  &  Comp,  or- 
theilte Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiv-Eisenbahn  von 
Bilin  durch  das  Biela-Thal  nach  Aussig  mit  einer  Schlcppbahn  zur  Elbe  von 
den  Coneessionärcn  an  die  priv.  Aussig-Teplitzer  Eisenbahn- Gesellschaft 
mit  der  Abänderung  übertragen  wird,  dass  die  Einmündung  der  Biela-Thal- 
Bahn  in  der  Aussig-Teplitzer  Bahn  statt  in  Aussig  bei  Ttirmitz  zu  erfolgen 
hat  und  die  neue  Eisenbahn  von  Bilin  durch  das  Biela-Thal  nach  Türmitz 
spätestens  gleichzeitig  mit  der  in  Aussig  anschliessenden  Strecke  der  oster 
reichischen  Nonlwestbahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergaben  ist. 

Indem  hiernach  die  aus  der  Allerhöchsten  Concessions-Urkunde  vom 
25.  Juni  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  98,  folgenden  Rechte  und  Verpflichtungen  mit 
der  vorstehenden  Abänderung  von  den  Concessionärcn  an  die  priv.  Aussig- 
Teplitzer  Eisenbahn-Gesellschaft  übergehen,  in  welcher  Beziehung  ich  das 
mit  der  eitirten  Eingabe  vorgelegte,  in  Durchführung  des  Präliminar- 
Vertrages  vom  10.  September  1871  abgeschlossene  protokollarische  Ueber- 
einkommen  vom  20.  December  1871  zur  Kenntniss  nehme,  behalte  ich  mir 
die  Entscheidung  über  die  Angemessenheit  des  zum  Baue  und  zur  Instruirung 
der  Biela-Thal-Bahn  zu  verwendenden  Capitalsbetrages  im  Sinne  des 
13  der  eitirten  Allerhöchsten  Concessions-Urkunde  für  jenen  Zeitpunct 
bevor,  in  welchem  die  Ausführungsmodalitäten  des  nunmehr  modificirten 
Projectes  auf  Grund  des  diessfalls  vorzulegenden  Behelfe  festgestellt  sein 
werden. 

Ich  fordere  demnach  den  Vcrwaltungsrath  auf,  mir  das  entsprechend 
umgeänderte  Project  nebst  Kosteiivoransehlägen  unverweilt  vorzulegen,  und 
setze  von  dem  Inhalte  des  vorstehenden  Erlasses  unter  Einem  die  früheren 
Concessionäre  der  Biela-Thal-Bahn.  Johann  Liebig  &  Comp.,  in  Kenntniss. 

Wien,  am  21.  Jänner  1872. 

Banhnn«  m.  p. 


*)  Vgl.  die  Conce9*ion«-Urkunde  vom  2:;.  Juni  1870  im  2.  Binde,  2.  Ahth  ..  Bielathalbahn 
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K.  K.  priv.  Turnau-Kralup-Prager  Eisenbahn-Gesellschaft 

l. 

Anmerkung  zur  ('oncessions-Urkiimle  vom  28.  August  1863, 

R.  G.  Bl.  Nr.  89, 

für  die  Balm  von  Tornau  nach  Kralup  (vgl.  II.  Bd.  2.  Abth.,  Turnau-Kralop- 

Prager  B.  B.  0.  I). 

Zu  §.  6. 

Die  Betriebs-Eröflhnng  der  Eisenbahn  von  Tornau  nach  Kralup  er- 
folgte am  16.  Oetober  1865. 


Anmerkung  zur  (oncessions-Urkunde  vom  20.  August  1800, 

R.  G.  Bl.  Nr.  NU, 

für  die  Eisenbahn  von  Neratowitz  nach  Prag  (II.  Bd.,  2.  Abth.,  Turnau- 
Kralup-Prager  E.  B.  G.  II). 

Zu  §.  5.  b). 

Die  Betriebs  -  Eröffnung  der  Strecke  Neratowitz  Prag  erfolgte  am 
28.  Oetober  1872. 


3. 

Concession  zum  Bau  und  Betriebe  einer  Flügelbahn  zur  Zucker- 
fabrik in  Jungbunzlau. 

Der  Gesellschaft  wurde  mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  Statthaltcrei  für 
Böhmen  vom  28.  September  1871,  Z  46484,  Uber  Ermächtigung  des  k.  k. 
Handelsministeriums  vom  11.  September  1871,  Z.  16596-4061  die  Bewil- 
ligung zum  Bau  und  Betriebe  einer  Flügelbahn  von  der  Station  Jungbunzlau 
zu  der  dortigen  Zuckerfabrik  ertheilt. 
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K.  K.  priv.  Böhmische  Nordbahn-Gresellschaft. 

l. 

Concessioiis-Urkunde  vom  9.  September  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  121 

und  C.  Bl.  Nr.  88, 

für  die  Ac  iensesellschaft  der  böhmischen  Nordhahn  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Loconiotit- 
Kisenbahn  von  Rumburg  nach  Schluckenau,  eventuell  bis  an  die  l.andesijränze  segen  Bautzen 
zum  Anschlüsse  an  die  königlich  sächsiche  Staatsbahn. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste .  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich. 
Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dalmatien,  Croatien, 
Slavonien,  Galizien,  Lodomerien  und  Illyrien;  Erzherzog  von  Oesterreich; 
Grossherzog  von  Krakau,  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  Steyer,  Kärnthen. 
Krain ,  Bukowina,  Ober-  und  Niederschlesicn ;  Grossfiirst  von  Sieben- 
bürgen; Markgraf  von  Mähren;  gefilrsteter  Graf  von  Habsburg  und  Tirol 

etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Aetiengesellschaft  der  böhmischen  Nordbahn  die  Bitte 
um  die  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiv-Eisenbahn  von 
Rumburg  nach  Schluckenau,  eventuell  mit  der  Fortsetzung  gegen  Bautzen 
gestellt  hat,  so  rinden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit 
des  Unternehmens  der  genannten  Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  79  *),  und  des  Eisenbahn- 
Coneessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  zu  er- 
theilen,  wie  folgt : 

§•  1. 

Wir  verleihen  der  Actiengescllschaft  der  böhmischen  Nordbahn  zum 
Behufe  der  Fortsetzung  der  böhmischen  Nordbahn  das  Recht  zum  Bau  und 
Betrieb  einer  Locomotiv-Eisenbahn  von  Rumburg  nach  Schluckenau,  even- 
tuell bis  an  die  Landesgränze  gegen  Bautzen  zum  Anschlüsse  an  die  kön. 
sächsische  Staatsbahn. 

*)  Vgl.  III.  IM.  dieser  Sam.hlH.i-.  Nachtrag.  Ilnh.niiche  Nordl.ahu  I. 
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Der  Bau  der  im      1  angeführten  Eisenbahnstrecke  von  Rumburg  nach 
Schluckenau,  welcher  im  Wege  der  Goncurrenz  hintanzugeben  ist,  mnss 
längstens  bis  Ende  des  Jahres  1872  vollendet  sein,  so  dass  diese  Streck»4 
bis  zu  diesem  Zeirpunetc   dem  Öffentlichen  Verkehre  übergeben  werden 
kann. 

Für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  hat  die  Aetiengescllsohaft  der 
böhmischen  Nordbahn  nach  Massgabe  des  besonders  ausgefertigten  Cautions- 
Instrumentes  eine  Caution  im  betrage  von  50.000  fl.  öaterr.  Währung 
geleistet. 

Im  Falle  der  Nichterfüllung  dieser  Verpflichtung  kann  diese  Caution 
als  verfallen  erklärt  werden. 

Die  ans  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acte  und  Urkunden  geniessen 
die  Gebühren-  und  Stämpelfreiheit. 

Die  Feststellungder  Hauzeit  für  die  Fortsetzungsstrecke  von  Schlucken« 
bis  zur  Landesgränze  bleibt  dorn  Abschlüsse  des  Staatsvertrages  mit  Sachsen 
in  Betreff  des  Anschlusses  in  Bautzen  vorbehalten. 

§.  3. 

Für  die  im  §.  1  erwähnte  Eisenbahnstrecke  der  Actiengesellschaft  der 
böhmischen  Nordbahn  werden  von  der  Staatsverwaltung  folgende  Begün- 
stigungen gewährt  : 

a)  Die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der 
Coupoii8-Stiinipelgebühren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa  durch 
künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  zwanzig 
Jahren ; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge.  Ein 
gaben  und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffun?, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruirnng  der  Bahn  bis  zum  Zeitpuncte  der 
Betriebseröffnung  ; 

c)  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  die  erste  Ausgabe 
der  Actien  und  Prioritäts-Obligationen,  mit  Einsehluss  der  Interim*- 
scheine,  sowie  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungs 
gebühr. 

Die  nach  Absatz  a:  gewährte  Befreiung  von  der  Einkommensteuer 
kann  in  der  Weise  ausgeführt  werden,  dass  die  Entrichtung  der  Einkommen- 
steuer für  die  böhmische  Nordbahn-Gescllschaft  nach  Massgabe  des  Verhält- 
nissos der  Meilcnlänge  der  bestehenden  Linie  zu  der  neuen  Strecke  statt- 
findet. 
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Die  Actien  gesellschaft  der  böhmischen  Nordbahn  ist  verpflichtet,  nach 
Herstellung  des  Anschlusses  ihrer  Linien  an  die  sächsischen  Dahnen  in  den 
<lrei  Richtungen  gegen  Zittau,  Lübau  und  Bautzen  eine  Locomotiv-Flügel- 
bahn  von  Schluckenau  bis  Wölmsdorf  zu  errichten  und  im  Betrieb  zu  er- 
halten. 

Der  Bau  dieser  Strecke  ist  binnen  sechs  Monaten,  von  eben  dein  be- 
zeichneten Zeitpuncte  an,  zu  beginnen  und  binnen  Einem  weiteren  Jahre  zu 
vollenden. 

Für  die  Eisenbahnstreeke  Schluckenau-Wölmsdorf  werden  der  Actien- 
gesellschnft  der  böhmischen  Nordbahn  ebenfalls  die  im  ij.  3  enthaltenen  Be- 
günstigungen zugestanden. 

§•  5- 

Sowohl  für  die  bestehende,  als  für  die  neue  Strecke  der  priv.  böhmi- 
schen Nordbahn  wird  der  Tarif  derart  festgesetzt,  dass  im  Allgemeinen  für 
Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit  nicht  mehr  als  3  Kreuzer  österr. 
Währung  per  Zollcentner  und  Meile  eingehoben  werden  dürfen. 

Ausnahmsweise  wird  der  Tarif  für  ermüssigte  Clausen  folgenderraassen 
festgestellt: 

Ermüssigte  Classe  A :  Getreide,  Salz.  Brenn-  und  Schnittholz,  Eisen 
und  Eisenfabrieate,  dann  Stahl  und  Stahlfabricate  2  Kreuzer  per  Zollcentner 
und  Meile; 

ermüssigte  Classe  B  bei  vollen  Wagenladungen :  Mineralkohlc,  Coaks, 
gepresster  Torf,  Erze,  Eisenflossen.  Kalk-  und  Bausteine  1-5  Kreuzer  per 
Zollcentner  und  Meile  für  die  ersten  10  Meilen,  und  1  Kreuzer  per  Zoll- 
centner und  Meile  für  alle  Entfernungen  über  10  Meilen. 

Als  Expeditioosgebühr  darf  für  alle  Güter  per  Zollcentner  der  Betrag  von 
2  Kreuzern  eingehoben  werden,  worin  die  Auf-  und  Abladegebühr  und 
allgemeine  Assecuranz  begriffen  ist.  Im  Falle  das  Auf-  und  Abladen  von  der 
Partei  besorgt  wird,  ist  die  Expeditionsgebühr  mit  15  Kreuzern  einzu- 
heben. 

Die  priv.  böhmische  Nordbahn  wird  ferner  verpflichtet,  die  concessious- 
mässigen  Tarifsätze  für  die  von  der  Bahnstation  Schluckenau  in  den  Haina- 
paeher Gerichtsbezirk,  und  zwar  in  die  Bezirke  der  dahin  gehörigen  Cafa- 
»tralgemeinden  Nieder-  und  Ober-Einsiedel  ,  Grafcnwalde  ,  Hainspach. 
Hemmehübel,  Hilgersdorf,  Lobendau,  Neudörfel,  Nixdorf,  Röhrsdorf,  Schönau, 
Wölmsdorf  und  Zeidlcr  abgehenden  Mineralkohlen  und  Coaks  um  20  Por- 
cent zu  ermässigen,  insolange  als  die  Flügelbahn  Schluckenau-Wölmsdorf 
nicht  in  Betrieb  gesetzt  ist. 
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§.6. 

Bezüglich  der  Transporte  und  Personen  des  k.  k.  Heeres  und  der  Mili- 
tär- und  Marine-AerarialgUter  hat  an  Stelle  des  im  §.  13  der  Concessions- 
Urkunde  vom  6.  Oetober  1865,  R.  G.  Bl.  Nr.  24  ex  1866.  bezogenen 
Uebereinkommen8  vom  10.  December  1860  das  mit  der  ausschliesslich  priv. 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  am  18.  Juni  1868*)  abgeschlossene  Teberein- 
komraen  Anwendung  zu  finden,  dessen  Bestimmungen  einen  integrirenden 
Bestandtheil  der  Coneessions-rrkunde  zu  bilden  haben. 

Diese  Bestimmungen  finden  aneh  auf  die  Landwehr  und  die  militärisch- 
organisirte  Finanz-  und  Sieherheitswache  Anwendung. 

Die  Aetiengesellschaft  der  böhmischen  Nordbahn  ist  ferner  verpflichtet, 
den  organischen  Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisen- 
hahn-Abtheilungen,  sowie  den  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen 
Nachtrags  rebereinkommen  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zu- 
stande auf  Rechnung  des  Militär- Aerars  zur  Beförderung  gelangenden 
Kranken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit  den 
Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  rebereinkommens  wegen  gegen- 
seitiger Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  MilitHrtransporte. 

Die  Aetiengesellschaft  der  böhmischen  Nordbahn  ist  ferner  verpflichtet, 
ausgediente  Unterofficiere  bei  Verleihung  von  Dienstposten  vorzugsweise  zu 
berücksichtigen. 

§•  7. 

Die  Dauer  der  Concession  wird  für  die  gesammte  böhmische  Nordbahn 
auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  Strecke 
Rumburg-Schluckenau,  festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  Strecke  Rumhurg-Schluckenau  fand  am  8.  Jänner  IS7.» 

statt. 

§.  8. 

Insoferne  in  dieser  Concessioiis-l'rkuude  nicht  etwas  Anderes  bestimmt 
wird,  haben  die  in  der  Coucessions-Urkunde  vom  6.  Oetober  1865  <R.  G.  Bl. 
Nr.  24  ex  1866  t  für  die  böhmische  Nordbahn  festgesetzten  Bedingungen  auch 
für  die  in  dieser  gegenwärtigen  Concessions-Urkunde  bestimmten  Forf- 
setzungsstrecken  zu  gelten. 

§.9. 

Der  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  vorbehalten,  wenn  ungeachtet 
vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder  Nichtbefolgung 


*)  Normal-Verordnungen  des  k.  k.  Armee-  Verordnungsblattct  v.J.  186»,  21.  Stück.  \r.t*7. 
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der  in  der  Concessions-Urkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflich- 
tungen vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln 
dagegen  zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessions- 
dauer  die  Concession  fUr  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Concession  entgegen  zu  handeln,  und  der  Acticngesellschaft  der  böhmischen 
Nordbahn  das  Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor 
Unseren  Gerichten  auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Be- 
hörden, die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  Uber  die  Concession  und  alle 
darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt  und  Residenzstadt  Wien  am 
neupten  Tage  des  Monates  September  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  Acht- 
hundert Siebenzig  und  Eins,  Unserer  Reiche  im  Dreinndzwanzigsten. 


Franz  Joseph  m.  p. 
Hohenwart  m.  p. 


(L.  S.) 
Holigethai  m.  p. 


SohälTle  m.  p. 
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K.  K.  priv.  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn. 


l. 

Anmerkung  zur  Concessions-Urkunde  Tom  9.  Juli  1869, 

R.  G.  Bl.  Nr.  137, 

für  die  Bahn  von  Dax  nach  Bodenbach  (Vgl.  II.  Bd.,  2.  Abth.  dieser  Samm- 
lung, Dux-Bodenbacher  E.  B.,  I). 

Zu  den  §§.  17  und  18. 

Die  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  Bahn  von  Dux  nach  Bodenbach  er- 
folgte am  2.  October  1871. 


2m 

Fortsetzung  des  Verzeichnisses  der  genehmigten  Zweigbahnen. 
(Vgl.  III.  Bd.  dieser  Sammlung,  Nachtrag,  Dux-Bodenbacher  E.  B.,  1). 

2.  Von  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Teplitz  mit  dem  Erlasse 
vom  17.  November  1871,  Z.  7038,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums vom  24.  October  1871,  Z.  16265-3988  für  eine  Kohlenschlepp- 
bahn  vom  Stationsplatze  Dux  zum  Teuchert'schen  Petri-  und  Pauli-Kohleu- 
werke. 

3.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom  18.  März 
1872,  Z.  13755,  über  Ermächtigung  des  k.  k,  Handelsministeriums  vom 
23.  Februar  1872,  Z.  1002-235,  für  eine  Kohlensehleppbahn  von  dem 
Rangirgeleisc  bei  Profil  Nr.  589  —  590  der  Hauptbahn  zum  Seidl'schen 
Kohlenförderschachtc  bei  Haan. 

4.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 
18.  März  1872,  Z.  13754,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers 
vom  14.  Februar  1872,  Z.|1003-236,  für  eine  Schleppbahn  von  der  Station 
Kosten  zu  dem  Kohlenfördcrschachte  der  Brüder  Tsohinkel  in  der  Gemeinde 
Wernsdorf 

28 
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5.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  fiir  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 
8.  April  1872,  Z.  16837,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers 
vom  19.  März  1872,  Z.  3991-922,  zum  Baue  einer  395  Meter  langen  Ver- 
längerung der  Schleppbahn  längs  der  Elbe  bei  Sedlnitz. 

6.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 
19.  März  1872,  Z.  14136,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsminister« 
vom  7.  Februar  1872,  Z.  24586-6081  ex  1871,  für  eine  Schleppbalm  von 
Profil  Nr.  528  der  Hauptbahn  in  der  Station  Kosten  zum  Kohlenwerke  von 
Neswatba  &  Cons.  bei  Kosten. 

7.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 

21.  März  1872,  Z.  14321,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers 
vom  7.  Februar  1872,  Z.  24.586-6081  ex  1871,  für  eine  Schleppbahn  von 
der  Station  Dux  zum  Weber'schen  Kohlcnwerke  daselbst. 

8.  Vom  k.  k.  Handelsminister  mit  dem  Erlasse  vom  18.  April  1872. 
Z.  6988-1644,  für  eine  Schleppbahn  von  Profil  Nr.  488—489  der  Haupt- 
bahn zu  den  Kohlenfeldern  der  Firma  Männer  und  Com.  bei  Zuckmantel. 

9.  Vom  k.  k.  Handelsminister  mit  dem  Erlasse  vom  18.  April  1872, 
Z.  7105-1692,  für  eine  Schleppbahn  vom  Starionsplatze  Dux  zum  Kohlen- 
wcrke  des  F.  A.  Jansen  bei  Dux. 

10.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 
a.  Juni  1872,  Z.  26083,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom 

22.  Mai  1872,  Z.  7147-1706,  fiir  eine  Schleppbahn  von  Profil  Nr.  539  der 
Hauptbahn  zu  dem  nächst  Judendorf  gelegenen  Kohlenschachte  des 
J.  Dollhopf. 

11.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 
17.  Juli  1872,  Z.  35402,  über  Ermächtigung  des  k.  k  Handelsministers  vom 
24.  Juni  1872,  Z.  14952-3479,  für  eine  Schleppbahn  von  Profil  Nr.  454 
der  Hauptlinie  in  der  Gemeinde  Probstau  zu  den  Kohlenwerken  der  Werks- 
besitzer  Müller,  Kluge  und  Walter,  dann  zur  Dampfmühlc  des  Eduard  Niessl 
bei  Weisskirchlitz. 

12.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 
17.  Juli  1872,  Z.  35403,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom 

23.  Juni  1872,  Z.  14175-3311,  für  eine  Schleppbahn  von  Profil  Nr.  494  bi* 
495  der  Hauptlinie  bei  Klein-Augezd  zu  dem  Schachte  von  Männer  &  Comp., 
dann  für  die  Fortsetzung  bis  zu  dem  Etablissement  der  Teplitzer  Walzwerk- 
und  Kohlenbau-Oesellschaft  in  der  Gemeinde  Zuckmantel. 

13.  Vom  k.  k.  Handelsminister  mit  dem  Erlasse  vom  20.  Juli 
1872,  Z.  17495-4022,  für  eine  Schleppbahn  aus  einem  Nebengeleise  des 
Bodenbacher  Bahnhofes  zu  dem  dortigen  Bräuhause. 
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14.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 
26.  Juli  1872,  Z.  36721,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers 
vom  28.  Mai  1872,  Z.  9229-2183,  fHr  eine  Schleppbahn  vom  Duxer  Bahn- 
hofe dieser  Bahn  znm  gesellschaftlichen  Kohlenförderschachte  Johann  bei 
Du. 

15.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 
25.  Juli  1872,  Z.  35401,  Uber  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom 
11.  Juni  1872,  Z.  11413-2764,  fllr  eine  Schleppbahn  von  der  Station  Kosten 
zn  dem  Kohlenschachte  Nr.  3  der  Gebrüder  Tschinkel  bei  Kosten. 


» 
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K.  K.  priv.  Eisenbahn  Pilsen-Priesen  (Komotau). 


1. 

Statuten  der  k.  k.  priv.  Eisenbahn  Pilsen-Priesen  (Komotau). 

C.enehroigt  mit  «lern  Erlasse  des  k.  k.  Ministers  des  Innern  vom  11.  Derember  1871,  Z.  16705. 

I  Abschnitt. 

Errichtung,  Zweck,  Sita,  Firma,  Dauer  und  Bekanntmachungen 

der  C*e*ellschaft. 

Errichtung  der  Gesellschaft. 

Auf  Grund  der  Allerhöchsten  Concessions-Urkunde  vom  21.  April  1870 
(R.  G.  Bl.  v.  J.  1870,  Nr.  111),  durch  welche  den  Herren 
Richard  Fürst  Metternich-Winneburg, 
Anton  Edler  von  Stark, 
Jaromir  Graf  Cernin, 
Johann  Graf  Lazansky, 
Dr.  Theodor  Hassmann  und 
Wenzel  Daniel 

•die  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiv-Eisenbahn  von 
Pilsen  nach  Priesen  (Komotau)  im  Anschlüsse  an  die  neuen  Linien  der  k.  k 
priv.  Buscht&hrader  Eisenbahn  nebst  Abzweigungen  Uber  Saaz  zum  An- 
schlüsse an  die  k.  k.  priv.  Aussig-Teplitzer  Eisenbahn  einerseits  nach  Brüx, 
andererseits  nach  Dax  ertheilt  wurde,  errichten  die  vorgenannten  Herren 
Concessionäre  eine  Actiengesellschaft  und  übertragen  an  dieselbe  alle  durch 
die  obbezeichnete  Allerhöchste  Concessions-Urkunde  erwähnten  Rechte  und 
übernommenen  Verbindlichkeiten. 

Die  Gesellschaft  tritt  ausserdem  in  alle  von  den  Herren  Concessionären 
in  Betreff  des  Baues  und  der  Herstellung  der  oben  bezeichneten  Eisenbahn, 
wie  in  Betreff  der  Geldbeschaffung  flir  dieses  Unternehmen,  sowie  in  Ab- 
sicht auf  dessen  Erweiterung  erworbenen  Rechte  und  eingegangenen  Ver- 
pflichtungen. Die  von  den  Herren  Concessionären  bis  zur  Constituirung  der 
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Gesellschaft  im  Interesse  des  Gesellschafts-Unternehmens  bestrittenen  Vor- 
auslagen werden  der  Gesellschaft  in  Rechnung  gebracht  und  von  dieser  ver- 
gütet. 

Die  Gesellschaft,  beziehungsweise  deren  Actionäre,  sind  den  gegen- 
wärtigen Statuten  und,  soweit  dieselben  keine  besonderen  Bestimmungen  ent- 
halten, den  Bestimmungen  des  allg.  Handelsgesetzbuches  vom  17.December 
1862  unterworfen. 

§.  2. 
Zweck. 
Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist  ; 

a)  der  Bau  und  Betrieb  der  in  der  Allerhöchsten  Concessions-Urkunde 
vom  21.  April  1870  (R.  G.  Bl.  Nr.  1 11)  obenbezeichneten  Eisenbahnlinien 

b)  der  Bau  und  Betrieb  von  Zweig-  und  Flügelbahnen,  welche  bestimmt 
sind,  die  Hauptbahn  oder  deren  Zweigbahnen  mit  Kohlenwerken  und  son- 
stigen industriellen  Etablissements,  die  in  ihrem  Bereiche  liegen,  und  mit 
anderen  Eisenbahnen  oder  Wasserstrassen  zu  verbinden,  mit  staatlicher  Ge- 
nehmigung, sowie  Uberhaupt  der  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen,  welche 
in  der  Folge  von  der  Gesellschaft  durch  Vertrag  oder  Concession  erworben 
oder  gepachtet  werden ; 

c)  der  Betrieb  von  anderweitigen  Transport -Anstalten  zu  Wasser  und 
zu  Lande,  welche  in  Verbindung  mit  den  der  Gesellschaft  gehörigen  oder 
durch  sie  gepachteten  Eisenbahnen  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung 
zur  Beförderung  von  Personen  und  Gütern  errichtet  werden ; 

d)  der  Betrieb  von  Montanwerken,  Maschinen-  und  anderen  Fabriken, 
welche  von  der  Gesellschaft  begründet,  erworben  oder  gepachtet  werden. 

* 

§.  3. 
.  Sitz. 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Prag.  Sie  ist  berechtiget,  unter  Beob- 
achtung der  gesetzlichen  Vorschriften  im  In-  und  Auslande  Agentien  zu 
bestellen. 

§•  4. 
Firma. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet : 

„K.  K.  priv.  Eisenbahn  Pilsen-Priesen  (Komotau)." 

Sie  wird  in  das  Handelsregister  des  Prager  Handelsgerichtes  einge- 
tragen und  collectiv  entweder  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes, 
oder  von  einem Mitgliede  desselben  und  eioem  zur  Procuraflihrung  bestellten 
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Gesellschaftsbeamten  gezeichnet,  welcher  letztere  jedoch  den  Znsatz:  „Per 
Proeura"  (oder  p.  p.)  seiner  Namensunterzeichnung  beizufügen  hat. 

§.  5. 

Constituirung  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  ist  constitnirt,  sobald  die  sämmtlichen  Actien  gezeich- 
net und  voll  eingezahlt  sind  und  die  handelsgerichtliche  Protokollirung  er- 
folgt ist. 

Die  Dauer  der  Gesellschaft  ist  für  die  ganze  Zeit  der  Concessionsdauer, 
d.  i.  für  90  Jahre  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  ganzen 
Eisenbahnlinie  gerechnet,  festgesetzt,  soferne  nicht  nach  den  Bestimmungen 
des  Handelsgesetzbuches,  oder  in  Folge  früheren  Erlöschens  der  Concession, 
oder  Einlösung  derselben  durch  die  Staatsverwaltung  (Art.  21  und  22  der 
Concessions-Urkunde)  oder  endlich  über  Beschlnss  einer  Generalversammlung 
eine  frühere  Auflösung  erfolgen  sollte. 

§.  6. 
Kundmachungen. 

Alle  öffentlichen  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechts- 
wirksam in  der  amtlichen  „Prager  Zeitung"  und  in  der  „Wiener  Zeitung", 
und  ist  jede  in  dieser  Beziehung  eintretende  Aenderung  dem  Handelsgerichte 
anzuzeigen. 

II.  Abschnitt. 

Ge»ellachalt«-Capi<al,  Actien  und  Prloritäfe-Schuldver- 

flchreibungen. 

§•  7. 

Gesellschaftscapital  in  Actien. 

Das  Gesellschaftscapital  wird  auf  9  Millionen  Gulden  österr.  Währ, 
festgesetzt  und  in  60.000  Stück  auf  Ueberbringer  lautende  Actien,  jede  zu 
150  fl.  österr.  Währ,  zerlegt. 

§.8. 
Actien. 

Die  Actieu  werden  voll  eingezahlt,  nach  dem  Formulare  A  ausgefertigt, 
mit  fortlaufenden  Nummern,  Dividendencoupons  und  Talons  versehen  und 
aus  einem  Juxtabuche  ausgeschnitten. 
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§.  9. 

Erhöhung  des  Gesellschaftacapitales. 

Das  Gesellschaftscapital  kann  über  Beschluss  der  Generalversammlung 
und  in  Gemässheit  desselben  mit  staatlicher  Genehmigung  durch  Ausgabe 
neuer  Actien  erhöht  werden,  in  welchem  Falle  die  Actionäre  das  Vorrecht 
gemessen,  die  neu  ausgegebenen  Actien  im  Verhältnisse  ihres  Besitzes 
älterer  Actien  zu  übernehmen. 

Die  Generalversammlung,  welche  die  Erhöhung  des  Actiencapitales  be- 
schliesst,  bestimmt  zugleich  die  Modalitäten  der  Geltendmachung  dieses  Be- 
zugsrechtes. 

§.  10. 

Untheilbarkeit  der  Aotien. 

Die  Umschreibung  einer  Actie  in  mehrere  Theilactien  oder  mehrerer 
Actien  in  eine  ist  nicht  zulässig;  auch  anerkennt  die  Gesellschaft  sich  gegen- 
über fllr  jede  Actie  nur  einen  Eigenthlimer  und  müssen  daher  mehrere 
Theilnehmer  an  einer  Actie  ihre  gemeinschaftlichen  Rechte  durch  Eine 
Person  wahrnehmen  lassen. 

§.  11. 

Prioritäts-Obligationen. 

Die  Gesellschaft  ist  im  Grunde  des  §.  14  der  Allerhöchsten  Conces 
sions-Urkunde  zur  Ausgabe  von  Prioritäts-Obligationen  berechtigt. 

Dieselben  werden  in,  auf  den  Ueberbringer  lautenden  Stücken  zu  je 
1 50  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  oder  100  Thlr.  pr.  Crt.,  beziehungsweise  in 
einem  entsprechenden  Betrage  der  etwa  im  deutschen  Reiche  einzuführenden 
Goldwährung  nach  einem  der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  For 
raulare  ausgefertigt,  mit  5»/„  in  gleicher  Valuta  verzinst  und  im  Wege  der 
Verlosung  nach  einem  der  Staatsverwaltung  vorzulegenden  Tilgungsplane 
.    längstens  innerhalb  50  Jahren  im  vollen  Nominalbetrage  rückgezahlt. 

Die  Beschlussfassung  über  die  Gesammt-Nominalsurame  der  hinauszu- 
gebenden Prioritäts-Obligationen,  über  deren  Formulare,  Ruckzahlungszeit 
und  Tilgungsplan  steht  dem  Verwaltungsrathe  zu;  dieser  hat  hiebei  das 
durch  den  §.14  der  Allerhöchsten  Concessions-Urkunde  für  die  Gesammt 
Nominalbeträge  der  Actien  und  Prioritäten  vorgeschriebene  Verhältniss  zu 
beobachten,  welchem  zufolge  die  Gesammt-Nominalsumme  der  Prioritäts- 
Obligationen  nicht  mehr  als  drei  Fünltheile  des  durch  Actien  und  Obliga- 
tionen gebildeten  Anlagecapitales  betragen  darf. 
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Dasselbe  Verhältniss  ist  auch  dann  einzuhalten,  wenn  nach  erfolgter 
Erhöhung  des  Actiencapitales  eine  weitere  Ausgabe  von  Prioritäts-Obliga- 
tionen beschlossen  werden  sollte. 

§•  12. 
Tilgung  der  Actien. 

Die  Actien  werden  im  Wege  der  Verlosung  innerhalb  der  Concessions- 
daucr,  jedoch  erst  nach  Tilgung  der  Prioritäts-Obligationen,  aus  dem  Rein- 
erträgnisse amortisirt.  Während  der  Bauzeit  und  bis  zur  Inbetriebsetzung 
der  gesammteu  Bahnstrecke  werden  die  Actien  mit  5  Procent  verzinst. 

§•  13. 

Hinterlegung  von  Actien  und  Prioritäten. 

Die  Actien  sowohl,  als  die  Prioritäts-Obligationen  können  gegen  Ent- 
richtung der  von  dem  Verwaltungsrathe  zu  bestimmenden  Gebühr  bei  der 
Gesellschaftshauptcassa  hinterlegt  werden,  worüber  auf  den  Namen  des 
Erlegers  lautende  Erlagsschcine  ertheilt  werden. 


III.  Abschnitt. 

Verwaltung  der  Gesellsehaft. 

A.  Verwal  tungsrath. 

§.  14. 

Vorstand  der  Gesellschaft. 

Der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Art.  227-- 241  des 
Handelsgesetzbuches  ist  der  Verwaltungsrath,  welcher  aus  16  Mitgliedern 
besteht. 

Die  Mitglieder  des  ersten  Verwaltungsrathes  werden  von  der  consti- 
tuirenden  Generalversammlung  gewählt  und  bleiben  im  Amte  bis  zu  der 
ersten  ordentlichen  Generalversammlung. 

Die  constituirende  Generalversammlung  kann  jedoch  für  den  ersten 
Verwaltnngsrath  nur  12  Mitglieder  wählen  und  demselben  die  Befugniss  ein- 
räumen, sich  durch  von  ihm  vorzunehmende  Wahlen  auf  die  obgedachte 
volle  Zahl  von  16  zu  vervollständigen. 
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§•  15- 

Erneuerung  des  Verwaltungsrathes. 

Nach  Ablauf  der  für  den  ersten  Verwaltungsrath  bestimmten  Functions- 
daner  treten  jährlich,  nnd  zwar  jedesmal  unmittelbar  vor  der  bevorstehenden 
ordentlichen  Generalversammlung  vier  Mitglieder  aus,  für  welche  die 
Generalversammlung  neue  Wahlen  vorzunehmen  hat,  wobei  jedoch  die  Aus- 
tretenden wieder  gewählt  werden  können. 

In  den  drei  ersten  Austrittsfällen  werden  die  Austretenden  durch  Aus- 
losung unter  den  Mitgliedern  des  ersten  Verwaltungsrathes  bestimmt.  In  der 
Folge  aber  haben  jeweilig  jene  vier  Mitglieder  auszutreten,  welche  Bich,  vom 
Zeitpunkte  ihrer  letzten  Erwählung  gerechnet,  am  längsten  im  Amte  be- 
finden. 

§•  16- 

Besetzung  erledigter  Stellen. 

Im  Falle  des  Ausscheidens  einzelner  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes 
innerhalb  deren  Functionsdauer  hat  der  Verwaltungsrath  das  Recht,  die  er- 
ledigte Stelle  provisorisch  bis  zu  der  in  der  nächsten  ordentlichen  General- 
versammlung zu  vollziehenden  definitiven  Wahl  zu  besetzen. 

Diese  definitive  Wahl  gilt  nur  für  den  Rest  der  Functionsdauer  des 
Ausgeschiedenen. 

§•  17. 
0  a  u  t  i  o  n. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  binnen  14  Tagen  nach  seiner 
erfolgten  Wahl  bei  sonstiger  Erlöschung  seines  Mandates  20  Stück  Actien 
nebst  den  nicht  fälligen  Coupons  in  die  Gcsellschaftscassa  zu  hinterlegen, 
welche  während  seiner  Functionsdauer  und  nach  deren  Ablauf  bis  zur  Ge- 
nehmigung der  darauf  bezüglichen  Rechnungen  von  ihm  weder  belastet  noch 
veräussert  werden  dürfen;  jedoch  sind  ihm  die  innerhalb  dieser  Zeit  jeweilig 
verfallenden  Coupons  auszufolgen. 

§.  18. 

Wirkungskreis  des  Verwaltungsrathes.  Direction. 

Der  Verwaltungsrath  ist  das  oberste  Repräsentativ-  und  Administration 
organ  der  Gesellschaft,  und  vertritt  dieselbe  als  deren  Vorstand  im  Sinne 
des  Handelsgesetzes.  Er  entscheidet  in  allen  Angelegenheiten  der  Gesell- 
schaft, welche  nicht  ausdrücklich  der  Beschlussfassung  der  Generalveraamm- 


Digitized  by  Google 


EUenhihn  Pilaen-Priesen  (KoinoUu). 

lung  vorbehalten  sind.  Er  beschliesst  seine  eigene  Geschäftsordnung  und 
die  Dienstordnung,  ernennt  die  Vollzugsorgane  und  sonstigen  Beamten  und 
Diener,  bestimmt  ihren  Wirkungskreis  und  ihre  Bezüge,  sewie  den  Wirkungs- 
kreis und  die  Beziehungen  der  aus  seiner  Mitte  gewählten  Comite's. 

Zur  Ausführung  seiner  Beschlüsse  und  zur  speciellen  Führung  der  Ge- 
schäfte bestellt  der  Verwaltungsrath  eine  aus  einem  oder  mehreren  Mit- 
gliedern bestehende  Direction.  Dieselbe  ist  auf  die  ihr  von  dem  Verwal- 
tungsrathe  zugewiesenen  Befugnisse  beschränkt  und  an  die  von  ihm  er- 
theilten  Instructionen  gebunden.  Die  Directoren  wohnen  den  Sitzungen  des 
Verwaltungsrathes  mit  berathender  Stimme  bei. 

§•  19- 
Präsidium. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  und  zwar  der  erste  Verwaltungsrath  für 
seine  ganze  Fnnctionsdauer,  der  spätere  Verwaltungsrath  jährlich  aus  seiner 
Mitte  einen  Präsidenten  und  einen  Stellvertreter  desselben.  Bei  gleich- 
zeitiger Abwesenheit  der  beiden  erwähnten  Functionäre  wird  der  Vorsitz 
von  dem  Verwaltungsrathe  interimistisch  einem  anderen  Mitgliede  durch 
Wahl  Ubertragen. 

§.  20. 

Sitzungen  des  Verwaltungsrathes. 

Die  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  sind  in  Prag,  und  zwar  so  oft  es 
die  Geschäfte  oder  drei  Mitglieder  desselben,  unter  Angabe  des  Gegenstandes 
und  der  Gründe,  verlangen,  mindestens  aber  einmal  in  jedem  Monate  abzu- 
halten. Die  Einladung  zur  Sitzung  erfolgt  schriftlich,  in  dringenden  Fällen 
telegraphisch  durch  den  Präsidenten  oder  dessen  Stellvertreter  unter  Be- 
kanntgabe der  wichtigeren  VerhandlnngsgegenRtände.  Mitglieder,  welche  in 
der  Sitzung  des  Verwaltungsrathes  nicht  persönlich  erscheinen,  sind  berech- 
tigt, sich  durch  ein  anderes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  mittelst  schrift- 
licher Vollmacht  vertreten  zu  lassen. 

Zur  Giltigkeit  einer  jeden  Beschltissfassung  des  Verwaltungsrathes  ist 
die  ordnungsmässige  Einladung  sämmtlicher  Mitglieder  und  die  persönliche 
Anwesenheit  von  wenigstens  der  Hälfte  derselben  erforderlich. 

Die  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  werden  durch  absolute  Stimmen- 
mehrheit der  Anwesenden  und  durch  Vollmacht  vertretenen  Mitglieder  ge- 
fasst;  der  Vorsitzende  stimmt  nur  bei  Wahlen  und  bei  gleich  getheilten 
Stimmen  mit,  in  welch'  letzterem  Falle  seine  Stimme  den  Ausschlag  gibt. 

Alle  Wahlen  geschehen  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln.  Wird  im 
ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  erzielt,  so  findet  die 
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engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten  statt,  welche  die  meisten  Stimmen 
erhalten  haben,  und  es  wird  in  diesem  Falle  die  doppelte  Anzahl  der  zu 
Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebracht.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit 
entscheidet  das  Los. 

Zur  Giltigkcit  der  Beschlüsse,  in  Folge  deren  ein  Antrag  auf  Vermeh- 
rung des  Actiencapitales,  oder  auf  eine  neue  Ausgabe  von  Prioritäts-Obliga- 
tionen, dann  auf  Erwerbung  neuer  Bahnlinien  an  die  Generalversammlung 
gestellt  werden  soll,  dann  zu  Beschlüssen  Uber  die  Erwerbung  von  Montan- 
werken oder  solch'  unbeweglichen  Besitzes,,  welcher  nicht  unmittelbar  zur 
Herstellung  der  Bahn  selbst  erforderlich  ist,  ist  eine  Stimmenmehrheit  von 
zwei  Drittheilen  der  in  der  Sitzung  des  Verwaltungsrathes  anwesenden  und 
durch  Vollmacht  vertretenen  Mitglieder  erforderlich. 

§.  21. 
Sitsungs-Protokoll. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
geführt,  welche  von  dem  Vorsitzenden  und  einem  Mitgliede  des  Verwaltungs- 
rathes zu  fertigen  sind. 

§.  22. 

Ausschluss  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungsrath. 

Beamte  der  Gesellschaft  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes sein. 

Ausgeschlossen  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungsrath  sind  insbesondere 
Personen,  die  in  Concurs  verfallen  oder  zahlungsunfähig  sind,  sowie  die- 
jenigen, welche  wegen  einer  aus  Gewinnsucht  begangenen  und  nach  dem 
allgemeinen  Strafgesetze  strafbaren  Handlung  schuldig  befunden  wurden. 
Der  Eintritt  eines  Ausschliessungsgrundcs  in  der  Person  eines  Mitgliedes 
des  Verwaltungsrathes  hat  den  unmittelbaren  Verlust  der  Stelle  zur 
Folge. 

§.  23. 

Entlohnung  des  Verwaltungsrathes. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  den  Ersatz  der  Spesen 
ihrer  zu  den  Sitzungen  des  Verwaltungtrathes  oder  eines  Comite's  desselben, 
sowie  überhaupt  der  im  Auftrage  des  Verwaltungsrathes  unternommenen 
Reisen;  ausserdem  empfängt  der  Verwaltungsrath  die  unten  im  §.  36  fest- 
gesetzte Tantieme. 
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IV.  Abschnitt. 

ReviMioiis-AustichuH«; 

§•  24. 

Bestellung  des  Bevisions-Aussohusses. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschafts-Rechnungen  bestellte  Revisions- 
Ausschuss  besteht  aus  drei  Mitgliedern  und  drei  Ersatzmännern,  welche  all- 
jährlich von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  dem  Verwal- 
tungsrathe  nicht  angehörenden  stimmberechtigten  Actionären  gewählt  werden. 

Der  erste  Revisions-Aussehuss  wird  in  der  constituirenden  General- 
versammlung (§.  40)  gewählt,  und  hat  die  Rechnung  des  ersten  nach  Er- 
öffnung des  Betriebes  auf  der  ganzen  Linie  abgelaufenen  Geschäftsjahres  zu 
prüfen,  und  hierüber  in  der  ersten  ordentlichen  Generalversammlung  Bericht 
zu  erstatten. 

Die  Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der  Mitglieder 
des  Revisionsausschusses,  und  zwar  nach  der  Reihenfolge  der  Stimmenzahl, 
welche  sie  erhalten  haben,  in  Function,  bei  gleicher  Stimmenzahl  entscheidet 
das  Los. 

§.  25. 

Bechte  und  Pflichten  des  Bevisions-Aussohusses. 

Dem  Revisionsausschusse  sind  die  Rechnungen,  Uber  welche  er  in  der 
Generalversammlung  zu  berichten  hat,  mindestens  vier  Wochen  vor  dem 
Zusammentritte  der  letzteren  von  dem  Verwaltungsrathe  mitzutheilen  und  es 
ist  der  Revisionsausschuss  berechtiget,  von  den  Büchern  und  der  ganzen 
Gebarung  der  Geschäfte  Einsicht  zu  nehmen  und  von  den  Rechnunesiegern 
die  nöthigen  Aufklärungen  zu  verlangen. 

V.  Abschnitt. 

General  Versammlung. 

§.  26. 

Die  statutenmässig  gebildete  Generalversammlung  repräsentirt  die 
Gesammthcit  der  Actionäre  und  sind  ihre  statutenmässig  gefassten  Beschlüsse 
für  alle  Actionäre  bindend. 

§.  27. 

Ordentliche  und  ausserordentliche  Generalversammlung. 
Es  hat  jährlich  eine  ordentliche  Generalversammlung  in  Prag  statt- 
zufinden. 
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Die  erste  ordentliche  Generalversammlung  findet  längstens  im  Laufe 
des  Jahres  1874  statt;  der  Verwaltungsrath  ist  aber  berechtigt,  auch  ausser- 
ordentliche Generalversammlungen  einzuberufen,  und  ist  zur  Einberufung 
einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  verpflichtet,  wenn  dieselbe  in 
einer  Generalversammlung  beschlossen,  oder  von  einem  oder  mehreren 
Aetionären,  deren  Actienbeaitz  den  zehnten  Theil  des  ausgegebenen  Actien- 
capitales  repriisentirt,  verlangt  wird.  In  letzterem  Falle  hat  die  Einberufung 
der  Generalversammlung  längstens  binnen  dreissig  Tagen  zu  erfolgen. 

Die  Actionärc,  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation  erforder- 
lichen Actien  bei  der  Gesellschaftecasse  zu  hinterlegen,  und  gleichzeitig  den 
Gegenstand  schriftlich  anzuzeigen,  welcher  der  Beschlußfassung  der  ausser- 
ordentlichen Generalversammlung  unterzogen  werden  soll. 

§.  28. 

Einberufung  der  Generalversammlung. 

Die  Einberufung  sowohl  einer  ordentlichen,  als  auch  einer  ausserordent- 
lichen Generalversammlung  geschieht  durch  öffentliche  Kundmachung  auf  die 
im  §.  6  vorgeschriebene  Weise,  und  rauss  diese  Kundmachung  mindestens 
dreissig,  in  dringenden  Fällen  wenigstens  zehn  Tage  vor  dem  zur  Abhaltung 
<lcr  Versammlung  anberaumten  Tage  veröffentlicht  werden. 

In  dieser  Kundmachung  müssen  die  Gegenstände,  Uber  welche  die 
Generalversammlung  Beschluss  fassen  soll,  ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach 
bezeichnet  werden,  und  es  kann  die  Generalversammlung  nur  Uber  die  in 
der  Kundmachung  bezeichneten  Gegenstände  Beschluss  fassen;  ausge- 
nommen von  dieser  Beschränkung  ist  jedoch  die  Beschlussfassung  Uber  Ver- 
besserungs-Anträge zu  einem  gehörig  kundgemachten  Antrage,  dann  über 
den  Antrag  auf  Einberufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung. 

§.  2tf. 

Stimmrecht  in  der  Generalversammlung. 

Der  Besitz  von  je  20  Aktien  gibt  das  Recht  auf  Eine  Stimme  in  der 
Generalversammlung. 

Zur  Ausübung  dieses  Rechtes  wird  erfordert,  dass  die  Actien  wenig- 
stens 14,  in  den  Dringlichkeitsfällen  des  §.  28  wenigstens  5  Tage 
vor  dem  Zusammentritte  der  statutenmässig  einberufenen  Generalversammlung 
in  der  Gesellschaftscassa  oder  an  einem  anderen  von  dem  Verwaltungs- 
rathe  hiezu  bestimmten  Orte  hinterlegt  werden.  Aber  auch  Actionärc,  welche 
weniger  als  20  Actien  besitzen,  sind  berechtiget,  wenn  sie  ihre  Actien  in 
der  vorangezeiglen  Weise  hinterlegt  haben,  der  Generalversammlung  als 
Zuhörer  beizuwohnen,  ohne  jedoch  ein  Stimmrecht  ausüben  zu  können. 
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§.  30. 

Ausübung  des  Stimmrechtes. 

Das  Stimmrecht  kann  jeder  stimmberechtigte  Besitzer  von  Actien  per- 
sönlich oder  durch  einen  Bevollmächtigten,  welcher  jedoch  selbst  ein  stimm- 
berechtigter Actionär  der  Gesellschaft  sein  muss,  ausüben,  insoferne  er 
eigenberechtigt  ist. 

Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  üben  das  Stimmrecht  durch 
ihre  gesetzlichen,  beziehungsweise  statutarischen  Vertreter,  Frauen  durch 
Bevollmächtigte  aus,  auch  wenn  diese  Vertreter  nicht  selbst  Actionäre  sind 

§•  31. 

Vorsitz  in  der  Generalversammlung.  Schriftführer,  Verificatoren  und 

Sorutatoren. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  des  Ver- 
waltungsrathes  oder  in  dessen  Verhinderung  sein  Stellvertreter,  und  falls 
auch  letzterer  verhindert  wäre,  ein  von  dem  Verwaltungsrathe  zu  bestim- 
mendes Mitglied  desselben. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  von  einem 
durch  den  Vorsitzenden  ernannten  Schriftführer  ein  Protocoll  geführt,  welches 
von  zwei  Verificatoren,  die  über  Vorschlag  des  Vorsitzenden  von  der  Ver- 
sammlung gewählt  werden,  und  welche  auch  als  Scrutatoren  zu  fungiren 
haben,  beglaubigt  wird.  Ausserdem  ist  dieses  Protokoll  auch  von  dem 
Präsidenten  und  dem  Schriftführer  zu  unterzeichnen. 

§.  32. 

Bedingungen  der  Beachlussfähigkeit. 

Zur  Beschlussfähigkeit  einer  jeden  ordnungsmässig  einberufenen 
Generalversammlung  ist  erforderlich,  dass  mindestens  der  zwanzigste  Theil 
der  emittirten  Actien  durch  mindestens  zehn  persönlich  auwesende  Actionäre, 
welche  dem  Verwaltungsrathe  nicht  angehören,  vertreten  sei. 

Um  jedoch  eine  Aenderung  der  Statuten  oder  die  Vermehrung  des 
Gesellschaftsfondes  durch  Hinausgabe  neuer  Actien  oder  Prioritäts-Obli- 
gationen zu  beschliessen,  müssen  wenigstens  dreissig  Actionäre,  welche 
dem  Verwaltungsrathe  nicht  angehören,  anwesend  sein,  und  müssen  die- 
selben mindestens  den  fünften  Theil  des  emittirten  Actiencapitales  reprä- 
sentiren. 

Die  Anwesenheit  einer  gleichen  Anzahl  von  Mitgliedern,  welche  jedoch 
den  dritten  Theil  des  ausgegebenen  Actiencapitals  repräsentiren  müssen,  ist 
dann  erforderlich,  wenn  die  Generalversammlung  über  die  Auflösung  der 
Gesellschaft  beschliessen  soll. 

In  dem  Falle,  als  eine  Generalversammlung  in  der  nach  den  vorstehen- 
den Bestimmungen  zur  Beschlussfähigkeit   erforderlichen  Weise  nicht  zu 
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Stande  käme,  findet  eine  neue  Einberufung  der  Generalversammlung  statt, 
doch  braucht  in  diesem  Falle  die  Kundmachung  nur  8  Tage  und  die  Actien- 
deponimng  nur  3  Tage  vor  der  anberaumten  Generalversammlung  zu  erfol- 
gen, und  diese  neu  einberufene  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  ohne 
an  eine  bestimmte  Anzahl  von  Personen  oder  der  durch  sie  repräsentirten 
Stimmen  gebunden  zu  sein.  Es  darf  jedoch  in  dieser  Generalversammlung 
nur  Uber  solche  Gegenstände  Besehluss  gefasst  werden,  für  welc  he  die  frühere 
Versammlung  einberufen  war. 

§•  33. 
Be8chlussfas8UDg. 

Alle  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  durch  absolute  Stim- 
menmehrheit gefasst. 

Zu  dem  Beschlüsse  aber  über  Abänderung  der  Statuten  oder  Erhöhung 
des  Gesellschafts-Fondes  durch  Hinatisgabe  neuer  Actien  oder  Prioritäts- 
Obligationen  ist  eine  Stimmenmehrheit  von  zwei  Dritttheilen  und  zur  Be- 
schlussfassung über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  eine  Stimmenmehrheit 
von  drei  Viertheilen  erforderlich  (§.  32). 

Alle  Wahlen  erfolgen,  insoferne  die  Generalversammlung  nichts  anderes 
beschlicssen  sollte,  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln.  Wird  im  ersten  Wahl- 
gange keine  absolute  Stimmenmehrheit  erzielt,  so  rindet  die  engere  Wahl 
zwischen  jenen  Candidaten  statt ,  welche  die  meisten  Stimmen  erhalten 
haben,  und  wird  in  diesem  Falle  die  doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden' 
in  die  engere  Wahl  gebracht.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet 
der  grössere  Actienbesitz  des  Candidaten  und  im  Falle  auch  dieser  bei  den 
Candidaten  gleich  wäre,  das  Los. 

§•  34. 

Der  Besohlussfassung  der  Generalversammlung  vorbehaltene  Gegenstände. 

Der  Bcschlussfassung  der  General-Versammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände ausschliesslich  vorbehalten : 

a)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes ; 

b)  die  Wahl  des  Revisions-Ausschusses  (§.  24); 

e)  die  Beschlussfassung  Uber  die  Jahresrechnung  und  Uber  den  Bericht 
des  Kevisions-Ausschusse8,  dann  die  Feststellung  der  Gewinnstver- 
theilung; 

d)  die  Beschlussfassung  Uber  die  Erwerbung  anderer  Eisenbahnen,  oder 
die  Einholung  von  Concessionen  zu  neuen  Eisenbahnlinien; 

e)  die  Vermehrung  des  Gescllschaftsfondes  durch  Hinausgabe  neuer 
Actien  oder  neuer  Prioritäts-Obligationen; 
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f )  Abänderung  der  Statuten  ; 

g)  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 

Ii)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  Concossionsdauer,  ins- 
besondere auch  durch  Uebertragung  ihres  Vermögens  und  ihrer  Schul- 
den an  eine  andere  Actiengesellschaft  gegen  Gewährung  von  Actien 
der  letzteren. 

Die  in  der  Generalversammlung  gefassten  Beschlüsse  über  die  sub  e) , 
f)  und  h)  bezeichneten  Gegenstände  bedürfen  der  Genehmigung  der  hohen 
Staatsverwaltung. 

VI.  Abschnitt. 

Jahrenrechnung,  Bilanz,  Gewinn-Vertheilung. 

§.  35. 

Alljährlich  werden,  und  zwar  am  31.  December,  die  gesellschaftlichen 
Rechnungen  abgeschlossen,  ein  allgemeines  Inventar  der  Activa  und  Passiva 
aufgestellt  und  die  Bilanz  gezogen.  Die  Rechnungen  und  die  Bilanz  sind 
dem  Revisions-Ausschusse  rechtzeitig  (§.  25)  zu  übergeben,  und  sollen  mit 
dem  Berichte  der  Revisoren  durch  8  Tage  vor  der  Generalversammlung  zur 
Einsicht  für  die  Aetionäre  aufgelegt  und  sodann  der  Generalversammlung 
zur  Erledigung  vorgelegt  werden. 

§.  36. 
Gewinnverteilung. 

Aus  dem  nach  Bestreitung  aller  Betriebs-  und  Erhaltungskosten,  nach 
Abzug  der  Verluste  und  Abschreibungen  sich  ergebenden  Reinerträgnisse 
wird  vor  Allem  die  Zahlung  der  Zinsen  und  der  Tilgungsquote  der  Prioritäts- 
Obligationen  und  seinerzeit,  d.  i.  sobald  die  sämmtlichen  Prioritäts-Obliga- 
tionen getilgt  sein  werden,  die  Zahlung  der  Actien-Tilgungsquote  (§.  38; 
bestritten. 

Von  der  nach  diesen  Abzügen  erübrigenden  Erträgnisssumme  werden 

a)  fünf  Procent  des  eingezahlten  nicht  amortisirten  Actiencapitales  als 
Dividende  den  Actionären  zugewendet,  von  dem  hiernach  verbleiben- 
den Reste  aber 

b)  vier  Procent  zur  Dotirung  des  Reservefondes  (§.  37)  verwendet, 

c)  weitere  zehn  Procent  als  Tantieme  dem  Verwaltungsrathe  zugewiesen, 
und 

d)  der  endliche  Ueberrest,  insoferne  die  Generalversammlung  nicht  eine 
andere  Verwendung  beschliessen  sollte ,  als  Superdividende  unter  die 
Aetionäre  beziehungsweise  an  die  Inhaber  der  Genussscheine  (§.  38 1 
vertheilt. 

2J» 
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Die  Auszahlung  der  Dividenden  (a  und  d)  erfolgt  in  dem  von  der  Ge- 
neralversammlung bestimmten  und  gehörig  kundgemachten  Termine,  späte- 
stens aber  am  1.  Juli  jeden  Jahres. 

Die  Dotirung  des  Reservefondes  kann  Uber  Beschluss  der  General 
Versammlung  auch  ganz  oder  theilweise  unterbleiben. 

Ueber  die  Art  und  Weise  der  Vertheilung  der  Tantieme  unter  die  Mit- 
glieder des  Verwaltungsrathes  beschliesst  der  letztere  selbst. 

§.  37. 

Reservefond. 

De>  Reservefond,  welcher  aus  dem  Reingewinne  in  Folge  der  Bestim- 
mung des  §.  36  lit.  b  dotirt  wird,  ist  bestimmt,  allfälligc  Verluste  und  solche 
Auslagen  zu  decken,  welche,  wie  Kosten  fllr  Vermehrung  der  Fahrbetriebs- 
mittel, Erneuerung  der  Schienen,  Reconstruction  der  Bauten  u.  d.  m.,  nicht 
als  gewöhnliche  Bahn-Erhaltungskosten  zu  gelten  haben,  —  auch  kann  der- 
selbe, wenn  er  einmal  die  Höhe  von  Einer  Million  Gulden  erreicht  hat,  und 
das  Reinerträgniss  eines  Jahres  nicht  einmal  hinreichen  würde ,  den 
Actionären  die  im  ij.  36  lit.  a  erwähnte  fünfpercentige  Dividende  zu  bezahlen, 
zur  Ergänzung  dieses  Abganges  in  Anspruch  genommen  werden.  Wenn  der 
Reservefond  die  Höhe  von  einer  und  einer  halben  Million  erreicht  hat,  hat 
seine  weitere  Dotirung  aufzuhören,  aber  sie  ist  wieder  aufzunehmen,  wenn 
er  unter  diese  Höhe  gefallen  ist. 

§.  38. 

Tilgung  der  Actien  und  Bezug  der  Genussscheine. 

Die  Tilgung  des  Actiencapitales  erfolgt  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  dem  von  dem  Verwaltungsrathe  festzusetzenden  Tilgungsplane,  und 
zwar  nach  der  erfolgten  vollständigen  Tilgung  der  Prioritäts-Obligationen 
im  Wege  ganzjähriger  Verlosungen. 

Die  Verlosungen  werden  in  Prag  öffentlich  vorgenommen  und  sind  die 
Nummern  der  gezogenen  Actien  kundzumachen. 

Die  verlosten  Actien  werden  gegen  Genussscheine  umgetauscht,  deren 
Besitz  zum  Bezüge  der  im  §.  36  lit.  d  bezeichneten  Superdividende  ,  aber 
nicht  zum  Bezüge  der  ebenda  lit.  a  erwähuten  fünfpercentigen  Dividende 
berechtiget. 

Bei  der  Beurtheilung  der  Beschlussfähigkeit  einer  Generalversammlung, 
bei  der  Bemessung  des  in  derselben  vertretenen  Capitales  ,  dann  bezüglieh 
des  Stimmrechtes  und  des  im  §.  9  vorgesehenen  Bezugsrechtes  sind  die 
Genussscheine  den  Actien  gleichgestellt. 
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Das  Formular  dieser  Genussscheine,  welche  auf  den  Inhaber  zu  lauten 
haben  werden,  ist  seinerzeit  von  dem  Verwaltungsrathe  zur  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  vorzulegen. 

VIT.  Abschnitt 

Staatsaufsicht  und  SchlusHbeMtimmungen. 

§.  39. 

Landesftirstlicher  Oommissär  und  besondere  Verpflichtungen  der  Gesellschaft. 

Das  der  Staatsverwaltung  zustehende  Aufsichtsrecht  wird  von  dersel- 
ben nach  den  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gesetze  und  des  §.17  der 
Allerhöchsten  Concessions-Urkunde  geübt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  damit  verbundene  Geschäftslast  wird  von  der 
Gesellschaft  eine  jährliche  Pauschalsumme  an  den  Staatsschatz  geleistet, 
deren  Hohe  von  der  Staatsverwaltung  in  Gemässheit  des  oben  citirten  §.17 
der  Allerhöchsten  Concessions-Urkunde  bestimmt  wird. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich  in  Gemässheit  des  §.18  der  Aller- 
höchsten Concessions-Urkunde,  die  aus  Aulass  von  Aenderungen  im  Vcr- 
waltungsorganismus  disponibel  gewordenen  Staatsbeamten,  insoferne  sie  die 
nöthige  Befähigung  besitzen  und  den  Erfordernissen  der  von  den  Conces- 
sionären  aufzustellenden  Dienstordnung  entsprechen,  bei  Bewerbung  um 
eine  Dienstesstelle  vorzugsweise  zu  berücksichtigen. 

Auch  Ubernimmt  die  Gesellschaft  die  Verbindlichkeit,  die  sich  für  eine 
Anstellung  bei  der  Unternehmung  meldenden  und  dazu  geeigneten  ausge- 
dienten Militärs,  und  zwar  insbesondere  die  gutgedienten  Unterofficiere  nach 
Massgabe  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  19.  December  1853,  R.  G.  Bl. 
Nr.  266,  vorzugsweise  zu  berücksichtigen,  sowie  auch  bezüglich  der  Ver- 
leihung von  Dienstesposten  an  Unterofficiere  den  Bestimmungen  des  für  die 
subventionirten  Bahnen  diesfalls  in  Aussicht  genommenen  Gesetzes  rück- 
haltslos beizutreten. 

§.  40. 

Oonstituirende  Generalversammlung. 

Die  constituirende  General-Versammlung  wird  von  den  Conocssionären 
durch  einmalige  öffentliche  Kundmachung  und  durch  schriftliche  Einladung 
an  särnmtliche  Actienzeichner  oder  die  von  denselben  bezeichneten  Rechts- 
nachfolger einberufen.  Zur  Giltigkeit  ihrer  Beschlüsse  genügt  es,  dass  die 
Kundmachung,  mit  welcher  diese  constituirende  Generalversammlung 
einberufen  wird,  nur  8  Tage  vor  dem  Zusammentritte  derselben  veröffent- 
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licht  worden  sei  und  bedarf  es  nicht  der  im  §.  29  vorgeschriebenen  Hinter- 
legung der  Actien,  auf  Grund  deren  das  Stimmrecht  ausgeübt  wird. 

§.  41. 
Liquidatur. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  wird  die  Liquidation  von  der 
General  Versammlung  m  Gcmässheit  der  Bestimmungen  des  HandeN-Gesetz 
Imches  festgesetzt. 

Wien,  am  11.  December  1871. 


Anhang  zur  Coneessions-rrknnüV  vom  21.  April  1S70, 

R.  G.  Bl.  Nr.  111, 

für  die  Eisenbahn  von  Pilsen  nach  Priesen  u.  s.  w.  (II.  Bd.,  2.  Abth  ,  E.  B. 

von  Pilsen  nach  Priesen  I). 

Verzeichnis«  der  genehmigten  Zweigbahnen. 

Auf  Grund  der  Artikel  4  und  5  der  Concessions-l'rkunde  vom  21. 
April  1870  hat  die  Gesellschaft  die  Coneession  zum  Baue  der  nnehbenannten 
Zweigbahnen  erhalten. 

1.  Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  Statthaltern  für  Böhmen  vom  13.  Sep 
tember  1872,  Z.  45963  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom 
30.  August  1872,  Z.  19574-4434  für  eine  Haltestelle  bei  der  Segen  Gottes 
Zeche  zwischen  Profil  Nr.  37  und  41  der  Strecke  Obernitz-Brüx  nebst  einem 
von  dieser  Haltestelle  abzweigenden  Verbindungsgeleise  zur  landwirt- 
schaftlichen Rübenzuckerfabrik  bei  Brüx. 

2.  Mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Handelsministers  vom  29.  November  1^72. 
Z.  32490-0970  für  eine  Schleppbahn  von  der  Station  Kaznau  zu  dem 
neuen  Kohlenschaehte  des  Johann  Edlen  von  Stark. 
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3. 

Gesetz  vom  28.  Juni  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  99  und  C.  Bl.  Nr.  58,  •) 

betreffend  die  Zugeständnisse  und  Begünstigungen  zum  ßehufe  der  Sicherslellung  einer  Locoinotiv- 
eisenbahn  von  Pilsen  über  KialUu  an  die  böhmisch-baierische  Gränze  bei  Eisenstein. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt : 

Artikel  L 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  bei  Concessiouirung  einer  Locomotiv- 
eisenbahn  von  Pilsen  über  Dobran  und  Prestitz  nach  Klattau  und  von  da  an 
die  böhmisch-baierische  Gränze  bei  Eisenstein  die  nachstehenden  Begün- 
stigungen zu  gewähren: 

a)  Die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Ein- 
gaben und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Baiin  bis  zum  Zeitpunkte  der 
BctriebseröfFnung  j 

b)  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  die  erste  Ausgabe 
der  Actien  und  Prioritäts-Obligationen  mit  Einschluss  der  Interims- 
scheine, sowie  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden Uebertragungs- 
gebiihr ; 

c)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer,  von  der  Entrichtung  der 
Coupons-Stämpelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa 
durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von 
zolin  Jahren,  vom  Tage  der  Concessionsertheilung. 


Artikel  IL 

Rücksichtlich  der  übrigen  Concessionsbedingungen  ist  auf  die  Anord- 
nungen des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  für  die  öster- 
reichische Xordwestbahn  thunlichst  Bedacht  zu  nehmen. 


Artikel  III. 

Rücksichtlich  des  Anschlusses  der  im  Artikel  I  erwähnten  Eisenbahn- 
linie an  das  baierische  Eisenbahnnetz  und  rücksichtlich  des  Betriebsdienstes 
in  der  gemeinschaftlichen  Wechselstation  bleibt  die  Festsetzung  der  diess- 


•;  Auf  Grund  diesen  Gesetzes  wurde  der  ActiengesellsclDtft  der  k.  k.  priv.  Kisenbshii 
Pilsen-Friesen  (Komotau)  mit  Allerhöchster  KuUchliessung  vom  13.  .November  1S72  die  Con- 
oession  für  die  in  Kede  stehende  Eisenbahn  verliehen. 
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fälligen  Bestimmungen  dem  Abschlüsse  des  Staatsvertrages  mit  der  könig- 
lieh baierisehen  Regierung  vorbehalten  und  sind  die  Concessionäre  ver- 
pflichtet, sich  den  Bestimmungen  dieses  Staats  Vertrages  und  den  daraus  fUr 
sie  erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

Artikel  IV. 

Der  Handels-  und  der  Finauzminister  sind  mit  der  Durchführung  dieses 
Gesetzes  beauftragt. 

Laxenburg,  am  28.  Juni  1872. 

Franz  Joseph  m.  p.       (L.  8.) 
Aumperg  m.  p.         Baohans  m.  p.         Prelis  m.  p. 


4. 

Gesetz  vom  28.  Juni  1872,  R.  G.  B1.  Nr.  102  und  C.  Bl.  Nr.  59,  *) 

betreffend  die  Begünstigungen  der  Sicherstellung  einer  l.oconiotiveisenbahn  vun  einem  Punkte  der 
Pilsen-Prifsener  Bahn  nächst  Mlatz  über  Carlsbad  an  die  böhmisch-sächsische  Landesgränze 

nächst  Johann-Georgenstadt. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Staatsverwaltung  wird  ermächtigt,  bei  Concessionirung  einer  Loco- 
motiveisenbahn  von  einem  Punkte  der  Pilsen-Priesencr  Bahn  nächst  Mlatz 
über  Carlabad  —  wo  möglich  in  der  Richtung  gegen  Joachimsthal  —  an  die 
böhmisch-sächsische  Landesgränze  nächst  Johann  -  Georgenstadt  folgende 
Begünstigungen  zu  gewähren: 

a)  Die  Befreiung  von  den  Stämpelu  und  Gebühren  für  alle  Verträge  ,  Ein- 
gaben und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Zeitpunkte  der 
Betriebseröffnung  ; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  die  erste  Ausgabe 
der  Actien  und  Prioritäts-Obligationeu  mit  Einschluss  der  Interims- 
Scheine,  so*ie  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungs- 
gebühr ; 


*)  Auf  Grund  dieses  Gesetzes  wurde  der  Actiengesellschaft  der  k.  k.  priv.  Eisenbahn 
Pilseii-Priesen  (Koniutau)  mit  Allerhöchster  Erschliessung  rom  13.  November  1872  die  Con- 
eesaiou  für  die  in  Rede  stehende  Eisenbahn  verliehen. 


Digitized  by  Google 


Ei»enb»hn  Piken- Priesen  (Komotau). 


457 


c)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der  Cou- 
pons-Stämpelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa 
durch  künftige  Gosetze  eingeführt  werden  sollte,  bis  zur  Maximaldauer 
von  zehn  Jahren  vom  Tage  der  Concessionsertheilung  an  gerechnet. 

Artikel  II. 

Bei  Verleihung  der  Conccssiou ,  in  welcher  die  Staatsverwaltung  vo  n 
der  im  Artikel  I  eingeräumten  Ermächtigung  Gebrauch  macht,  ist  in  Betreff 
der  sonstigen  Conccssionsbestimmungen  auf  die  Anordnungen  des  Gesetzes 
vom  1.  Juni  1868  (R.  G.  Bl.  Nr.  56)  thunlichst  Rücksicht  zu  nehmen. 

Artikel  III. 

Die  im  Artikel  I  bezeichnete  Bahnlinie  muss  binnen  längstens  vier 
Jahren  vom  Tage  der  Concessionsertheilung  an  gerechnet  im  Bau  vollendet 
und  dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben  werden;  für  die  Sicherstellung 
dieser  Verpflichtung  durch  die  Concessionärc  hat  die  Staatsverwaltung  die 
entsprechende  Vorsorge  zu  treffen. 

• 

Artikel  IV. 

Der  Handelsminister  und  der  Finanzminister  werden  mit  dem  Vollzuge 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  beauftragt. 

Laxenburg,  am  28.  Juni  1872. 

Franz  Josef  n>.  p.        (L.  S.) 

Aaersperg  m.  p.  Banhais  m.  p.  Pretls  m.  p. 
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K.  K.  priv.  Prag-Duxer  Eisenbahn. 


1. 

Fortsetzung  des  Verzeichnisses  der  genehmigten  Zweigbahnen. 

.Vgl.  Anhang  zur  Concessions-Urkunde  vom  25.  Juni  1870,  III.  Bd.,  2.  Abtk. 
dieser  Sammlung,  Nachtrag,  Prag-Duxer  E.  Ii.  L), 

2.  Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  Statthaltern  für  Böhmen  vom  11.  August 
1872,  Z.  40338,  Uber  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom  11.  Juli 
1872,  Z.  13219-3103,  für  eine  Schleppbahn  von  der  Station  Brüx  zur 
dortigen  Zuckerfabrik. 

3.  Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  vom  14.  August 
1872,  Z.  40722,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom  11.  Juli 
1872,  Z.  13219-3103,  für  eine  Schleppbahn  von  der  Station  Chlumcan  zur 
fürstlich  Schwarzenberg'schen  Zuckerfabrik  in  Chlumcan. 

4.  Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  vom  16.  August 
1872,  Z.  41192,  Uber  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom  11.  Juli 
1872,  Z.  13219-3103,  für  eine  Zweigbahn  von  der  Station  Zlonic  zur 
fürstlich  Kinsky'schen  Zuckerfabrik  daselbst. 

5.  Mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Handelsministers  vom  18.  Octobcr  1872, 
Z.  24404-5350 ,  für  eine  Fra^b'enhaltstelle  nächst  Schlau  mit  einer  aus 
derselben  ausmündenden  Schleppbahu  zur  Baumwollspinnerei  daselbst. 

6.  Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  vom  19.  October 
1872,  Z.  47446,  über  Ermächtigung  des  k. k.  Handelsministers  vom  11.  Juli 
1872,  Z.  13219-3103,  für  eine  Schleppbahu  von  der  Station  Schlan  zur 
Zuckerfabrik  in  Studnowes. 

7.  Mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Handelsministers  vom  2.  November  1872, 
Z.  24977-5466,  für  eine  Geleiseanlage  zur  Maria  Theresia  Zeche  bei  Profil 
Nr.  47-43  nächst  Brüx. 
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Nachtrügt  zur  k.  k.  prir. 


Oesetz  vom  28.  Juni  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  104  und  €.  Bl.  Nr.  60, 

in  Betreff  der  Bedingungen  und  Zugeständnisse  ruiu  Behufe  der  Sicherstellung  einer  UcMMtir- 
eisenbahn  von  Brüx  an  die  böhmisch-sächsische  Gräme  bei  .Mulde. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  L 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  der  privilegirten  Prag-Duxer  Eisen- 
bahngesellachaft  im  Falle  der  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Be- 
triebe einer  Looomotiveisenbahu  von  Brüx  Uber  Oberleutensdorf,  Osa  egg. 
Klostergrab  und  Niklasber  ■  an  die  böhmisch-sächsische  Gränze  bei  Mulde 
für  diese  Eisenbahn,  welche  einen  integrirenden  Bestandtheil  der  Prag- 
Duxer  Eisenbahn  zu  bilden  hat,  die  nachstehenden  Begünstigungen  zu  er- 
theilen: 

a)  Die  Befreiung  von  den  Stämpelu  und  Gebühren  für  alle  Verträge  ,  Ein- 
gaben und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Geldbeschaffung,  sowie 
des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zu  dem  Zeitpunkte  der 
Betricbscröffnung,- 

b)  die  Befreiung  von  den  Stämpelu  und  Gebühren  Air  die  erste  Ausgabe 
der  Actien  und  Prioritäts-Obligationen,  mit  Einschluss  der  Interims- 
Scheine,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Ueber 
tragungsgebühr; 

c)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der  Cou- 
pons-Stämpelgebühreu,  sowie  von  jedcrSteuer,  welcheetwa  durch  künf- 
tige Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  zehn  Jahren 
vom  Tage  der  Coucessiousertheiluug  an  gerechnet. 

Die  nach  Absatz  c)  gewährte  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  kann 
in  der  Weise  ausgeführt  werden,  dass  die  Entrichtung  der  Einkommensteuer 
für  die  Prag-Duxer  Eisenbahngesellschaft  nach  Massgabe  des  Verhältnisses 
der  Meilenlänge  der  bereits  concessionirten  Linie  zu  der  neuen  Strecke 
stattfindet. 

Artikel  IL 

Die  Actiengesellschaft  der  privilegirten  Prag-Duxer  Eisenbahn  ist  ver- 
pflichtet, Uber  Verlangen  der  Staatsverwaltung  und  nach  den  von  derselben 
festzustellenden  Modalitäten  eine  Verbindungsbahn  von  Neustadt  an  die 
böhmisch-sächsische  Gränze  zum  Anschlüsse  an  die  MUglitzthalbahn  herzu- 
stellen. 
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Bezüglich  dieser  Verbindungsbahn  haben  auch  die  im  Artikel  1  ent- 
haltenen Begünstigungen  in  Kraft  zu  treten. 

Artikel  III. 

RUcksichtlich  des  Anschlusses  der  im  Artikel  I  erwähnten  Eisenbahn- 
linie, sowie  eventuell  auch  bezüglich  des  Anschlusses  der  im  Artikel  II 
bezeichneten  Verbindungsbahn  an  das  sächsische  Eisenbahnnetz  und  rück- 
sichtlich des  Betriebsdienstes  in  der  gemeinschaftlichen  Wecbselstation 
bleibt  die  Festsetzung  der  diessfälligen  Bestimmungen  dem  Abschlüsse  des 
Staatsvertrages  mit  der  königlich  sächsischen  Regierung  vorbehalten,  und 
ist  die  Actiengesellschaft  der  Prag-Üuxer  Eisenbahn  oder  deren  Rechtsnach- 
folger verpflichtet,  sich  den  Bestimmungen  dieses  Staatsvertrages  und  den 
hieraus  für  sie  erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

Artikel  IV. 

Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  werden  der  Handels-  und 
Finanzminister  beauftragt. 

Laxenburg,  am  28.  Juni  1872. 

Franz  Joseph  m.  p.         (L.  8.) 

Auersperg  m.  p.  Bauhaus  m.  p.  Prelis  m.  p. 


3. 

Auszug  aus  dem  Protokolle  vom  18.  April  1872,  *) 

aufgenommen  beim  k.  k.  Handels-Ministerium  wegen  Feststellung  der  Be- 
dingungen einer  Gesetzvorlage  zum  Zwecke  der  Fortsetzung  der  Prag- 
Duxer  Eisenbahn  an  die  böhmisch-sächsische  Gränze. 

Gegenwärtige  die  Gefertigten. 

III.  Bauzeit. 

Das  Detailproject  für  die  ganze  Strecke  soll  jedenfalls  noch  im  Laufe 
des  Jahres  1872  vorgelegt  und  sohin  der  Bau  binnen  drei  Monaten  vom 
Tage  der  ertheilten  Baubewilligung  in  Augriff  genommen  werden. 


I  Die  hier  nicht  angedruckten  Iteslinunungen  des  Protokolle»  hüben  in  der  Conceasions- 
t'rkunde  vom  4.  September  1872  (Doc.  4  dieser  Ergüniung)  Aufnahme  gefunden. 
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Nachträge  lur  k.  k.  uriv. 


V.  Geldbeschaffung  und  Bau- Ausführung. 

Die  Vertreter  der  Gesellschaft  nehmen  das  Princip  der  Trennung  der 
Geldbeschaffung  vom  Baue  an  und  räumen  der  Regierung  das  Recht  der 
Genehmigung  des  Emissionscourscs  ein. 

Bezüglich  des  Baues  verpflichten  sich  die  Vertreter  der  Gesellschaft 
—  soferne  dieselbe  die  Ausführung  nicht  in  eigene  Regie  nehmen  wollte  — 
eine  Offertverhandlung  auszuschreiben,  deren  Ergebnis*  im  Zusammenhange 
mit  einem  allgemeinen  aufzustellenden  Bedingnisshefte  der  Genehmigung  der 
Regierung  vorbehalten  bleiben  soll. 

Von  dem  eigentlichen  Baue  getrennt  sollen  Fahrbetriebsmittel  und 
Bahnhofseinrichtung,  sowie  die  Beistellung  des  Oberbaueisenmateriales  den 
Gegenstand  einer  besonderen  Offert  Verhandlung  bilden. 

Für  die  Ausführung  des  Ober-,  Unter-  und  Hochbaues  wird  die  Gesell- 
schaft dieselben  Modalitäten  und  Vorschriften  zur  Anwendung  bringen,  wie 
sie  bezüglich  der  Strecke  Prag-Dux  (beziehungsweise  Brüx)  gelten. 

Zur  besseren  Anlage  des  Oberbaues  sollen  24pfündigc  Schienen  ver- 
wendet werden. 

Ueber  die  seitens  der  Vertreter  des  Handels-Ministeriums  gestellte  For- 
derung der  Anlage  der  Tunnels  für  die  lichte  Weite  von  zwei  Geleisen 
und  der  Fundirung  der  Pfeiler  der  grosseren  Viaduete  für  zwei  Geleise, 
erklären  die.  Vertreter  der  Gesellschaft,  dass  es  in  ökonomischer,  wie  in 
technischer  Beziehung  zweckmässiger  erschiene,  statt  der  Herstellung  eines 
zweigeleisigen  Tunnels  die  Möglichkeit  der  Anlage  zweier  eingeleisiger 
Tunnels  für  den  Fall  des  Bedarfes  im  Auge  zu  behalten,  dass  sie  aber  nichts 
destoweniger  bereit  wären,  fallsauf  der  von  den  Regierungsvertretern  gestell- 
ten Forderung  bcharrt  werden  sollte,  derselben  zu  entsprechen. 

Was  das  Anlagecapital  anlangt,  so  wird  dasselbe  von  den  Vertretern 
der  Gesellschaft  in  nachstehender  Weise  präliminirt  : 

Die  effectiven  Baukosten  betragen  laut derNaehweisungrund 5,850.000 
Gulden.  Unter  Zugrundelegung  eines  Begebungscourscs  von  80°  0  würde 
sich  sonach  das  Nominalanlageeapital  inclusive  der  dreijährigen  Intercalar- 
zinsen  auf  rund  8,400.000  Gulden  oder  per  Meile  1,575.000  Gulden  her- 
ausstellen. 

Mit  der  vom  k.  k.  Ihiiidehmini^terium  unterm  11.  Oitol.tr  1872,  Z.  101  ?G- 2391,  zur 
Kenntnis»  genommenen  Ein^une  de»  Verwultungsmlhes  der  Prag-Himer  Eisenbahn  wurde  da» 
uriliminirte  Nominalniilageciipilal  auf  1,200.000  uer  Meile  redtieirt. 

Die  etwaigen  aus  der  Bauführung  resultirenden  Ersparnisse  verptiieh- 
ten  sich  die  Vertreter  der  Gesellschaft  in  einen  Reservefond  zu  hinter- 
legen. 
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Der  aus  der  Begebung  der  Effecten  erzielbare  Erlös  muss  aussehliess 
lieh  für  den  Bau  und  Betrieb  der  neuen  Linie  verwendet  werden  und  behält 
sieh  der  Handclsminister  insbesondere  das  Keeht  vor,  auch  die  in  Anrech- 
nung kommenden  Vorauslagen  zu  prüfen  und  zu  genehmigen. 

In  Betreff  der  Ausgabe  der  Titel  bitten  die  Vertreter  der  Gesellschaft, 
dieselben  zu  zwei  Fünftel  in  Actien  und  zu  drei  Fünftel  in  Priorität«  Obliga- 
tionen emittiren  zu  dürfen. 

III.  Tarif. 

Die  Vertreter  der  Gesellschaft  übernehmen  die  Verpflichtung,  sowohl 
auf  der  bereits  concessionirten,  als  auch  auf  der  neuen  Strecke  im  Fracht- 
tarife jene  Nomenclatur  und  Classification  der  Waaren,  sowie  jene  Trans- 
Portbestimmungen,  welche  der  grössteTheil  der  österreichischen  Eisenbahnen 
für  den  allgemeinen  österreichischen  Verbandverkehr  einzuführen  beschlossen 
hat,  gleichfalls  in  Anwendung  zu  bringen  und  sich  den  diesbezüglichen 
jeweiligen  Anordnungen  des  Handelsministeriums  zu  unterwerfen.  Dieselben 
erklären  ferner,  sich  auch  bezüglich  der  Strecke  Brüx-Gränze  den  zufolge 
Protokolls  vom  13.  März  1872  zu  Prag  getroffenen  Vereinbarungen  von 
Grundsätzen  für  den  Bau  und  Betrieb  der  Sehleppbahncn  im  erzgebirgischen 
Becken  zu  unterwerfen. 

Geschlossen  mit  dem  Bemerken,  dass  die  Vertreter  der  Gesellschaft 
sieh  eine  Abschrift  des  Protokolle»  erbitten. 

Die  Vertreter  des  Handels-         Die  Vertreter  der  Prag-Duxer 
ministeriums ;  Eisenbahngesellschaft : 

Carl  Ritter  von  Posswald  m.  p.  Franz  Hrai  m.  p. 

k.  k.  Stetioiuratli.  fteneraldireetor, 

Dr.  Heinrich  Ritter  von  Witt e k  in.  p.        Dr.  Franz  Seldl  m.  p. 

k.  k.  MinisteriAl-Secratir.  SecretSr. 

Dr.  Theodor  laberer  m.  p. 

k.  k.  Mini*teri»lcoiirei>t.i-A<ijiinrt  als  Protokollführer. 


4. 

I'oncettsioiis-Urkuude  vom  4.  September  1S72,  R.  G.  Bl.  Nr.  142 

und  C  Bl.  Nr.  86, 

für  eine  Locomotiveisenbahn  von  Brüx  an  die  böhmisch-sächsische  C, ranze  hei  Mulde 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich 
Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dalmatien,  Croatien. 
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Slavonien,  Galizien,  Lodomerien  und  Illyrien;  Erzherzog  von  Oesterreich; 
Grossherzog  von  Krakau,  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  Steyer,  Kärnthen, 
Krain.  Bukowina,  Ober-  und  Nieder-Scblesien ;  Grossfürst  von  Siebenbürgen; 
Markgraf  von  Mähren;  geforsteter  Graf  von  Habsburg  und  Tirol  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  priv.  Actiengesellschaft  der  Prag-Duxer  Eisenbahn  die 
Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiv- 
Eisenbahn  von  Brüx  an  die  böhmisch-sächsische  Gränze  bei  Mulde  gestellt 
hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  dieses 
Unternehmens,  der  genannten  Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grundlage 
des  Gesetzes  vom  28.  Juni  1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  104),*)  wie  folgt,  zu  er- 
theilen : 

§•  i. 

Wir  verleihen  der  Actiengesellschaft  der  Prag-Duxer  Eisenbahn  das 
Recht  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiv-Eisenbahn  von  Brüx  Uber 
Oberleutensdorf,  Ossegg,  Klostergrab  und  Nikiasberg  an  die  böhmisch-säch- 
sische Gränze  bei  Mulde. 

Die  Actiengesellschaft  der  priv.  Prag-Duxer  Eisenbahn  ist  verpflichtet. 
Uber  Verlangen  der  Staatsverwaltung  und  nach  den  von  derselben  festzu- 
stellenden Modalitäter,  eine  Verbindungsbahn  von  Neustadt  an  die  böhmisch- 
sächsische  Gränze  zum  Anschlüsse  an  die  Müglitzthalbahn  herzustellen. 

RUcksichtlich  der  Anschlüsse  dieser  Linien  an  das  sächsische  Eisen- 
bahnnetz und  rficksichtlich  des  Betriebsdienstes  in  den  bezüglichen  gemein- 
schaftlichen Wechselstationen,  bleibt  die  Festsetzung  der  diessfälligen  Be- 
stimmungen dem  Abschlüsse  des  Staatsvertrages  mit  der  königlich  sächsi- 
schen Regierung  vorbehalten,  und  ist  die  Actiengesellschaft  der  Prag-Duxer 
Eisenbahn  oder  deren  Rechtsnachfolger  verpflichtet,  sich  den  Bestimmungen 
dieses  Staatsvertrages  und  den  hieraus  für  sie  erwachsenden  Obliegenheiten 
zu  unterwerfen. 

§.  2. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Eisenbahnstrecke  von  Brüx  Uber 
Oberleutensdorf  und  Osseg  bis  Klostcrgrab  binnen  zwei  Jahren,  vom 
heutigen  Tage,  die  weitere  Stre(  l.c  bis  zur  sächsischen  Gränze  jedoch  gleich- 
zeitig mit  der  sächsischerseits  von  Freiberg  bis  an  die  böhmische  Granze 
zu  führenden  Linie,  spätestens  aber  binnen  drei  Jahren,  vom  heutigen  Tage, 
zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem  Betriebe  zu  übergeben. 

Vgl.  Punkt  III  des  Protokolls  vom  18.  April  1872  (Hoc.  3  dieser  Brgtnuiag). 


*)  Vgl.  Uoc.  2  dieser  Kryänzun?. 
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§.  3. 

Die  Gesellschaft  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb 
und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene 
Kosten,  entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staats- 
telegraphen-Anstalt herzustellen,  einzurichten  und  zu  unterhalten. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  Betriebsleitung 
auch  für  Staats-  und  Privat-Correspondenz  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  die  Drähte  des  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  der  Bahnbetriebsleitung  anzubringen  oder  selbständige 
Leitungen  auf  dem  gesellschaftlichen  Grund  und  Boden  ohne  jede  Vergütung 
oder  Entschädigung  anzulegen.  Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung 
solcher  Staatslinien  hat  die  Gesellschaft  durch  das  Bahnpersonale  unentgelt- 
lich mitzuwirken. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  auf  ihren  Bahnstrecken  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphen-Anstalt  nach  den  für  Mili- 
tärtransporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  ihren  Bahnhöfen  und 
Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  verwahren. 

In  allen  vorerwähnten  Beziehungen  ist  die  Gesellschaft  gehalten,  mit 
der  Staat8telcgraphen-Anstalt  rechtzeitig  ein  besonderes  Uebereinkommen 
zu  treffen. 

§•  4. 

Sowohl  die  Eisenbahnlinie  von  Brüx  nach  Mulde,  als  auch  eventuell 
die  Verbindungsbahn  von  Neustadt  zum  Anschlüsse  an  die  Müglitzthalbahnr 
ist  als  ein  integrirender  Bestandtheil  der  bereits  concessionirten  Linien  der 
Prag-Duxer  Eisenbahngesellschaft  zu  betrachten  und  zu  behandeln,  und  es 
haben  für  dieselbe  bezüglich  der  Tarifirung  die  Bestimmungen  der  Con- 
cession  vom  25.  Juni  1870  (R.  G.  Bl.  Nr.  97)  zur  Anwendung  zu  kommen. 

Es  wird  jedoch  für  die  im  §.  1  der  gegenwärtigen  Concessions-Urkunde 
erwähnten  Linien  bei  Bemessung  der  Frachtpreise  für  Strecken  mit  einer 
Steigung  von  1  :  60  und  darüber  die  Berechnung  mit  der  ein  und  einhalb- 
fachen  Länge  gestattet. 

Vgl.  Punct  V  de»  Protokolle»  vom  18.  April  1872,  (Doc.  3  dieser  Ergänzung). 

Der  Regierung  bleibt  übrigens  das  Recht  vorbehalten,  nach  Ablauf  der 
ersten  neun  Betriebsjahre  nach  Eröffnung  der  Eisenbahnlinie  von  Brüx  an 
die  Gränze  bei  Mulde  sowohl  für  die  im  §.  1  erwähnten  Linien,  als  auch  für 
die  bereits  mit  der  Concess:ons-Urkunde  vom  25.  Juni  1870  concessionirten 
Linien,  nach  Einvernehmen  der  Prag-Duxer  Eisenbahngesellschaft  oder  deren 
Rechtsnachfolger,  eine  entsprechende  Herabsetzung  der  Tarife  anzuordnen. 
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%.  5. 

Die  Actiengesellschaft  der  Prag-Duxer  Eisenbahn  ist  verpflichtet,  die 
im  10  der  Coneessions-Urkunde  vom  25.  Juni  187u  enthaltenen  Bestim- 
mungen bezüglich  der  Militärtransporte  und  hinsichtlich  der  Begünstigungen 
reisender  Militärs  sowohl  für  die  bereits  eoncessionirten,  als  für  die  im  §.  1 
erwähnten  Linien  auch  auf  die  Landwehr  beider  Heiehshällten ,  auf  die 
Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des 
Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den 
Waffenilbungen  und  Controlsversamralungen,  ferner  auf  das  Militär- Wach- 
corps für  die  Civilgerichte  Wiens  und  die  k.  k.  Gendarmerie  auszudehnen. 

Die  Gesellschaft  ist  in  demselben  Umfange  auch  verpflichtet,  dem  mit 
1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Xachtrags-Uebereinkommen*i  be- 
züglich des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des 
Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten,  ferner 
dem  Uebereinkommen  wegen  gegenseitiger  Aushilfe  an  Personale  bei  Durch- 
führung grosser  Militärtransporte  und  der  Vorschrift  für  den  Militärtrans- 
port auf  Eisenbahnen,  sowie  dem  Uebereinkommen  über  die  Anschaffung  und 
Bereithaltung  von  Ausrüstungs-Gegenständen  für  Militärtransporte  beizu- 
treten. 

Dessgleiehen  ist  die  Gesellschaft  verpflichtet,  sieh  hinsichtlich  der  An- 
stellung gedienter  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der 
Landwehr  den  Bestimmungen  des  §.  38  des  Wehrgesetzes  vom  Jahre  1 8G8  **• 
und  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  60)  zu  unterwerfen. 

§.  6. 

Für  die  im  §.  1  erwähnten  Eisenbahnlinien  werden  nachstehende  Be- 
günstigungen ertheilt: 
// )  Die  Befreiung  von  den  Stämpeln   und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Geldbeschaffung, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zu  dem  Zeitpuncte 
der  Betriebseröffnung; 
b )  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  erste  Ausgabe 
der  Actien  und  Prioritäts-Obligationen,  mit  Einschluss  der  Interims- 
scheine, sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Ueber- 
tragungsgebühr; 

t)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der 
Coupons-Stämpelgebühren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa  durch 


•j  Normal-Verordnungen  dei  k.  k.  Armee- Verordnungsblattes  vom  Jahre  1871,   1Z.  Stück, 

Nr.  79. 

**)  Reichsgesetiblatt  Nr.  151. 
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künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  zehn 
Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet. 

Die  nach  Absatz  c)  gewährte  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  kann 
in  der  Weise  ausgeführt  werden,  dass  die  Entrichtung  der  Einkommensteuer 
flir  die  Prag-Duxer  Eisenbahngesellschaft  nach  Massgabe  des  Verhältnisses 
der  Meilenlänge  der  bereits  concessionirten  Linie  zu  der  neuen  Strecke  statt- 
findet. 


Die  gegenwärtige  Concession  erlischt  gleichzeitig  mit  der  Ooncession 
vom  25.  Juni  1870  (R.  G.  BL  Nr.  97). 


Insofernc  in  dieser  Concession  nicht  etwas  Anderes  bestimmt  wird, 
haben  die  in  der  Concessions-Urkunde  vom  25.  Juni  1870  (R.  G.  Bl.  Nr.  97) 
für  die  Prag-Duxer  Eisenbahn  festgesetzten  Bedingungen  auch  für  die  im 
ij.  1  bezeichneten  Fortsetzungslinieu  zu  gelten. 

Vgl.  Protokoll  vom  18.  April  1872  (Doc.  3  die»er  Ergänzung). 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Concession  entgegen  zu  handeln,  und  der  Gesellschaft  das  Recht  einräumen, 
wegen  des  erweislichen  Sehadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz  zu 
dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  gemessenen 
Befehl,  Uber  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge 
und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zur  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
vierten  Tage  des  Monats  September,  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  Achthundert 
Siebzig  und  Zwei,  Unserer  Reiche  im  Vierundzwanzigsten. 


§•  7. 


Franz  Joseph  m.  p. 


(L.  8.) 


Auersperg  m.  p. 


Banhan«  m.  p. 


Prelis  m.  p. 


30 
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Eisenbahn  von  Bilin  durch  das  Biela-Thal  nach  Aussig. 


l. 

Kundmachung  des  k.k.  Handelsministeriums  vom  21.  Jäuuer  1872, 

Z.  36-12*), 

betreffend  die  Uebertragung  der  Concession  für  die  Biela-Thal-lhhn  an  die  Aussig-Teplitzer 

Eisenbahn-Gesellschaft. 

Die  zufolge  der  Concessions-Urkunde  vom  25.  Juni  1870,  R.  G.  Bl. 
Nr.  98,**)  dem  Grosshandlungshause  Johann  Liebig  &  Comp,  ertheilte  Con- 
cession zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  von  Bilin  im  An- 
schlüsse an  die  Prag-Duxer  Eisenbahn  durch  das  Biela-Thal  nach  Aussig  zur 
Verbindung  mit  der  nördlichen  Staatsbahn,  dann  an  die  Elbe  mittelst  einer 
Schleppbahn  und  eventuell  zum  Anschlüsse  an  die  auf  dem  rechten  Elbeufer 
concessionirte  Eisenbahn  wurde  von  den  Concessionärcn  auf  Grund  der 
Allerhöchsten  Erschliessung  vom  20.  November  1871  an  die  k.  k.  priv. 
Aussig-Teplitzer  Eisenbahn-Gesellschaft  mit  der  Abänderung  Ubertragen. 
<las8  die  Einmündung  der  Biela-Thal-Bahn  in  die  Aussig-Teplitzer  Bahn  statt 
in  Aussig  bei  Turmitz  zu  erfolgen  hat  und  die  neue  Eisenbahn  von  Bilin 
durch  das  Biela-Thal  nach  Tunnitz  spätestens  gleichzeitig  mit  der  in 
Aussig  anschliessenden  Strecke  der  österreichischen  Nordwestbahn  dem 
öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben  ist. 

Banhans  m.  p. 


*)  Enthalten  in  dem  am  24.  Februar  1S72  ausgegebenen  IV.  Stücke  des  Ileichsgeseti- 
blattes  unter  Nr.  7  und  C.  Bl.  Nr.  17. 

**)  Ceatralblatt  Nr.  60,  Jahrgang  1870  (Vgl.  II.  Bd.,  2.  Abth.  dieser  Sammlung,  K.  B.  von 
Bilin  durch  das  Biela-Thal  nach  Ausaig. 

30* 
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Ungarische  Westbahn. 


l. 

Anmerkung  zur  Concessions-Urkunde  vom  14.  Juli  1869, 

für  die  ungar.  Linien  (Vgl.  II.  Bd.,  2.  Abth.  dieser  Sammlung,  Ungar.  West- 
bahn, III). 

Zu  §.  30. 

Die  Eröffnung  des  Betriebes  auf  den  ungarischen  Strecken  erfolgte  in 
nachbezeichneten  Terminen: 

Raab-Steinamanger  am  1.  Oetober  1871, 
Stuhlweissenburg-Veszprim  am  9.  August  1872, 
Steinamanger -Jennersdorf  am  1.  September  1872. 


*2. 

Anmerkung  zur  Concessions-Urkunde  vom  2.  Februar  1870, 

R.  G.  Bl.  Nr.  25, 

flir  die  steiermärkisehe  Strecke  (Vgl.  II.  Bd.,  2.  Abth.  dieser  Sammlung, 

Ungar.  Westbahn  V). 

Zu  Artikel  15. 

Mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  28.  Mai  1872,  Z.  4227-984, 
wurde  dem  Verwaltungsrathe  eröffnet,  dass  es  keinem  Anstände  unterliege, 
dass  behufs  Deckung  der  Kosten  für  die  Anlage  eines  besonderen  Bahnhofes 
in  der  Schönau  bei  Graz  eine  schwebende  Schuld  aufgenommen  und  die 
Annuitäten  im  unüberschreithare  n  Betrage  von  22.000  fl.  in  die  Betriebs- 
rechnung eingestellt  werden.  Die  Erörterung  der  Frage  Uber  die  Errichtung 
einer  Frachten-Expositur  am  rechten  Murufer  bei  Graz  wurde  jenem  Zeit- 
punkte vorbehalten,  in  welchem  das  Unternehmen  der  Ungarischen  Westbahn 
ein  5«/tpercentiges  Reine rträgniss  abwirft.  Mit  dem  weiteren  Handelsmini- 
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Nachtrabe  zur  l'ngarMchen  Westbahn. 


sterial-Erlnsse  vom  10.  Juni  1872,  Z.  13720-3214,  wurde  in  Folge 
Allerhöchster  EntSchliessung  ddto.  Schönbrunn  am  2.  Juni  1872  das  con- 
cessionsmässig  garantirte  Anlagecapital  der  Ungarischen  Westbahn  von 
719.800  fl.  per  Meile  auf  die  in  dem  Gesetze  vom  20.  Mai  1869,  R.  6.  Bl. 
Nr.  84  (II.  Bd..  2.  Abth.  dieser  Sammlung,  Ungarische  Westbahn,  I)  fixirte 
Maximalsumme  von  728.000  fl.  per  Meile  erhöht. 
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K.  K.  priv.  Vorarlberger  Bahn. 

Anmerkung  zur  Concessions- Urkunde  vom  17.  August  1869, 

R.  G.  Bl.  Nr.  169, 

für  die  Eisenbahn  von  Bhidenz  über  Feldkirch  und  Bregenz  an  die  ttsten  '• 
baier.  Grünze  bei  Loiblach  u.  s.  w.  (II.  Bd.,  2.  Abth.  dieser  Sammlung  > 

Vorarlberger  B.,  II). 

Zu  §.  15. 

Die  Eröffnung  des  Betriebes  auf  den  einzelnen  Theilstrecken  erfolgte 
in  den  naehbezeichneten  Terminen: 

Bludenz-Feldkirch-Bregenz-baierische  Gränze  am  1.  Juli  1872, 
Feldkirch-Buchs  am  24.  October  1872. 
Lautrach-St.  Margarethen  am  23.  November  1872. 
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Eisenbahn  von  Wiener-Neustadt  nach  Grammat-Neusiedl. 


Anmerkung  zur  Concessions-Frkunde  vom  23.  August  1869, 

K.  G.  Hl.  Nr.  160 

(Vgl.  ü.  Bd.,  2.  Abth.  dieser  Sammlung,  E.  B.  von  Wiener-Neustadt  nach 

Gr.-Neusiedl,  I). 

Zu  §.  17. 

Die  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  Bahn  von  Wiener-Neustadt  nach 
Grammat-Neugiedl  erfolgte  am  1.  September  1871. 


Anmerkung  zum  Concessions-Erlass  vom  21.  Juni  1871, 

für  die  ungarische  Strecke  der  Ebenfurt-Neufelder  Eisenbahn  (Vgl.  II.  Bd., 
2.  Abth.  dieser  Sammlung,  Wr.Neustadt-Gr.-Neusiedler  E.  B.  II). 

Zu  Punkt  6. 

Die  Bahn  von  Ebenfurt  nach  Neufeld  wurde  am  20.  März  1872  für  den 
Verkehr  eröffnet. 
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Eisenbahn  von  Salzburg  nach  Hallein. 

Im 

Anmerkungen  zur  Concessions-Urknnde  vom  7.  September  1869, 

R.  G.  Bl.  Nr.  31, 

für  die  Eisenbahn  von  Salzburg  nach  Hallein  (Vgl.  IL  Bd.,  2.  Abth.,  Salz- 

burg-Hallciner  E.  B.,  I). 

Zu  §.  4. 

Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  Landesregierung  in  Salzburg  vom  2.  Mai 
1872,  Z.  1902,  wurde  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom 
12.  Februar  1872,  Z.  27141-6681  ex  1871,  dem  k.  k.  Baurathc  Ritter  von 
Schwarz  als  Concessionär  der  Salzburg  -  Hallcincr  Bahn  die  Bewilligung 
zum  Baue  von  Schleppbahnen  aus  dem  Stationsplatze  in  Hallein  zum  k.  k. 
Salzsudwerke  und  zur  Cementfabrik  des  Angelo  Saullich  in  Hallein  ertheilt. 

Zu  den  §§.  15  b,  17  und  18. 

Die  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  Bahn  von  Salzburg  nach  Hallein 
erfolgte  am  15.  Juli  1871. 


Digitized  by  Google 


Nacblrige  xur  k.  k.  prir.  Lundeuburg-Nikolsborg-Urussbacher  Eisenbahn. 


&  k.  priv.  Lundenburg-Uikolsburg-Gmssbacher  Eisenbahn. 


1. 

Statuten  der  ActiengesellHchaft  der  k.  k.  priv.  Lundenbnrg-Nikols- 

burg-Grussbacher  Eisenbahn. 

tienebraigt  mit  den  Erlässen  des  k.  k.  Ministers  des  Innern  vom  18.  Juli  1671,  Z.  9952  und  rom 

26.  September  1872,  Z.  14671. 


I.  Abschnitt 

Gründung,  Zweck  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

§•  i- 

Die  Coueessionäre :  Dr.  Adolf  Weiss  und  Dr.  Maximilian 
.Steinergründen  hiemit  in  Folge  der  durch  Art.  13  der  Allerhöchsten 
Concessions-Urkunde  vom  4.  September  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  9  ex  1871, 
erlangten  Berechtigung  eine  in  allo  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Con- 
eessionäre  als  solcher  eintretende  Acticngesellschaft,  welche  zwischen  allen 
Besitzern  der  nach  den  Bestimmungen  dieser  Statuten  auszugebenden  Actien 
bestehen  wird. 

§•  *• 

Der  Zweck  dieser  Gesellschaft  ist: 
aj  der  Bau  und  Betrieb  der  mit  der  Allerhöchsten  Concessions-l'rkunde 
A  vom  4.  September  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  9  ex  1871,  concessionirten 
Locomotiv- Eisenbahn  von  Lundenburg  im  Anschlüsse  an  die  a.  pr.  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  über  Nikolsburg  nach  Grussbach  zur  Verbindung 
mit  dem  Ergänzungsnetze  der  k.  k.  priv.  österr.  Staatseisenbahn-Gesell- 
Bchaft,  dann  der  Bau  und  Betrieb  der  mit  der  Allerhöchsten  Conces- 
sions-Urkunde B  vom  14.  August  1872  concessionirten  und  durch 
Uebertragung  der  Concession  an  die  Acticngesellschaft  der  Lundcn- 
burg-Nikolsburg-Grussbacher  Eisenbahn  erworbenen  Locomotiv- Eisen- 
bahn von  Neusiedl  nach  Zellerndorf  ; 
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NwchtrSge  zur  k.  k.  priv. 


U)  der  Bau  und  Betrieb  jeuer  zu  einzelnen  industriellen  Etablissements 
etwa  herzustellenden  Flügelbahnen,  deren  Errichtung  von  der  hohen 
Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden 
sollte  (Art.  4  der  Cuncessions-Urkumlen  A  und  B) ; 

r)  die  Concessionserwerbung,  der  Bau  und  der  Betrieb  weiterer  Anschluss- 
bahnen ; 

i!)  die  Erwerbung  und  der  Betrieb  von  Kohlengruben,  sowie  die  Erwer- 
bung, der  Bau  und  der  Betrieb  solcher  Iudustrialwerke,  welche  im 
Sinne  des  Art.  17  der  Concessions-l'rkunden  A  uud  Ii  errichtet  werden. 

§.  3. 

Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien  un  1  führt  «He  handelsgeriebt- 
lieli  zu  protokollircndc  Firma : 

K.  K.  priv.  Lundenburg-Nikolsburg-Grussbacher  Eisenbahn. 

§.  4. 

Die  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  durch  die  „Wiener 
Zeitung«. 

§.  5. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt,  sobald  das  Actiencapital  gezeichnet 
und  vierzig  Percent  darauf  eingezahlt  sind  und  die  Firma  in  das  Handels- 
register  eingetragen  ist. 

Sie  endet  mit  dem  Erlöschen  der  Conccssion,  löst  sich  jedoch  schon 
früher  auf,  wenn  die  ihr  gehörigen  Bahnen  vom  Staate  oder  von  einer 
anderen  Unternehmung  eingelöst  oder  von  der  Gesellschaft  veräussert 
werden,  und  in  diesem  Falle  nicht  die  Fortsetzung  der  Gesellschaft  für  ihre 
übrigen  etwa  im  Sinne  des  §.  2  lit.  c),  d)  errichteten  Unternehmungen  be- 
schlossen wird. 

II.  Abschnitt. 

Gesellschaftlicher  Unternehmuiigsfond  (Anlagecapital). 

§•  6. 

Der  gesellschaftliche  Unternehmungsfond  wird  gebildet: 
1.  Aus  dem  auf  Grund  der  Couccssions-Urkunde  A  emittirten  Capitata 
von  vier  Millionen  fünfhundert  Tausend  Gulden  (4,500.000  fl.)  österreichi- 
scher Währung,  welches  zur  Hälfte,  d.  i.  im  Betrage  von  zwei  Millionen 
zweihundert  fünfzig  Tausend  Gulden  (2,250.000  II.)  Österreichischer  Wäh- 
rung aus  Actien  und  zur  anderen  Hälfte  im  gleichen  Betrage  von  zwei 
Milliouen  zweihundert  fünfzig  Tausend  Gulden  (2,250.000  fl.)  österreichi- 
scher Währung  in  Silber  aus  Prioritäts-Obligatiouen  besteht. 
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2.  Aus  dem  auf  Grund  der  Conccssions-Urkunde  B  cmittirten  Capitale 
von  sechs  Millionen  sechshundert  fünfzig  Tausend  Gulden  (6,650.000  fl.) 
österreichischer  Währung,  welches  zu  */s,  d.  i.  im  Betrage  von  zwei  Millionen 
sechshundert  sechzig  Tausend  Gulden  (2,660.000  fl.)  österreichischer 
Währung  aus  \ctien  und  zu  »/f,  d.  i.  im  Betrage  von  drei  Millionen  neun- 
hundert neunzig  Tausend  Gulden  (3,990.000  fl.)  österreichischer  Währung 
in  Silber  aus  Prioritäts-Obligationeu  besteht. 

Für  den  Fall  einer  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unternehmung 
im  Sinne  des  §.  2  lit.  b)%  cj,  d)  dieser  Statuten  wird  die  Erhöhung  des 
Unternehmung8fondes  durch  Ausgabe  neuer  Actien  oder  durch  Aufnahme 
von  Anleiten  Über  Beschluss  der  Generalversammlung  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  vorbehalten. 

§.  8. 

Die  Actien  und  Obligationen  lauten  auf  den  Inhaber  und  werden  die 
Actien  im  Betrage  von  200  fl.  in  Silber  gleich  133«/,  Thlr.,  gleich  233«  3  fl. 
süddeutscher  Währung,  die  Obligationen  im  Betrage  von  300  fl.  in  Silber 
gleich  200  Thlr.,  gleich  350  fl.  süddeutscher  Währung  ausgestellt. 

Die  Zinsen  der  Obligationen  sind  stets  ohne  jeden  Abzug  an  Einkom- 
mensteuer auszubezahlen. 

§.  9. 

Nach  barer  Einzahlung  von  40»/„  des  Nominalbetrages  der  Actien  sind 
die  Zeichner  von  der  Haftung  für  weitere  Einzahlungen  befreit  und  werden 
auf  Inhaber  lautende  Interimsscheine  ausgegeben,  auf  welchen  die  weiteren 
Einzahlungen  ersichtlich  zu  machen  sind. 

§•  io. 

Weitere  bare  Einzahlungen  auf  die  Actien  erfolgen  in  den  von  den 
Conce8sionären ,    resp.    dem  Verwaltungsrathe   der   Gesellschaft  ausge 
schriebenen  Raten  und  Terminen. 

Kein  Actionär  kann  zu  einer  Zahlung  Uber  den  Nominalbetrag  seiner 
Aetie  verhalten  werden. 

§.  11. 

Wenn  von  einem  Actionär  die  Einzahlung  einer  fälligen  Rate  (§.  10) 
nicht  rechtzeitig  geleistet  wird,  so  ist  derselbe  zur  Zahlung  von  6  Percent 
Verzugszinsen  verpflichtet. 
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Die  Gesellschaft  ist  überdies  berechtigt,  nach  Erlassung  der  im  Artikel 
221  des  Handelsgesetzes  vorgeschriebenen  Aufforderungen  die  säumigen 
Actionäre  ihrer  Gesellschaftsrechte  verlustig,  die  ausgegebenen  Interims- 
scheine für  verfallen  zu  erklären  und  an  die  Stelle  der  letzteren  neue 
Interimsscheine  auszugeben. 

§.  12. 

Die  Actien  und  Prioritäts-Obligationen  sind  untheilbar  ;  die  Gesellschaft 
erkennt  sich  gegenüber  flir  jede  Actie  und  jede  Prioritäts-Obligation  nur 
einen  Eigenthtimer  an. 

Mehrere  Theilhaber  einer  Actie  oder  Prioritäts-Obligation  müsseu  daher 
ihre  gemeinsamen  Rechte  durch  eine  Person  wahrnehmen  lassen. 

§.  13. 

Die  erste  Ausgabe  der  Actien  und  Prioritäts-Obligationen  mit  Ein- 
schluss  der  Interimsscheiue  findet  Stempel-  und  gebührenfrei  statt.  (Art.  14 
der  Concessions-Urkunde  A.) 

§.  14. 

Die  Interimsscheine,  Actien  und  Prioritäts  -  Obligationen  werden  nach 
den  beiliegenden  Formularien  (Beilagen  ff,  b,  c,  d,  e)  ausgefertigt  und 
dürfen  an  den  österreichischen  Börsen  verhandelt  und  öffentlich  notirt 
werden.  (§.  13  der  ConeeRsions-Urkunden  A  und  B.) 

Die  auf  Grund  der  Concessions-Urkunde  A  ausgegebenen  Actien 
werden  bis  zur  Betriebseröffnung  der  Linie  Lundenburg-Grussbaeh,  die  auf 
Grund  der  Concessions-Urkunde  B  ausgegebenen  Actien  werden  bis  zur  Be- 
triebseröffnung der  Linie  Neusiedl-Zellerndorf  mit  5"/0  (fünf  von  Hundert) 
verzinst. 

III.  Abschnitt. 

Verwaltungsrath. 
§■  15. 

Die  Leitung  der  Gcscllschafts-Angelegenheiten  ist  einem  aus  9  Mit- 
gliedern, von  denen  wenigstens  fünf  in  Wien  ansässig  sein  müssen,  bestehen 
den  Verwaltungsrathe  übertragen. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltuugsrathes  werden  von  der  Generalversamm- 
lung auf  drei  Jahre  gewählt. 
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Beamte  der  Gesellschaft,  dann  Personen,  welche  in  Ooncurs  verfallen 
f»ind,  oder  sich  dem  Ausgleichsverfahren  unterworfen  oder  ihre  Zahlungen 
eingestellt  haben,  ohne  ihre  Gläubiger  befriedigt  zu  haben,  Personen,  welche 
wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegan- 
genen oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  oder  einer 
solchen  l'ebertretung  in  Untersuchung  gezogen  und  nicht  schuldlos  ge- 
sprochen wurden,  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der  Amtsdauer  hat 
unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

g.  16. 

Ausnahmsweise  und  unbeschadet  der  Bestimmungen  des  Artikel  227 
des  Handelsgesetzes  wird  der  Verwaltungsrath  bis  zur  ersten  ordentlichen 
Generalversammlung  aus  den  von  den  Gründern  1)  ernannten  Mitgliedern 
gebildet. 

§•  17. 

Von  den  durch  die  Generalversammlung  gewählten  Mitgliedern  des 
Verwaltungsrathes  (§.  15)  treten  jährlich  drei  Mitglieder  aus.  welche  in  den 
drei  ersten  Austrittsfällen  durch  das  Los,  sodann  durch  den  Ablauf  der 
Functionsdauer  bestimmt  werden. 

Die  Austretenden  sind  wieder  wählbar. 

g.  18. 

Tritt  ein  Mitglied  vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  aus,  so  kann  der 
Verwaltungsrath  dessen  Stelle  provisorisch  bis  zur  nächsten  Generalversamm- 
lung besetzen,  welche  die  definitive  Ersatzwahl  vornimmt. 

In  diesem  Falle  tritt  der  Gewählte  bezüglich  der  Funetionsdau«ir  an  die 
Stelle  seines  Vorgängers. 

g.  19. 

.Jeder  Verwaltungsrath  muss  vor  dem  Antritte  seiner  Function  fünfzig 
Actien  sammt  noch  nicht  fälligen  Coupons  in  der  Gesellseliaftscasse  depo- 
niren,  welche  daselbst  als  Caution  für  die  aus  seiner  Function  entspringenden 
Verbindlichkeiten  gegen  die  Gesellschaft  bis  zur  Erledigung  der  auf  «eine 
Functionsperiode  bezüglichen  Hechnungen  in  Verwahrung  bleiben  und  von 
ihm  während  dieser  Zeit  weder  belastet,  noch  veräussert  werden  dürfen. 

Von  Seite  der  Mitglieder  des  ersten  Verwaltungsrathes  muss  die  Depo- 
nirung  dieser  Actien  binnen  14  Tagen  nach  der  Emission  der  Actien  er 
folgen. 

31 
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§.  20. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  des 
Handelsgesetzes. 

Er  vertritt  dieselbe  nach  Aussen  und  hst  mit  der  im  Handelsgesetze 
festgesetzten  Verantwortlichkeit  zu  allen  Verfügungen  in  Gesellschafts-An 
gelegenheiten  berechtigt,  welche  nicht  der  Generalversammlung  vorbehalten 
sind. 

Dem  Verwaltungsrathe  ist  insbesondere  die  Ernennung  der  Beamten 
der  Gesellschaft  und  die  Genehmigung   der  Dienstverträge,  Dienst-In 
struetioneu  und  Reglements  für  die  Führung  der  Geschäfte  vorbehalten. 

Die  Firma  wird  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  oder 
von  einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  und  von  dem  Seitens  des  Ver- 
waltungsrathes mit  der  Procura  versehenen  Gescllschaftsbeamten,  und  zwar 
von  Letzterem  mit  dem  Beisatze  „per  procura41  gezeichnet. 

§.  21. 

■ 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen  Vorsitzenden 
und  dessen  Stellvertreter. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  dieser  Beiden  wird  der  Vorsitz  vom  Ver- 
waltungsrathe interimistisch  einem  anderen  Mitgliede  übertragen. 

§.  22. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  Wien  über  Einladung  des  Vor- 
sitzenden oder  seines  Stellvertreters  oder  auf  Verlangen  von  drei  Mitgliedern, 
so  oft  es  die  Geschäfto  erfordern,  mindestens  aber  einmal  im  Monate. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  Einladungen  zu  erfolgen  haben,  wird  vom 
Verwaltungsrathe  festgesetzt. 

§•  23. 

Zur  Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  Einladung  aller 
Mitglieder  und  die  persönliche  Anwesenheit  von  vier  Mitgliedern  mit  Ein- 
schlusB  des  Vorsitzenden  erforderlich. 

§.  24. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst. 
Bei  gleich  getheilten  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  er- 
hoben, welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 
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§.  25. 

Die  nicht  in  Wien  domicilirenden  Mitglieder  können  ihre  Stimmen 
mittelst  Vollmacht  einem  andereu  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  Uber- 
tragen. 

Kein  Mitglied  darf  aber  mehr  als  eine  fremde  Stimme  vertreten. 

§.  26. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  zwei  anderen  Mitgliedern  zu  unter- 
zeichnen sind. 

§.  27. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  als  Entlohnung  für  ihre 
Theilnahme  an  den  Sitzungen  Anwesenheitsmarken,  deren  Werth  die  ordent- 
liche Generalversammlung  alljährlich  bestimmt. 

§.  28. 

Der  Verwaltungsrath  kann  durch  eine  Specialvollmacht  für  bestimmte 
Gegenstände  und  für  eine  bestimmte  Zeit  die  Ausübung  seiner  Befugnisse 
an  einzelne  Mitglieder  oder  an  Gesellschaftsbeamte  Ubertragen  und  den 
Letzteren  die  Procura  ertheilen. 


§.  29. 

Für  die  Ausführung  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  und  die 
8peciclle  Führung  der  Geschäfte  nach  Massgabe  dieser  Beschlüsse  wird  von 
dem  Verwaltungsrathe  ein  Oberbeamter  bestellt,  welcher  dem  Verwaltungs- 
rathe  verantwortlich  ist  und  den  Sitzungen  desselben  mit  berathender  Stimme 
beiwohnt. 

IV.  Abschnitt. 

Generalversammlung. 


§.  30. 

Die  Gesammtheit  der  Actionäre  wird  durch  die  Generalversammlun 
vertreten. 

Jeder  stimmberechtigte  Actionär  kann  an  derselben  theilnehmen. 

Ii« 


rr 
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Abwesende  können  sieh  mittelst  Vollmacht  durch  stimmfähige  Actionäre 
vertreten  lassen. 

Die  Form  der  Vollmacht  wird  vom  Verwaltungsrathe  bestimmt. 

Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  werden  durch  ihre  gesetz- 
lichen oder  statutarischen  Repräsentanten,  Frauen  durch  Bevollmächtigte  ver- 
treten, auch  wenn  diese  nicht  selbst  Actionäre  sind. 

§.  31. 

.Je  10  Actien  geben  das  Hecht  auf  eine  Stimme. 

Kein  Actionär  kann  jedoch  mehr  als  50  Stimmen  repräsentiren. 

*?•  32. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  regelmässig  in  der  ersten 
Hälfte  eines  jeden  Jahres  in  Wien  zusammen. 

Die  erste  ordentliche  Generalversammlung  findet  in  der  ersten  Hälfte 
des  Jahres  1873  statt. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  können  so  oft  stattfinden,  als 
es  der  Verwaltungsrath  für  nöthig  erachtet. 

Eine  ausserordentliche  Generalversammlung  muss  einberufen  werden, 
wenn  ein  oder  mehrere  Actionäre,  deren  Actien  mindestens  den  zehnten  Theil 
des  eingezahlten  Actiencapitals  repräsentiren  und  von  ihnen  bei  der  Cassa, 
der  Gesellschaft  deponirt  werden,  unter  Angabe  des  Zweckes  und  der  Gründe 
darauf  antragen. 

In  diesem  Falle  muss  die  Einberufung  der  Generalversammlung  läng- 
stens binnen  vier  Wochen  nach  Einbringung  des  Antrages  erfolgen. 

§.  33. 

Die  Einberufung  der  Generalversammlung  geschieht  mittelst  einer  Kund- 
machung durch  die  im  §.  4  bestimmte  Zeitung,  welche  mindestens  30  Tage 
vor  dem  Versammlungstage  zu  erfolgen  und  die  Verhaudlungs-Gegenstände 
unter  Angabe  des  wesentlichen  Inhaltes  derselben  zu  bezeichnen  hat. 

§.  34. 

Die  Actionäre,  welche  der  Generalversammlung  beiwohnen  wollen, 
müssen  mindestens  14  Tage  vor  dem  Zusammentritte  derselben  die  Actien, 
auf  Grund  welcher  sie  ihr  Stimmrecht  ausüben  wollen,  sammt  den  noch  nicht 
fälligen  Coupons  am  Sitze  der  Gesellschaft  oder  an  den  von  dem  Venval- 
tungsrathe  bestimmten  Erlagsstcllen  deponiren  und  erhalten  Legitimations- 
karten,  welche  auf  den  Namen  lauten,  die  Zahl  der  deponirten  Actien  und 
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der  darauf  entfallenden  Stimmen  ausweisen  und  nur  für  die  bezeichnete 
Person  oder  deren  gehörig  legitimirten  Bevollmächtigten  gelten. 

§.  35. 

Der  zum  Vortrage  in  der  Generalversammlung  bestimmte  Geschäfts- 
bericht nebst  dem  Rechnungsabschlüsse,  der  Bilanz  und  dem  Gutachten  des 
Revisions-Ausschusses,  sowie  der  Wortlaut  der  zur  Verhandlung  kommenden 
Anträge  ist  drei  Tage  vor  der  Generalversammlung  am  Sitze  der  Gesellschaft 
zur  Einsicht  aufzulegen,  und  es  ist  jedem  Actiouär,  der  sein  Stimmrecht 
nachgewiesen  hat,  ein  Druckexemplar  davon  auf  Verlangen  zu  erfolgen. 

§.  36. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  Uber  deren  erste 
Einberufung  mindestens  dreissig  stimmberechtigte  Actionäre  anwesend  sind, 
welche  zusammen  mindestens  den  zwanzigsten  Thcil  des  hiuausgegebenen 
Actiencapitales  vertreten. 

Um  eine  Aenderung  der  Statuten,  eine  Vermehrung  des  gesellschaft- 
lichen Unternehmung8fonde8  durch  Hinausgabe  neuer  Actien  oder  durch 
Aufnahme  eines  Anlehens,  die  Veräusserung  der  ganzen  Bahn  oder  einzelner 
der  Gesellschaft  gehörigen  Bahnstrecken,  die  Vereinigung  mit  anderen 
Eisenbahn-Gesellschaften  oder  die  Auflösung  der  Gesellschaft  beschliessen  zu 
können,  muss  wenigstens  der  zehnte  Theil  des  Actiencapitales  vertreten  sein. 

« 

§•  37. 

Wenn  die  Generalversammlung  nicht  beschlussfähig  ist,  so  wird  sie 
vertagt  und  binnen  acht  Tagen  neuerlich  gemäss  33  einberufen,  wobei 
jedoch  der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und  Abhaltung  der  Ver- 
sammlung auf  14  Tage  beschränkt  und  die  neuerliche  Deponirung  acht  Tage 
vor  dem  Tage  der  Generalversammlung  gestattet  ist. 

Bei  ihrer  zweiten  Einberufung  ist  die  Generalversammlung  ohne  Kiick- 
üieht  auf  die  Anzahl  der  anwesenden  Actionäre  und  de8  von  ihnen  vertretenen 
Actiencapitales  auch  in  den  in  der  letzten  Alinea  des  §.  36  bestimmten  Aus- 
nahmsfällen beschlussfähig. 

Die  Verhandlungen  bei  dieser  neu  einberufenen  Generalversammlung 
sind  jedoch  auf  das  Programm  der  vertagten  Versammlung  beschränkt. 

§.  38. 

Den  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  führt  der  Vorsitzende  des 
Verwaltungsrathes  oder  dessen  Stellvertreter  oder  bei  gleichzeitiger  Ver- 
hinderung Beider  das  vom  Verwaltungsrathe  bestimmte  Mitglied  desselben. 
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Der  Vorsitzende  ernennt  den  Schriftführer,  ebenso  aus  der  Mitte  der 
Aetionäre  die  Scrutatoren ;  er  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandeln- 
den Gegenstände,  eröffnet,  leitet  und  schliesst  die  Verhandlungen. 

§.  39. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse,  die  im  letzten  Absätze 
des  §.41  bezeichneten  Fälle  ausgenommen,  mit  absoluter  Stimmenmehrheit. 
Bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben,  welcher 
der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Wenn  bei  Wahlen  im  ersten  Wahlgangc  keine  absolute  Stimmenmehr- 
heit erzielt  wird,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Caudidaten  statt, 
welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  und  es  wird  in  diesem  Falle 
die  doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebracht. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

§.  40. 

In  der  Generalversammlung  wird  nur  Uber  die  in  der  Einberufung 
bezeichneten  Gegenstände  verhandelt. 

Anträge,  welche  dem  Verwaltungsrathe  von  wenigstens  zehn  Aetionären, 
die  ihr  Stimmrecht  durch  Deponirung  von  zusammen  wenigstens  fünfhundert 
Actien  nachweisen,  längstens  acht  Tage  vor  der  Einberufung  der  General- 
versammlung angemeldet  werden,  sind  in  die  Kundmachung  aufzunehmen. 

Auch  in  der  Generalversammlung  steht  jedem  stimmberechtigten  Actionär 
das  Recht  zu,  selbstständige  Anträge  zu  stellen;  doch  darf  über  dieselben 
nicht  sofort  in  dieser  Generalversammlung  entschieden,  sondern  nur  wenn 
ein  solcher  Antrag  noch  von  wenigstens  zehn  stimmberechtigten  Actionären, 
welche  zusammen  wenigstens  fünfhundert  Actien  vertreten,  unterstützt 
wird,  —  bestimmt  werden,  ob  und  wann  derselbe  in  Verhandlung  zu 
nehmen  ist. 

Diese  Beschränkung  findet  keine  Anwendung  auf  den  Antrag  auf 
Berufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung.  (H.  G.  B.  Art.  238.) 

§.  41. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände vorbehalten: 

a)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsratlies  und  des  Revisions- 
Ausschusses; 

b  die  Festsetzung  des  Wertlies  der  Anwesenheitsmarken  für  die  Tlieil- 
nahme  an  den  Sitzungen  des  Verwaltungsratlies  (4?.  27); 
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c)  die  Genehmigung  der  Jahresreehnung  und  der  Gewinnverteilung; 
dj  die  Geltendmachung  der  dem  Venvaltungsrathe  gegen  die  Gesellschaft 
obliegenden  Verantwortlichkeit  j 

e)  die  Vermehrung  des  Gesellschafts-  und  Unternehmungsfondes  durch 
Erhöhung  des  Actiencapitales  oder  durch  Aufnahme  von  Anlehen  (§.  7) ; 

f)  die  Veräusserung  aller  oder  einzelner  der  Gesellschaft  gehörigen  Bahn- 
linien ; 

g)  die  Vereinigung  mit  anderen  Eisenbahn-Gesellschaften; 

h)  der  Bau  neuer  Linien  ; 

i)  Abänderung  der  Statuten ; 

k)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  ihrer  statutenmässigen  Dauer. 
Zu  den  unter  e),  f),  g),  h),  i)  und  k)  aufgeführten  Beschlüssen  ist  die 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung  erforderlich. 

Zu  den  unter  e),  f),  g),  h),  i,  und  k)  angeführten  Beschlüssen  ist  eine 
Mehrheit  von  zwei  Drittel  der  Generalversammlung  erforderlich. 

» 

§.  42. 

lieber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein  Pro- 
tokoll geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer  und  zwei 
durch  die  Generalversammlung  gewählten  Actionären  unterzeichnet  wird. 

Der  Urschrift  des  Protokolles  wird  das  Verzeichniss  der  anwesenden 
Actionärc  mit  Angabe  der  von  jedem  vertretenen  Stimmzahl  nebst  den  Voll- 
machten beigefügt. 

Die  im  Protokolle  der  Generalversammlung  verzeichneten  Beschlüsse 
mit  welchen  Handlungen  oder  Unterlassungen  der  Verwaltuugs-Organe  gut- 
geheissen  oder  gerechtfertigt  erklärt  werden,  haben  den  Letzteren  als 
Absolutorinm  zu  dienen. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind  für  die  einzelnen  Actio- 
närc unbedingt  verbindlich. 

• 

V.  Abschnitt. 

Eevisions  -  Aussöhnte. 

§.  43. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschafts-Rechnungen  bestimmte  Kevisions- 
Ausschuss  besteht  aus  drei  Mitgliedern  und  drei  Ersatzmännern,  welche 
alljährlich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  der  Ver- 
waltung nicht  angehörenden,  stimmberechtigten  Actionären  oder  deren 
Bevollmächtigten  (»der  gesetzlichen  Vertretern  (§.30)  gewählt  werden. 
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Machträge  zur  k.  k.  priv. 

Jene  Verhältnisse,  welche  nneh  §.15  die  Wahl  BQ  einem  Mitgliede 
des  Verwaltungsrathes  nicht  gestatten,  sehliessen  auch  von  der  Wahl  zn 
einem  Mitgliede  des  Rcvisions-Aussehusses  aus. 

Die  Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der  Mitglieder 
des  Revisions-Ausschusses  und  zwar  nach  der  Reihenfolge  ihrer  Stimmen, 
welche  sie  erhalten  haben,  in  Function. 

Hei  gleicher  Stimmeuzahl  entscheidet  darüber  das  Los. 

§.  44. 

DerRevisions-Aussehuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen  Jahres- 
rechnungen zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behüte  berechtigt,  von  den  Büchern 
und  der  ganzen  Gebarung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen,  und  von  den 
Rechnungslegern  die  nöthigen  Aufklärungen  abzuverlangen. 

Er  hat  seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

Die  Jahresrechnungs- Abschlüsse  und  Bilanzen  sind  ihm  längstens 
14  Tage  vor  der  zur  Beschlußfassung  darüber  bestimmten  Generalver- 
sammlung mirzuthcilen. 


VI.  Abschnitt. 

Bilanz,  Gewinnverteilung,  Tilgung  des  Anlagecapitales. 

8-  45. 

Die  Rechnungen  iler  Gesellschaft  werden  alljährlich  am  31.Deeember 
abgeschlossen  und  mit  der  Bilanz  und  dem  Gutachten  des  Revisions-Aus- 
schusses der  Generalversammlung  vorgelegt. 

Das  erste  Geschäftsjahr  umfasst  die  Zeit  von  der  Constituirung  der 
Gesellschaft  bis  zum  31.  December  1«72. 

Das  nach  Bestreitung  aller  Verwaltungs-,   Betriebs-  und  Erhaltungs- 
auslagen, sowie  auch  der  Steuern  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre,  der 
eventuellen  Kosten  der  Beschaffung  des  zur  Zinsenzahlung  und  Capitals- 
Tilgung  erforderlichen  Silbergeldcs,  der  Verluste  und  Abschreibungen  ver- 
bundene Erträgniss  wird  verwendet : 

a)  vor  Allein  zur  Zahlung  der  Zinsen  und  der  Tilgungsquote  für  die 
Prioritäts-Obligationen  ; 

b)  zur  Bestreitung  der  als  Dividende  zu  vertheilenden  fünfpercentigen 
Zinsen  des  Actiencapitales.  sowie  der  seinerzeit  zur  Actientilgung  iu 
dem  betreffenden  Jahre  erforderlichen  Summe; 
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c)  von  dem  Reste  werden  wenigsten  10  Percent  dem  Reservefonds 
welcher  auch  zur  Erneuerung  des  Betriebsmateriales  oder  zu  Recon- 
struetionen  verwendet  werden  kann,  zugewiesen; 

d  >  der  hiernach  verbleibende  Uebersehuss  wird  als  Superdividende  oder 
in  der  sonst  von  der  Generalversammlung  beschlossenen  Weise  ver- 
theilt. 

Wenn  der  Reservefond  mehr  als  10  Percent  des  Aetiencapitales  beträgt, 
kann  die  weitere  Vermehrung  von  der  Generalversammlung  sistirt  werden. 

§.  46. 

Die  Zahlung  der  auf  die  Actieu  entfallenden  Dividende  erfolgt  am 
1.  Juli  eines  jeden  Jahres,  doch  steht  es  dem  Verwaltungsrathe  frei,  a  conto 
der  Dividende  die  Auszahlung  eines  dem  inuthraassliclien  Reingewinne 
angemessenen ,  jedoch  5  Percent  des  Aetiencapitales  nicht  übersteigenden 
Betrages  im  Jänner  zu  bewilligen. 

Die  Zinsen  der  Prioritäts-Obligationen  werden  halbjährig  am  i .  März 
und  1.  Septetftber  gezahlt. 

Zinsen  und  Dividenden,  welche  binnen  drei  Jahren  nach  ihrer  Fälligkeit 
nicht  behoben  werden,  sind  zu  Gunsten  der  Gesellschaft  verfallen. 

47. 

Die  Tilgung  des  Anlageeapitales  erfolgt  innerhalb  der  Concessions- 
dauer  nach  dem  der  hohen  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegenden 
Tilguugsplane,  und  zwar  die  Tilgung  der  Prioritäts- Obligationen  iuuerhalb 
65  Jahren,  die  der  Actien  nach  gänzlicher  Tilgung  der  Prioritäts-Obliga- 
tiouen. 

Die  Verlosungen  werden  in  Wien  in  Gegenwart  eines  k.  k.  Notars  vor- 
genommen. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Prioritäts-Obligationen  und  Actien  werden 
in  Gemässheit  des  §.  4  kundgemacht. 

Die  getilgten  Actien  werden  gegen  Genussscheine  umgetauscht,  deren 
Besitzer,  was  die  Dividende  anbelangt,  nur  auf  den  5  Percent  in  Silber  des 
Aetiencapitales  übersteigenden  Theil  der  Dividende  (§.  45  lit.  d),  auf  diesen 
Theil  aber  gleichen  Anspruch  mit  den  Actieubesitzern  haben  und  auch  in 
allen  anderen  Beziehungen  den  Actionären  gleichgestellt  sind. 

Insbesondere  werden  bei  Beurtheilung  der  BeschlussfHhigkeit  der 
Generalversammlung  und  bei  der  Bemessung  des  in  derselben  vertretenen 
Capitals  (£.  36)  die  Genussscheine  den  Actien  gleichgeachtet. 

Das  Formulare  der  ebenfalls  auf  Inhaber  lautenden  Genussscheine  wird 
seinerzeit  vom  Verwaltungsrathe  mit  Genehmigung  der  hohen  Staatsver- 
waltung festgestellt. 
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VII.  Abschnitt. 

Streitigkeiten.  Staatsaufsicht.  Auflösung. 
§•  48. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnissc  werden  von  dem 
Schiedsgerichte  der  Wiener  Handelskammer  ohne  weitere  Berufung  aus- 
getragen. 

§.  49. 

Das  der  hohen  Staatsverwaltung  vorbehaltene  Aufsichtsrecht  wird  von 
derselben  nach  den  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gesetze  und  insbesondere 
in  Gemässheit  der  Allerhöchsten  Concessions-Urkunden  A  und  B  geübt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  hiermit  verbundene  Geschäftslast  wird  auf  Grund 
des  Art.  19  der  Allerhöchsten  Concessions-Urkunde  A  und  des  Art.  14  der 
Allerhöchsten  Concessions-Urkunde  B  von  der  Gesellschaft  eiue  jährliche 
Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  geleistet,  deren  Höhe  von  der 
Staatsverwaltung  im  Verhältnisse  der  nach  der  Meilenlänge  entfallenden 
diessfälligen  Leistung  der  österreichischen  Eisenbahnen  bestimmt  wird. 

50. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sieh,  die  um  eine  Dienstesstelle  sieh  bewer- 
benden und  dazu  geeigneten  Militärs  vor  anderen  Bewerbern  zu  berück- 
sichtigen. 

Vorzugsweise  aber  wird  sie  die  ans  Anlass  von  Veränderungen  im 
Verwaltungsorganismus  disponibel  werdenden  Staatsbeamten  —  insoferne, 
sie  den  Erfordernissen  der  für  die  k.  k.  priv.  Lundenburg-Xikolsburg-Gruss- 
baeher  Eisenbahn  aufzustellenden  Dienstordnung  entsprechen  —  bei  Bewer- 
bungen um  eine  Dienstesstelle  möglichst  berücksichtigen. 

S.  51. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschalt  (§.  5)  wird  die  Art  der  Liqui- 
dation von  der  Generalversammlung  mit  Genehmigung  der  hohen  Staats- 
verwaltung in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes  und  der 
Allerhöchsten  Concessions-Urkunden  A  und  B  festgestellt. 

Wien,  am  26.  September  1872. 
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3. 

Auszug  aus  dem  Protokolle  vom  24.  .Juni  1872, 

aufgenommen  beim  k.  k.  Handelsministerium  zum  Behufe  der  Feststellung 
der  Concessions-Bedingungen  für  eine  Locomotiv-Eisenb.ihn  von  Zellerndorf 
über  Laa  nach  Neusiedl  zum  Anschlüsse  an  die  k.  k.  priv.  österreichische 
Nordwestbahn,  die  k.  k.  priv.  österreichische  Staatseisenbahn  und  die 
Uindenburg-Nikolsburg-Grussbneher-Eisenbahn. 

(iegpiiwärtip  die  Uefertigten. 

L  T  e  c  h  n  i  s  e  h  e  A  n  f  o  r  d  e  r  u  n  g  e  n. 

Generaldireetor  Dr.  G.  Gross,  als  Vertreter  der  Concessionswerber, 
nimmt  die  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen 
auf  Grund  des  Ergebnisses  der  technisch-militärischen  Revision  der  Eisen- 
bahnlinie Zellerndorf  Laa-Neusiedl  gestellten  Anträge  zur  Kenntniss  und 
erklärt  sich  bereit : 

1.  Die  Trace  der  Linie  in  der  Weise  zu  modificiren,  dass  dieselbe  nicht 
in  der  Mitte  des  Bahnhofes  in  Zellerndorf,  sondern  möglichst  nahe  an  dessen 
nordöstlichem  Ende  aus  einem  Nebengeleise  abäste. 

2.  Verpflichtet  sich  derselbe,  die  gemeinschaftliche  Benutzung  des 
Bahnhofes  der  österreichischen  Staatseisenbahn  in  Laa  thunlichst  anzu- 
streben, zu  dem  Ende  mit  der  österreichischen  Staatseisenbahn-Gesellschaft 
in  Verhandlung  zu  treten  und  das  etwaige  diesbezügliche  Uebereinkommen 
der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen,"  ferner  besonders  darauf 
Rücksicht  zu  nehmen,  dass  die  Uebersetzung  der  Staatsbahn  nicht  im 
Niveau,  sondern  mittelst  eines  Objectes  stattfinde. 

Sollte  ein  Uebereinkommen  nicht  möglich  sein  und  dadurch  die  Anlage 
eines  eigenen  Bahnhofes  in  Laa  nothwendig  werden,  so  erklärt  General- 
direetor Gross  das  zu  dem  Bahnhofe  der  Staatsbahn  anzulegende  Verbin- 
dungsgeleise mit  einem  Radius  von  mindestens  2UO  Metern  herstellen  zu 
wollen.  Bezüglich  der  Forderung,  dass  in  diesem  Falle  auch  das  Steigerungs- 
verhältniss  der  zur  Ueberbrückung  der  Staatsbahn  herzustellenden  Rampe 
mit  1:200  angestrebt  werden  solle,  erwidert  Generaldireetor  Gross, 
dass  selbst  auf  Hauptbahnen,  wie  beispielsweise  der  österreichischen  Nord- 
westbahn,  solche  Uebersetznngen  mit  ungünstigeren  Steigernngsverhältnissen 
bis  1  :  100  angewendet  werden,  ohne  Nachtheile  für  den  Betrieb  im  Gefolge 
zu  haben,  dass  daher  auch  für  die  in  Rede  stehende  Bahn  untergeordneter 
Bedeutung  die  Maximalsteigung  von  1:100  zugestanden  werden  sollte, 
nachdem  es  ohnehin  im  Interesse  der  Unternehmung  gelegen  sein  müsse, 
möglichst  günstige  Steigungen  zu  erwirken. 
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3.  Generaldirector  Gross  übernimmt  die  Verpflichtung,  bezüglich 
der  Richtungsverhältnissc  im  Allgemeinen  die  Einhaltung  eines  Minima l- 
radins  mit  400  Meter  thunlichst  anzustreben. 

4.  Verpflichtet  sieh  derselbe  bei  Verfassung  des  Detailprojectes  tür  die 
Station  Haugsdorf  auf  die  Anlage  einer  stabilen,  mindestens  20  Klafter 
langen,  zur  Längen-  und  Stirnverladung  geeigneten  Rampe  Rücksicht  zu 
nehmen. 

II.  Bau- Ausführung  und  A n la ge capit a  1. 

Für  die  Eisenbahnlinie  Zellerndorf-Laa-Neusiedl  sollen  bezüglich  des 
Hochbaues  und  der  Kronenbreite  die  Normalien  der  österreichischen  Ncrd- 
westbahn  Anwendung  finden ;  für  den  Oberbau  soll  kein  leichteres  Profil 
gewählt  werden,  als  das  der  Lundenburg-Grussbacher  Eisenbahn;  die 
Objecte  sollen  massiv  aus  Eisen  und  Stein  ausgeführt  werden. 

Die  Signalisirungseinrichtungen  werden  nach  den  bestehenden  Vor- 
schriften erfolgen. 

Was  das  Anlagccapital  anlangt,  so  verpflichten  sich  die  Concessions- 
wcrber,  bei  einem  nicht  unter  70  Percent  anzunehmenden  Emissionscurse 
der  Effecten  das  aufzubringende  Nominal-Anlagecapital  nicht  höher  als 
950.000  fl.  per  Meile  zu  beziffern  und  bemerken,  dass  in  dasselbe  Zinsen, 
Coursverluat,  Stempel  und  Gebühren,  Steuern  und  die  mindestens  zwei 
Percent  des  Nominal-Anlagecapitales  betragenden  Legalisirungs-  und  l'eber- 
traguugsgebilhren  einbezogen  seien. 

III.  Reservefond. 
Ueber  den  von  den  Vertretern  des  Handelsministeriums  ausgesprochenen 
Wunsch,  auf  die  Anlage  eines  Rescrvefondes  Bedacht  zu  nehmen,  erklärt 
sich  Gencraldirector  Dr.  Gross  im  Namen  der  Concessionswerber  bereit, 
die  etwaigen,  aus  der  Bauführung  resultirenden  Ersparnisse  in  einen  Reserve- 
foud  zu  hinterlegen  und  auch  bei  Abfassung  der  Statuten  auf  eine  ent- 
sprechende Dotation  desselben  aus  den  Betriebsüberschüssen  Bedacht  zu 
nehmen. 

Fortsetzung  vom  9.  Juli  1872. 

Nachdem  Gencraldirector  Dr.  Gross  verhindert  ist,  die  begonnenen 
Verhandlungen  weiter  zu  führen,  so  erscheinen  die  gefertigten  übrigen 
Concessionswerber  und  erklären  zunächst,  sämmtlichen  in  dem  vorstehen- 
den Theile  des  Protokolle*  zwischen  den  Vertretern  des  Handelsministe, 
riuins  und  dem  Generaldirector  Dr.  Gross  getroffenen  Vereinbarungen  sich 
rückhaltlos  anzuschliessen. 

Dieselben  verpflichten  sich  ferner,  der  Forderung  des  Reichs- Kriegs- 
ministeriums,  betreffend  die  Vermeidung  der  Niveaukreuzung  der  Eisenbahn 
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mit  der  Stockerau-Znaimer  Chaussee  in  dem  Falle  zu  entsprechen,  dass  von 
dieser  Forderung,  Uber  eine  besondere  Vorstellung,  welche  sie  sich  hiemit 
vorbehalten,   von  Seiten  des  Reichs-Kriegsministerinms  nicht  abgegangen 
werden  sollte. 

Dieselben  erklären  endlich,  die  Concessions-Bedingungen  nach  dem 
beiliegenden  Conccssions-Entwurfe  aeeeptiren  zu  wollen  und  die  Concession 
durchzuführen.  Die  nach  §.  3  dieses  Entwurfes  bedungene  Caution  per 
60.000  Gulden  verpflichten  sieh  die  Coneessionäre  sofort  nach  an  sie  ergan- 
gener Aufforderung  zu  erlegen. 

Sohin  geschlossen  und  gefertigt: 

Gebr.  liudmanti  m.  p. 
Dr.  J.  Schmier  m.  p. 
Dr.  Iai  Steiner  m.  p. 

J.  Thomas  m.  p. 
Jos.  Langthaler  m.  p. 


Für  das  k.  k.  Handelsministerium: 
Carl  Ritter  von  Passwald  m.p., 

k.  k.  Spctinnsrath. 

Dr.  Theodor  Haberer  m.  p., 

k.  k.  Minislfi-ial-r<inci|>ist.  ^Is  Prolooolll'iihrer. 


3. 

Uoncessioiis-Vrkimde   vom  14.  Anglist  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  137 

und  C.  Bl.  Nr.  77, 

zum  Bau  und  Betriebe  einer  I.otoiiiotiv-Kisenhahn  von  Zellernilorf  über  t.aa  nach  Neusiedl. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich, 
Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dalmatieu,  Croaticn, 
Slavonien,  Galizicn,  Lodomerien  und  lllyrien;  Erzherzog  von  Oesterreich  ; 
Grossherzog  von  Krakau,  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  Stcyer,  Kärnthen, 
Krain ,  Bukowina,  Ober-  und  Niederschlesien;  Grossfürst  von  Sieben- 
bürgen; Markgraf  von  Mähren;  geforsteter  Graf  von  Habsburg  und  Tirol 

etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Joseph  Thomas,   Dr.  Schanzer,    Joseph  Langthaler,  die 
Gebrüder  Guttmann  und  Dr.  Maximilian  Steiner  die  Bitte  um  Ertheilung 
der  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiv-Eisenbahn  von  Zellern 
dorf  über  Laa  nach  Neusiedl  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in 
Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  den  genannten  Bittstellern 
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diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahn-Concessionsgesetzes  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  wie  folgt,  zu  ertheilen:  *) 

§•  1- 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Recht  zum  Bau  und  Betriebe  einer 
Locoraotiv-Eisenbahn  von  Zellerndorf  im  Anschlüsse  an  die  k.  k.  priv. 
österreichische  Nordwestbahn  Uber  Laa  nach  Neusiedl  zum  Anschlüsse  an 
die  k.  k.  priv.  Staatseisenbalm  und  an  die  k.  k.  priv.  Lundenburg-Nicols- 
burg-Grussbachcr  Eisenbahu. 

§•  2- 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  dieser  Bahn 
hat  nach  Massgabe  der  von  dem  Handelsministerium  genehmigten  Detail- 
projeetc  stattzufinden. 

(Vgl.  Punkt  I  und  II  des  Protokolle*  vom  24.  Juni  1872,  dann  dessen  Fortsetzung  \om 
1*.  Juli  1872.   Hoc.  2  dieser  Ergänzung:,  i 

Insbesondere  ist  sich  beim  Bau  auch  nach  den  von  dem  Handels- 
ministerium zu  stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden  allge- 
meinen Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen. 

Sollte  sich  bei  der  Bau- Ausführung  aus  baubkonomischeu  oder  Betriebs- 
rücksichten eine  Abänderung  der  Bahntracen  oder  der  Detailpläne  als  not- 
wendig oder  wünscheuswerth  darstellen,  wodurch  jedoch  die  im  §.  1  bestimmte 
Hahnrichtung  nicht  verändert  wird,  und  gegenüber  der  genehmigten  Trace 
im  Allgemeinen  eine  wesentliche  Verschlechterung  der  Niveau-  und  der 
Richtungsverhältnisse  nicht  stattfiudeu  darf,  so  muss  zu  einer  solchen 
Abänderung  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  eingeholt  werden. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  auf  die  Anlage  eines  Geleises  beschränkt 
werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  auf  die  Herstellung  des  Unterbaues 
für  das  zweite  Geleise,  sowie  auf  dessen  Legung  in  jenen  Strecken,  wo  sie 
es  für  nothwendig  findet,  in  dem  Falle  zu  dringen,  wenn  der  jährliche  Roh 
ertrag  während  zweier  aufeinander  folgender  Jahre  die  Summe  von  150.000  ri. 
in  Silber  per  Meile  überschreitet. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  wegen  Benützung  der  bestehenden 
Stationen  der  Anschlussbahnen,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebs- 
dienstes beim  Uebergangsverkchrc  mit  den  betheiligten  Eisenbahnverwal- 
tungen ein  Abkommen  zu  treffen.  Die  Kosten  für  die  auf  den  fremden  Bahn- 
hofen erforderlichen  Erweiterungsbauten  haben  die  Concessionäre  zu  tragen. 


*>    In  der  «m  13.  September  1.^72  abgehaltenen  ersten   ausserordentlichen  Generah  er - 
sammlung  der  k.  k.  priv.  Lundeuhurg-Nieolsburg-Grussbacher  Eisenbahn  wurde  beschlossen.  u>r 
«lebende  Consession  zu  erwerben.  (Vgl. §.2.  a  der  geänderten  Statuten,  Doc.  I  dieser  Ergänzung 
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Die  betreffenden  Uebereinkommen  sind  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmi- 
gung vorzulegen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagen- 
benützung der  Naehbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Bergwerks- 
und anderen  Bahnen  zu  eigenem  Gebrauche  zu  bestimmen. 

§.  3. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  den  Bau  der  concessionirten 
Eisenbahn  Zellerndorf-Laa-Neusiedl  binnen  sechs  Monaten,  vom  Tage  der 
Concessionsertheilung  an  gerechnet,  zu  beginnen,  binnen  weiteren  zwei  Jahren 
zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben 

Die  Concessionäre  haben  für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  der 
Staatsverwaltung  durch  den  Erlag  einer  Cantion  im  Betrage  von  sechzig 
tausend  Gnlden  österr.  Währung  Sicherstellung  geleistet. 

§•  4. 

Den  Conccssionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diessfälligen 
gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionäreu  auch  bezüglich  jener  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen 
zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung,  als  im 
öffentlichen  Interesse  gelegen,  erkannt  werden  sollte. 

§.  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  bei  dem  Bau  und  Betriebe  der  conces- 
sionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions-Urkunde, 
sowie  nach  den  diessfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen  [nament- 
lich nach  dem  Eisenbahn-Concessionsgesetze  vom  14.  September  1854*), 
der  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  16.  November  1851  **)  und  nachdem 
Signalisirungs-Reglement  vom  16.  Juni  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  80J,  dann  nach 
den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

§.  6. 

Die  Concessionäre  haben  daher  auch  insbesondere  die  Post  und  Post- 
bediensteten,  nach  Vorschrift  des  §.  68  der  gedachten  Eisenbahn-Betriebs- 
ordnung, erforderlichenfalls  auch  mittelst  Ueberlassung  eines  Coupes  oder 
Waggons,  unentgeltlich  zu  befordern,  wobei  die  Postverwaltung  für  einen 


*)  ReichsgeseUblatt  Sr.  23b. 
**)  HeichsjeseUblatt  vom  Jahre  1832,  Nr.  t. 
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von  jeder  Endstation  täglich  abgehenden  Zug  die  Abfahrtsstunde  und  dessen 
Geschwindigkeit  für  jede  Richtung  zu  bestimmen  befugt  ist. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  achträdrigen  oder  zwei  vierrädrige 
Wagen  erfordert,  erhalten  die  Coneessionäre  für  jeden  weiter  beizustellenden 
Wagen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  per  Meile. 

Wenn  die  Postverwaltung  auf  der  concessionirten  Hahn  eine  ambulante 
Post,  wie  sie  auf  anderen  österreichischen  Bahnen  bereits  besteht,  einzu- 
führen findet,  so  sind,  anstatt  der  achträdrigen  oder  vierrädrigen  gewöhn- 
lichen Wägen,  die  hiezu  erforderlichen  acht-  oder  vierrädrigen,  nach  den 
Anforderungen  der  Postverwaltung  eingerichteten  Postambulancewägen  von 
den  Concessionären  ohne  Entgelt  herzustellen  und  zu  erhalten. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen,  in  denen  ein 
Postamt  bereits  besteht,  oder  in  der  Folge  errichtet  wird,  ist  ein  geeignetes, 
ans  je  einem  Zimmer  und  einer  Requisitenkammer  bestehendes  Poatbureau  in 
dem  Gebäude  der  Eisenbahn  unentgeltlich  zu  überlassen;  hinsichtlich  der 
Befriedigung  etwa  eintretender  weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird 
eine  besondere  Vereinbarung  zu  treffen  sein. 

Die  Coneessionäre,  sind  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von 
Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit  Ausschluss  der 
Wertsendungen  —  an  die  betreffenden  Stationen  ohne  besonderes  Entgelt 
zu  befordern  und  abzugeben. 

Correspondenzcn,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisen- 
bahn zwischen  der  Eisenbahndirection  iVerwaltungsrath)  und  ihren  unter- 
geordneten Organen,  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt  werden, 
dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten  der  Bahn- 
anstalt befördert  werden. 

§•  '7. 

Die  Coneessionäre  haben  die  Verpflichtung,  der  Staatstelcgraplien- 
Verwaltung  die  Herstellung  von  Telegraphen-Leitungen  längs  der  Balm  auf 
ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu  gestatten. 

Die  Telegraphenverwaltung  hat  sich  jedoch  über  den  Platz  der  Auf- 
stellung mit  den  Concessionären  zu  verständigen.  Ferner  haben  die  Con- 
eessionäre die  Bewachung  der  hergestellten  Leitung  durch  ihr  Bahnpersonale 
ohne  besonderes  Entgelt  zu  übernehmen. 

Dagegen  haben  die  Coneessionäre  auch  das  Kecht,  die  Drähte  für  den 
Betriebstelcgraphen  an  die  Pfahle  des  Staatstelegraphen  zu  befestigen. 

Die  Benützung  des  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der  Staats- 
verwaltung in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere  Verfügung, 
sowie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Uebereinkunft  getroffen  wird, 
ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden  Mittheilungen  beschränkt, 
und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem  Einflüsse  und  der  Aufsicht  der 
Staatsverwaltung. 


Digitized  by  Google 


Lundenburg-Xikolsburg-Grussbacher  Eisenbahn. 

i 


499 


§.8. 

Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  wird  folgenden  Begrenzungen 
unterworfen : 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden  die 
Person : 

für  die    I.  Classe  3C  kr.  österr.  Währ., 

n       n  n   27     „  „  „ 

h     n  öl.      n  18    „        „  „ 

Sollte  sich  das  Bedürfniss  noch  weiter  gehender  Ermässigungen  im 
Personenverkehre  herausstellen,  und  sollten  die  Concessionäre  nicht  in  der 
Lage  sein,  entsprechende  Erleichterungen  für  Reisende  der  III.  Classe  zu 
gewähren,  so  sind  dieselben  gehalten,  Uber  Aufforderung  des  Handelsmini- 
steriums eine  IV.  Classe  (Stehwagen)  mit  dem  Tarifsatze  von  neun  Kreuzern 
per  Meile  einzuführen. 

Maximaltarif  bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit 
per  Zollcentner  und  Meile :  drei  Kreuzer  österr.  Währ. 

Ausnahmsweise  haben  im  Localverkehre  der  Strecke  Zellerndorf-Neu- 
siedl  für  folgende  Gegenstände  bei  vollen  Ladungen  nachstehende  Fracht- 
sätze zu  gelten : 

a)  Für  Getreide  und  Hülsenfrüchte,  Mahlproducte,  Salz,  Eisen  und  Eisen- 
fabricate  2«/a  Kreuzer. 
h )  für  Brenn-  und  Schnittholz,  Mineralkohle,  Coaks,  gepressten  Torf,  Erze, 
Eisenflossen,  Kalk  und  Bausteine  2  Kreuzer  österr.  Währung. 
Im  Durchgangsverkehre  zwischen  Stationen  der  Lundenburg-Gruss- 
bacher  oder  der  priv.  österreichischen  Staatseisenbahn  -  Gesellschaft  einer- 
seits und  der  priv.  österreichischen  Nordwestbahn   andererseits  und  um- 
gekehrt, hat  eine  Ermässigung  der  obigen  Gebühren  um  zwanzig  Pereent 
einzutreten. 

Als  ExpeditionsgebUhr  werden  für  alle  Güter  zwei  Kreuzer  per  Zoll 
centner  eingehoben,  worin  die  Auf-  und  Abladegebühr  und  allgemeine 
Assecuranz  einbezogen  ist. 

Wenn  das  Auf-  und  Abladen  von  der  Partei  besorgt  wird,  wird  die 
Expeditionsgebühr  nur  mit  1*5  Kreuzer  per  Zollcentner  eingehoben. 

Rück sichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der  Fest- 
setzung des  Lagerzinses,  der  Classification  der  Waaren  und  der  sonstigen 
Verkehrsbestimmungen  ist  sich  derart  zu  benehmen,  dass  die  diessfälligen 
Preise  und  Bestimmungen  auf  keinen  Fall  höher  und  lästiger  sein  dürfen, 
als  auf  der  Linie  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Nordwestbahn. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  im  Frachtenverkehre  jene  Nomen- 
clatur  und  Classification  der  Waaren,  sowie  jene  Transportbestimmungen, 
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welche  bei  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Nordwestbahn  in  Anwendung 
kommen,  auch  für  diese  Halm  einzuführen. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vorstehend 
fixirten  Gränzen  steht  den  Concessionären  frei. 

Hiebei  darf  aber  eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden. 

Wenn  daher  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer  unter  gewissen 
Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere  Begün- 
stigung gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begünstigung  allen 
Versendern  oder  Frachtunternehmern,  welche  die  nämlichen  Bedingungen 
eingehen,  zugestanden  werden. 

Alle  Specialtarife  sind  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unterziehen. 

Es  bleibt  Übrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachttarif-Bestimmun- 
gen der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten.  Einer  solchen  Regelung  haben 
sich  die  Concessionäre  zu  unterwerfen. 

Nach  Ablauf  von  neun  Betriebsjahren  hat  die  Regierung  jederzeit  das 
Recht,  eine  entsprechende  Herabsetzung  obiger  Tarifsätze,  nach  Einver- 
nehmen der  Conccsaionäre  oder  ihrer  Rechtsnachfolger,  eintreten  zu  lassen. 

§.  9. 

■ 

Es  wird  gestattet,  dass  die  Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer 
Silbermünze  bemessen  und  eingehobeu  werdeu,  jedoch  so,  daas  die  mit  Be- 
rücksichtigung des  Courswerthes  entfallende  Gebühr  auch  in  der  Landes- 
währung angenommen  werden  muss. 

Die  ZurückfUhrung  des  Tarifes  auf  dio  Landeswährung  hat  nach  den 
von  dem  Handelsministerium  festzustellenden  Modalitäten  stattzufinden 

§.10. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen  besorgt 
werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung,  sowie  hinsichtlich  der  Be 
günstigungen  reisender  Militärs,  zwischen  dem  Reichs  -  Kriegsministerium 
und  der  Directum  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbalm  unter  dem    18.  Juni 
1H68*)  abgeschlossenen  l'ebereinkommen,  dessen  Bestimmungen  einen  inte 
grirenden  Bestandteil  der  Concessions- Urkunde  zu  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  österreichischen 
Bahnen  für  Militärtrausporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  verein- 
bart würden,  so  sollen  diese  auch  für  die  concessionirte  Balm  Geltung 
erhalten. 


*>  Normal- Verordnungen  •!«*%  k.  k  Armee- VerorilmingiMatte*  \.  J.  l»tW.  Ii.  Stick,  Nr. 97. 
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Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichshüllton, 
auf*  die  Landesschützen  Tirols,  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars, 
sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffen 
Übungen  und  Controlsversammlungen,  ferner  auf  das  Militär-Wachcorps  für 
die  k.  k.  Civilgcrichte  Wiens,  auf  die  k.  k.  Gendarmerie,  sowie  auf  die  mili 
täriscli  ui  ganisirtc  Finanz  und  Sicherhcits wache  Anwendung. 

Die  Concessionärc  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eiscnbahngesellfichaften  abgeschlossenen  Obcrciukommen  Uber  Anschaffung 
und  Bereithaltung  von  Ausriistungs-Gegenständen  für  Militärtransporte  und 
die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetricbsmitteln,  bei  Durchfüh- 
rung grösserer  Militärtransporte,  sowie  den  organischen  Bestimmungen  und 
der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahn-Abtheilungen  *),  sowie  den  mit 
1.  Juni  1871  in  Wirksamkeil  getretenen  Nachtrags-Uebereinkommen**^ 
bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des 
Militärärars  zur  Beförderung  gclaugendcu  Kranken  und  Verwundeten  beizu 
treten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit  den 
Bahngescllschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommcns  wegen  gegen- 
seitiger Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militärtransporte 
und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Die  Concessionärc  unterwerfen  sieh  hinsichtlich  der  Anstellung  ge- 
dienter Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  den 
diessfalls  im  §.  38  des  Wchrgcse.zes***)  und  in  dem  zur  Ausführung  dieses 
Paragraphcs  activirten  Gesetze  vom  19.  April  1872  (R.  G.  131.  Nr.  60)  ent- 
haltenen Bestimmungen. 

§.11. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aul 
sieht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Be- 
hörde, oder  zur  Wahrun-  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Con 
cession  oder  aus  Gefällsrücksiehten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit 
dem  Auftrage  dieser  Behörde  auaweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäekc 
unentgeltlich  befördert  werden. 

§.  12. 

Die  Staatsverwallung    ist  berechtigt,    in    Fällen  ausscrordentlielier 
Thcucrung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate  die  Fracht 
preise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximalpreises  herabzumindern. 

*)  »eilage  zu  Nr.  14S,  im  Vi.  Stin  k.-  des  Jahrgang*«   1870  der  Nuruial-V«  roi  dnun^e« 
de*  I».  k.  Arini'f-Vcroriliuiii»  J.laltes. 

**)  Nuriual- Verordnung  eil  des  k.  k   Ai  mec-Verordnuii;;<djlaltes  v.J.  IS?  1,22.  Stück,  Nr.  ?».  ■ 
***)  R«icbspmetsbl«ll  vom  Jahre  IS6*  Nr.  151. 
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§■  13. 

Den  Concessionären  wird  auch  das  Recht  eingeräumt,  eine  Actiengesell- 
scliaft  zu  bilden,  und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen  Geldmittel  auf  l  "eber- 
lu  ingcr  oder  auf  Namen  lautende  Actien  und  Prioritätsobligationen  auszu- 
geben, welche  auf  den  österreichischen  Börsen  verhandelt  und  amtlich  notirt 
werden  dürfen. 

Die  durch  Prioritätsobligationen  aufgebrachte  Summe  darf  drei  Fünftel 
des  Anlageeapitals  nicht  übersehreiten. 

Werden  die  Prioritätsobligationen  in  einer  fremden  Valuta  ausgegeben, 
so  muss  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung  ersichtlich  gemacht 
werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien  vor 
auszugehen. 

§.  14. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu  ver- 
schaffen^ dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betricbseinrichtnng  in  allen 
Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen,  dass  Ge- 
brechen in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  beziehungsweise  beseitigt 
werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeord- 
netes Organ  Einsieht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das  Recht, 
ä>n  Sitzungen  des  Verwaltung»»- Ausschusses,  sowie  den  Generalversamm- 
lungen, so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und  allfällige  dem 
Staatsinteresse  nachtheilige  Verfügungen  zu  sistiren.  . 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung  haben 
die  Goncessionärc  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Gcsehäftslast 
eine  jährliche  Pauschalvergiitung  zu  leisten,  deren  Höhe  von  der  Staatsver- 
waltung in  angemessener  Weise  bestimmt  wird. 

§.  is. 

Die  Dauer  der  Ooncession,  mit  dem  im  §.  0,  lit.  b)  des  Eisenbahn-Con- 
eessionsgesetz.es  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen,  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriehes  auf 
der  ganzen  coneessionirten  Bahnlinie  gerechnet,  festgesetzt,  und  sie  erlischt 
nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Diese  Concession  erlischt  auch,  wenn  die  im  §.  3  festgesetzten  Termine 
für  die  Vollendung  des  Baues  und  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  ein- 
gehalten werden,  und  die  Terminsüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §.  11, 
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lit.  b)  des  Eisenbahn-Concessionsgesetzes,  und  namentlich  auch  durch  poli 
tische  oder  financielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§.16. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf  von 
dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  Ausstellung  der  Concessions-Urkunde,  die 
roncessionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreisos  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Einlösung  voraus- 
gegangenen sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der  zwei  un- 
günstigsten Jahre  abgeschlagen,  und  der  durchschnittliche  Reinertrag  der 
übrigen  fünf  Jahre  für  die  Unternehmung  berechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag  ist  dann  der  Gesellschaft  als  Jahresrente  in 
halbjährigen  Raten  bis  zum  Ablaufe  der  festgesetzten  Concessionsdaucr  zu 
bezahlen.  Sollte  sich  der  ermittelte  Durchschnittsbetrag  nicht  wenigstens  auf 
5-2  Percent  des  auf  die  Bahn  wirklich  verwendeten  und  gehörig  nachzu- 
weisenden Anlagecapitales  beziffern,  so  wird  dieser  Minimalbetrag  als  Jahres- 
rente festgesetzt. 

Unter  Anlagecapital  sind  zu  verstehen  sowohl  die  Kosten  des  Baues, 
als  der  ersten  Betriebseinrichtung  (d.  i.  bis  zum  Ende  des  ersten  Betriebs- 
jahres nach  eröffnetem  Betriebe  auf  der  ganzen  eonecssionirten  Bahn),  ferner 
die  bis  zum  Zeitpuncte  dieser  Betriohseröffnung  auflaufenden  fünfperceutigen 
Zinsen  der  für  den  Bau  und  die  Betriebseinrichtung  bestrittenen  Aualagen 
nach  Abschlag  der  allcnfälligen  Erträgnisse  einzelner  Theile  der  Bahn,  falls 
solche  in  Betrieb  gesetzt  werden  sollten,  bevor  die  Eröffnung  der  ganzen 
Bahn  stattfindet. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  neue  Bauten 
ausgeführt,  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so  können  diess- 
fällige  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden,  wenn  die  Staatsver- 
waltung zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten  oder  zur  Vermehrung  der  Be- 
triebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat,  und  die  Kosten  gehörig 
nachgewiesen  werden. 

Auslagen,  deren  Verwendung  nicht  für  Zwecke  der  Vorarbeiten  oder 
für  die  Bauausführung  und  Betriebseinrichtung  nachgewiesen  wird,  sowie 
auch  Verpflichtungen,  welche  aus  Anlass  der  Abtretung  der  Concession  an 
eine  Actiengesellsehaft  (§.  13)  von  dieser  gegenüber  den  Conccssionären 
etwa  eingegangen  werden  sollten,  sind  von  der  Einbeziehung  in  das  Anlage- 
eapital  jedenfalls  ausgeschlossen. 

§.  17. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Erlöschens 
tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Gewiss 
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der  concessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grunde»  und  Hodens,  derErd-  and 
Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues  der  Balm  und  des  Kämmt 
liehen  unbeweglichen  Zubehörs,  als:  Bahnhöfe,  Auf  und  Abladeplätze, 
aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichon  Gebäude  an  den  Abfahrts-  und  An- 
kunftsplätzen, Wach-  und  Aufsichtshäusern,  samrat  allen  Einrichtungen  an 
stehenden  Maschinen  und  allen  unbeweglichen  Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als :  Loeomotive,  Wägen,  bewegliche 
Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und  Materialien,  insoweit 
sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet  sind,  be- 
trifft, so  hat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche  Quantität  und  bezüglich 
Werthsuramo  unentgeltlich  an  den  Staat  überzugehen,  welche  der  im  An 
lagccapitalc  enthaltenen  ersten  Bctriebscinrichtung  entspricht. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser  Einlösung 
tritt  der  Staat,  gegen  die  jährliche  Ausbezahlung  der  ausgemittelten  Rente, 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthura  und  in  den  Genuss  der  gegenwärtig 
concc8Hionirton  Bahnstrecke  mit  allen  früher  erwähnten,  dazu  gehörigen, 
sowohl  beweglichen,  als  auch  unbeweglichen  Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Conccssion,  als  auch  bei  der  Einlösung 
der  Bahn,  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum  des  aus  dem  eigenen 
Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Rcscrvcfondes  und  der  ausstellen 
den  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen  errichteten  und 
riieksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und  Gebäude,  als:  Coaks- 
und  Kalköfcn,  Gicssercien,  Fabriken  von  Maschinen  oder  anderen  Gcräthen, 
Speicher,  Docks,  Kohlen-  und  andere  Depots,  zu  deren  Erbauung  oder  Er 
Werbung  dieselben  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Bei 
satzc  ermächtigt  wurden,  dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§•  1«. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten  ,  wenn  mitd- 
achtet vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder  Niehl 
befolgung  der  in  der  Concessions  l  "rkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten 
Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  M.hs 
regeln   dagegen   zu  treffen,    und  nach  l  mständen  noch  vor  Ahlauf  der 
Concessionsdaucr  die  Conccssion  für  erloschen  zu  erklären. 

• 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Conccssion  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concessionären  das  Recht  ein 
räumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Eisatz 
zu  dringen,  erthcilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  gc 
messenen  Befehl  ,  über  die  ConCOK  ;ion  und  alle  darin  enthalteneu  Bcstim 
mungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 
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Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am  vier- 
zehnten Tage  des  Monates  August  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  Achthun- 
dert Sicbenzig  und  Zwei,  Unserer  Reiche  im  Vierundzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p.       (L.  8.) 

Aucrsperg  m.  p.         Utttff  m.  p.         Bauhaus  m.  p. 
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l. 

Statuten  der  k.  k.  priv.  Dniester-Bahn. 

Genehmigt  mit  dem  Erlasse  des  Ministen  dea  Innern  Tom  80.  Auguat  1871,  Z.  !2iZ3. 


I.  Abschnitt 

Einrichtung,  Zweck,  Site«  Firma,  Dauer  und  Bekanntmachungen 

dieser  Gesellschaft. 

§.  1. 

Errichtung  der  Gesellschaft 

Auf  Grundlage  des  §.  13  der  beigeschlossenen  Allerhöchsten  Conces- 
sions-Urkunde  vom  5.  September  1870,  R.  G.  BL  Nr.  135,  wird  eine  Actien- 
Gesellschaft  zur  Ausführung  der  in  der  Allerhöchsten  Goncessions-Urkunde 
bezeichneten  Unternehmung  unter  der  Firma: 

K.  k.  priv.  Dniester-Bahn 

gebildet  und  es  tritt  dieselbe  in  alle  durch  die  Allerhöchste  Concessions- 
Urknnde  für  die  Concessionäre  erworbenen  Rechte  und  übernommenen  Ver- 
bindlichkeiten. 

§.  2. 

Firma. 
Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet: 

„K.  k.  priv.  Dniester-Bahn." 

Sie  wird  in  die  Register  des  Wiener  Handelsgerichtes  eingetragen  und 
oollectiv  entweder  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  oder  von 
einem  Mitgliede  desselben  und  einem  zur  Procuraftihrung  bestellten  Gesell- 

33 
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scbaftsbeamten  gezeichnet,  welcher  letztere  jedoch  den  Zusatz:  „per  procura* 
oder  „p.  p.u  seiner  Namenszeichnung  beizufügen  hat. 

§.  3. 
Z  w  e  o  k. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist : 

a)  Der  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiv-Eisenbahn  von  Chyrow  im  An- 
bcMuss  an  die  erste  ungarisch-galizische  Verbindungsbahn  über  Droho- 
byez  nach  Stryj  zum  Anschlüsse  an  die  projectirte  Munkacz-Stryj'er 
Bahn  mit  einer  Zweigbahn  von  Drohobycz  nach  Boryslaw. 

b)  Die  Erwerbung,  Errichtung  und  der  Betrieb  von  Transportanstalten, 
zu  Wasser  und  zu  Lande,  weiche  in  Verbindung  mit  den  der  Gesell- 
schaft gehörigen  oder  durch  sie  gepachteten  Eisenbahnen,  mit  Geneh- 
migung der  Staatsverwaltung,  zur  Beförderung  von  Personen  und 
Gütern  errichtet  werden. 

c )  Die  Benützung  von  Grundstücken,  Forsten ,  Berg-  und  Metallwerken, 
Maschinen  und  anderen  Fabriken,  welche  gegenwärtig  oder  künftig 
von  der  Gesellschaft  unter  was  immer  für  einem  Rechtstitel  eigentüm- 
lich erworben  und  zu  industriellen  Zwecken  pachtweise  übernommen 
werden. 

§■  4. 
Sitz. 

Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien,  sie  ist  aber  berechtigt  im  In- 
und  Auslande  Agentien  zu  bestellen. 

§.  5. 

Oonstituinmg  und  Dauer. 

Die  Gesellschaft  tritt  mit  der  erfolgten  Genehmigung  der  Statuten  und 
Eintragung  der  Gesellschaftsfirma  in  die  Register  des  Wiener  Handels- 
gerichtes in  Wirksamkeit  und  endet  mit  dem  Erlöschen  der  Concesaion. 

Die  Eintragung  der  Gesellschaft  in  das  Handelsregister  kann  erst  ange- 
sucht werden,  wenn  auf  das  (§.  7)  zu  emittircnde  Acticncapital  per  österr. 
Währ.  fl.  4,800.000  gleich  24.000  Stück  Actien  ä  200  fl.  österr.  Währ,  in 
Silber  mindestens  40  Percent  gezeichnet  und  eingezahlt  sind. 

§.6. 
Kundmachungen. 

Die  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  durch  die  ämtliche 
„Wiener  Zeitung1*  und  durch  die  in  Lemberg  erscheinende  polnische  Zeitung 
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„Gazeta  narodowau  und  wird  jede  in  dieser  Beziehung  eintretende  Ände- 
rung dem  k.  k.  Handelsgerichte  Wien  angezeigt  werden. 


II.  Abschnitt. 

Gesellachaftscapital.  Actien-  und  Prioritäfe-Schuld- 

verschreibuugen. 

§.  7. 

Gesellschaftscapital . 

Der  gesellschaftliche  Unternehmungsfond  (das  Anlagecapital)  ist  auf 
zwölf  Millionen  Gulden  Östcrr.  Wahr,  festgesetzt  und  wird  zu  s/s  in  24.000 
Stück  auf  Ueberbringer  lautenden  Actien  ä  200  fl.  österr.  Währ,  in  Silber 
gleich  133  y8  Thaler,  gleich  233»/,  fl.  stidd.  Währ.,  und  zn  in  24.000 
Stück  Prioritiits-Obligationen  a  300  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  gleich  200 
Thaler,  gleich  350  Gulden  südd.  Währ,  bestehen. 

Auf  jede  Actie  sind  10  Percent,  also  20  fl.  per  Stück  sogleich  bei  dßv 
ersten  Einzeichuung  und  weitere  30  Percent,  nämlich  60  fl.  per  Actie,  be 
erfolgter  Constituirung  zu  erlegen. 

Nach  geleisteter  40peroentiger  Einzahlung  (§.  5)  sind  die  Zeichner  von 
der  Haftung  weiterer  Einzahlungen  gemäss  HandelsGesetzbuches  Art.  22  2 
Z.  Z.  2  und  3  befreit. 

lieber  die  auf  jede  Actie  eingezahlten  40  Percent  werden  Interims- 
scheine nach  dem  Formulare  A  mit  Dividendencoupons  versehen  ausgegeben 
und  sind  mit  dem  Besitze  der  Interimsscheine  dieselben  Rechte  und  Pflichten 
wie  mit  denen  der  Actien  (§.  9)  verknüpft,  insoferne  diese  letzteren  nicht 
ausgegeben  sind. 

Die  weiteren  Einzahlungen  sind  von  den  Besitzern  der  Interimsscheine 
in  den  vom  Vcrwaltungsrathe  zu  bestimmenden  Raten  und  Zeitfristen  zu 
leisten. 

Bei  Zögerung  in  weiteren  Einzahlungen  ist  der  Verwaltungsrath  be- 
rechtigt, die  säumigen  Actionäre  ihrer  Anrechte  aus  der  Zeichnung  der  Actien 
und  der  auf  dieselben  geleisteten  Theilzahlungen  nach  Massgabc  der 
Art.  220  und  221  des  Handels-Gesetzbuches  für  verl  istig  zu  erklären  und 
für  die  in  Folge  dessen  zu  annullirenden  Interimsscheine  neue  Interims- 
scheine, beziehungsweise  Actien  auszugeben. 

Nach  voller  Einzahlung  des  Acticnbetrages  werden  für  die  einzuziehen- 
den" InTeTfmTslHielnTXrtie^  mit  Dividendeucoupons 
versehen  ausgefolgt. 

23* 
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§.  8. 
Prioritäten. 

Die  Prioritäts-Obligationen  werden  nach  dem  Formular  C  ausgefertigt 
werden.  Die  erste  Ausgabe  der  Actien  und  Prioritäten  findet  stämpel-  und 
gebührenfrei  statt.  Während  des  Baues  werden  die  auf  die  Actien  einge- 
zahlten Beträge  mit  5  Percent  in  Silber  verzinst. 

§.  9. 

Jede  Actie  gibt  ihrem  Besitzer  (Actionär)  den  Anspruch  auf  einen  ver- 
hältnissmässigen  Theil  am  Gesellschaftsvermögen  und  an  dem  Reinerträgnisse 
der  Unternehmung. 

Die  Actionäre  haften  nur  bis  zum  Belaufe  des  Capitalcs  der  Actien.  — 
Dritten  Personen  gegenüber  haftet  die  Gesellschaft  für  alle  Verbindlichkeiten 
mit  ihrem  ganzen  Vermögen,  einschliesslich  des  anfälligen  Rescrvefondes. 

Mit  dem  Besitze  einer  Actie  ist  die  Unterwerfung  unter  die  Gesell- 
schaftsstatuten verbunden.  Das  Eigenthum  der  Actien  wird  durch  Ueber- 
gabe  erworben,  und  die  Gesellschaft  erkennt  den  Ueberbringer  (Inhaber)  als 
Eigenthümer  an. 

§.  10. 

Die  Actien  und  Prioritäts-Obligationen  sind  untheilbar;  die  Gesellschaft 
erkennt,  sich  gegenüber,  für  jede  Actie  und  jede  Prioritäts-Obligation  nur 
einen  Eigenthümer  an. 

Mehrere  Theilhaber  einer  Actie  oder  Prioritäts-Obligation  müssen  daher 
ihre  gemeinsamen  Rechte  durch  eine  Person  wahrnehmen  lassen. 

§•  11. 

Die  Actien  sowohl  als  die  Prioritäts-Obligationen  können  gegen  Ent- 
richtung der  vom  Verwaltungsrathe  zu  bestimmenden  Gebühr  bei  der  Gesell- 
schafts-Hauptcassa  hinterlegt  werden,  worüber  auf  den  Namen  des  Erlegers 
lautende  Erlagsscheinc  ertheilt  werden. 

VH.  Abschnitt. 

Leitung  und  Verwaltung  der  Gesellschaft. 

§.  12. 

Die  Gesellschaft  besorgt  ihre  Angelegenheiten  durch : 

1.  die  Generalversammlung  j 

2.  den  Vorwaltungsrath ; 

3.  den  Revisionsausschuss. 
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§.  13. 

L  Generalversammlung. 

Vertretung  der  Gesammtheit  der  Actionäre. 

Die  Gesammtheit  der  Actionäre  wird  durch  die  statutenmässig  gebildete 
Generalversammlung  vertreten. 

§.  14. 
Stimmrecht 

An  der  Generalversammlung  können  nur  stimmberechtigte  Actionäre 
theilnehmen  und  geben  je  15  Actien  das  Recht  auf  eine  Stimme. 

Das  Stimmrecht  in  der  Generalversammlung  kann  von  einem  Actionär 
sowohl  persönlich  als  durch  Bevollmächtigung  eines  anderen  stimmberech- 
tigten Actionärs  ausgeübt  werden,  und  die  Form  der  Vollmacht  wird  vom 
Verwaltungsrathe  bestimmt. 

Ein  Actionär  kann  im  eigenen  Namen,  sowie  als  Bevollmächtigter  so 
viele  Stimmen  in  sich  vereinigen,  wie  viel  Male  er  15  eigene  oder  von  ihm 
vertretene  Actien  besitzt. 

Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  werden  durch  ihre  gesetz- 
lichen, beziehungsweise  statutarischen  Vertreter,  Frauen  durch  Bevollmäch- 
tigte vertreten,  ohne  dass  diese  selbst  Actionäre  zu  sein  brauchen. 

§.  15. 

Ordentliche  Generalversammlung. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  regelmässig  in  der  ersten 
Hälfte  eines  jeden  Jahres  in  Wien  zusammen. 


§.  16. 

Ausserordentliche  Generalversammlung. 

Die  Einberufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  erfolgt, 
wenn  sie: 
n )  von  dem  Verwaltungsrathe  oder 
h)  von  einer  Generalversammlung  beschlossen  wird,  oder 
c)  wenn  sie  von  einem  Actionär  oder  mehreren  Actionären  in  einer  schrift- 
lichen, an  den  Verwaltungsrath  gerichteten  Eingabe  unter  Angabe  des 
Zweckes  beantragt  wird  und  unter  einem  von  den  Antragstellern  bei 
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der  Gesellschaftscasae  Actien  deponirt  werden,  welche  wenigstens  den 
zehnten  Theil  des  eingezahlten  Gesellschaftscapitals  repräsentiren. 
In  den  unter  c)  erwähnten  Fällen  ist  die  Generalversammlung  längstens 
binnen  14  Tagen  nach  Deponirung  der  Actien  einzuberufen. 

§•  17. 
Einberufung. 

Die  Einberufung  aller  Generalversammlungen  erfolgt  durch  eine  Kund- 
machung, welche  dreimal  in  den  in  §.  6  bezeichneten  Blättern  zu  veröffent- 
lichen ist. 

Die  dritte  Veröffentlichung  dieser  Kundmachung  muss  bei  Einberufung 
einer  ordentlichen  Generalversammlung  30  Tage,  bei  Einberufung  einer 
ausserordentlichen  Generalversammlung  14  Tage  vor  dem  zur  Abhaltung 
der  Versammlung  bestimmten  Tage  in  den  öffentlichen  Blättern  (§.  6)  ent- 
halten sein,  und  sind  in  der  Kundmachung  die  zur  Empfangnahme  der  Actien 
legitimirten  Erlagsstellen,  sowie  die  Gegenstände  der  Verhandlung  (Tages- 
ordnung) bekannt  zu  geben. 

§•  18. 
Deponirung  der  Actien. 

Actionäre,  welche  an  der  Generalversammlung  thciluchmen  wollen, 
müssen  mindestens  acht  Tage  vor  dem  zur  Abhaltung  der  Versammlung 
bestimmten  Tage  die  Actien,  auf  Grund  welcher  sie  ein  Stimmrecht  ausüben 
wollen,  sammt  den  dazu  gehörigen  noch  nicht  verfallenen  Coupons  und 
Talons  bei  der  vom  Verwaltungsrathe  bestimmten  Erlagsstelle  deponiren 
und  erhalten  Legitimatiouskarten  mit  Angabe  der  Zahl  der  deponirten  Actien 
und  der  hierauf  entfallenden  Stimmen  ausgefolgt. 

Diese  Legitimationskarten  lauten  auf  den  Namen  des  Deponenten  und 
Bind  nur  für  die  bezeichnete  Person  oder  deren  legitimirten  Bevollmächtigten 
giltig. 

§.  19. 

Vorlage  des  Geschäftsberichtes. 

Der  zum  Vortrage  in  der  Generalversammlung  bestimmte  Geschäfts- 
bericht nebst  dem  Rechnungsabschlüsse,  der  Bilanz  und  dem  Befunde  des 
RevisionsauRachusses,  sowie  der  Wortlaut  der  zur  Verhandlung  kommenden 
Anträge,  sind  mindestens  drei  Tage  vor  der  Generalversammlung  am  Sitze 
der  Gesellschaft  zur  Einsicht  der  Actionäre  aufzulegen  und  den  Stimm- 
berechtigten nach  Verlangen  hievon  Druckexemplarc  zu  erfolgen. 
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§.  20. 
Beschlussfähigkeit, 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfällig,  wenn  mindestens  der 
zehnte  Theil  des  Actiencapitales  vertreten  ist  und  20  Actionäre  anwesend 
sind. 

Um  eine  Aenderung  der  Statuten,  eine  Vermehrung  des  gesellschaft- 
lichen Unternehmungsfondes  durch  Hinausgabe  neuer  Actien  Über  die  im 
§.  7  festgesetzten  Gränzen  oder  durch  Aufnahme  eines  Anlehens,  die  Vei- 
äusserung  der  Eisenbahn  oder  die  Auflösung  der  Gesellschaft  beschliesscn 
zu  können,  muBS  wenigstens  das  halbe  Actiencapital  vertreten  sein,  und  ist 
zu  einem* derartigen  Beschlüsse  die  Anwesenheit  von  wenigstens  20  Actio- 
nären  und  eine  Stimmenmehrheit  von  zwei  Drittel  der  abgegebenen  Stimmen 
erforderlich. 

§.21. 

Vertagte  Generalversammlung. 

Ist  die  Generalversammlung  nicht  nach  den  Bestimmungen  des  §.  20 
beschlussfähig,  so  wird  sie  vertagt  und  ist  binnen  8  Tagen  neuerlich  nach 
§.17  einzuberufen. 

In  diesem  Falte  ist  jedoch  der  Zeitraum  zwischen  der  letzten  Veröffent- 
lichung der  bezüglichen  Kundmachung  und  dem  Tage  der  Generalversamm- 
lung, ohne  Unterschied,  ob  letztere  eine  ordentliche  oder  ausserordentliche 
ist,  nur  auf  8  Tage  und  die  Frist  zur  Deponirung  der  Actien  (§.  18)  nur  auf 
3  Tage  beschränkt. 

Eine  solche  zum  zweiten  Male  einberufene  Generalversammlung  ist 
ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  anwesenden  Actionäre  und  aaf  die  Höhe 
des  durch  die  erschienenen  Actionäre  vertretenen  Actiencapitals  beschluss- 
fähig. Ihre  Verhandlungen  sind  jedoch  auf  die  Tagesordnung  der  vertagten 
Versammlung  beschränkt. 

§.  22. 
V  o  r  s  i  t  I. 

In  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder  Vizepräsident  des 
Verwaltungsrathes  und  in  Verhinderung  derselben  ein  vom  Verwaltungsrathe 
gewähltes  Mitglied  desselben  den  Vorsitz. 

Die  Generalversammlung  ernennt  aus  den  bei  der  Versammlung  an- 
wesenden Actionären  zwei  oder  mehrere  Scrutatoren.  Der  Vorsitzende  be- 
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stellt  den  Schriftführer,  bestimmt  die  Ordnung  der  zu  verhandelnden  Gegen- 
stände, leitet  die  Verhandlung  und  veranlasst  die  Abstimmung,  welche  ent- 
weder durch  Abgabe  der  Stimmzettel  oder  auf  eine  andere  von  dem  Vor- 
sitzenden beantragte  und  von  der  Generalversammlung  angenommene  Weise 
erfolgt. 

§.  23. 
Be8chlu88fa88ung. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  mit  absoluter  Stim- 
menmehrheit gefasst  und  stimmt  der  Vorsitzende  mit. 

Bei  gleicher  Stimmenzahl  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben, 
der  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Die  im  §.  20  bezeichneten  Verfügungen  können  nur  mit  cinerMehrheit 
von  ■/,  der  Stimmen  beschlossen  werden. 

§.  24. 
Wahlen, 

Alle  Wahlen  erfolgen  durch  schriftliche  Abstimmung  mittelst  Stimm- 
zettel. 

Wird  bei  einer  Wahl  in  Folge  der  ersten  Abstimmung  die  absolute 
Stimmenmehrheit  nicht  erreicht,  so  erfolgt  die  engere  Wahl  zwischen  jenen 
Personen,  welche  bei  der  ersten  Abstimmung  die  meisten  Stimmen  erhielten, 
und  es  wird  in  die  engere  Wahl  die  doppelte  Anzahl  der  noch  zu  wählenden 
Personen  gebracht. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

§.  25. 

Gegenstand  der  Verhandlung. 

In  der  Generalversammlung  kann  nur  über  jene  Gegenstände  verhan- 
delt werden,  welche  in  der  Einberufungs-Kundmachung  bezeichnet  sind. 

Anträge,  welche  dem  Verwaltungsrathe  von  wenigstens  fünf  Actionären, 
welche  ihr  Stimmrecht  durch  Deponirung  der  Actien  nachweisen,  längstens 
14  Tage  vor  der  Einberufung  der  Generalversammlung  angemeldet  worden, 
sind  in  die  Kundmachung  aufzunehmen. 

Es  steht  übrigens  jedem  stimmberechtigten  Actionär  das  Recht  zu,  in 
der  Generalversammlung  selbständige  Anträge  zu  stellen. 

Es  darf  hierüber  jedoch  nicht  entschieden,  sondern  nur  bestimmt 
werden,  ob  und  in  welcher  künftigen  Generalversammlung  ein  solcher  An- 
trag in  Verhandlung  zu  nehmen  ist. 
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Wirkungskreis. 

Der  Schlnssfassung  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegenstände 
vorbehalten : 

a )  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  des  Revisionsaus- 
schusscs ; 

b)  die  Genehmigung  der  Jahresreohnungen  und  der  Gewinnverteilung; 

c)  Festsetzung  des  Werthes  der  Anwesenheitsmarken; 

d)  Geltendmachung  der  dem  Verwaltungsraihe  gegen  die  Gesellschaft 
obliegenden  Verantwortlichkeit  ; 

c)  die  Vermehrung  des  Gescllschafts-  und  Unternehmungsfondes  durch 

Erhöhung  des  Actiencapitales  oder  durch  Aufnahme  von  Anlehen  ; 
f)  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 
gj  die  Veräusserung  der  Eisenbahn; 

h)  die  Abänderung  der  Statuten  ; 

i)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  ihrer  statutenmässigeu  Dauer 
und  die  Verfügung  Uber  das  gesellschaftliche  Vermögen  im  Falle  der 
Auflösung  der  Gesellschaft. 

Zu  den  untere),^,  hj  und  i)  aufgeführten  Beschlüssen  ist  die  Ge- 
nehmigung der  hohen  Staatsverwaltung  erforderlich. 

§•  27. 
Protokoll. 

Ueber  die  Verhandlungen  jeder  Generalversammlung  wird  ein  Protokoll 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer  und  den  Scruta- 
toren  unterzeichnet  wird. 

Der  Urschrift  des  Protokolls  wird  das  Verzeichniss  der  anwesenden 
Actionäre  beigeschlossen,  mit  Angabe  der  von  jedem  Einzelnen  vertretenen 
Stimmenzahl. 

Die  im  Protokolle  einer  Generalversammlung  bezeichneten  Beschlüsse, 
durch  welche  Handlungen  oder  Unterlassungen  der  Verwaltungsorgane  gut- 
geheissen  oder  gerechtfertigt  erklärt  werden,  haben  den  Letzteren  als 
Absolutorium  zu  dienen. 

II.  Verwaltungsrath. 

§•  28. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  und  vertritt 
letztere  Uberall,  sowohl  dritten  Personen  wie  Behörden  gegenüber,  in  Ge- 
mässheit  der  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches. 
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Er  besteht  aus  mindestens  acht  und  höchstens  zwölf  Mitgliedern,  und 
es  müssen  mindestens  vier  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  ihren 
ordentlichen  Wohnsitz  in  Wien  haben. 

§•  29. 
Wirkungskreis. 

Der  Verwaltungsrath  hat  die  Oberleitung  aller  Geschäfte  der  Gesell- 
schaft und  ist  zu  allen  Vorfügungen  in  Gesellschafts-Angelegenheiten  be- 
rechtigt, welche  nicht  der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Er  bestellt  und  ernennt  alle  Beamten  und  Diener  der  Gesellschaft,  setzt 
deren  Bezüge  fest,  und  beschliesst  seine  eigene  Geschäftsordnung,  sowie 
alle  im  Interesse  der  Geschäftsführung  notwendigen  Instructionen  und 
Reglements. 

Der  Verwaltungsrath  kann  durch  eine  Specialvollmacht  für  bestimmte 
Gegenstände  und  für  eine  bestimmte  Zeit  die  Geschäftsleitung  an  einzelne 
Mitglieder  oder  an  Gesellschaftsbeamte  übertragen  und  für  die  hieruach  ge- 
leistete Mühewaltung  eine  specielle  Entlohnung  aussetzen. 

§.  30. 

Ausschi  icsaungagr  ünde. 

Beamte  der  Gesellschaft  und  Alle,  die  zu  ihr  in  Vertragaverhältnissen 
stehen,  ferner  Personen,  Uber  deren  Vermögen  der  Concurs  oder  das  Ver- 
gleichsverfahren eröffnet  wurde,  welche  ihre  Zahlungen  einstellten,  ohne 
ihre  Gläubiger  vollkommen  befriedigt  zu  haben,  welche  wegen  eines  Ver- 
brechens, wegen  eines  aus  Gewinnsucht  begangenen  oder  die  Sittlichkeit 
verletzenden  Vergehens  oder  einer  solchen  Uehertretung  rechtskräftig  ver- 
urtheilt  wurden,  sind  unbedingt  von  der  Wahl  zu  Verwaltungsräthen  aus- 
geschlossen. 

Tritt  ein  solcher  Ausschliessungsgrund  während  der  Functionsdauer 
ein,  so  hat  er  den  unmittelbaren  Verlust  der  Verwaltungsrathsstelle  zur 
Folge. 

§.  31. 

Mitglieder  des  ersten  Verwaltungsrathes. 

Ausnahmsweise  und  unbeschadet  der  Bestimmungen  des  Artikel  227 
des  Handelsgesetzes  wird  der  Verwaltungsrath  bis  zur  ersten  ordentlichen 
Generalversammlung  von  den  durch  die  Concessionäre  ernannten  Mitgliedern 
gebildet. 
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§•  32. 
Austritt 

Von  den  durch  die  Generalversammlung  (§.  31)  gewählten  Mitgliedern 
des  Verwaltungsrathes  treten  jährlich  drei  Mitglieder  aus,  welche  in  den 
drei  ersten  Austrittsfällen  durch  das  Los,  sodann  durch  den  Ablauf  der 
Functionsdauer  bestimmt  werden.  Die  Austretenden  sind  wieder  wählbar. 

Im  Falle  des  Ablebens  oder  des  Austrittes  eines  Mitgliedes  vor  Ablauf 
seiner  Functionsdauer  kann  der  Verwaltungsrath  dessen  Stelle  provisorisch 
bis  zur  nächsten  Generalversammlung  besetzen,  welche  die  definitive  Ersatz- 
wahl vornimmt. 

In  diesem  Falle  tritt  der  Gewählte  bezüglich  der  Functionsdauer  an 
die  Stelle  seines  Vorgängers. 

§.  33. 

Jeder  Verwaltungsrath  muss  vor  dem  Antritte  seiner  Function  und 
binnen  1 4  Tagen  nach  Verständigung  von  der  Wahl  50  Stück  Actien  der 
Gesellschaft  sammt  den  nicht  fälligen  Coupons  und  den  Talons  bei  der  Ge- 
sellschaftscasse deponiren,  welche  daselbst  als  Caution  für  die  aus  seiner 
Function  entspringenden  Verbindlichkeiten  gegen  die  Gesellschaft  bis  zur 
Erledigung  der  auf  seine  Functionsperiode  bezüglichen  Rechnungen  in  Ver- 
wahrung bleiben  und  von  ihm  während  dieser  Zeit  weder  veräussert  noch 
belastet  werden  dürfen. 

Von  Seite  der  Mitglieder  des  ersten  Vcrwaltungsrathcs  muss  die  Depo- 
nirung  dieser  Actien  binnen  14  Tagen  nach  der  Emission  der  Actien  er- 
folgen. 

§•  34. 
Präsidium. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen  Vorsitzenden 
und  dessen  Stellvertreter.  Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  dieser  Beiden 
wird  der  Vorsitz  vom  Verwaltungsrathe  einem  anderen  Mitgliede  Ubertragen. 

§•  35. 

Beschlussfähigkeit  und  Beschlussfassung. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  Wien  über  Einladung  des 
Vorsitzenden  oder  seines  Stellvertreters,  oder  auf  Verlangen  von  drei  Mit- 
gliedern so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern,  mindestens  aber  einmal  im  Monate. 
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Die  Art  und  Weise,  wie  die  Einladungen  zu  erfolgen  haben,  wird  vom 
Verwaltungsrathe  festgesetzt. 

Zur  Fassung  eines  giltigen  Beschlusses  von  Seite  des  Verwaltungs- 
rathes  ist  die  Anwesenheit  von  mindestens  fünf  Mitgliedem  desselben  er- 
forderlich. 

Der  Verwaltungsrath  fasst  seine  Beschlüsse  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit und  stimmt  der  Vorsitzende  mit.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit 
wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beige- 
stimmt hat. 

Die  nicht  am  Sitze  der  Gesellschaft  domicilirenden,  sowie  überhaupt 
die  abwesenden  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sind  berechtigt,  die  Er- 
klärung Uber  ihre  Abstimmung  schriftlich  einzusenden,  oder  ein  in  Wien 
anwesendes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  mit  Ausschluss  des  Präsidenten 
mittelst  schriftlicher  Vollmacht  zur  Abgabe  ihrer  Stimmen  zu  legitimiren. 

Es  darf  jedoch  kein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  mehr  als  eine 
solche  Vollmacht  Übernehmen. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  vom  Schriftführer  zu  unterzeichnen 
sind. 

§.  36. 
Remuneration. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sind  der  Gesellschaft  für  ihre 
Amtsführung  verantwortlich  und  erhalten  für  ihre  Theilnahme  an  den 
Sitzungen  Anwesenheitsmarken,  deren  Werth  die  ordentliche  Generalver- 
sammlungjährlich im  Voraus  bestimmt.  Ueber  die  Vertheilung  der  Tantieme 
(§.  40,  b)  unter  die  einzelnen  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  entscheidet 
der  Verwaltungsrath  selbst. 

III.  Rcvision8au88cliuss. 
§.  37. 
Mitglieder. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschafts-Rechnungen  bestellte  Revisions- 
ausschus8  besteht  aus  drei  Mitgliedern  und  zwei  Ersatzmännern,  welche  von 
der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  der  Verwaltung  nicht  ange- 
hörenden stimmberechtigten  Actionären  gewählt  werden.  Die  Ersatzmänner 
treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der  Mitglieder  des  Revisionsaus- 
pchusses,  und  zwar  nach  der  Reihenfolge  der  Stimmen,  welche  sie  erhalten 
haben,  in  Function. 
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Für  die  erste  Rechnungsperiode  werden  die  Mitglieder  des  Revisions- 
ausschusses von  den  Concessionären  gewählt  und  von  der  ersten  General- 
versammlung nachträglich  bestätigt. 

§.  38. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen  Jahres- 
rechnung zu  prüfen  und  hierüber  der  Generalversammlung  zu  berichten.  • 

Er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  in  die  Bücher  und  in  die  ganze 
Gebarung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen  und  von  den  Rechnungs- 
legern Aufklärungen  zu  verlangen. 

Die  betreffende  Jahresrechnung  ist  dem  Revisionsausschusse  mindestens 
14  Tage  vor  dem  Zusammentritte  jener  Generalversammlung,  welche  über 
die  fragliche  Jahresrechnung  Beschluss  zu  fassen  hat,  vorzulegen. 

IV.  Abschnitt 

Bilanz,  Gewinnvertheilung,  Tilgung  des  Anlagecapitales. 

§.  39. 
Bilanz. 

- 

Die  Rechnungen  der  Gesellschaft  werden  alljährlich  Ende  Decembcr 
abgeschlossen,  ein  allgemeines  Inventar  der  Activen  und  Passiven  der  Ge- 
sellschaft aufgestellt  und  die  Bilanz  gezogen. 

Die  Rechnungen  und  die  Bilanz  sind  rechtzeitig  zur  Kenntniss  des 
Revisionsausschusses  zu  bringen  und  mit  dessen  Gutachten  der  General- 
versammlung vorzulegen,  welche  die  Rechnung  entweder  genehmigt  oder 
verwirft. 

Als  Geschäftsjahr  gilt  in  der  Regel  das  Kalenderjahr,  ausnahmsweise 
wird  die  erste  Geschäftsperiode  bis  zum  31.  December  1872  ungetheilt  ge- 
rechnet. 

§•  40. 

Verwendung  des  Reinerträgnisses. 

Das  nach  Bestreitung  aller  Betriebs-  und  Erhaltungsauslagen,  der 
eventuellen  Rosten  der  Beschaffung  des  zur  Bezahlung  der  Zinsen  und  der 
Tilgungsquote  für  die  Prioritäts-Obligationen  erforderlichen  Silbergeldcs 
der  Verluste  und  der  Abschreibungen  vorhandene  Erträgniss  wird  nach- 
stehend verwendet. 
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Vor  Allem  wird  aus  dem  Erträgnisse  die  Zahlung  der  fünfpercentigen 
Zinsen  in  Silber  des  nieht  amortisirten  Aetiencnpitals,  sowie  der  seiner  Zeit 
nach  gänzlicher  Tilgung  der  Prioritätsschuld  zur  Actientilgung  in  dem 
betreffenden  Jahre  erforderlichen  Quote,  ferner  die  Verzinsung  und  Tilgung 
allfällig  sonstiger  Anlehen  bestritten. 

Von  dem  sohin  verbleibenden  Reste  werden: 

a)  Fünf  Percent  einem  zu  bildenden  Reservefond  (so  lange  derselbe  nicht 
10  Percent  übersteigt)  zugewendet; 

b)  zehn  Percent  werden  als  Tantieme  dem  Verwaltungsrathe  zugewiesen; 

c)  der  Rest  wird  als  Dividende  unter  die  Actionäre  vertheilt. 

§.  41. 

Auszahlung  des  Eeingewinnes. 

Die  Zahlung  der  Dividende  erfolgt  am  1.  Juli  eines  jeden  Jahres;  doch 
steht  es  dem  Verwaltungsrathe  frei,  ä  Conto  der  Dividende  die  Auszahlung 
eines  dem  muthmasslichen  Reingewinne  angemessenen,  jedoch  fünf  Percent 
des  Actieneapitalcs  nicht  übersteigenden  Betrages  im  Jänner  zu  bewilligen. 

Dividenden,  welche  binnen  drei  Jahren  nach  ihrer  Fälligkeit  nicht  be- 
hoben werden,  sind  zu  Gunsten  der  Gesellschaft  verfallen. 

§  42. 

Tilgung  des  Anlagecapitales. 

Die  Tilgung  des  Anlagecapitales  erfolgt  innerhalb  der  Concessions- 
daucr  nach  dem  Tilgungsplane,  und  zwar  die  Tilgung  der  Prioritäts  Obliga- 
tionen innerhalb  der  ersten  65  Jahre,  die  der  Actien  nach  gänzlicher  Tilgung 
der  Prioritäts-Obligationen. 

Die  Verlosungen  werden  in  Wien  öffentlich  vorgenommen. 

Die  Nummern  der  gozogenenPrioritäts-Obligationen  und  Actien  werden 
in  Gemä8sheit  des  §.  6  kundgemacht. 

Die  getilgten  Actien  werden  gegen  Gennasscheine  umgetauscht,  deren 
Besitzer,  was  die  Dividende  anbelangt,  nur  auf  den  im  §.  40  lit.  cj  bezeich- 
neten Theil  der  Dividenden,  auf  diesen  Theil  aber  gleichen  Anspruch  mit 
den  Actienbesitzern  haben,  während  sie  in  allen  anderen  Beziehungen  den 
Actionären  gleichgestellt  sind. 

Insbesondere  werden  bei  Beurtheilung  der  Beschlussfähigkeit  der  Ge- 
neralversammlung und  bei  der  Bemessung  des  in  derselben  vertretenen 
Capital  es  (§.  20)  die  Genussscheine  den  Actien  gleichgeachtet. 

Das  Formular  der  jedenfalls  auf  Inhaber  lautenden  Genussscheine  wird 
seinerzeit  vom  Verwaltungsrathe  mit  Genehmigung  der  hohen  Staatsverwal- 
tung festgestellt. 
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§.  43. 

Reservefond. 

Die  Gesellschaft  gründet  einen  Reservefond,  welcher  durch  die  im  §.  40 
sab  a)  bezeichneten  Zuflüsse  allmälig  bis  zur  Höhe  von  10  Percent  des 
ursprünglich  eingezahlten  Actiencapitales  anwachsen  kann.  Hat  der  Reserve- 
fond diese  Höhe  erreicht,  so  hören  die  erwähnten  Zuflüsse  auf  und  beginnen 
erst  dann  wieder,  wenn  der  Reservefond  unter  die  bezeichnete  Höhe  herab- 
gesunken ist. 

Wenn  in  irgend  einem  Jahre  das  Reinerträgniss  der  Gesellschaft  nicht 
zur  Deckung  der  für  dieses  Jahr  entfallenden  Amortisationsrate,  oder  nach 
Berichtigung  dieser  Rate  nicht  zur  Zahlung  der  fünfpercentigen  Dividende 
des  eingezahlten  Actiencapitales  hinreichen  sollte,  so  kann  das  zur  Deckung 
der  Amortisationsrate  oder  zur  Berichtigung  dieser  Dividende  Fehlende  aus 
dem  Reservefonds  nach  dessen  Zuläuglichkeit  ergänzt  werden. 

Ausserdem  kann  der  Reservefond  auf  Antrag  des  Verwaltungsrathes 
zur  Deckung  ausserordentlicher  Verluste  verwendet  werden. 

V.  Abschnitt. 

Streitigkeiten,  Liquidation ,  Staatsaufsicht,  besondere  Ver- 
pflichtungen. 

§.  44. 

Streitigkeiten. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  werden  von  dem 
Schiedsgerichte  der  Wiener  Handelskammer  ohne  Berufung  ausgetragen. 

§•  45. 
Liquidation. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  (§.  5)  wird  die  Art  der  Liqui- 
dation von  der  Generalversammlung  mit  Genehmigung  der  hohen  Staats- 
verwaltung in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  fest- 
gestellt. 

§.  46. 

Staatsaufsicht. 

Die  Gesellschaft  unterliegt  der  Staatsaufsicht  nach  Massgabe  der  be- 
stehenden Gesetze  und  der  im  Artikel  16  der  Allerhöchsten  Concessions- 
Urkunde  enthaltenen  Bestimmungen. 
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§•  47. 

Besondere  Verpflichtung. 

Die  Gesellschaft  Übernimmt  in  Geraässheit  des  Artikel  21  der  Aller- 
höchsten Concessions-Urkundc  die  Verpflichtung,  gut  gediente  Unterofficiere 
der  k.  k.  Armee  bei  Besetzung  der  sich  ergebenden  Dienstesstellen  vorzugs- 
weise zu  berücksichtigen. 

Wien,  am  30.  August  1871. 


Anmerknng  zum  Protokolle  vom  26.  August  1870 

(Vgl.  II.  Bd.,  2.  Abth.  dieser  Sammlung,  Chyrow-Stryier  E.  B.,  II). 

Mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  28.  August  1871,  Z.  17.400- 
4255  (Doc.  4  dieser  Ergänzung)  wurde  das  Schienengewicht  von  21  Zoll- 
pfund auf  20-57  Zollpfund  per  Currentfuss  unter  der  Bedingung  herabge- 
setzt, das«  für  diese  Schienen  eine  mindestens  dreijährige  Haftzeit  bedungen 
werde ;  ferner  wurde  der  für  Beschaffung  des  Fahrfundus  zu  verwendende 
Betrag  von  75.000  auf  50.000  fl.  österr.  Währ,  per  Meile  herabgemindert. 


3. 

Anmerkungen  zur  Concessions-Urkunde  Tom  5.  September  1870, 

R.  0.  Bl.  Nr.  135 

für  die  Eisenbahn  von  Chyrow  nach  Stryi  u.  s.  f.  (Vgl.  II.  Bd.,  2.  Abth. 
dieser  Sammlung,  Chyrow-Stryier  E.  B.,  IV). 

Zu  Artikel  8. 

Mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  28.  August  1871,  Z.  17400- 
4255  (Doc.  4  dieser  Ergänzung)  wurde  die  von  den  Concessionären  ange- 
botene Verpflichtung,  den  im  Gesetze  vom  1.  Juni  1868  (vgl.  Bd.  2,  Oesterr. 
Nordwestbahn,  Doc.  I)  fiir  die  Oesterreichische  Nordwestbahn  festgestellten 
Tarif  auf  ihren  Linien  für  den  Fall  einzuführen,  dass  die  Regierung  binnen 
längstens  sechs  Jahren  vom  Tage  der  Betriebseröffnung  in  die  Lage  kommen 
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sollte,  eine  Garantie  der  fünfpercentigen  Verzinsung  und  der  nttthigen  Til- 
gungsquote beide  in  Silber  fttr  das  von  der  Staatsverwaltung  genehmigte 
Nominal-Anlagceapital  zu  gewähren,  angenommen. 

Zu  Artikel  13. 

Mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  28.  August  1871,  Z.  17400- 
4255  (Doc.  4  dieser  Ergänzung)  wurde  die  von  den  Concessionären  ange- 
botene Verpflichtung,  in  den  zu  bildenden  Reservefond  aus  dem  Baucapitale 
einen  Betrag  von  mindestens  20.000  h\  österr.  Währ,  effectiv  zu  dessen 
Dotirung  zu  hinterlegen,  angenommen. 


1. 

Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  28.  August  1871, 

Z.  174004255, 

an  die  Concessionäre  der  Loeoraotiv-Eisenbahn  von  Chyrow  nach  Stryi,  be- 
treffend die  Abänderung  einiger  protokollarischen  Coneessionsbestimmungen. 

Die  in  dem  Protokolle  vom  23.  und  26.  August  1871  angebotene 
Uebernahme  der  Verpflichtung: 

1.  Den  im  Gesetze  vom  1.  Juni  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  56  für  die  öster 
reichische  Nordwestbahn  festgestellten  Tarif  auf  ihren  Linien  für  den  Fall 
einzuführen,  dass  die  Regierung  binnen  längstens  sechs  Jahren  vom  Tage 
der  Bctriebseröflnung  in  die  Lage  kommen  sollte,  eine  Garantie  der  fönf- 
percentigen  Verzinsung  und  der  Röthigen  Tilgungsquote,  beide  in  Silber,  für 
das  von  der  Staatsverwaltung  genehmigte  Nominal-Anlagecapital  zu  ge- 
währen ; 

2.  in  den  nach  §.13  der  Concessions-Urkunde  vom  5.  September  1870, 
R.  G.  Bl.  Nr.  135,  zu  bildenden  Reservefond  aus  dem  Bancapitnle  einen 
Betrag  von  mindestens  20.000  fl.  Österr.  Währ,  effectiv  zu  dessen  Dotirung 
zu  hinterlegen,  wird  hiermit  von  dem  Handelsministerium  angenommen  und 
den  Herren  Concessionären  in  der  Anlage  eine  Abschrift  des  Protokollen 
zugestellt. 

Unter  der  Voraussetzung  der  genauen  Erfüllung  dieser  Verbindlich- 
keiten wird  in  Erledigung  der  Eingabe  vom  22.  August  l,  J.  gestattet,  dass 
in  Abänderung  der  bezüglichen  Bestimmungen  des  Protokolles  vom 
26.  August  1870  das  Schienengewicht  für  die  Linie  Chyrow-Stryi  sammt 
Zweigbahn  von  21  Zollpt'und  auf  20*57  Zollpfund  per  Currentfuss  und  d«v 
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für  Beschaffung  des  Fahrfundus  zu  verwendende  Betrag  von  75.000  auf 
50.000  fl.  österr.  Währ,  per  Meile  herabgemindert  werde. 

Die  Verwendung  des  leichteren  Schienenprofils  wird  ferner  an  die  Be- 
dingung geknüpft,  dass  für  diese  Schienen  eine  mindestens  dreijährige  Haft- 
zeit bedungen  werde. 

Wien,  am  28.  August  1871. 

Schäffle  m.  p. 
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K.  K.  priv.  Erzherzog  Albrecht-Bahn. 

l. 

Statuten  der  k.  k.  priY.  Erzherzog  Albrecht-Bahn. 

Genehmigt  mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Ministers  des  Innern  vom  12.  Februar  1872,  Z.  1975. 


I.  Abschnitt. 

Gründung,  Zweck  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

§.!• 

Die  Concessionäre  der  Eisenbahn  von  Lemberg  Uber  Stry  und  Skolc 
an  die  galizisch-ungarische  Gränzc  am  Beskid,  zur  Verbindung  mit  der  von 
Munkacs  dahin  concessionirten  ungarischen  Eisenbahn,  nebst  einer  Zweig- 
bahn von  Stry  über  Bolechow,  Dolina  und  Kalusz  nach  Stanislawöw  an  die 
Lemberg-Czernowitz-Jassy-Bahn  bilden  auf  Grund  des  §.  24  der  Aller- 
höchsten Coneessions-I'rkunde  vom  22.  Octobcr  1871,  R.  G.  ßl.  Nr.  135, 
eine  Aetiengesellsehaft  unter  der  Firma : 

nK.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht-Bahn. 14 

§.  2. 

Der  Zweck  dieser  Gesellschaft  ist : 

a )  der  Bau  und  der  Betrieb  der  mit  der  Allerhöchsten  Concessions-Ur- 
kunde vom  22.  Octobcr  1871  bewilligten  und  vom  Staate  garantirten 
Locomotiv-Eisenbahn  Lemberg-Stry-Beskid  und  Stry-Stanistawow*; 

b )  die  Concessions-Erwerbung,  der  Bau  und  Betrieb  weiterer  Anschluss- 
bahnen ; 

34  ' 
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— 

c )  "unter  den  allgemein  gesetzlich  vorgeschriebenen  Bedingungen,  die  Er- 

werbung und  Inbetriebsetzung  solcher  Eisen-  und  Kohlenwerke  un  l 
sonstiger  Industrie-Etablissements,  deren  Besitz  dem  gesellschaftliche!) 
Unternehmen  forderlich  ist ; 

d)  die  Errichtung  und  der  Betrieb  von  Verkehrsmitteln  für  Personen  an 
Frachten  zu  Wasser  und  zu  Laude  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen 
Vorschriften. 

* 

§.  3. 

Zu  diesem  ßehufe  Ubertragen  die  Concessionäre  der  genannten  Bahn 
ihre  auf  Grund  der  Concession  erworbenen  Rechte  an  die  zu  bildende  Actien- 
gesellschaft,  welche  letztere  auch  gleichzeitig  in  alle  von  den  ConcessionKreu 
übernommenen  Verpflichtungen  eintritt. 

§.  4. 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  bis  zum  Tage  der  Betriebseröffnung  am 
allen  Linien  in  Wien. 

Nach  diesem  Zeitpunkte  wird  der  Sitz,  wenn  es  die  Staatsverwaltung 
verlangt,  nach  Lemberg  verlegt  werden. 

Die  Gesellschaft  ist  auch  berechtigt,  nach  Bediirfniss  im  In-  uud  Au* 
lande  Agentien  zu  errichten. 

§.  5. 

Nach  erfolgter  Genehmigung  ihrer  Statuten  tritt  die  Gesellschaft,  so. 

bald 

a)  das  gesammte  im  §.  7  sub  1  bezeichnete  Actiencapital  gezeichnet  und 
auf  jede  Actie  die  Einzahlung  von  40  Procent  des  Nominalbetrages 
geleistet  ist,  und  wenn 

l>)  die  Firma  s  am  int  den  Statuten  beim  k.  k.  Handelsgerichte  in  Wien  und 
dem  k.  k.  Landesgerichte  in  Lemberg  protokollirt  worden  ist,  in  Wirk- 
samkeit und  endet  mit  dem  Tage  des  Erlöschens  der  Concession.  Sie 
löst  sich  jedoch  schon  früher  auf,  wenn  die  ihr  gehörigen  Bahnen  vom 
Staate  eingelöset  oder  von  ihr  selbst  veräussert  werden,  die  Fortdauer 
der  Gesellschaft  aber  für  den  im  §.  2  6,  c  und  rf  dieser  Statuten  be- 
zeichneten Zweck  nicht  beschlossen  wird. 

§.  6. 

Die  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechtswirksam  durrh 
die  amtliche  Wiener  und  eine  in  Lemberg  erscheinende  polnisch»' 
Zeitung. 
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II.  Abschnitt. 

Das  Anlagecapital. 
§•  7. 

Das  Anlagecapital  wird  nominell  auf  25,299.200  fl.  Österr.  Währ., 
d.  i.  Fünf  und  zwanzig  Millionen  Zweihundert  Neun  und  Neunzig  Tausend 
Zweihundert  Gulden  österreichischer  Währung  in  Silber  festgesetzt  und  be- 
steht: 

1.  aus  10,119.800  fl.  österr.  Währ.,  d.  i.  Zehn  Millionen  Einhundert 
Neunzehn  Tausend  und  Achthundert  Gulden  österreichischer  Währung 
Silber  in  Actien ; 

2.  aus  15,179.400  fl.  österr.  Währ.,  d.  i.  Fünfzehn  Millionen  Einhun- 
dert Neun  und  Siebzig  Tausend  Vierhundert  Gulden  österreichischer  Wäh- 
rung Silber  in  Prioritäts-Obligationeu. 

§.  8. 

Das  Actiencapital  von  10,119.800  fl.,  d.  i.  Zehn  Millionen  Einhundert 
Neunzehn  Tausend  Achthundert  Gulden  österreichischer  Währung  in  Silber 
wird  mittelst  Emission  von  50.599,  d.  i.  Fünfzig  Tausend  Fünfhundert  Neun 
und  Neunzig,  auf  den  Ueberbringer  lautenden  untheilbaren,  einzeln  über 
200  Gulden  österreichischer  Währung  in  Silber,  gleich  133i/3  Thaler,  gleich 
233  V,  Gulden  süddeutscher  Währung,  ausgestellten  Actien  beschafft. 

§.  9. 

Das  Prioritätsanlehen  von  15,179.400  fl.  österr.  Währ.,  d.  i.  Fünfzehn 
Millionen  Ein  Hundert  Neun  und  Siebzig  Tausend  Vierhundert  Gulden  öster- 
reichischer Währung  in  Silber  hingegen  wird  mittelst  Emission  von  50.598, 
d.  i.  Fünfzig  Tausend  Fünfhundert  Acht  und  Neunzig  mit  fünf  Procent  in 
Silber  jährlich  verzinslichen,  untheilbaren  auf  den  Ueberbringer  lautenden 
und  je  über  300  fl.  österr.  Währ,  in  Silber,  gleich  350  fl.  sttdd.  Währ,  oder 
200  Thaler  der  Thalerwährung  ausgestellten  Prioritäts-Obligationen  auf- 
gebracht und  bildet  ein  Passivum  der  Gesellschaft,  für  welches  in  Bezug  auf 
Verzinsung  und  stetutenmässige  Tilgung  das  gesammte  bewegliche  und 
unbewegliche  Vermögen  der  Gesellschaft,  sowie  auch  das  von  der  k.  k.  öster- 
reichischen Regierung  garantirte  Reinerträgniss  in  erster  Rangordnung 
haftet. 
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Für  den  Fall  einer  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unternehmung 
im  Sinne  des  §.  2  lit.  />.  c  und  d  wird  die  Erhöhung  des  Unternehmungs- 
fondes  durch  Ausgabe  neuer  Actien  und  Obligationen  über  Beschluss  der 
Generalversammlung  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  vorbehalten. 

§.  10. 

Die  erste  Emission  der  Actien  und  Prioritäts-Obligationen  mit  Ein- 
schluss  der  Interimsscheine,  Coupons  und  Talons  findet  stämpel-  und  ge- 
bührenfrei statt. 

Die  Actien  und  Prioritäten  können  auf  allen  in-  und  ausländischen 
Börsen  gehandelt  und  amtlich  notirt  werden. 

§.  11. 

Die  Zahlung  der  fünfprocentigen  Zinsen  des  Anlagecapitals  (§.  7)  er- 
folgt halbjährig  nachhinein,  und  zwar  bei  den  Actien  am  1.  Jänner  und 
1.  Juli,  und  bei  den  Prioritäts-Obligationen  am  1.  Mai  und  1.  November 
eines  jeden  Jahres  au  der  gesellschaftlichen  Hauptcassa  oder  bei  der  Oester- 
reichischen Allgemeinen  Bank  in  Wien  und  an  jenen  Orten  des  In-  und  Aus 
landes,  welche  der  Verwaltungsrath  bestimmen  und  kundmachen  wird. 

Die  wählend  des  Baues  fällig  werdenden  Zinsen  sind  aus  dem  Bau- 
fonde  zu  berichtigen. 

§.  12. 

Die  Tilgung  des  Anlagekapitals  erfolgt  innerhalb  der  Coneessions- 
dauer  durch  successive  Einlösung  der  emittirten  Actien  und  Prioritäts-Obli- 
gationen nach  einem  von  der  Staatsregierung  genehmigten  Tilgungsplane 
derart,  dass  die  Tilgung  der  Prioritätenanleihe  der  Tilgung  des  Actiencapi 
tales  voranzugehen  hat. 

§•  13. 

Die  Reihenfolge  der  einzulösenden  Prioritäten  und  Actien  wird  durch 
Verlosung  bestimmt,  welche  unter  behördlicher  Aufsicht  am  Sitze  der  Ge- 
sellschaft öffentlich  vorzunehmen  ist. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Prioritäten  und  Actien  müssen  kund- 
gemacht werden,  die  gezogenen  Werthe  sind  6  Monate  nach  dem  Ziehungs- 
tnge  zahlbar  und  ihre  Verzinsung  hört  am  Tage  der  Zahlbarkeit  auf. 

§.  14. 

Die  binnen  drei  Jahren  vom  Tage  ihrer  Fälligkeit  nicht  behobenen 
Zinsen  verfallen  zu  Gunsten  der  Gesellschaft. 
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§.  15. 

Für  die  eingelösten  Actien  werden  ausser  dem  Nominalcapitale  in 
Silber  auf  den  Inhaber  lautende  Genussscheine  ausgefolgt,  deren  Besitzer 
zwar  keinen  Anspruch  auf  die  im  §.  11  erwähnten  fünfprocentigen  Actien- 
zinsen,  im  Uebrigen  jedoch  gleiche  Rechte  mit  dem  Actienbesitzer  haben. 

Bei  Beurtheilung  der  Beschlussfähigkeit  der  Generalversammlung 
(§.  41)  und  bei  der  Bemessung  des  in  derselben  vertretenen  Gapitales  werden 
die  Genussscheine  den  Actien  gleich  geachtet. 

Das  Formulare  dieser  Genussscheine  wird  seinerzeit  vom  Verwaltungs- 
rathe  festgesetzt  und  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorgelegt 
werden. 

§.  16. 

Die  k.  k.  Regierung  leistet  für  das  Erträgnias  der  k.  k.  priv.  Erzherzog 
Albrecht-Bahn  die  in  den  Artikeln  17  bis  21  der  Coucessions-Urkunde  be- 
zeichnete Garantie  im  Gesammtbetrage  von  1,280.000  fl.  österr.  Währ,  in 
Silber,  d.  i.  Eine  Million,  Zweihundert  und  Achtzig  Tausend  Gulden  österr. 
Währung  in  Silber  pro  anno. 

§.  17. 

Die  Actien  sammt  Coupons  und  Talon  werden  nach  dem  Formulare 
Beilage  I,  die  Prioritäts-Obligationen  sammt  Coupons  und  Talon  nach  einem 
der  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  unterliegenden  Formulare  aus- 
gefertigt, aus  einem  bei  der  Gesellschaft  aufzubewahrenden  Juxtabuche  ge- 
schnitten, mit  fortlaufenden  Nummern,  dem  Trockenstämpel  der  Gesellschaft 
und  der  Unterschrift  zweier  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  versehen. 

§.  18. 

Nach  geleisteter  Einzahlung  von  40  Procent  auf  den  Nominalbetrag 
der  Actien  (§.  5)  sind  die  Zeichner  von  der  persönlichen  Haftung  für  die 
weiteren  Einzahlungen  befreit  und  werden  den  Berechtigten  auf  Inhaber 
lautende  Interimsscheine  nach  dem  Formulare  Beilage  II  ausgefolgt,  welche 
nach  erfolgter  Volleinzahlung  des  Nominalbetrages  gegen  Actien  (§.  21) 
umgetauscht  werden. 

Die  zu  leistenden  weiteren  Einzahlungen  werden  von  dem  Verwaltungs- 
rathe  festgesetzt  und  es  muss  jede  Einzahlung  sowie  der  Zahlungstermin 
wenigstens  einen  Monat  früher  öffentlich  kundgemacht  werden. 
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§.  19. 

Wenn  die  ausgeschriebenen  Einzahlungen  zur  festgesetzten  Zeit  nicht 
geleistet  worden  sind,  ist  die  Gesellschaft  berechtiget,  die  säumigen 
Actionäre  unter  den  Bedingungen  des  §.  221  des  a.  H.  6.  B.  ihrer  Anrechte 
aus  der  Zeichnung  der  Actien  und  der  geleisteten  Theilzahlnngen  zu  Gunsten 
der  Gesellschaft  verlustig  zu  erklären. 

§.  20. 

In  Verlust  gerathene,  entwendete  oder  zerstörte  Interimescheine. 
Actien  und  Prioritäts-Obligationen,  Coupons  oder  Talons  müssen,  um  an 
deren  Stelle  neue  entsprechende  Urkunden  zu  erhalten,  von  dem  zuständigen 
Gerichte  in  gesetzlicher  Weise  fUr  amortisirt  erklärt  werden. 


III.  Abschnitt. 

* 

Actionäre. 
§•  21. 

Jede  Actie  gibt  ihrem  Inhaber  das  Recht  auf  den  verhältnissmässigen 
Antheil  an  dem  GesammtvermÖgen  der  Gesellschaft  und  an  dem  Erträgnisse 
des  gesellschaftlichen  Unternehmens. 

§■  22. 

• 

Die  Gesellschaft  erkennt  für  jede  Actie  oder  Prioritäts-Obligation  nur 
Einen  Eigenthiimer  an;  mehrere  Tlieilnehmer  einer  Actie  oder  Obligation 
müssen  daher  ihre  gemeinsamen  Rechte  durch  einen  gemeinschaftlichen 
Vertreter  wahrnehmen  lassen. 

§•  23. 

Kein  Actionär  ist  über  den  Nominalbetrag  seiner  Actien  haftungs- 
pflichtig; dritten  Personen  gegenüber  haftet  die  Gesellschaft  für  alle  ihre 
Verbindlichkeiten  mit  ihrem  ganzen  Vermögen. 

§.  24. 

Die  Actien  und  Prioritäts-Obligationen,  sowie  die  lnterims9oheine 
können  gegen  Entrichtung  der  hiefür  von  der  Gesellschaft  bestimmten 


Digitized  by  Google 


Erzherzog  Alhrecht-Bahn. 


531 


Gebühr  bei  der  Cassa  der  Gesellschaft  hinterlegt  und  dagegen  auf  den  Namen 
t^es  Erlegers  lautende  Erlagsscheine  erhoben  werden. 

Die  Auszahlung  der  Zinsen  und  Dividenden  findet  dann  gegen  Vor- 
weisung des  Depositenscheines  statt. 

§.  25. 

Mit  dem  Besitze  jeder  Actie  ist  die  Unterwerfung  unter  die  Bestim- 
mungen der  vorliegenden  Statuten  verbunden. 

IV.  Abschnitt. 

Organisation  und  Verwaltung  der  Gesellschaft. 

§.  26. 

Die  Gesellschaft  besorgt  ihre  Angelegenheiten 
A)  durch  die  Generalversammlung  der  Actionäre  ; 
B  )  durch  den  Verwalrungsrath ; 
V)  durch  den  Revisionsausschuss. 

A)  Die  Generalversammlung  der  ActionHre. 

§.  27. 

Alle  Generalversammlungen  werden  am  Sitze  der  Gesellschaft  ab- 
gehalten. 

Die  Einberufung  derselben  erfolgt  unter  Mittheilung  des  wesentlichen 
Inhaltes  der  Gegenstände  der  Verhandlung  durch  den  Verwaltungsrath 
mittelst  zweimaliger  öffentlicher  Bekanntmachung,  welche  spätestens  vier 
Wochen  vor  dem  Versammlungstagc  in  den  öffentlichen  Blättern  erscheinen 
m  uss.  (§.  6.) 

Die  statutenmässig  gebildete  Generalversammlung  beschliesst  innerhalb 
der  Gränzen  der  allgemeinen  Verordnungen  und  der  Statuten  über  alle  Ge- 
genstände, deren  Entscheidung  ihr  ausschliesslich  vorbehalten  ist,  oder 
welche  ihr  vom  Verwaltungsrathe  vorgelegt  werden,  und  es  wird  in  der  Ge- 
neralversammlung nur  Uber  jene  Gegenstände  giltig  verhandelt  und  ent- 
schieden,  welche  in  der  Einberufungs-Kundmachung  bezeichnet  sind. 

Die  statutenmässig  gefassten  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind 
für  alle  Actionäre  verbindlich. 
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§.  28. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  findet  stets  innerhalb  des  ersten 
Semesters  eines  jeden  Betriebsjahres  statt. 

Die  erste  ordentliche  Generalversammlung  wird  nach  Eröffnung  des 
Betriebes  der  im  §.  1  bezeichneten  Eisenbahnlinien  stattfinden. 


§.  29. 

Regelmässige  Gegenstände  der  Berathung  und  Beschlussfassung  der 
ordentlichen  Generalversammlung  sind  folgende: 

1.  der  Bericht  des  Verwaltungsrathes  über  die  Geschäftsgebaruug  und  die 
Jahresrechnung  (Bilanz),  sowie  die  Erthcilung  des  Absolutoriums  an  die 
Verwaltungsorgane ; 

2.  der  Bericht  des  Revisions-Ausschusses  über  die  Prüfung  der  Rech- 
nungen des  abgelaufenen  Jahres ; 

3.  die  Vertheilung  der  Reinerträgnisse  des  abgelaufenen  Jahres,  ins- 
besondere die  Bestimmung  der  Dividende  und  die  Feststellung  des 
Wcrthcs  der  den  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  zukommenden 
Präsenzmarken  und  der  denselben  zu  gewährenden  Tantieme: 

4.  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes,  sowie  die  Bestätigung 
der  provisorisch  ernannten  Mitglieder  desselben ; 

5.  die  Wahl  von  drei  Revisoren  und  drei  Ersatzmännern  derselben  zur 
Prüfung  der  Gesellschaftsrechnungen  des  laufenden  Jahres; 

6.  alle  jene  Angelegenheiten,  welche  der  Generalversammlung  von  dem 
Verwaltungsrathe,  dem  Revisions- Ausschüsse  oder  einzelnen  Actionären 
nach  Massgabe  der  statutarischen  Bestimmungen  (§.  31)  zur  Entschei- 
dung vorgelegt  werden  ; 

7.  die  Entscheidung  etwaiger  Reclamationen  über  den  Umfang  und  die 
Ausübung  des  Stimmrechtes. 

§.  30. 

Ausser  den  im  §.  29  erwähnten  regelmässig  in  jedem  Jahre  zu  er- 
ledigenden Gegenständen  sind  folgende  Angelegenheiten  insbesondere  dem 
Beschlüsse  der  Generalversammlung  vorbehalten: 

1.  die  Ausdehnung  des  gesellschaftlichen  Unternehmens  über  den  im  §.  2 
der  Statuten  angegebenen  Zweck  hinaus; 

2.  die  Vermehrung  des  gesellschaftlichen  Betriebscapitales  durch  die 
Hinausgabe  neuer  Actien  und  die  Aufnahme  von  Anlehen,  worüber 
Schuldtitel  der  Gesellschaft  ausgefertigt  werden; 
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3.  die  Abänderung  der  Statuten  und  Zusätze  zu  denselben; 

4.  die  Bestimmung  Uber  die  Erwerbung  oder  Einholung  von  Concessionen 
neuer  Linien  oder  Flügelbahnen,  ferner  die  Uebernahme  des  Betriebes 
einer  anderen  Eisenbahn  oder  die  Uebertragung  des  Betriebes  der 
eigenen  Bahn  an  eine  andere  Gesellschaft  oder  an  den  Staat; 

6.  die  Vereinigung  mit  anderen  Eisenbahn-Gesellschaften,  sowie  der  An- 
schlu8s  der  Gesellschaft  an  solche  Bahnen,  welche  mit  dem  Bahnnetze 
derselben  in  Verbindung  sind  oder  sein  werden ; 

6.  die  Autlösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  im  §.  5  bestimmten 
Daner ; 

7.  der  Verkauf  oder  die  Verpachtung  der  Bahn  und  die  Fortsetzung  der 
Gesellschaft  zur  Erreichung  ihrer  im  §.  2  sub  />,  c  und  d  bezeichneten 
Zwecke,  nach  etwa  erfolgter  Einlösung  der  Bahn  von  Seite  des  Staates 
oder  stattgefundenem  Verkaufe  derselben; 

8.  die  Verfügung  über  den  Erneuerungsfond,  den  Reservefond  und  das 
übrige  Gesellschaftsvermögen  im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft; 

9.  die  Aufhebung  der  Beschlüsse  früherer  Generalversammlungen; 
1U.  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung. 

Beschlüsse  über  vorerwähnte  Gegenstände  (1  —  1Ü)  können  sowohl  in 
ordentlichen  als  auch  ausserordentlichen  Generalversammlungen  gefasst 
werden ;  es  muss  jedoch  der  Gegenstand  der  Berathung  stets  in  Gemässheit 
des  §.  27  in  der  Einberufskundraachung  bezeichnet  sein. 

Beschlüsse  Uber  die  sub  1,  2,  3,  4,  5,  6,  7  erwähnten  Gegenstände  be- 
dürfen zu  ihrer  Rechtskraft  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

§•  31. 

Eine  ausserordentliche  Generalversammlung  wird  einberufen : 
a)  über  Beschluss  der  Generalversammlung  (§.  30,  sub  10); 
h )  in  allen  Fällen,  in  welchen  der  Verwaltungsrath  die  Abhaltung  einer 

ausserordentlichen  Generalversammlung  bcschliesst,  und 
c)  über  Antrag  eines  oder  einer  Anzahl  Actionärc,  wenn  ein  solcher  An- 
trag unter  Deponirung  des  zehnten  Theiles  der  emittirten  Actien  in 
einer  von  ihnen  unterzeichneten  Eingabe  unter  Angabe  des  Zweckes 
und  der  Gründe  beim  Verwaltungsrathe  gestellt  wird. 
Im  letzterwähnten  Falle  hat  die  Einberufung  längstens  binnen  dreissig 
Tagen  zu  erfolgen. 

§.  32. 

Geschäftsberichte,  Schlussrechnungen,  Bilanz,  Gutachten  der  Revisoren 
sowie  der  Inhalt  der  zur  Verhandlung  kommenden  Anträge  sind  in  Druck 


Digitized  by  Google 


534 


Nachträge  zur  k.  k  |»riv. 


zu  legen  und  können  von  jedem  Actionär  acht  Tage  vor  der  Generalver- 
sammlung im  Bureau  der  Gesellschaft  entgegengenommen  werden. 

§  33. 

Anträge  einzelner  Actionäre  müssen,  falls  sie  in  der  ordentlichen  Ge- 
neralversammlung zur  Verhandlung  kommen  sollen ,  spätestens  bis  Ende 
Februar  dem  Verwaltungsrathe  schriftlich  mitgetheilt  werden,  damit  sie  in 
der  Einberufungs-Kundmachung  unter  die  Gegenstände  der  Verhandlung 
aufgenommen  werden. 

In  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  können  Anträge  ein- 
zelner Actionäre  nur  dann  zur  Verhandlung  kommen,  wenn  sie 

a)  in  dem  im  §.  31  sub  a  erwähnten  Falle  drei  Tage  nach  dem  diesfälligen 
Beschlüsse  der  Generalversammlung; 

b)  in  dem  im  §.  31  sub  h  erwähnteu  Falle  vor  dem  diesfälligen  Beschlüsse 
des  Verwaltungsrathcs; 

c)  in  dem  im  §.  31  sub  c  erwähnten  Falle  vor  der  Mittheilung  des  dies- 
fälligen Antrages  an  den  Verwaltungsrath, 

schriftlich  dem  Verwaltungsrathe  zugekommen  sin<J. 

In  der  Generalversammlung  selbst  dürfen  dergleichen  Anträge  nur  dann 
eingebracht  werden,  wenn  sie  von  wenigstens  10  stimmberechtigten 
Actionären  unterstützt  worden. 

Es  darf  jedoch,  den  Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen  Ge- 
neralversammlung ausgenommen,  Uber  solche  Anträge  nicht  sofort  ent- 
schieden, sondern  nur  bestimmt  werden,  in  welcher  künftigen  Generalver- 
sammlung giltig  darüber  entschieden  werden  soll. 

■ 

§.  34. 

Zur  Theilnahme  an  der  Generalversammlung  sind  nur  jene  Actionäre 
berechtiget,  welche  ihre  Actien  sammt  den  nicht  fälligen  Coupons  und  dem 
Talon  beziehungsweise  ihre  Interimsscheine  oder  den  in  Gemässheit  des 
§.  24  behobenen  Empfangsschein  Uber  deponirte  Actien  und  Interimsscheine 
oder  aber  ihre  Genussscheine  (§.  15)  wenigstens  14  Tage  vor  dem  Zusam- 
mentritte der  Generalversammlung  an  dem  vom  Verwaltungsrathe  bezeich- 
neten Orte  deponirt  haben. 

Den  Actionären,  welche  in  Gemässheit  der  vorstehenden  Bestimmungen 
ihre  Actien  oder  Interimsscheine,  beziehungsweise  den  allfälligen  Einlags- 
schein oder  aber  ihre  Genussscheine  rechtzeitig  deponirt  haben,  werden 
Legitimationskarten  zum  Eintritte  in  die  Versammlung  erfolgt. 

Auf  diesen  Karten  ist  die  Anzahl  der  vertretenen  Actien  und  der  dem 
Deponenten  gebührenden  Stimmen  zu  verzeichnen. 
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Die  deponirten  Actien,  Interims-,  Ein lag* •  oder  Genussscheine,  bleiben 
bis  nach  abgehaltener  Generalversammlung  depouirt  und  verpflichtet  sich 
jeder  Deponent  durch  die  Hinterlegung  die  deponirten  Papiere  nicht  früher 
zurückzunehmen. 

Die  Deponirung  und  Ausfolgung  erfolgt  unter  den  vom  Verwalturigs- 
ratlie  zu  bestimmenden  Modalitäten. 

Die  Listen  der  stimmberechtigten  Aetionäre  mit  der  Angabe  der  Zahl 
ihrer  deponirten  Actien  und  der  ihnen  zustehenden  Stimmenzahl  werden  in 
Druck  gelegt,  den  Actionären  auf  Verlangen  verabfolgt  und  am  Versamm- 
lungsorte aufgelegt. 

§.  35. 

Je  25  Actien  berechtigen  zu  Einer  Stimme.  Das  Stimmrecht  in  der  Ge- 
neralversammlung kann  vom  A'etionär  sowohl  persönlich  als  durch  Bevoll- 
mächtigung eines  andern  stimmberechtigten  Actionärs  ausgeübt  werden. 

Es  darf  jedoch  ein  Actionär  nicht  mehr  als  eine  solche  Vollmacht  über- 
nehmen. 

Diese  Vollmacht  selbst  ist  spätestens  zwei  Tage  vor  dem  Zusammen- 
treten der  Generalversammlung  im"  Bureau  der  Gesellschaft  auszuweisen. 
Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  werden  durch  ihre  gesetzlichen, 
beziehungsweise  statutarischen  Repräsentanten,  Frauen  durch  Bevollmäch- 
tigte vertreten,  ohne  dass  diese  Vertreter  selbst  Aetionäre  sein  müssen. 

§.  36. 

In  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  des  Verwaltungsrathes 
oder  dessen  Stellvertreter  und  in  Verhinderung  beider  ein  vom  Vewaltungs- 
rathe  erwähltes  Mitglied  des  letzteren  den  Vorsitz. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Ordnung  der  zu  verhandelnden  Gegen- 
stände, leitet  die  Verhandlung  und  veranstaltet  die  Abstimmung.  Die 
Stimmen  werden  durch  fünf  von  der  Generalversammlung  zu  wählende 
Aetionäre  gesammelt  und  scrutinirt;  der  Vorsitzende  ernennt  auch  einen  oder 
mehrere  Schriftführer. 

§.  37. 

Die  Abstimmung  erfolgt  entweder  durch  Abgabe  von  Stimmzetteln  oder 
auf  eine  andere  von  dem  Vorsitzenden  beantragte  und  von  der  Generalver- 
sammlung angenommene  Weise. 

§.  38. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit gefasst  und  stimmt  der  Vorsitzende  mit.  Bei  gleicher  Stimmenzahl 
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wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende 
beigetreten  ist. 

Beschlüsse  Uber  die  im  §.  30  sub  1,  2,  3,  4,  5,  6,  7  erwähnten  Gegen- 
stände können  nur  mit  einer  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  Zahl  der  ab- 
gegebenen Stimmen  gefasst  werden. 

§•  39. 

Alle  Wahlen  geschehen  durch  schriftliche  Abstimmung  mittelst  Stimm- 
zetteln, welche  den  Actionären  beim  Eintritte  in  die  Versammlung  Uber- 
Treben  werden. 

Bei  der  Wahl  werden  nur  diejenigen  als  gewählt  betrachtet,  welche 
nach  Ausweis  der  abgegebenen  Stimmzettel  die  grösste  Anzahl  der  Stimmen 
und  zugleich  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten  haben. 

Wird  bei  einer  Wahl  in  Folge  der  ersten  Abstimmung  die  absolute 
Stimmenmehrheit  nicht  erreicht,  so  erfolgt  die  engere  Wahl  zwischen  jenen, 
welche  bei  der  ersten  Abstimmung  die  meisten  Stimmen  erhielten. 

In  die  engere  Wahl  wird  die  doppelte  Anzahl  der  noch  zu  wählenden 
Mitglieder  gebracht. 

Erhalten  zwei  in  die  engere  Wahl  gebrachte  Mitglieder  gleiche 
Stimmen,  so  entscheidet  der  grössere  Actieubcsitz  des  Einen  oder  des 
Audern  und  bei  gleichem  Actienbesitze  das  Los  nach  einer  vom  Voratzenden 
zu  treffenden  Anordnung. 

§.  41. 

Zur  Fassung  eines  giltigen  Beschlusses  der  Generalversammlung 
müssen  in  derselben,  mit  Ausnahme  der  unten  erwähnten  Fälle,  ausser  den 
Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  wenigstens  20  Actionäre  anwesend  sein, 
welche  durch  ihren  eigenen  oder  den  von  ihnen  vertretenen  fremden  Acticn- 
besitz  mindestens  den  zwanzigsten  Thcil  des  emittirten  Aotiencapitales 
repräsentiren. 

Um  jedoch 

a)  Abänderungen  oder  Zusätze  zu  den  Statuten; 

b)  die  Vermehrung  des  gesellschaftlichen  Anlagecapitales  durch  Hinaus- 
gabe neuer  Actien  oder  durch  Aufnahme  eines  Anlehens; 

c)  die  Veräusserung  der  Bahn  oder  einer  Thcilstreeke  derselben; 

d)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  oder  deren  Fortsetzung  beschliessen  zu 
können,  müssen  ausser  d«-n  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  wenig- 
stens 40  Actionäre  anwesend  sein,  welche  durch  ihren  eigenen  oder 
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den  von  ihnen  vertretenen  fremden  Actienbesitz  mindestens  den 
fünften  Theil  des  emittirten  Actieneapitalcs  repräsentiren. 

§.  42. 

Ist  die  Generalversammlung  über  ihre  erste  Einberufung  nicht  in  Ge 
mässheit  der  Bestimmung  des  vorhergehenden  §.41  beschlussfähig,  so  wird 
sie  vertagt  und  findet  binnen  8  Tagen  eine  neue  Einberufung  derselben  nach 
§.  27  statt. 

In  diesem  Falle  braucht  jedoch  die  neue  einmal  zu  erlassende  öffent- 
liche Kundmachung  nur  10  Tage,  die  Deponirung  der  das  Stimmrecht  be- 
gründenden Actien  (Interimsscheine)  nur  3  Tage  (§.  34)  und  die  Ausweisung 
der  Bevollmächtigung  (§.  35)  nur  einen  Tag  vor  der  Generalversammlung 
zu  erfolgen. 

Die  Giltigkeit  der  von  einer  solchen  zum  zweiten  Male  einberufenen 
Versammlung  gefassten  Beschlüsse  ist  an  eine  bestimmte  Anzahl  von 
Actionären  und  von  Stimmen  nicht  gebunden. 

Die  Verhandlungen  einer  solchen  zum  zweiten  Male  einberufenen  Ver- 
sammlung sind  jedoch  auf  jene  Gegenstände  beschränkt,  welche  in  der 
Tagesordnung  der  vertagten  Versammlung  enthalten  waren. 

§.  43. 

l'eber  die  Verhandlungen  jeder  Generalversammlung  wird  ein  Protokoll 
geführt,  dem  das  Verzeichnis*  der  anwesenden  und  der  vertretenen  stimm- 
berechtigten Actionäre,  sowie  das  Scrutiniumsprotokoll  über  die  vorgenom- 
menen Wahlen  unter  genauer  Angabe  der  Gewählten  beigefügt  wird. 

Das  Hauptprotokoll  und  das  Verzeichnis«  der  Actionäre  werden  von 
dem  Vorsitzenden,  den  Scrutatoren  und  dem  Schriftführer  —  das  Scrutiniums- 
protokoll aber  nur  von  den  Scrutatoren  unterzeichnet. 

In  das  Hauptprotokoll  sind  sämmtliche  gestellte  Anträge,  die  gefassten 
Beschlüsse  und  die  Resultate  der  Verhandlung  in  deutlicher  Weise  aufzu- 
nehmen. 

Die  in  dem  Protokolle  der  Generalversammlung  verzeichneten  Be- 
schlüsse, mit  welchen  Handlungen  oder  Unterlassungen  der  Verwaltungs- 
organe gutgeheissen  oder  gerechtfertigt  erklärt  werden,  haben  den  Letzteren 
als  Absolutorinm  zu  dienen. 

B)  Verwaltungsrath. 
§.  44. 

Die  Leitung  der  Gesellsehafts-Angelegenheiten  ist  einem  Verwaltnngs- 
rathe  übertragen,  welcher  aus  wenigstens  neun  und  höchstens  siebzehn  Mit- 
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gliedern  besteht,  von  denen  wenigstens  drei  Viertheile  österreichische  Staat* 
bürger  sein  müssen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  zur  Ernennung  eines  Mitgliedes  des  Verwal- 
tungsrathes berechtiget. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes ,  mit  Ausnahme  des  von  der 
Staatsverwaltung  entsendeten  Mitgliedes,  werden  von  der  Generalversamm- 
lung auf  sechs  Jahre  gewählt. 

Beamte  der  Gesellschaft,  dann  Personen,  welche  zu  der  Letzteren  in 
unmittelbaren  Vertragsverhältnissen  stehen  und  Alle,  die  in  Concurs  ver- 
fallen siud  oder  ihre  Zahlungen  eingestellt  haben,  ohne  ihre  Gläubiger  voll 
befriediget  zu  haben;  —  Alle,  welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen 
eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  ver- 
letzenden Vergehens  oder  einer  solchen  Uebertretung  in  Untersuchung  ge- 
zogen  und  nicht  schuldlos  gesprochen  sind,  können  nicht  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  sein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  oder  die  Entäusserung  der 
gemäss  §.  48   deponirten  Actien   (Interimsscheine j   während   der  Amt- 
datier  hat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

§.  45. 

Ausnahmsweise  und  unbeschadet  der  Bestimmung  des  Artikels  227 
des  Handelsgesetzbuches  bilden  auf  die  Dauer  der  ersten  sechs  Jahre  die 
Herren  : 

Calixt  Fürst  Poninski; 
Franz  Regen  hart; 
Carl  Ritter  von  Hubicki; 
A.  H.  K  essner; 
Christian  Graf  K  i  n  s  k  y ; 
Louis  Löwenthal  Ritter  von  Linau; 
Adam  Fürst  Lubomirski; 
Hieronymus  Fürst  Lubomirski; 
Leopold  Edler  von  Mende; 
Dr.  Josef  Mündel  Ritter  von  Feldberg; 
Dr.  Thomas  Rayski; 
Alois  Roszmanit  Ritter  von  Florstern; 
den  Verwaltungsrath. 

Der  Verwaltungsrath  ist  jederzeit  berechtigt,  sich  aus  der  Zahl  der 
Actionäre,  nach  Massgabe  der  Entwicklung  des  Unternehmens  durch  neue 
Mitglieder  bis  auf  die  im  §.  44  bestimmte  Anzahl  zu  verstärken. 
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§.  46. 

Nach  Ablauf  der  ersten  sechs  Jahre  tritt  jährlich  der  sechste  Theil  der 
nach  §.  44  gewählten  Verwaltungsraths-Mitglieder  derart  aus,  dass  nach 
einer  Periode  von  sechs  Jahren  säramtliche  Mitglieder  durch  neue  Wahl  be- 
rufen erscheinen. 

Der  Austritt  wird  durch  das  Los  bestimmt. 

Ist  die  Zahl  der  Mitglieder  nicht  durch  sechs  ohne  Rest  theilbar,  so 
wird  die  Zahl  der  auszulosenden  Mitglieder  ohne  Rücksicht  auf  diesen  Rest 
bestimmt.  Dagegen  haben  am  Ende  des  sechsten  Jahres  alle  nach  §.  44 
gewählten,  früher  nicht  ausgelosten  Mitglieder  auszutreten.  Von  da  ab  be- 
ginnt der  Austritt  nach  dem  Eintrittsalter  und  haben  alljährlich  jene  Ver- 
waltungsraths-Mitglieder  auszutreten,  welche  seit  ihrer  letzten  Wahl  bereits 
sechs  Jahre  funetionirt  haben. 

Jeder  von  einer  Generalversammlung  an  die  8tclle  eines  ausserhalb  des 
Turnus  ausgeschiedenen  Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes  gewählte  Ersatz- 
mann tritt  in  Bezug  auf  den  Austrittsturnus  an  die  Stelle  des  durch  ihn  er- 
götzten Mitgliedes. 

Ausscheidende  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sind  wieder  wählbar. 


Tritt  ein  Mitglied  vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  aus,  so  wird  dessen 
Stelle  durch  den  Verwaltungsrath  aus  der  Zahl  der  Actionäre  provisorisch 
besetzt. 

Die  definitive  Ersatzwahl  erfolgt  in  der  nächsten  Generalversammlung. 
Der  Gewählte  tritt  in  einem  solchen  Falle  bezüglich  der  Amtsdauer  au  die 
Stelle  seines  Vorgängers. 

§•  48. 

Jeder  Verwaltungsrath  muss  vor  dem  Antritte  seiner  Functionen  fünfzig 
Actien  des  gesellschaftlichen  Unternehmens  (beziehungsweise  Interims- 
scheine) nebst  den  nichtfälligen  Coupons  in  der  Gesellschaftscassa  depo- 
niren,  welche  daselbst  als  Caution  für  die  ans  seiner  Function  entspringenden 
Verbindlichkeiten  gegen  die  Gesellschaft  bis  zur  Erledigung  der  auf  seine 
Functionsperiode  bezüglichen  Rechnungen  in  Verwahrung  bleiben,  und  von 
dem  Erleger  während  dieser  Zeit  weder  belastet,  noch  veräussert  werden 
dürfen. 

Von  Seite  der  Mitglieder  des  ersten  Verwaltungsrathes  muss  die  Depo- 
nirung  der  Actien  (Interimsscheine)  binnen  vierzehn  Tagen  nach  ihrer 
Emission  erfolgen. 

3S 
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Die  Bestimmungen  über  Functionsdauer  und  Actiendeponirung  finden 
auf  das  von  der  Staatsverwaltung  ernannte  Mitglied  des  Verwaltungsrathes 
keine  Anwendung. 

§.  49. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der 
Art.  227-241  H.  G.  B.;  er  vertritt  dieselbe  nach  aussen  und  ist  mit  der 
im  Gesetze  festgesetzten  Verantwortlichkeit  zu  allen  Verfügungen  in  Gesell- 
schafts-Angelegenheiten berechtiget,  welche  nicht  ausdrücklich  der  General- 
versammlung der  Actionäre  vorbehalten  sind. 

Dem  Verwaltungsrathe  ist  insbesondere  die  Ernennung,  Suspension 
und  Entlassung  der  Bediensteten  der  Gesellschaft,  die  Festsetzung  ihrer 
Bezüge,  die  Bewilligung  von  Remunerationen,  die  Organisirung  des  Dienstes 
und  die  Feststellung  der  Dienst-lnstrtictionen  und  Reglements  für  die 
Führung  der  Geschäfte  und  die  Ertheilung  von  Procuren  vorbehalten. 

Der  Verwaltungsrath  kann  unbeschadet  der  Bestimmung  des  Art.  231 
H.  G.  B.  für  bestimmte  Geschäfte  und  für  eine  bestimmte  Zeit  widerruflich 
die  Ausübung  seiner  Befugnisse  an  einzelne  oder  mehrere  seiner  Mitglieder 
oder  an  andere  Personen  Ubertragen. 

§.  50. 

Die  Firma  wird  entweder  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes 
oder  von  einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  und  von  einem  Seitens  des 
Verwaltungsrathes  mit  der  Procura  versehenen  Beamten  oder  von  zwei 
solchen  Beamten  collectiv  so  gezeichnet,  dass  die  Namen  der  berechtigten 
Firmaführer  unter  die  mit  Stampiglia  gedruckte  oder  von  wem  immer  ge- 
schriebene Firma  gesetzt  werden. 

Der  Procurist  hat  seiner  Namensfertigung  einen  die  Procura  andeuten- 
den Beisatz  hinzuzufügen. 

§.  51. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen  Vorsitzenden 
und  dessen  Stellvertreter. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  dieser  Beiden  wird  der  Vorsitz  vom 
Verwaltungsrathe  einem  anderen  Mitgliede  übertragen. 

§.  52. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  am  Sitze  der  Gesellschaft  über 
Einladung  des  Vorsitzenden  oder  seines  Stellvertreters  oder  auf  Verlangen 
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von  4  Mitgliedern,  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern,  mindestens  aber  einmal 
im  Monate. 

S.  53. 

Zur  Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  ordnungsmässige 
Einladung  aller  Mitglieder  und  die  Anwesenheit  von  wenigstens  der  Hälfte 
der  jeweiligen  Mitglieder  erforderlich. 

Die  Art  der  Zusammenberufung  bestimmt  der  Verwaltungsrath. 

§.  54. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst. 

Bei  gleichen  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben, 
welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Es  kann  jedoch  die  Beschlussfassung  auch  durch  Einholung  schriftlicher 
Voten  erfolgen. 

§.  55. 

Jedes  im  Auslände  wohnende  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  ist 
berechtigt,  sich  durch  ein  anderes  Mitglied  desselben  in  Vollmacht  ver- 
treten zu  lassen. 

Kein  Verwaltungsrath  darf  jedoch  mehr  als  Eine  fremde  Stimme  ver- 
treten. 

§.  56. 

lieber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  einem  andern,  von  den  Ver- 
sammelten zu  bezeichnenden-Mitgliede  zu  unterzeichnen  sind. 

§.  57. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  für  die  Besorgung  der 
statutenmässigen  Geschäfte  die  in  diesen  Statuten  bestimmte  Entschädigung 
(§§.  29  und  61). 

C.  Revisions-Ausschuss. 
§.48. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschaftsrechnungen  bestimmte  Revisions- 
Ausschuss  besteht  aus  3  Mitgliedern  und  3  Ersatzmännern,  welche  alljährlich 
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von  der  ordentlichen  Generalversammlung  au8  den  der  Verwaltung  nicht 
angehörenden  stimmberechtigten  Actionären  gewählt  werden. 

Die  Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der  Mitglieder 
des  Revisions-Ausschussea  und  zwar  nach  der  Stimmenzahl,  welche  sie 
erhalten  haben,  in  Function. 

Bei  gleicher  Stimmenzahl  entscheidet  darüber  das  Los. 

Jene  Verhältnisse,  welche  die  Wahl  zu  einem  Mitgliedc  des  Ver- 
waltungsrathes  nicht  gestatten,  schliessen  auch  von  der  Wahl  zu  einem  Mit- 
gliede des  Revisions-Ausschusses  aus. 

§.  59. 

Derltevisions-AuBSchuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen  Jahres- 
rechnungen zu  prüfen;  er  Ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  von  den  Büchern 
und  der  ganzen  Gebarung  Einsicht  zu  nehmen,  und  von  den  Rechnungs- 
legern die  nöthigen  Aufklärungen  abzuverlangen. 

Er  hat  seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

Die  Jahresrechnungs- Abschlüsse  und  Bilanzen  sind  ihm  längstens 
14  Tage  vor  der  zur  Schlussfassung  darüber  bestimmten  Generalver- 
sammlung mitzuthcilen.  1 

§.  60. 

Der  Revisions-Ausschnss  für  die  erste  Gesohäftsperiode  wird  von  dem 
Verwaltungsrathe  gewählt  und  ist  für  die  Wahl  die  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  einzuholen. 

V.  Abschnitt 
Bilanz,  Verkeilung  des  Reinerträgnisses. 
§.  61. 

Die  Rechnungen  der  Gesellschaft  werden  jährlich  am  31.  December 
abgeschlossen  und  mit  der  Bilanz  und  dem  Gutachten  des  Revisions-Aus- 
schusses der  Generalversammlung  vorgelegt. 

Das  erste  Geschäftsjahr  umfasst  die  Zeit  von  der  Constituirung  der 
Gesellschaft  bis  zum  31.  December  1872. 

Die  Vorlage  der  betreffenden  Rechnungen  und  der  Bilanz  hat  in  der 
ersten  Generalversammlung  (§.  28)  zu  erfolgen. 
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Das  nach  Bestreitung  aller  Betriebs-  und  Erhaltungsauslagen,  nach 
Abrechnung  der  etwa  erlittenen  Verluste  und  der  Abschreibungen,  vor- 
handene, in  Silber  zu  berechnende  Erträgnisa  wird  folgendennassen  ver- 
wendet : 

a)  vor  Allem  zur  Zahlung  der  Öproccntigen  Zinsen  und  der  Tilgungs- 
quote für  die  Prioritäts-Obligationen,  sodann 

bj  zur  Bezahlung  einer  fünfprocentigen  Dividende  von  dem  eingezahlten 
Actiencapitale  und  der  seinerzeit  zur  Amortisation  des  Actiencapitales 
in  dem  betreffenden  Jahre  erforderlichen  Quote ; 
ergiebt  sich  ein  Ueberschuss  Uber  das  vom  Staate  garantirte  Rein- 
erträgniss,  so  wird 

c)  die  Hälfte  dieses  Ueberschusses  zunächst  zur  Rückzahlung  der  etwa 
vom  Staate  in  Folge  der  gewährten  Garantie  geleisteten  Vorschüsse 
verwendet. 

Von  der  zweiten  Hälfte  des  anfälligen  Ueberschusses  werden 
wenigstens 

d)  fünf  Procent  einem  zu  bildenden  Erneuerungsfonde  zugewendet,  bis 
derselbe  zehn  Procent  des  Actiencapitales  beträgt. 

Von  dem  Verbleibenden  werden: 

e)  zehn  Procent  als  Tantieme  dem  Verwaltungsrathe  zugewiesen  (welcher 
über  die  Vertheilung  unter  seine  Mitglieder  selbst  entscheidet)  und  der 
sonach  sich  ergebende  Ueberschuss 

f)  als  8uperdividende  an  die  Actionäre  nach  dem  Verhältnisse  der  Actien- 
zahl  vertheilt  und  längstens  vom  nächsten  ersten  Juli  ab  bezahlt. 

§.  62. 

Dividenden ,  welche  binnen  drei  Jahren  nach  ihrer  Fälligkeit  nicht 
behoben  werden,  sind  zu  Gunsten  der  Gesellschaft  verfallen. 

VL  Abschnitt 

Reservefond  und  Erneuerungsfond. 

§.  63. 

Der  Reservefond  hat  jene  Capitalsbeträge  zu  umfassen,  welche  bei  der 
ersten  Bauherstellung  und  Ausrüstung  in  Ersparniss  gebracht  werden,  im 
Falle  provisorischer  Anwendung  von  Holz  anstatt  Eisen  bei  den  Kunst- 
bauten und  falls  der  Fahrpark  nicht  sofort  vollständig  beigeschafft  werden 
sollte,  und  sind  demnach  in  den  Reservefond  gemäss  Artikel  27  der  Con- 
cessions- Crkunde  2  Procent  des  Nominal -Anlagecapitales  zu  hinterlegen. 
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Dieser  Fond  darf  nur.  zu  späterhin  etwa  erforderlichen  Erweiterungen 
der  Bauaulage  oder  Betriebsausrüstung  und  nur  nach  vorausgegangener 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung  verwendet  werden. 

§•  64. 

Der  Erneuerungsfond  wird  aus  den  im  §.  61  lit.  d  festgesetzten  An- 
theileu  an  deu  Betriebserträgnissen  gebildet  und  ist  bestimmt,  naoh  Thun- 
lichkeit  die  Auslagen  für  die  Emeuerung  der  Schienen  und  der  bei  der 
ersten  Anlage  beigeschaffteu  Betriebsmittel  zu  decken. 


VII.  Abschnitt. 

Streitigkeiten,  Staatsaufsicht.  Auflösung. 
§.  65. 

Streitigkeiten,  welche  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  zwischen  den 
Actionären  der  Gesellschaft  und  der  letztern,  beziehungsweise  dem  Ver- 
waltungsrathe  zwischen  den  Actionären  unter  einander  oder  zwischen  dem 
Revisions-Aussehusse  und  dem  Verwaltuugsrathe  entstehen,  werden  im  ordent- 
lichen Rechtswege  ausgetragen. 

§.  66. 

Das  der  hohen  Staatsverwaltung  zustehende  Aufsichtsrecht  wird  der- 
selben nach  den  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gesetze  und  insbesondere 
in  Gemässheit  der  Allerhöchsten  Concessions-Urkunde  ausdrücklich  vor- 
behalten. 

Die  Regierung  wird  namentlich  das  Recht  haben,  durch  ihr  beordertes 
Organ  die  Geschäftsführung  prüfen  zu  lassen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäftslast,  wird  die  Ge- 
sellschaft jährlich  eine  festgesetzte  Patisehalvergütung  an  den  Staatsschatz 
leisten,  deren  Hohe  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

§.  67. 

Die  Gesellschaft  übernimmt  bezüglich  der  Anstellung  gedienter  Unter* 
officiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  die  im  §.  15  der 
Allerhöchsten  Concessions-Urkunde  festgesetzte  Verpflichtung. 
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§.  G8. 

* 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  wird  die  Art  der  Liquidation 
von  der  Generalversammlung,  vorbehaltlich  der  Genehmigung  der  hohen 
Staatsverwaltung,  festgestellt. 


Wien,  am  12.  Februar  1872. 


Protokoll  vom  5.  October  1871,  zur  Z.  991,  H.  M. 

aufgenommen  beim  k.  k.  Handelsministerium  in  Wien  aus  Anlass  der  Fest- 
stellung der  Concessions-Bedingungen  für  die  Locomotiv-Eisenbahn  von 
Lemberg  über  Strvj  und  Skole  an  die  galizisch-ungarische  Gränze  am 
Beskid,  dann  von  Stryj  nach  Stanislau. 

L  Sitz  der  Gesellschaft. 

Die  gefertigten  Vertreter  der  Concessionäre  für  die  Eingangs  genanuten 
Eisenbahnlinien  erklären  die  Verpflichtung  zu  Ubernehmen,  den  Sitz  der 
Unternehmung  vom  Tage  der  Betricbserüffnung  auf  sämmtliehen  Linien  der 
concessionirten  Bahn  auf  Verlangen  der  Regierung  von  Wien  nach  Lemberg 
zu  verlegen. 

II.  Verpflichtung  der  Concessionäre  für  den  Fall,  als  sie 
auch  die  Concession  für  die  ungarische  Strecke  bis  Munkacs 

erhalten  sollten. 

Für  den  Fall,  als  die  Ausführung  der  von  der  königlich  -  ungarischen 
Regierung  an  das  Consortium  des  Grafen  Borkowski  concessionirten  Eisen- 
bahnstrecke von  der  ungarisoh-galizischen  Gränze  bis  Munkacs  durch  dieses 
Consortium  unterbleiben  und  die  königlich -ungarische  Regierung  sich 
bewogen  fühlen  sollte,  den  Concessionären  der  Eisenbahn  von  Lemberg  an 
den  Beskid  gegen  Zugestehung  einer  Zinsengarantie  von  59.690  fl.  österr. 
Währ,  in  Silber  per  Meile,  einer  Maximalsteigung  von  23  pro  Mille  und 
Krümmungshalbmesser  bis  250  Meter  die  Concession  für  die  ungarische 
Linie  von  der  Landesgränze  bis  Münk  acs  zu  Ubertragen,  und  diese  Con- 
cessionäre die  beiden  Strecken  zu  einer  Actiengesellscli.it t  vereinigen  sollten, 
so  hätten,  unter  Voraussetzung  der  Zustimmung  von  Seiten  der  königlich- 
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ungarischen  Regierung,  in  Betreff  der  Führung  der  Betricbsrechnungen 
folgende  Grundsätze  als  Basis  für  die  Repartirung  und  Anrechnung  der 
gemeinsamen  Auslagen  zu  gelten : 

1.  Die  ausschliesslich  lür  die  galizische  oder  für  die  ungarische  Bahn- 
strecke gemachten  Auslagen  würden  direct  der  Betriebsrechnung  der  be- 
treffenden Bahnstrecke  zur  Last  gelegt  werden. 

2.  Die  gemeinsamen  Ausgaben  beider  Eisenbahnstrecken  wären,  wie 
folgt,  zu  vertheilen: 

a)  die  Directions-  und  Verwaltungsauslagen  im  Verhältnisse  der  Länge 
der  beiderseitigen  Strecken; 

b)  die  etwaige  Dotirung  der  Pensions-,  Provisions-  und  Unterstützung« 
casBcn  im  Verhältnisse  der  auf  den  beiden  Eisenbahnstrecken  aus- 
gezahlten Gehalte  und  Löhnungen ; 

c)  die  Reparaturs-,  Erhaltungs-  und  Ersatzauslagen  für  Fahrbetriebsmittel 
im  Verhältnisse  der  auf  den  beiden  Bahnstrecken  zurückgelegten  An- 
zahl von  Zugsmeilen ; 

d)  die  gemeinsamen  Ausgaben  der  im  Einvernehmen  der  beiden  betheiligten 
Regierungen  zu  bestimmenden  Wechselstation  nach  jenem  Verhältnisse, 
welches  zwischen  den  beiden   Regierungen  noch  näher  vereinbart 

werden  soll. 

Die  Bestimmung  darüber,  welche  Betriebsausgaben  als  gemeinsame  zu 
betrachten  sind,  und  in  welchem  Verhältnisse  diese  für  die  beiden  Terri- 
torien repartirt  werden,  hätte  nicht  durch  die  Concessionäre,  sondern  durch 
eine  Vereinbarung  der  beiderseitigen  Regierungen  zu  geschehen. 

Die  Vertreter  der  Concessionäre  erklären,  dass  sie  sich  jeder  wie  immer 
gearteten,  von  Seite  der  beiden  Regierungen  zu  vereinbarenden  Modalität 
Uber  die  Theilung  der,  beiden  Bahnstrecken  gemeinsamen  Ausgaben  willig 
fügen  werden,  insoferne  hiedurch  der  Umfang  und  die  Geltung  der  für  beide 
Bahnstrecken  in  toto  gewährten  Ertragsgarantie  nicht  alterirt  werden  kann 
und  darf. 

Bezüglich  des  in  Folge  der  abgesonderten  Betriebsrechnungen  zu  Tage 
tretenden  Verhältnisses  der  beiden  Regierungen  gegenüber  den  Conces- 
sionären  würde  als  Princip  gelten,  dass  die  Concessionäre  nur  die  Ergän- 
zung des  für  beide  Strecken  zusammen  garantirten  Erträgnisses  ansprechen 
können,  und  dass,  wenn  entsprechend  diesem  Grundsatze  auf  der  Bahnlinie 
eines  Gebietstheiles  ein  Ueberschuss  sich  ergiebt,  solcher  in  erster  Linie  zur 
Refundirung  geleisteter  Vorschüsse  an  Garantie  für  diesen  Gebietstheil,  in 
zweiter  Linie,  jedoch  unter  der  ausdrücklichen  Bedingung,  das  bereits  alle 
geleisteten  Vorschüsse  dieses  Gebietstheiles  refundirt  wurden,  zur  Ausfalls- 
ergänzung für  Bruchantheile  des  anderen  Staatsgebietes,  und  endlich  in 
dritter  Linie  zur  Refundirung  von  Garantievorschüssen  des  anderen  Staats- 
gebietes zu  verwenden  ist. 
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III.  In  Betreff  der  Beheizung. 

Die  Conce88ionäre  verpflichten  sich,  auf  der  concessionirtcn  Bahn  im 
Winter  für  eine  zweckmässige  Beheizung,  beziehungsweise  Erwärmung  aller 
Clas8en  der  Personenwagen  Sorpe  zu  tragen. 

IV.  In  Betreff  der  Bauanlagen. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  die  Anlage  der  Ausweich-  und 
Nebengeleise  in  der  Art  herzustellen,  beziehungsweise  schon  bei  Verfassung 
des  Detailprojectes  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  dass  auf  der  ganzen  Bahn- 
linie in  jeder  Richtung  anstandslos  täglich  15  Züge  ä  70  Achsen  verkehren 
können. 

Durch  diese  Verpflichtung  sollen  jedoch  die  Concessionäre  nicht  ge- 
halten sein,  die  Ausweich-  und  Nebengeleise  in  einem  grösseren  als  dem  im 
§.  4  der  Concessions-Urkunde  bestimmten  Ausmasse  von  15  Procent  der 
Bahnlänge  herzustellen. 

Sohin  geschlossen  und  gefertigt: 
Von  Seite  des  Handelsministeriums : 
Pfeiffer  m.  p., 

k.  k.  Ministerialrat!,. 

Dr.  Haberer  m.  p., 

k.  k.  Mini«teri»Iconeepl.«-AHjnnct  »la  Schrinfiihrer. 


Von  Seite  der  Concessionäre: 

Calixt  FUrst  Foninskl  m.  p. 
Franz  Regenhart  m.  p. 
Dr.  J.  Sflndel  ra.  p. 
Dr.  Thomas  Hayski  m.  p. 
Sigm.  ftelttes  m.  p. 


3. 

Concessions-Urkunde  vom  22.  October  1871,  K,  G.  Bl.  Nr.  135 

und  C.  Bl.  Nr.  95, 

für  die  Locornotiv-Eisenbahn  von  Lemberg  über  Stryj  und  Skole  an  die  gAlizisch-ungarische 
Kränze  am  Beskid,  dann  von  Slryj  nach  Stanislawöw. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich, 
Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dalmatien,  Croatien, 
Slavonien,  Galizien,  Lodomerien  und  Illyricn ;  Erzherzog  von  Oesterreich ; 
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Grossherzog  von  Krakau;  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg.  Steyer,  Kärnthen, 
Krain,  Bukowina,  Ober-  und  Nieder-Schlesien ;  Grossfürst  von  Sieben- 
bürgen; Markgraf  von  Mähren;  geforsteter  Graf  von  Habsburg  und  Tirol 

etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Fürst  Calixt  Poninski.  Fürst  Adam  Lubomirski,  Dr.  Thomas 
Rayski,  Carl  Ritter  v.  Hubicki,  Fürst  Hieronymus  Lubomirski,  die  galizische 
Landesbank  im  Vereine  mit  der  österreichischen  allgemeinen  Hank  die  Bitte 
um  Ertheilung  der  Concession  zum  Hau  und  Betrieb  einer  Locomotiv-Eisen- 
balm  von  Lemberg  über  Stryj  und  Skole  an  die  galizisch-ungarische  Gränze 
am  Beskid,  zur  Verbindung  mit  der  von  Munkäcs  dahin  concessionirten 
ungarischen  Eisenbahn  nebst  einer  Zweigbahn  von  Stryj  Uber  Bolechöw, 
Dolina  und  Kalusz  nach  Stanislawöw  an  die  Lemberg-Czernowitz-.Tassy-Bahn, 
gestellt  haben,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützig- 
keit des  Unternehmens,  den  genannten  Bittstellern  diese  Concession  auf 
Grund  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  51,  und  des  Eiseu- 
bahn-Conce88ion8gesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  wie 
folgt,  zu  ertheilen : 

§.  1. 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Recht  zum  Bau  und  Betrieb  einer 
Locomotiv-Eisenbahn  von  Lemberg  über  Stryj  und  Skole  an  die  öster- 
reichisch-ungarische Gränze  am  Beskid,  zur  Verbindung  mit  der  von 
Munkäcs  dahin  concessionirten  ungarisches  Eisenbahn  nebst  einer  Zweigbahn 
von  Stryj  über  Bolechöw,  Dolina  und  Kalusz  nach  Stanislawöw  an  die 
Lemberg  Czcrnowitz-Jassy-Bahn. 

§.  2. 

Die  Hauptlinie  wird  von  der  galizischen  Carl  Ludwig-Bahn  oder  von 
der  Lemberg-Czeruowitz-.lassy-Eisenbahn  in  der  Nähe  ihres  Vereinigungs- 
punktes bei  Lemberg  abzweigen,  und  über  Szczerzec  nach  Stryj  führen,  von 
da  über  Skole  und  Tuchla  das  Oporthal  verfolgen  und  oberhalb  Oporec  in 
den  von  den  beiderseitigen  Regierungen  festgestellten  Tunnel  unter  der  die 
Landesgränze  bildenden  Bcskid-Wasserscheide  eiumünden. 

Die  Zweigbahn  wird  von  dem  Bahnhofe  in  Stryj  ausgehen,  sich 
Bolechöw,  Dolina  und  Kalusz  nähern,  und  nördlich  von  Stanislau  auf  dem 
linken  Bistrzyea-Ufer  in  die  Lemberg-Czernowitz-Jassy-Eisenbahn  ein- 
münden. 
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In  dem  Bahnhofe  Stryj  wird  auch  die  unterm  5.  September  1870*) 
conces8ionirte  Linie  Chyröw- »Stryj  einzumünden  haben. 

Bei  der  von  den  Concessionären  vorzunelunenden  Dctail-Tracirung 
kann  von  den  vorliegenden  Entwürfen  abgegangen  werden,  mit  Ausnahme 
jedoch  des  bereits  erwähnten  Beskid-Tunnels,  dessen  Lage  als  umwandelbar 
zu  betrachten  ist. 

In  Bezug  auf  die  Verfassung  und  Vorlage  der  betreffenden  Projecte  und 
die  damit  zusammenhängenden  Amtshandlungen  ist  die  Handelsministerial- 
Verordnung  vom  4.  Februar  1871,  R.  6.  Bl.  Nr.  8,  für  die  Concessionäre 
rückhaltslos  bindend. 

§.3. 

Die  Maximalsteigung  ist  festgesetzt,  wie  folgt : 

zwischen  Lemberg  und  »Stryj  7  Pro  mill 

„  »Stryj  und  der  Station  Lawoczne  .  .  .  9  r  „ 
„  Lawoczne  und  der  Landesgränze  .  .  23  „  „ 
B        Stryj  und  Stanislau  .15    „  „ 

Als  Krümmungshalbmesser  sind  zulässig: 

zwischen  Lemberg  und  »Skole    400  Meter 

„        Stryj  und  Stanislau   ........  300  „ 

„        »Skole  und  der  Gränze   250  „ 

Zwischen  Gegcncurven  müssen  Gerade  von  wenigstens  40  Metern  Länge 
eingeschaltet  werden. 

§•4. 

Die  Ausfuhrung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der  conces- 
sionirten  Bahnlinie  hat  nach  Massgabe  der  von  dem  Handelsministerium 
genehmigten  Detailprojectc,  dann  der  gleichfalls  dem  Handelsministerium 
vorzulegenden  Bau-  und  Lieferungsverträge  stattzufinden. 

Insbesondere  ist  sieh  beim  Bau  auch  nach  den  vom  Handelsministerium 
zu  stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestellenden  allgemeinen 
Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen.  • 

Für  Aenderungen  in  den  Bauprojeeten  bleibt  die  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  vorbehalten,  insoferne  solche  nach  Massgabe  des  Resultates 
der  technischen  Revision  und  der  nach  §.  6  des  Eisenbahn-Coneessions- 
gesetzes  vorzunehmenden  politischen  Begehung  der  Trace,  im  Interesse  des 


*)  Reichsgesetzbl.tt  Nr.  135. 
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öffentlichen  Verkehres  und  ztir  Sicherstellung  des  Bestandes  der  Bahn,  dann 
zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  sich  als  erforderlich  darstellen 
werden. 

Um  einen  soliden  und  dauerhaften  Bau  zu  erzielen,  dürfen  die  Con- 
cessionäre  nur  gute  Materialien  und  kunstgerecht  verwenden. 

Bei  dem  Mauerwerke  des  Unterbaues  darf  nur  hydraulischer  Mörtel 
verwendet  werden. 

Die  Kunstbauten  unter  der  Bahn  sind  aus  Stein  oder  Eisen  herzu- 
stellen. 

Gleichwohl  soll  es  den  Concessionären  nicht  benommen  sein,  bei  der 
ersten  Herstellung  das  Eisen  provisorisch  durch  Holz  zu  ersetzen,  sei  es  aus 
finanziellen  Gründen,  oder  um  die  Beifuhr  des  Eisens  zu  erleichtern,  oder 
um  die  Bahnvollendung  zU  beschleunigen. 

Der  Holzbau  muss  aber  dann  so  angelegt  werden,  dass  er  ohne  Ver- 
kehrsstörung ersetzt  werden  kann,  und  grössere  Brücken  mit  Holzjochen 
müssen  desshalb  ausserhalb  der  definitiven  Bahnachse  aufgestellt  werden. 

Bei  eintretender  Fiiulniss,  oder  spätestens  im  neunten  ßetriebsjahre 
müssen  die  provisorischen  HolzbrUcken  durch  Eisen  ersetzt  werden,  und  die 
Ersetzungskosten  dürfen  in  keinem  Falle  in  die  Betriebsrechnung  eingestellt 
werden. 

Die  Ausgabe  einer  entsprechenden  Anzahl  von  Obligationen  (§.  24)  ist 
mit  Rücksicht  auf  diese  Eventualität  zu  verschieben. 

Sollte  sich  bei  der  Ausführung  aus  bauökonomischen  oder  Betriebs- 
rücksichten  eine  Abänderung  der  Bahntraccn  oder  der  Detailpläne  als  noth- 
wendig  oder  wünsehenswerth  darstellen,  wodurch  jedoch  die  in  den  §§.  1  und  2 
bestimmte  Bahnrichtung  nicht  verändert  wird,  und  gegenüber  der  genehmigten 
Trace  im  Allgemeinen  eine  wesentliche  Verschlechterung  der  Niveau-  und  der 
Richtungsverhältnisse  nicht  stattfinden  darf,  so  muss  zu  einer  solchen 
Abänderung  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  eingeholt  werden. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  bauen.  Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt, 
auf  die  Herstellung  des  Unterbaues  für  das  zweite  Geleise,  sowie  auf  dessen 
Legung  in  jenen  Strecken  zwischen  Lemberg  und  der  nördlichen  Mündung 
des  Beskid-Tnnnels  in  dem  Falle  zu  dringen,  wenn  der  jährliche  Rohertrag 
während  zweier  auf  einander  folgender  Jahre  die  Summe  von  140.000  fl. 
in  Silber  per  Meile  Uberschreitet. 

Unter  der  Bedingung  einer  entsprechenden  Erhöhung  der  Staats- 
garantie (§.  17)  ist  jedoch  die  Regierung  jederzeit  berechtigt,  die  Herstellung 
eines  zweiten  Geleises  vorzuschreiben. 

Die  Geleise  sollen  nach  den  königlich-ungarischen  Normalien  her- 
gestellt werden,  es  wäre  denn,  dass  die  Concesaionäre  Verbesserungen  vor- 
zuschlagen hätten. 
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Die  Schienen  werden  jedoch  32  «/a  Kilogramm  per  Meter  (20-57  Zoll- 
pfand per  Fuss)  "wiegen,  ohne  dass  für  die  in  den  Gefällen  von  mehr  als 
10  Pro  mill  eine  Verstärkung  dieses  Gewichtes  gefordert  würde.  Die 
Schienenlieferungsverträge  müssen  die  Bedingung  einer  vierjährigen 
Garantie,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  an,  enthalten. 

Die  Schwellen  werden  wenigstens  2m  50  lang  und  aus  Eichen-  oder 
Lärchenholz  sein. 

Wo  Doppelgeleise  angelegt  werden,  müssen  dieselben  in  freier  Bahn 
wenigstens  3"  50,  und  in  den  Stationen  wenigstens  4"  75  von  Mitte  zu 
Mitte  entfernt  sein. 

Die  A  usweichgeleise  in  den  Stationen  müssen  wenigstens  500  Meter 
von  Endweiche  zu  Endweiche  lang  sein. 

Die  Gcsammtlänge  der  Ausweich-  und  Nebengeleise  wird  beiläufig 
fünfzehn  Percent  der  Bahnlänge  zu  betragen  haben. 

Vgl.  Punkt  IV  de*  Protokolle»  vom  3.  October  1871,  Ooc.  2  «lieser  Er»öiuung. 

Die  lichte  Spurweite  wird  l*  436  betragen,  soll  jedoch  in  den  Curven 
entsprechend  vermehrt  werden. 

Das  Schotterbett  soll  in  der  Höhe  der  Schwellenoberfläehe  eine  wirk- 
liche Kronenbreite  von  wenigstens  3"  40,  nnd  in  der  Bahnachse  eine  Tiefe 
von  wenigstens  0™  35  haben. 

Dabei  soll  des  Wasserabzuges  wegen  der  Erdkürper  so  abgeflacht  sein,, 
dass  die  besagte,  von  der  Schwellenoberfläehe  an  gemessene  Tiefe  nach 
beiden  Seiten  hin  zunimmt. 

Der  Erdkörper  soll  auf  jeder  Seite  um  ungefähr  0"  50  über  den 
Schotterfuss  vorspringen,  so  dass  die  durch  die  Verlängerung  der  Damm- 
oder Grabenböschungeu  gebildete  fictive  Kronenbreite  des  Erdkörpers  in  der 
Höhe  der  Schwellenoberfläehe  wenigstens  4"  40  beträgt. 

Da,  wo  das  Schotterbett  mit  Steinsätzen  eingefasst  wird,  muss  die 
Kronenbreite  desselben  bis  auf  wenigstens  4"  40  erweitert  werden. 

Die  Dimensionen  der  Entwässerungsgräben  werden  je  nach  den 
örtlichen  Verhältnissen  bemessen  werden,  dürfen  aber  in  keinem  Falle 
weniger  als  0"  25  Sohlenbreite  und  weniger  als  O"  75  Tiefe  unter  der  Bahn- 
krone (Schwellenoberfläehe)  haben. 

Im  gewöhnlichen  Boden  sind  die  Böschungen  sowohl  im  Auftrage  als 
im  Abtrage  l«/tfussig  anzulegen. 

Die  bis  zur  Bahukrone  reichenden  Durchlässe  und  Brücken  unter  der 
Bahn  müssen  auf  der  Bahnkrone  wenigsten  4*  40  lichte  Breite  haben  und 
mit  Geländern  oder  gemauerten  Brustwehren  versehen  sein,  soferne  es  die 
Sicherheit  erheischt. 

Die  Dimensionen  der  Durchfahrts-  oder  Durchlassöffnungen  werden 
nach  den  Localverhältnissen  bestimmt  werden;  doch  ist  im  Allgemeinen  bei 
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Strassen  und  Fahrwegen  eine  lichte  Höhe  von  wenigstens  4"  50  anzu- 
streben. 

Bei  Ueberfahrtsbrücken  Uber  die  Bahn  muss  die  lichte  Breite  zwischen 
den  Widerlagern  wenigstens  Sm  00  und  die  lichte  Höhe  über  der  Schienen- 
oberkantc  wenigstens  4™  80  betragen. 

Die  Tunnels  müssen  in  der  Schwellenhöhe  eine  lichte  Breite  von  wenig- 
stens 4"  40  und  eine  lichte  Höhe  von  wenigstens  5"  50  über  den  Schwellen 
haben. 

}iei  grösseren  Tunnels  Bind  von  50  zu  50  Meter  sogenannte  Nischen 
anzubringen. 

Der  zum  Theile  auf  ungarischem,  zum  Theile,  und  zwar  auf  eine  Länge 
von  723  Metern,  auf  galizischem  Boden  gelegene  Beskid-Tunnel  wird  ganz 
von  der  königlich-ungarischen  Regierung  ausgeführt  werden. 

Die  Concessionäre  haben  für  ihren  Antheil  am  besagten  Tunnel  nur  den 
pauschalirten  Kostenbetrag  per  614.550  fl.  österr.  Währ,  zu  liefern,  welcher 
ratenweise  nach  Massgabe  des  Baufortschrittes  über  Aufforderung  des 
k.  k.  Handelsministeriums  zu  zahlen  sein  wird. 

In  dieser  Pauschalsumme  ist  das  Tunnelportal  und  die  Entwässerungs- 
dole,  jedoch  weder  die  Beschotterung  noch  das  Geleise  inbegriffen. 

Auch  haben  die  Concessionäre  nicht  nur  den  an  den  Beskid-Tunnel 
anstossenden  Einschnitt  schleunigst  auszuführen,  sondern  auch  dem  unga- 
rischen Bauunternehmer  diejenigen  Plätze  auf  galizischem  Boden  unentgelt- 
lich zu  verschaffen,  welche  zur  Ablagerung  des  aus  dem  Tunnel  zu  Tage 
geförderten  Materiales  nöthig  sind. 

In  Streitfällen  mit  der  ungarischen  Unternehmung  wird  das  k.  k.  Han- 
delsministerium endgiltig  entscheiden. 

Die  in  Lemberg  und  Stanislau  bereits  bestehenden  Bahnhofanlagen 
sind  auch  für  den  Personen-  und  Frachtenverkehr  der  neuen  Linie  gemein- 
schaftlich zu  benützen.  Die  dafür  oder  für  allfällige  Vergrössernngen  zu 
bezahlende  Micthe  darf  von  den  Coneessionären  bis  zu  dem  Betrage  von 
höchstens  25.900  fl.  österr.  Währ,  auf  die  Betriebsrechnung  gesetzt 
werden. 

Falls  die  gemeinschaftliche  Benützung  auf  Hindernisse  stossen  sollte, 
und  eigene  Bahnhöfe  in  Lemberg  und  Stanislau  erbaut  werden  müssten, 
haben  die  Concessionäre  die  Kosten  zu  tragen,  und  zwar  ohne  Anspruch  auf 
anderen  Ersatz,  als  die  dem  hier  erwähnten  Miethzinse  entsprechende 
Jahresrente. 

Die  in  Lemberg  und  Stanislau  zum  ausschliesslichen  Gebrauche  der 
Concessionäre  erforderlichen  Locomotiv-  und  Wngensehoppen  nebst  Geleisen 
und  Zubehör  sind  ebenfalls  von  denselben  auf  ihre  eigenen  Kosten  ebenso- 
wohl, als  in  einer  Zwischenstation  herzustellen. 

Dasselbe  gilt  von  den  zu  Reparaturen  not  Iiigen  Werkstätten. 
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Auf  dem  Bahnhofe  zu  Stryj  sind  die  Aufnahmsgebäude  und  GUter- 
schoppen  in  solcher  Ausdehnung  herzustellen,  dass  sie  auch  dem  Verkehre 
der  Linie  Chyröw-  Stryj  genügen.  Die  daflir  von  den  Concessionären 
letzterer  Linie  zu  entrichtende  Miethe  ist  unter  den  Betriebseinnahmen  auf- 
zuführen. 

Falls  der  Betrieb  der  Strecken  Stryj-Beskid  und  Beskid-Munkäcs  nicht 
in  einer  Hand  vereinigt  und  die  Umwandlung  der  Station  Beskid  in  eine 
Umschlagstation  nothwendig  werden  sollte,  so  wird  darüber,  unter  Erhöhung 
der  Staatsgarantie,  eine  besondere  Vereinbarung  getroffen  werden. 

Die  Hochbauten  können  auf  Grund  der  Normalien  flir  die  königlich- 
ungarischen  Staatsbahnen  „ ersten  Ranges"  ausgeführt  werden. 

Die  Gebäude  sind  jedoch  mit  feuersicherem  Materiale  einzudecken. 

Bei  der  Vergebung  der  Bauarbeiten  ist  die  Grnndeinlösung,  die  Be- 
stellung der  Schienen  und  die  Anschaffung  der  Fahrbetriebsmittel  abgeson- 
dert durch  die  Concessionärc  selbst  durchzuführen. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  säromtlichon  Bauwerke 
der  concessionlrten  Bahn  in  zureichender  Ausdehnung,  sowie  vollkommen 
kunstgerecht,  solid  und  dauerhaft  auszuführen. 

Die  Concessionäre  haben  demnach  jedes  in  dieser  Beziehung  von  ihrer 
Seite  oder  von  Seite  derjenigen  Personen,  deren  sie  sich  zur  Ausführung 
des  Baues  bedienen,  unterlaufende  Verschulden  zu  vertreten. 

Ein  derartiges  Verschulden  wird  insbesondere  dann  verrauthet,  wenn 
an  den  ausgefüllten  Werken  nachträglich  solche  Mängel  hervortreten,  dass 
der  Umbau  oder  Neubau  derselben  noch  vor  dem  durch  die  natürliche  Ab- 
nützung bedingten  Reconstructionstermine  nothwendig  wird,  oder  wenn  eine 
schon  ursprünglich  unzureichende  Anlage  von  Brücken,  Durchlässen,  Gräben 
u.  s.  w.  die  Notwendigkeit  einer  nachträglichen  Vergrösserung  dieser 
Objeete  herbeiführt. 

Die  hierdurch  erwachsenden  Kosten  sind  ohne  Erhöhung  der  Staats- 
garantic  von  den  Concessionären  zu  bestreiten,  und  dürfen  nicht  in  die  Be- 
triebsreehnung  eingestellt  werden,  soferne  diess  die  Inanspruchnahme  von 
aus  dem  Titel  der  Staatsgarantie  zu  leistenden  Vorschüssen  zur  Folge  haben 
würde. 

Anf  die  Sieherstellung  der  Geldmittel,  die  zum  Zwecke  der  Ausdehnung 
der  Bahnhofsanlagen  und  zur  Vermehrung  der  Betriebsmittel  in  Folge  der 
Zunahme  des  Verkehres  nothwendig  werden,  ist  bei  der  Bildung  und  Instand- 
haltung des  Reservefond  es  gehörig  Rücksicht  zu  nehmen. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn  die 
mit  Genehmigung  des  Handelsministeriums  zwischen  den  grösseren  öster- 
reichischen Eisenbahnen  vereinbarten  Signaleinrichtungen  einzuführen,  und 
sich  den  diessfälligen  Anordnungen  des  Handelsministeriums  zu  unter- 
werfen. 
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Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagen- 
benlitzung  der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von 
Bergwerksbahnen  und  anderen  Bahnen  zu  eigenem  Gebrauche  zu  bestimmen. 

Die  Betriebsmittel,  und  insbesondere  die  Locomotiveu  und  Wagen 
müssen  den  technischen  Vereinbarungen  des  Vereines  deutscher  Eisenbahn- 
verwaltungen möglichst  Genüge  leisten. 

Die  betreffenden  Lieferungsverträge  sind  dem  Handelsministerium  zur 
Genehmigung  vorzulegen.  Zur  vollständigen  Ausrüstung  der  ganzen  Bahn 
müssen  wenigstens  folgende  Fahrzeuge  angeschafft  sein : 

a)  Locomotive  mit  mindestens   250  Pferdekräften   per  Meile,  wobei 
0*3  Quadratmeter  Heizfläche  für  je  eine  Pferdekraft  gerechnet  werden. 

b)  Personenwagen  in  jener  Zahl,  dass  per  Meile  50  Personen  Sitzplätze 
entfallen. 

Vjtl.  wegen  Beheizung  der  Personenwagen  Punct  III  des  Protokolle»  vom  5.  October  1871 
Doc.  2  dieser  Ergänzung. 

c)  Güterwagen  in  jener  Zahl,  dass  per  Meile  30  Güterwagenachsen  vor- 
handen sind. 

Es  steht  jedoch  den  Concessionären  frei,  für  den  Beginn  des  Betriebes 
nur  einen  gegen  das  angeführte  Minimum  der  ordnungsmässigen  Ausrüstung 
um  20  Percent  herabgeminderten  Fahrpark  unter  der  Bedingung  anzu- 
schaffen, dass  das  für  die  hiernach  fehlenden  Fahrbetriebsmittel  entfallende 
Werthäquivalent,  und  zwar  für  eine  Locomotiv-Pfcrdekraft  inclusive  Tender 
mindestens  100  fl.,  für  einen  Personen-Sitzplatz  mindestens  100  fl.  und  für 
eine  Güterwagenachse,  mit  Einschluss  der  dazu  gehörigen  Reserve-  und  Aus- 
rüstungsbestandtheile,  mindestens  900  fl.,  in  den  Reservefond  hinterlegt 
wird. 

§.  5. 

Unmittelbar  nach  Verleihung  der  Concession  ist  zu  der  Feststellung 
der  Bauprojecte  und  der  Gütereinlösung  auf  der  Strecke  Lemberg-Stryj  zu 
schreiten,  und  auf  dieser  Strecke,  wie  auf  den  übrigen,  sind  die  Arbeiten  so 
zeitig  und  kräftig  in  Angriff  zu  nehmen  und  fortzuführen,  dass  die  im  folgen- 
den Paragraphen  bestimmten  Termine  eingehalten  oder  wo  möglich  über- 
holt werden. 

§.  6. 

Die  Eröffnungstermine,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  sind 
folgenderma8sen  festgesetzt:   Lemberg-Stryj  längsteus  1«/«  Jahre;  Stryj- 
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Stanislau  längstens  2»/8  Jahre;  Stryj-Beskid  gleichzeitig  mit  der  ungarischen 
Strecke  Beskid-Munkäcs. 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Bahn- 
linien das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diessfälligen 
gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  wird  den  Concessioniiren  auch  bezüglich  jener 
Schlepp-Zweigbahnen,  deren  Errichtung  vom  Handelsministerium,  als  im 
öffentlichen  Interesse  gelegen,  erkannt  werden  sollte,  eingeräumt. 

Die  Coneessionäre  verpflichten  sich,  das  Zustandekommen  von  Flügel- 
bahnen  in  längs  der  Hauptbahn  gelegene  Industrieorte,  behufs  Hebung  des 
Verkehres,  kräftigst  zu  fordern,  beziehungsweise  diese  Bahnen  im  Wege  des 
Uebereinkommens  mit  den  Interessenten  gegen  Bedingung  eines  bestimmten 
Frachtenquantums  und  Tarifzuschlages  herzustellen,  und  es  wird  über  die 
Richtung  dieser  Bahnen  und  den  Zeitpunct  der  Herstellung  die  Genehmigung 
des  Handelsministeriums  vorbehalten. 

Im  Falle  ein  gütliches  Uebereinkommen  nicht  zu  Stande  kommen  sollte, 
steht  die  Entscheidung  dem  Handelsministerium  zu,  wobei  auf  eine  gesicherte 
und  zureichende  Quote  für  die  Verzinsung  und  Tilgung  des  für  die 
betreffende  Flügelbahn  verwendeten  Anlagecapitals  Rücksicht  genommen 
werden  wird. 

§■  8. 

Die  Coneessionäre  haben  sich  bei  dein  Bau  und  Betrieb  der  conces- 
sionirten Bahnen  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions-Urkunde, 
sowie  nach  den  diessfalls  bestellenden  Gesetzen  und  Verordnungen,  nament- 
lich nach  dem  Eisenbahncoucessions-Gesetze  vom  14.  September  1854, 
R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  16.  Novem- 
ber 1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlas- 
senden Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

§.  9. 

Die  Coneessionäre  haben  daher  insbesondere  auch  die  Post  und  die 
Postbediensteten,  nach  Vorschrift  des  §.  68  der  Eisenbahn-Betriebsordnung, 
unentgeltlich  zu  befördern,  wobei  die  Postverwaltung  für  einen  von  jeder 
Endstation  täglich  abgehenden  Zug  die  Abfahrtsstunde,  und  dessen  Ge- 
schwindigkeit für  jede  Richtung  zu  bestimmen  befugt  ist. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  achträdrigen  oder  zwei  vierrädrige 
Wagen  erfordert,  erhalten  die  Coneessionäre  für  jeden  beizustellenden  Wagen 
eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  per  Meile. 

36 
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Wenn  die  Postverwaltung  auf  der  concessionirten  Bahn  eine  ambulante 
Post,  wie  sie  auf  anderen  österreichischen  Bahnen  bereits  besteht,  einzu- 
führen findet,  *o  sind,  anstatt  der  achträdrigen  oder  vierrädrigen  gewöhn- 
lichen Wagen,  die  hiezu  erforderlichen  acht-  oder  vierrädrigen,  nach  den 
Anforderungen  der  Postverwaltung  eingerichteten  Postambulancewagen  von 
den  Concessionärcn  ohne  Entgelt  herzustellen  und  zu  erhalten. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Brief-  Auf-  und  Abgabs- 
stationen ist  ein  geeignetes  Po3tbureau  in  dem  Gebäude  der  Eisenbahn 
unenlgeltlich  zu  überlassen,  und  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa  ein 
tretender  weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere  Verein- 
barung zu  treffen  sein. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von 
Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit  Ausschluss  der 
Werthsendungen  —  an  die  betreffenden  Stationen  ohne  besonderes  Entgelt 
zu  befördern  und  abzugeben. 

Corrcspondenzen,  welche  in  Beziehung  nuf  die  Verwaltung  der  Eisen- 
bahn zwischen  der  Eiscnbahndirection  (Verwaltungsrath)  und  ihren  unter- 
geordneten Organen,    oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt  werden. 
•  dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten  der  Bahn- 
anstalt befördert  werden. 

§.  10. 

Die  Concessionäre  haben  die  Verpflichtung,  der  Staatstelegraphen- 
Verwaltung  die  Herstellung  von  Telegraphen-Leitungen  längs  der  Bahn  auf 
ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu  gestatten. 

Die  Telegraphenverwaltung  hat  sich  jedoch  über  den  Platz  der  Auf- 
stellung mit  den  Concessionären  zu  verständigen. 

Ferner  haben  die  Concessionäre  die  Bewachung  der  hergestellten 
Leitung  durch  ihr  Bahnpersonale  ohne  besonderes  Entgelt  zu  übernehmen. 

Dagegen  haben  die  Concessionäre  auch  das  Recht,  die  Drähte  für  den 
Betriebstelegraphen  an  die  Pfähle  des  Staatstelegraphen  zu  befestigen. 

Die  Benützung  des  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der  Staatsver- 
waltung in  Bezug  auf  die  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere  Verfügung, 
sowie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Uebereinkunft  getroffen 
wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden  Mittheilungen  be- 
schränkt, und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem  Einflüsse  und  der  Auf- 
sicht der  Staatsverwaltung. 

§• 

Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  wird  folgenden  Bcgränzungen 
unterworfen : 
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A.  Maximaltarif  per  Österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden  die 
Person : 

für  die    I.  Classe  3G  kr.  Östcrr.  Währ. 

11       «     II'        n   •*      «  T)  n 

*     n  tU«      n   „        h  n 

und      H     „  IV.     „    (im  Stehwagen)  .    9    „       „  B 

Bei  Schnellzügen,  welche  mindestens  aus  Wagen  I.  und  II.  Classe 
"bestehen  müssen,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht  werden,  unter 
der  Bedingung,  dass  die  bei  diesen  Schnellzügen  zu  beobachtende  Fahr- 
geschwindigkeit nicht  geringer  sei,  als  die  durchschnittliche  Fahrgeschwin- 
digkeit bei  den  Schnellzügen  der  übrigen  österreichischen  Bahnen. 

B.  Maximaltarif  bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindig- 
keit per  Zollcentner  und  Meile: 

Classe    1  2-  —  kr.  österr.  Währ. 

n       II   225  „  „ 

„     HI  3-50  „  „ 

Ausnahmsweise  haben  nur  folgende  Gegenstände  bei  vollen  Wagen- 
ladungen nachstehende  Frachtsätze  zu  gelten  : 

A.  Getreide  und  Salz. 

für  die  ersten    10  Meilen  1-5  Kreuzer 

„    „   zweiten  10     „   1-4 

u  weitere  Entfernungen  1-2  n 

B.  Brenn-  und  Schnittholz: 

für  die  ersteu     10  Meilen  1-2  Kreuzer 

„    „   zweiten  10     „   10  „ 

„  weitere  Entfernungen   .  0-9  „ 

C.  Mineralkohle,  Coaks,  gepresster  Torf,  Erze,  Eisenflossen,  Kalk-  und 
Bausteine,  Cement,  Ziegel,  Strassenschotter,  Erdpech,  Futter-  und  Dünger- 
stoffe (im  gepressten  Zustande)  und  Guano: 

für  die  ersten    10  Meilen  10  Kreuzer 

„    „   zweiten  10   0-8  „ 

„  weitere  Entfernungen  0-6  n 

Als  Expeditionsgebühr  werden  für  alle  Güter  zwei  Kreuzer  per  Zoll- 
centner eingehoben,  worin  die  Auf-  und  Abladcgebühr  und  allgemeine 
Assecuranz  einbezogen  ist. 

Wfenn  das  Auf-  oder  Abladen  von  der  Partei  besorgt  wird,  so  wird  die 
Expeditionsgebühr  nur  mit  1-5  Kreuzer  per  Zollcentner  eingehoben. 

Rücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der  Fest- 
setzung des  Lagerzinses,  der  Classification  der  Waaren  und  der  sonstigen 
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Verkehrsbestimmungen  ist  sich  derart  zu  benehmen,  dass  die  diessfälligen 
Preise  und  Bestimmungen  auf  keinen  Fall  höher  und  lästiger  sein  dürfen, 
als  auf  der  Ersten  nngarisch-galizischcn  Hahn. 

Uebrigens  sind  die  Concessionäre  verpflichtet,  im  Frachtenverkehre  rück- 
sichtlich  der  Nebengebühren.  Nomenelatur  und  Classification  der  Waaren. 
sowie  der  sonstigen  Transportbestimmungen  sich  den  Anordnungen  des 
k.  k.  Handelsministeriums  zu  unterwerfen. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  im  Uebergangsverkehre  keine 
ungünstigeren  Tarife  und  Transportbestimmungen  eintreten  zu  lassen,  als  auf 
den  bezüglichen  Anschlussbahnen  für  die  gleiche  Distanz  bestehen. 

§•  12. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  im  §.  11 
fixirten  Gränzen  steht  den  Concessionären  frei. 

Hiebei  darf  aber  eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden. 

Wenn  daher  einem  Versender  oder  Frachtenunternehmer  unter  gewissen 
Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere  Begün- 
stigung gewährt  wird,  so  mnss  diese  Herabsetzung  oder  Begünstigung  allen 
Versendern  oder  Frachtenunternehmern,  welche  die  nämlichen  Bedingungen 
eingehen,  zugestanden  werden. 

Alle  Specialtarife  und  sonstigen  Begünstigungen  sind  der  öffentlichen 
Kundmachung  zu  unterziehen. 

Alle  Transportverträge  mit  anderen  Eisenbahnverwaltungen,  durch 
welche  das  im  17  der  vorliegenden  Coneessions  -  Urkunde  garantirte 
Reinerträgniss  geschädigt  werden  könnte,  unterliegen  vor  ihrer  Activirung 
der  Genehmigung  des  Handelsministeriums. 

§.  13. 

Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachttarif-Bestimmun- 
gen der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten;  einer  solchen  Regelung  haben 
sich  die  Concessionäre  zu  unterwerfen. 

Dagegen  steht  der  Staatsverwaltung  jedenfalls  unter  allen  Verhält- 
nissen das  Recht  zu,  eine  entsprechende  Herabsetzung  der  Fahr-  und  Fracht- 
preise sammt  Nebengebühren  anzuordnen,  sobald  das  Reinerträgniss  der 
letzten  zwei  Jahre  die  garantirte  Summe  um  50  Perecnt  übersteigt. 

In  Fällen  ausserordentlicher  Theuerung  der  Lebensmittel  in  dem  öster- 
reichischen Kaiserstaate  ist  die  Regierung  berechtigt,  die  Frachtpreise  für 
dieselben  auf  die  Hälfte  des  jeweiligen  .Maximaltarifes  herabzusetzen. 

Inwiefern  endlich  spätere  Gesetze  die  Fahr-  und  Frachtpreise  regeln 
sollten,  werden  jene  Gesetze  auch  auf  diese  concessionirtc  Bahn  volle  Geltung 
haben. 
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Die  Fahr-  und  Frachtpreise  sind  in  österreichischer  Silberraiinze  zu 
bemessen  und  einzuheben,  jedoch  so,  dass  die  mit  Berücksichtigung  des 
Courswerthes  entfallende  Gebühr  auch  in  der  Landeswährung  angenommen 
werden  muss. 

Die  Zurückführung  des  Tarii'es  auf  die  Landeswährung  hat  nach  den 
von  dem  Handelsministerium  festzustellenden  Rechnungsmodalitäten  stattzu- 
finden. 


§.15. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen  besorgt 
werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung  zwischen  dem  Reichs- 
Kricgsministerinm  und  der  Direction  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  unter 
dem  18.  Juni  1868*)  abgeschlossenen  Uebcreinßomraen,  dessen  Bestim- 
mungen eineu  integrirenden  Bestandteil  der  Conccssions-Urkundc  zu  bilden 
haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  österreichischen 
Bahnen  für  Militartransporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  verein- 
bart würden,  so  sollen  diese  auch  für  die  concessionirte  Bahn  Geltung 
erhalten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichshälften, 
sowie  auf  die  Landessehützen  Tirols,  die  militärisch-organisirte  Finanz-  und 
Sieherheitswachc.  auf  il&a  Militär-Polizei-Wachcorps  und  auf  das  Militär- 
Wachcorps  für  die  k.  k.  Civilgcrichtc  in  Wien  Anwendung. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngcscllscliaften  abgeschlossenen  Übereinkommen  Uber  die  Leistung 
gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln,  bei  Durchführung  grösserer 
Militärtransporte,  und  dem  vom  Reichs -Kriegsministerium  genehmigten 
organischen  Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeiscubahn- 
Abtheilungen**),  sowie  den  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen 
Naehtr.'igs-rebereinkommcn***),  bezüglich  des  Trausportes  der  im  liegenden 
Zustande  auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden 
Kranken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit  den 
Bahngesellschaitcn  zu  Stande  kommenden  rebereinkommens,  wegen  gegen- 


*)  Normal-Veronluim»en  He»  k.  k.  Armee- Verordnung  ablade*  r.  J.  1868,  21.  Stück.  Nr.  97. 
**)  Keila»«  zu  Nr.  148,  im  42.  Stücke  des  Jahrgänge*  1870  der  Normal-Verordnungen 
de»  k.k.  Armei»-V«roidi»unig»Ma.Ltea, 

***)  Normal- Verordnungen  drs  k.  k.  Ai  mee-Verordnuugsblatte«  v. J.  1871,  22.  Stück,  Nr.  79. 
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.  seifiger  Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosRer  Militärtransporte 
und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Die  Concessionäre  unterwerfen  sich  hinsichtlich  der  Anstellung  ge- 
dienter ünterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  den 
diessfalls  für  die  subventionirten  und  garantirten  Bahnen  im  §.  38  des  Wehr- 
gesetzes*) und  in  dem  zur  Ausführung  dieses  Paragraphes  erscheinenden 
Specialgesetze  enthaltenen  Bestimmungen. 

§•  16. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Auf- 
sicht über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Be- 
hörde, oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Con- 
cession  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit 
dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke 
unentgeltlich  befördert  werden. 

§.  17. 

Für  die  concessionirten  Bahnen  wird  vom  Staate  die  Garantie  eines 
jährlichen  Reinertrages  mit  Inbegriff  der  Tilgungsquote  in  der  Maximal- 
summe von  Einer  Million  zweimalhundert  achtzigtausend  Gulden  (1,280.000  fl.) 
österr.  Währ,  in  Silber  für  die  Dauer  der  Concession  zugesichert. 

Wenn  nach  Eröffnung  der  Bahn  das  jährliche  Reinerträgniss  den  kraft 
der  Concessions-Urkunde  garantirten  Betrag  nicht  erreicht,  so  wird  das 
Fehlende  von  der  Staatsverwaltung  ergänzt. 

Die  Garantie  tritt  für  jede  der  drei  Sectionen : 

a)  Lemberg- Stryj , 

b)  Stryj-Stanislau, 

c)  Stryj-ungarische  Gränze, 

mit  dem  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  jeder  einzelnen  Strecke,  jedoch 
bezüglich  der  Strecke  ad  c)  nicht  in  einem  früheren  Zeitpunkte  in  Wirksam- 
keit, als  bis  auch  die  ungarische  Anschlussstrecke  bis  Munkäcs  dem  Ver- 
kehre Ubergeben  sein  wird. 

Die  für  die  eröffneten  Strecken  zu  leistende  Garantie  wird  nach  Mass- 
gabe des  garantirten  Gesammt-Reinerträgnisses  im  Verhältnisse  der  Meilen- 
zahl bemessen  werden. 

Vgl.  Punkt  II  des  Protokolle»  vom  S.  October  1871,  [>oc.  2  dieser  Ergänzung. 


*)  Hekh»gcsetiblalt  ton.  Jahre  I8G8  Nr.  151. 
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§•  18. 

Vor  Eröffnung  jeder  Bahnstrecke  wird  sich  die  Regierung  über- 
zeugen, ob  die  Bauten  soweit  vollendet  seien,  da88  die  Staatsgarantie  ein- 
treten könne. 

§.  19. 

Von  dem  garantirten  jährlichen  Reinerträgnisse  ist  derjenige  Betrag 
zur  Capitalstilgung  zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staatsverwaltung  nach 
einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Amortisationsplane,  demzufolge  das 
emittirte  Capital  während  der  Dauer  der  Concession  zu  tilgen  ist,  bestimmt 
werden  wird. 

§.  20. 

• 

Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen  Garantie 
allenfalls  zn  zahlende  Zuschuss  ist  Uber  vorausgegangene  Prüfung  der  vor- 
zulegenden  documentirten  Jahresrechnung  drei  Monate  nach  deren  Ueber- 
reichung  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Actien  und  Obligations-Coupons  (§.  24)  nach  Massgabe  des  auf  Grund  des 
Ertragspräliminares  richtig  gestellten  Erfordernisses,  Theilzahlungen  unter 
Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der  Jahresrechnung  zu  pflegenden  Abrechnung 
leisten,  wenn  die  Concessionäre  sechs  Wochen  vor  Verfallzeit  das  bezügliche 
Ansuchen  gestellt  haben. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche 
spätestens  binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzulegen 
sein  wird,  sich  herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  zu  hoch  bemessen 
worden  sind,  so  haben  die  Concessionäre  den  erhaltenen  Mehrbetrag  mit 
Zurechnung  von  sechs  Pereent  Zinsen  sofort  zu  refundiren.  Der  Anspruch 
auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates  muss  aber  längstens 
innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  betreffenden  Betriebsjahres  erhoben 
werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 

§.  21. 

Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  Übernommenen 
Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  vier  Percent  jährlich  verzinslicher 
Vorschus8  zu  behandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  des  Bahnnetzes  die  garantirte  Jahressumme  über- 
schreitet, ist  die  Hälfte  des  diessfälligen  Ueberschusses  sogleich  zur  Rüek- 
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Zahlung  des  geleisteten  Vorschusses  samrot  Zinsen  an  die  Staatsverwaltung 
bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Von  der  erübrigenden  anderen  Hälfte  ist  ein  von  der  Staatsverwaltung 
statutenmässig  zu  bestimmender  Thcil  in  den  Erneuerungsfond  (§.  30)  zu 
hinterlegen. 

Die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  hat  der  Refundirung  der  Vor- 
schüsse voranzugehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen,  welche 
bis  zur  Zeit  des  Erloschens  der  Concession  oder  Einlösung  der  Bahn  noch 
nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  erübrigenden  Vermögen  der  Unter- 
nehmung zu  berichtigen. 

§.  22. 

Falls  die  Betriebseinnahmen  die  Betriebsauslagen  nicht  decken,  oder 
so  lange  der  jährliche  Staatszusehuss  nicht  unter  die  Hälfte  der  garantirten 
Reineinnahmen  gesunken  sein  sollte,  hat  die  Regierung  das  Recht,  den  Be- 
trieb der  Bahn  ganz  oder  theilweise  in  eigene  Verwaltung  zu  nehmen  oder 
nach  Gutbefinden  zu  verpachten. 

§•  23. 

Falls  in  Folge  schlechter  Unterhaltung  der  Bahn  oder  unzulänglicher 
Einrichtungen  die  öffentliche  Sicherheit  oder  die  Regelmässigkeit  des  Ver- 
kehres bedroht  sein  sollte,  und  falls  die  Coneessionäre  nicht  in  der  Lage 
wären,  die  Weisungen  der  Regierung  zur  Geltung  zu  bringen,  so  hat  letztere 
das  Recht,  die  nothwendig  erseheinenden  Verfügungen  auf  Kosten  der  Con- 
ccssionäre  zu  treffen. 

§•  24. 

Den  Coneessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  eine  Actiengesell- 
schaft  zu  bilden,  und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen  Geldmittel  auf  Ueber- 
bringer  oder  auf  Namen  lautende  Actien  und  Obligationen  auszugeben, 
welche  auf  den  österreichischen  Börsen  verhandelt  und  amtlich  notirt  werden 
dürfen. 

Vgl.  Punkt  I  des  Protnkollea  vorn  5.  Ortober  1871,  Doc.  2  dieser  ErRinruni?. 

Es  darf  jedoch  nur  ein  solcher  Betrag  von  Obligationen  ausgegeben 
werden,  dass  deren  Verzinsung  höchstens  drei  Fünftel  des  garantirten  jähr- 
lichen Reinerträgnisses  erfordert. 

Werden  die  Obligationen  in  einer  fremden  Valuta  ausgegeben,  so  muss 
der  Betrag  auch  in  österr.  Währ,  ersichtlich  gemacht  werden. 
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Die  Tilgung  der  Obligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien  voraus- 
zugehen. 

Die  Zinsenjrarantie  der  Staatsverwaltung  für  die  Obligationen  kann 
über  Verlangen  der  Coneessionäre,  vom  Tage  der  Ausfertigung  derselben 
an,  unter  der  Bedingung  zugestanden  werden,  dass  für  die  Berichtigung  der 
Zinsen  angemessene  Sicherheit  geleistet  wird. 

Ueber  die  Angemessenheit  der  Sicherstellung  hat  lediglich  die  Staats- 
verwaltung zu  entscheiden  ;  es  steht  den  Concessionären  eine  Einwendung  in 
dieser  Beziehung  nicht  zu ;  die  Gesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbind- 
lichkeiten der  Concessionäre  ein;  die  Gesellschaftsstatuten  unterliegen  der 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 


§•  25. 

Die  Concessionäre  sind  befugt,  Agenden  im  In-  und  Auslande  zu  be- 
stellen, sowie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu  Wasser  und  zu 
Land  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften  einzurichten. 


§.  26. 

Für  die  im  §.  1  angeführten  Eisenbahnlinien  wird  die  Befreiung  von 
der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der  Coupons-Stämpelgebühren, 
sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  ein- 
geführt wird,  während  der  Bauzeit  und  durch  neun  Jahre,  vom  Tage  der 
Betriebseröffnung  der  im  §.  1  genannten  Linien  gerechnet,  zugestandeu. 

Die  allfälligen  Kosten  der  Notirung  der  Effecten  auf  in-  und  auslän- 
dischen Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf  von  neun  Jahren  von  der  Unterneh- 
mung zu  leistenden  Steuern,  dürfen  in  die  Betriebsrechnung  als  Ausgabspost 
eingestellt  werden;  bezüglich  der  Coupons-Stämpelgebühren  ist  diess  nicht 
zulässig. 

Für  die  Staatszuschiisse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Einkommen- 
steuer zu  bezahlen. 

Es  wird  ferner  gestattet,  dass  die  erste  Ausgabe  der  Actien  und  Obliga- 
tionen mit  Einschlus8  der  Interimsscheine  stämpel-  und  gebührenfrei  statt- 
finde. Dessgleichen  wird  die  Befreiung  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auf- 
laufenden Uebertragungsgebühr  zugestanden. 

Zur  Berichtigung  der  Stämpel  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Ein- 
gaben und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung,  sowie 
des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahnstrecken,  wird  eine  Frist  bis  zur 
Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  einschlägigen  Eisenbahnstrecke  bewilligt. 

Zugleich  wird  gestattet,  dass  die  Hälfte  dieser  Gebühren  in  die  nächste 
Betriebsrechnung  aufgenommen  werde. 
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Dagegen  dürfen  die  allfälligen  Bezüge  des  Vcrwaltungsrathes  in  die 
Betriebsauslagen  nicht  eingestellt  werden. 

§.  27. 

Falls  die  Anlage  neuer  Strassen,  Wege,  Eisenbahnen,  Ganäle  oder 
Flusscorrectionen ,  welche  die  Bahnen  der  Concessionäre  kreuzen  oder 
berühren,  von  den  competenten  Behörden  angeordnet  werden  sollte,  so 
können  es  die  Concessionäre  nicht  hindern,  und  haben  nur  zu  beanspruchen, 
dass  ihnen  daraus  keine  Kosten  erwachsen  und  dass  weder  der  Bau  noch  der 
Betrieb  ihrer  Linien  erschwert  werde. 

§.  28. 

Die  Regierung  behält  sich  ausdrücklich  das  Recht  vor,  neue  Bahnen 
in  die  den  Concessionären  überlassenen  Bahnen  und  Bahnhöfe  einmünden  zu 
lassen. 

Die  Concessionäre  können  uur  verlangen,  dass  ihnen  daraus  keine 
directe  Last  erwachse. 

Falls  ein  Einvernehmen  mit  den  Concessionären  der  neuen  Linien  nicht 
sollte  erzielt  werden  können,  wird  die  Regierung  entscheiden. 

§.  29. 

Zur  Wahrung  des  ans  der  übernommenen  Garantie  für  die  Staatsver- 
waltung entspringenden  Interesses  ist  letztere  berechtigt,  den  Bahnbau  und 
die  Betriebseinrichtung  zu  Uberwachen  und  durch  ein  von  ihr  abgeordnetes 
Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Regierung  bestellte  Commissär  hat  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Vcrwaltungsrathes  sowie  den  Generalversammlungen  beizuwohneu, 
80  oft  er  es  angemessen  erachtet  und  allfällige,  dem  Staatsinteresse  nach- 
theilige Verfügungen  zu  sistiren. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  für  die  gesetzliche  Ucberwachung 
der  Bahnunternehmung,  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäfts- 
last,  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu  leisten,  deren 
Höhe  von  der  Staatsverwaltung  im  Verhältnisse  der  dicssfälligen  Leistungen 
anderer  österreichischer  Eisenbahnen  festgestellt  werden  wird. 

Die  Ernennung  des  ersten  Oberbeamten  der  concessionirten  Bahn  unter- 
liegt der  Genehmigung  des  Handelsministeriums. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die 
Regierung  durch  ein  von  ihr  ernanntes  Mitglied  im  Verwaltungsrathe  der 
betreffenden  Actiengesellschaft  vertreten  wird. 
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§.  30. 

Die  Coucessionäre  sind  verpflichtet,  für  die  Anlage  und  entsprechende 
Dotirung  eines  Erneuernngs-  und  eines  Reservefondes  Sorge  zu  tragen. 

Der  Erneuerungsfond  ist  aus  einem  statutenmässig  festzustellenden 
Pereentualbetrage  des  Betriebserträgnisses  zu  bilden. 

Der  Reservefond  hat  jene  Capitalsbeträge  zu  umfassen,  welche  als  Er- 
sparnisse bei  der  ersten  Bauherstellung  und  Ausrüstung  für  den  Fall  nach- 
träglicher Erweiterungen  zurückbehalten  werden. 

Dem  Reservefonde  sind  demnach  bei  der  ersten  Anlage  Obligationen 
und  Actien  im  Betrage  von  zwei  Percent  des  dem  garantirten  Reinerträgnisse 
entsprechenden  Nominal-Anlagecapital*  zuzuweisen. 

Die  Ausgabe  der  dem  Reservefonde  zugewiesenen  Effecten  darf  nur  in 
dem  Falle  der  Ausführung  von  späterhin  erforderlichen  Erweiterungen  der 
Bauanlage  oder  Betriebsausrüstung,  und   nach  vorausgegangener  Geneh- 
migung der  Staatsverwaltung  stattfinden. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Gebarung  mit  den  erwähnten 
beiden  Fonds  sind  durch  die  Gesellschaftsstatuten  festzusetzen. 

§.  31. 

Als  Haftung  für  die  Erfüllung  ihrer  Pflichten  haben  die  Concessionäre 
zu  Händen  der  Staatsverwaltung ,  nach  Massgabe  des  besonders  aus- 
gefertigten Cautioiisinstrumentes,  eine  Caution  im  Betrage  Einer  Million 
Gulden  üsterr.  Währ,  eflfectiv  geleistet  und  der  Staatsverwaltung  das  Pfand- 
recht an  dieser  Caution  eingeräumt. 

Diese  Caution  wird  nach  rechtzeitiger  Vollendung  des  Bahnbaues  den 
Concessionären  unter  der  Bedingung  zurückerstattet,  dass  sich  dieselben  bis 
zu  diesem  Zeitpuncte  keine,  den  Cautionsverfall  nach  sich  ziehende  Ver- 
letzung ihrer  gesetzlichen  oder  concessionsraässigen  Verpflichtungen  zu 
Schulden  kommen  lassen. 

§.  32. 

Dio  Dauer  der  Concession,  mit  dem  im  §.  9,  lit.  b)  des  Eisenbahncon- 
cessions-Gesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen,  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  der  letzten  Bahn- 
strecke gerechnet,  festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Diese  Concession  erlischt  auch,  wenn  die  im  §.  6  festgesetzten  Termine 
nicht  eingehalten  werden,  und  die  Terminsüberschrcitung  nicht  im  Sinne 
des§.  11,  lit.  b)  des  Eisenbahnconcessions-Gesetzes,  und  namentlich  auch 
durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 
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§.  33. 

Die  Staatsverwaltung  behiüt  sich  jedoch  das  Recht  vor,  die  conees- 
«ioDirte  Bahn  nach  Ahlauf  von  zehn  Jahren,  von  der  Betriebseröffnung 
der  ganzen  Bahn  an  gerechnet,  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erti  ägnisse  der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Einlösung  voraus- 
gegangenen sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der  zwei  un- 
günstigsten Jahre  abgeschlagen,  und  der  durchschnittliche  Reinertrag  der 
übrigen  fünf  Jahre  für  die  Unternehmung  berechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag,  welcher  jedoch  nicht  weniger  als  das 
garantirte  Reinerträgniss  betragen  darf,  ist  den  Concessionären  als  Jahreft- 
rentc  in  halbjährigen  Raten  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdautr  zu 
bezahlen. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser  Einlösung 
tritt  der  Staat  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den  Gennas 
der  Bahn,  namentlich  des  Grund  und  Bodens,  der  Eni-  und  Kunstarbeiten, 
des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues  der  Bahn  und  des  sämmtlichen  Zugehört, 
als:  Fahrbetriebsmittel,  Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze,  Gebäude  an  Ab- 
fahrts  und  Ankunftsplätzen,  Wach-  und  Aufsiehtshäuser,  sammt  allen  Ein- 
richtungen beweglicher  und  unbeweglicher  Sachen. 

§.  34. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Conccssion  und  mit  dem  Tage  des  Erlöschens 
tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  (Jenuss 
der  concessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grundes  und  Bodens,  derErd-  und 
Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues  der  Bahn  und  des  sämmt- 
lichen unbeweglichen  Zugehörs,  als:  Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze, 
aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichen  Gebäude  an  den  Abfahrts-  und  An- 
kunftsplätzen, Wach-  und  Aufsichtshäuser,  sammt  allen  Einrichtungen  an 
stehenden  Maschinen  und  allen  unbeweglichen  Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Wagen,  bewegliehe 
Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und  Materialien,  insoweit 
sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet  sind,  be- 
trifft, so  hat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche  Quantität  und  bezüglich 
Werthsumme  unentgeltlich  an  den  Staat  überzugehen,  welche  der  ersten 
Betriebseinrichtung,  und  zwar  insbesondere  bezüglich  der  Fahrbetriebsmittel 
den  hierüber  im  §.  4  enthaltenen  Bestimmungen  entspricht. 

Beim  Erlöschen  dieser  Concession  behalten  die  Concessionäre,  nach 
geschehener  Rückzahlung  aller  vom  Staate  geleisteten  Vorschüsse  sammt 
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Zinsen,  das  Eigenthum  des  aus  den  eigenen  Erträgnissen  der  Unternehmung 
gebildeten  Rescrvefondes  und  der  aushaftenden  Activfordcrungen,  dann  auch 
jener  aus  dem  eigenen  Vermögen  der  Unternehmung  errichteten  und  rück- 
sichtlieh  erworbenen  besonderen  Anlagen  und  Gebäude,  als:  Coaks-  und 
Kalköfen,  Giessereien,  Fabriken  von  Maschinen  oder  anderen  Geräthen, 
Speicher,  Docks,  Kohlen-  und  andere  Depots,  zu  deren  Erbauung  oder  Er- 
werbung dieselben  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Bei- 
sätze ermächtigt  worden,  dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

■ 

§.  35. 

Wenn  von  Seite  der  Conoessionäre,  ungeachtet  vorausgegangener  Ver- 
warnung, Verletzungen  oderNichtbefolgungen  der  ihnen  durch  die  Concession 
oder  durch  die  Gesetze  auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  wie  ins- 
besondere, wenn  einer  der  Termine  nicht  zugehalten  wird,  welche  für  die 
Vollendung  der  Eisenbahn  oder  einer  einzelnen  Strecke  derselben,  sowie 
für  die  Eröffnung  des  Betriebes  in  der  gegenwärtigen  Concession  ausdrück- 
lich vorgeschrieben  sind,  so  hat  die  Regierung  das  Recht,  die  ertheilte  Con- 
cession sofort  als  erloschen  zu  erklären,  die  von  den  Concessionären  erlegte 
Caution  ganz  oder  theilweise  als  verfallen  zu  Gunsten  des  Staatsschatzes 
einzuziehen,  und  im  Sinne  des  §.  11  des  Eisenbahnconcessions-Gesetzes 
vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  entweder  einem  anderen 
Unternehmer  die  Concession  zu  dem  fraglichen  Eisenbahnbau  zu  ertheilen, 
oder  denselben  auf  Staatskosten  zu  vollführen. 

In  diesen  beiden  Fällen  sind  die  Concessionäre  über  Aufforderung  der 
Staatsverwaltung  verpflichtet,  dem  Staate,  beziehungsweise  dem  nach- 
folgenden Concessionäre  die  zum  Zwecke  des  Bahnbaues  eingelösten  Grund- 
stüeke,  die  bereits  ausgeführten  oder  begonnenen  Bauwerke,  die  ange- 
schafften Werkzeuge,  Maschinen,  Betriebsmittel  und  Materialvorräthe  gegen 
Ersatz  des  ordentlichen  und  gemeinen  Werthes,  welcher  diesen  Sachen  zur 
Zeit  des  Concesionsverfalles  zukommt,  zu  überlassen. 

Die  Höhe  der  hiernach  zu  ersetzenden  Werthsumme  kann  über  Ver- 
langen der  Staatsverwaltung  durch  eine  Offertverhandlung  ermittelt  werden, 
auf  Grund  deren  eine  neuerliche  Concessionsertheilung  stattfindet,  und  ver- 
pflichten sich  die  Concessionäre  aus  diesem  Anlasse  keine  wie  immer 
geartete  weitere  Forderung  gegen  ihre  Nachfolger,  sowie  gegen  die  Staats- 
verwaltung zu  erheben. 

Die  Concessionäre  sind  damit  einverstanden,  dass  alle  über  den 
Cautionsverfall  oder  die  Uebernahme  der  Bahnbauten  durch  den  Staat,  be- 
ziehungsweise den  nachfolgenden  Concessionär  etwa  entspringenden 
Streitigkeiten  im  Sinne  des  §.  13  des  Eisenbahnconcessions-Gesetzes  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  mit  Ausschluss  des  Rechtsweges, 
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lediglich  von  den  Administrativ-Behörden  entschieden  werden,  und  ver- 
zichten demnach  auf  alle  ihnen,  eventuell  gegen  deren  Anspruch  zustehenden 
Rechtsmittel. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlieh  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Concession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concessionären  das  Recht  ein- 
räumen, wegen  des  erweisliehen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz 
zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlirhen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  ge- 
messenen Befehl  ,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen  Bestim- 
mungen strenge  und  sorgfältig  zu  warheu. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt  und  Residenzstadt  Wien,  am 
Zweiundzwanzigsten  Tage  des  Monats  October,  im  Jahre  des  Heils  Eintausend 
•  Achthundert  Siebenzig  Eins,  Unserer  Reiche  im  Dreiundzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p.       (L.  8.) 
HoheDHart  m.  p.  Holigethnn  m.  p.  Scküffle  m.  p. 
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l.  . 

Statuten  der  k.  k.  priv.  Braunau-Strasswalchner  Eisenbahn. 

Genehmigt  mit  dem  Erlaus?  des  k.  k.  Ministers  des  Innern  vom  30.  Juni  t872,  Z.  9707. 

f 

l  Abschnitt. 

Artikel  1. 

Gründung,  Zweck  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

Die  Concessionäre.  und  zwar  die  Industrie-  und  Commereialbank  für 
Oberösterreich  und  Salzburg  und  der  Herr  Baurath  Carl  Ritter  v.  Schwarz, 
gründen  hiemit  in  Folge  der  durch  §.  13  der  Allerhöchsten  Concessions- 
I'ikunde  vom  4.  Mai  1872,  R.  G.  Hl.  Nr.  69,  erlangten  Berechtigung  eine  in 
alle  Rechte  und  Pflichten  der  Concessionäre  als  solcher  eintretende  Actien- 
gesellsehaft,  welche  zwischen  allen  Besitzern  der  nach  den  Bestimmungen 
dieser  Statuten  auszugebenden  Acticn  bestehen  wird. 

Ausgenommen  von  der  Uebertragung  aller  Rechte  ist  nur  der  den  Con- 
cessionären  auf  die  Dauer  eines  Jahres  für  den  Bau  einer  von  Strass walchen 
ausgehenden,  über  Mondsee  längs  des  Wolfgangsees  nach  Ischl  führenden 
Bahnlinie  eingeräumte  Vorzug  (§.  15  der  Concessions-Urkunde). 

Artikel  2. 

Der  Zweck  dieser  Gesellschaft  ist : 

a)  Der  Bau  und  Betrieb  der  mit  Allerhöchster  Concessions-Urkunde  vom 
4.  Mai  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  69,  concessionirten  Locomotiv-Eisenbahn 
von  Braunau  nach  Strasswalchen  im  Anschlüsse  an  die  k.  k.  priv. 
Kaiserin  Elisabeth-Eisenbahn; 

b )  der  Bau  und  Betrieb  der  zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa 
herzustellenden  Flügelbahnen,  deren  Errichtung  von  der  hohen  Staats- 
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Verwaltung,  als  im  Öffentlichen  Interesse  gelegen,  erkannt  werden 
sollte  ; 

c)  die  Concessionswerbung,  der  Bau  und  Betrieb  weiterer  Anschluss- 
bahnen. 

Artikel  3. 

Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien  und  führ!  die  handelsgerichtlich 
zu  registrirende  Firma: 

„K.  k.  priv.  Braunau-Strasswalchner  Eisenbahn." 

Artikel  4. 

Die  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechtswirksam  durch 
die  amtliche  Wiener  Zeitung. 


n.  Abschnitt. 

Oonstituirung  der  Gesellschaft. 
Artikel  5. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt,  sobald  das  ganze  Actiencapital  (Art.  8; 
gezeichnet  und  voll  eingezahlt,  und  die  Firma  in  das  Handelsregister  ein- 
getragen ist. 

Sic  endet  mit  dem  Erlöschen  der  Concession  (§§.  17  und  18)  der  Con- 
cessions-Urkunde),  löst  sich  jedoch  schon  früher  auf,  wenn  die  ihr  gehörigen 
Bahnen  vom  Staate  (§.  18  der  Concessions-Urkunde)  oder  von  einer  anderen 
Unternehmung  eingelöst  oder  von  der  Gesellschaft  veräussert  werden,  und 
in  diesem  Falle  nicht  die  Fortsetzung  der  Gesellschaft  für  ihre  übrigen  etwa 
im  Sinne  des  Art.  2,  lit.  c  errichteten  Unternehmungen  beschlossen  wird. 

Artikel  6. 

Die  Einberufung  der  constituirenden  Generalversammlung  erfolgt  durch 
die  Concessionäre  mittelst  recommandirter  Einladungsschreiben  an  sämint- 
liche  Actionäre  und  einer  einmaligen  Kundmachung  (Art.  4)  ohne  Rücksicht 
auf  die  im  Art.  31  festgesetzte  Frist.  Auch  ist  die  Erfüllung  der  sonstigen 
Voraussetzungen  einer  ordentlichen  Generalversammlung  nicht  erforderlich. 
Die  constitnirende  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  die  Mehr- 
zahl der  gezeichneten  Actien  in  derselben  vertreten  ist. 
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Artikel  7. 

In  der  constituirenden  Generalversammlung  wird : 

1.  der  notariell  zu  beglaubigende  Constituirungsact  aufgenommen; 

2.  die  Bestätigung  der  im  Art.  14  bezeichneten  Verwaltungsraths-Mit- 
glieder  für  die  Zeit  bis  zur  ersten  ordentlichen  Generalversammlung  von 
Seiten  der  Actionäre  resp.  die  Neuwahl  von  Verwaltungsraths-Mitgliedern 
an  Stelle  der  nicht  bestätigten,  im  Art.  14  bezeichneten  Verwaltungs-Mit- 
glieder vorgenommen. 

Ferner  erfolgt  in  der  constituirenden  Versammlung : 

3.  die  Wahl  des  Revisionscomites,  bestehend  aus  drei  Revisoren  und 
drei  Ersatzmännern  für  die  Prüfung  der  ersten  Geschäftsperiode. 


III.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital,  Actien  und  Prioritäts-Schuldverschreibungen. 

Artikel  8. 

Der  gesellschaftliche  Unternehmungsfund  ist  auf  fünf  Millionen  Gulden 
(5,000.000  fl.)  österr.  Währ,  in  Silber  festgesetzt,  und  wird  zu  zwei  Fünf- 
theilen aus  dem  Actiencapitale  im  Betrage  von  zwei  Millionen  Gulden 
(2,000.000  fl.)  österr.  Währ,  in  Silber,  und  zu  drei  Fünftheilen  aus  dem  im 
Betrage  von  drei  Millionen  Gulden  (3,000.000  fl.)  österr.  Währ,  in  Silber 
hinauszugebenden  Prioritätsobligationen  bestehen. 

Artikel  9. 

Für  den  Fall  einer  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unternehmung 
dieser  Statuten  wird  die  Erhöhung  des  Unternehmungsfondes  durch  Aus- 
gabe neuer  Actien  oder  durch  Aufnahme  von  Anlehen  auf  Beschluss 
der  Generalversammlung  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  vor- 
behalten. 

Artikel  10. 

Die  Actien  und  Obligationen  lauten  auf  den  Inhaber  und  werden  die 
volleingezahlt  auszugebenden  Actien  im  Betrage  von  200  fl.  Österr.  Währ, 
in  Silber,  gleich  133 «/,  Thlr.,  gleich  233"  3  fl.  südd.  Währ.,  gleich  400 
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deutsche  Mark  in  Gold,  die  Prioritätsobligationen  im  Betrage  von  300  fl. 
Österr.  Währ,  in  Silber,  gleich  200  Thlr.,  gleich  350  fl.  sttdd.  Währ.,  gleich 
600  deutsche  Mark  in  Gold  ausgestellt;  die  Zinsen  der  Obligationen  sind 
stets  ohne  jeden  Abzug  an  Einkommensteuer  auszubezahlen. 

Artikel  11. 

Die  Actien  und  Prioritätsobligationen  sind  untheilbar;  die  Gesellschaft 
erkennt  für  jede  Actie  und  jede  Prioritätsobligation  nur  einen  Eigen- 
thümer  an. 

Artikel  12. 

Die  Actien  und  Prioritätsobligationen  werden  nach  den  beiliegenden 
Formularien  (Formular  A  und  Ii)  ausgefertigt,  und  dürfen  an  den  öster- 
reichischen Börsen  verhandelt  und  öffentlich  notirt  werden.  (§.  13  der 
Concessions-Urkunde.) 

Bis  zur  Betriebseröffnung  wird  das  Actiencapital  mit  fünf  von  Hundert 
verzinst. 


IV.  Abschnitt. 

Verwaltungsrath. 
Artikel  13. 

Die  Leitung  der  Gesellschafts-Angelegenheiten  ist  einem  aus  sieben 
Mitgliedern  bestehenden  Verwaltungsrathe  übertragen. 

Von  den  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  müssen  wenigstens  vier 
in  Wien  ansässig  sein.  Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  von  der 
ordentlichen  Generalversammlung  auf  drei  Jahre  gewählt, 

Beamte  der  Gesellschaft,  dann  Personen ,  welche  in  Concurs  verfallen 
oder  ihre  Zahlungen  eingestellt  haben,  ohne  ihre  Gläubiger  befriedigt  zu 
haben,  Personen,  welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  aus 
Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden 
Vergehens  oder  einer  solchen  Uebertretung  in  Untersuchung  gezogen  und 
nicht  schuldlos  gesprochen  wurden,  können  nicht  Mitglieder  des  Verwal 
tungsrathes  sein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der  Amtsdauer  hat 
unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 
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Artikel  14. 

Ausnahmsweise  und  unbeschadet  der  Bestimmung  des  Art.  227  des 
Handelsgesetzes  wird  der  Verwaltungsrath  bis  zur  ersten  ordentlichen 
Generalversammlung  aus  folgenden  Mitgliedern  gebildet : 

1.  Sr.  Durchlaucht  Fürst  Alfred  von  W rede, 

2.  Friedrich  Stach, 

3.  Dr.  Raphael  Ritter  von  Kr  einer, 

4.  Dr.  Ludwig  F.  Weis  Bei, 

5.  Maximilian  Weiss, 
fi.  Sigmund  Lion, 

7.  Julius  Breisach. 

Artikel  15. 

Von  den  durch  die  Generalversammlung  gewählten  Mitgliedern  des 
Verwaltungsrathes  (Art.  13)  treten  in  den  zwei  ersten  Jahren  jeder  Functions 
periode  zwei,  im  letzten  Jahre  drei  Mitglieder  aus,  welche  insolange  durch 
das  Los  bestimmt  werden,  bis  alle  Mitglieder  des  ersten  Verwaltungsrathes 
einmal  durch  das  Los  zum  Austritte  bestimmt  worden  sind.  Von  diesem 
Zeitpunkte  beginnend  haben  jeweilig  jene  zwei,  beziehungsweise  drei  Mit- 
glieder auszutreten,  welche  sich  am  längsten  im  Amte  befinden. 

Die  austretenden  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sind  wieder 
wählbar. 

Artikel  16. 

Tritt  ein  Mitglied  vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  aus,  so  kann  der 
Verwaltungsrath  dessen  Stelle  provisorisch  bis  zur  nächsten  ordentlichen 
Generalversammlung  besetzen,  diese  nimmt  die  definitive  Ersatzwahl  vor, 
und  tritt  der  so  Gewählte  bezüglich  der  Functionsdauer  au  die  Stelle  seines 
Vorgängers. 

Artikel  17. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  muss  vor  dem  Antritte  seiner 
Function  fünfundzwanzig  Aetien  sammt  noch  nicht  fälligen  Coupons  in  der 
Gesellschaftscassa  deponiren,  welche  daselbst  als  Caution  für  die  aus  seiner 
Function  entspringenden  Verbindlichkeiten  gegen  die  Gesellschaft  bis  zur 
Erledigung  der  auf  seine  Functionsperiode  bezüglichen  Rechnungen  in  Ver- 
wahrung bleiben,  und  von  ihm  während  dieser  Zeit  weder  belastet  noch  ver- 
äussert werden  dürfen. 

37  • 
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Von  Seite  der  Mitglieder  des  ersten  Verwaltungsrathes  muss  die  Depo- 
nirung  dieser  Actien  binnen  14  Tagen  nach  der  Emission  der  Actien 
erfolgen. 

Artikel  18. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der 
Art.  227 — 241  des  Handelsgesetzbuches. 

Er  vertritt  dieselbe  nach  Aussen,  und  ist  mit  der  im  Handelsgesetze 
festgesetzten  Verantwortlichkeit  zu  allen  Verfügungen  in  Gesellschafts- 
Angelegenheiten  berechtigt,  welche  nicht  der  Generalversammlung  vor- 
behalten sind. 

Dem  Vcrwaltung8rathe  ist  insbesondere  die  Ernennung  der  Beamten 
der  Gesellschaft  und  die  Genehmigung  der  Dienstverträge,  Dienst  - 
instructionen  und  Reglements  für  die  Führung  der  Geschäfte  vorbehalten. 

Die  Firma  (Art.  3)  wird  collectiv  von  zwei  Mitgliedern  des  Ver- 
waltungsrathes, oder  von  einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes,  und  von 
dem  Seitens  des  Verwaltungsrathes  mit  der  Procura  versehenen  Gesell- 
schaftsbeamten, und  zwar  von  Letzterem  mit  dem  Beisatze:  „per  procura* 
gezeichnet. 

Artikel  19. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen  Vorsitzenden 
und  dessen  Stellvertreter. 

Bei  gleichzeitiger  Verhinderung  dieser  Beiden  wird  der  Vorsitz  vom 
Verwaltungsrathe  interimistisch  einem  anderen  Mitgliede  Ubertragen. 

Artikel  20. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  Wien  auf  Einladung  des  Vor- 
sitzenden oder  seines  Stellvertreters,  oder  auf  Verlangen  von  drei  Mit- 
gliedern, so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern,  mindestens  aber  einmal  im 
Monate. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  Einladungen  zu  erfolgen  haben,  wird  vom 
Verwaltungsrathe  festgesetzt. 

Artikel  21. 

Zur  ßeschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  Einladung  aller 
Mitglieder  und  die  persönliche  Anwesenheit  von  wenigstens  vier  Mitgliedern 
mit  Einschluss  des  Vorsitzenden  erforderlich. 
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Artikel  22. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst. 
Bei  gleichgetheilten  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  er- 
hoben, welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Artikel  23. 

Die  nicht  in  Wien  domicilirenden  Mitglieder  können  ihre  Stimmen 
mittelst  Vollmacht  einem  anderen  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  über- 
tragen. 

Artikel  24. 

lieber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  zwei  anderen  Mitgliedern  zu  unter- 
zeichnen sind. 

Artikel  25. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  als  Entlohnung  für  ihre 
Theilnahme  an  den  Sitzungen  Anwesenheitsmarken,  deren  Werth  die  ordent- 
liche Generalversammlung  alljährlich  bestimmt. 

Bis  zur  ersten  ordentlichen  Generalversammlung  wird  der  Werth  der 
Anwesenheitsmarken  mit  10  fl.  bestimmt. 

Auch  haben  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes,  die  nicht  in  Wien 
domiciliren,  das  Recht,  den  Ersatz  der  Reisespesen  zu  verlangen. 

Artikel  26. 

Der  Verwaltungsrath  kann  nach  Massgabe  der  Art.  231  —  234  H.  G.B. 
für  bestimmte  Gegenstände  und  fiir  eine  bestimmte  Zeit  die  Ausübung  seiner 
Befugnisse  an  einzelne  Mitglieder  oder  an  Gesellsohaftsbeamte  widerruflich 
übertragen  und  den  letzteren  die  Procura  ertheilen. 

Artikel  27. 

Für  die  Ausführung  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  und  die 
specielle  Führung  der  Geschäfte  nach  Massgabe  dieser  Beschlüsse  kann  von 
dem  Verwaltungsrathe  ein  Oberbeamter  bestellt  werden,-  dieser  ist  dem  Ver- 
waltungsrathe  verantwortlich  und  wohnt  den  Sitzungen  desselben  mit  be- 
rathender  Stimme  bei. 
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V.  Abschnitt. 

Generalversammlung. 
Artikel  28. 

Die  Gesammtheit  der  Actionäre  wird  durch  die  Generalversammlung 
vertreten. 

Jeder  stimmberechtigte  Actionär  kann  an  derselben  theilnehmen. 
Abwesende  können  sich  mittelst  Vollmacht  dnreh  stimmfähige  Actionäre 
vertreten  lassen. 

Die  Form  der  Vollmacht  wird  von  dem  Verwnltungsrathe  bestimmt. 

Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  werden  durch  ihre  gesetz- 
lichen oder  statutarischen  Repräsentanten,  Frauen  durch  Bevollmächtigte 
vertreten,  auch  wenn  diese  nicht  selbst  Actionäre  sind. 

Artikel  29. 

Je  zehn  Actien  geben  das  Recht  auf  eine  Stimme. 
Jeder  Actionär  kann  so  viele  Stimmen  in  seiner  Person  vereinigen,  als 
er  Stücke  Actien,  getheilt  durch  zehn  besitzt. 

Artikel  30. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  regelmässig  in  der  ersten 
Hälfte  eines  jeden  Jahres  in  Wien  zusammen. 

Die  erste  ordentliche  Generalversammlung  findet  in  der  ersten  Hälfte 
des  Jahres  1874  statt. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  können  so  oft  stattfinden,  als 
es  der  Verwaltungsrath  für  nöthig  erachtet. 

Eine  ausserordentliche  Generalversammlung  muss  einberufen  werden, 
wenn  ein  oder  mehrere  Actionäre,  deren  Actien  mindestens  den  zehuten 
Tlieil  des  eingezahlten  Actienoapitales  repräsentiren,  und  von  ihnen  bei  der 
Cassa  der  Gesellschaft  deponirt  werden,  unter  Angabe  des  Zweckes  und  der 
Gründe  darauf  antragen. 

In  diesem  Falle  muss  die  Einberufung  der  Generalversammlung 
längstens  binnen  vier  Wochen  nach  Einbringung  des  Antrages  erfolgen. 

Artikel  31. 

Die  Einberufung  der  Generalversammlung  geschieht  mittelst  einer 
Kundmachung  durch  die  im  Art.  4  bestimmte  Zeitung,  welche  mindestens 
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30  Tage  vor  dem  Versammlungstagc  zu  erfolgen,  und  die  Verhandlungs- 
gegenstände unter  Angabe  des  wesentlichen  Inhaltes  derselben  zu  be- 
zeichnen hat. 

Artikel  32. 

Die  Actionäre,  welche  der  Generalversammlung  beiwohnen  wollen, 
müssen  mindestens  14  Tage  vor  dem  Zusammentritte  derselben  die  Actien, 
auf  Grund  welcher  sie  ihr  Stimmrecht  ausüben  wollen,  sammt  den  noch 
nicht  fälligen  Coupons  am  Sitze  der  Gesellschaft,  oder  an  den  vom  Ver- 
waltungsrathe  bestimmten  Erlagsstellen  deponiren,  und  erhalten  Legitima- 
tionskarten, welche  auf  den  Namen  lauten,  die  Zahl  der  deponirten  Actien 
und  der  darauf  entfallenden  Stimme  ausweisen,  und  nur  für  die  bezeichnete 
Person  oder  deren  gehörig  legitimirten  Bevollmächtigten  gelten. 

Artikel  33. 

Der  zum  Vortrage  in  der  Generalversammlung  bestimmte  Geschäfts- 
bericht nebst  dem  Rechnungsabschlüsse,  der  Bilanz  und  dem  Gutachten  des 
Revisiousausschusses,  so  wie  der  Wortlaut  der  zur  Verhandlung  kommenden 
Anträge,  ist  drei  Tage  vor  der  Generalversammlung  am  Sitze  der  Gesell- 
schaft zur  Einsicht  aufzulegen,  und  es  ist  jedem  Actionär,  der  sein  Stimm- 
recht nachgewiesen  hat,  ein  Druckexemplar  davon  auf  Verlangen  zu  er- 
folgen. 

Artikel  34. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  über  deren  erste 
Einberufung  mindestens  fünfzehn  stimmberechtigte  Actionäre  anwesend 
sind,  welche  zusammen  mindestens  den  zwanzigsten  Theil  des  hinaus- 
gegebeneu  Actiencapitales  vertreten. 

Um  eine  Aenderung  der  Statuten,  eine  Vermehrung  des  gesellschaft- 
liehen Unternehmungsfondes  durch  Hinansgabe  neuer  Actien  oder  durch 
Aufnahme  eines  Anlchens,  die  Veräusserung  der  ganzen  Bahn  oder  ein- 
zelner der  Gesellschaft  gehörigen  Bahnstrecken,  die  Vereinigung  mit 
anderen  Eisenbahngesellschaften  oder  die  Auflösung  der  Gesellschaft  be- 
schliessen  zu  können,  muss  wenigstens  der  zehnte  Theil  des  Actiencapitales 
vertreten  Bein. 

Artikel  35. 

Wenn  die  Generalversammlung  in  der  im  vorhergehenden  Artikel  be- 
zeichneten Weise  nicht  beschlussfähig  ist,  so  wird  sie  vertagt,  und  binnen 


Digitized  by  Google 


ff 


K.  k.  priv.  Braunau- 

acht  Tagen  neuerlich  gemäss  Art.  31  einberufen,  wobei  jedoch  der  Zeitraum 
zwischen  der  Einberufung  und  Abhaltung  der  Versammlung  auf  14  Tage 
beschränkt,  und  die  neuerliche  Deponirung  acht  Tage  vor  dem  Tage  der 
Generalversammlung  gestattet  ist. 

Bei  ihrer  zweiten  Einberufung  ist  der  Generalversammlung  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Anzahl  der  anwesenden  Actionäre  und  des  von  ihnen  ver- 
tretenen Actiencapitales  auch  in  den  in  dem  letzten  Alinea  des  Art.  34  be- 
stimmten Ausnahmsfällen  beschlussfähig. 

Die  Verhandlung  bei  dieser  neu  einberufenen  Generalversammlung  ist 
jedoch  auf  das  Programm  der  vertagten  Versammlung  beschränkt. 

Artikel  36. 

Den  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  führt  der  Vorsitzende  des 
Verwaltungsrathes  oder  dessen  Stellvertreter  oder  bei  gleichzeitiger  Ver- 
hinderung beider  das  vom  Verwaltungsratbe  bestimmte  Mitglied  desselben. 

Der  Vorsitzende  ernennt  den  Schriftführer,  ebenso  aus  der  Mitte  der 
Actionäre  die  Scrutatoren ;  er  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  eröffnet,  leitet  und  schliesst  die  Verhandlungen. 

Artikel  37. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse,  die  im  letzten  Absätze 
des  Art.  39  bezeichneten  Fälle  ausgenommen,  mit  absoluter  Stimmenmehr- 
heit. Bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben, 
welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Wenn  bei  Wahlen  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehr- 
heit erzielt  wird,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidateu  statt, 
welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  und  es  wird  in  diesem  Falle 
die  doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebracht. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

Artikel  38. 

In  der  Generalversammlung  wird  nur  über  die  in  der  Einberufung  be- 
zeichneten Gegenstände  verhandelt. 

Anträge,  welche  dem  Verwaltungsrathe  von  wenigstens  zehn  Actionären, 
die  ihr  Stimmrecht  durch  Deponirung  von  zusammen  wenigstens  fünfhundert 
Actien  nachweisen,  längstens  acht  Tage  vor  der  Einberufung  der  General- 
versammlung angemeldet  werden,  sind  in  die  Kundmachung  aufzunehmen. 

Auch  in  der  Generalversammlung  steht  jedem  stimmberechtigten 
Actionär  das  Recht  zu,  selbstständige  Anträge  zu  stellen;  doch  darf  Uber 
dieselben  nicht  sofort  in  dieser  Generalversammlung  entschieden,  sondern 
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nur,  wenn  ein  solcher  Antrag  noch  von  wenigstens  zehn  stimmberechtigten 
Actionären,  welche  zusammen  wenigstens  fünfhundert  Actien  vertreten, 
unterstützt  wird,  bestimmt  werden,  ob  und  wann  derselbe  in  Verhandlung 
zu  nehmen  ist. 

Diese  Beschränkung  findet  keine  Anwendung  auf  den  Antrag  auf  Be- 
rufung einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  (H.  6.  B.  Art.  238). 


Artikel  39. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände vorbehalten  : 
a)  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  des  Revisionsaus- 
schusses (Art.  41); 
h)  die  Festsetzung  des  Werthes  der  Anwesenheitsmarken  fiir  die  Theil- 
nahme  an  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  (Art.  25); 

c)  die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  der  Gewinnvertheilung; 

d)  die  Geltendmachung  der  dem  Verwaltungsrathe  gegen  die  Gesellschaft 
obliegenden  Verantwortlichkeit  ; 

e)  die  Vermehrung  des  gesellschaftlichen  Unternehmungsfondes  durch  Er- 
höhung des  Actiencapitales  oder  durch  Aufnahme  von  Anlehen  (Art.  9); 

f)  die  Veräusserung  aller  oder  einzelner  der  Gesellschaft  gehörigen  Bahn- 
linien ; 

g)  die  Vereinigung  mit  anderen  Eisenbahngesellschaften; 

h )  der  Bau  neuer  Linien  ; 

i)  Abänderungen  der  Statuten  ; 

k)  die   Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  ihrer  statutcnmässigen 
Dauer. 

Zu  den  unter  e,  f,  g,  h,  i  und  k  aufgeführten  Beschlüssen  ist  die  Ge- 
nehmigung der  Staatsverwaltung  erforderlich. 

Zu  den  unter  e,  fy  g}  Ii,  i  und  Ä"  angeführten  Beschlüssen  ist  eine  Mehr- 
heit von  zwei  Drittel  der  in  der  Generalversammlung  vertretenen  Stimmen 
erforderlich. 

Artikel  40. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein  Protokoll 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer  und  zwei  durch 
die  Generalversammlung  gewählte  Actionäre  unterzeichnet  wird. 

Der  Urschrift  des  Protokolles  wird  das  Verzeichniss  der  anwesenden 
Actionäre  mit  Angabe  der  von  jedem  einzelnen  vertretenen  Stimmzahl  nebst 
den  Vollmachten  beigefügt. 
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Die  im  Protokolle  der  Generalversammlung  verzeichneten  Beschlüsse, 
mit  welchen  Handlungen  oder  Unterlassungen  der  Verwaltungsorgane  gut- 
geheissen  oder  gerechtfertigt  erklärt  werden,  haben  den  letzteren  als  Absolu- 
torium  zu  dienen. 

Die  statutenmäs8ig  gefassten  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind 
für  alle  Actionäre  verbindlich. 

VI.  Abschnitt. 

Ee  visionsaueschuas. 
Artikel  41. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschafts-Rcchnungen  bestimmte  Revisions- 
ausschuss  besteht  aus  drei  Mitgliedern  und  drei  Ersatzmännern,  welche  all- 
jährlich von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  der  Verwaltung 
nicht  angehörenden  stimmberechtigten  Actionären  gewählt  werden. 

Jene  Verhältnisse,  welche  nach  Art.  13  die  Wahl  zu  einem  Mitgliede 
des  Verwaltungsrathes  nicht  gestatten,  schliessen  auch  von  der  Wahl  zu 
einem  Mitgliede  des  Revisionsausschusses  aus. 

Die  Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der  Mitglieder 
des  Revisionsausschusses,  und  zwar  nach  der  Reihenfolge  ihrer  Stimmen, 
welche  sie  erhalten  haben,  in  Function. 

Bei  gleicher  Stimmenzahl  entscheidet  darüber  das  Los. 

• 

Artikel  42. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen  Jahres- 
rechnungen zu  prüfen ;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  von  den  Büchern 
und  der  ganzen  Gebarung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen,  und  von  den 
Rechnungslegern  die  nöthigen  Aufklärungen  abzuverlangen. 

Er  hat  seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

Die  Jahre8-Rechnungsab8chlü8se  und  Bilanzen  sind  ihm  längstens 
14  Tage  vor  der  zur  Beschlussfassung  darüber  bestimmten  Generalversamm- 
lung mitzutheilen. 

VII.  Abschnitt. 

Bilanz,  Gewinnverteilung,  Tilgung  des  Anlagecapitales, 

Artikel  43. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  mit  1.  Jänner  und  endet 
mit  letztem  Deeember. 
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Die  Rechnungen  der  Gesellschaft  werden  alljährlich  am  31.  December 
abgeschlossen  und  mit  der  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  aufzustellenden 
Bilanz  und  dem  Gutachten  des  Revisionsausschusses  der  Generalversamm- 
lung vorgelegt. 

Die  erste  Geachäftsperiodc  umfasst  die  Zeit  von  der  Constituirung  der 
Gesellschaft  bis  zum  31.  December  1873. 

Das  nach  Bestreitung  aller  Verwaltung.?-,  Betriebs-  und  Erhaltungsaus- 
lagen, sowie  der  Steuern,  der  eventuellen  Kosten  der  Beschaffung  des  zur 
Zinsenzahlung  und  Capitalstilgung  erforderlichen  Silbergeldes,  der  Verluste 
und  Abschreibungen  vorhandene  Reinerträgniss  wird  verwendet: 

a )  vor  Allem  zur  Zahlung  der  Zinsen  und  der  Tilgungsquote  für  die 
Prioritätsobligationen ; 

b )  zur  Bestreitung  der  als  Dividende  an  die  Actionäre  zu  vertheilendcn 
fünfpercentigen  Zinsen  des  Actiencapitels,  sowie  der  seinerzeit  zur 
Actientilgung  in  dem  betreffenden  Jahre  erforderlichen  Summe : 

c)  von  dem  Reste  werden 

a)  15%  als  Tantieme  für  die  Mühewaltung  des  Verwaltungsrathe» 
bestimmt,  und  ist  die  Vertheilung  dieser  Tantieme  unter  die  Mit- 
glieder des  Verwaltungsrathes  dem  Verwaltungsrathe  allein  vor- 
behalten; 

b )  wenigstens  zehn  Percent  dem  Reservefonde ,  welcher  auch  zur 
Erneuerung  des  Betriebsmateriales  oder  zu  Reconstruclioncn  ver- 
wendet werden  kann,  zugewiesen; 

c)  der  hiernach  verbleibende  Ueberschuss  wird  als  Superdividende 
an  die  Actionäre  oder  in  der  sonst  von  der  Generalversammlung 
beschlossenen  Weise  vertheilt. 

Wenn  der  Reservefond  mehr  hIs  zehn  Percent  des  Actiencapitales  er- 
reicht hat,  kann  die  weitere  Vermehrung  von  der  Generalversammlung  sistirt 
werden. 

Artikel  44. 

Die  Zahlung  der  auf  die  Actien  entfallenden  Dividende  erfolgt  am 
1.  Juli  eines  jeden  Jahres,  doch  steht  es  dem  Verwaltungsrathe  frei,  ä  Conto 
der  Dividende  die  Auszahlung  eines  dem  muthmasslichen  Reingewinn  an- 
gemessenen, jedoch  fünf  Percent  des  Actiencapitales  nicht  übersteigenden 
Betrages  im  Jänner  zu  bewilligen. 

Die  Zinsen  der  Prioritäts-Obligationen  werden  halbjährig  am  1.  Jänner 
und  1.  Juli  gezahlt. 

Zinsen  und  Dividenden,  welche  binnen  drei  Jahren  nach  ihrer  Fällig- 
keit nicht  behoben  werden,  sind  zu  Gunsten  der  Gesellschaft  verfallen. 
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Artikel  45. 

Die  Tilgung  des  Anlagccapitales  erfolgt  innerhalb  der  Concessions- 
dauer  nach  dem  der  hohen  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegenden 
Tilgungsplane,  und  zwar  die  Tilgung  der  Prioritäts-Obligationen  innerhalb 
ftfnf  und  sechzig  (65)  Jahren,  die  der  Actien  nach  gänzlicher  Tilgung  der 
PiioritUts-Obligationen. 

Die  Verlosungen  werden  in  Wien  in  Gegenwart  eines  k.  k.  Notars  vor- 
genommen. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Prioritäts-Obligationen  und  Actien  werden 
in  Gemässheit  des  Art.  4  kundgemacht. 

Die  getilgten  Actien  werden  gegen  Genusssrheine  umgetauscht,  deren 
Besitzer,  was  die  Dividende  anbelangt,  nur  auf  den  fünf  Percent  in  Silber 
des  Actiencapitales  Ubersteigenden  Thcil  der  Dividende  i  Art.  43,  lit.  r/j,  auf 
diesen  Tneil  aber  gleichen  Anspruch  mit  den  Actienbesitzern  haben,  und 
auch  in  allen  andern  Beziehungen  den  Actionären  gleichgestellt  sind. 

Insbesondere  werden  bei  Beurtheilung  der  Beschlussfähigkeit  der  Ge- 
neralversammlung und  bei  der  Bemessung  des  in  derselben  vertretenen 
Capitales  (Art.  34)  die  Genussscheine  den  Actien  gleichgeachtet. 

Das  Formular  der  ebenfalls  auf  Inhaber  lautenden  Genussscheine  wird 
seinerzeit  vom  Verwaltungsrathe  mit  Genehmigung  der  hohen  Staatsver- 
waltung festgestellt. 

VIH.  Abschnitt. 

Streitigkeiten,  Staatsaufsicht,  Auflösung. 
Artikel  46. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  werden  von  dem 
Schiedsgerichte  der  Wiener  Handelskammer  ohne  weitere  Berufung  aus- 
getragen. 

Artikel  47. 

Das  der  hohen  Staatsverwaltung  vorbehaltene  Aufsichtsrecht  wird  von 
derselben  nach  den  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gesetze,  und  insbeson- 
dere in  Gemässheit  der  Allerhöchsten  Concessions  Urkunde  geübt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäftslast  wird  auf  Grund 
des  §.16  der  Allerhöchsten  Concessions-Urkunde  von  der  Gesellschaft  eine 
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jährliche  Pauschalvergiitung  an  den  Staatssehatz  geleistet,  deren  Höhe  von 
der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Artikel  48. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  (Art.  5)  wird  die  Art  der 
Liquidation  von  der  Generalversammlung  mit  Genehmigung  der  hohen 
Staatsverwaltung  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes  und 
der  Allerhöchsten  Concessions-Urkunde  festgestellt. 

Wien,  am  30.  Juni  1872. 


Auszug  ans  dem  Protokolle  vom  9.  März  1872, 
H.  M.  Z.  12226-2907, 

aufgenommen  beim  k.  k.  Handelsministerium  in  Betreff  der  Feststellung  der 
Concessionsbedingnngen  für  eine  Locomotiv-Eisenbahn  von  Braunau  nach 
Strasswalchen.  *) 

Ausser  den  in  der  Concessions-Urkunde  vom  4.  Mai  1872  (Doc.  3)  ent- 
haltenen Bestimmungen  Ubernahmen  die  Concessionäre  folgende  Verpflich- 
tungen : 

1 .  Der  Bau  und  die  Instruirung  der  Bahn  werden  projectgemäss  und 
vollständig  exclusive  der  Betriebsmittel  um  den  Betrag  von  930.133  fl.  33  kr. 
per  Meile  durchgeführt.  Zugleich  wird  festgesetzt,  dass  für  die  Betriebs- 
mittel ein  Betrag  von  350.000  fl.  in  Actien  al  pari,  beziehungsweise  in  dem 
nach  dem  Emissionscourse  von  75°/0  sich  ergebenden  Barbetrage  von 
262.500  fl.  präliminirt  werde,  und  dass,  insoferne  die  Concessionäre  die  Be- 
triebsmittel beizu8chaffen  nicht  in  die  Lage  kämen,  sondern  die  Beistellung 
durch  die  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  in  Folge  des  mit  ihr  abzuschliessendcn 
Betriebsvertrages  erfolgen  würde,  in  den  Reservefond  lediglich  ein  Betrag 
von  350.000  fl.  in  Actien  zum  Paricourse  hinterlegt  werde.  Hienach  stellt 
sieh  das  ganze  Anlagecapital  für  die  Bahn  inclusive  der  Betriebsmittel  auf 
rund  Fünf  Millionen  Gulden.  Ueber  den  Umstand,  dass  von  Seiten  der 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn  die  Beistellung  der  Betriebsmittel  zum  Zwecke  des 
Betriebes  der  Bahn  Braunau-Strasswalchen  wirklich  geschehe,  ist  dem 
Handelsministerium  der  Nachweis  zu  liefern.  (Punkt  I  des  Protokolles.) 


*)  Die  hier  nicht  abgedruckten  Bestimmungen  des  Protokolles  haben  in  der  Concessions- 
Urkamie  (Doc  3)  Aufnahme  gefunden. 
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2.  Die  Bahn  wird  in  der  Art  angelegt,  beziehungsweise  ist  schon  bei 
Verfassung  des  Delailprojectes  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  das»  auf  der 
ganzen  Strecke  in  jeder  Richtung  täglicli  15  Züge  ä  70  Achsen  verkehren 
können.  Für  die  bei  grösseren  Ucberbrückungen  etwa  anzubringenden 
Sprengminen  haben  die  Concessionäre  die  hiezu  erforderlichen  Sprengvor- 
riehtungen  und  Minenrequisiten  auf  eigene  Kosten  beizustellen.  (Punkt  III 
4cs  Protokollcs.) 

3.  Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  die  Bahn  von  Strasswalchen 
über  Mondsee  längs  des  Wolfgangsees  nach  Ischl  (§.  15  der  Coneessions- 
Urkunde)  nach  dem  Auftrage  des  Handelsministeriums  normal-  oder  schmal- 
spurig zu  bauen  und  verpflichten  sich,  die  Projecte  binnen  sechs  Monaten 
vorzulegen.  (Punkt  V  des  Protokolle*.) 

Das  Protokoll  ist  unterfertigt : 

Für  das  k.  k.  Handelsministerium:  Für  die  Concessionswerber : 

Carl  Ritter  von  Posswald  m.p.,  Industrie-  und  Commcrcialbank 

k.  k.  SectionsrMh.  fHr  Oberösterreieh  und  Salzburg. 

Dr.  Theodor  Haberer  in.  p.,  Briard  m.  p. 

k.  k.  Ministeriul-ConcepUailjunct,  all  Protokollführer.  Uafler  m.  p. 

Schwan  in.  p. 


3- 

Concessions-l  rkundo  vom  4.  Mai  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  69  und 

C  Bl.  Nr.  43, 

zum  Hau  und  Belrieli  einer  I.ocomotiv-Kisenbahn  von  Braunau  nach  Slrass wichen. 

"Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich. 
Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dalmatien,  Croatien, 
Slavonien,  Galizien,  Lodomerien  und  lllyrien;  Erzherzog  von  Oesterreich; 
Grossherzog  vou  Krakau,  Herzog  vou  Lothringen,  Salzburg,  Steyer  .Kürnthen, 
Krain,  Bukowina,  Ober-  und  Nieder-Schlesien ;  Grossfürst  von  Sieben- 
bürgen ;  Markgrat'  von  Mähren ;  geflirstetcr  Graf  von  Habsburg  und  Tirol 

etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Industrie-  und  Commcrcialbank  für  Oberösterreich  und 
Salzburg  im  Vereine  mit  dem  Baurathe  Carl  Ritter  vou  Schwarz  die  Bitte 
um  Evtheilung  der  Coneession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  an  die  Kaiserin 
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Elisabethbahn  anschliessenden  Loeomotiv-Eisenbahn  von  Braunau  nach 
Strasswalehen  gestellt  hat,  so  finden  Wir  I  na  bewogen,  in  Erwägung  der 
Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens,  den  genannten  Bittstellern  diese  Con- 
cession  auf  Grund  des  Eiscnbahn-Concessjonsgesetzes  vom  14.  September 
1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

Wir  verleihen  den  Concessionäreu  das  Recht  zum  Bau  und  Betrieb 
einer  an  die  Kaiserin  Elisabethbahn  anschliessenden  Locomotiv-Eisenbahn 
von  Braunau  nach  Strasswalehen. 


Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der  Bahn  hat 
nach  Massgabe  der  von  dem  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detail- 
bauprojeete  stattzufinden. 

Vgl.  Ü«c.  2.  Amziig  »Iis  dem  Prolokolle  vom  9.  Mär*  1872,  Funkt  2. 

Insbesondere  ist  sich  beim  Bau  auch  nach  den  vom  Handelsministerium 
zu  stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau- 
und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen. 

Für  Aenderungen  in  den  Bauobjeeten  bleibt  die  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  vorbehalten,  insoferne  solche  nach  Massgabe  des 
Resultates  der  militärisch-technischen  Revision  und  der  nach  Vorschrift  des 
8.  6  des  Eisenbahn-Concessionsgesetzes  vorzunehmenden  politischen  Begehung 
der  Trace,  im  Interesse  des  öffentlichen  Verkehres  und  zur  Sieherstellung 
des  Bestandes  der  Bahn,  dann  zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
sich  als  erforderlich  darstellen  werden. 

Sollte  sieh  bei  der  Bauausführung  ans  bauökonomischen  oder  Betriebs- 
rücksichten eine  Abänderung  der  Bahntrace  oder  der  Detailplünc  als  not- 
wendig oder  wünschenswerth  darstellen,  wodurch  jedoch  die  im  §.  1  be- 
stimmte Bahnrichtuug  nicht  verändert  wird,  und  gegenüber  der  geneh- 
migten Trace  im  Allgemeinen  eine  wesentliche  Verschlechterung  der 
Niveau-  und  Richtungsverhältnisse  nicht  stattfinden  darf,  so  rauss  zu  einer 
solchen  Abänderung  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  eingeholt 
werden. 

Der  Unterbau  der  ganzen  Eisenbahnlinie  kann  —  mit  Ausnahme  der 
Uebcrsetzung  des  Mattig-Thales,  welche  gleich  in  der  Breite  für  zwei 
Geleise  zu  fundiren  ist  —  auf  die  Anlage  Eines  Geleises  beschränkt 
werden. 
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K.  k.  priv.  ßraunau- 


Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  auf  die  Herstellung  des  Unterbaues 
für  das  zweite  Geleise,  sowie  auf  dessen  Legung  an  jenen  Strecken,  wo  sie 
es  für  nothwendig  findet,  in  dem  Falle  zu  dringen,  wenn  der  jährliche  Roh- 
ertrag während  zweier  aufeinander  folgender  Jahre  die  Summe  von  140.000  fl. 
in  Silber  per  Meile  überschreitet. 

Alle  Brücken,  dann  alle  namhaften  Objecto  und  Kunstbauten  sind 
definitiv  aus  Eisen  und  Stein  herzustellen. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  wegen  Benützung  von  Bahnhöfen 
schon  bestehender  oder  concessionirter  Bahnen  an  den  Anschliessungs 
punkten  ihrer  Bahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim 
Uebergangsverkehre  mit  den  betheiligten  Eisenbahnverwaltungen  ein  Ab- 
kommen zu  treffen. 

Die  Kosten  für  die  auf  fremden  Bahnhöfen  erforderlichen  Erweiterungs- 
bauten haben  die  Concessionäre  zu  tragen.  Die  betreffenden  Ueberein- 
kommen  sind  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagen- 
benützung der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von 
Bergwerks-  und  Industriebahnen  zu  bestimmen. 

§.  3. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  concessionirten  Eisen- 
bahn binnen  sechs  Monaten,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  beginnen 
und  binnen  weiteren  zwei  Jahren  zu  vollenden,  und  die  fertige  Bahn  dem 
öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

Die  Concessionäre  haben  für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung,  sowie 
der  übrigen  concessionsmässigen  Verbindlichkeiten  durch  den  Erlag  einer 
Caution  im  Betrage  von  25.000  fl.  österr.  Währ.,  nach  Massgabe  des  be- 
sonders ausgefertigten  Cautions-Instrumentes,  Sicherstellung  geleistet. 

§.  4. 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisenbahn 
das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diessfälligen 
gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener  zu  ein- 
zelnen industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen  zu- 
gestanden werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung,  als  im  öffent- 
lichen Interesse  gelegen,  erkannt  werden  sollte. 

§.  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  bei  dem  Bau  und  Betrieb  der  conces- 
sionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions-Urkunde, 
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sowie  nach  den  diessfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen  [nament- 
lich nach  dem  Eisenbahn-Concessionsgesetze  vom  14.  September  1854*)  und 
der  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  16.  November  1851**,],  dann  nach  den 
etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

§.  6. 

Die  Concessionäre  haben  daher  auch  insbesondere  die  Post  und  die 
Postbediensteten,  nach  Vorschrift  des  §.  68  der  gedachten  Eisenbahn-Betriebs- 
ordnung, unentgeltlich  zu  befordern,  wobei  die  Postverwaltung  für  einen 
von  jeder  Endstation  täglich  abgehenden  Zug  die  Abfahrtsstunde  und  dessen 
Geschwindigkeit  für  jede  Richtung  zu  bestimmen  befugt  ist. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  achträdrigen  oder  zwei  vierrädrige 
Wagen  erfordert,  erhalten  die  Concessionäre  für  jeden  weiter  beizustellenden 
Wagen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  per  Meile. 

Wenn  die  Postvcrwnltung  auf  der  conecssionirten  Bahn  eine  ambulante 
Post,  wie  sie  auf  anderen  Österreichischen  Bahnen  bereits  besteht,  einzu- 
führen findet,  so  sind,  anstatt  der  achträdrigen  oder  vierrädrigen  gewöhn- 
lichen Wagen,  die  hiezu  erforderliehen  acht-  oder  vierrädrigen,  nach  den 
Anforderungen  der  Postverwaltung  eingerichteten  Post-Ambulancewagen  von 
den  Concessionären  ohne  Entgelt  herzustellen  und  zu  erhalten. 

Für  die  Ausübung  des  Postiiienstes  in  den  Brief-Auf-  und  Abgabs- 
stationen ist  ein  geeignetes  Postbureau  in  dem  Gebäude  der  Eisenbahn 
unenlgeltlich  zu  überlassen,  und  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa  ein- 
tretender weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere  Verein- 
barung zu  treffen  sein. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von 
Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit  Ausschluss  der 
Werthsendungen  —  an  die  betreffenden  Stationen  ohne  besonderes  Entgelt 
zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspoudenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisen- 
bahn zwischen  der  Eiscnbahudirection  (Verwaltungsrath )  und  ihren  unter- 
geordneten Orgauen,  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt  werden, 
dürfen  auf  der  bezüglichen  Bahnstrecke  durch  die  Bediensteten  der  Bahn- 
anstalt befördert  werden. 

Die  Concessionäre  haben  die  Verpflichtung,  der  Staatstelegraphen- 
Verwaltung  die  Herstellung  von  Telegraphenleitungen  längs  der  Bahn  auf 
ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu  gestatten. 


*)  RelchsgeMtablatt  Nr.  238. 
**)  IteichigfftetzhlaU  vom  Jahre  1852  Nr.  i. 

38 
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K.  k.  prir.  Braunau- 


Die  Telegraphenverwaltung  hat  sich  jedoch  über  den  Platz  der  Auf- 
stellung mit  den  Concessionären  zu  verständigen. 

Ferner  haben  die  Concessionäre  die  Bewachung  der  hergestellten 
Leitung  durch  ihr  Bahnpersonale  ohne  besonderes  Entgelt  zu  tibernehmen. 

Dagegen  haben  die  Concessionäre  auch  das  Recht,  die  Drähte  für  den 
Betriebstelcgraphen  an  die  Pfähle  des  Staatstelegraphen  zu  befestigen. 

Die  Benützung  des  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der  Staats 
Verwaltung  in  Bezug  auf  die  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere  Verfügung, 
sowie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Uebercinkunft  getroffen 
wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden  Mittheilungen  be- 
schränkt, und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem  Ein  flusse  und  der  Auf- 
sicht der  Staatsverwaltung. 


Die  Hohe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  wird  folgenden  Begränzungen 
unterworfen : 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden  die 
Person : 


„    n  IV.     „    (im  Stehwagen)  .  12    „       „  „ 

Bei  Schnellzügen,  welche  mindestens  aus  Wagen  der  I.  und  II.  Classe 
bestehen  müssen,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht  werden,  unter 
der  Bedingung,  dass  die  bei  diesen  Schnellzügen  zu  beobachtende  Fahr- 
geschwindigkeit nicht  geringer  sei,  als  die  durchschnittliche  Fahrgeschwin- 
digkeit bei  den  Schnellzügen  der  übrigen  österreichischen  Eisenbahnen. 

Maximaltarif  bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit 
per  Zollcentner  und  Meile :  3  kr.  österr.  Währ. 

Ausnahmsweise  haben  für  folgende  Gegenstände  bei  vollen  Ladungen 
nachstehende  Frachtsätze  zu  gelten  : 


§.  8. 


36  kr.  österr.  Währ. 
27  , 

18     „  n  n 


Getreide  und  Salz 


A. 


Brenn-  und  Schnittholz 


It. 


C 

Minemlkohle,  Conks, 
gepresster  Torf,  Erze, 
Eisenflossen.  Kalk-  und 
Bausteine 


Kreuzer  österreichischer  Währung 


■Vi 


9 
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Als  Expeditionsgebühr  werden  für  alle  Güter  2  Kreuzer  per  Zoll- 
ceutner  eingehoben,  worin  die  Auf-  und  Abladegebühr  und  allgemeine 
Assecuranz  einbezogen  ist.  Wenn  das  Auf-  und  Abladen  von  der  Partei  be- 
sorgt wird,  so  wird  die  Expeditionsgebühr  nur  mit  1*5  Kreuzer  per  Zoll- 
centner  eingehoben. 

Rücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der  Fest- 
setzung des  Lagerzinses  und  der  sonstigen  Verkehrsbestimmungen  ist  sich 
derart  zu  benehmen,  dass  die  diessfälligen  Preise  und  Bestimmungen  auf 
keinen  Fall  höher  und  lästiger  sein  dürfen,  als  auf  der  Kaiserin  Elisabeth- 
bahn. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  im  Frachten  verkehre  jene  Nomen  - 
clatur  und  Classification  der  Waaren,  sowie  jene  Transportbestimmungen, 
welche  bei  der  k.  k.  priv.  Kaiserin  Elisabethbahn  in  Anwendung  kommen, 
auch  für  diese  Bahn  einzuführen. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vorstehend 
fixirten  Gränzen  steht  den  Concessionären  frei. 

Hiebei  darf  aber  eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden. 
Wenn  daher  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer  unter  gewissen 
Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere  Begün- 
stigung gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begünstigung  allen 
Versendern  oder  Frachtunternehmern,  welche  die  nämlichen  Bedingungen 
eingehen,  zugestanden  werden. 

Alle  Speeialtarife  sind  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unterziehen. 

Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachttarif-Bestimmun- 
gen der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten,*  einer  solchen  Regelung  haben 
sich  die  Concessionäre  zu  unterwerfen. 

Eine  lOpercentige  Herabsetzung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  sammt 
Nebengebühren  hat  jedenfalls  einzutreten,  sobald  das  Reinerträgniss  sechs 
Percent  des  Anlagecapitales  übersteigt. 

Nach  Ablauf  von  neun  Betriebsjahren  hat  die  Regierung  das  Recht, 
eine  entsprechende  Ermässigung  obiger  Tarifsätze,  nach  Einvernehmen  der 
Concessionäre  oder  ihrer  Rechtsnachfolger,  eintreten  zu  lassen. 

§.  9. 

Es  wird  gestattet,  dass  die  Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer 
Silbermünze  bemessen  und  eingehoben  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit  Be- 
rücksichtigung des  Courswerthes  entfallende  Gebühr  auch  in  der  Landes- 
währung angenommen  werden  muss. 

Die  Zurückführung  desTarifes  auf  die  Landeswährung  hat  nach  den  von 
dem  Handelsministerium  festzustellenden  Modalitäten  stattzufinden. 
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K.  k.  priv.  Bnianau- 


§•  10. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen  besorgt 
werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichlich  der 
Begünstigungen  reisender  Militärs,  zwischen  dem  Kriegsministerium  und 
der  Direction  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  unterm  18.  Juni  1 868  *  ( 
abgeschlossenen  Uebcreinkomraen,  dessen  Bestimmungen  einen  integrirendcn 
Bestandteil  der  Conoessions-Urkunde  zu  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  Österreichischen 
Bahnen  für  Militärtransporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  verein- 
bart würden,  so  sollen  diese  auch  für  die  concessionirte  Bahn  Geltung 
erhalten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Lapdwehr  beider  Reichshälften, 
auf  die  Landesschützen  Tirols,  auf  das  Militär-Wachcorps  für  die  k.  k.  Civil- 
gcrichte  Wiens,  auf  das  Militär-Polizei-Wachcorps,  die  k.  k.  Gendarmerie, 
sowie  auf  die  militärisch- organisirte  Finanz-  und  Sicherheitswache  Anwen- 
dung. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  Leistung 
gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln,  bei  Durchführung  grösserer 
Militärtransporte,  ferner  den  organischen  Bestimmungen  und  der  Dienst- 
vorschrift für  die  Feldeisenhahn- Abtheilungen**),  sowie  dem  mit  1 .  Juni  1871 
in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags-rebereinkommen***).  bezüglich  des 
Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Be 
torderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit  den 
Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  liebereinkommens,  wegen  gegen- 
seitiger Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militärtransporte 
und  der  Vorschrift  für  den  Miütürtransport  auf  Eisenbahnen. 

Die  Concessionäre  unterwerfen  sich  hinsichtlich  der  Anstellung  ge- 
dienter Untcrofficierc  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  den 
diessfalls  im  §.  38  des  Wehrgesetzes  vom  Jahre  1868  f)  und  in  den  zur  Aus- 
führung dieses  Paragraphes  erscheinenden  Specialgesetzen  enthaltenen  Be- 
stimmungen. 


*)  Normal-Verordnungen  des  k.  k.  Armee- Verordmingshlattes  r.  J.  1868  ,  21.  Stück 
Nr.  l»7. 

**)  Beilage  tu  Nr.  t48,  im  42.  Stücke  dea  Jahrganges  1870  der  Normal-Verordnuugea 
des  k.k.  Armee- Verordnungsblattes. 

***)  Normal-Verordnungen  des  k.  k.  Armee-Verordnungsblattes  r.J.  1871, 22. Stück,  Nr.  79- 
j)  ReichageseUhlatt  Nr.  151. 
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§.  11. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Auf- 
sicht über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Be- 
hörde, oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Con- 
cession  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benutzen  und  sich  mit 
dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke 
unentgeltlich  befördert  werden. 

§.  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate,  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximalpreises  herab- 
zumindern. 

§.  13. 

Den  Concessionären  wird  auch  das  Recht  eingeräumt,  eine  Actien- 
gesellschaft  zu  bilden,  und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen  Geldmittel 
auf  Ueberbringer  oder  auf  Namen  lautende  Actien  und  Prioritäts-Obli- 
gationen auszugeben ,  welche  auf  den  österreichischen  Börsen  verhandelt 
und  amtlich  uotirt  werden  dürfen. 

Die  durch  Prioritäts-Obligationen  aufgebrachte  Summe  darf  drei  Fünftel 
des  Anlagecapitales  nicht  überschreiten. 

Werden  die  Prioritätsobligationen  in  einer  fremden  Valuta  ausgegeben, 
ho  muss  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung  ersichtlich  gemacht 
werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien 
vorauszugehen. 

Die  Gesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Con- 
oessioniirc,'  die  Gesellschaftsstatuten  unterliegen  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung. 

§•  14. 

Die  Ooncessionäre  sind  befugt,  Agentien  im  In-  und  Auslande  zu  be- 
stellen, sowie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu  Waaser  oder  zu 
Lande  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften  einzurichten. 

§.  15. 

Den  Concessionären  wird  auf  die  Dauer  eines  Jahres  vom  heutigen 
Tage  für  den  Bau  einer  von  Strasswalchen  ausgehenden,  über  Mondsee  längs 
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K.  k.  pri*.  ßraunau- 


des  Wolfgang-Sees  nach  Ischl  führenden  Bahnlinie  der  Vorzag  vor  anderen 
Bewerbern  eingeräumt  werden,  wenn  sie  dieselben  Bedingungen,  wie  diese, 
eingehen  und  sich  hiezu  längstens  binnen  drei  Wochen,  uachdem  ihnen  die- 
selben bekannt  gegeben  werden,  rechtsverbindlich  erklären. 

Vgl.  Doc.  2,  Auszog  aus  dem  Protokolle  vom  9.  März  1872,  Punkt  3. 

§.  16. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ucberzeugung  zu  ver- 
schaffen, dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in  allen 
Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen,  dass  Ge- 
brechen in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rllcksichtlich  beseitigt 
werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeord- 
netes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das  Reelit. 
den  Sitzungen  des  Verwaltungsausschusses,  sowie  den  Generalversamm- 
lungen, so  oft  er  es  angemessen  erachtet,  beizuwohnen,  und  allfällige,  dem 
Staatsinteresse  nachtheilige  Verfügungen  zu  sistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  üeberwachung  der  Bahnunternohmung  haben 
die  Concessionäre,  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäftslast, 
eine  jährliche  Pauschalvcrgiitung  an  den  Staatsschatz  zu  leisteu,  deren  Höhe 
von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

§.  17. 

Die  Dauer  der  Concession,  mit  dem  im  §.  9,  lit.  b)  des  Eisenbahn-Con- 
cessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf 
der  ganzen  concessionirten  Bahn  gerechnet,  festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach 
Ablauf  dieser  Frist. 

Diese  Concession  erlischt  auch,  wenn  der  im  §.  3  festgesetzte  Termiu 
für  die  Vollendung  des  Baues  und  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten 
wird,  und  die  Terminsüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §.  11,  lit.  b)  de? 
EiRenbahn-Conccssionsgesetzes,  und  namentlich  auch  durch  politische  oder 
finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§.18. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf  von 
30  Jahren,  vom  Tage  der  Betrieb seröffnung  auf  der  ganzen  concessio 
nirten  Bahn,  jederzeit  die  gegenwärtige  Concession  und  beziehungsweise 
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die  concessionirte  Bahn  gegen  eine  an  den  Concessionär  zu  leistende  Bar- 
entschädigung einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einliisungspreises  werden  die  jährliehen  Rcin- 
crträgnis8e  der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Einlösung  voraus- 
gegangenen sieben  Jahre  beziffert ,  hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungün- 
stigsten Jahre  abgeschlagen,  und  der  durchschnittliche  Reinertrag  der 
übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Sollte  sieh  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht 
wenigstens  auf  5-2  Percent  in  Silber  des  von  der  Staatsverwaltung  geneh- 
migten Nominal-Anlageeapitales  beziffern,  so  wird  dieser  Minimalbetrag  als 
das  der  Bemessung  des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Reinerträg- 
niss  festgesetzt. 

Vgl.  Duo.  2,  Au«u<r  aus  dem  Protokolle  rom  9.  März  1872,  Punkt  1. 

Der  zwanzigfache  Betrag  des  nach  diesen  Grundsätzen  zu  bestim- 
menden Reinerträgnisses  bildet  den  Einlösungspreis. 

Die  Ziffer  des  Nominal-Anlageeapitales  ist  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  zu  unterwerfen,  und  zu  demselben  gehören : 

a)  Die  Kosten  der  Vorarbeiten  und  Projectsverfassung; 

b )  die  Kosten  des  Baues  und  der  ersten  Betriebseinri  chtung  (d.  i.  bis  zum 
Ende  des  ersten  Betriebsjahres  naeh  eröffnetem  Betriebe  auf  der  ganzen 
concessionirten  Bahn),  sowie  alle  sonstigen  Auslagen,  welche  aus  An- 
lass  der  Herstellung  und  Inbetriebsetzung  der  concessionirten  Bahn 
ausser  dem  Punkte  n)  bereits  erwähnten  Betrage  notwendigerweise 
bestritten  werden  müssen  ,• 

c)  die  füufpercentigen  Zinsen  für  die  während  der  Bauzeit  bis  zur  Eroff-  *» 
nung  des  Betriebes  auf  der  ganzen  concessionirten  Bahn  nach  Massgabe 
des  Fortschrittes  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtung  eingezahlten 
Capitalsbeträge  nach  Abzug  der  erzielten  Reinerträgnisse  von  den 
etwa  früher  dem  Betriebe  Ubergebenen  einzelnen  Bahnstrecken  und 
der  Zinsen,  welche  aus  den  eingezahlten  und  nicht  sofort  verwendeten 
Geldern  erzielt  wurden  sind  j 

d)  die  Kosten  der  Geldbeschaffung,  beziehungsweise  der  Betrag  des  mit 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung  zugestandenen  durchschnittlichen 
Coursverlustes  bei  der  Aufbringung  des  baren  Gelderfordernisses  bei 
Herausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  neue  Bauten 
ausgeführt,  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so  können  die 
diessfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden,  wenn  die 
Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten  oder  zur  Vermehrung 
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K.  k.  priv.  Braunau- 


der  Bctriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  crtheilt  hat,  und  die  Kosten 
gehörig  nachgewiesen  werden. 

§.  19. 

Die  Concessionäre  sind  Uberdiess  verpflichtet,  die  hier  concessionirte 
Baiin  nach  Vollendung  derselben  in  dem  Falle,  als  die  Staatsverwaltung  es 
für  nothwendig  oder  zweckmässig  erachten  sollte,  Uber  deren  Verlangen  an 
eine  andere  Bahnunternehmung  gegen  eine  von  derselben  zu  leistende  Ent- 
schädigung abzutreten. 

Die  Art  und  Höhe  dieser  Entschädigung  wird  zunächst  der  Verein- 
barung beider  Theile  überlassen. 

Sollte  jedoch  eine  solche  Vereinbarung  nicht  zu  Stande  kommen,  dann 
ist  als  Entschädigung  ein  Bar-Capitalsbetrag  zu  leisten,  dessen  Höhe  nach 
den  oben  im  §.  18  für  die  Einlösung  der  Bahn  durch  die  Staatsverwaltung 
festgesetzten  Grundsätzen  zu  bestimmen  sein  wird. 

Nur  ist  in  dem  Falle,  wenn  die  Bahn  noch  nicht  sieben,  wohl  aber 
fünf  Jahre  im  Betriebe  stehen  sollte,  der  durchschnittliche  Reinertrag  der 
günstigsten  drei  Jahre  —  und  wenn  die  Bahn  noch  nicht  fünf  Jahre  im  Be- 
triebe stehen  sollte,  der  Reinertrag  des  günstigsten  Jahres  der  Bemessung 
des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legen. 

Sollte  die  Abtretung  vor  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  gefordert 
werden,  so  ist,  wie  überhaupt  in  allen  Fällen,  der  Eiulösungsprcis  nicht 
unter  jenem  Minimalbctrage  festzusetzen,  welchen  die  Staatsverwaltung  nach 
§.18  für  die  Einlösung  der  Bahn  zu  zahlen  haben  würde. 

§.  20. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Erlöschens 
tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss 
der  concessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grundes  und  Bodens,  derErd-  und 
Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues  der  Bahn  und  des  sämmt- 
lichen  unbeweglichen  ZugehÖrs,  als:  Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze, 
aller. zum  Bahnbetriebe  erforderlichen  Gebäude  an  den  Abfahrts-  und  An- 
kunftsplätzen, Wach-  und  Aufsichtshäuser,  sammt  allen  Einrichtungen  an 
stehenden  Maschinen  und  allen  unbeweglichen  Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Wagen,  bewegliche 
Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und  Materialien,  insoweit 
sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet  sind,  be- 
trifft, so  hat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche  Quantität  und  bezüglich 
Werthsumme  unentgeltlich  an  den  Staat  überzugehen,  welche  der  in  dem 
Anlagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebseinrichtung  entspricht. 
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Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser  Einlösung 
tritt  der  Staat,  gegen  Ausbezahlung  des  im  §.  18  festgesetzten  Einlösungs- 
preises,  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den  Oenuss  der 
gegenwärtig  concessionirten  Bahnstrecke  mit  allen  früher  erwähnten,  dazu 
gehörigen,  sowohl  beweglichen,  als  auch  unbeweglichen  Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  hei  der  Einlösung 
der  Bahn,  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthuro  des  aus  dem  eigenen 
Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes  und  der  aus- 
stehenden Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen  errichteten 
und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und  Gebäude,  als:  Coaks- 
und  Kalköfen,  Giessereien,  Fabriken  von  Maschinen  oder  anderen  Geräthen, 
Speicher,  Docks,  Kohlen-  und  andere  Depots,  zu  deren  Erbauung  oder  Er- 
werbung dieselben  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Bei 
satze  ermächtigt  wurden,  dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 


Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten  ,  wenn  unge- 
achtet vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder  Nicht- 
befolgung  der  in  der  Concessions-Urkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten 
Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Mass- 
regeln dagegen  zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der 
Concessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 


Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Concesriion  entgegen  zu  handeln,  und  dem  Concessionär  das  Recht  einräumen, 
wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz  zu 
dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  gemessenen 
Befehl,  Uber  diese  Concession  und  alle  darin  enthaltenen  Bestimmungen  streng 
und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
Vierten  Tage  des  Monates  Mai,  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  Achthundert 
Siebzig  und  Zwei,  Unserer  Reiche  im  Vierundzwanzigsten. 


§.  21. 


§.  22. 


Franz  Joseph  m.  p. 


(L.  S.) 


Aoersperg  m.  p. 


Bauhaus  m.  p. 


PretU  m.  p. 
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Wien-Blumauer  Eisenbahn. 


l. 

Aaszug  aus  dem  Protokolle  vom  29.  April  1872,  zur  Z.  7370-1751 

aufgenommen  beim  k.  k.  Handelsministerium  in  Folge  des  Einschreitens  der 
ersten  österreichischen  SchifFfahrts-Canal-Actiengesellsehaft  um  Erthcilung 
der  Goncession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  schmalspurigen  Locomotiv- 
Eisenbahn  von  Wien  über  Leopoldsdorf,  Laxenburg,  Leobersdorf  nach  Eben- 
furth, zum  Behufe  der  Feststellung  der  Concessions-Bedingungen.  *) 

Gegenwärtige:  die  Gefertigten. 

L  Allgemeine  Bemerkungen. 

Vor  allem  erklären  die  Vertreter  der  Gesellschaft  mit  Rücksicht  auf 
das  Ergebniss  der  technisch-militärischen  Tracerevision  sich  allen  hiebei  an 
sie  herangetretenen  Forderungen  vollständig  zu  aecomodiren. 

Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  alle  bei  etwaiger 
Uebersetzung  der  Gürtelstrasse  sich  ergebenden  Anforderungen  genau  zu 
erfüllen  und  keinen  wie  immer  gearteten  Entschädigungsanspruch  wegen 
notwendiger  Trace-Umlegung  zu  erheben,  indem  sie  ihrerseits  als  selbst- 
verständlich voraussetzen,  dass  bei  jeder  Uebersetzung  desCanales  durch  die 
projectirte  Gtirtelstrasse  stets  eine  lichte  Hohe  von  neun  Fuss  Uber  dem 
Treppelwege  eingehalten  werde. 

II.  Object. 

Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  die  beiden  Fort- 
setzungslinien nach  Wollersdorf  und  Pitten  über  Verlangen  der  Staats- 
verwaltung auszuführen,  und  erklären  sich  bereit,  das  vollständige  Project 
hiefür  binnen  zwei  Monaten  auszuarbeiten  und  vorzulegen. 


*)  Die  hier  nieht  abgedruckten  Beiti  ramungen  de«  Protokolle»  haben  in  der  Conces 
sions-Urkunde  (Doc.  4)  Aufnahme  gefunden. 
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III.  Bau  und  Geldbeschaf fung. 

Die  Concessionäre  erklären,  den  Bau  der  Bahn  in  eigener  Regie  mit 
offertweiser  Begebung  kleinerer  Lose  auazuführen. 

In  Betreff  der  Geldbeschaffnngsfrage  erklären  die  Concessionäre,  dass 
vorläufig  eine  eigene  Aetiengesellschaft  für  das  Bahnunternehmen  nicht 
gebildet  werden  solle ;  sie  übernehmen  jedoch  die  Verpflichtung,  für  den 
Fall,  als  diess  später  beabsichtigt  werden  sollte,  hievon  die  Anzeige  dem 
Handelsministerium  zu  erstatten,  damit  wegen  Feststellung  des  Anlage- 
capitalcs  für  diese  Eisenbahnlinie  die  nöthige  Verhandlung  eingeleitet  werde. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich  jedoch,  im  Sinne  des  Artikels  239 
des  Handels-Gesetzbuches  für  das  Eisenbahnunternehmen  die  erforderlichen 
Bücher  und  Rechnungen,  und  zwar  abgesondert  von  jenen  der  Canal-Schiff- 
fahrts-Unternchmung  zu  führen. 

V.  Tarif. 

Im  Falle  der  Fortsetzung  der  Bahn  von  Blumau  aus  würde  für  Holz 
ebenfalls  ein  Specialtarif  festzustellen  sein. 

Vgl.  Protokoll  vom  24.  Octobar  1872,  IV  (Doc.  5)  und  Ih.ndelsminiiteri.l-BriM«  tob» 
31.  October  1872  (Doc.  6). 

VI.  Fortsetzung  der  Bahn  vom  Wiener  Canalhafen  in  das 

Weichbild  Wiens. 

Die  Concessionäre  erklären,  die  Verpflichtung  zu  übernehmen,  die 
Bahn  auch  vom  Wiener  Canalhafen  in  das  Weichbild  der  Stadt  Wien  bis  in 
die  Nähe  der  Central-Markthalle  zu  verlängern,  sobald  über  die  Bedingungen 
der  Ausführung  dieser  Linie  mit  der  Gemeinde  Wien  das  Einvernehmen  her- 
gestellt sein  wird. 

Von  Seite  des  k.  k.  Handels      Die  erste  Österreichische  Schifffahrts- 
ministeriums :  Canal-Actieugesellschaft : 

Leeder  m.  p.  M.  .Steps  m.  p. 

k.  k.  Miiiisleiinlrath. 

Carl  Ritter  von  Pig»wald  m.  p.  F.  Artnano  m.  p. 

k.  k.  Section»r»th. 

Dr.  Theodor  laberer  m.  p., 

k.  k.  MiBi»terialcoiici|»i*t  als  Protokollführer. 
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Auszug  aus  dem  Protokolle  vom  2.  Mai  1872, 

aufgenommen  im  k.  k.  Handelsministerium  behufs  Ergänzung  der  laut 
Protokolles  vom  29.  April  1872  gepflogenen  Verhandlungen.*) 

Ad  Punkt  VI. 

Für  den  Fall  der  Fortsetzung  der  Bahn  vom  Canalhafen  in  das  Weich- 
bild der  Stadt  Wien  mit  Locomotivbetrieb  verpflichten  sich  die  Concessionäre, 
die  im  Punkt  V  vereinbarten  Tarifsätze  auch  für  die  verlängerte  Linie  an- 
zuwenden. Sollten  die  Verhandlungen  mit  der  Gemeinde  Wien  zur  Errich- 
tung einer  Pferdebahn  führen,  so  würde  die  Festsetzung  der  für  dieselbe 
einzuführenden  Tarife  einer  speeiellen  Vereinbarung  vorzubehalten  sein. 

Von  Seite  des  k.  k.  Handels-     Die  erste  österreichische  Schifffahrts- 
ministeriuras :  Canal-Actiengesellschaft : 

Lieder  m.  p.  M.  Steps  m.  p. 

Pnsswald  m.  p.  F.  Art  mann  m.  p. 

k.   k.  Sei-lionsrath. 

Dr.  Theodor  Innerer  m.  p. 

k.  k.  MinUterialconeipiot  als  Protokollführer. 


3. 

Protokoll  vom  17.  Mai  1872, 

aufgenommen  heim  k.  k.  Handelsministerium  in  Betreff*  der  Herstellung 
eines  Schienenstranges  zum  Arsenale  in  Wien. 

Gegenwärtig«:  die  Gefertigten. 

Die  Vertreter  der  ersten  österreichischen  Schifffahrts-Canal-Actiengesell- 
schaft  erklären  sich  bereit,  auf  Verlangen  des  Handelsministeriums  einen 


*)  Die  hier  nicht  altgedruckten  Bestimmungen  des  Protokolles  hahen  in  der  Concessions- 
Urkunde  (Doc.  4)  Aufnahme  gefunden 
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Schienenstrang  von  der  von  Wien  nach  Blumau  zu  führenden  Eisenbahn- 
linie zum  Arsenale  in  Wien  auf  Kosten  der  Unternehmung  herzustellen. 

Geschlossen  und  gefertigt: 

Für  das  k.  k.  Handels-       Für  die  erste  österreichische  Schifffahrts- 
rainisterium :  canal-Actien  Gesellschaft : 

Pfeiffer  m.  p.,  M.  Steps  m.  p. 

k.  k.  MabtarialnUk. 

F.  ArtnaoD  m.  p. 

Dr.  Theodor  laberer  m.  p. 

k.  k.  MinUterialconcipist  als  Protokollführer. 


Concessions-lrkunde    vom  4.  Juni  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  87,  und 

C.  BL  Nr.  54, 

für  die  I.oromotiv-Eisenbahn  von  Wien  nach  Blumau. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich, 
Apostolischer  Konig  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dalmatien,  Croatien, 
Slavonien,  Galizicn,  Lodomcrien  und  Illyrien;  Erzherzog  von  Oesterreich; 
Grossherzog  von  Krakau,  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  8teyer,  Kärntben, 
Krain,  Bukowina,  Ober-  und  Niederschlesien;  Grossfürst  von  Sieben- 
bürgen; Markgraf  von  Mähren;  gefürsteter  Graf  von  Habsburg  und  Tirol 

etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  erste  österreichische  Schifffahrts-Canal-Aetiengesellschaft, 
die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  schmal- 
spurigen Locomotiv-Eisenbahn  von  Wien  nach  Blumau  gestellt  hat,  so  finden 
Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens, 
den  genannten  Bittstellern  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahn-Con- 
cessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  wie  folgt,  zu 
ertheilen : 

§.  1. 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Recht  zum  Bau  und  Betrieb 
einer  schmalspurigen  Locomotiv-Eisenbahn  von  Wien  über  Leopoldsdorf, 
Laxenburg  und  Leesdorf  nach  Blumau. 
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Die  Spurweite  der  zu  erbauenden  Bisenbahn  soll  Einen  Meter  im 
Lichten  der  Schienen  betragen. 

Vgl.  $.  12,  dann  die  Protokolle  rom  29.  April  und  17.  Mai  1872  (Doc.  1  und  3). 

§•  2- 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach 
Massgabe  der  vom  Handelsministerium  genehmigten  Detailprojeote  statt- 
zufinden. 

Insbesondere  ist  sich  beim  Bau  auch  nach  den  vom  Handelsministerium 
zu  stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau- 
und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen. 

Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  aus  bauökonomischen  oder  Betriebs- 
rücksichten eine  Abänderung  der  Bahntrace  oder  der  Detail  pläne  als  not- 
wendig oder  wünschenswerth  darstellen,  wodurch  jedoch  die  im  §.  1  be- 
stimmte Bahnrichtung  nicht  verändert  wird,  und  gegenüber  der  genehmigten 
Trace  im  Allgemeinen  eine  wesentliche  Verschlechterung  der  Niveau-  und 
der  Riehtungsverhältnisse  nicht  stattfinden  darf,  so  muss  zu  einer  solchen 
Abänderung  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  eingeholt  werden. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  auf  die  Anlage  eines  Geleises  beschränkt 
werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  auf  die  Herstellung  des  Unterbaues 
für  das  zweite  Geleise,  sowie  auf  dessen  Legung  in  jenen  Strecken,  wo  «ie 
es  für  nothwendig  findet,  in  dem  Falle  zu  dringen,  wenn  der  jährliche  Roh- 
ertrag während  zweier  aufeinander  folgender  Jahre  die  8umme  von  120.000  fl. 
in  Silber  per  Meile  überschreitet. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  wegen  Benützung  von  Bahnhöfen 
schon  bestehender  oder  concessionirter  Bahnen  an  dtn  Anschliessungs- 
punkten  ihrer  Bahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim 
Uebergangsverkehre  mit  den  betheiligten  Eisenbahnverwaltungen  ein  Ab- 
kommen zu  tretfen. 

Die  Kosten  für  die  auf  den  fremden  Bahnhöfen  erforderlichen  Erweite- 
rungsbauten haben  die  Concessionäre  zu  tragen. 

§.  3. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  concessionirten  Eisen- 
bahn Wien-Bluraau  biunen  achtzehn  Monaten,  vom  Tage  der  Coucessions- 
ertheilung  an  gerechnet,  zu  vollenden,  und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen 
Verkehre  zu  tibergeben. 
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Die  Concessionäre  haben  für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  durch 
den  Erlag  einer  Caution  im  Betrage  von  Einhundert  Tausend  Gulden  österr. 
Währung  in  Barem  oder  in  börsemässigen  Effecten  zum  Courswerthe 
Sicherstellung  geleistet. 

§•  4. 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diessfälligen 
gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener  zn 
einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen 
zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung,  als  im 
öffentlichen  Interesse  gelegen,  erkannt  werden  sollte. 

§•  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  bei  dem  Bau  und  Betrieb  der  conces- 
sionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions-Urkunde, 
sowie  nach  den  diessfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen  (nanient 
lieh  nach  dem  Eisenbahn  Concessionsgesetze  vom  14.  September  1854, 
R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  16.  November 
1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852),  dann  nach  den  etwa  künftig  zu 
erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

§.  6. 

Die  Concessionäre  haben  daher  auch  insbesondere  die  Post  und  Post- 
bediensteten,  nach  Vorschrift  des  §.  68  der  gedachten  Eisenbahnbetriebs- 
Ordnung  unentgelt  lich  zu  befördern,  wobei  die  Post  Verwaltung  für  einen 
von  jeder  Endstation  täglich  abgehenden  Zug  die  Abfahrtsstundc  und  dessen 
Geschwindigkeit  für  jede  Richtung  zu  bestimmen  befugt  ist. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  vierrä  lrigeu  Waggon  erfordert, 
erhalten  die  Concessionäre  für  jeden  weiter  beizustellenden  Wagen  eine  zu 
vereinbarende  billige  Entschädigung  per  Meile. 

Wenn  die  Postverwaltung  auf  der  concessionirten  Bahn  eine  ambulante 
Post,  wie  sie  auf  anderen  österreichischen  Bahnen  bereits  besteht,  ein- 
zuführen findet,  so  sind,  anstatt  der  vierrädrigen  gewöhnlichen  Wagen,  die 
hiezu  erforderlichen  vierrädrigen,  nach  den  Anforderungen  der  Postvenval- 
tung  eingerichteten  Post-Arobulancewagen  von  den  Concessionären  ohne 
Entgelt  herzustellen  und  zu  erhalten. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  ist  ein  geeignetes, 
aus  höchstens  je  einem  Zimmer  und  einer  Requisitenkammer  bestehendes 
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Postbureau  in  dem  Gebäude  der  Eisenbahn  unentgeltlich  zu  überlassen  j 
hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa  eintretender  weiterer  Bedürfnisse  für 
diesen  Zweck  wird  eine  besondere  Vereinbarung  zu  treffen  sein. 

Die  Concessionärc  sind  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von 
Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit  Ausschluss  der 
Werthsendnngen  —  an  die  betreffenden  Stationen  ohne  besonderes  Entgelt 
zu  befordern  und  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisen- 
bahn zwischen  der  Eisenbahndirection  (Verwaltungsrath)  und  ihren  unter- 
geordneten Organen,  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt  werden,  dürfen 
auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt 
befordert  werden. 

§.  7. 

Die  Concessionäre  haben  die  Verpflichtung,  der  Staatstelegraphen- 
Verwaltung  die  Herstellung  von  Telegraphenleitungen  längs  der  Bahn  auf 
ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu  gestatten. 

Die  Telegraphenverwaltung  hat  sieh  jedoch  über  den  Platz  der  Auf- 
stellung mit  den  Concessionären  zu  verständigen.  Ferner  haben  die  Con- 
cessionäre die  Bewahrung  der  hergestellten  Leitung  durch  ihr  Bahnperso- 
nale ohne  besonderes  Entgelt  zu  übernehmen.  Dagegen  haben  die  Concessio- 
näre aueh  das  Recht,  die  Drähte  für  den  Betriebstelegraphen  an  die  Pfühle 
des  Staatstelegraphen  zu  befestigen. 

Die  Benützung  des  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der  Staats- 
verwaltung in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  Febercinkunft  getroffen 
wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden  Mittheilungen 
beschränkt,  und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem  Einflüsse  und  der 
Aufsicht  der  Staatsverwaltung. 

§.  8. 

Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  wird  folgenden  Beschränkungen 
unterworfen ; 

a )  Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden  die 
Person : 

für  die  I.  Wagenclasse  24  kr.  österr.  Währ. 

»     »    H«  n   16     n         r,  n 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  täglich  einen  Zug  in  der  Richtung 
nach  Wien  und  einen  solchen  in  der  Richtung  von  Wien  zu  einer  von  dem 
Handelsministerium  festzusetzenden  Abfahrtsstunde  einzurichten,  für  welchen 
iunerhalb  des  Rayons  von  2  Meilen  von  Wien  ein  Aunnalimstarif  von  5  kr. 
österr.  Währung  per  halbe  Meile  Anwendung  zu  finden  hat. 
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Mit  diesen  Zügen  sind  alle  sich  rechtzeitig  vor  der  Abfahrt  meldenden 
Personen  zu  befördern. 
b)  Maximaltarif  bezüglich  der  Waaren  per  Zollcentner  und  Meile: 

1.  Für  gewöhnliche  Frachtgüter  ohne  Unterschied  der  Classe  2  kr., 

2.  Air  sperrige  Güter  5  n 

3.  für  Getreide,  Salz,  sowie  für  Lebensmittel  aller  Art ,  für 
Ziegel,  Kalk-  und  Bausteine,  Mineralkohle,  Coaks    .   .  IV,  „ 

Vgrl.  Punkt  V  des  Protokolle*  vom  29.  April  1872,  (Doc.  1). 

Als  Expeditionsgebühr  werden  fijr  alle  Güter  2  kr.  per  Zollcentner  ein- 
gehoben, worin  die  Auf-  und  Abladegebühr  und  die  allgemeine  Assecuranz 
inbegriffen  ist. 

Wenn  das  Auf-  oder  Abladen  von  der  Partei  besorgt  wird,  so  wird  die 
ExpeditionsgebUhr  nur  mit  1*5  kr.  eingehoben. 

Die  Concessionäre  sind  übrigens  verpflichtet,  im  Frachtenverkehre  jene 
Nomenclatur  und  Classification  der  Waaren,  sowie  jene  Transportbestim- 
mungen zur  Anwendung  zu  bringen,  welche  der  grösste  Theil  der  Öster- 
reichischen Eisenbahnen  für  den  allgemeinen  österreichischen  Verbandver- 
kehr einzuführen  beschliessen  wird;  nnd  sind  die  Concessionäre  verpflichtet, 
sich  den  diessfälligen  Anordnungen  des  Handelsministeriums  zu  unterwerfen. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vorstehend  be- 
stimmten Gränzcn  iteht  den  Concessionären  frei;  hiebei  darf  aber  eine 
persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden.  Wenn  daher  einem  Versender 
oder  Frachtunternehmer  unter  gewissen  Bedingungen  eine  Herabsetzung 
der  Frachtpreise  oder  eine  andere  Begünstigung  gewährt  wird,  so  muss 
diese  Herabsetzung  oder  Begünstigung  allen  Versendern  oder  Frachtunter- 
nehmern, welche  die  nämlichen  Bedingungen  eingehen,  zugestanden  werden. 

Alle  Specialtarife  sind  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unterziehen. 
Wenn  von  der  Staatsverwaltung  mit  irgend  einer  Anschlussbahn  ein  Special- 
tarif vereinbart  würde,  so  erhält  derselbe  auch  für  die  gegenwärtig  conces- 
sionirte  Bahn  Geltung. 

Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreis-Bestimmungen 
der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten;  einer  solchen  Regelung  haben  sich 
die  Concessionäre  zu  unterwerfen. 

Es  wird  gestattet,  dass  die  Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer 
Silbermünze  bemessen  und  eingehoben  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit  Be 
rücksichtigung  des  Conrswerthes  entfallende  Gebühr  in  der  Landeswährung 
angenommen  werden  muss. 

Die  Zurückführung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  nach  den 
vom  Handelsministerium  festzustellenden  Berechnnngsmodalitäten  statt- 
zufinden. 
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Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  nach  dem  Ablaufe  der  ersten  nenn 
Betriebsjahre  über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  und  nach  Einvernehmen 
mit  den  Conce9sionären  eine  entsprechende  Herabsetzung  der  concessions- 
mässigen  Tarife  eintreten  zu  lassen. 

§•  * 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen  besorgt 
werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung,  sowie  hinsichtlich  der 
Begünstigungen  reisender  Militärs,  zwischen  dem  Reichs-Kriegsministerium 
und  der  Direction  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  unter  dem  18.  Juni 
1868  (Normal-Verordnungen  des  k.  k.  Armee- Verordnungsblattes  vom  Jahre 
1868,  21.  Stück,  Nr.  97)  abgeschlossenen  üebereinkommen,  dessen  Bestim- 
mungen einen  integrirenden  Bestandtheil  der  Concessions-Urkunde  zu  bilden 
haben. 

Hiebei  wird  die  II.  Wagenclasse  in  allen  jenen  Fällen  benutzt  werden, 
wo  diess  nach  dem  vorgenannten  üebereinkommen  auf  den  Strecken  der 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  mit  den  Wagen  III.  Classe  geschieht. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  österreichischen 
Bahnen  für  Militärtransporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  ver- 
einbart würden,  so  sollen  diese  auch  für  die  concessionirte  Bahn  Geltung 
erhalten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälften, die  Landesschützen  Tirols,  das  Militär- Wachcorps  für  die  k.  k. 
Civilgerichte  in  Wien,  das  Militär-Polizei-Wachcorps,  die  k.  k.  Gendarmerie 
und  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicherheitswaohe  Anwendung. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Bahnverwaltungen  und  Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  üeberein- 
kommen Uber  die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln, 
bei  Durchführung  grösserer  Militär-Transporte,  ferner  den  organischen  Be- 
stimmungen und  der  Dienstvorschrift  für  Feldeisenbahn-Abtheilungen*), 
sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags-Üeber- 
einkommen**),  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militär-Aerars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeten,  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit  den 
Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  üebereinkommcns,  wegen  gegen- 


*)  Beilage  zu  Nr.  148,  im  42.  Stücke  des  Jahrgänge«  1870  der  Normal-Verordnungen  des 
k.  k.  Armee-Verordnungsblattes. 

**)  Normal-Verordnungen  des  k.  k.  Armee-Verordnungsblattes  tob  Jahre  1871,  22.  Stück 
Nr.  79. 
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seitiger  Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militär-Transporte 
und  der  Vorschrift  für  den  Militär-Transport  auf  Eisenbahnen. 

Die  Concessionäre  unterwerfen  sich  hinsichtlich  der  Anstellung 
.gedienter  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
den  diessfalls  im  §.  38  des  Wehrgesetzes  vom  Jahre  1868*)  und  in  dem 
zur  Ausführung  dieses  Paragraphes  activirten  Gesetze  vom  19.  April  1872 
(R.  G.  Bl.  Nr.  60)  enthaltenen  Bestimmungen. 

§•  10. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die 
Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden 
Behörde,  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Con- 
cession  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen,  und  sieh  mit 
dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke 
unentgeltlich  befördert  werden. 

§•  11. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate,  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximalpreises  herab- 
zumindern. 

§.  12. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  über  Verlangen  der  Staatsverwal- 
tung die  im  §.  1  genannte  Eisenbahnlinie  von  Blumau  nach  Wollersdorf  und 
nach  Pitten  fortzusetzen. 

Vgl.  Punkt  II  des  Protokolle«  vom  29.  April  1872,  sowie  Handeltmtnisterial-Erlass  vom 
31.  Octoher  1872  (Doc.  6),  ferner  in  Betreff  Herstellung  eines  Schienenstranges  zum  k.  k.  Arse- 
nale in  Wien,  das  ProtokoU  vom  17.  Mai  1872  (Doc.  3). 

Für  diese  Fortsetzungslinie  haben  sämmtliche  in  dieser  Concessions- 
Urkunde  festgesetzten  Bestimmungen,  insbesondere  die  im  §.  8  vereinbarten 
Tarifsätze,  Anwendung  zu  finden. 

Dasselbe  gilt  auch  für  den  Fall,  als  die  Eisenbahnstrecke  von  der 
Station  Wien  in  das  Weichbild  der  Stadt  Wien  als  Locomotivbahn  fortgeführt 
werden  würde. 

Vgl.  Punkt  VI  des  Protokolls  vom  29.  April  1872  und  den  Ausiug  aus  dem  Protokolle 
vom  2.  Mai  1872  (Doc.  1  u.  2). 


*)  KeichsgeseUblatt  Nr.  151. 
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§.  13. 

Die  Dauer  der  Concession,  mit  dem  im  §.  9,  lit.  b)  des  Eisenbahn- 
Concessions-Gesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen,  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriehes  auf 
der  ganzen  concessionirten  Bahnfinie  gerechnet,  festgesetzt,  und  sie  erlischt 
nach  Ahlauf  dieser  Frist 

Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  die  im  §.  3  festgesetzten  Termine 
für  die  Vollendung  des  Baues  und  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten 
werden,  und  die  Terminstlberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §.  11,  lit.  b)  des 
Eisenbahn-Concessionsgesetzes,  und  namentlich  auch  durch  politische  oder 
finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§•  U. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf  von 
dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  Ausstellung  der  Concessions -Urkunde,  die 
concessionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Einlösung  vor- 
ausgegangenen sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der  zwei 
ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche  Reinertrag  der 
übrigen  fünf  Jahre  für  die  Unternehmung  berechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag  ist  dann  der  Gesellschaft  als  Jahresrente 
in  halbjährigen  Raten  bis  zum  Ablaufe  der  festgesetzten  Concessionsdauer 
zu  bezahlen. 

Sollte  sich  der  ermittelte  Durchschnittsbetrag  nicht  wenigstens  auf 
iünf  Percent  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Anlagecapitalcs 
beziffern,  so  wird  dieser  Maximalbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Ein- 
lösungspreises zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

Unter  Anlagccapital  sind  zu  verstehen  sowohl  die  Kosten  des  Baues 
als  der  ersten  Betriebseinrichtung  (d.  i.  bis  zum  Ende  des  ersten  Betriebs- 
jahres nach  eröffnetem  Betriebe  auf  der  concessionirten  Bahn),  ferner  bis 
zum  Zeitpunkte  dieser  Betriebseröffnung  auflaufenden  fünfpercentigeu  Zinsen 
der  für  den  Bau  und  die  Betriebseinrichtung  bestrittenen  Auslagen  nach 
Ausscheidung  der  allfälligen  Erträgnisse  einzelner  Theile  der  Bahn,  falls 
solche  in  Betrieb  gesetzt  werden  sollten,  bevor  die  Eröffnung  der  ganzen 
Bahn  stattfindet. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Uetriebsjahres  noch  weitere  Bauten  aus- 
geführt, oder  die  Betriebseinrichtungeu  vermehrt  werden,  so  können  diess- 
fällige  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden,  wenn  die  Staatsver- 
waltung zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten  oder  zur  Vermehrung  der 
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Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat,  und  die  Kosten  gehörig 
nachgewiesen  werden. 

Auslagen,  deren  Verwendung  nicht  für  Zwecke  der  Vorarbeiten  oder 
für  die  Bauausführung  und  Betriebseinrichtung  nachgewiesen  werden,  sind 
von  der  Einbeziehung  in  das  Anlagecapital  jedenfalls  ausgeschlossen. 

• 

§•  15. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  de9  Erlöschens 
tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigeuthum  und  in  den  Qenuss 
der  concessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grund  und  Bodens,  der  Erd-  und 
Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues  der  Bahn  und  des  sämmt- 
liehen  unbeweglichen  ZugehÖrs,  als :  Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze,  aller 
zum  Bahnbetriebe  erforderlichen  Gebäude  an  den  Abfahrts-  und  Ankunfts- 
plätzen, Wach-  und  Aufsichtshäuser,  sammt  allen  Einrichtungen  an  stehenden 
Maschinen  und  allen  unbeweglichen  Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Wagen,  bewegliche 
Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und  Materialien,  insoweit 
sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet  sind,  be- 
trifft, so  hat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche  Quantität  und  bezüglich 
Werthsumme  unentgeltlich  an  den  Staat  Uberzugehen,  welche  der  in  dem 
Anlagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebseinrichtung  entspricht. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser  Einlösung 
tritt  der  Staat,  gegen  die  jährliche  Ausbezahlung  der  ausgemittelten  Rente, 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den  Genuas  der  gegenwärtig 
concessionirten  Bahnstrecke  mit  allen  früher  erwähnten,  dazu  gehörigen, 
sowohl  beweglichen  als  unbeweglichen  Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Einlösung 
der  Bahn,  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum  des  aus  dem  eigenen 
Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes  und  der  aus- 
stehenden Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen  errichteten 
und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und  Gebäude,  als:  Coaks- 
und  Kalköfen,  Giessereien,  Fabriken  von  Maschinen  oder  anderen  Geräthen, 
Speicher,  Docks,  Kohlen-  und  andere  Depots,  zu  deren  Erbauung  oder  Er- 
werbung dieselben  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Bei- 
satze ermächtigt  wurden,  dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§.  16. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn  ungeaehtet 
vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder  Nichtbefolgung 
der  in  der  Concessions- Urkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflich- 
tungen vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln 
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dagegen  zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessions- 
dauer  die  Concession  •)  für  erloschen  zu  erklären. 

§.  17. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu  ver- 
schaffen, dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung,  insbesondere 
die  Fahrbetriebsmittel,  in  allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt 
werden,  und  anzuordnen,  dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten 
und  beziehungsweise  beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeordnetes 
Organ  in  die  Gebarung  Einsicht  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das  Recht, 
den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes,  sowie  den  Generalversammlungen,  so 
oft  er  es  angemessen  findet,  beizuwohnen  und  alle,  den  Staatsinteressen 
nachteiligen  Verfügungen  zu  sistireu. 

Die  Conceasionäre  sind  verpflichtet,  die  gesetzliche  Ueberwachung  der 
Bauunternehmung**)  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäftslast 
eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu  leisten,  deren  Höhe 
von  der  Staatsverwaltung  im  Verhältnisse  zu  den  Leistungen  der  übrigen 
österreichischen  Eisenbahnen  festgestellt  werden  wird. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Concession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concessionären  das  Recht  einräumen, 
wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz  zu  dringen, 
ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl, 
über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen  Bestimmungen  streng  und 
sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
vierten  Tage  des  Monates  Juni,  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  Achthundert 
und  Siebzig  Zwei,  Unserer  Reiche  im  Vierundzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p.       (L.  S.) 

Aaersperg  m.  p.  Baohans  m.  p.  Prelis  m.  p. 


*)  Die  Worte  „die  Concession-  sind  im  Reichsgeselzblatte  »us  Versehen  weggeblieben. 
**)  Soll  richtig:  „B»hnunternehmungu  beissen. 
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Protokoll  vom  24.  October  1872,  zur  H.  M.  Z.  28946-6301, 

aufgenommen  beim  k.  k.  Handelsministerium  in  Betreff  der  zufolge  der  Be- 
stimmung des  §.12  der  Concessions-Urkunde  4.  Juni  1872,  R.  G.B1.  Nr.  87, 
den  Conces8ionären  der  Eisenbahnlinie  Wien-BIumau  obliegenden  even- 
tuellen Verpflichtung  zur  Fortsetzung  der  Linie  nach  Pitten  und  Wollersdorf. 

Gegenwärtige  die  Gefertigten. 

I.  Die  Concessionäre  erklären  sich  bereit,  die  Fortsetzungslinien  von 
Dornau  nach  Pitten  und  von  Steinabruckl  nach  Wollersdorf  auszuführen. 

II.  Dieselben  verpflichten  sich,  die  bei  Profil  602/603  projectirte 
Kreuzung  der  Aspanger  Strasse  durch  die  Bahn  im  Niveau  unter  allen 
Umständen  zu  vermeiden. 

III.  Die  Vertreter  des  Handelsministeriums  geben  den  Concessionären 
die  nachstehenden,  vom  k.  k.  Reichs-Kriegsministerinm  mit  Note  vom 
14.  October  1872,  Nr.  3730  gestellten  Anforderungen  bekannt: 

1.  Die  unentgeltliche  Gestattung  des  Ucberschiessens  des  Wiencr-Ncu- 
städter  Canales  gelegenheitlich  der  Schiessvcrsuche  aus  weittragenden  Ge- 
schützen nächst  Solenau,  nach  Ablauf  des  mit  der  Wicner-Neustädtcr  Schiff- 
fahrts-Canal-Aetiengcsellsehaflt  abgeschlossenen  und  mittelst  Erlasses  vom 
2.  November  1871,  Nr.  4566  ratificirten  Contractes. 

2.  Die  Vereinbarung  einer  eigenen  Art  der  Signalisirung  beim  Heran- 
nahen der  längs  des  Wiener-Neustädter  Exercier-  und  Schiessplatzes  während 
der  Schiessübungen  der  Artillerie  verkehrenden  Züge,  um  mit  dem  Schiessen 
rechtzeitig  einhalten  zu  können. 

3.  Die  Erklärung  der  Concessionäre  über  die  Verzichtleistung  auf  jeden 
Schadenersatzanspruch  für  den  Fall,  als  der  Bahnkörper  oder  dazu  gehörige 
Objecte  durch  zu  weit  gegangene  Geschosse  getroffen  würde. 

Die  Concessionäre  erklären  hierauf  sich  bereit,  der  ad  1  gestellten 
Forderung  des  k.  und  k.  Reichs-Kriegsministeriums  zu  entsprechen,  bediugen 
sich  aber,  dass  sie  in  der  Ausnützung  ihres  Canaleigenthumes  in  keiner 
Weise  beirrt  werden,  und  dass  wegen  der  Sicherheit  des  Bahnbetriebes  von 
dem  k.  und  k.  Reichs-Kriegsroinisterium  mit  der  Gesellschaft  die  nöthigen 
Vereinbarungen  getroffen  werden. 

Ad  2  und  3  sind  die  Concessionäre  bereit,  die  angeregte  Signalisirung 
nach  den  Weisungen  des  Handelsministeriums  und  beziehungsweise  der 
k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  durchzuführen, 
und  verzichten  auf  allen  Ersatzanspruch  der  durch  zu  weit  tragende  Ge- 
schosse etwa  resultircnden  Beschädigungen  an  dem  Bahnkörper. 
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IV.  In  Ausführung  des  Punktes  V,  B,  alinea  3,  des  Protokolls  vom 
29.  April  1872  erklären  sich  die  Goncessionäre  bereit,  nunmehr  auch  flir 
Holz  jeder  Gnttung  und  Art  den  im  §.  8  der  Concessions-Urkunde  lit.  b, 
Punkt  3  aufgestellten  Maximaltarif  mit  1  v «  kr.  per  Zollcentner  und  Meile 
in  Anwendung  zu  bringen. 

V.  Die  Goncessionäre  verpflichten  sich : 

1.  das  Detailproject  der  Linien  Dornau-Pitten  und  Steinabrückl- 
Wollersdorf  längstens  binnen  acht  Wochen  nach  Erhalt  des  diessbeziiglichen 
Auftrages  vorzulegen; 

2.  mit  dem  Baue  längstens  binnen  zwei  Monaten  nach  Ertheilung  der 
Baubcwillijrung  zu  beginnen,  und 

3.  den  Bau  selbst  längstens  binnen  weiteren  neun  Monaten  zu  vollenden 
und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  Ubergeben. 

Für  das  k.  k.  Handelsministerium:  Für  die  Goncessionäre: 

Johann  Pfeiffer  m.  p.,  M.  Steps  m.  p. 

k.  k.  Ministerialrath. 

F.  Artmann  m.  p. 

Carl  Ritter  v.  Posswild  m.  p., 

k.  k.  Seclinnsrath. 

Dr.  Theodor  laberer  m.  p., 

k.  k.  Ministerial-Conci|.ist  als  Protokollführer. 


e. 

Erlass  des  Handelsniiiiisters  vom  31.  October  1872,  Z.  28916-6301, 

R.  G.  Bl.  Nr.  156, 

womit  die  Goncessionäre  der  Lucomotiv-Kisfobahn  von  Wien  nach  Bluinau  zur  Fortsetzung 
derselben  von  Hornau  nach  Pitt<»n  und  von  Steinabrückl  nach  Wollersdorf  aufgefordert  werden. 

In  Gemässheit  der  Bestimmung  des  §.12  der  Concessions-rrkunde 
vom  4.  Juni  1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  87)  fordere  ich  den  Verwaltuugsrath  auf, 
die  Fortsetzung  der  Wien-Blumaner  Eisenbahnlinie,  und  zwar  von  Dornau 
nach  Pitten  und  von  Steinabrückl  nach  Wollersdorf  auszuführen. 

Der  Bau  dieser  Linien  ist  längstens  binnen  zwei  Monaten,  nach  Er- 
theilung der  Baubewilligung,  zu  beginnen  uud  längstens  binnen  weiteren 
neun  Monaten  zu  vollenden,  und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre 
zu  Ubergeben. 

Vgl.  Punkt  V  des  Protokolls  vom  24.  October  1872  (Doc.  5).  Die  Concessionäre  wurde» 
Tom  Handelsminister  gleichzeitig  aufgefordert,  das  Detailproject  für  diese  Linien  ehestens  vor- 
zulegen. 
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Für  die  im  §.  1  der  Concessions-Urkunde  vom  4.  Juni  1872  erwähnte 
Eisenbahnlinie  Wien-Blumau,  sowie  für  die  Fortsetzungslinien  Dornau- 
Pitten  und  Steinabrtickl-Wöllersdorf  hat  für  Holz  jeder  Gattung  und  Art  der 
im  §.  8  der  citirten  Concessions-Urkunde,  lit.  b),  Punkt  3  aufgestellte 
Maximaltarifmitli/2kr.österr.  Währung  per  Zollcentner  und  Meile  zu  gelten. 

Im  Uebrigen  haben  für  die  Linien  Dornau-Pitten  und  Steinabrtickl- 
Wöllersdorf  die  Bestimmungen  der  Concessions-Urkunde  vom  4.  Juni  1872 
(R.  G.  Bl.  Nr.  87)  Anwendung  zu  finden.  *) 

Banhans  m.  p. 


*)  Die  Anwendung  der  Iteslimmungen  des  Protokollcs  vom  24.  Oclobcr  1872  (Doc.  5) 
wurde  den  Conressioniren  mit  diesem  Erlasse  gleichzeitig  zar  Pflicht  gemacht. 
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l. 

Auszug  aus  dem  Protokolle  vom  9.  Juli  1872, 

aufgenommen  beim  k.  k.  Handelsministerium  zum  Behufe  der  Feststellung 
der  Concessions-Bedingungen  für  eine  Eisenbahnverbindung  zwischen  Wien 

und  Pottendorf. 

Gegenwärtige  die  Gefertigten. 

L  Object  der  Concessionswerbung. 

Als  Gegenstand  der  Concessionswerbung  bezeichnen  die  Vertreter  des 
Wiener  Bankvereines  eine  Eisenbahnlinie  von  Wien  (Matzleinsdorf)  nach 
Pottendorf,  und  zwar  von  Wien  (mit  Hinweglassung  des  in  dem  ersten 
Projecte  enthaltenen  Tunnels  in  der  Länge  von  800  Meter  und  mit  einer 
Maxim  ilsteigung  von  1  :  90  auf  der  Thalseite  gegen  Wien  und  1  :  70  auf 
der  Bergseite  gegen  Inzersdorf)  nach  Inzersdorf,  wo  dieselbe  einerseits  mit 
einem  Bogen  von  500"  Radius  in  die  Verbindungsbahn  Hetzendorf-Donau- 
lände eingeführt  wird,  andererseits  Uber  Achau  und  Ebreichsdorf  nach 
Pottendorf  gelangt. 

Was  die  Einmündung  bei  Wien  betrifft,  so  wird  dieselbe  vermittelst 
zweier  Bögen,  wovon  der  eine  für  den  Personenverkehr  Uber  die  projectirte 
Wiener  Verbindungsbahn  in  die  Geleise  des  Südbahnhofes  einmündet,  der 
andere  direct  über  den  Matzleinsdorfer  Viaduct  in  den  Frachtenbahnhof  der 
Südbahn  in  Matzleinsdorf  führt. 

Die  Vertreter  des  Wiener  Bank-Vereines  bemerken,  dass  sie  für  den 
Fall,  als  die  Anlage  eines  eigenen  Bahnhofes  wünschenswerth  erscheinen 
sollte,  einen  solchen  zu  erbauen  beabsichtigen,*  und  sollen  die  diessbeztig- 
lichen  Verhandlungen  dem  geeigneten  Zeitpunkte  vorbehalten  bleiben. 

II.  Anlagecapital. 

Die  Vertreter  des  Wiener  Bank-Vereines  tibernehmen  die  Verpflichtung, 
den  vollständigen  Bau  und  die  Instruirnng  der  Bahn  um  einen  bestimmten 
Maximalbetrag  herstellen  zu  lassen. 
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Bezüglich  des  Kostenbetrages  legen  die  Vertreter  des  Wiener  Bank- 
Vereines  das  mit  Rücksicht  auf  die  Projectsänderungen  und  gegenwärtigen 
Preisverhältnisse  modificirte  Tableau  vor. 

Von  Seiten  der  Vertreter  des  Handelsministeriums  wird  die  Angemes- 
senheit des  Effectivcapitales  von  dem  Resultate  der  Prüfung  durch  die 
General-Inspection  abhängig  gemacht,  und  diesem  Zeitpunkte  auch  die 
definitive  Genehmigung  des  zu  emittirenden  Noniinal-Anlagccapitales  vor- 
behalten. 

Sohin  geschlossen  und  gefertigt : 


Für  das  k.  k.  Handelsministerium : 
Carl  Ritter  v.  Posswald  m.  p., 

k.  k.  Sectionsrath. 

Dr.  Theodor  Haberer  m.  p., 

k.  k.  Ministerial-t'onci|.ist  als  Protokollführer. 


Für  den  Wiener  Bank- Verein : 
Schenk  m.  p. 


2. 

Protokoll  vom  13.  August  1872, 

aufgenommen  beim  k.  k.  Handelsministerium  behufs  Fortsetzung  der  Con- 
ccssions  Verhandlungen  bezüglich  der  Eisenbahnlinie  Wien-Pottendorf. 

Gegenwärtige  die  Gefertigten. 

Den  Gegenstand  der  Verhandlung  bildet  der  vom  Wiener  Bank-Vereine 
vorgelegte  neue  Kostenvoranschlag,  welcher  der  Prüfung  unterzogen 
wnrde. 

Es  wird  festgesetzt  : 

1.  dass  die  Grundeinlösung  sofort  für  zwei  Geleise  vorzunehmen  sei; 

2.  dass  rollendes  Materiale  bei  dem  voraussichtlich  starken  Verkehre 
für  100.000  fl.  statt  der  präliminirten  80.000  fl.  per  Meile  anzuschaffen  und 
die  Beistellung  dem  Handelsministerium  nachzuweisen  sei; 

3.  dass  der  Betriebs-Reservcfond  aus  dem  Bau-Capitale  mit  200.000  fl. 
zu  dotiren  sei. 

Mit  Rücksicht  auf  diese  Bestimmungen  ergibt  sich  nach  der  auf- 
gestellten Berechnung  ein  Effectiv-ErfordernLs  von  5,249.400  fl.,  welches 
sich,  zum  Emissionscourse  von  80  Percent  berechnet,  auf  6,561.750  fl. 
erhöht ;  hievon  entfallen  bei  zweijähriger  Bauzeit  die  gleichfalls  zum  Course 
von  80  Pcrccnt  zu  berechnenden  Interealarzinsen  mit  410.109  fl.,  wornaeh 
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sich  das  Gesammt-Anlagecapital  mil  6,97 1.859  fl.  oder  per  Meile  1,394.372  fl. 
beziffert. 

Die  Vertreter  des  Wiener  Bank-Vereines  erklären  das  Noroinal-Anlage- 
capital  mit  rund  6,971.000  fl.  im  Sinne  des  Punktes  IV  des  Protokc-Ues  vom 
9.  Juli  1872  zu  acceptiren. 

Von  Seite  des  k.  k.  Handels-  Von  Seite  des  Wiener  Bank- 

ministeriums: Vereines: 

Carl  Ritter  v.  Posswald  m.  p.  flitscaa  per  Socboler  m.  p. 

k.  k.  Sectionsmth. 

Dr.  Theodor  Haberer  m.  p. 

k.  k.  Miniaterial-Conci|>ist  «Is  Protokollführer. 


3. 

ConcesHions-l  rkunde  Tom  10.  September  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  138 

und  C.  BL  Nr.  84, 

für  die  Locomotiv-Eisenbahn  von  Wien  nach  Pottendorf  und  an  die  ungarische  Undesgränie 

gegen  Oedenburg. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich, 
Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dalmatien,  Croatien, 
Slavonien ,  Galizien ,  Lodomerien  und  Illyrien ;  Erzherzog  von  Oesterreich , 
Grossherzog  von  Krakau,  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  Steyer,  Kärnthen, 
Krain,  Bukowina,  Ober- und  Nieder-Schlesien;  Grossflirst  von  Siebenbürgen; 
Markgraf  von  Mähren;  gefiirsteter  Graf  von  Habsburg  und  Tirol  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  der  Wiener  Bank-Verein  die  Bitte  um  Ertheilung  der  Oon- 
cession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiv-Eisenbahn  von  Wien  nach 
Pottendorf  und  an  die  ungarische  Landesgränze  gegen  Oedenburg  gestellt 
hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des 
Unternehmens,  den  genannten  Bittstellern  diese  Concession  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  14.  September  1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238),  wie  folgt,  zu 
ertheilen : 

§•  l. 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Recht  zum  Bau  und  Betrieb 
einer  Locomotiv-Eisenbahn  von  Wien  über  Inzersdorf  nach  Pottendorf  und 
an  die  österreichisch- ungarische  Gränze  gegen  Oedenburg. 

Vgl.  Punkt  I  des  Protokoll«  vom  9.  Juli  1872,  Doc.  I. 
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§•  2. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtangen  dieser  Balm 
bat  nach  Massgabe  der  von  dem  Handelsministerium  genehmigten  Detail- 
projectc  stattzufinden.  Insbesondere  ist  sich  beim  Bau  auch  nach  den  von  dem 
Handelsministerium  zu  steilenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden 
allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen. 

Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  aus  bauökonomischen  oder  Betriebs- 
rücksichten  eine  Abänderung  der  Bahntracen  oder  der  Detailpläne  als  noth- 
wendig  oder  wiinschenswerth  darstellen,  wodurch  jedoch  die  im  §.  1  be- 
stimmte Bahnrichtung  nicht  verändert  wird,  und  gegenüber  der  geneh- 
migten Trace  im  Allgemeinen  eine  wesentliche  Verschlechterung  der 
Niveau-  und  der  Richtungsverhältnisse  nicht  stattfinden  darf,  so  muss  zu 
einer  solchen  Abänderung  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  eingeholt 
werden. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  auf  die  Anlage  Eines  Geleises  beschränkt 
werden ;  dagegen  ist  mit  der  Grundeinlösung  sofort  für  zwei  Geleise  vor- 
zugehen. 

Die  Tunnels  sind  gleich  bei  ihrer  ersten  Anlage  in  der  lichten  Weite 
für  zwei  Geleise  herzustellen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  auf  die  Herstellung  des  Unter- 
baues für  das  zweite  Geleise,  sowie  auf  dessen  Legung  in  jenen  Strecken, 
wo  sie  es  für  nothwendig  findet,  in  dem  Falle  zu  dringen,  wenn  der  jähr- 
liche Rohertrag  während  zweier  aufeinander  folgender  Jahre  die  Summe 
von  140.000  fl.  in  Silber  per  Meile  überschreitet. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  wegen  Benützung  der  bestehenden 
Bahnhöfe  in  Matzleinsdorf,  Iuzersdorf  und  Pottendorf,  sowie  wegen  Einrich- 
tung des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangsverkehre  mit  den  betheiligten 
Eisenbahnverwaltungen  ein  Abkommen  zu  treffen,  welches  der  Staatsver- 
waltung zur  Genehmigung  vorzulegen  ist.  Die  Kosten  für  die  auf  den 
fremden  Bahnhöfen  erforderlichen  Erweiterungsbauten  haben  die  Conces- 
sionäre zu  tragen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagen- 
benützung der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von 
Bergwerks-  und  anderen  Bahnen  zu  eigenem  Gebrauche  zu  bestimmen. 

§•  3. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  den  Bau  der  im  §.  1  conces- 
sionirten  Eisenbahn  nach  erfolgter  Grundeinlösung,  und  zwar  spätestens 
binnen  acht  Monaten,  vom  Tage  der  Concessionsertheilung  an  gerechnet, 
zu  beginnen,  binnen  weiteren  zwei  Jahren  zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn 
dem  öffentlichen  Verkehre  zu  Ubergeben. 
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Die  Concessionäre  haben  flir  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  der 
Staatsverwaltung  durch  den  Erlag  einer  Caution  im  Betrage  von  Einhundert 
Tausend  Gulden  Österr.  Währung,  nach  Massgabe  des  t  besonders  ausgefer- 
tigten  Cautions-Instrumentes,  8icherstellung  geleistet. 

§4. 

Den  ConcessionUren  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diessfälligen 
gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener  zn 
einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen 
zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung,  als  im 
öffentlichen  Interesse  gelegen,  erkannt  werden  sollte. 

§.  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  bei  dem  Bau  und  Betrieb  der  conces- 
sionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde, 
sowie  nach  den  diessfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen  [nament- 
lich nach  dem  Eisenbahn-Concessionsgesetze  vom  14.  September  1854*) 
und  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  16.  November  1851**)],  dann 
nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  be- 
nehmen. 

§.  6. 

Die  Concessionäre  haben  daher  auch  insbesondere  die  Post  und  Post- 
bediensteten, nach  Vorschrift  des  §.  68  der  gedachten  Eisenbahn-Betriebs- 
ordnung, erforderlichenfalls  auch  mittelst  Ueberlassung  eines  Coupe's  oder 
Waggons,  unentgeltlich  zu  befördern,  wobei  die  Postverwaltung  für  einen 
von  jeder  Endstation  täglich  abgehenden  Zug  die  Abfahrtsstunde  und  dessen 
Geschwindigkeit  für  jede  Richtung  zu  bestimmen  befugt  ist. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  achträdrigen  oder  zwei  vierrädrige 
Wägen  erfordert,  erhalten  die  Concessionäre  für  jeden  weiter  beizustellenden 
Wagen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  per  Meile. 

Wenn  die  Postverwaltung  auf  der  concessionirten  Bahn  eine  ambulante 
Post,  wie  sie  auf  anderen  österreichischen  Bahnen  bereits  besteht,  einzu- 
führen findet,  so  sind,  anstatt  der  achträdrigen  oder  vierrädrigen  gewöhn- 
lichen Wägen,  die  hiezu  erforderlichen  acht-  oder  vierrädrigen,  nach  den 
Anforderungen  der  Postverwaltung  eingerichteten  Post-Ambulancewägen  von 
den  Concessionären  ohne  Entgelt  herzustellen  und  zu  erhalten. 

*)  Reirhsgfietiblalt  Nr.  238. 
**J  ReichsgeseUblatt  vom  Jahr«  1852,  Nr.  1. 
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Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen,  wo  bereits  ein 
Postamt  besteht  oder  in  der  Folge  errichtet  werden  sollte,  ist  ein  geeignetes, 
aus  höchstens  je  einem  Zimmer  und  einer  Requisitenkammer  bestehendes 
Postbureau  in  dem  Gebäude  der  Eisenbahn  unentgeltlich  zu  überlassen," 
hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa  eintretender  weiterer  Bedürfnisse  für 
diesen  Zweck  wird  eine  besondere  Vereinbarung  zu  tretfen  sein. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von 
Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit  Ausschluss 
der  Werthsendungen  —  an  die  betreffenden  Stationen  ohne  besonderes  Ent- 
gelt zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Eisenbahndirection  (Verwaltungsrath)  und  ihren  untergeordneten 
Organen,  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt  werden,  dürfen  auf  den  be- 
züglichen Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert 
werden. 

§•  7. 

Die  ConcessionUre  Ubernehmen  die  Verpflichtung,  die  'für  den  Bahn- 
betrieb und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungcn  auf  eigene 
Kosten  entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstele- 
graphen-Anstalt herzustellen,  einzurichten  und  zu  unterhalten. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  Betriebsleitung 
auch  für  Staats-  und  Privat-Correspondenz  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  die  Drähte  des  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  der  Betriebsleitung  anzubringen  oder  selbständige  Lei- 
tungen auf  dem  gesellschaftlichen  Grund  und  Boden  ohne  jede  Vergütung 
oder  Entschädigung  anzulegen.  Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung 
solcher  Staatslinien  haben  die  Concessionäre  durch  das  Bahnpersonale  un- 
entgeltlich mitzuwirken. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  auf  ihren  Bahnstrecken  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphen-Anstalt  nach  den  für 
Militär-Transporte  giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  ihren  Bahnhöfen 
und  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  verwahren. 

In  allen  vorerwähnten  Beziehungen  sind  die  Concessionäre  gehalten» 
mit  der  Staatstelegraphen-Anstalt  rechtzeitig  ein  besonderes  Uebereinkommen 
zu  treffen. 

§.  8. 

Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  wird  folgenden  Begränzungen 
unterworfeu : 
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Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden  die 
Person : 

für  die  I.  Classe  .   .   .   .  36  kr.  österr.  Währ, 
n    *  H«      •      ....  27   „       n  n 

n     r»  IU«        n       ....  18    n         „  „ 

Sollte  sich  das  Bedürfniss  noch  weiter  geheuder  Ermässigungen  im 
Personenverkehre  herausstellen,  und  sollten  die  Concessionäre  nicht  in  der 
Lage  sein,  entsprechende  Erleichterungen  für  Reisende  der  III.  Classe  zu 
gewähren,  so  sind  dieselben  gehalten,  über  Auffor  lerung  des  Handelsmini- 
steriums eine  IV.  Classe  (Steh wagen)  mit  dem  Tarifsatze  von  neun  Kreuzern 
per  Meile  einzuführen. 

Maximaltarif  bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit 
per  Zollcentner  und  Meile : 

I.  Classe  2    kr.  österr.  Währ. 

H«     h   2%  „  „ 

HL       „   3       „  n 

Ausnahmsweise  haben  für  folgende  Gegenstände  bei  vollen  Ladungen 
nachstehende  Frachtsätze  zu  gelten : 

A.  Für  Getreide  und  Salz  1-50  kr.  österr.  Währ. 

B.  für  Brenn-  und  Schnittholz  ....  1-20  r      r  p 

C.  für  Mineralkohle,  Coaks,  gepressten 
Torf,  Erze ,  Eisenflossen ,  Kalk-  und 

Bausteine   1-00  „      r  „ 

Als  Expeditionsgebtihr  werden  für  alle  Güter  2  Kreuzer  per  Zoll- 
centner eingehoben,  worin  die  Auf-  und  Abladegebühr  und  allgemeine 
Assecuranz  einbezogen  ist. 

Wenn  das  Aut-  und  Abladen  von  der  Partei  besorgt  wird,  so  wird  die 
Expeditionsgebühr  nur  mit  1-5  Kreuzer  per  Zollcentner  eingehoben. 

Rücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der  Fest- 
setzung des  Lagerzinses  und  der  sonstigen  Verkehrsbestimmungen  ist  sich 
derart  zu  benehmen,  dass  die  diessfälligen  Preise  und  Bestimmungen  auf 
keinen  Fall  höher  und  lästiger  sein  dürfen,  als  auf  der  Südbahn.  Die 
Nomenclatur  und  Classification  der  Waaren  hat  jener  der  SU  lbahn  gleich 
zu  sein. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vorstehend 
fixirten  Gränzen  steht  den  Concessionären  frei. 

Hiebei  darf  aber  eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden. 
Wenn  daher  einem  Versender  oder  Frarhtunternehraer  unter  gewissen 
Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere  Begün- 
stigung gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begünstigung  allen 
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Versendern  oder  Frachtunternehmern,  welche  die  nämlichen  Bedingungen 
eingehen,  zugestanden  werden. 

Alle  Specialtarife  sind  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unterziehen. 

Bs  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachttarif-Bestimmun 
geu  der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten ;  einer  solchen  Regelung  haben 
sich  die  Concessionäre  zu  unterwerfen. 

Eine  entsprechende  Herabsetzung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  sammt 
Nebengebühren  anzuordnen,  stellt  der  Staatsverwaltung  jedenfalls  zu,  sobald 
das  Reincrträgniss  der  letzten  zwei  Jahre  zehn  Peroent  des  AnlagecapitaN 
übersteigt. 

Es  wird  gestattet,  dass  die  Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer 
SilbermUnze  bemessen  und  eingehoben  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit  Be- 
räcksichtigung  des  Courswerthes  entfallende  Gebühr  auch  in  der  Landes- 
währung angenommen  werden  muss. 

Die  Zurückfiihrung  desTarifes  auf  die  Landeswährung  hat  nach  den  von 
dem  Handelsministerium  festzustellenden  Modalitäten  stattzufinden 

§•  10. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen  besorgt 
werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung,  sowie  hinsichtlich  der 
Begünstigungen  reisender  Militärs  zwischen  dem  Reiehs-Kriegsministerium  und 
der  Directiou  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  unterm  18.  Juni  1868* 
abgeschlossenen  Uebcreinkomraen,  dessen  Bestimmungen  einen  integrirenden 
Bestandteil  der  Concessions-Urkunde  zu  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  österreichischen 
Bahnen  für  Militärtransporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  verein- 
bart würden,  so  sollen  diese  auch  für  die  hier  concessionirte  Bahn  Geltung 
erhalten. 

Diese  Bestimmungen  linden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichshälften, 
auf  die  Laudesschützen  Tirols  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des 
Acrars,  soudern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den 
Waffenübnngen  und  Controls\  ersammlungeu,  auf  das  Militär-Wachcorps  für 
die  k.  k.  Civilgerichte  Wiens,  die  k.  k.  Gendarmerie,  sowie  auf  die  mili- 
tärisch-organisirte  Finanz-  und  Sicherheitswache  Anwendung. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisrnbahngesellschaftcn    abgeschlossenen  rehereinkommen   über  die  An 

• 

•j   .Noroial-WrtinlnuBjjen  d*-»  k.  k.  Armee- Verordnungsblatts-,  v.  J.  1*S8  ,  21.  Stück.  Nr. »7. 
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Schaffung  und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgcgenständen  für  Militär- 
transporte und  die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriubsmitteln, 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  orgauischen  Bestim- 
mungen und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahn-Abtheilungen*  , 
sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags-Ueberein- 
kommen**),  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rech- 
nung des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwun- 
deten beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit  den 
Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens,  wegen  gegen- 
seitiger Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militärtransporte 
und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Die  Concessionäre  unterwerfen  sich  hinsichtlich  der  Anstellung  ge- 
dienter Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  den 
diessfalls  im  §.  38  des  Wehrgesetzes  vom  Jahre  1868***)  und  in  dem  zur  Au 
tuhrnng  dieses  Paragraphes  erscheinenden  Spccialgesetze  vom  19.  April  1872 
(R.  G.  Bl.  Nr.  60)  getroffenen  Bestimmungen. 

§.11. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Auf- 
sicht Uber  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden 
Behörde,  oder  zur  Wahmng  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Con- 
cession  oder  aus  Gcfällsrücksiehten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit 
dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke 
unentgeltlich  befördert  werden. 

g.  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate,  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximalpreises  herab- 
zumindern. 

§•  13. 

Den  Concessionären  wird  auch  das  Recht  eingeräumt,  eine  Actien 
Gesellschaft  zu  bilden  und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen  Geldmittel 


*)  Beilage  *u  Nr.  14»  im  42.  Stücke  de*  Jahrgang«!  1H70  der  Normal-Verordnungen 
des  k.  k.  Armee-Verordnungsblattes. 

**)  Normal- Verordnungen  des  k.  k.  Armee-Verordnungsblattes  v.  J.  1871,  22.  Stück,  Nr.  79. 
***)  ReichsgeseUblatt  Nr.  131. 
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auf Ueberbringer  oder  auf  Namen  lautende  Actien  und  Prioritäte-Obli 
gationen  auszugeben,  welche  auf  den  österreichischen  Börsen  verhandelt 
und  amtlich  notirt  werden  dürfen. 

In  dem  Protokolle  vom  13.  Auguat  1872  (Doc.  2)   wurde  das  Nominal-Anlagevapital  mit 
rund  6,971  000  fl.  festgesetzt. 

Die  durch  Prioritäts-Obligationen  aufgebrachte  Summe  darf  drei  Fünftel 
des  Anlagecapitales  nicht  Überschreiten. 

Werden  die  Prioritäts-Obligationen  in  einer  fremden  Valuta  ausgegeben, 
so  muss  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung  ersichtlich  gemacht 
werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritäts-Obligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien 
vorauszugehen. 

■ 

§•  14. 

Die  Concessionäre  sind  befugt,  Agenden  im  In-  und  Auslande  zu  be 
stellen,  sowie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu  Wasser  oder  zu 
Lande  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften  einzurichten. 

§.  15. 

Die  Dauer  der  Concession,  mit  dem  im  §.  9,  lit.  b)  des  Eisenbahn -Con- 
cessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  aut 
der  ganzen  concessionirten  Bahnlinie  gerechnet,  festgesetzt,  und  sie  erlischt 
nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  der  im  §.  3  festgesetzte  Tennin 
fiir  die  Vollendung  des  Baues  und  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten 
wird,  und  die  Terminstiberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §.11,  lit.  b)  des 
Eisenbahn-Concessionsgesetzcs,  und  namentlich  auch  durch  politische  oder 
finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§.  16. 

Die  Staatsverwaltung  behalt  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf  von 
dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  Ausstellung  der  Concesaions-Urkunde,  die 
concessionirte  Bahn,  jederzeit  einzulösen.  • 

Zur  Bestimmung  des  Einlöaungspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Einlösung  voraus- 
gegangenen sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der  zwei 
ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen,  und  der  durchschnittliche  Reinertrag 
der  übrigen  fünf  Jahre  fiir  die  I  nteriiehmung  berechnet. 
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Dieser  Durchschnittsbetrag  ist  dann  der  Gesellschaft  als  Jahresrente 
in  halbjährigen  Katen  bis  zum  Ablaufe  der  festgesetzten  Concessionsdauer 
zu  bezahlen.  8ollte  sich  der  ermittelte  Durchschnittsbetrag  nicht  wenigstens 
auf  5-2  Percent  des  auf  die  Bahn  wirklich  verwendeten  und  gehörig  nach- 
zuweisenden Anlagecapitals  beziffern,  so  wird  dieser  Minimalbetrag  als 
Jahresrente  festgesetzt. 

Unter  Anlagecapital  sind  zu  verstehen  sowohl  die  Kosten  des  Baues 
als  der  ersten  Betriebseinrichtung  (d.  i.  bis  zum  Ende  des  ersten  Betriebs- 
iahres  nach  eröffnetem  Betriebe  auf  der  ganzen  concessiouirten  Bahn),  ferner 
die  bis  zum  Zeitpunkte  dieser  Betriebseröffnung  auflaufenden  fünfpercentigen 
Zinsen  der  für  den  Bau  und  die  Betriebseinrichtung  bestrittenen  Auslagen 
nach  Abschlag  der  anfälligen  Erträgnisse  einzelner  Theile  der  Bahn,  falls 
solche  in  Betrieb  gesetzt  werden  sollten,  bevor  die  Eröffnung  der  ganzen 
Bahn  stattfindet. 

Im  Protokolle  vom  13.  August  1872  (Doc.  2)  wurde  das  Nominal-AnUgecnpita)  mit 
6,971.000  festgeseUt. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  neue  Bauten 
ausgeführt,  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so  können  diess- 
fällige  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden,  wenn  die  Staatsver- 
waltung zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten  oder  zur  Vermehrung  der 
Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat,  und  die  Kosten  gehörig 
nachgewiesen  werden. 

Auslagen,  deren  Verwendung  nicht  für  Zwecke  der  Vorarbeiten  oder 
für  die  Bauausführung  und  Betriebseinrichtnng  nachgewiesen  wird,  sowie 
auch  Verpflichtungen,  welche  aus  Anlass  der  Abtretung  der  Concession  an 
eine  Actiengesellschaft  (§.  13)  von  dieser  gegenüber  den  Concessionären 
etwa  eingegangen  werden  sollten,  sind  von  der  Einbeziehung  in  das  Anlage- 
capital jedenfalls  ausgeschlossen. 

§.  17. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Erlöschens 
tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss 
der  concessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grundes  und  Bodens,  der  Eni-  und 
Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues  der  Bahn  und  des  sämmt- 
lichen  unbeweglichen  ZugehÖrs,  als:  Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze, 
aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichen  Gebäude  an  den  Abfahrts-  und  An- 
kunftsplätzen, Wach-  und  Aufsichtshäuser,  sammt  allen  Einrichtungen  an 
stehenden  Maschinen  und  allen  unbeweglichen  Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Wagen,  bewegliche 
Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und  Materialien,  insoweit 
Sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiesn  geeignet  sind, 
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betrifft,  so  hat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche  Quantität  und  bezüglich 
Werthsumme  unentgeltlich  an  den  Staat  überzugehen,  welche  der  in  dem 
Anlagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebseinrichtung  entspricht. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser  Ein- 
lösung tritt  der  Staat,  gegen  die  jährliche  Ausbezahlung  der  ausgemittelten 
Rente,  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den  Gennas  der 
gegenwärtig  concessionirten  Bahnstrecke  mit  allen  früher  erwähnten,  dazu 
gehörigen,  sowohl  beweglichen,  als  auch  unbeweglichen  Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession.  als  auch  bei  der  Einlösung 
der  Bahn,  behalten  die  Concessionäre  das  Eigentlium  des  aus  dem  eigenen 
Erträgnisse  der  l  nternehmung  gebildeten  Reservefondes  und  der  an- 
stehenden Activen,  dann  auch  jener  au**  dem  eigenen  Vermögen  errichteten 
und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und  Gebäude,  als:  l'oaks- 
und  Kalköfen,  Giessereien,  Fabriken  von  Maschinen  oder  anderen  Geräthen. 
Speicher.  Docks,  Kohlen-  und  andere  Depots,  zu  deren  Erbauung  oder 
Erwerbung  dieselben  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen 
Beisatze  ermächtigt  wurden,  dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§.  18. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten  ,  wenn  unge- 
achtet vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder  Nicht- 
befolguug  der  in  der  Coneessions-L'rkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten 
Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Mas> 
regeln  dagegen  zu  treffen,  und  nach  l'mständen  noch  vor  Ablauf  der 
Concessionsdaner  die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

fr  19. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  l'eberzeugung  zu  ver- 
schaffen, dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in  all-  n 
Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen,  dass  Ge- 
brechen in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  beziehungsweise  beseitigt 
werden.  * 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeord- 
netes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das  Recht, 
den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes .  sowie  den  Generalversammlungen, 
so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und  allfällige,  dem  Staat* 
interesse  nachtheilige  Verfügungen  zu  sistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnuntcruehmung  haben 
die  Concessionäre  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Gesehältsla«t 
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•eine  jährliche  Pauschal  Vergütung  an  den  Staatsschatz  zu  leisten,  deren  Hohe 
von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlieh  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Concession  entgegen  zu  handeln,  und  dem  Coneessionär  das  Recht  einräumen, 
wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  (Berichten  auf  Ersatz  zu 
dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  gemessenen 
Befehl.  Uber  diese  Concession  und  alle  darin  enthaltenen  Bestimmungen  streng 
und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urknnd  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
Zehnten  Tage  des  Monates  September,  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  Acht- 
hundert Siebzig  und  Zwei,  Unserer  Reiche  im  Vierundzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p.       (L.  8.) 

Anersperg  m.  p.         BanbAB*  m.  p.         Pretis  m.  p. 
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l. 

Gesetz  vom  28.  Juni  1872  R.  G.  BL  Nr.  103  und  C.  Bl.  Nr.  60, 

betreffend  die  Herstellung  einer  Locoinotiveisenbahn  von  Bozen  nach  Meran. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reiehsrathes  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  im  Falle  der  Ertheilung  der  Conces- 
sion  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  von  Bozen  nach 
Meran  für  diese  Eisenbahn  die  nachstehenden  Begünstigungen  zu  ge- 
währen : 

a)  Die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der 
Coupons-Stämpelgebühren,  sowie  von  jeder  Steuer ,  welche  etwa  durch 
künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  bis  auf  die  Dauer  von  fünf- 
zehn Jahren; 

k)  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge ,  Ein- 
gaben und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Zeitpunkte  der 
Betriebseröffnung  ; 

rj  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  die  erste  Ausgabe 
der  Actien  und  Prioritäts-Obligationon,  mit  Einschluss  der  Interims- 
scheine, sowie  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertrags- 
gebühr. 

Artikel  II. 

Der  Bau  der  im  Artikel  I  angeführten  Eisenbahn  von  Bozen  nach 
Meran  muss  binnen  längstens  zwei  Jahren,  vom  Tage  der  Concessionserthei- 
lung  an  gerechnet,  ausgeführt  und  die  fertige  Bahn  bis  zu  diesem  Zeitpunkte 
dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben  werden. 

Für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  ist  durch  den  Erlag  einer 
Kaution  im  Betrage  von  50.000  fl.  österr.  Währ.  Sicherstellung  zu  leisten. 
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Artikel  LH. 

Dir  Regierung  hat  dafür  Sorge  zu  tragen,  da88  die  Vergebung  der 
Hauarbeiten  im  Wege  der  Offertverhandlung  stattfinde. 

Die  Genehmigung  des  Emissionscourses  ist  der  Staatsverwaltung  vor- 
behalten. 

Artikel  IV. 

Die  Dauer  der  Coneession  wird  auf  ueuuzig  Jahre  vom  Tage  der 
Betriebseröffnung  auf  der  im  Artikel  I  erwähnten  Eisenbahn  festgesetzt. 

Artikel  V. 

Rücksichtlich  der  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise,  sowie  der  sonstigen 
C'oncessionsbestimmungen  ist  anf  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
21.  Juli  1871.  R.  6.  Bl.  Nr.  80,  betreffend  die  Herstellung  der  Eisenbahn 
von  Liebocli  nach  Wie^.  mit  einer  Abzweigung  nach  Stainz.  durch  die  privi- 
legirte  Graz  Kofi  ach  er  Eisenbahn-  und  Br-rgbaugesellschaft  thunlichst  Rück- 
sicht zu  nehmen. 

Artikel  VI 

Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  werden  der  Handelsminister  und 
der  Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  am  28.  Juni  1872. 

Franz  Joseph  m.  p.      (L.  8.) 

.Uersperg  m.  p.  lanbai*  m.  p.  Prelis  m.  p. 


Auszug  aus  dem  Protokolle  vom  5.  Juli  1*7$, 

aufgenommen  beim  Handelsministerium  in  Wien  zum  Zwecke  der  Festste! 
hing  der  Ooneessions-Bedingungcn  für  eine  Lorometiveisenhahn  von  Bozen 

nach  Meran*). 


')  Die  hi«r  nicht  jbgedruckU-n  BcMtirorounsen   les  Protokoll?»  hüben  in  der  Coacff*- 
»«.■m-rrkiii.di»  (Doc.  .1»  Aufo»hm«»  gefunden 
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III.  Die  Vertreter  des  Consortitims  erklüren.  dass  dir  Anlage  eines 
Reservefonds  beabsichtigt  sei. 

In  denselben  sollen  50.000  rl.  ans  dem  Bancapitale  hinterlegt  werden, 
sowie  der  für  das  rollende  Materiale  entfallende  Capitalsbetrag  für  den 
Fall.  als  die  Beistellnng  desselben  durch  die  betriebftihrende  Südbahugesell 
schaft  erfolgen  sollte.  Diesem  Fonde  sollen  ferner  die  Zinsen  dieser  Capitals 
betrage,  sowie  eine  statutarisch  festzustellende  Quote  aus  den  Bctriebsüber 
schlissen  zuHiessen. 

Die  Herren  Coneessionswerber  erklüren.  etwaige  Ersparungen  aus  dem 
präliminirten  Baucapitale  ebenfalls  dem  Reservefonde  zuführen  zu  wollen. 

Sohin  geschlossen  und  gefertigt. 

Für  das  k.  k.  Handels-  Für  die  Coneessionswerber: 

ministerium: 

Carl  Schwan  m.  p. 

Carl  Ritter  von  rosswald  m.  p.. 

k.  k.  s.c»io«,r»th  ',ohann  von  Pitier-Relbegg  m.  p. 

Dr.  Theodor  laberer  m.  p..  Eduard  von  »einhart  m.  p. 

k.  k.  Miniotcrialcnncipiit  «I»  Protokollführer. 


3. 

Coiicessions-rrkunde  vom  14.  September  1872,  K.  Gl.  Bl.  Nr.  143, 

und  C.  Bl.  Nr.  87, 

für  «Ii«'  I.uconioliv-Kisenbahn  Bozen-Mmn. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich. 
Apostolischer  Kö  iig  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dalmatien.  Croatien. 
Slavonicn,  Galizien,  Lodomerien  und  Illyrien;  Erzherzog  von  Oesterreich: 
Grossherzog  von  Krakau.  Herzog  von  Lothringen.  Salzburg,  Ste yer,  Kärnthen, 
Krain .  Bukowina.  Ober-  und  Nieder-Schlcsien ;  GrossfUrst  von  Sieben- 
bürgen; Markgraf  von  Mähren;  geflirsteter  Graf  von  Habsburg  und  Tirol 

etc.  etc.  etc. 

• 

Nachdem  Carl  Freiherr  von  Schwarz.  Johann  von  Putzer- Reib  egg 
und  Eduard  von  Wein  hart  die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum 
Bau  und  Betrieb  einer  an  die  Südbahn  anschliessenden  Locomotiv-Eisen- 
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bahn  von  Bozen  nach  Meran  gestellt  haben,  so  finden  Wir  Uns  bewogen, 
in  Erwägung  der  Gemein nützigkeit  ües  Unternehmens  den  genannten  Bitt- 
stellern diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahnconcessions- Gesetzes  vom 
14.  September  1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238),  sowie  des  Gesetzes  vom  28.  Juni 
1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  103)*),  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§•  1. 

Wir  verleihen  den  Conoessionären  das  Recht  zum  Bau  und  Betrieb 
einer  an  die  Südbahn  anschliessenden  Locomotiv-Eisenbahn  von  Bozen 
nach  Meran. 

§•  2. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der  Bahn 
hat  nach  Massgabe  der  von  dem  Handelsministerium  zu  genehmigenden 
Detailbauprojecte  stattzufinden. 

Insbesondere  ist  sich  beim  Bau  auch  nach  den  vom  Handelsministerium 
zu  stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau- 
and  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen. 

Die  Vergebung  der  Bauarbeiten  hat  im  Offertwege  stattzufinden. 

Für  Aenderungen  in  den  Bauohjecten  bleibt  die  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung vorbehalten,  insofern  solche  nach  Massgabe  des  Resultates  der 
militärisch-technischen  Revision  und  der  nach  Vorschrift  des  §.  6  des  Eisen, 
bahnconcessions- Gesetzes  vorzunehmenden  politischen  Begehung  der  Trace, 
im  Interesse  des  öffentlichen  Verkehres  und  zur  Sicherstellung  des  Bestandes 
der  Bahn,  dann  zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  sich  als 
.erforderlich  darstellen  werden. 

Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  aus  bauökonomischen  oder  Betriebs- 
rücksichten  eine  Abänderung  der  Buhntrace  oder  der  Detailpläne  als  noth- 
wendig  oder  wünschenswerth  darstellen,  wodurch  jedoch  die  im  §.  1  be- 
stimmte Bahnrichtung  nicht  verändert  wird,  und  gegenüber  der  genehmigten 
Trace  im  Allgemeinen  eine  wesentliche  Verschlechterung  der  Niveau-  und 
der  Richtungsverhältnisse  nicht  stattfinden  darf,  so  muss  zu  einer  solchen 
Abänderung  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  eingeholt  werden. 

Der  Unterbau  der  ganzen  Eisenbahnlinie  kann  auf  die  Anlage  Eines 
Geleises  beschränkt  werden;  jedoch  sind  die  etwa  vorkommenden  Tunnels 
sofort  in  der  lichten  Weite  für  zwei  Geleise  herzustellen,  und  sind  die  Con- 
cessionäre  verpflichtet,  die  Brücke  Uber  den  Eisack  bei  Bozen  sofort  zwei- 
geleisig zu  fundiren  und  die  Pfeiler  derselben  in  der  Breite  für  zwei  Geleise 
bis  über  die  höchste  Wasserhöhe  auszuführen. 

Vgl.  l»oc.  1  dimer  Untrrnehmx.np 
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Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  auf  die  Herstellung  des  Unter 
baues  für  das  zweite  Geleise,  sowie  auf  dessen  Legung  an  jenen  Strecken, 
wo  sie  es  für  nothwendig  findet,  in  dem  Falle  zu  dringen,  wenn  der  jähr- 
liche Rohertrag  während  zweier  auf  einander  folgender  Jahre  die  Summe 
von  140.000  fl.  in  Silber  per  Meile  überschreitet. 

Alle  Brücken,  dann  alle  namhaften  Objecte  und  Kunstbauten  sind 
definitiv  aus  Eisen  und  Stein  herzustellen. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  wegen  Benützuug  des  Bahnhofes 
der  Südbahn  in  Bozen,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim 
Uebergangsverkehre  mit  der  Südbahngesellschaft  ein  Abkommen  zu  treffen. 

Die  Kosten  für  die  etwa  erforderlichen  Erweiterungsbauten  auf  dem 
Bozener  Bahnhofe  haben  die  Concessionäre  zu  tragen,  Das  betreffende  1' über- 
einkommen ist  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  iu  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagen- 
bentitzung  der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von 
Bergwerks-  und  Industriebahnen  zu  bestimmen. 

§.  3. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  concessionirten  Eisen- 
bahn binnen  sechs  Monaten,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  beginnen 
und  binnen  längstens  zwei  Jahren  zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem 
öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

Die  Concessionäre  haben  für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung,  sowie 
der  übrigen  concessionsmässigen  Verbindlichkeiten  durch  den  Erlag  einer 
Caution  im  Betrage  von  50.000  fl.  österr.  Währung  nach  Massgabe  des  be- 
sonders ausgefertigten  Cautions-Instrumentes  Sicherstellung  geleistet. 

§•  4. 

Den  Goncessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diessfälligen 
gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Goncessionären  auch  bezüglich  jener  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen 
zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung,  als  im 
Öffentlichen  Interesse  gelegen,  erkannt  werden  sollte. 

§.  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  bei  dem  Bau  und  Betrieb  der  conces- 
sionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions-Urkunde, 
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>owie  nach  den  diesfalls  beistehenden  Gesetzen  und  Verordnungen  (nament- 
lich naeh  dem  Eisenbahn-Concessionsgesetze  vom  14.  September  1854*). 
und  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  16.  November  1851**),  dann  nach 
den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

§.  6. 

Die  Concessionäre  haben  daher  auch  insbesondere  die  Post  und  Post 
bediensteten,  nach  Vorschrift  des  §.  68  der  gedachten  Eiscnbahnbetriebs- 
Ordnung  unentgeltlich  zu  befördern,  wobei  die  Post  V  erwaltung  für  einen 
von  jeder  Endstation  täglich  abgehenden  Zug  die  Abfahrtsstunde  und  dessen 
Geschwindigkeit  für  jede  Richtung  zu  bestimmen  befugt  ist. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  vierrädrigen  Wagen  erfordert, 
erhalten  die  Concessionäre  für  jeden  weiter  beizustellenden  Wagen  eine  zn 
vereinbarende  billige  Entschädigung  per  Meile. 

Wenn  die  Postverwaltung  auf  der  concessionirten  Bahn  eine  ambulante 
Post,  wie  sie  auf  anderen  österreichischen  Bahnen  bereits  besteht,  ein- 
zuführen findet,  so  sind,  anstatt  der  vierrädrigen  gewöhnlichen  Wagen,  die 
hiezu  erforderlichen  nach  den  Anforderungen  der  Postverwaltung  eingerich 
teten  Post-Ambulaneewagen  von  den  Concessionären  ohne  Entgelt  herzu- 
stellen und  zu  erhalten. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen,  in  welchen  ein 
k.  k.  Postamt  bereits  besteht  oder  errichtet  werden  wird,  ist  ein  geeignetes, 
aus  je  einem  Zimmer  und  einer  Requisitenkammer  bestehendes  Postbureau 
in  dem  Gebäude  der  Eisenbahn  unentgeltlich  zu  überlassen  und  hinsieht 
licli  der  Befriedigung  etwa  eintretender  weiterer  Bedürfnisse  fiir  diesen 
Zweck  wird  eine  besondere  Vereinbarung  zu  treffen  sein. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von 
Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit  Ausschluss  der 
Werthsendungen  —  an  die  betreffenden  Stationen  ohne  besonderes  Entgelt 
zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisen- 
bahn zwischen  der  Eisenbahndirection  Verwaltungsrath)  und  ihren  unter- 
geordneten Organen,  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt  werden,  dürfen 
auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten  der  Balmanstal: 
befördert  werden. 

§•  7. 

Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahn 
betrieb  und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitnngen  auf  eigene 

*)  Iteichs^seUblatt  Nr.  SM, 
**)  Reichnrptftzhlatt  vom  Jahre  18S2  Nr.  1. 
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Kosten  entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstele 
graphen-Anstalt  herzustellen,  einzurichten  und  zu  unterhalten. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  Betriebsleitung 
auch  für  Staats-  und  Privat-Correspondenz  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  die  Drähte  des  Staatstelegraphen 
an  den  Stützen  der  Bahnbetricbsleitung  anzubringen  oder  selbstständige 
Leitungen  auf  dem  gesellschaftlichen  Grund  und  Boden  ohne  jede  Ver- 
gütung oder  Entschädigung  anzulegen.  Zur  Beaufsichtigung  und  Instand- 
haltung solcher  Staatslinicn  haben  die  Concessionäre  durch  das  Bahnpcrso 
nale  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  auf  ihren  Bahnstrecken  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphen-Anstalt  nach  den  für 
Militärtransporte  giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  nnd  in  ihren  Bahnhöfen 
und  Stationen  unentgeltlich  zu  verwahren. 

In  allen  vorerwähnten  Beziehungen  sind  die  Concessionäre  gehalten, 
mit  der  Staatstelegraphen-Anstalt  ein  besonderes  Uebereinkommen  zu 
treffen. 


Die  Hohe  der  Fahr  und  Frachtpreise  wird  folgenden  Beschränkungen 
unterworfen: 

a )  Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden  die 


Sollte  sich  das  Bedürfniss  noch  weiter  gehender  Ermässigungen  im 
Personenverkehre  herausstellen,  und  sollten  die  Concessionäre  nicht  in  der 
Lage  sein,  entsprechende  Erleichterungen  für  Reisende  der  III.  Classe  zu 
gewähren,  so  sind  dieselben  gehalten,  über  Aufforderung  des  Handelsmini- 
steriums eine  IV.  Classe  (Stehwagen,  mit  dem  Tarifsatze  von  neun  Kreuzern 
per  Meile  einzuführen. 

Nach  Ablauf  von  zehn  lietriebsjahren  hat  die  Regierung  das  Recht, 
eine  entsprechende  Ermässigung  der  hier  normirten  Personen-Tarifsätze 
nach  Einvernehmen  der  f'onrvssionäre  oder  deren  Rechtsnachfolger  eintreten 
zu  lassen. 

Bei  Sehnellzügen,  welche  mindestens  aus  Wagen  l.  und  11.  Classe  be- 
stehen müssen,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht  werden,  unter  der 
Bedingung,  das«  die  bei  diesen  Schnellzügen  zu  beobachtende  Fahr- 
geschwindigkeit nicht  geringer  sei,  als  die  durchschnittliche  Fahrgeschwin- 
digkeit bei  den  Sehnellzügen  der  übrigen  österreichischen  Eisenbahnen. 


Person : 


.  \  18 
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b)  Maximaltarif  bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit 

per  Zollcentner  und  Meile: 

Normalclasse   I  2-5    kr.  österr.  Währ., 

II  2.75   „  „ 

III  3—    .  „ 

Ermässigte  C 1  a s s e  A  (ohne  Unterschied  der  Quantität):  Getreide, 
Mehl,  Mahlproducte,  Reis,  Obst,  Wein ,  Harze,  Hadern,  Salz,  Rohzucker. 
Eisen  2-25  kr.  österr.  Währ. 

Ermässigte  Glasse  B  (bei  Aufgabe  von  mindestens  100  Zoll- 
centnern):  Bau-  und  Werkholz  über  18  Fugs  lang,  Asphalt,  Eisenabfälle. 
Gemüse,  Kalk,  DUngermittel,  Lohe,  Steinplatten  .   .    .  2  kr.  österr.  Währ. 

Ermässigte  Classe  €  (bei  vollen  Wagenladungen):  Bau-  und 
Bruchsteine,  Erze,  Futter-  und  Zuckerrüben,  Brennholz,  Bau-  und  Werk- 
holz  nicht  Uber  18  Fuss  lang.  Stein-  und  Braunkohlen,  Coaks,  Ziegel,  Sand. 
Erden,  Roheisen  1*5  kr.  Österr.  Währ. 

Die  vorstehenden  Maximaltarifsätze  für  Waaren  sind  Uber  Verlangen 
der  Staatsverwaltung,  und  zwar  jene  der  Normalclassen  um  fünf  Percent, 
jene  der  ermässigten  Glassen  aber  um  zehn  Percent  herabzusetzen,  sobald 
die  Bruttoeinnahme  der  Eisenbahn  innerhalb  eines  Jahres  den  Betrag  von 
12,5.000  fl.  Österr.  Währ,  in  Silber  per  Meile  erreicht,  ohne  dass  ein  späteres 
Herabsinken  des  Bruttoertrages  unter  den  augeführten  Betrag  Anlass  zu 
einer  Abänderung  der  herabgesetzten  Tarife  geben  könnte,  und  hat  unter 
der  obigen  Voraussetzung  bei  jeder  weiteren  Steigerung  des  jährlichen 
Bruttoertrages  um  25.000  fl.  per  Meile  eine  weitere  Ermässigung  der  obigen 
Maximaltarifsätze  um  weitere  fünf  Percent  bis  zur  Gränze  einer  Gesammt- 
ermässigung  von  fünfzig  Percent  der  concessionsmässigen  Maximaltarifsätze 
einzutreten. 

Als  Expeditionsgebühr  darf  für  Bau-  und  Bruchsteine,  Braun-  und  Stein 
kohlen,  dann  Coaks  per  Zollcentner  der  Betrag  per  1-5  Kreuzer,  für  alle 
übrigen  Güter  zwei  Kreuzer  per  Zollzentner  eingehoben  werden,  worin  die 
Auf-  und  Ablagegebühr  und  allgemeine  Assecuranz  einbezogen  ist. 

Wenn  das  Auf-  oder  Abladen  von  der  Partei  besorgt  wird,  so  darf  nur 
eine  um  */I0  Kreuzer  geringere  Expeditionsgebühr  per  Zollcentner  eingehobeu 
werden . 

Rück  sichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der  Fest- 
setzung des  Lagerzinses  und  der  sonstigen  Verkehrsbestimmuugen  ist  sich 
derart  zu  benehmen,  dass  die  diessfälligen  Preise  und  Bestimmungen  auf 
keinen  Fall  höher  und  lästiger  sein  dürfen,  als  auf  der  SUdbahn. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  im  Frachtenverkehre  jene  Nomen- 
elatur  und  Classification  der  Waaren,  sowie  jene  Transportbestimmungen, 
welche  bei  der  k.  k.  priv.  Südbahn  in  Anwendung  kommen,  auch  für  diese 
Bahn  einzuführen. 
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Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vorstehend 
fixirten  Gränzcn  steht  den  Concessionären  frei. 

Hierbei  darf  aber  eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden. 

Wenn  daher  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer  unter  gewissen 
Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere  Begün- 
stigung gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begünstigung 
allen  Versendern  oder  Frachtunternehmern,  welche  die  nämlichen  Bedin- 
gungen eingehen,  zugestanden  werden. 

Alle  Specialtarife  sind  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unterziehen. 

Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachttarif-Bestimmungen 
der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten ;  einer  solchen  Regelung  haben  sich 
die  Concessionäre  zu  unterwerfen. 

§.  9. 

Es  wird  gestattet,  dass  die  Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer 
Silbermünze  bemessen  und  eingehoben  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit  Berück- 
sichtigung des  Coarswerthes  entfallende  Gebühr  in  der  Landeswährung 
angenommen  werden  muss. 

Die  Zurückfuhrung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  nach  den 
von  dem  Handelsministerium  festzustellenden  Modalitäten  stattzufinden. 

§.  10. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen  besorgt 
werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der 
Begünstigungen  reisender  Militärs  zwischen  dem  Kriegsministerium  und  der 
Direction  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  unter  dem  18.  Juni  1868*) 
abgeschlossenen  Uebereinkommen,  dessen  Bestimmungen  einen  integrirenden 
Bestandtheil  der  Concessions-Urkunde  zn  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  österreichischen 
Bahnen  für  Militärtransporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  ver- 
einbart würden,  so  sollen  diese  auch  für  die  concessionirte  Bahn  Geltung 
erhalten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälften, auf  die  Landesschützen  Tirols,  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des 
Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den 
Waffenttbungen  und  Controlsversammlungen,  ferner  auf  das  Militär- Wach- 
corps für  die  k.  k.  Civilgerichte  Wiens,  auf  die  k.  k.  Gendarmerie  und  die 
militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicherheitswache  Anwendung. 


*)  Normalf erordnunjren  des  k.  k.  Armee-Verordnungsblattes  vom  Jahre  1»88,  21.  Stück, 

Kr.  97. 
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Die  Concessiouäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen. 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Erhaltung  von  Ausrüstuugsgegenständen  für  Militär-Traus- 
porte, Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durch- 
führung grosserer  Militär-Transporte,  ferner  den  organischen  Bestimmungen 
und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahn  -  Abtheilungen*) ,  sowie 
dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags- Ucbcrein 
kommen  **)  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militär-Aerars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit  den 
Bahngcsellschaften  zu  Stande  kommenden  Ucbereiukommens,  wegen  gegen- 
seitiger Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militär-Transporte 
und  der  Vorschrift  für  den  Militär-Transport  auf  Eisenbahnen. 

Die  Concessionäre  unterwerfen  sich  hinsichtlich  der  Anstellung 
gedienter  l'nteroffieiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
den  diessfalls  im  §.  38  des  Wehrgesetzes  vom  Jahre  1868***)  und  in  dem 
zur  Ausführung  dieses  Paragraphes  activirteu  Gesetze  vom  19.  April  1872 
(R.  G.  Bl.  Nr.  60)  enthaltenen  Bestimmungen. 

§.  11. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die 
Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden 
Behörde,  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Con- 
cession  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen,  und  sich  mit 
dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke 
unentgeltlich  befördert  werden. 

§.  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate,  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximalpreises  herab- 
zumindern. 

§.  13. 

Den  Concessionären  wird  auch  das  Recht  eingeräumt,  eine  Actien- 
gesellschaft  zu  bilden  und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen  Geldmittel 


*)  Beilage  zu  Nr.  14«,  im  42.  Stücke  des  Jahrganges  1870  der  Normal-Verordnungen  de» 
k.  k.  Armee-Verordnungsblattes. 

**)  Normal-Verordnungen  des  k.  k.  Armee- Verordnungsblattes  v»An  Jahre  1871,  22.  Stuck 
Nr.  79. 

***)  ReichsgeseUblutt  Nr.  151. 
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auf  Ueberbringer  oder  auf  Namen  lautende  Actien  und  Prioritäts-Obligationen 
auszugeben,  welche  auf  den  österreichischen  Börsen  verhandelt  und  amtlich 
notirt  werden  dürfen. 

Die  Genehmigung  des  Emissionscourses  ist  der  Staatsverwaltung  vor- 
behalten. 

Die  durch  Prioritäts-Obligationen  aufgebrachte  Summe  darf  drei  Fünftel 
des  Anlagecapitals  nicht  überschreiten. 

Werden  die  Prioritäts-Obligationen  in  einer  fremden  Valuta  ausgegeben, 
so  muss  der  «Betrag  auch  in  österreichischer  Währung  ersichtlich  gemacht 
werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritäts-Obligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien  vor- 
auszugehen. 

Die  Gesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Con- 
cessionäre;  die  Gesellschaftsstatuten  unterliegen  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung. 

§.  i4. 

Die  Concessionäre  sind  befugt,  Agentien  im  In-  und  Auslande  zu  be- 
stellen, sowie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu  Wasser  oder 
zu  Lande  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften  einzurichten. 

§.  15. 

Für  die  im  §  1.  angeführte  Eisenbahn  werden  nachstehende  Begün- 
stigungen gewährt: 

a )  Die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der 
Coupons-Stämpelgebühren ,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa 
durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von 
fünfzehn  Jahren ; 

b )  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Ein- 
gaben und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaflfung, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Zeitpunkte  der 
Betriebseröffnung- 

c )  die  Befreiung  von  Stämpel  und  Gebühren  für  die  erste  Ausgabe  der 
Actien  und  Prioritäts-Obligationen,  mit  Einschluss  der  Interimsscheine, 
sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungs- 
gebühr. 

§.  16. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu  ver- 
schaffen, dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in  allen 

4i« 
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Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen,  das* 
Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rticksichtlicb  beseitigt 
werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeord 
netes  Organ  Einsieht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das  Recht, 
den  Sitzungen  des  Verwaltungsausschusses,  sowie  den  Generalversamm- 
lungen, so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen,  und  allfällige, 
dem  Staatsinteressc  nachtheilige  Verfügungen  zu  Bistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung  haben 
die  Concessionäre  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäftslast 
eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatssehatz  zu  leisten,  deren  Hohe 
von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

§.  17. 

Die  Dauer  der  Concession,  mit  dem  im  §.  9,  lit.  b)  des  Eisenbahn- 
concessions-Gesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen,  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf 
der  ganzen  concessionirten  Bahn  gerechnet,  festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach 
Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  die  im  §.  3  festgesetzten  Termh.e 
für  die  Vollendung  des  Baues  und  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten 
werden,  und  die  Terminsüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §.11,  lit.  b)  des 
Eisenbahn-Concessionsgesetzes,  und  namentlich  auch  durch  politische  oder 
finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§•  18. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablanf  von 
dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  Betriebseiöffnung  auf  der  ganzen  conces- 
sionirten Bahn  jederzeit  die  gegenwärtige  Concession  und  beziehungsweise 
die  concessionirte  Bahu  gegen  eine  an  die  Concessionäre  zu  leistende  Bar 
entschädigung  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Rein 
erträgnisse  der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Einlösung  vor- 
ausgegangenen sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der  zwei 
ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche  Reinertrag  der 
übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht 
wenigstens  auf  ö*/,«  Percent  in  Silber  des  von  der  Staatsverwaltung  geneh- 
migten Nominal-Anlagecapitalcs  beziffern,  so  wird  dieser  Minimalbetrag  als 
das  der  Bemessung  des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Reiner- 
trägniss  festgesetzt. 
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Der  zwanzigfache  Betrag  des  nach  diesen  Grundsätzen  zu  bestim- 
menden Reinerträgnisses  bildet  den  Einlösungspreis. 

Die  Ziffer  des  Nominal- Anlagecapitals  ist  der  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung zu  unterwerfen,  und  zu  demselben  gehören: 

a)  Die  Kosten  der  Vorarbeiten  der  Projectsverfassung; 

b)  die  Kosten  des  Baues  und  der  ersten  Betriebseinrichtung  (d.  i.  bis  zum 
Ende  des  ersten  Betriebsjahres  nach  eröffnetem  Betriebe  auf  der  ganzen 
concessionirten  Bahn),  sowie  alle  sonstigen  Auslagen,  welche  aus  An- 
lass  der  Herstellung  und  Inbetriebsetzung  der  concessionirten  Bahn 
ausser  dem  Punkte  a )  bereits  erwähnten  Betrage  notwendigerweise 
bestritten  werden  müssen  ; 

c)  die  fünfpercentigen  Zinsen  für  die  während  der  Bauzeit  bis  zur  Eröff- 
nung des  Betriebes  auf  der  ganzen  concessionirten  Bahn  nach  Massgabe 
des  Fortschrittes  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtung  eingezahlten 
Capitalsbeträge  nach  Abzug  der  erzielten  Reinerträgnisse  von  den 
etwa  früher  dem  Betriebe  Ubergebenen  einzelnen  Bahnstrecken  und 
der  Zinsen,  welche  aus  den  eingezahlten  und  nicht  sofort  verwendeten 
Geldern  erzielt  worden  sind; 

d)  die  Kosten  der  Geldbeschaffung,  beziehungsweise  der  Betrag  des  mit 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung  zugestandenen  durchschnittlichen 
Coursverlustes  bei  der  Aufbringung  des  baren  Gelderfordernisses  bei 
Herausgabe  der  Actien  und  Prioritäts-Obligationen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  neue  Bauten 
ausgeführt,  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so  können  die 
diessfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden,  wenn  die 
Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten  oder  zur  Vermehrung 
der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat,  und  die  Kosten 
gehörig  nachgewiesen  werden. 

§.  19. 

Die  Ooncessionäre  sind  Uberdiess  verpflichtet,  die  hier  concessionirte 
Bahn  nach  Vollendung  derselben  in  dem  Falle,  als  die  Staatsverwaltung  es 
für  nothwendig  oder  zweckmässig  erachten  sollte,  über  deren  Verlangen  an 
eine  andere  Bahnunternehmung  gegen  eine  von  derselben  zu  leistende  Ent- 
schädigung abzutreten. 

Die  Art  und  Höhe  dieser  Entschädigung  wird  zunächst  der  Verein 
barung  beider  Theile  überlassen. 

Sollte  jedoch  eine  solche  Vereinbarung  nicht  zu  Stande  kommen,  dann 
int  als  Entschädigung  ein  Bar-Capitalsbetrag  zu  leisten,  dessen  Höhe  nach 
den  oben  im  §.  18  für  die  Einlösung  der  Bahn  durch  die  Staatsverwaltung 
festgesetzten  Grundsätzen  zu  bestimmen  sein  wird. 
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Nur  ist  in  dem  Falle,  wenn  die  Bahn  noch  nicht  sieben,  wohl  aber 
fünf  Jahn»  im  Betriebe  stehen  sollte,  der  durchschnittliche  Reinertrag  der 
günstigsten  drei  Jahre  —  und  wenn  die  Bahn  noch  nicht  fünf  Jahre  im 
Betriebe  stehen  sollte,  der  Reinertrag  des  günstigsten  Jahres  der  Bemessung 
des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legen. 

Sollte  die  Abtretung  vor  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  gefordert 
werden,  so  ist,  wie  überhaupt  in  allen  Fällen,  der  Einlösungspreis  nicht 
unter  jenem  Minimalbetrage  festzusetzen,  welchen  die  Staatsverwaltung  nach 
§.18  für  die  Einlösung  der  Bahn  zu  zahlen  haben  würde. 

§•  20. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Erlöschen-» 
tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  uud  in  den  Genuss 
der  concessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grund  und  Bodens,  der  Erd-  und 
Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues  der  Bahn  und  des  sänimt- 
lichen  unbeweglichen  Zugehörs,  als :  Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze,  aller 
zum  Bahnbetriebe  erforderlichen  Gebäude  an  den  Abfahrts-  und  Ankunfts- 
plätzen, Wach-  und  Aufsichtshäuser,  sammt'allen  Einrichtungen  an  stehenden 
Maschinen  und  allen  unbeweglichen  Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Wagen,  bewegliche 
Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und  Materialien,  insoweit 
sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet  sind, 
betrifft,  so  hat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche  Quantität  und  bezüglich 
Werthsumme  unentgeltlich  an  den  Staat  überzugehen,  welche  der  in  dem 
Aulagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebseinrichtung  entspricht. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser  Einlösung 
tritt  der  Staat,  gegen  Ausbezahlung  des  im  §.  18  festgesetzten  Einlösungs- 
preises  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den  Genus*  der  gegen- 
wärtig concessionirten  Bahnstrecke  mit  allen  früher  erwähnten,  dazu  gehörigen, 
sowohl  beweglichen  als  unbeweglichen  Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Einlösung 
der  Bahn,  behalten  die  Conoessionäre  das  Eigenthum  des  aus  dem  eigenen 
Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondos  und  der  aus- 
stehenden Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen  errichteten 
und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und  Gebäude,  als:  Coaks- 
und  Kalköfen,  Giessercien,  Fabriken  von  Maschinen  oder  anderen  Geräthen. 
Speicher,  Docks.  Kohlen-  und  andere  Depots,  zu  deren  Erbauung  otier 
Erwerbung  dieselben  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Bei 
satze  ermächtigt  wurden,  dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 
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§.  21. 


Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn  unbeachtet 
vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder  Nichtbefolgung 
der  in  der  Concessions-  Urkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflich- 
tungen vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln 
dagegen  zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessions- 
(lauer  die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Concession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concessionären  das  Recht  einräumen, 
wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz  zu  dringen, 
ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl, 
über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen  Bestimmungen  streng  und 
sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urknnd  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insicgel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
Vierzehnten  Tage  des  Monates  September,  im  Jahre  des  Heils  Eintausend 
Achthundert  Siebzig  und  Zwei,  Unserer  Reiche  im  Vierundzwanzigsten. 


Franz  Joseph  m.  p. 


(L.  8.) 


Aaersperg  m.  p. 


Banhans  m.  p. 


Prelis  m.  p. 
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l- 

Oesetz  vom  28.  Juni  1872,  R,  G.  Bl.  Nr.  101  und  C.  Bl.  Nr.  59, 

betreffend  die  Zugeständnisse  und  Begünstigungen  zum  Behüte  der  Sicherstellung  einer  Loco- 
motiveisenbahn  von  Liebenau  über  Böhmisch-Leipa,  Leitmeritz,  Postelberg,  Bakonitz,  Beraun, 
Przibram  und  Briesnitz  nach  Pisek  bis  zum  Anschlüsse  an  die  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  nebst 
Flügelbahnen  von  Brzesnitz  über  Strakonitz  bis  an  die  böhmisch-baierische  d'ränze  bei  Kusch- 
warda  mit  der  Richtung  gegen  Passau,  von  Postelbert  nach  KomoUu  und  von  Reichstädt  oder 
Höhmisch-I.eipa  in  der  Richtung  über  Zwickau  und  Gabel  gegen  Zittau. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathcs  finde  Ich  anzuordnen, 

wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  ist  ermächtigt,  bei  Coucessionirung  einer  Locomotiv- 
eisenbahn  von  Liebenau    über  Böhmisch-Leipa ,    Leitmeritz,  Postelberg, 
Rakonitz.  Beraun.  Przibram,  Brzesnitz  und  nach  Pisek  zum  Anschlüsse  an 
die  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  in  Racic  oder  Protiwin  nebst  Flügelbahnen 
von  Postelberg  nach  Komotau,  von  Reichstadt  oder  Böhmisch-Leipa  in  der 
Richtung  Uber  Zwickau  und  Gabel  gegen  Zittau  und  von  Brzesnitz  über 
Strakonitz,  Wollin  und  Winterberg  bis  an  die  böhmisch-baierische  Gränze  bei 
Kuschwarda  mit  der  Richtung  gegen  Passau  die  nachstehenden  Begün- 
stigungen zu  gewähren: 
a )  Die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Ein- 
gaben und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbesehaffung, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Zeitpunkte  der 
Betriebseröffnung; 

/; )  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  lür  die  erste  Ausgabe 
der  Actien  und  Prioritäts-Obligationen  mit  Einschluss  der  Interims- 
scheine, sowie  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungs- 
gebühr; 

c)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer,  von  der  Entrichtung  der 
Coupons-Stämpelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa 
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durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von 
höchstens  zehn  Jahren  vom  Tage  der  Conceesionsertheilung. 

Artikel  II. 

RUcksichtlich  der  übrigen  Concessionsbedingungen  ist  auf  die  Anord- 
nungen des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  für  die  öster- 
reichische Nordwestbahn  thunlichst  Bedacht  zu  nehmen. 

Artikel  III. 

Die  im  Artikel  I  bezeichnete  Eisenbahn  muss  binnen  längstens  fünf 
Jahren,  vom  Tage  der  Concessionsertheilung  an  gerechnet,  im  Bau  vollendet 
und  dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben  werden.  Für  die  Sicherstelluug 
dieser  Verpflichtung  durch  die  Conccssioniire  hat  die  Staatsverwaltung  die 
entsprechende  Vorsorge  zu  treffen. 

Artikel  IV. 

Rücksichtlich  des  Anschlusses  der  im  Artikel  I  erwähnten  Eisenbahn- 
strecken  an  das  baierische  Eisenbahnnetz  einerseits  und  an  das  sächsische 
Eisenbahnnetz  andererseits  und  rücksichtlich  des  Betriebsdienstes  in  den 
gemeinschaftlichen  Wechselstationen  bleibt  die  Festsetzung  der  diessfälligen 
Bestimmungen  dem  Abschlüsse  der  Staatsverträge  mit  den  betreffenden 
Regierungen  vorbehalten  und  sind  die  Coneessionäre  zu  verpflichten,  sich 
den  Bestimmungen  dieser  Staatsverträge  und  den  daraus  für  sie  erwachsen- 
den Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

Artikel  V. 

Mit  der  Vollziehung  dieses  Gesetzes  sind  der  Handelsminister  und 
Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  am  28.  Juni  1872. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Anersperg  m.  p.         Ranhans  m.  p.         Prelis  m.  p. 
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Protokoll  vom  6.  September  1872, 

aufgenommen  im  k.  k.  Handelsministerium  mit  den  Vertretern  des  ver- 
einigten Consortiiims  Seh  warzen  borg- Hart  ig,  und  der  k.  k.  priv. 
böhmischen  Westbahn  in  Betreff  einiger  Zusatzbestimmnngen  zu  der  Con- 
cessions-Urkunde  für  eine  Locomotiveisenbahn  von  Liebenau  Uber  Böhmisch- 
Leipa.  Leitmeritz,  Postelberg,  Rakonitz,  Beraun,  Przibram,  Brzesnitz  und 
nach  Pisek  zum  Anschlüsse  an  die  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  in  Racic  oder 
Protivin  nebst  Flügelbahneu  von  Reichstadt  oder  Böhmisch-Leipa  über 
Zwickau  und  Gabel  in  der  Richtung  gegen  Zittau,  von  Postelberg  nach 
Komotau  und  von  Brzesnitz  über  Strakonitz,  Wollin  und  Winterberg  bis  an 
die  bbhmisch-baierische  Gränze  bei  Xuschwarda  mit  der  Richtung  gegen 

s  s  ein  # 

i. 

Die  Herren:  Joseph  Adolph  Fürst  und  Erbprinz  zu  Schwarzenberg, 
Edmund  Graf  Hartig,  Hieronymus  Graf  M annsfeld  und  Franz  Tschin- 
kel  in  Vertretung  der  übrigen  nachstehend  namhaft  gemachten  Consortial- 
Mitgliedern,  und  zwar  der  Herren: 

Johann  Adolph  Fürst  zu  Schwarzenberg,  Carl  Fürst  zu  Schwar- 
zenberg, Georg  Fürst  Lobkowitz,  Stephan  Freiherr  von  Henninger, 
Robert  Freiherr  von  Hildbrandt,  Franz  Ritter  Horsky  von  Horsky-  • 
feld,  Franz  Ritter  von  Schmitt,  Carl  Ritter  von  Zdekauer,  Edmund 
Fischer,  Joseph  W.  Fürth,  Dr.  Julius  Gregr,  Adolph  Hase  he  k. 
Emanuel  Kirschbaum,  Christian  K night,  Dr.  Ernst  Mayer.  Johann 
M  ü  z i  k  a ,  Edmund  0 s  ü m  b  o  r.  Sigmund  S  c  h  1  e  s  i  n  g  e  r,  Adolph  Schneider. 
Paul  Stockhauer,  Johann  Zaruba,  Ingenieure  Zizsch  und  Mraczek, 
Dr.  Anton  Weber  und  Dr.  Adolph  Weiss,  bewerben  )sich  laut  ihres 
Gesuches  vom  6.  Marz  1872  um  die  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  der 
oben  bezeichneten  Linien,  und  die  Herren  Concessionswcrbcr  verpflichten 
sich  hiermit,  die  Concession  unter  den  im  Gesetze  vom  28.  Juni  1872, 
R.  G.  BI.  Nr.  101  enthaltenen  Bedingungen  zu  übernehmen,  und  zur  Sicher- 
steilling der  Verbindlichkeit  rücksichtlich  der  Einhaltung  einer  fünfjährigen 
Bauzeit  die  geforderte  Caution  im  Betrage  von  Fünfmalhundert  Tausend 
Gulden  österr.  Währ,  sogleich  zu  erlegen. 

II. 

Die  Feststellung  des  Nominal- Anlagecapitales,  beziehungsweise  die 
Fixirung  auf  eine  Maximalsumme  per  Meile,  sowie  eventuell  die  Höhe  des 
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Begebungscourses  sind  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  zu  unter- 
ziehen. 

Von  dem  solchergestalt  festgesetzten  Nominal-Anlagecapitale  ist  ein 
Betrag  von  mindestens  80.000  fl.  per  Meile  zur  Anschaffung  von  Fahr- 
betriebsmitteln, dann  ein  weiterer  Betrag  von  10.000  fl.  per  Meile  effectiv 
und  in  eigenen  Effecten  zum  genehmigten  Course  für  Bildung  eines  Reserve- 
fond es  zu  widmen. 

Ferner  ist  für  die  Bedürfnisse  der  ersten  Betriebsführung  durch  Be- 
schaffung von  Verbrauchsgegenständen,  als:  Bahnschotter,  Brenn-,  Putz- 
und  Schmiermateriale,  dann  l'niformsorten  des  Betriebspersonalea  zu  Lasten 
des  genehmigten  Nominal-Anlagecapitales  Vorsorge  zu  treffen. 

hl 

Uebersetzungen  von  öffentlichen  Strassen  im  Niveau  dürfen  in  der 
Regel  nicht  angelegt  werden.  Sollten  erhebliche  Differenzen  der  Anlage- 
kosten, die  Gestaltung  der  Richtungs-  und  Steigungsverhältnisse  der  Eisen- 
bahn oder  wichtige  Verkehrsinteressen  eine  Strassenübersetzung  im  Niveau 
bedingen,  so  wird  das  Handelsministerium  von  Fall  zu  Fall  entscheiden. 

IV. 

Die  im  §.  7  der  Concessions-Urkunde  enthaltene  Verbindlichkeit  der 
Concessionäre ,  auf  ihren  Bahnhöfen  und  Stationen  Staatstelegrapuen- 
Materiale  und  Requisiten  unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  verwahren,  hat  sich 
auf  den  Jahresvorrath  für  die  betreffende  Strecke  zu  beschränken. 

V. 

Die  im  heurigen  Frühjahre  durch  Ueberschwemmung  heimgesuchten 
und  von  der  Bahntrace  durchzogenen  Landestheile  sind  nach  Inangriffnahme 
des  Banes  bezüglich  der  Reihenfolge  der  Bauführungen  vorzugsweise  zu 
berücksichtigen. 

VI. 

Wenn  die  concessionirte  Unternehmung  an  die  böhmische  Westbahn 
oder  eine  andere  vom  Staate  garantirte  Unternehmung  abgetreten  oder  im 
Vereine  mit  einer  solchen  Gesellschaft  ausgeführt  werden  sollte,  so  sind  die 
Betriebsreehnungen  der  solcher  Art  vereinigten  Eisenbahnlinien  abgesondert 
zu  führen. 
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Schliesslich  ersuchen  die  Concessionäre  um  Ausfolgung  einer  Abschrift 
dieses  Protokolls. 

Hiermit  wurde  das  Protokoll  geschlossen  und  allseitig  gefertigt. 

Für  das  k.  k.  Handelsministerium:  Für  die  Concessionäre: 

J.  Pfeiffer  m.p.,  Joh.  Jlniika  m.  p. 

k.  k.  Ministerialrath. 


K.  Aisehtti  m.  p., 

k.  k.  Ministerialaecretir  al*  Protokollführer. 


Dr.  A.  Weiss  m.  p. 

Für  die  böhmische  Westbahn : 
Socher  m.  p. 


3. 

Concessions-Urkunde  vom  8.  October  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  167, 

und  C.  Bl.  Nr.  2  ex  1873, 

für  eioe  Ucomotiv-Eisenbahn  von  Liebenau  nach  Kuschwarda  nebst  Flügelbahnen. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich, 
Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dalmatien,  Croatien, 
Slavonien,  Galizien,  Lodomerien  und  Illyrien;  Erzherzog  von  Oesterreich; 
Grossherzog  von  Krakau,  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  Steyer,  Kärnthen, 
Krain,  Bukowina,  Ober-  und  Niederschlesien,-  Grossfllrst  von  Sieben- 
bürgen; Markgraf  von  Mähren;  gefürsteter  Graf  von  Habsburg  und  Tirol 

etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Joseph  Adolph  Fürst  und  Erbprinz  zu  Schwarzenberg, 
Edmund  Graf  Hartig,  Hieronymus  Graf  Mannsfeld  und  Franz  Tschinkel  die 
Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiv- 
eisenbahn  von  Liebenau  nach  Pisek  nebst  Flügelbahnen  von  Postelberg 
nach  Komotau,  von  Reichstadt  oder  Böhmisch-Leipa  gegen  Zittau  und  von 
Briesnitz  nach  Kuschwarda  in  der  Richtung  gegen  Passau  gestellt  haben,  so 
finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unter- 
nehmens, den  genannten  Bittstellern  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisen- 
bahn-Concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238), 
dann  des  Gesetzes  vom  28.  Juni  1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  101)*),  wie  folgt,  zu 
ertheilen : 


*)  Vgl.  Doc.  i. 
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Wie  verleihen  den  Concessionären  das  Recht  zum  Bau  und  Betrieb 
einer  Locomotiveisenbahn  von  Liebenau  Uber  Böhraisch-Leipa,  Leitraeritz. 
Postelberg,  Rakonitz,  Beraun,  Przibram,  Brzesnitz  und  nach  Pisek  zum  An- 
schlüsse an  die  Kniser  Franz  Joseph-Bahn  in  Racic  oder  Protivin  nebst 
Flügelbahnen  von  Postelberg  nach  Komotau,  von  Reichstadt  oder  Böhmisch- 
Leipa  in  der  Richtung  Uber  Zwickau  und  Gabel  gegen  Zittau  und  von 
Brzesnitz  Uber  Slrakonitz,  Wollin  und  Winterberg  bis  an  die  böhmisch- 
baierische  Oränze  bei  Kuschwarda  mit  der  Richtung  gegen  Passau. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der  Bahnen 
hat  nach  Massgabe  der  von  dem  Handelsministerium  genehmigten  Detail- 
Bauprojccto  stattzufinden. 

Vgl.  Funkt  III  de«  Protokolle*  rom  6.  September  1872,  I)oc.  '2. 

Insbesondere  ist  sich  beim  Bau  auch  nach  den  von  dem  Handelsmini- 
sterium zu  stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden  allgemeinen 
Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen. 

Für  Aenderungen  in  den  Bauprojecten  bleibt  die  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  vorbehalten,  insoferne  solche  nach  Massgabe  des  Resultates 
der  technischen  Revision  und  der  nach  Vorschrift  des  §.  6  des  Eisenbahn- 
Concessionsgesetzes  vorzunehmenden  politischen  Begehung  der  Trace,  im 
Iutere8.se  des  öffentlichen  Verkehres  und  zur  Sicherstellung  des  Bestandes 
der  Bahn,  dann  zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  sich  als 
erforderlich  darstellen  werden. 

Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  aus  bauökonomischen  oder  Betricbs- 
riieksichten  eine  Abänderung  der  Bahntracen  oder  der  Detailpläne  als  not- 
wendig oder  wünschenswerth  darstellen,  wodurch  jedoch  die  im  §.  1 
bestimmte  Bahnrichtung  nicht  verändert  wird,  und  gegenüber  der  geneh- 
migten Trace  im  Allgemeinen  eine  wesentliche  Verschlechterung  der 
Niveau-  und  der  Richtungsverhältnisse  nicht  stattfinden  darf,  so  muss  zu 
einer  solchen  Abänderung  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  eingeholt 
werden. 

Der  Unterbau  des  Gesammt-Bahnnetzes  kann  auf  die  Anlage  eines 
Geleises  beschränkt  werden. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  grundbücherliche  Abschreibung 
der  für  den  Bahnbau  erworbenen  Grundparzellen,  insoweit  es  an  ihnen 
gelegen  ist,  thunlic  hst  zu  beschleunigen,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die 
der  bücherlichen  Richtigstellung  vorangehende,  definitive  Vermessung  der 
Grundstücke  und  die  Fiualisirung  der  Abrechnung  mit  aller  Beschleunigung 
vollzogen  werde. 
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Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  auf  die  Herstellung  des  Unter- 
baue« für  das  zweite  Geleise,  sowie  auf  dessen  Legung  in  jenen  Strecken, 
wo  sie  es  für  nothwendig  findet,  in  dem  Falle  zu  dringen,  wenn  der  jähr- 
liche Rohertrag  während  zweier  auf  einander  folgender  Jahre  die  Summe 
von  140.000  fl.  in  Silber  per  Meile  Uberschreitet. 

Jedenfalls  sind  aber  sogleich  die  grösseren  Brücken  bis  zum  höchsten 
Wasserstande  für  zwei  Geleise  und  die  Tunnels  im  Unterbau  zweigeleisig 
herzustellen. 

Die  Concessionäre  sind  weiters  verpflichtet,  schon  bei  der  ersten 
Bauanlage  die  Stationen  und  Geleise  so  zu  construiren,  dass  täglich  minde. 
stens  15  Züge  ä  70  Achsen  in  jeder  Richtung  der  verschiedenen  Linienver- 
kehren können. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  wegen  Benützung  von  Bahnhöfen 
schon  bestehender  oder  concessionirter  Bahnen  an  den  Anschliessungs- 
punkten  ihrer  Bahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim 
Uebergangsverkehre  mit  den  betheiligten  Eisenbahnverwaltungen  ein  Ab- 
kommen zu  treffen. 

Sollte  eine  Vereinbarung  Uber  die  gemeinschaftliche  Benützung  eines 
fremden  Bahnhofes  nicht  zu  Stande  kommen,  so  sind  die  Concessionäre  be- 
rechtigt, einen  eigenen  Bahnhof  zu  errichten,  haben  jedoch  die  Verpflichtung, 
ein  Anschlussgeleise  an  die  fremde  Bahn  herzustellen  und  wenigstens  für 
den  Personenverkehr  einen  gemeinschaftlichen  Bahnhofdienst  anzustreben. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses  unterwerfen  sich 
die  Concessionäre  dem  Ausspruche  der  Regierung,  falls  eine  Einigung 
hierüber  mit  der  Anschlussbahn  nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagen- 
benützung  der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von 
Bergwerks-  und  anderen  Bahnen  zu  eigenem  Gebrauche  zu  bestimmen. 

RUcksichtlich  des  Anschlusses  der  eoncessionirten  Bahn  an  das 
baierische  und  sächsische  Eisenbahnnetz  bleibt  die  Festsetzung  der  diess- 
fälligen  Bestimmungen  dem  Abschlüsse  von  Staatsverträgen  mit  der  könig- 
lich baierischen  und  sächsischen  Regierung  vorbehalten,  und  die  Conces- 
sionäre sind  verpflichtet,  sich  diesen  Bestimmungen  und  den  daraus  für  sie 
erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

Bei  dem  Abschlüsse  und  bei  der  Durchführung  der  Staatsverträge  wird 
übrigens  das  Interesse  der  Concessionäre  thunlichst  gewahrt  werden. 

§.3. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  den  Bau  der  eoncessionirten  Eisen  - 
bahnlinien  binnen  sechs  Monaten,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  be- 
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ginnen  und  binnen  weiteren  vier  einhalb  Jahren,  von  demselben  Tage  an 
gerechnet,  zu  vollenden  und  die  fertigen  Bahnen  dem  öffentlichen  Verkehre 
zu  übergeben. 

Die  Concessionäre  haben  für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  durch 
tlen  Erlag  einer  Caution  im  Betrage  von  500.000  fl.  österr.  Währung  der 
Staatsverwaltung  Sicherstellung  geleistet. 

Dieser  Cautionsbetrag  muss  in  Barem  oder  in  börsemäasigen  Effecten 
zum  Courswerthe  oder  in  bankfähigen  Wechseln  oder  in  Cassescheinen 
accreditirter  Wiener  Bankinstitute  geleistet  werden. 

Die  aus  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acten  uud  Urkunden  gemessen 
die  Gebühren-  und  Stämpelfreiheit. 

§•4. 

Den  Conce8sionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diessfällige» 
gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen 
zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung,  als  im 
öffentlichen  Interesse  gelegen,  erkannt  werden  sollte. 

§•  5. 

• 

Die  Concessionäre  haben  sich  bei  dem  Bau  und  Betrieb  der  conces- 
sionirten Bahnen  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions-Urkunde, 
sowie  nach  den  diessfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen  [nament- 
lich nach  dem  Eisenbahn  -  Concessionsgesetze  vom  14.  September  1854 
und  der  Eisenbahn  -  Betriebsordnung  vom  16.  November  1851*)],  dann 
nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  be- 
nehmen. 

Ferner  verpflichten  sich  die  Concessionäre,  während  der  rauhen  Jahres- 
zeit für  eine  angemessene  Beheizung,  beziehungsweise  Erwärmung  der 
Personenwagen  aller  Classen  zu  sorgen. 

§.  6. 

Die  Concessionäre  haben  die  Post  und  Postbediensteten,  nach  Vor- 
schrift des  §.  68  der  gedachten  Eisenbahn-Betriebsordnung,  unentgeltlich 
zu  befördern  und  die  nothigen  Wagen  oder  Wagenräume  unentgeltlich  bei- 
zustellen, wobei  die  Postverwaltung  für  einen  von  jeder  Endstation  täglich 
abgehenden  Zug  die  Abfahrtsstunde  und  dessen  Geschwindigkeit  für  jede 
Richtung  zu  bestimmen  befugt  ist. 


*)  RcichsgeseUhlatt  vom  Jahre  1832,  Nr.  i. 
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Wenn  die  Postverwaltung  auf  der  concessionirteu  Bahn  eine  ambulante 
Post,  wie  sie  auf  anderen  österreichischen  Bahnen  bereite  besteht,  einzu- 
führen findet,  so  sind,  anstatt  der  achträdrigen  oder  vierrädrigen  gewöhn- 
lichen Wägen,  die  hiezu  erforderlichen  acht-  oder  vierrädrigen,  nach  den 
Anforderungen  der  Postverwaltung  eingerichteten  Post-Ainbulancewägen  von 
den  Concessionären  ohne  Entgelt  herzustellen  und  zu  erhalten. 

Wenn  es  der  Postdienst  erheischen  sollte,  so  haben  die  Concessionäre 
mit  Courier- ,  Eil-  und  gemischten  Zügen  Briefsendungen  nach  jenen 
Stationen ,  wo  fahrplanmässig  angehalten  wird,  ebenfalls  ohne  Anspruch  auf 
eine  Entschädigung  in  den  solchen  Zügen  regelmässig  beigegebenen  Trans- 
portmitteln zu  befördern. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Brief-Auf-  und  Abgabs- 
stationen ist  ein  geeignetes  Poatbureau  in  dem  Gebäude  der  Eisenbahn 
unentgeltlich  zu  überlassen,  und  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa  ein- 
tretender weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere  Verein- 
barung zu  treffen  sein. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von 
Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit  Ausschluss  der 
Werthsendungen  —  an  die  betreffenden  Stationen  ohne  besonderes  Entgelt 
zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisen- 
bahn zwischen  der  Eisenbahudirection  (Verwaltungsrath)  und  ihren  unter- 
geordneten Orgauen,  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt  werden, 
dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten  der  Bahn- 
anstalt befördert  werden. 

§•  7. 

Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahn- 
betrieb und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene 
Kosten  entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Telegraphen- 
Anstalt  herzustellen,  einzurichten  und  zu  unterhalten. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sieh  das  Recht  vor,  die  Betriebsleitung 
auch  für  Staats-  und  Privat -Correspondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  die  Drähte  des  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  der  Bahnbetriebslcitung  anzubringen  oder  selbststäudige 
Leitungen  auf  dem  gesellschaftlichen  Grund  und  Boden  ohne  jede  Ver- 
gütung oder  Entschädigung  anzulegen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien  haben 
die  Concessionäre  durch  das  Hahnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  auf  ihren  Bahnstrecken  die 
Materialien   und  Requisiten  der  Staatstelegraphen-Anstalt  nach  den  für 
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Militärtransporte  giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  ihren  Bahnhöfen 
und  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  verwahren. 

In  allen  vorerwähnten  Beziehungen  sind  die  Concessionäre  gehalten, 
mit  der  Staatstelegraphen-Anstalt  rechtzeitig  ein  besonderes  Ueberein- 
kommen  zu  treffen. 

Vgl.  Punkt  IV  de«  Protokolle»  vom  6.  September  1872,  Doc.  2. 

§.  8. 

Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  wird  folgenden  Begränzungen 
unterworfen: 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden  die 
Person : 

für  die    I.  Classe  36  kr.  österr.  Währ. 

U27 

n     r  r   18    r        „  r 

Sollte  sich  das  Bedürfniss  noch  weiter  gehender  Ermässigungen  im 
Per8onenverkehre  herausstellen,  und  sollten  die  Concessionäre  nicht  in  der 
Lage  sein,  entsprechende  Erleichterungen  für  Reisende  der  III.  Classe  zu 
gewähren,  so  sind  dieselben  gehalten,  Uber  Aufforderung  des  Handelsmini- 
steriums eine  IV.  Classe  (Stehwagen,  mit  dem  Tarifsatze  von  neun  Kreuzern 
per  Meile  einzuführen. 

Bei  Schnellzügen,  welche  mindestens  aus  Wagen  der  I.  und  II.  Classe  be- 
stehen müssen,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht  werden,  unter  der 
Bedingung,  dass  die  bei  diesen  Sehnellzügen  zu  beobachtende  Fahr- 
geschwindigkeit nicht  geringer  sei,  als  die  durchschnittliche  Fahrgeschwin- 
digkeit bei  den  Schnellzügen  der  übri  gen  österreichischen  Bahnen. 

Im  Frachtenverkehre  sind  jene  Nomenclatur  und  Classification  der 
Waaren,  sowie  jene  Transportbestimmungen  zur  Anwendung  zu  bringen, 
welche  der  grösste  Theil  der  österreichischen  Bahnen  für  den  allgemeinen 
Österreichischen  Verbandverkehr  einzuführen  beschliessen  wird,  und  die 
Concessionäre  sind  verpflichtet,  sich  den  diessfälligen  Anordnungen  des 
Handelsministeriums  zu  unterwerfen. 

Maximaltarif  bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit 
per  Zollccntner  und  Meile: 

L  Classe  2    kr,  österr.  Währ. 

IL     *   1%.  * 

HI*      *   3      n        n  n 

Ausnahmsweise  haben  für  folgende  Gegenstände  bei  vollen  Ladungen 
nachstehende  Frachtsätze  zu  gelten : 
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Mineralkolile,  Coaks. 

f.etreidt- 

Brenn-  und 

^eprcsster  Torf. 

Er**,  Ei»enflossen. 

und  Salt 

SchnitthoU 

Kalk-  uad 

Bausteine 

Kreuze 

r 

Für  die  ersten    10  Meilen  

1-5 

t-2 

10 

1-4 

1-0 

o-* 

„     „    dritten  10  „   

1*2 

Ol» 

ü-G 

10 

0-7 

0-5 

Als  Expeditionsgebühr  werden  für  alle  Güter  zwei  Kreuzer  per  Zoll- 
zentner eingehoben,  worin  die  Auf-  und  Abladegebühr  und  allgemeine 
Assecuranz  einbezogen  ist.  Wenn  das  Auf-  und  Abladen  von  der  Partei  be- 
sorgt wird,  so  wird  die  Expeditionsgebühr  nur  mit  ls/<0  Kreuzer  per  Zoll- 
eentner  eingehoben. 

Rücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstande,  der  Fest- 
setzung des  Lagerzinses  und  der  sonstigen  Verkehrsbestimmungen  ist  sich 
derart  zu  benehmen,  dass  die  diessfälligen  Preise  und  Bestimmungen  auf 
keinen  Fall  höher  und  lästiger  sein  dürfen,  als  auf  der  nördlichen  Staats- 
bahn. 

Bei  der  Bemessung  der  Frachtpreise  wird  für  die  Strecken  mit  einer 
Steigung  von  1  bis  60  und  darüber  die  Berechnung  mit  der  li/,fa«hen 
Länge  gestattet. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  iunerhalb  der  vorstehend 
fixirten  G ranzen  steht  den  Concessionären  frei. 

Hierbei  darf  aber  eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden. 
Wenn  daher  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer  unter  gewissen 
Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere  Begün- 
stigung gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begünstigung 
allen  Versendern  oder  Frachtunternehmern,  welche  die  nämlichen  Bedin- 
gungen eingehen,  zugestanden  werden. 

Alle  Specialtaril'e  sind  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unterziehen. 

Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachttarif-Bestimmungen 
der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten ;  einer  solchen  Regelung  haben  sich 
die  Concessionäre  zu  unterwerfen. 

Eine  entsprechende  Herabsetzung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  sammt 
Nebengebühren  anzuordnen,  steht  der  Staatsverwaltung  jedenfalls  zu,  sobald 
das  Roinerträgniss  der  letzten  zwei  Jahre  zehn  Percent  übersteigt. 
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§.  9. 

Es  wird  gestattet,  dass  die  Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer 
Silbermünze  bemessen  und  eingehoben  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit  Berück- 
sichtigung des  Courswerthes  entfallende  Gebühr  auch  in  dei  Landeswährung 
angenommen  werden  muss. 

Die  Zurückführung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  nach  den 
vom  Handelsministerium  für  alle  österreichischen  Eisenbahnen  gemein- 
schaftlich  festzustellenden  Modalitäten  stattzufinden. 

§.  10. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen  besorgt 
werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung,  sowie  hinsichtlich  der 
Begünstigungen  reisender  Militärs  zwischen  dem  Kriegsministerium  und  der 
Direction  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  unter  dem  18.  Juni  1868*» 
abgeschlossenen  Uebereinkommen,  dessen  Bestimmungen  einen  integrirenden 
Bestandteil  der  Concessions-Urkunde  zu  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  anderen  oder  der  Mehrzahl  der  öster- 
reichischen Bahnen  günstigere  Beförderungen  und  Tarifbestimmungen  mit 
dem  Staate  vereinbart  würden,  so  sollen  diese  auch  für  die  concessionirten 
Bahn  Geltung  haben. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehren  beider  Reichs- 
hälften, ferner  auf  die  Landesschützen  Tirols,  das  Militär-Wachcorps  für  die 
k.  k.  Civilgerichte  in  Wien,  auf  die  k.  k.  Gendarmerie,  auf  die  militärisch 
organisirte  Finanz-  und  Sicherheitswache  Anwendung. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  Uber  die  Leistung 
gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durchführung  grösserer 
Militär-Transporte,  ferner  den  organischen  Bestimmungen  und  der  Dienstvor- 
schrift für  die  Feldeisenbahn- Abtheiinngen**),  sowie  dem  mit  1.  Juni  1871 
in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags-Uebereinkommen  ***)  bezüglich  des 
Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des  Militär-Aerars 
zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit  den 
Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  rebereinkommens  wegen  gegen- 


*)  Normalverordnungon  de*  k.  k.  Armee- Verordnungsblatts  vom  Jahre  1868.  21.  Sl.u  k. 

Nr.  97. 

**)  Beilage  zu  Nr.  148,  im  42.  Stücke  de«  Jahrganges  1870  der  Normal-Verordnungen  de» 
k.  k.  Armee-Verordnungsblattes. 

***>  Normal-Verordnung««  des  k.  k.  Armee- Verordnungsblattes  vom  Jahre  1871,  22.  Slück 

Nr.  79. 
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seitiger  Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grösserer  Militär-Trans- 
porte und  der  Vorschrift  für  den  Militär-Transport  auf  Eisenbahnen. 

Die  Conccs8ionäre  treten  dem  zwischen  den  österreichischen  Eisen- 
bahnen abgeschlossenen  Uebereiukommen,  betreffs  Anschaffung  und  Bereit- 
haltung von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militärtransporte,  bei. 

§.  11. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die 
Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden 
Behörde,  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Con- 
eession  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen,  und  sich  mit 
dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke 
unentgeltlich  befördert  werden. 

§.  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate,  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximalpreises  herab- 
zumindern. 

§•  13. 

Den  Concessionären  wird  auch  das  Recht  eingeräumt,  eine  Aetien  - 
ge8ellschaft  zu  bilden,  oder  die  Concession  einer  bereits  bestehenden  Eisen- 
bahngesellschaft zu  übertragen,  und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen 
Geldmittel  auf  Ueberbringer  oder  auf  Namen  lautende  Aetien  und  Prioritäts- 
Obligationen  auszugeben,  welche  auf  den  österreichischen  Börsen  verhandelt 
und  amtlieh  notirt  werden  dürfen. 

Vgl.  Punkt  II  <les  Protokolle»  vom  0.  September  1872,  Doc.  2. 

Die  durch  Prioritäts-Obligationen  aufgebrachte  Summe  darf  drei  Fünftel 
des  Anlagecapitals  nicht  überschreiten. 

Werden  die  Prioritäts-Obligationen  in  einer  fremden  Valuta  ausgegeben, 
so  muss  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung  ersichtlich  gemacht 
werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritäts-Obligationen  hat  der  Tilgung  der  Aetien  vor- 
auszugehen. 

Die  bezüglichen  Formularien  sind  vor  der  Ausgabe  der  Staatsverwal- 
tung zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Die  Gesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Oon- 
cessionäre;  die  Gesellschafts-Statuten  unterliegen  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung. 
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Die  Concessionäre  sind  befugt,  Agentien  im  In-  und  Auslande  zu  be- 
stellen, sowie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu  Wasser  oder 
zu  Lande  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften  einzurichten. 

§•  15. 

Für  die  im  §  1  bezeichneten  Bahnlinien  werden  nachstehende  Begün- 
stigungen gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Ein- 
gaben und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Baiin  bis  znm  Zeitpunkte  der 
Betriebseröffnung,- 

b)  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  flfr  die  erste  Ausgabe  der 
Actien  und  Prioritäts-Obligationen,  mit  Einschluss  der  Interimsscheine, 
sowie  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungs- 
gebühr; 

v)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der 
Coupons-Stämpelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa 
durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von 
zehn  Jahren  vom  Tage  der  Coneessionsertheilung. 

§.  16. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  das  Zustandekommen  von  Flügel- 
bahnen in  die  längs  der  Hauptbahn  gelegenen  Kohlenreviere,  behufs  Hebung 
lies  Kohlenverkehres,  kräftigst  zu  fördern,  beziehungsweise  diese  Bahnen 
im  Wege  des  Lebereinkommens  mit  den  Interessenten  gegen  Bedingung 
eines  bestimmten  Frachtenquantums  und  Tarifzuschlages  herzustellen,  und 

es  wird  über  die  Richtung  dieser  Bahnen  und  den  Zeitpunkt  der  Herstellung 

die  Genehmigung  des  Handelsministeriums  vorbehalten. 

Im  Falle  als  ein  gütliches  Uebereinkommen  nicht  zu  Stande  kommen 
sollte,  steht  die  Entscheidung  dem  Handelsministerium  zu,  wobei  auf  eine 

gesicherte  und  zureichende  Quote  für  die  Verzinsung  und  Tilgung  des  für 

die  betreffende  Flügelbahn  verwendeten  Anlageeapitals  Rücksicht  genommen 

werden  wird. 

§.  17. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  aus  Anlass  der  Aenderungen 
im  Verwaltungsorganismus  disponibel  gewordenen  Staatsbeamten,  insoferne 
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sie  die  nöthige  Befähigung  besitzen  und  den  Erfordernissen  der  von  den 
Concessionären  aufzustellenden  Dienstordnung  entsprechen,  bei  Bewerbung 
um  eine  Dienstesstelle  vorzugsweise  zu  berücksichtigen. 

Die  Concessionäre  unterwerfen  sich  hinsichtlich  der  Anstellung 
gedienter  l  nterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
den  diessfalls  im  §.  38  des  Wehrgesetzes  vom  Jahre  1868*)  und  in  den 
zur  Ausführung  dieses  Paragraphen  erscheinenden  Specialgesetzen  enthaltenen 
Bestimmungen. 

§•  18. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu  ver- 
schaffen, dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in  allen 
Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen,  dass 
Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich  beseitigt 
werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  daher  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr 
abgeordnetes  Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das  Recht, 
den  Sitzungen  des  Verwaltungsausschusses,  sowie  den  Generalversamm- 
lungen, so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen,  und  ailfällige, 
dem  Staatsinteresse  nachtheilige  Verfügungen  zu  sistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunteruehmung  haben 
die  Concessionüre,  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäftslast, 
eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu  leisten,  deren  Höhe 
von  der  Staatsverwaltung  im  Verhältnisse  der  diessfälligen  Leistung  der 
übrigen  österreichischen  Eisenbahnen  bestimmt  wird. 

§•  19- 

Die  Dauer  der  Concession,  mit  dem  im  §.  9,  lit.  b)  des  Eisenbahn- 
eoncessions-Gesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen,  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf 
der  ganzen  concessionirten  Baiin  gerechnet,  festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach 
Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  der  im  §.  3  festgesetzte  Termin  für 
die  Vollendung  des  Baues  und  die  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten 
wird,  und  die  Terminsüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §.  11,  lit.  b)  des 
Eisenbahn-Concessionsgesetzes,  und  namentlich  auch  durch  politische  oder 
finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 


Digitized  by  Google 


658 


Eisenhaliii  von  Liehenxu  nxcli 


§.  20. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablaut  von 
dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  Ausstellung  der  Concessions-Urkunde ,  die 
concessionirten  Bahnen  jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse  der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Einlösung  vor- 
ausgegangenen sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der  zwei 
ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche  Reinertrag  der 
übrigen  fünf  Jahre  für  die  Unternehmung  berechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag,  welcher  jedoch  nicht  weniger  als  fünf 
Percent  in  Silber  des  Anlageoapitals  betragen  darf,  ist  den  Concessionären 
als  Jahresrente  in  halbjährigen  Raten  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer 
zu  bezahlen. 

§•  21. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Erlöschens 
tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss 
der  concessionirten  Bahnen,  namentlich  des  Grund  und  Bodens,  der  Erd-  und 
Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues  der  Bahnen  und  des  sämmt- 
lichen  unbeweglichen  Zugehörs,  als :  Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze,  aller 
zum  Bahnbetriebe  erforderlichen  Gebäude  an  den  Abfahrts-  und  Ankunfts- 
plätzen,  Wach-  und  Aufsichtshäuser,  sammt  allen  Einrichtungen  an  stehenden 
Maschinen  und  allen  unbeweglichen  Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Wagen,  bewegliche 
Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und  Materialien,  insoweit 
sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet  sind, 
betrifft,  so  hat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche  Quantität  und  bezüglich 
Werthsumme  unentgeltlich  an  den  Staat  überzugehen,  welche  der  in  dem 
Anlagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebseinrichtung  entspricht. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser  Einlösung 
tritt  der  Staat,  gegen  die  jährliche  Ausbezahlung  der  ausgemittelten  Rente 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den  Genuss  der  gegenwärtig 
concessionirten  Bahnstrecken  mit  allen  früher  erwähnten,  dazu  gehörigen  sowohl 
beweglichen  als  unbeweglichen  Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Einlösung 
der  Bahn,  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum  des  aus  dem  eigenen 
Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes  und  der  aus- 
stehenden Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen  errichteten 
und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und  Gebäude,  als:  Coaks- 
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und  Kalkülen,  Gicssereien,  Fabriken  von  Maschinen  oder  anderen  Geräthen, 
Speicher,  Docks,  Kohlen-  und  andere  Depots,  zu  deren  Erbauung  oder 
Erwerbung  dieselben  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Bei- 
satze ermächtigt  wurden,  dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 


Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn  ungeachtet 
vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder  Nichtbe folgung 
der  in  der  Concessions- Urkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflich- 
tungen vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln 
dagegen  zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessions- 
dauer  die  Concession  fUr  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Concession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concessionären  das  Recht  einräumen, 
wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz  zu  dringen, 
ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl, 
über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen  Bestimmungen  streng  und 
sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel ,  in  Unserer  Reichshaupt  -  und  Residenzstadt  Wien  am 
Achten  Tage  des  Monates  October,  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  Acht- 
hundert Siebzig  und  Zwei,  Unserer  Reiche  im  Vierundzwanzigsten. 


§.  22. 


Franz  Joseph  m.  p. 
Aoersperg  m.  p. 


B&nhans  m.  p. 


(L.  S.) 


Prelis  m.  p. 
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l. 

Oesetz  vom  28.  Juni  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  105  und  C  Bl.  Nr.  61, 

in  Betreff  der  Bedingungen  und  Zugeständnisse  zum  Behufe  der  Sicherstellung  einer  Locomotiv- 
eisenbahn  von  klostergrab  an  die  böhmisch-sächsische  Gränze  in  der  Kichtung  gegen  Pirna. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reiehsrathes  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  im  Falle  der  Ertheilung  der  Con- 
cession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  von  Klostergrab 
an  die  böhmisch-sächsische  Gränze  in  der  Richtung  von  Graupen,  Oberwald 
und  Tissa  mit  der  Gränzstation  in  Peterswald  für  diese  Eisenbahn  die  nach- 
stehenden Begünstigungen  zu  ertheilen: 
u)  Die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Ein- 
gaben und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Geldbeschaffung,  sowie 
des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zu  dem  Zeitpunkte  der 
Betriebseröffnung; 

h )  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  die  erste  Ausgabe 
der  Actien  und  Prioritäts-Obligationen  mit  Einschluss  der  Interims- 
scheine, sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Ueber- 
tragungsgebühr; 

v)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der 
Coupons-Stämpelgebühren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa  durch 
künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  zehn 
Jahren,  vom  Tage  der  Coneessionsverleihung  an  gerechnet. 

Artikel  II. 

Die  im  Artikel  I  bezeichnete  Bahnlinie  muss  binnen  drei  Jahren,  vom 
Tage  der  Concessionsertheilung  an  gerechnet,  im  Bau  vollendet  und  dem 
öffentlichen  Verkehre  übergeben  werden.  Für  die  Sicherstellung  dieser  Vcr- 
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pflichtung  durch  die  Concessionäre  hat  die  Regierung  die  entsprechende 
Vorsorge  zu  treffen. 

Artikel  III. 

Rücksichtlich  des  Anschlusses  der  im  Artikel  I  erwähnten  Eisenbahn- 
linie an  das  sächsische  Eisenbahnnetz  und  rücksichtlich  des  Betriebsdienstes 
in  der  gemeinschaftlichen  Wechselstation  bleibt  die  Festsetzung  der  diess- 
fälligen  Bestimmungen  dem  Abschlüsse  des  Staatsvertrages  mit  der  könig- 
lich sächsischen  Regierung  vorbehalten,  und  sind  die  Concessionäre  ver- 
pflichtet, sich  den  Bestimmungen  dieses  Staatsvertrages  und  den  daraus 
für  sie  erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unterworfen. 

Artikel  IV. 

Rücksichtlich  der  übrigen  Con  cessionsbedingungen  ist  auf  die  Bestim- 
mungen der  Concessions-Urkunde  vom  25.  Juni  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  97, 
für  die  Eisenbahn  von  Prag  nach  Dux,  mit  einer  Abzweigung  nach  Brüx, 
thunliehst  Rücksicht  zu  nehmen. 

Artikel  V. 

Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  werden  der  Handels-  und  der 
Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  am  28.  Juni  1872. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Auersperg  m.  p.  Banhans  m.  p.  Prelis  m.  p. 
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Eisenbahn  von  Tarnöw  nach  Leluchow  nebst  Zweig-  und  Ver- 
bindungsbahnen. 

l. 

Gesetz  vom  29.  Juni  1872,  R.  0.  Bl.  Nr.  106,  nnd  C.  Bl.  Nr.  62, 

betreffend  die  Herstellung  einer  Locomotiveisenbahn  von  Tarnöw  an  die  ungarische  l.andesgränze 
bei  Leluchow  mit  einer  Abzweigung  Ton  Gryböw  nach  Zagörz. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt : 

Artikel  L 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  die  Ausführung  von  Locomotiveisen- 
bahnen 

a)  von  Leluchow  an  der  galizisch-ungarischen  Gränze  über  Gryböw  nach 
Tarnöw  zur  Verbindung  mit  der  galizischen  Karl  Ludwig-Bahn, 

b)  von  Gryböw  nach  Zagörz  zum  Anschlüsse  an  die  erste  ungarisch- 
galizischc  Eisenbahn. 

r )  von  einem  geeigneten  Punkte  der  Linie  Leluchow  Tarnöw  überSaybusch 
nach  Bielitz, 

d)  von  Saybusch  an  die  ungarische  Gränze  in  der  Richtung  nach  Czacza 
zum  Anschlüsse  an  die  Kasehau-Oderberger  Bahn 
im  Ganzen  oder  nach  den  genannten  einzelnen  Strecken  durch  Concessions- 
ertheilung  unter  den  Bedingungen  dieses  Gesetzes  sicherzustellen. 

Artikel  II. 

Für  die  im  Artikel  I  bezeichneten  Eisenbahnstrecken  «,  b,  e,  d  kaun 
bei  deren  Vergebung  im  Ganzen  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer 
und  von  der  Entrichtung  der  Conponstämpelgebühren ,  sowie  von  jeder 
neuen  Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  wird,  während 
der  Bauzeit  und  für  die  Dauer  bis  zu  dreiasig  Jahren  vom  Tage  der  Betriebs- 
eröffnung  jeder  der  im  Artikel  I  genannten  einzelnen  Strecken  zugesichert 
werden. 
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Artikel  III. 

Sollte  die  Sicherstellung  der  Erbauung  der  im  Artikel  I  sub  a  bezeich- 
neten Strecke  Lelucb6w-Gryböw-Tarn6w  gegen  die  im  Artikel  II  erwähnten 
Steuerbefreiungen  als  nicht  erreichbar  sich  erweisen,  so  kann  für  diese 
Strecke  die  Garantie  eines  jahrlichen  Reinerträgnisses  mit  Inbegriff  der 
Tilgungsquote  in  der  Maximalsummc  von  43.870  fl.  österr.  Währ,  in  Silber 
per  Meile  für  die  Dauer  der  Conccssion  zugesichert  werden,  so  zwar,  dass, 
wenn  das  jährliche  Reinerträgniss  den  garantirten  Betrag  nicht  erreichen 
sollte,  das  Fehlende  von  der  Staatsverwaltung  zu  ergänzen  sein  wird. 

Die  auf  Grund  der  nachgewiesenen  wirklichen  Bauauslagen  inclusive 
der  Geldbcschaffungskosten  und  der  Intercalarzinseu  festzusetzende  Garantie 
des  Reinerträgnisses  sammt  Tilgungsquote  von  dem  aufgewendeten  Bau- 
capitale  hat  mit  dem  Tage  der  Eröffnung  der  ganzen  garantirten  Eisenbahn- 
strecke in  Wirksamkeit  zu  treten. 

Artikel  IV. 

In  Ausführung  des  Artikels  III  sind  folgende  Bestimmungen  zu 
treffen : 

1.  Von  dem  garantirten  jährlichen  Reinerträgnisse  ist  derjenige  Befrag 
zur  C.ipitalstilgung  zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staatsverwaltung  nach 
einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Amortisationsplane,  demzufolge  das 
emittirte  Capital  während  der  Dauer  der  Concession  zu  tilgen  ist,  bestimmt 
werden  wird. 

2.  Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen 
Garantie  allenfalls  zu  zahlende  Zuschuss  ist  Uber  vorausgegangene  Prüfung 
der  vorzulegenden  documentirten  Jahresrechnung  drei  Monate  nach  deren 
Ueberreichung  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Actien-  und  Obligationencoupons,  nach  Maasgabe  des  auf  Grund  des  Ertrags- 
prälirainars  richtig  gestellten  Erfordernisses,  Theilzahlungen  unter  Vor- 
behalt der  auf  Grundlage  der  Jahresrechnung  zu  pflegenden  Abrechnung 
leisten,  wenn  der  Concessionär  sechs  Wochen  vor  der  Verfallszeit  das 
bezügliche  Ansuchen  gestellt  hat. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche 
spätestens  binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzulegen 
sein  wird,  sich  herausstellen  sollte,  das*  die  Vorschüsse  zu  hoch  bemessen 
worden  sind,  so  hat  der  Concessionär  den  erhaltenen  Mehrbetrag  mit  Zurech- 
nung von  sechs  Percent  Zinsen  sofort  zu  refundiren.  Der  Anspruch  auf 
Leistung  eines  Zuschüsse?  von  Seite  des  Staates  muss  aber  längstens  inner- 
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halb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  betreffenden  Betriebsjahres  erhoben 
werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 

3.  Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  übernom- 
menen Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  vier  Percent  jährlich  verzins- 
licher Vorschuss  zu  behandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahnstrecke  die  garantirte  Jahressumme 
Uberschreitet,  ist  die  Hälfte  des  diessfälligen  Ucberschusses  sogleich  zur 
Zurückzahlung  des  geleisteten  Vorschusses  saramt  Zinsen  an  die  Staatsver- 
waltung bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen.  Von  der  erübrigenden 
anderen  Hälfte  ist  ein  von  der  Staatsverwaltung  statutenmässig  zu  bestim- 
mender Theil  in  den  Reservefond  zu  hinterlegen. 

Die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  hat  derRefundirung  der  Vorschüsse 
voranzugehen.  Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder 
Zinsen,  welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  der  Ein- 
lösung der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  erübrigenden 
Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

Artikel  V. 

Im  Falle  die  Erbauung  der  im  Artikel  I  sub  a  bezeichneten  Eisenbahn- 
strecke nur  unter  den  Bedingungen  der  Artikel  III  und  IV  dieses  Gesetzes 
sichergestellt   würde,  ist  die  im  Artikel  II  vorgesehene  Steuerbefreiung 
für  diese  Strecke  auf  neun  Jahre,  für  die  übrigen  im  Artikel  I  genannten 
Strecken  aber  auf  die  Dauer  bis  zu  zwanzig  Jahren  festzusetzen. 

Artikel  VI. 

Im  Falle  mit  der  Ausführung  der  im  Artikel  I  genannten  Eisenbahne  n 
zugleich  die  Erbauung  und  Inbetriebsetzung  von  Eisenbahnen  von  Tarnöw 
nach  Sandomir  und  von  einem  Punkte  der  Erzherzog  Albrechtbahn  nach 
Hiissiatyn  sichergestellt  werden  kann  ,  ist  die  Regierung  ermächtigt,  für 
diesen  ganzen  Eisenbahncomplex  die  Garantie  eines  jährlichen  Reinerträg- 
nisses mit  Inbegriff  der  Tilgungsquote  in  der  Maximalsumme  von  24.000  fl 
österr.  Währ,  in  Silber  per  Meile  für  die  Dauer  der  Concession  zu  gewähren. 
Ausserdem  kann  für  diesen  Complex  die  im  Artikel  U  dieses  Gesetzes  vor- 
gesehene Steuerbefreiung  auf  die  Dauer  bis  zu  zwanzig  Jahren  vom  Tage 
der  Betriebseröffnung  jeder  der  im  Artikel  VII  bezeichneten  vier  Strecken 
gewährt  werden. 

Artikel  VII. 

Die  im  Artikel  VII  bezeichnete  Garantie  hat  im  Verhältnisse  der  Meilen 
zahl  jeder  der  Strecken: 
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1.  von  einem  Punkte  der  Linie  Leluchöw-Tarn6w  nach  Saybusch  und 
Bielitz  und  von  Saybusch  an  die  ungarische  Gränze  in  der  Richtung  nach 
Czaeza, 

2.  von  Leluchöw  nach  Tarnow  und  von  Gryböw  nach  Zag6rz, 

3.  von  Tarnow  nach  Sandomir, 

4.  von  einem  Punkte  der  Erzherzog  Albrechtbahn  nach  Hussiatyn  für 
jede  dieser  Strecken  mit  dem  Tage  der  Inbetriebsetzung  derselben  und  unter 
Anwendung  der  einschlägigen  Bestimmungen  der  Artikel  III  und  IV  dieses 
Gesetzes  in  Wirksamkeit  zu  treten. 

Artikel  VIII. 

Es  wird  gestattet,  dass  die  erste  Ausgabe  der  Actien  und  Prioritäts- 
Obligationen  mit  Einschluss  der  Iuterimsschcine  stämpel-  und  gebührenfrei 
stattfinde. 

Die  Befreiung  von  der  bei  den  Grundeinlosungen  auflaufenden  Ueber 
tragungsgebühr  wird  zugestanden. 

Zur  Entrichtung  der  Stämpel  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Ein- 
gaben und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung,  sowie 
des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahnstrecken  wird  eine  Frist  bis  zur 
Eröffnung  des  Betriebes  der  einschlägigen  Bahnstrecken  bewilligt. 

Bei  den  etwa  garantirten  Strecken  dürfen  die  allfälligen  Kosten  der 
Notirung  der  Effecten  an  in-  und  ausländischen  Börsen,  sowie  die  nach 
Ablauf  der  steuerfreien  Jahre  von  der  Unternehmung  zu  leistenden  Steuern 
in  die  Betriebsreehnungen  als  Ausgabeposten  eingestellt  werden,  bezüglich 
der  Coupons-Stämpelgebühren  ist  diess  nicht  zulässig. 

Für  die  Staatszuschüsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Einkommen- 
steuer zu  entrichten. 

Artikel  IX. 

Der  Bau  der  im  Artikel  l  angeführten  Eisenbahnen  muss  im  Falle  ihrer 
Vergebung  im  Einzelnen  binnen  längstens  zwei  und  einem  halben  Jahre, 
vom  Tage  der  Concessionsertheilung  an  gerechnet,  ausgeführt  und  müssen 
die  fertigen  Bahnen  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  dem  öffentlichen  Verkehre 
übergeben  werden. 

Bei  der  Vergebung  aller  im  Artikel  l  genannten  Strecken  im  Ganzen 
kann  diese  Frist  auf  vier  Jahre,  bei  der  Vergebung  des  im  Artikel  VI  be- 
zeichneten Gesammteomplexes  aber  bis  auf  sechs  Jahre  ausgedehnt  werden. 

Für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  haben  die  Concessionäre 
der  Staatsverwaltung  in  der  von  ihr  zu  bestimmenden  Art  und  Weise 
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entsprechende  Sicherheit  zu  leisten.  Im  Falle  der  Nichterfüllung  jener  Ver- 
pflichtung kann  die  Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

Die  aus  diesem  Aulasse  hervorgehenden  Acte  und  Urkunden  gemessen 
die  Gebühren-  und  Stämpelfreiheit. 

Artikel  X. 

Bei  Sicherstellung  der  im  Artikel  I  sub  a  angeführten  Strecke  nach  den 
Bestimmungen  der  Artikel  III  und  IV  hat  die  Vergebung  der  Bauarbeiten 
abgesondert  von  der  Geldbeschaffung  auf  Grund  des  von  der  Regierung  für 
diese  Bahnstrecke  festzustellenden  Bedingnissheftes  im  Offertwege  statt- 
zufinden. 

Die  Geldbeschaffung  hat  in  diesem  Falle  gleichfalls  im  Offertwoge  zu 
geschehen  und  wird  für  die  auszugebenden  Effecten  der  Minimal  -  Emis- 
sionscours  von  87  fl.  österr.  Währ,  für  100  h\  Silber  festgesetzt. 

Für  alle  Fälle  der  Vergebung  der  in  diesem  Gesetze  genannten 
Strecken  sind  alle  Brücken,  sowie  alle  anderen  namhaften  Bauobjecte  und 
Kunstbauten  aus  Eisen  und  Stein  herzustellen. 

Artikel  XI. 

Die  Dauer  der  Concession  wird  auf  neunzig  Jahre  vom  Tage  der  Eröff- 
nung des  Betriebes  der  conoessionirten  Eisenbahnstrecken  festgesetzt. 

Ueber  die  Modalitäten  der  Garantieleistung  und  der  sonstigen  Conces- 
sionsbestimmungen  kann  bezüglich  der  im  Artikel  I  sub  a  bezeichneten 
Eisenbahnstrecke  mit  der  königlich  ungarischen  Regierung  eine  Verein- 
barung getroffen  werden.  Hiebei,  sowie  b  ei  Feststellung  der  Concessions- 
bestimmungen  für  alle  in  diesem  Gesetze  genannten  Eisenbahnstrecken  ist 
auf  die  Anordnungen  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  in 
Betreff  der  Bedingungen  und  Zugeständnisse  für  die  Unternehmung  des  unter 
dem  Namen  Oesterreichische  Nordwestbahn  zu  erbauenden  Locomotiv-Eisen- 
bahnnetzes  thunlichst  Rücksicht  zu  nehm  en. 

Artikel  XII. 

Die  Regierung  wird  für  den  Fall,  dass  die  sofortige  Sicherstellung  der 
im  Artikel  I  sub  a  bezeichneten  Eisenbahnstrecke  im  Wege  der  Conces- 
sionsertheilung  nicht  als  den  öffentlichen  Interessen  entsprechend  erkannt 
werden  sollte,  ermächtigt,  den  Bau  dieser  Strecke  auf  Staatskosten  in  Angriff 
zu  nehmen. 

Zu  diesem  Zwecke  wird  der  Regierung  für  das  Jahr  1872  eine  Bau- 
dotation vou  2,000.000  fl.  österr.  Währ,  bewilligt,  welcher  Betrag  mittelst 
Contrahirung  einer  schwebenden  Schuld  aufgebracht  werden  kann. 

43 
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Artikel  XIII. 

RUcksiclitlicli  des  Anschlusses  der  im  Artikel  VI  erwähnten  Eisenbahn- 
strecken  an  das  russische  Eisenbahnnetz  und  rücksichtlich  des  Betriebs- 
dienstes in  den  gemeinschaftlichen  Wechselstationen  bleibt  die  Festsetzung 
der  diessfiilligen  Bestimmungen  dem  Abschlüsse  des  Staatsvertrages  mit  der 
kaiserlich  russischen  Regierung  vorbehalten  und  sind  die  Concessioniire  zu 
verpflichten,  sich  den  Bestimmungen  dieses  Staatsvertrages  und  den  daraus 
für  sie  erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

Artikel  XIV. 

Der  Handels-  und  der  Finanzrainistcr  sind  mit  der  Durchführung  dieses 
Gesetzes  beauftragt. 

Laxenburg,  am  29.  Juni  1872. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Aiersperg  m.  p.         BaifciB«  m.  p.         Freti«  m.  p. 
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l. 

Coneession  vom  10.  August  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  133  und 

C.  Bl.  Nr.  69, 

zam  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotirelsenbahn  mit  Zthnrad  bei  rieb  von  Nussdorf  auf  das  Plateau 

des  Kahlenberg«. 

Auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung  ertheilc  ich  der  Unionhank  im 
Vereine  mit  den  Herren  Victor  Ritter  von  Ofenheim  und  Dr.  Joseph  Ritter 
von  Winiwarter  die  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiveisen- 
bahn  mit  Zahnradbetrieb  von  Nussdorf  auf  das  Plateau  des  Kahlenberges 
bei  Josephsdorf  auf  die  Dauer  von  Vierzig  Jahren  unter  nachstehenden 
Bedingungen : 

I. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  und  die  Betrit  bsein rich- 
tung  der  Bahn  vollkommen  kunstgerecht,  nach  Massgabe  der  \on  dem 
Handelsministerium  zu  genehmigenden  Pläne,  herzustellen  und  einzurichten. 

Allfällige ,  von  den  Concessionären  als  wlinschenswerth  erachtete 
Aenderungen  in  den  Projecten  bleiben  der  Genehmigung  des  Handelsmini- 
steriums vorbehalten. 

Die  Concessioi  Ire  sind  verpflichtet,  beim  Bau  sich  nicht  nur  naoh  den 
bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen, 
sondern  vielmehr  alh  n  nach  dem  Resultate  der  politischen  Begehung  oder 
auch  später  im  Interesse  des  Öffentlichen  Verkehres  und  der  öffentlichen 
Sicherheit  nothwendig  befundenen  Anordnungen  des  Handelsministeriums 
bezüglich  der  Ausführung  des  Baues,  der  Betriebseinrichtung  und  der 
Betriebs führung  in  jeder  Richtung  zu  entsprechen. 

Die  Concessionäre  sind  nur  zur  Herstellung  eines  Geleises  verpflichtet, 
haben  aber  das  Recht,  die  Bahn  jederzeit  nach  ihrem  Ermessen  zweispurig 
anzulegen. 

Alle  Unterbauobjecte  und  Kunstbauten  sind  sogleich  definitiv  aus  Eisen 
und  Stein  herzustellen. 
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Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  während  des  Baues  Vorkehrungen 
zu  ti  eften,  dass  der  Verkehr  auf  den  bestehenden  Wegen  und  Verbindungs- 
mitteln nicht  unterbrochen,  noch  an  Grundstücken  und  Gebäuden  Schaden 
zugefügt  werde. 

in. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  Eisenbahnlinie  binnen 
sechs  Monaten,  vom  heutigen  Tage,  zu  beginnen  und  binnen  einem  weiteren 
Jahre  zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  über 
geben,  widrigenfalls  dieso  Couccssion  als  erloschen  zu  betrachten  sein 
würde. 

Die  Verpflichtung  des  Bahnbetriebes  erstreckt  sich  nur  auf  den  Zeit- 
raum vom  15.  April  bis  15.  October  und  auf  die  Einrichtung  je  eines  in  der 
Bergfahrt  und  in  der  Thalfahrt  verkehrenden  Zuges. 

Es  steht  jedoch  den  Concessionären  frei,  nach  dem  jeweiligen  Bedürf- 
nisse und  der  Leistungsfähigkeit  der  Bahn  die  Zahl  der  täglich  fahrplan- 
niässig  verkehrenden  Züge  zu  vermehren  und  auch  Separatzlige  einzu- 
richten. 

Ueber  den  Beginn  und  Seh  Ines  des  Betriebes  ist  dem  Handelsmini- 
sterium Anzeige  zu  erstatten,*  die  Fahrpläne  sind  dem  Handelsministerium 
vorzulegen  und  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unterziehen. 

IV. 

« 

Der  Betrieb  der  Bahn  kann  erst  eröffnet  werden,  wenn  das  Handels- 
ministerium auf  Grund  einer  mit  Rücksicht  auf  die  vollkommene  Sicherheit 
ihrer  Benützung  vorgenommenen  Untersuchung  und  Erprobung  derselben 
in  all  ihren  Bestandteilen  die  Bewilligung  hiezu  erthejlt  hat. 

Auch  nach  Inbetriebsetzung  der  Bahn  ist  die  Regierung  jederzeit 
belugt,  eine  solche  Untersuchung  anzuordnen. 

Sollte  die  in  Folge  einer  Untersuchung  von  der  Regierung  angeordnete 
Beseitigung  von  Mängeln  nicht  sofort  erfolgen,  so  ist  der  Regierung  vor- 
behalten, die  geeigneten  Massregcln  zur  Abhilfe  auf  Kosten  der  Conces- 
sionäre nach  ihrer  Wahl  zu  treffen  und  eventuell  die  Betriebseinstellung  zu 
verfügen. 

V. 

Die  Concessionäre  haben  die  Verpflichtung: 
a)  Die  Briefpost  und  den  dieselbe  eventuell  begleitenden  Postbediensteten 
mit  den  pflichtmassigen  Zügen  (2),  sowie  die  Aufsichtsorgane  der 


Digitized  by  Google 


Zahnradbahn  auf  den  Kahlenberg. 


671 


k.  k.  Generalinspeetion  und  die  polizeilichen  Sicherheitsorgane  im 
Dienst  mit  allen  fahrplanmäßigen  Zügen  unentgeltlich  zu  befördern; 
b)  längs  der  Bahn  eine  elektro-magnetische  Telegraphcnleitung  für  Be- 
triebszwecke entweder  selbst  herzustellen  oder  durch  die  Staatstele- 
graplicn-Verwaltung  gegen  Vergütung  der  Kosten  herstellen  zu  lassen. 
Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  längs  der  stehenden 
Säulen  Staatstclegraphendräthe  nach  Bedarf  anzubringen ;  es  kann  aber  auch 
die  Betriebstelegraphenleitung  zur  Beförderung  von  Staats-  und  Privat- 
depeschen beniitzt  werden. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Herstellung  und  Instandhaltung 
der  Leitung  und  die  Benützung  des  Betriebsdrahtes  für  andere  als  Betrieba- 
zwecke.  bleiben  einem  speciellen  l'ebereinkommen  zwischen  der  Staatstele- 
graphen-Verwaltung und  den  Concessionären  vorbehalten. 

VI. 

Den  Concessionären  wird  gestattet,  folgende  Maximal-Tarifsätze  einzu- 
heben: 

a)  Bei  Personen: 

für  die  Bergfahrt  per  Person  1  fl.  —  kr., 

„    „  Thalfahrt   „      „   -  „  70  „ 

Kinder  unter  zwei  Jahren,  die  auf  dem  Schosse  gehalten  werden,  sind 

frei. 

/; )  Bei  Sachen  :  Gepäck  der  Reisenden : 

für  die  Bergfahrt  per  Zollcentner  50  kr. 

„    „  Thalfahrt  „  „   35  „ 

Hierbei  soll  jedes  Colli  unter  50  Pfund  mit  einem  halben  Centner, 
jedes  Colli  über  50  Pfund,  jedoch  unter  einem  Centner,  für  einen  ganzen 
Centner  gerechnet  werden. 

Für  den  Fall,  als  eine  Waarenbeförderung  eintreten  würde,  sollen 
für  die  Bergfahrt  per  Zollcentner  höchstens  ....  25  kr. 
„    „  Thalfahrt    „         „  „         .   .  .   .  17«/,  „ 

eingehoben  werden. 

Die  Tarifsätze,  sowie  die  Bestimmungen  über  die  Aufnahme  und  Beför- 
derung von  Personen  und  Sachen,  Uber  die  hieraus  erwachsende  Haftpflicht, 
dann  über  die  Lieferungszeit,  sind  dem  Handelsministerium  vorzulegen  und 
öffentlich  kundzumachen. 

Bezüglich  der  Fahr-  und  Frachtpreise  hat  Niemand  auf  eine  besondere 
Begünstigung  Anspruch. 
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VII. 

Hinsichtlich  des  Betriebes  und  Bahndienstes  sind  von  den  Conces- 
sionären  das  Betriebsreglement  und  die  verschiedenen  Instructionen  für  die 
Bahnbediensteten  auszuarbeiten  und  dem  Handelsministerium  zur  Geneh- 
migung vorzulegen. 

VIII. 

Die  Regierung  wird  zur  Ueberwaehung  des  Unternehmens  einen 
Commissär  bestellen,  welchem  im  Falle  der  Bildung  einer  Aetiengesellsehsft 
auch  das  Recht  zustehen  wird,  den  Sitzungen  des  Verwaltungs-Ausschusses, 
sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  bei- 
zuwohnen und  allfällige,  dem  Staatsinteresse  zuwiderlaufende  Verfügungen 
zu  sistiren. 

Für  die  mit  dieser  Ueberwaehung  verbundene  Geschäftslast  haben  die 
Concessionäre  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatssehatz  zu 
leisten,  deren  Höhe  das  Handelsministerium  bestimmen  wird 

IX. 

Den  Concessionären  wird  ferner  die  Coneession  für  eine  von  Unter- 
Döbling,  und  eventuell  von  Heiligenstadt  über  das  Krapfenwäldehen,  auf 
das  Plateau  des  Kahlenbergs  führende  Bergbahn  mit  Zahnradbetrieb  unter 
der  Bedingung  ertheilt.  dass  sieh  bei  der  Prüfung  des  Detailprojectes  keine 
Anstände  gegen  dessen  Durchführung  ergeben. 

Die  näheren  Bedingungen  rücksiehtlieh  des  Baues  und  Betriebes  dieser 
Linie  werden  nachträglich  festgestellt  werden. 

BanhnDs  m.  p. 
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Zahnradbahn  auf  die  Spitze  des  Schafberges. 

:  —  

1. 

Concession  vom  10.  August  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  134  und 

C.  Bl.  Nr.  69, 

zum  Bau  und  Betrieb  einer  l.ocumotiveisenbahn  mit  Zahnradbetrieb  von  St.  Wollgaug  auf  dir 

Spitze  des  Schafberges. 

Auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung  ertheile  ioh  dem  Berthold 
Currant  und  Carl  Peusena  die  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Loco- 
motiveiaenbahn  mit  Zahnradbetrieb  von  St.  Wolfgang  auf  die  Spitze  dos  Schaf- 
berges auf  die  Dauer  von  vierzig  Jahren  unter  nachstehenden  Bedingungen : 

1.  Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  und  die  Betriebaeiu- 
richtung  der  Bahn  vollkommen  kunstgerecht,  nach  Massgabe  der  von  dem 
Handelsministerium  zu  genehmigenden  Pläne,  herzustellen  und  einzurichten. 

Allfällige,  von  den  t'oncessionären  als  wünschenswerth  erachtete 
Aenderungen  in  den  Projeeten  bleiben  der  Genehmigung  des  Handelsmini- 
steriums vorbehalten, 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  beim  Bau  sich  nicht  nur  nach  den 
bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen, 
sondern  vielmehr  allen  nach  dem  Resultate  der  politischen  Begehung  oder 
auch  später  im  Interesse  des  öffentlichen  Verkehres  und  der  öffentlichen 
Sicherheit  nothwendig  befundenen  Anordnungen  des  Handelsministeriums 
bezüglich  der  Ausführung  des  Baues,  der  Betriebseinrichtung  und  der 
Betriebsführung  in  jeder  Richtung  zu  entsprechen. 

Die  Concessionäre  sind  nur  zur  Herstellung  eines  Geleises  verpflichtet, 
haben  aber  das  Recht,  die  Bahn  jederzeit  zweispurig  anzulegen.  Alle  Unter- 
bauobjecte  und  Kunstbauten  sind  definitiv  aus  Eisen  und  Stein  herzustellen. 

2.  Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  während  des  Baues  Vor- 
kehrungen zu  treffen,  dass  der  Verkehr  auf  den  bestehenden  Wegen  und 
Verbindungsmitteln  nicht  unterbrochen,  noch  an  Grundstücken  und  Gebäuden 
Schaden  zugefügt  werde. 

3.  Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  Eisenbahnlinie 
binnen  neun  Monaten,  vom  heutigen  Tage,  zu  beginnen  und  spätestens  bis 
1.  Juni  1874  zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre 
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zu  Ubergeben,  widrigenfalls  diese  Concession  als  erloschen  zu  betrachten 
sein  würde. 

Die  Verpflichtung  des  Bahnbetriebes  erstreckt  sich  nur  auf  die  Berg- 
touristen-Saison  und  auf  die  Einrichtung  je  eines  täglich  in  der  Bergfahrt 
und  in  der  Thalfahrt  verkehrenden  Zuges.  Es  steht  jedoch  den  Conces- 
sionären  frei,  nach  dem  jeweiligen  Bedürfnisse  und  der  Leistungsfähigkeit 
der  Bahn  die  Zahl  der  täglich  fahrplanmässig  verkehrenden  Züge  zu  ver- 
mehren und  auch  Separatzüge  einzurichten. 

Ueber  den  Beginn  und  den  Schluss  des  Betriebes  ist  dem  Handels- 
ministerium Anzeige  zu  erstatten;  die  Fahrpläne  sind  dem  Handelsmini- 
sterium vorzulegen  und  stets  öffentlich  kundzumachen. 

4.  Der  Betrieb  der  Bahn  kann  erst  eröffnet  werden,  wenn  das  Handels- 
mini8terium  auf  Grund  einer,  mit  Rücksieht  auf  die  vollkommene  »Sicherheit 
ihrer  Benützung  vorgenommenen  Untersuchung  und  Erprobung  derselben  in 
all  ihren  Bestandteilen  die  Bewilligung  hiezu  ertheilt  hat. 

Auch  nach  Inbetriebsetzung  der  Bahn  ist  die  Regierung  jederzeit 
befugt,  eine  solche  Untersuchung  anzuordnen. 

Sollte  die  in  Folge  einer  solchen  Untersuchung  von  der  Regierung 
angeordnete  Beseitigung  von  Mängeln  nicht  sofort  erfolgen,  so  ist  der 
Regierung  das  Recht  vorbehalten,  die  geeigneten  Massregeln  nach  ihrer 
Wahl  zur  Abhilfe  auf  Kosten  der  Coneessionäre  zu  treffen,  eventuell  auch 
die  Einstellung  des  Betriebes  zu  verfügen. 

5.  Die  Coneessionäre  haben  die  Verpflichtung  : 

a )  Die  Briefpost  und  den  dieselbe  eventuell  begleitenden  Postbediensteten 
mit  den  pflichtmässigen  (2)  Zügen,  sowie  auch  die  Aufsichtsorgane  der 
k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  (Eisenbahnen  und  die 
polizeilichen  Sicherheitsorgane  im  Dienste  mit  allen  Zügen  unentgelt- 
lich zu  befördern  | 

b )  längs  der  Bahn  eine  elektro-magnetische  Telegraphcnleitung  für  Bo- 
triebszwecke  entweder  selbst  herzustellen  oder  durch  die  Sjaatstele- 
graphen- Verwaltung  gegen  Vergütung  der  Kosten  herstellen  zu  lassen. 
Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  längs  der  stehen- 
den Säulen  Staatstelegraphendrähte  nach  Bedarf  anzubringen;  es  kann  aber 
auch  die  Betriebstelegrapheuleitung  zur  Beförderung  von  Staats-  und  Privat- 
depeschen benützt  werden. 

Die  näheren  Bestimmungen  Uber  die  Herstellung  und  Instandhaltung 
der  Leitung  und  die  Benützung  des  Betriebsdrahtes  für  andere  als  Betriebs- 
zwecke bleiben  einem  speeiellen  Uebereinkommen  zwischen  der  Staatstele- 
graphenverwaltung und  den  Coneessionären  vorbehalten. 

6.  Den  Coneessionären  wird  gestattet,  beim  Transporte  folgende  Maxi- 
malbeträge einzuheben: 
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a  )  Bei  Personen : 

für  die  Bergfahrt 
„    „  Thalfahrt 


2«/a  fl.  österr.  Währ. 
1  Vi  -      i      .  ü 


Rinder  unter  zwei  Jahren,  welche  auf  dem  Schosse  gehalten 
werden,  sind  von  der  Entrichtung  einer  Gebühr  frei. 

b)  Bei  Sachen,  und  zwar  sowohl  Gepäck  der  Reisenden,  als  auch  bei 
anderen  Waaren  50  kr.  österr.  Währ,  per  Zollcentncr. 
Die  Tarifsätze,  sowie  die  Bestimmungen  Uber  die  Aufnahme  von 

Personen  und  Sachen,  über  die  hieraus  erwachsende  Haftungspflicht,  dann 

über  die  Lieferungszeit,  sind  dem  Handelsministerium  anzuzeigen  und  der 

öffentlichen  Kundmachung  zu  unterziehen. 

Bezüglich  der  Fahr-  und  Frachtpreise  hat  Niemand  auf  eine  besondere 

Begünstigung  Anspruch. 

7.  In  Ansehung  des  Betriebes  haben  die  Concessionäre  das  Betriebs- 
Reglement  und  die  verschiedenen  Pienstes-lnstructionen  auszuarbeiten  und 
dem  Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

8.  Die  Regierung  wird  zur  Ueberwachung  des  Unternehmens  einen 
Commissär  bestellen,  welchem  im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft 
auch  das  Recht  zustehen  wird,  den  Sitzungen  des  Vcrwaltungs-Ausschusses, 
sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  bei- 
zuwohnen und  allfällige,  dem  Staatsinteresse  zuwiderlaufende  Verfügungen 
zu  sistiren. 

Für  die  mit  dieser  Ueberwachung  verbundene  Geschäftslast  haben  die 
Ooncessionäre  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu 
leisten,  deren  Höhe  das  Handelsministerium  bestimmen  wird. 


Banhans  m.  p. 
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Dr.  II  Hu  rieh  Bitter  von  Wittek. 
Erstes  Ergänzungsheft. 

Zweiter  Abschnitt,  zweite  Lieferung,  enthaltend  die  vom  1.  August  1871  bis  Ende 
October  1872  erllossenen  Nachtrage  zum  besonderen  Theile. 


WIEN. 

Druck  und  Verlag  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei. 

1873. 


VTYY~~*  fr"  O 


t 


Übersicht  des  Inhaltes. 


K.  k.  priv.  Dniester  Hahn  

K.  k.  priv.  Erzherzog  Alhrecht-Hahn  

K.  k.  priv.  Braunaii-Strasswulchener  Kisenbahn   ;!(>!' 

Wien-BIunmuer  Kisenbahn   59? 

Wien-Pottendorf-Wr.-Neustiidler  Hahn   (113 

Bozen-Meraner  Eisenbahn  .   62? 

Eisenbahn  von  Liebenau  nach  KuseliM'arda  nebst  Klögelhahnen   H43 

Kisenbahn  von  KJosI ergrab  gegen  Pirna   üiii 

Eisenbahn  von  Tarnnw  nach  Lcluchow  nebst  Zweig-  und  Verbindungsbahnen  .   .   .  HÖ3 

Zahnradbahn  auf  den  Kahlenberg   tftiü 

Zahnradbahn  auf  die  Spitt«  des  Schafherge.s   H7Ä 


In  der  k,  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei  in  Wien  ist  erschienen: 


Sammlung 

drr  das 

Oesterreichische  Eisenbahnwesen 

betreffenden 

Gesetze,  Verordnungen,  Staatsverträge 

und 

Constitutiv-Urkunden. 

Ini  Auftrage  des  k.  k.  Hunde  Isuii  uisteri  nutl  z  u  > a  m  uicugcs  t  eil t 

von 

den  k.  k.  Mlui»teri».l-S«?cri!t»reu 

Joseph  PoUaneto  und  l>r.  Heinrich  Rittet*  von  Wittel;. 


I.  Heft.  Einleitung.  (Wirkungskreis  der  Behörden»— (C'oncessionirnngs- 

und  Bau-Vorschriften)  2.  Auflage  —  fl.  60  kr. 

II«  Heft.  Constitutiv-Urkunden  von  Bahngesellschafteo)  2.  Auflage  .  —  „  80  - 

III.  Heft.  ' Betrieb«  -uud  Verkehre- Vorschriften)  2.  Auflage   1  „  00  n 

IV.  Heft.  (Constitutiv-Urkunden  von  Bahngesellschaften)   1  „  —  „ 

V.  Heft.  < Finanz- Vorschriften)—  Besonderer  Theil  (Staats  vertrage j  .  1  „  00  „ 
Tl.  Heft.  'Constitutiv-Urkunden  von  Bahugcscllsehaften)   I  „  20  „ 

VII.  Heft.  Anhang  zum   allgemeinen   Theile.     Militär- Vorschriften^ 

2.  Annage   1  „  50  „ 

VIII.  Heft.  •  r(ui>titutiv-Urkunden  von  Bahngesellschaften   1  „  —  „ 

IX.  Heft.  (Constitutiv-Urkundeu  von  BahngeselUchafteu.i   1  „  80  „ 

X.  Heft.  fConstitutiv-Urkunden  von  Bahngesellschaften  j   1  „  20  „ 

XI.  Heft,  'Constitutiv-Urkunden  von  Bahugesellschafteu  )   I  „  —  „ 

XII.  Heft.  Nachträge  zur  Einleitung,  zum  allgemeinen  und  zum  beson- 
deren Theile   1  ,  00  , 

XIII.  Heft.  I.  Ergänzuugsheft:    Nachträge  zum  allgemeinen  Theile 

bis  Knde  Juni  1872   1  „  40  „ 

XI?.  Hett.  I.  Ergäuzuugsheft:  Erste  Lieferung  der  Nachträge  zum 

besonderen  Theile  bis  Ende  öctober  1S72  1  . ,40  . 

XV.  Heft.  L  Ergänzungsheft:  Zweite  Lieferung  der  Nachträge  zum 

besonderen  Theile  bis  Ende  Oerober  IS72   1  „  30  „ 


